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Drnck  Ton  Job.  Falk  III.  Söhne,  liainz. 


jeit  den  Tagen  Reginos  von  Prüm  und  Bischof  Burchards 
von  Worms  hat  Deutschland  an  der  Ausbildung  der 
kirchlichen  Rechtswissenschaft  hervorragenden  Anteil 
genommen.  Als  durch  das  Dekret  des  Italieners  Gratian  ein 
Einigungspunkt  kanonistischer  Studien  geschaffen  war,  haben 
nicht  bloss  Deutsche,  wie  der  Verfasser  der  Summa  Colo- 
niensis,  sein  Werk  zur  Grundlage  ihrer  literarischen  Thätigkeit 
genommen;  es  war  selbst  einem  Johannes  Teutonicus^  dessen 
Beiname  seine  Abstammung  verräth,  vergönnt ,  in  der  Glossa 
ordinaria  zu  Gratians  Werk  das  Ergebniss  jahrzehntelanger 
Forschung  der  verschiedenen  Nationen    zusammenzufassen. 

Am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  und  zum  Beginn  des 
folgenden  konnte  sich  Deutschland  einer  Anzahl  von  Canonisten 
rühmen,  die  ebenso  dem  Praktiker  wie  dem  Theoretiker  be- 
kannt sind.  Die  Namen  eines  Engel,  Pirhing,  Reiffenstuel, 
Leuren,  Schmalzgrueber,  Pichler  etc.  sind  heutzutage  in  Italien 
bezw.  in  Rom  sogar  mehr  bekannt  und  genannt,  als  im 
Gebiete  der  deutschen  Sprache. 

Als  die  von  Hugo  und  Savigny  begründete  Richtung  in 
erhöhtem  Masse  die  Aufmerksamkeit  auf  das  geschichtliche 
Werden  des  Rechtes  lenkte,  da  reiften  unter  dem  Einflüsse 
der  historischen  Schule  in  Deutschland  eine  Reihe  ausge- 
zeichneter kirchenrechtlicher  Arbeiten.  Die  Forschungen 
über  die  Quellen  des  Kirchenrechts,  welche  im  18.  Jahr- 
hundert von  den  Ballerini  und  von  Berardi  so  ruhmvoll  in  Italien 
begonnen  worden  waren,  wurden  in  Deutschland  mit  den  ver- 
mehrten Hfllfsmitteln  der  Zeit  fortgesetzt.  Die  Dogmatik  des 
Kirchenredits  suchte,  indem  sie  den  Veränderungen,  welche 
die  kirchenrechtlichen  Normen  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
erfahren  hatten,  mit  grösserem  Eifer  als  fHlher  nachging, 
um  80  schärfer  das  Wesen  des  Rechtssatzes  zu  erfassen. 

So  bedeutend  aber  auch  die  Leistungen  Deutschlands  auf 
dem  Gebiete  des  Kircbenrechts  in  unserem  Jahrhundert  sind. 


so  harren  doch  auch  des  jetzigen  Geschlechts  noch  grosse 
und  wichtige  Aufgaben.  Ein  grosser  Theil  der  kanonistischen 
Sammlungen  und  der  Schriften  der  Kanonisten  des  Mittelalters 
ist  nur  handschriftlich  vorhanden ;  viele  Institute  des  Kirchen- 
rechts bedürfen  eingehender  monographischer  Behandlung ;  die 
grossen  prinzipiellen  Fragen  über  das  Verhältniss  von  Kirche 
und  Recht,  Kirche  und  Staat,  die,  wie  alle  prinzipielle  Fragen, 
in  unsern  Tagen  deutlicher  als  früher  dem  geistigen  Auge 
gegenübertreten,  bieten  ein  weites  Feld  fruchtbringender 
Thätigkeit. 

Wie  jeder  Zweig  der  Rechtswissenschaft,  so  hat  auch 
das  Kirchenrecht  mit  dem  Leben  in  fortwährender  Fühlung 
zu  bleiben.  Die  Aktenstücke  unserer  Tage  sind  für  dasselbe 
von  der  nämlichen  Bedeutung,  wie  die  Dokumente  der  Ver- 
gangenheit. 

„Wir  werden",  wie  Prof.  von  Moy  in  den  einleitenden 
Bemerkungen  zum  1.  Band  unseres  „Archivs"  (Inns- 
bruck 1857)  sagte,  „das  Kirchenrecht  daher  stets  in  seinen 
Beziehungen  zum  praktischen  Leben  und  in  seinem  Zusammen- 
hang mit  den  übrigen  Zweigen  der  Rechtswissenschaft  auf- 
fassen und  darlegen".  Prof.  Vering,  der  mehrere  Jahre  mit 
Prof.  von  Moy  und  zuletzt  allein  das  „Archiv  f.  k.  K.-R." 
leitete,  suchte  nach  Kräften  den  Absichten  des  Gründers 
desselben  gerecht  zu  werden. 

Als  nach  dem  Tode  Vering's  der  Unterzeichnete  ein- 
geladen wurde,  die  Leitung  der  Zeitschrift  zu  übernehmen, 
glaubte  er  im  Interesse  der  Katholiken  deutscher  Zunge,  die 
dringend  eines  Mittelpunktes  ihrer  kirchenrechtlichen  Studien 
bedürfen,  sich  dieser  Aufgabe  nicht  entziehen  zu  dürfen. 
Die  erhöhten  Ansprüche,  welche  gegenwärtig  an  eine  wissen- 
schaftliche und  zugleich  praktische  Zeitschrift  gestellt  werden, 
legten  aber  andererseits  der  neuen  Redaktion  die  Pflicht  auf, 
eine  Neuordnung  derselben  vorzunehmen. 

Das  „Archiv  für  katholisches  Kirchenrecht"  soll  nun  in 
Viertel  Jahresheften,  jedes  Heft  zu  wenigstens  12  Bogen,  zum 
ermässigten  Preise  von  10  Mark  erscheinen  und  durch  seinen 
Inhalt  die  Wünsche  des  Theoretikers  wie  des  Praktikers 
befriedigen.  Der  erste  und  zwar  grössere  Theil  (I)  eines 
jeden  Heftes  wird  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  des 
E^irchenrechts  bringen;  die  folgenden  Theile  (II  u.  III)  sollen 
kirchliche  und  staatliche  Aktenstücke  und  Entschei- 


dangen,  sofern  sie  für  das  Kirchenrecht  von  Bedeutung 
und  von  allgemeinem  Interesse  sind,  sammeln.  Der  IV.  Theil 
soU  kleinere  Mittheilungen  mehr  praktischen  Inhalts 
aus  den  einzelnen  Zweigen  des  Kirchenrechts  und  der  kirch- 
lichen Verwaltung  enthalten.  Endlich  wird  der  Literatur 
der  Kirchenrechtswissenschaft  und  der  verwandten  Disciplinen 
(V.  Theil)  besondere  Sorgfalt  gewidmet  werden:  neben  Re- 
censionen  und  einem  Bücherverzeichnisse  wird  das 
Archiv  auch  regelmässig  eine  Zeitschriftenschau  bringen 
und  so  das  Bild  vervollständigen,  welches  die  Zeitschrift  den 
Pflegern  und  Freunden  der  von  ihr  vertretenen  Wissenschaft 
zu  geben  hofft. 

Die  Redaktion  des  Archivs  bittet  die  Katholiken  Deutsch- 
lands, Oesterreichö  und  der  Schweiz  dringend  um  werkthätige 
Unterstützung,  damit  das  altbewährte  katholische  Organ  in 
Erreichung  seiner  Ziele  immer  mehr  gefördert  werde.  Die 
Arbeiten,  welche  das  Archiv  bringen  wird,  legen  hoffentlich 
fortan  in  erhöhtem  Masse  Zeugniss  von  dem  Interesse  ab,  das 
die  Katholiken  dem  Rechte  ihrer  Kirche  entgegenbringen.  In 
einer  Zeit,  welche  die  reichsten  Hülfsmittel  bietet,  das  Recht 
sowohl  in  seinem  Wesen  und  Werden,  wie  in  seiner  prak- 
tischen Anwendung  zu  erfassen,  werden  unter  den  deutschen 
Katholiken  die  Männer  nicht  fehlen,  welche  sich  arbeitsfreudig 
derselben  bedienen,  um  das  hehre  Werk  des  göttlichen  Stifters 
der  Kirche  in  seiner  rechtlichen  Grundlage  und  Ausgestal- 
tung besser  und  gründlicher  verstehen  zu  können. 

Freiburg  i.  B.,  30.  December  1896. 

Dr.  Frsnz  Heiner. 
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I.    Abhandlungen. 


1«    Dispensation  und  Dispensationswesen 

in  ihrer  gesehielUüchen  Eniwickelung  bis  eum  IX.  Jahrhundert. 

Von  Maria  Albert  Stiegler, 

I.  Kapitel. 

§,  1.   Otxovofiia,  dispensatio.     WarterJdärung. 

DispeQsare  bezeichnet  nach  Varro  ^)  und  Festns  ^  das  Zawägen 
einer  Geldsmnme  beim  Aaszahlen  eines  Betrags.  Da  dieses  Geschäft 
za  den  Obliegenheiten  des  Hausverwalters  gehörte,  übertrug  man  den 
Begriff  der  dispensatio  auf  dessen  gesammte  Thätigkeit.  Dieser  Be- 
deutung von  dispensare  entspricht  das  griechische  olxovofielv '). 
OlxovofAta  und  dispensatio  beissen  demnach  Verwaltung.  In  dieser 
Bedeutung  finden  sich  otxovofita  und  dispensatio  in  der  hl.  Schrift. 
Christus  spricht^)  von  einem  treuen  und  verständigen  Haushalter, 
9iciatop  otxov6(ioc  xal  9p6vijAO(;,€  und  in  dem  Gleichnis  vom  reichen 
Mann^)  ist  die  Rede  von  einem  Schaffner,  »olxovofio^,  yillicu8,c  der 
für  seine  Verwaltung,  tolxovofiia,  viIlicatio,€  Rechenschaft  ablegt*). 
In  demselben  Sinne  kennen  die  römischen  Rechtsquellen'')  den  dis- 
pensator,  griechische  Schriftsteller^)  den  olxovöfAOc 

Als  Grundbedeutung  von  oixovojüieTv,  dispensare  ergiebt  sich  hier- 
nach: verteilen,  verwalten,  leiten,  ordnen  =  disponere,  curare,  ad- 

1)  De  Ungaa  latina,  ed.  Müller,  Lips.  1839,  p.  71:  »ab  aere  pendendo 
dispensator.c  —  2)  De  verboram  significatioDe,  ed.  MlUler^  Lips.  1839,  p.  72: 
»Dispensatores  dicti,  qui  aes  pensantes  expendebant,  non  adnamerabant.c  — 
-3)  Stephanus,  Tbesanras  graecae  linguae.  Paris.  1842—46,  unter  o{xovo;x^v.  Eine 
andere  Ableitung  kennt  Cyrill  in  seinen  Erklärungen  zn  Lnkas  16,  12:  »o?xo- 
^{Aoi  Y^p  ^i^fn^tax  mcpot  Tq>  ta  olxsta  ix^atco  v6[Afitv ;«  (Mai,  Nova  Patmm  bibliotheca, 
Born.  1847,  II.  348).  Er  leitet  also  o{xovo|ji^v  ab  von  olx^— v^^jieiv  nnd  nicht  von 
o{»ov-W)jis(v.  —  4)  Lnk.  12,  42,  —  5)  LnL  16, 12.  —  6)  Andere  hierher  gehörige 
Stellen:  Epb.  1, 10;  3,  2.  9;  Coloss.  1,  25  ;  1.  Timotb.  1,4;  Tit  1,7;  1.  Petr.  4, 16 
1.  Corintb.  9, 17  werden  die  Apostel  o?xov^|aoi  (xu(TT7)p{co>  {^eou  -  dispensatores  myste- 
riomm  Dei  genannt;  vgl.  1.  Cor.  4, 12.  —  7)  L.  51,  62,  D.  de  solnt.  et  liberat. 
46,  3;  in  1.  166.  D.  de  verb.  signif.  50,  16  beisst  dispensator  derjenige,  »qni 
rasticaram  remm  rationes  dispenset.«  —  8)  DiesbezQgliebe  Stellen  siebe  bei 
Stephanus^  Tbesannis  graecae  lingnae,  Paris.  1842—46,  sab  oIxovojai«,  oIxo- 
v6{ioi  and  o2xovo(Ucü.  —  leidor  sagt  in  seinen  Etymologieen :  »Dispensator  voca- 
tar,  cai  creditar  administratio  pecaniaram.  Et  ideo,  qaia  prias,  qui  dabant, 
pecnniam  non  namerabant  eam  sed  appendebant« ;  Migne,  Gursas  patrologiae,  82,. 
574,  n.  67. 
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4  Dispensation  und  Dispensationswesen. 

ministrare,  ordinäre.    In  dieser  Bedeutung  bat  sich   das  Wort  bis 
auf  unsere  Zeit  erbalten  ^). 

Die  Kirchenväter  pflegen  eine  besondere  Thätigkeit  der  gött- 
lichen Vorsehung  als  Dispensation  zu  bezeichnen.  Sie  gehen  dabei 
von  dem  Oedanken  aus^  dass  Oott  die  Menschheit  nicht  allein  aU 
Ganzes  leitet,  sondern  auch  jeden  Einzelnen  zu  dem  von  ihm  frei 
gewählten  Ziel  hinfährt').  Dies  thut  er  vermittelst  der  Dispensa- 
tion. Origenes  sagt  z.  B.:  Wie  der  Hausvater  unter  seiuen  Knechten 
zur  Ausführung  der  schwierigsten  Arbeiten  den  tüchtigsten  auswählt 
und  jedem  derselben  überhaupt  eine  seinem  Können  entsprechende 
Thätigkeit  zuweist ,  ebenso  handelt  auch  Gott  mit  den  Menschen ; 
als  ein  guter  Dispensator  bedient  er  sich  der  sittlichen  Anlage  jedes 
Einzelnen,  um  ihn  diejenigen  Werke  hervorbringen  zu  lassen,  welche 
dessen  Wille  sich  ausgewählt  hat').  Dispensationen  wären  hiernach 
die  geheimen  Wege,  auf  denen  Gott  die  Menschen  leitet.  »Per  eins 
providentiam  dispensamur  in  vitale  sagt  derselbe  Kirchenschrift- 
steller ^).  Eine  Dispensation  in  diesem  Sinne  ist  es  auch,  dass  die 
göttliche  Weisheit  den  einen  Beichtum  in  den  Schoss  schüttet, 
andere  aber  am  Notwendigen  darben  lässt^),  wenn  die  Verbrechen 
der  einen  für  andere  Glück  und  Segen  bringen^),  wenn  den  einen 
das  Evangelium  gepredigt,  andern  dagegen  versagt  wird^).  So  Ori- 
genes. In  allen  diesen  Stellen  heist  olxovofxia  so  viel  als  »Leitung, 
Verwaltung,  Batschluss,  Führungc,  jedoch  knüpft  sich  daran  stets 
eine  ganz  charakteristische  Nebenbedeutung^  nämlich  die,  dass  Gott 
vermittelst  solcher  Dispensationen  stets  etwas  Abweichendes  ge- 
schehen lässt,  abweichend  von  dem,  was  sonst  der  menschliche  Ver- 
stand in  derartigen  Fällen  erwartet,  und  das  er,  falls  ihm  die  Ent- 
scheidung über  die  Sache  zugestanden  hätte,  anders  gethan  haben 
würde.  Hätte  er  doch  z.  B.  die  irdischen  Güter  gleichmässig  ver- 
teilt und  die  Gnade  des  Evangeliums  allen  Menschen  zukommen  lassen. 
So  würde  ein  Mensch  handeln;  anders  handelt  aber  Gott.  Dieser 
leitet  die  Menschheit  auf  verborgenen  Wegen,  welche  sich,  vom 
rein  menschlichen  Standpunkt  aus  betrachtet,  darstellen  als  Dispen- 
sationen, als  Handlungsweisen,  die  abweichen  von  dem,  was  die  na- 

1)  Vgl.  z.  B.  die  Samrae  Stephans  von  Tonrnay  zoiii  Dekret  Gratians, 
woselbst  dispensare  umschrieben  ist  mit  disponere,  prondere;  ed.  Schultet 
Giessen,  1891,  p.  110  zu  D.  89. 

2)  1.  7  in  ep.  ad  Romanos,  Migne,  14,  1154.  —  3)  L.  7  in  ep.  ad  Rom., 
Migne,  14,  1154.  —  4)  L.  c  1.  9.  p.  1202;  vgl.  p.  1214,  p.  183;  7cep\  *Apx<»v, 
1.  1,  Migne,  11,  169;  1.  c.  1.  3.  p.  382.  —  5)  L.  7  in  ep.  ad  Ronu  1.  c  p.  1186; 
vgl.  Gregor.  Pap.  /.,  1*  33  Moralium,  c  26,  ed.  Manr.  Paris  1705,  3,  360.  — 
6)  Origenes,  1.  c.  p.  1187,  p.  1200.  —  7)  L.  c.  p.  858. 
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türliche  Vernunft   für  das   nnter  den  betreffenden  umständen  am 
zweckmässigsten  gehalten  hätte  oder  halten  würdet). 

Als  die  otxovofiia  (dispensatio)  xax'  i4oxT)v  bezeichnet  die 
patristische  Literatur  das  Geheimnis  der  Menschwerdung  Christi'). 
Aach  damit  ist  deutlich  ausgesprochen,  dass  es  sich  um  etwas 
Sonderbares,  von  dem  gewöhnlichen  Gang  der  Dinge  Abweichendes 
handelt.  Christus  nimmt  als  Gott  Fleisch  und  Blut  eines  Menschen 
an,  führt  als  Gott  ein  armes,  elendes  Dasein  und  stirbt  schliesslich 
am  Kreuze   zwischen    Räubern  wie   ein   Verbrecher  —  lauter  Vor- 


1)  Diesen  Gedanken  führt  sehr  schön  aas  der  Spanier  Theodalf  (f  c  821) 
in  einem  Gedieht  mit  der  üeberschrift : 

»De  dispensatione  divina,    qnae  saepe    oeealta   est,    nanqnam   tarnen 
uiiasta.c    Dasselbe  heisst : 

»0  Tis,  0  decns,  o  excelsi  gloria  sensns, 

Qnae  mirari  omnes,  noscere  nemo  valet. 
Malta  regi  varie,  qai  hamana  in  gente  Tidemas, 

Ignariqae  samos,  cor,  quid  et  ande  fiat. 
Nam  mala  saepe  bonos,  reprobos  bona  saepe  seqnantar, 

Et  bona  saepe  bonos  et  mala  saepe  malos. 
Saepe  bonos  premitar,  malas  in  sablime  levatar, 

Decidit  atqae  malas,  sargit  ad  alta  bonas. 
Omnia  iadiciis  sant  haec  moderata  snpernis, 

Sant  saepe  occnlta  haec,  nonqaam  inhonesta  tarnen: 
Qaae  saavi  ac  forti  disponit  singala  nata 

A  fine  in  finem,  et  cancta  gabemat  herns. 
Jadieat  ergo  Dens  nee  nalla,  nee  omnia  semper, 

Improba  qaae  fiant  nanc  sine  lege  saa. 
Tempore  indiciam  si  nallam  agitaret  in  isto, 

Nonne  impane  foret  qaod  faror  ater  agit? 
Mox  curare  Deom  roortaUa  nulla  patantes, 

Eflrenes  irent  in  mala  cancta  mali. 
At  si  peccantes  mox  altio  digna  feriret, 

Ictaqae  iodidi  cancta  secara  forent: 
Irrita  sapremi  remanerent  iara  diei, 

Jadicii  et  nallam  tempas  haberet  opas. 
Jadieat  hinc  qnaedam  at  nostra  hanc  carare  sciamas, 

Et  qoia  qaae  gerimas  spectat  ab  arce  Dens: 
Jadieat  idcireo  non  omnia,  plara  reservat, 

Üt  qaid  agat  habeat  altima  magna  dies. 


Aas  den  Monumenta  Germaniae.  Berol.  1881,  Poetar.  lat.  med.  aey. 
tom.  I.  p.  467  sq.    Vgl.  BaaüiuSt  ep.  5,  Migne,  82,  260 ;  ep.  11,  1.  c.  p.  274. 

2)  Eine  Zasammenstellang  diesbezüglicher  Zitate  findet  sich  bei  Saicer, 
Thesaanis  ecclesiasticas,  Arostelod.  1782,  anter  o2xovo(jiia,  and  bei  Stephanust 
L  c.  nnter  demselben  Worte ,  ebenso  bei  Du  Congt,  Glossarinm  ad  scriptores 
mediae  et  infimae  graeeitatis,  Lagd.  1688,  anter  olxovojiia;  vergl.  Florentis 
tractatns  de  dispensationibns  ecclesiasticis,  Opp.  Norimb.  1756,  1.  p.  877. 
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Stellungen,  die  mit  der  Idee  Gottes  als  dem  unendlich  voUkom* 
mensten  Wesen  ganz  unvereinbar  sind.  Dass  sich  aber  Christas 
trotzdem  so  sehr  erniedrigt  hat,  li&sst  sich,  wie  die  Kirchenväter  sagen, 
nur  daraus  erklären,  dass  Derselbe  hier,  gewissermassen  auf  seine 
göttliche  Natur  verzichtend,  eine  Ausnahme  gemacht  habe  von 
der  Regel,  dass  ein  Gott  nicht  leiden,  nicht  sterben  kOnne,  nnd 
zwar  auf  Grund  einer  Dispensation.  Im  Martyrium  des  Apostel* 
Schülers  Ignatius  heisst  es^):  '0  ifiog  xuptoc  ci  xal  iiclftavev,  i^ 
oixovo|Aiav  &9cidav8v.€  Irenäm%  Basüius^)  und  Athanasiua^)  lassen 
den  Erlöser  die  menschlichen  Schwachheiten  otxovoiitxaic ,  per  dis- 
pensationem  auf  sich  nehmen.  Dass  Christus,  nachdem  er  mit 
seinen  Jüngern  das  Schifflein  bestiegen,  >)  sich  vom  Schlaf  überman- 
nen und  auch  sonst  menschliche  Leiden  über  sich  kommen  liess, 
erklärt  sich  CyriU^)  oixovofitxco'; ,  da  der  Heiland  vermöge  seiner 
göttlichen  Natur  aller  dieser  Beschwerden  enthoben  war,  und  wenn 
sich  Christus  vom  Teufel  versuchen  liess,  so  geschah  auch  dies  nur 
vermittelst  einer  Dispensation.  ^)  Für  olxovo|Aia  in  diesem  Sinne 
findet  sich  häufig  als  gleichbedeutend  verwendet  ourxataßaoic ,  was 
der  Lexikograph  Suidas,  wie  folgt,  umschreibt:  iSxav  jjit)  (uc  foxtv  6 
Seic  ^atvn^Tai,  SaX'  (uc  6  düvafisvoc  a&xov  ^eopeiv  otöc  tI  ioTtv 
odrcuc  iauTOv  dsixvu^j,  iiciiiexpcoy  t^  x&>  opcuvxcov  ao&sveta  rqz 
o^tüZ  'c^v  licidei&v.«  ^) 

1)  Patrom  apostoliooram  opera,  ed.  Funk,  Tüb.  1863.  II,  369. 

2)  Contra  haereses,  1.  1,  c.  6,  Migne,  7,  504. 
8)  Ep.  286,  Migne,  82.  878. 

4)  De  Trinitate  dialogns  qnartns,  Opera,  ed.  Commeliana,  Heidelb.  1601, 
IL  204 :  Christua  konnte  leiden  »anito  sibi  corpore,  quod  pati  posset,  ut  passio 
fit  oeconomiae  respecta.  non  antem  ipsias  natnrae  Sermonia.  Sicat  enim  fnit  de 
via  non  in  ipsa  deitatis  natura,  sed  habita  unitionis  oeconomicae  ratione:  ita 
pauos  est  non  in  ipsa  deitatis  natnra,  sed  qnod  ad  anitionis  oeconomiam  at> 
tinet.  Alioqni,  qnomodo  qai  absqne  labore  fecit  coelnm  et  terram  et  incedit 
snpra  Tentonim  pianas  defessus  faisset,  nisi  sibi  ipsi  corpns  aniyisset,  qnod  fa- 
tigari  posset  ? . . .  Sicat  antem  corpns  illud  animatnm,  qnod  Sermo  sibi  nnivit, 
est  ipsins  corpns,  non  natnra  sed  seenndam  oeconomiam:  ita  labor  est  ipsins 
labor,  non  natnra  sed  seenndam  anitionis  oeconomiam;  et  perpessio  est  ipsins 
perpessio  non  natnra  (natnra  enim  Sermonis  est  perpessionis  expers)  sed  secnn- 
dnm  anitionis  oeconomiam«;  Tgl.  L  c  p.  208. 

5)  Matth.  8,  23.  —  6)  Excerpte  ans  dem  Kommentar  zn  Matth.,  Mai,  l. 
c  II.  476.  —  7)  Poteriua  in  L  2.  c.  1.  de  ezpositione  yeteris  Testamenti  Gre- 
gorii  Magni,  Opp.  Greg.  Mag.  1.  c  15,  7.  —  8)  SuidcUf  Lezieon,  graeee 
et  latine,  ed.  Bemardy^  Halle  nnd  Brannsohweig  1853,  unter  ouYxax&pdo^• 
Zanaras  gibt  in  seinem  Lexikon  folgende  Erklfirung :  OUovo(ua  ist  toS  loy^ou; 

fiXav&p<iix{ac  aOioS  xa\  ib  pi^jfcjik«  t^(  ouptaiaß^vicüc;«  ed.  Tiitfnannf  Lips.  1808, 
II.  1433. 
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Nach  der  AnffassuDg  der  Eirchenv&ter  hat  sich  also  die  Heils- 
tbatsache  in  der  Weise  verwirklicht,  dass  der  Sohn  Gottes  sich 
berabliess  (ou-peaxaßatvetv),  seiner  göttlichen  Natur  wenigstens  an* 
ach^oend  an  entsage  nnd  so  vermittelst  einer  Dispensation  sich 
mit  einem  menschlichen  EOrper  zu  vereinigen. 

IJebertragen  wir  nun  den  eben  ermittelten  Sinn  von  otxovoftto, 
diapensatio  auf  mensMiche  Handlungen ,  so  bedeutet  derselbe  das 
umsichtige  Abwftg^a  sftmmtlicher  ffir  die  Entscheiduog  eines  Falles, 
fbr  das  Handeln  oder  Nichthandeln,  ffir  das  So-  oder  Andershandeln 
in  Betracht  zu  ziehenden  Momente.  Kommt  man  bei  diesen  Er- 
wägungen zu  einem  Elesultat,  das  eine  Abweichung  von  der  allge- 
meinen Regel  ffir  gut  erscheinen  Iftsst,  und  handelt  man  gem&ss  dem- 
selben, so  ist  dies  eine  Ausnabme,  welche  in  der  Dispensation  ihre 
Rechtfertigung  findet.  Ob  und  inwieweit  nun  die  patristische  Lite- 
ratnr  eine  derartige  üebertragung  der  olxoyofiia,  dispensatio  kennt  und 
auch  dem  Menschen  Dispensationen  fflr  seine  Handlungen  zugesteht, 
muss  hier  nun  des  näheren  untersucht  werden.  Wir  werden  sehen, 
wie  bereits  in  der  alten  Philosophie  oixovo|Aia  im  Sinne  der  Ge- 
atattung  einer  Ausnahme  gebräuchlich  war,  wie  dann  die  Kirchen- 
vater dieses  Prinzip  adoptierten  und  ihm  eine  biblische  Grandlage 
zu  geben  bemüht  waren. 

Die  eigentfimliche  Ansicht  aber  Lüge  und  Wahrhaftigkeit, 
wonach  die  eigentliche  Lüge  nur  in  der  Selbsttäuschung  besteht, 
nur  diese  unbedingt  verwerflich,  die  Täuschung  anderer  dagegen  in 
allen  den  Fällen  erlaubt  ist,  wo  sie  ihnen  zum  Besten  gereicht,  verleitete 
Sdkrates  und  liaio  dazu,  dem  Einzelnen  unter  gewissen  Bedingun- 
gen sowie  auch  der  Staatsbehörde  als  Hülfsmittel  der  Erziehung 
und  Regierung  die  Anwendung  der  Lüge  zu  gestatten^).  Das 
4«udoc  ist  danach  erlaubt  überall,  wo  der  Vorteil  des  andern  oder 
das  Gemeinwesen  selbst  eine  Täuschung  erfordert.  Hierin  ist  das 
Prinzip  der  sog.  NoUiige  ausgesprochen.  Die  Läge  ist  dem  Men- 
schen heilsam,  sagt  Plato,  nach  Art  einer  Arznei,  cuc  iv  fap|jiaxoi> 
efdei,«  und  um  der  Heilung  anderer  willen  ist  es  unter  umständen 
gar  nicht  zu  vermeiden,  die  Unwahrheit  zu  reden.  >)  So  darf  z.  B.^ 
der  Arzt  dem  Kranken,  an  dessen  Rettung  er  beinahe  verzweifelt,. 
auf  sein  Befragen  über  seinen  Zustand  eine  beruhigende  Antwort 
geben,  um  nicht  selbst  die  Unmöglichkeit  des  Gelingens  der  letzten 
Anstrengungen  herbeizuführen,  die  er  zur  Heilung  desselben  macht. 


1)  ZHier,  Die  Philosophie  der  Griechen,  Leipzig,  IL  128,  500. 
De  lepubL  1.  3.  c.  3.  ed.  Schmelzer,  BeroL  1884,  p.  109. 
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Seitens  der  Stoa  wird  diese  Notlüge  motiviert  durch  eine  o!xovo{ita, 
eine  Verstellang,  indem  man  sich  den  Anschein  gibt,  als  thae  oder 
sage  man  etwas,  während  man  in  Wahrheit  etwas  ganz  Anderes 
than  oder  sagen  sollte;  man  verfolgt  aber  damit  einen  ganz  beson- 
dern, einen  guten  Zweck,  so  dass  mit  Bficksicht  auf  einen  derartigen 
Bestimmungsgrund  die  Abweichung  von  dem  oder  die  Unterlassung 
dessen,  was  man  eigentlich  thun  oder  sagen  sollte,  hinreichend  be- 
grfindet  erscheint  Die  Becbtfertigung  zu  einer  solchen  Verstellung  er- 
gibt sich  durch  die  Anwendung  der  olxovofiia.  So  berichtet  uns  Johann 
von  Stobi,  genannt  Stobaens,  in  seiner  Anthologie.  ^)  Mark  Aurd^ 
der  bekanntlich  der  stoischen  Lehre  huldigte,  sagt  in  seinem  Buch 
»Ilepi  £aoTOüc :  Der  Gerechte  wandelt  im  Leben,  frei  von  jeder  Ver- 
Stellung  3SS  olxovofiia  *  »icoXXa  yap  xax'  olxovofiiav  fivetat  >).€  Vieles 
geschieht  auf  Grund  einer  Verstellung,  Heuchelei.  Hiernach  heisst, 
xax'  o!xovojui(av  etwas  thun,  so  viel  als  etwas  anderes  thun,  als  das,  was 
man  eigentlich  sollte,  sich  verstellen,  um  einen  Zweck  zu  erreichen, 
den  man  nach  dem  natürlichen  Lauf  der  Dinge  auf  dem  gew()hn- 
lichen  Wege  nicht  erlangen  würde.  Gewisse  Handlungen  tragen  näm- 
lich an  sich  den  Charakter  des  Bösen;  erhalten  sie  aber  unter  dem 
Einfluss  besonderer  umstände  ihre  Bichtung  auf  einen  speziell  guten 
Zweck,  dann  kann  die  Vornahme  derselben  gestattet  sein,  ohne 
dass  dadurch  den  Handelnden  irgend  eine  Schuld  träfe.  Dieses  ist 
die  Wirkung  der  Dispensation.  Auch  bei  Anianf  der  uns  die  phi- 
losophischen Grundsätze  seines  Lehrers  Epiktet  überliefert  hat,  be- 
findet sich  eine  Stelle,  in  der  die  Bede  davon  ist,  dass  im  Leben 
vieles  auf  Grund  einer  oixovotxia  geschieht,  das  von  dem  abweicht, 
was  für  die  betreffenden  Fälle  sonst  als  Begel  gilt'). 

In  dem  bisher  erörterten  Sinn  geht  die  otxovofAta  in  die 
patristische  Literatur  über.    Klemens  von  Ahxandrien^)  sagt  von 

1)  »T(o  (i^vToi  ^etiSet  )co^  ou^xp^^tt^^i  vo{jliI^ou9(v  (sc.  Stoici)  aOtov  (sc.  sa- 
pientem)  xora  icoXXouc  tpö^rou;  «veu  vuYxata&^oscü^  *  xa\  yotp  xam  arpatriY^av  npb^ 
X(ov  avnicaXtov  xoi  xata  tJjv  toO  arujx^^povioc  npoöpaoiv  xa\  xar'  aXXa(  o^xovopia^  toO 
ßiou  m>XX(icc.c  Ed.  Wachsmuih^  Berol.  1884,  U.  230.  Heeren  übersetit  in 
seiner  Aasgabe  des  Florilegiams ,  G<(tt.  1801,  an  dieser  Stelle,  1.  2.  c.  7»  II. 
251,  olxovo{j.{a«  mit  necessitatibns.  Dies  ist  nicht  richtig.  Die  Notl&ge  hat 
nach  der  Auffassang  der  alten  Philosophen  ihre  Berechtigung  in  der  die  that- 
s&chliche  Notlage  berflcksichtigenden  Erwägung,  dass  man  im  Falle  einer 
solchen  yon  der  Wahrheit  abweichen  darf.  Die  o2xovofi(a  ist  also  selbst  nicht 
die  Notwendigkeit,  sondern  setst  diese  rielmehr  voraus. 

2)  De  rebus  suis  libri  duodecim,  ed.  Qataker,  Lond.  1652,  1.  4.  §.  51, 
p.  84;  Tgl.  1.  c.  1.  4.  §.  19.  p.  26. 

3)  Arrianus  in  Epictet,  ed.  Schenkl,  Lips.  1894,  1.  8.  c.  14.  n.  7.  p.  246. 

4)  Stromata,  i.  7.  c.  9,  Migne,  9,  474. 
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dem  Onostiker:  Er  fahlt  und  sagt  nur  Wahres,  es  sei  denn,  dass 
«r  mit  der  Unwahrheit  einen  besondern  Zweck  verbinde,  wie  der 
Arzt  es  tbat,  der  dem  Kranken  den  wahren  Znstand  der  Krankheit 
▼erheimlicbt.  Znr  Begrondang  dieser  seiner  Behauptung  beruft  Klemens 
sieb  auf  Plato  und  zitiert  wörtlieh  die  bereits^)  erwähnte  Stelle  aus 
dessen  Staat.  Lüge  und  lügenhaftes  Benehmen  seien  aber  nur  ge» 
stattet  »xax'  o!xovofitav€  *).  Eine  derartige  Dispensation  habe  z.  B« 
der  Apostel  Paulus  gebraucht,  als  er  seinen  Schüler  Timotheus  be- 
schneiden Hess,  obgleich  er  selbst  die  Vornahme  jüdischer  Zeremonien 
den  Christen  ausdrücklich  yerboten  hatte  >).  Paulus  lasse  sie  aber  zu, 
nm  durch  die  rücksichtslose  Forderung  der  strengen  Beobachtung 
der  Gesetze  die  neu  bekehrten  Juden  nicht  wieder  vom  Christen- 
tum abzustossen  und  den  noch  nicht  bekehrten  den  Uebertritt  mög- 
lichst zu  erleichtern.  Seine  Betrachtung  schliesst  Klemens  mit  den 
Worten :  >*0  toivov  fxlxP^  "^^  oofAicept^opac  dtct  ttjv  täv  ic^Xac 
acDTi]ptav  auxxaToßaevcDV  4^X^c  dia  t'})v  xmv  di*  oSc  oofiicepifepexat 
omrrfiiav^  oudsfitag  Ö7coxpto8(i>c  diä  zipf  iicijprqfi^voy  toTc  dixatoic 
&ic6  TOiv  C>}XouvT(üv  x(vdovov  nixix^iv  Äva^xaCsTat.«  Wer  also  um 
des  Nächsten  Heil  willen  von  den  strengen  Forderungen  Abstand 
nimmt  und  sich  dessen  Lage  akkomodiert,  der  macht  sich  wegen 
dieser  ou-rxatflcßaotc  einer  sündhaften  Verstellung  nicht  schuldig  ^). 

Ganz,  dieselbe  Auffassung  kehrt  bei  Origenes  wieder.  Im 
sechsten  Buch  seiner  Stromata^)  erwähnt  er  ebenso  wie  Klemens 
die  bekannte  Stelle  über  die  Notlüge  aus  Plato's  Staat  ^)  und  knüpft 
an  dieselbe  folgende  Erwägungen :  Es  ist  Gottes  absolut  unwürdig  auf 
Grund  einer  Dispensation  die  Unwahrheit  zu  sagen;  indessen  spricht 
er  manchmal  um  des  Vorteils  der  Menschen  willen  in  zweideutigen 
Worten,  in  Räthseln,  so  dass  einerseits  die  Wahrheit  nicht  ver- 
schwiegen, anderseits  das,  was  unter  umständen  schaden  könnte, 
gleichsam  verhüllt  mitgeteilt  wird.  Der  Mensch  dagegen  darf  sich 
der  Lüge  bedienen,  da  ihn  manchmal  die  Not  dazu  treibt.  Dann 
muss  er  sie  aber  gebrauchen  nach  Art  eines  Heilmittels  und  die 
Grenzen  innehalten*),  gerade  so  wie  es  Judith  dem  Holofernes, 
Jakob  seinem  Vater  gegenüber  gethan  hat.  —  Abgesehen  von  der 
Motivierung  der  Notlüge  vermittelst  der  oixovofica  finden  sich  bei 
Origenes  auch  sonst  noch  viele  Beispiele  von  Verstellungen,  die  er 
durch  Zuhülfenahme  der  Dispensation  zu  rechtfertigen  sucht.    So 


1)  vgl,  S.  7  Arnn.  2.  —  2)  Die  Worte  Piatos  »£v  9ap{jLaxou  sTS«  amscbreibt 
Klemens  mit  »^  ftepaiaia;  [jl^sic  1.  c.  --  3)  l.  Ck>r.  9,  11.  —  4)  vgl.  Stromata, 
L  7.  c  12.  1.  c  p.  502.  ^  5)  Higne,  11,  102.  ^  6)  d.  h.  die  Dispensation  nur 
insoweit  anwenden,  als  dieselbe  darcli  die  Notwendigkeit  gerechtfertigt  ist. 
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gab  sich  z.  B.  der  König  Jehu  den  Anschein,  als  ob.  er  den  Oötzen 
Bai  verehren  wollte,  während  in  der  That  dies  nur  als  Verwand 
dienen  sollte,  um  denselben  desto  leichter  und  gründlicher  yernich- 
ten  zn  können.  Deber  die  Gestattang  der  Beschneidnng  des  Timo- 
thens  sagt  Origenes,  es  sei  manchmal  erlaubt,  dass  ein  wahrer 
Christ,  der  Gott  im  Geiste  und  in  der  Wahrheit  anbetet,  unter  Um- 
ständen die  typischen  Zeremonien  des  Alten  Testamentes  Tornehmen 
dürfe,  »?va  xouc  xcp  tuicc»  dsdouXa>}iiyouc  oixovoi&txcttTaxa  iXeu^ipcuoac 
xdiv  t6ic(ov  icpocaT^TD  '^i  aXi)&6ioc.c  Dies  habe  Paulus  dem  Timotheus 
gegenüber  gethan  und  auch  zu  Kenchrä,  als  er  sich  das  Haupt 
scheeren  liess^)« 

Ein  fernerer  Vertreter  dieser  Ansicht  ist  Ckrywstamus. 
Der  Apostel  Paulus,  sagt  er,  hat  die  Beschneidung  seines  Schülers 
auf  Grund  einer  Dispensation  zugelassen,  üeberhaupt  hat  sich  der 
Apostel  den  jüdischen  Gebräuchen  sehr  oft  akkommodiert  >xaT'  olxo- 
vo(&iavc>).  Der  Apostel  hatte  behauptet,  dass  diejenigen,  die  sich 
beschneiden  lassen,  von  der  Erlangung  des  Heils  ausgeschlossen  seien, 
und  später  berichtet  er  doch  selbst  im  Galaterbrief '),  dass  einer  seiner 
Schüler  mit  seiner  Erlaubnis  sich  der  Beschneidung  unterzogen  habe. 
Diese  Ausnahme  lässt  Ghrysostomus  geschehen  um  des  Glaubens  wil- 
len,  indem  Paulus  sich  den  jüdischen  Gebräuchen,  soweit  als  es  mög- 
lich war,  fügte,  aber  nur  vorübergehend,  um  das  jüdische  Volk  desto 
leichter  zu  gewinnen  und  desto  fester  mit  der  Kirche  Christi  zu  ver- 
knüpfen ^).  Dispensationen  dieser  'Art  erwähnt  Ghrysostomus  noch 
viele.  Der  Apostel  Paulus  hatte  z.  B.  versprochen,  auf  seiner  Durch- 
reise nach  Mazedonien  die  Eorinther  zu  besuchen  ^) ;  gewisse  Gründe 
zwangen  ihn  aber  von  seinem  Plan  abzustehen,  welche  Aenderung 
Chrysostomus  auf  eine  Dispens  zurückfahrt*). 

'  Von  besonderem  Interesse  sind  die  Ausführungen  Isidors  von 
Pdusium  (geb.  ca.  870)  über  die  otxovo}ita.  Befehlen  und  Gestatten, 
sagt  er  in  einem  Briefe),  sind  nicht  dasselbe.  Das  Befehlen  bezieht 
sich  auf  das,  was  unter  allen  Umständen  geschehen  muss,  z.  B.  die 
Beobachtung  des  Verbots  des  Ehebruchs  und  des  Mordes.  Dem  Be- 
fehlen gegenüber  steht  das  Nichtbefehlen ,  das  Nichtverbieten ,  das 
Gestatten  xat'  olxovofAiav.  »"AXXo  yccp  t6  xeXsueiv,  SXXo  to  f&T)  xs- 
Xeuetv  *  TO  juiiv  jap  votioftsoiac,  t6  d'oixovofiiac.«  Das  Nichtbefohlene 
ist  also  nach  der  Ansicht  Isidors  zulässig  nur  infolge  einer  gütigen 

1)  Com.  in  Joann.  Migne,  14,  429.  —  2)  Hora.  61  in  Acta  21, 20,  Migne, 
66,  821.  ^  8)  2,  3.  —  4)  Com.  in  ep.  ad  Galat.  2,  5,  Migne,  61,  636;  vgl. 
pp.  639,  618,  641.  —  5)  1.  Cor.  16,  5.  —  6)  Hom.  8.  n.  3  in  2.  Cor.  1,  17, 
Migne,  61,  408.  —  7)  L.  4.  ep.  78,  Migne,  78,  1126. 
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Nschsicbt  des  Qesetzgebers,  der  gewisse  Verhältnisse  absichtlich  nicht 
ant^r  seinen  Willen  stellt :  »to  8k  oixovotiiac  xtvoc  ffvexev  ouyxoops  v- 
Ttttc  1).  Die  Dispensation  wird  demnach  von  Isidor  anfgefasst  als  die 
Oestattnng  der  Vornahme  von  nicht  verbotenen  Handinngen  oder 
der  Onterlasanng  von  nicht  gebotenen  Handinngen,  nnd  nicht  als  die 
Gestattnng  der  Setzung  von  verbotenen  oder  der  Unterlassung  von  ge- 
botenen Handinngen.  Eine  Dispensation  in  dem  Sinne  Isidors  wäre  also 
die  Gestattnng  der  Bhe,  indem  dieselbe  weder  geboten,  noch  verboten 
ist,  eine  Anffassnng,  welche  namentlich  bei  dem  hl.  Angnstinus  des 
öftern  wiederkehrt  Isidor  kennt  die  olxovojAia  aber  auch  in  dem 
Sinne  der  Gestattnng  einer  Ausnahme  von  dem,  was  sonst  geboten 
oder  verboten  ist  Er  fährt  selbst,  und  zwar  in  demselben  Brief, 
Beispiele  an,  dass  die  Apostel  die  Beschneidung  gestatteten:  »oove- 
Xcupoov  Ä,  o^x  Sxi  dzl  yevioftat  (sc.  ic8ptT0{ii]),  iXX*  Ott  oo^^c  ouyxaT« 
ßaaeox;  fpf  XP^^'^*')* 

Seine  Flucht  vertheidigt  der  hl.  Athandsitis  durch  den  Hin- 
weis darauf,  dass  sie  auf  Grund  einer  Dispensation  geschehen,  nnd 
dass  solche  Ausnahmen,  wie  er  an  verschiedenen  Beispielen  zeigt,  in 
der  hl.  Schrift  öfters  vorgekommen  seien  '). 

In  den  Schriften  des  Jd.  Hieronymus  finden  wir  die  dispensatio 
im  Sinne  der  Gestattung  einer  Ausnahme  vielfach  erwähnt  Paulus 
war  den  Juden  ein  Jude,  um  sie  leichter  für  den  Glauben  an 
Christus  zu  gewinnen^),  er  schor  sich  das  Haupt ^),  er  Hess  den 


1)  L.  c.  p.  1125. 

2)  L.  c.  p.  1126;  rgl.  1.  1.  ep.  157,  Migne,  78,  410,  wo  er  sagt,  dass 
Paulos  sehr  oft  vermittelst  einer  Dispensation  zam  Gesetx  zurückkehrte:  »Ouis 
oSv  xip(Te(xv(i>v  Ti{&öd£OV  ouxs  h  ä2^J{io((  xt(pö{ji£vo;  ouie  hl  aOtou;  'kt^uy*  ^CEpixEiadai 
T^v(aXu9iv,  jspbf  xov  vöjjiov  un^otpetjfsv  *  aXX^  ^v  a^^xev  ro{  T^eio;  vi^Trioi^  [jiaXXov  opfj^l^ovia 
o?xovo|uxc5c  hl  ixstvou^  Ihi'ftio^  ?va  ^evcovrai  xAetouc 

3)  *A:coXofia  Tcsfii  -cij;  fuy^$  autoC,  Migne,  25,  667  sqq.;  p.  670:  »cSare  xa\ 
T7)v  ^M'^c«  ouTtov  xa\  To  BtaSpovoK  Tbjv  ^7}TOÜvTo>v  Tov  «^uuLov,  xat*  oIxovo(iiav  Tou  KupCou 
^eYSY^^dai.«  Vgl.  Gregor,  Pap.  I.  l.  31  Moral,  c.  59,  Opp.  1.  a  III.  294 :  »Qua  in 
re  pensandam  est,  qnia  ille  labores  qaosdam  per  dispensationis  indicium  lauda* 
billter  declinat,  qai  pro  D<$o  maiores  alios  fortiter  tolerat.  Nam  saepe  ab  ho- 
minibas  timor  debilis  canta  dispensatio  yocatar,  et  quasi  pmdenter  impetnm 
declinasse  asseront,  cum  fngientes  tarptter  in  terga  ferinntar.  Unde  necesse 
est,  ut  in  causa  Dei,  cnm  res  dispensationis  agitnr,  roetns  cordis  snbtilissima 
libratione  pensetnr:  ne  per  infirmitatem  timor  snbrepat  et  9e&Q  per  dispensa- 
tionis imaginem  rationem  confingat,  ne  culpa  se  prndentiam  noroinet;  iamqne 
nee  ad  poenitentiam  animas  redeat,  qnando  hoc,  qnod  iniqae  perpetrat,  vir- 
totem  vocat.«  Der  Papst  wendet  sich  hier  gegen  die  so  gei&hrliche  Selbst- 
diapensation  auf  dem  Gebiete  der  Moral. 

4)  1.  Cor.  9,  20.  —  5)  Acta  18,  18;  Tgl.  21,  24. 
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Timotheus  beschneiden^),  sagt  Hieronymas '),  and  dies  Alles  auf 
Orund  einer  Dispensation,  simulatio  *) ;  er  habe  sich  gestellt,  als 
käme  er  damit  einem  jüdischen  Gebote  nach,  in  der  That  aber 
wollte  er  anf  diese  Weise  dasselbe  um  so  leichter  zn  Fall  bringen. 
Wie  hätte  er  denn  sonst  den  hl.  Petras  wegen  dessen  Akkommo- 
dation an  die  Jaden  and  deren  Gebräache  tadeln  können,  fragt 
Hieronymas?  Petras  habe  hierin  gerade  wie  Paulas  von  dem  Mittel 
der  Dispensation  Qebranch  gemacht.  Als  aber  nachher  die  nar 
unter  den  betreffenden  eigenartigen  Umständen  begründete  Hand- 
langsweise  des  Apostels  Petras  dem  hl.  Paulas  [als  gefährlich  er- 
schien, »nova  bellator  verus  asus  est  arte  pagnandi,  ut  dispensatio- 
nem  Petri,  qua  Judaeos  salvari  cupiebat,  nova  ipse  contradictionis 
dispensatione  corrigeret,  et  resisteret  ei  in  faciem  ^).€  Was  hier  Petras 
und  Paulus  Abweichendes  thaten,  sei  nicht  als  »mendacium  of- 
ficiosum«,  sondern  als  eine  »honesta  dispensatioc  zu  betrachten^). 

Das  letzte  Glied  in  der  Reihe  derjenigen  Männer,  deren  An- 
sichten Aber  die  oixovofiia,  dispensatio  im  Sinne  der  Gestattnng  einer 
Ausnahme  wir  hier  prüfen  wollen,  bildet  der  hl.  Augtistimis.  Gott 
hat  die  Gesetze  für  die  Menschen  erlassen,  sagt  er,  nicht  aber  für 
sich.  £r  ist  also  nicht  an  dieselben  gebunden  und  kann,  wo  es  ihm 
gut  scheint,  Ausnahmen  zulassen.  So  hat  er,  als  er  Abraham  den 
Befehl  gab,  seinen  Sohn  zu  opfern,  vom  Verbote  des  Mordes  dispen- 
siert a.  8.  w.<^).  Augustinus  nennt  dies  » exceptio nesc,  Ausnahmen 
von  der  Regel,  welche  auf  dem  Wege  einer  Dispensation  zu  stände 
kommen^).     Als  solche  Ausnahme  gilt  ihm  auch  die    Gestattung 


1)  Acta  16,  3.  —  2)  Com.  in  ep.  ad  Galat.  1,  2,  Migne,  26,  864. 

8)  Was  Paalag  in  Acta  21,  16  that,  war  Verstellung  aas  Furchtsamkeit, 
sagt  Siäudlln  in  seiner  Geschichte  der  Sittenlehre  Jesa,  G9tt.  1799,  I.  730  ff. 
Eine  derartige  Behanptang  widerlegt  bereits  der  hl.  Hieronymas  in  seinem  an 
Äagastinas  über  diese  Frage  gerichteten  Brief:  »Didiciraas,  qaod  propter  metam 
Jadaeoram  et  Petras  et  Paulas  aeqaaliter  finzerant,  se  legis  praecepta  ser^are.  Qua 
igitar  fronte,  qaa  aadaeia  Paulas  in  altero  reprehendit,  quod  ipse  commisit?  Ego, 
imo  alii  ante  me  exposuernnt  causam,  quam  puta?erunt,  non  ofßciosum  menda- 
cium defendentes ,  sicut  ta  scribis,  sed  ostendentes  honestam  dispensationem,  ut 
et  Apostolorum  prudentiam  demonstrarent  et  blasphemantis  Porphyrii  impru- 
dentiam  coercerent,  qui  Paalum  et  Petrum  puerili  dicit  inter  se  pugnasse  cer- 
tamine,  imo  ezarsisse  Paulum  in  in^idiam  virtutum  Petri  et  ea  scripsisse 
iactanter,  quae  vel  non  fecerit,  Tel  si  fecerit,  procaciter  fecerit  id  in  alio  re- 
prehendens,  quod  ipse  commiserit.  Interpretati  sunt  illi,  ut  potuerunt.c  Ep. 
112,  Migne,  22.  928. 

4)  Comm.  in  ep.  ad  Galat.  1, 2,  Migne,  26,  368.  —  5)  vgl.  das  Zitat  in 
Anm.  8.  —  6)  Qnaestiones  in  Heptateuch.  1.  7.  qu.  36,  Migne,  3, 803.  —  7)  De 
ciyitate  Dei,  1.  1.  c.  21,  Migne,  41,  85. 
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der  Polygamie  im  Alten  Testament^).  Was  Paalas  dem  Petrus 
gegenüber  that,  war  eine  T^dispenscUoria  simnlatiot  >),  während  hin- 
gegen  letzterer  wegen  allzugrosser  Akkommodation  an  die  jüdischen 
Qebräncbe  sich  eine  j^pemidosa  simniatioc  zu  schulden  kommen 
liess^).  Auf  Grund  einer  Dispensation  gestattete  Paulus  die  Be- 
schneidung seines  Schülers.  Ebenso  machte  der  Heiland  von  der 
Dispensation  Anwendung,  als  er  entgegen  dem  Verbot  den  Aus- 
sätzigen im  Tempel  opfern  hiess^).  Als  die  Juden  die  Jünger  des 
Herrn  der  Sabbatschändung  anklagten,  weil  sie  Aehren  gepflückt 
hatten,  führte  ihnen  Christus  das  Beispiel  Davids  vor,  der  die  hL 
Brote  gegessen  hatte,  obschon  dies  strengstens  untersagt  war^)» 
Hiezu  bemerkt  Augustinus:  Christus  wolle  hiermit  nachweisen,  dass 
im  Aiten  Testament  manchmal  etwas  gestattet  wurde,  was  sonst 
flieht  erlaubt  war.  Hätten  doch  die  Macchabäer  an  einem  Sabbat 
ihre  Feinde  besiegt^)!  Aus  bestimmten  Gründen  und  zur  Erreichung 
bestimmter  Zwecke  werde  in  gewissen  Fällen  gegen  das  Gesetz  ge- 
handelt, ohne  dass  man  sich  einer  Verletzung  desselben  schuldig 
mache. 

Bevor  wir  dieses  Kapitel  zum  Abschlass  bringen,  wollen  wir 
noch  auf  zweiF  Anwendungsformen  von  otxovo^ia  hinweisen ,  welche 
das  Gesagte  näher  zu  erläutern  sehr '  geeignet  sind.  Die  Kirchen- 
väter bezeichnen  nämlich  die  schonende  Zurückhaltung  bei  der 
Aufklärung  anderer,  wonach  den  Zuhörern  nicht  die  volle  und  ganze 
Wahrheit  mitgeteilt  wird,  sondern  nur  so  viel,  als  sie  vermöge  ihrer 
schwachen  menschlichen  Kräfte  fassen  und  ertragen  können  ^).  Eine 
Dispensation  liegt  hier  insofern  vor,  als  die  Wahrheit  nicht  ihrem 
ganzen  Inhalte  nach  eröffnet  wird,  indem  die  Bücksicht  auf  die 
Zuhörenden  eine  ihrer  endlichen,  beschränkten  Natur  entsprechende 
Mitteilungsform  erheischt^).  Als  Dispensationen  finden  sich  ferner 
bezeichnet  »dispensationes  icepl  xac  Xi^eic,  circa  varium  et  liberum 
dogmata  et  res  fidei  exprimendi  modumc  9).  Es  sind  dies  aber  keine 
Dispensationen  von  Glaubenssätzen,  sondern  es  handelt  sich  hier  um 


1)  De  bono  coDiügali,  c.  17,  Migne,  40,  586.  —  2)  Ep.  28.  c.  8,  Migne, 
38,  112;  Tgl.  p.  287  and  de  roendacio,  c.  4,  Migne,  85,  489.  >-  8)  Ep.  40.  1. 
c.  p.  155;  ep.  82,  p.  278.  —  4)  Quaestiones  ex  nov.  test,  qa.  60,  Migne,  85, 
2256  8q.  ~  5)  Mattb.  12, 1  sq.  —  6)  1.  Maechab.  2, 88,  41 ;  August.  I.  c.  p.  2257. 

—  7)  Maximas  ad  Pjrrham  presbyterum ,  in  Graecia  orthodoxa,  ed.  Allatiusp 
Born.  1652,  I.  86;  Gregor,  Pap.  L,  1.  20.  Moral,  c.  29,  1.  c.  IL  278;  Marca» 
De  coDcordantia  sacerdotii  et  imperii,  Venet.  1770,  1.  8.  c  18.  n.  11.  —  8)  Vgl. 
Algeriu  von  Lüttich,  Liber  de  misericordia  et  iastitia,  c.  24,  Migne,  180, 866» 

—  9)  Hier&ber  des  näheren  an  späterer  Stelle.  Das  Zitat  rührt  her  von  FlorenSf 
1.  c  p.  382. 
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die  Duldung  gewisser,  von  der  gewdkalichen  Benennung  eines  Dog- 
mas abweichender  Bezeichnungen  ^). 

Fassen  wir  die  bisherigen  AusfElhrungen  zusammen,  so  wgibt 
sich  als  Resultat  Folgendes:  Das  Wort  (^xovojuttoE,  dispensatio  wurde 
von  den  Philosophen  wie  von  den  Kirchenvätern  angewendet,  um  bei 
den  ersteren  die  Notinge,  bei  den  letzteren  sowohl  diese  als  auch 
andere  Abweichungen  von  dem  gewöhnlichen  Wege,  von  der  allge- 
meinen Regel  des  Handelns  zu  motiviren.  Der  Sinn  des  Wortes  ist 
somit:  Gestattung  der  Vornahme  einer  unerlaubten  oder  der  Unter- 
lassung einer  gebotenen  Handlung  aus  besonderen  Rücksichten.  Dies 
finden  wir  vollauf  bestätigt  durch  Anastasius  Sinai ta  aus  dem 
VII.  Jahrhundert,  der  in  seinem  ''OdijYoc^  unter  der  Rubrik  »icept 
o!xovo}Atx(ov€  eine  Definition  von  o!xovo(ita  gibt,  die  unsern  Aus- 
führungen ganz  entspricht.  »Alyofisv  icaXiv  otxovo^ixcuc ,  xac  Sts 
Y^vstat  icpa^fxa  ou  icccvtqic  ä^eTXov  revloftat,  yivexai  8k  2ta  ouyxa- 
Taßaatv  xat  oxoTciv  oooxtjptag  Ttvd>v').«  Eine  olxovojjiia  liegt  demnach 
dann  vor,  wenn  etwas,  was  an  sich  nicht  geschehen  sollte,  trotzdem 
zugelassen  wird,  indem  derjenige,  der  eben  dies  gestattet,  mit  RQck- 
sicht  auf  das  Heil  des  andern  und  auf  dessen  Schw&che  sich  herab- 
Iftsst,  das  Unerlaubte  geschehen  zu  lassen.  So  habe  z.  B.  Paulus 
eine  otxovofita  erteilt,  als  er  die  Beschneidung  seines  Schülers  ge- 
stattete. Auch  an  Christus  sei  diese  Handlung  nur  auf  Qrund  einer 
olxovo|yita  vorgenommen  worden,  damit  er  nicht  den  Anschein 
erweckte,  als  sei  er  gekommen,  das  Gesetz  aufzuheben. 

Die  Lateiner  übersetzten  oixovo/jita  mit  dispensatio  und  ver- 
banden damit  ganz  denselben  Sinn,  den  wir  soeben  eruiert  haben. 
In  den  Uebertragungen  der  patristischen  Schriften  in  die  deutsche 
Sprache  finden  sich  oixovofiia  und  dispensatio  wiedergegeben  mit 
»klugberechnete  Massregel,  Handlungsweisec  ^).    Diese  Begriffe  sind 


1)  Diese  Aadeutnngen  genügen  für  ansern  Zweck;  vgl.  des  nahem  bei 
AUatias,  1.  e.  I.  86  sqq.  die  Rede  des  Patriarehen  Yeccos  Ton  Konstantinopel 
aber  diese  Frage;  Marca,  1.  c.  1.  3.  c.  18.  n.  11  sqq.  —  2)  Migne,  89,  86. 

8)  Betreffs  Christos,  sagt  er,  könne  man  in  dreifacher  Beziehnng  ron 
einer  o?xovo[xia  reden.  Einmal  wird  dieselbe  angewendet  in  Beeng  auf  seine 
Menschwerdung;  dann  in  dem  im  Texte  besprochenen  Sinn;  drittens:  als  er 
hungernd  zu  dem  Feigenbaum  kam  und  über  denselben  dauernde  Unfruchtbar- 
keit aussprach,  (Matth.  21,  19),  als  Er  trockenen  Fussos  durch  das  Meer 
wandelte  (Marc.  6,  47  ff.).  Die  sitierte  Stelle  des  Sinaiten  ist  erwähnt  im 
Thesaurus  des  Stephanus,  unter  o^xovofita,  ohne  den  Verfasser  su  kennen.  Der  De- 
finition Ton  o^xovo^ia,  wie  sie  Anastasius  gibt,  schliesst  sich  an  Zonaras  in 
seinem  Lexikon,  unter  oUovo(uxov  npafiiia,  1.  c  I.  1435. 

4)  s.  B.  Bibliothek  der  Kirchenvater,  Kempten  1882,  VII.  66  ff. 
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effenbar  za  weit;  gerade  das  weseotliche  Moment,  wonach  es  sich 
um  eine  Abweichung  vom  Gewöhnlichen  handelt,  ist  darin  nicht 
zum  Ausdnick  gebracht. 

Sehen  wir  so  die  Dispensation  als  Oestattung  einer  Ausnahme 
in  der  Literatur  durchgängig  vertreten,  so  lag  anderseits  die  üeber- 
tragnng  derselben  auf  reehiUehe  Vorschriften  sehr  nahe.  Inwie- 
weit dies  geschehen,  wird  im  Folgenden  des  näheren  untersucht 
worden. 

II.  Kapitel. 

Die  Dispensaüon  auf  rechtlichem  Gebiete. 

§.  2.  Die  Dispensation  im  attischen^  jüdischen  und  römischen  Recht. 

Bevor  wir  auf  die  kanonische  Dispensation  näher  eingehen, 
glauben  wir  an  dieser  Stelle  einen  Halt  machen  zu  müssen,  um  uns 
darüber  klar  zu  werden,  ob  und  io  welchem  umfange  die  Rechte 
dw  Israeliten,  Qriechen  und  Römer  eine  Dispensation  gekannt  haben. 
Auf  diese  Weise  gewinnen  wir  einen  Einblick  in  das  Dispenswesen 
derjenigen  Völker,  in  deren  Mitte  das  Christentum  zuerst  einge- 
pflanzt und  verbreitet  wurde. 

Das  attische  Recht  gestattete,  soweit  dies  aus  den  überlieferten 
Nachrichten  ersichtlich',  unter  keinen  Umständen  eine  Ausnahme  von 
dem  allgemeinen  Gesetz,  da  alle  Bürger  vor  demselben  gleichgestellt 
sein  sollten  ^).  Auch  den  Israditen  war  die  Dispensation  unbekannt, 
denn  laut  göttlicher  Anordnung  war  es  ihnen  strengstens  verboten, 
etwas  zu  dem  Gesetze  hinzuzufägen  oder  von  demselben  wegzuthun  *). 
Wie  die  attische  Gesetzgebung  die  Gleichheit  aller  Burger  vor  dem 
Gesetz  bezweckte,  so  sollte  auch  das  Zwölftafelgesetz  bei  den  Bömem 
eine  vollkommene  Gleichheit  herstellen').  Es  sprach  den  Grundsatz 
aus:  privilegia  ne  irroganto^),  üeber  die  Deutung  desselben  ist  man 
sich  nicht  einig.  Dirksen  erwähnt^)  fünf  verschiedene  Erklärungs- 
versuche. Wir  entscheiden  uns  für  den  vierten,  dessen  Hauptver- 
treter Gujacius  ist^).  Nach  dessen  Meinung  sollen  die  Worte  der 
zwölf  Tafeln  nur  den  dauernden  Befreiungen  der  Individuen  von  der 
allgemeinen  Regel  der  Gesetze,  nicht  aber  den  blos  vorübergehenden 
Begünstigungen  derselben,   also   namentlich   nicht  der  gesammten 

1}  N6(JL0(*  {AT)$k  v6{iov  ^itvai  ix*  avSp\  ^etvat,  ^av  (jl9}  tt>v  autbv  IkX  icaatv 
'A^vatoi;.c  DemoBthenes  contra  Timocrat.  §.  59,  ed.  Blas«,  IL  286;  vergl. 
Mayer,  Die  Bechte  der  Israeliten,  Leipzig  1866,  L  87.  Anm.  17. 

2)  5.  Moses,  4,  2;  Tgl.  Mayer,  a.  a.  0.  S.  48;  IL  315. 

8)  Tacitus,  AnnaL  III.  27  nennt  es  »finis  aequi  iari8.c 

4)  Vgl.  Dirksen,  Zivilistische  Abhandlangen,  Berlin  1820,  S.  246  flF. 

5)  A.  a.  O.  —  6)  Obsenrat.  1.  15.  c.  8. 
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Klasse  der  Dispensationen  entgegen  sein.  Diese  Deutung  wird  zu- 
nächst der  Thatsache  gerecht^  dass  die  Bdmer  das  Dispenswesen  in 
ausgedehntem  Masse  kannten,  und  gibt  ferner  auch  ein  Mittel  an 
die  Hand,  den  Widerspruch  zu  lOsen  zwischen  denjenigen  Stellen, 
welche  eine  Ausnahme  streng  verbieten,  und  solchen,  welche  dieselbe 
gestatten.  Noch  ülpian  stellt  die  Begel  auf,  dass  ein  Qeseto  nicht 
für  Einzelne,  sondern  ffiir  die  Allgemeinheit  gegeben  werden  solle  ^), 
und  dennoch  räumt  derselbe  Jurist  dem  Kaiser  die  Befugnis  ein, 
für  einzelne  Personen,  Fälle  oder  Sachen  Ausnahmen  von  dem  Recht 
zu  gestatten  <). 

So  lange  das  Dispensationsrecht  in  den  Händen  des  Volkes 
lag,  lässt  sich  wohl  annehmen,  dass  es  sich  mehr  auf  den  strengOD 
Standpunkt  gestellt  und  von  seiner  Befugnis  nur  in  den  dringendsten 
Fällen  Gebrauch  gemacht  habe.  Nachdem  aber  der  Senat  die  Dispen- 
sationsgewalt  an  sich  gebracht,  da  ging  der  Missbranch  derselben 
mit  der  Zeit  so  weit,  dass  i.  J.  64  v.  Ch.  der  Yolkstribun  Komelius 
den  Antrag  stellte,  Gesetzesbefreiungen  sollen  von  nun  ab  nur  in 
den  Versammlungen  des  Volkes  gewährt  werden:  »ne  quis  nisi  per 
populum  legibus  solveretur«  ^).  Hier  begegnet  uns  ffir  die  Dispen- 
sation der  Ausdruck  »legibus  solverec  Wir  finden  denselben  auch 
bei  Cicero,  wenn  er  von  dem  Naturrecht  sagt:  »nee  vero  aut  per 
senatum  aut  per  populum  solvi  hac  lege  possumus«^).  Im  justinia- 
nischen Gesetzbuch  finden  sich  derartige  solutiones  legibus  in  Menge 
verzeichnet.  Es  gehören  hierher  mehrere  Begünstigungen  auf  dem 
Gebiete  des  Strafrechts  ^),  die  Entbindung  einer  Witwe  von  der  Be- 
obachtung des  Trauerjahres^),   die  Bewilligung  der  Testamentser- 


1)  1.  8.  D.  de  leg.  1,3:  iura  non  in  singulas  personas  sed  geoeraliter 
constitnantar;  Tgl.  Glück,  AasfÜhrliche  Erläaterang  der  Pandekteor,  Erlangen 
1797.  Bd.  1.  §.  98.  S.  548  ff. 

2)  L.  1  §.  2.  D.  de  constit.  1,4:  nam  qnae  princeps  alicoi  ob  merita 
indubit,  Tel  ri  quam  poenam  irrogavit,  vel  si  cai  sine  exemplo  sabTenit,  per* 
sonam  non  egreditor.  —  8)  Dirkaen,  a.  a.  0.  S.  250,  Anm.  22;  Puckta^  Ge* 
schichte  des  Bechts  bei  dem  römischen  Volk,  Leipzig  1881,  S.  171;  vgl.  ilfomtn- 
««ff.  Römisches  Staatsrecht,  Leipzig  1876  ff.,  Bd.  3,  Abt  1.  S.  837;  Tgl.  Bd.  3. 
Abt.  2.  S.  1228.  —  4)  De  repnblica,  3,  33,  Op.  ed.  Nobbe,  Lips.  et  London.  1869, 
p.  1139;  Tgl.  Cicero,  Oratio  pro  Babirio  Postume,  c  5,  L  c.  p.  570:  »Bens 
Postnmns  est  ea  lege,  qaa  non  modo  ipse  sed  totas  etiam  ordo  solntos  ac  liber 
estc  VgL  Aact.  Herenn.  3,  2,  1.  c.  p.  16:  »Se  deliberet  senatns,  solTatne  legi- 
bos  Sdpionem,  nt  eam  liceat  ante  tempns  consalem  fieri.«  —  5)  1.  5.  D.  de 
poenis,  48,  19  (temper amentum);  1.  9.  §.  11,  1.  c.  {liberatio) ;  1.  27.  L  c  mi- 
nutio  poenae,  in  integrum  restitutio);  L  2.  D.  de  sent.  pass.  et  restit  48, 
23  (indulgentia).  —  6)  1. 10.  p.  D.  de  his  qui  nat  Inf.  3,  2  {aolet  a  principe 
impetrari). 
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riehtuDg  durch  eine  gesetzlich  dazu  anfähige  Person^),  die  Gestat- 
tang  der  Adoption  seitens  einer  Frau '),  die  venia  aetatis,  sog.  Jahr- 
gebnng  bei   mangelnder   Volljährigkeit^).     Auf  dem   Gebiete   des 
Bherechts  gibt  es  ausserdem  eine  ganze  Beihe  von  diesbezüglichen 
Erlassen  nnd  Beispielen.    Die  lex  Julia  de  roaritandis  ordinibus  be- 
hält dem  Kaiser  ausdrücklich  das  Becht  vor,  in  denjenigen  Fällen 
Dispensation  zu  erteilen,  in  denen   eine  solche  ihm   angebracht  er- 
seheint ^),    Justinian  stellt  den  bekehrten  Schauspielern  für  den  Fall 
ihrer  Verheiratung  Dispensation  vom   Eheverbot   der  lex  Julia  in 
Aussicht,  sobald  sie  darum  nachsuchen  würden  ^).    Von  dem  Verbot 
der  Ehe  zwischen  Vormund  und  Mündel  haben  die  Kaiser  oft  dis- 
pensiert <).    üeberhaupt  wurden,  wie  sich  aus  G.  de  incestis  et  inu- 
tUibus  ttuptiis  5,  5  zur  Genüge  ergibt,  während  der  Kaiserzeit  Ehe- 
dispensen in  massloser  Weise  gewährt  ^.    Zur  Zeit  der  Kaiser  Zeno 
und  Basilius  waren  die  Gesuche  um  Befreiung  von   dem  Hinder- 
nis  der  Ehe  mit  des  Bruders  Sohn  oder  Tochter  so  häufig,  dass 
ein  ausdrückliches  Verbot  dagegen  erlassen  werden  musste,  die  Ge- 
stattung solcher  Ehen  fernerhin  nachzusuchen  s).    Dem  Verbot  der 
Geschwisterkinderehe  fügte  Uonorius  ausdrücklich  bei,  dass  Dispen- 
sationen von  demselben  erhalten  werden  können  ^\    Schliesslich  ver- 
dienen noch  erwähnt  zu  werden  die  Befreiungen  von  den  erbrecht- 
lichen Beschränkungen,  welche  ein  Gesetz  des  Augustus  den  Ehe- 
und  Kinderlosen  auferlegtet^). 

Betreffs  der  überlieferten  Beispiele  von  Dispensationen  glaube 
ich  auf  die  Zusammenstellung  bei  Dirksen  verweisen  zu  dürfen. 
Das  Gesagte  genügt,  um  zu  beweisen,  dass  im  römischen  Recht  die 
Dispensation  als  ein  allgemein  zulässiges  und  übliches  Befreiungsmittel 
von  den  strengen  Forderungen  des  Gesetzes  angesehen  wurde.  Die 
Bezeichnung  dispensatio  aber  mit  dem  technischen  Sinn,  den  wir  heute 


f » 


1)  L  7.  C.  Qai  test  fac.  pos.  6,  22;  1.  43.  pr.  D.  De  vulg.  et  pupilli 
substit  28,  6  (benefidum);  1.  7.  D.  Qai  test  facere  possnnt.  28,  1  {licentia)^ 

2)  9.  10.  J.  De  adopt.  1 ,  11  {indulgentia).  —  3)  1.  3.  C.  Si  minus  se 
maior.  diz.  2,  43  (beneficium  in  integrum  restitutionia).  —  4)  1.  31.  D.  D» 
rit.  onpt.  23,  2  {indulgentia),  >-  5)  1.  23.  C.  De  nuptiis,  5,  4  {licentia,  bene- 
ficium). —  6)  1.  7.  C.  De  interdict.  raatr.  5,  7  (beneficium).  —  7)  1.  2.  C.  Si 
napt  ex  reseripto  petantar,  5,  8  (indulgentia) ;  vgl.  Dirksen,  a.  a.  0.  S.  250  ff. 

I  --  8)  L.  2.  0.  Si  nnpt.  ex  rescript.  pet.  5,  8  (licentia),  —  9)  L.  un.  C.  Theod., 
Si  napt.  ex  reseript.  pet.  8,  10;  vgl  Zimmern^  Qeschichte  des  römischen  Pri- 
?atrecbts  bis  auf  Justinian,  L  Abtheiluog  1,  Heidelberg,  1826,  8.  353;  Moy, 
Das  Ehereoht  der  Christen  in  der  morgenl&ndischen  Kirche  bis  zur  Zeit  Karls 
dee  Groesen,  Begensbnrg,  1838,  S.  207.  —  10)  Mammaen,  a.  a.  0.  B.  3.  Abt.  2» 
8.  1235. 
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oiit  diesem  Wort  verbioden,  ist  den  Bömern  unbekannt^).  Dies  gilt 
aber  nicht  von  der  Sache  sdhst,  von  dem  Begriff  A^t  Dispensation*). 
Die  gebräuchlichen  Benennungen  sind:  venia,  liberatio,  indulgentia, 
beneficium,  in  integrum  restitutio.  Am  häufigsten  finden  sich  bene- 
ficium  und  indulgentia. 

Die  Dispensation  auf  dem  Gebiete  des  Kirchenrechts. 

§.  3.   Die  Dispensation  bei  den  Kirchenvätern. 

In  der  kanonischen  Literatur  findet  sich  vielfach  die  Ansicht 
ausgesprochen,  dass  wegen  des  grossen  Eifers  der  Christen  und  der 
geringen  Anzahl  der  Gesetze  während  der  drei  ersten  Jahrhunderte 
Ausnahmen  von  den  rechtlichen  Vorschriften  überhaupt  nicht  vorge- 
kommen seien.  Die  ideale  Auffassung  von  der  Kirche  und  ihren 
Anordnungen  habe  gleich  von  vornherein  jedes  Verlangen  nach  einer 
Befreiung  von  denselben  unterdrückt.  Dies  geben  wir  auch  zu.  Daraus 
folgt  nun  aber  noch  lange  nicht,  dass  Dispensationen  überhaupt  nicht 
vorgekommen  seien,  üeber  dem  Nichtverlangen-  Wollen  stand  das  Ver- 
hugen-Müssen^  die  Notwendigkeit,  die,  wie  es  ebenfalls  heute  noch 
geschieht,  ganz  besonders  aber  in  den  ersten  Jahrhunderten  dazu 
zwang,  in  gewissem  umfang  Abweichungen  von  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften zu  dulden.  Durch  einen  noch  so  glühenden  Eifer  aUein 
konnten  die  misslichen  Zustände  der  damaligen  Kirche  nicht  gehoben 
werden.  Das  starre  Recht  musste  nachgeben  und  sich  Ausnahmen 
gefallen  lassen.  Man  denke  nur  an  das  Bild ,  das  uns  Basilius  über 
die  schreckliche  Lage  der  Kirche  von  damals  entwirft :  Die  Beobachtung 
der  Kanones  war  verschwunden,  jeder  that,  was  er  wollte^).  Der  Kir- 
chenvater spricht  hier  nur  von  dem  Verderben,  das  die  Häresie  über 
die  Kirche  gebracht  hat.  Wenn  nun  schon  die  Häresie  die  kirch- 
lichen Zustände  so  sehr  verwirren  konnte,  um  wie  viel  trauriger  muss 
dann  die  Lage  der  Kirche  gewesen' sein  zu  der  Zeit,  wo  sie  ausser- 
dem noch  unter  dem  schweren  Joch  der  Verfolgungen  zu  leiden 
hatte?  Lässt  sich  annehmen,  dass  eine  Heilung  solcher  Debelstände 
vermittelst  Anwendung  des  strengen  Rechts  hat  stattfinden  können? 

1)  Baidus  sagt  in  seinen  Anmerkungen  zn  Darantis  Specalnm  inris: 
»hoc  verbo  (sc.  dispensatione)  textus  legam  raro  atuntur.c  Daf&r  sei  indulgentia 
gebräuchlich.  1.  1.  p.  1.  fol.  39.  Die  Entbindung  vom  Eid  bezeichnet  Sueton 
als  gratia.  Snetonii  quae  supersunt  omnia,  ed.  Roth,  Lips.  1886,  c.  85.  p.  101 : 
>E(quiti)  R(omano)  iuris  iurandi  gratiam  fecit  (sc.  Tiber  ins],  uxorem  in  stupro 
generi  compertam  dimitteret,  quam  se  nunquam  repudiaturum  ante  lurayerat.« 

2)  Die  zitirte  Arbeit  Dirksens  ist  die  einzige  Monographie,  welche  die 
rdtnisch-rechtliche  Litteratur  in  dieser  Beziehung  aufzuweisen  hat.  Erwähnung 
yerdient  noch  eine  Dissertation  aus  d.  J.  1885,  Melle  Baker,  de  dispensatione 
sive  venia  legis,  welche  mir  trotz  aller  Bemühungen  unzugänglich  blieb,  üebri- 
gens  wird  in  der  Litteratur  auf  dieselbe  in  keiner  Weise  Kücksicht  genommen. 

8)  Ep.  92,  Migne,  32,  480. 
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Wie  richtig  diese  unsere  Aaflfassung  ist,  beweist  klar  und 
deutlich  ein  Dokument  aus  der  diokletianischen  Verfolgang  (305  —6.) 
Während  derselben  hatte  Meletius  in  fremden  Diözesen  Weihen  vor- 
genommen.  Dies  war,  wie  mehrere  Bischöfe  Aegyptens  an  ihn  schrei- 
ben^), gegen  alle  Regel  (aliena  a  more  di?ino  et  regula  ecclesia- 
stica),  und  Meletius  wisse  ja  selbst,  dass  es  »lex  est  patrum  et 
propatrnm  ...  in  alienis  paroeciis  non  Heere  alicui  episcopornm 
ordinationes  celebrare.«  Wenn  auch  Meletius  nun  in  diesem  Briefe 
getadelt  wird,  so  geschieht  dies  nur  deshalb,  weil  die  ägyptischen 
Bischöfe  Hesychias,  Pachomius,  Tbeodorus  und  Phileas  von  der  An- 
nahme ausgiengen,  dass  die  Voraussetzungen  nicht  vorgelegen  haben, 
unter  denen  überhaupt  eine  Abweichung  von  der  Regel  gerechtfertigt 
sei.  In  ihrem  Schreiben  lassen  sie  nämlich  Meletius  den  Einwand 
machen :  »Egentibus  gregibus  ac  desolatis  pastore  non  subsistente,  ne 
multorum  incredulitate  mnlti  snbtrahantur,  ad  hoc  perveni.c  Gerade 
diese  Voraussetzung  soll  aber,  wie  sie  behaupten,  nicht  vorgelegen 
haben,  denn  sie  replizieren:  »Certissimum  est,  illos  non  egere:  pri- 
mum,  quia  multi  sant,  circumeuntes  et  petentes  visitare  (sc.  pastores) ; 
deinde  et  si  quid  ab  ipsis  neglegentius  agebatur,  opportuerat  ex  po- 
pulo  properare  ac  nos  exigere  merito.c  Damit  wollen  sie  sagen,  dass 
genug  Priester  vorhanden  waren,  dass  also  keine  Not  vorlag.  Hätte 
diese  Voraussetzung  aber  zugetroffen,  dann  wäre,  wie  die  Bischöfe 
selbst  zugeben,  die  Handlungsweise  des  Meletius  nicht  zu  tadeln.  Mit 
andern  Worten :  Hier  ist  das  Prinzip  ausgesprochen,  dass  die  strengen 
Bechtsregeln  nicht  rücksichtslos  angewendet  werden  sollen,  dass  viel- 
mehr die  Notlage  manchmal  ein  Abgehen  von  denselben  rechtfertige. 

Wir  glauben  nicht,  dass  sich  in  jedem  einzelnen  Fall  für  die 
Bischofsstühle  Kandidaten  finden  und  aufstellen  Hessen,  welche  allen 
den  Erfordernissen  genügen  konnten,  welche  bekanntlich  der  hl.  Paulus 
an  einen  solchen  stellt.  Wird  man  z.  B.  einen  Neophyten  oder  Bi- 
gamen, den  seine  soziale  Stellung,  sein  Wissen,  sein  Charakter  ohne- 
hin schon  genug  empfahlen,  von  der  Weihe  zurückgewiesen  haben? 
Die  Antwort  auf  diese  Frage  kann  nur  ein  entschiedenes  Nein  sein. 
Das  Konzil  von  Nizäa  legt  im  zweiten  Kanon  ein  bestimmtes  Zeug- 
nis dafür  ab,  dass  bereits  vor  dem  Jahre  325  viele  Abweichungen 
von  den  kirchlichen  Gesetzen  vorgekommen  seien:  »icoXXa  ^xoi  Gico 
avayxijc  ^  ^fXXox;  iiceiyofilvcDv  xcov  dtv&poiiccDV  IjevsTO  napa  töv  xavöva 
lxxX7)oiaottx6v«  *).  Dies  gilt,  wie  die  Eonzilsväter  selbst  hervor- 
heben, namentlich  von  der  Ordination  Irregulärer. 

1)  Ruth^  Reliquiae  sacrae,  Oxon.  1846,  IV.  91  sqq. 

2)  Hefele,  Konziliengeschicbte,  Freibarg,  1878,  I.  878. 
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ObschoQ  das  Nizänam  ausdrücklich  verbot,  die  Weihe  denjeni- 
gen ZQ  erteilen,  der  erst  kurze  Zeit  getauft  war,  so  kamen  doch 
immer  noch  Fälle  vor,  wo  man  aus  dringenden  Gründen  sieh  über 
dieses  Hindernis  hinwegsetzte,  wie  z.  B.  bei  dem  hl.  Ambrosius,  und 
man  konnte  derartige  Ausnahmen  ganz  gut  durch  die  Berufung  auf 
den  apostolischen  Kanon  80  (79)  rechtfertigen,  welcher  am  Schlüsse 
sagt:  es  schickt  sich  nicht,  dass  Jemand,  der  sich  selbst  nicht  be- 
währt hat,  der  Lehrer  anderer  werde,  wenn  es  nicht  etwa  durch  be- 
sondere göttliche  Gnade  geschieht^).  Löning*)  bezeichnet  diese  Be- 
rufung auf  eine  göttliche  Einwirkung  ganz  richtig  als  eine  Hinter- 
thür,  von  der  bei  geeigneter  Gelegenheit  jedenfalls  auch  Gebrauch 
gemacht  wurde.  Wir  sind  weit  davon  entfernt,  die  Erhebung  aller 
Neophyten  auf  Dispensationen  zurückzuführen.  Papst  Zosimus  beklagt 
sich  sehr,  dass  in  Gallien  und  Spanien  wie  auch  in  Afrika  es  fast  zur 
Gewohnheit  geworden  sei,  Laien  unmittelbar  zu  Bischöfen  zu  weihen >). 
Hier  haben  wir  es  offenbar  mit  einer  Gewohnheit,  mit  einer  Regel, 
nicht  mit  vereinzelten  Ausnahmen  zu  thun.  Den  Ausdruck  »prae- 
sumptio«  will  Zosimus  jedenfalls  nicht  auf  diejenigen  Fälle  ange- 
wendet wissen,  in  denen  Neophyten  unter  Rücksicht  auf  die  obwal- 
tenden Umstände  zur  Bekleidung  des  bischöflichen  Amtes  für  beson- 
ders geeignet  erachtet  wurden.  Die  Bischöfe  standen  ja  damals  im  Be- 
sitze eines  uneingeschränkten  Dispens^tionsrechts^),  und  dass  sie  von 
demselben  ausgiebigen  Gebrauch  machten,  finden  wir  in  den  Quellen 
vielfach  bestätigt.  So  gibt  z.  B.  der  Bischof  Rufus  im  J.  414  dem 
Papst  Innocenzl.  zu,  verbotene  Weihen  bereits  des  öftern  vorgenommen 
zu  haben.  Es  ist  dies  ein  Beweis  dafür,  dass  die  Dispensationen  da- 
mals doch  nicht  so  selten  waren,  wie  man  bis  jetzt  anzunehmen  pflegte^). 


1)  Hefele,  a.  a.  0.  S.  378:  »e?  |«iÄoo  xotxa  dci'av  /^iptv  toöto  Yivetai.« 

2)  Geschichte  des  deatschen  Kirchonrechts,  Strassbarg  1878,  L  127,  Antn.  1. 

3)  Am  21.  Febr.  418,  im  Schreiben  an  Bischof  Hesychios  von  Salona,  c  1. 
Coustantf  Epistolae  Roman.  Pontif.  Paris.  1721,  I.  968. 

4)  Den  Nachweis  hiefHr  werden  wir  in  einer  besondern  Arbeit  liefern,  welche 
die  geschichtliche  Entwickelnng  des  Dispensatiönsrechts  bis  auf  unsere  Zeiten 
enthalten  wird. 

5)  Der  Papst  schreibt  an  den  Bischof:  »Eos  qai  Yidoas  accepisse  sag- 
gernntur  mores,  non  solam  clericos  effectos  agnovi,  yeram  etiam  nsqne  ad  in- 
fnlas  snmroi  sacerdotii  pervenisse,  qaod  contra  legis  esse  praecepta  nullas 
ignorat.  Nam  cum  Moyses  legislator  clamitet:  »sacerdos  nxorem  yirginem  ao* 
cipiat,«  ac  ne  in  hoc  praecepto  aliqnid  pataretar  ambigaura,  addidit:  »non  yi- 
daam  neqae  eiectam.«  Contra  qaod  praeceptam  diyina  aactoritate  submissam» 
nalla  defensio  mandati  alterias  opponitur,  nisi  consaetado  vestra,  qaae  at  ipsi 
fatemini,  ex  ignorantia  at  verecandias  dicam,  non  ex  apostoUca  traditione  et 
integra  ratione  constitata  est.«    Coustant,  1.  c.  I.  831.  n.  1. 
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Einen  Grnnd  dafar«  dass  die  Kirche  in  den  ersten  Zeiten  an 
der  ananahmslosen  Anwendung  ibrer  Rechtssätze  festgehalten  habe, 
aieht  Preisen  ^)  darin,  dass  dieselbe  unter  dem  Einflnss  des  jüdischen 
Rechts  gestanden  habe,  welchem  bekanntlich  der  Begriff  der  Dispen* 
aation  fremd  war.  Allein  wie  liesse  sich  dann  rechtfertigen,  dass 
die  Apostel  die  Befolgung  alttestamentlicher  Vorschriften  bald  aus- 
dröcUich  verboten,  bald  wieder  davon  dispensirten ?  Wie  der 
hl.  Paulus  durch  die  Notwendigkeit  gezwungen  war,  von  dem  stren- 
gen Recht  abzugehen,  ebenso  waren  es  offenbar  auch  die  Nachfolger 
der  Apostel.  Die  Herrschaft  des  jüdischen  Gesetzes,  das  in  ganz  an« 
derer  Form  dem  Christenthum  vermittelt  wurde,  war  keine  so  strenge 
mehr,  als  dass  sie  nicht  durch  das  Gesetz  des  Neuen  Bundes,  durch 
das  Gesetz  der  Liebe  hätte  gebrochen  werden  können.  Nehmen  wir 
also  irgend  einen  Einiiuss  des  jüdischen  Rechts  an,  so  müssen  wir  ihn 
darauf  beschränken,  dass  derselbe  die  Entwickelung  der  Dispensation 
hemmte,  ihre  Ausbildung  verlangsamte. 

Die  Kirchenväter  sind  insgesammt  der  Ansicht,  dass  von  jeher 
in  der  Kirche  Dispensationen  üblich  waren.  Schon  Tertullian  weist 
darauf  hin,  dass  die  Apostel  »pro  temporibns  et  personis  et  causis 
quaedam  reprehendebant ,  in  quae  et  ipsi  aeque  pro  temporibns  et 
personis  et  causis  committebantc  *).  Als  die  Einwohner  von  Koloniä 
über  die  Versetzung  ihres  Bischofs  Euphronius  auf  den  Metropoli- 
tanstubl  von  Nikopolis  trostlos  waren,  schrieb  der  M.  Bctsüitis  an 
sie  einen  Brief,  worin  er  sagt:  »Otxovojita  xaXi)  icspl  tov  .  * . 
Eu9p6viov  ....  yeYsvifjTat,  ävayxala  tcu  xa(pa>,  XüaiTsXijc  xal  z'q 
ixxXijaia,  icpöc  ^v  jütexsTidT},  xal  öfiTv,  ä^*  fiv  JXig^ftij')«.  Trotzdem 
der  15.  Kanon  des  Nizänischen  Konzils  die  Translation  der  Bischöfe 
ausdrücklich  verboten  hatte,  machte  man  für  Euphronius  aus  Gründen 
der  Notwendigkeit  und  Nützlichkeit  eine  Ausnahme  von  der  Regel. 
Derselbe  Kirchenvater  befürwortet  ferner  selbst  die  Weihe  eines 
Neophyten  zum  Bischof^).  Die  Not,  sagte  er,  verlange  eine  Dis- 
pensation, und  doch  hatten  kirchliche  Gesetze,  zuletzt  eine  Ver- 
ordnung des  Papstes  Sirizius,  eine  solche  Ordination  ausdrücklich 
verboten^).  Die  in  Antiochien  durch  die  Eosebianer  hervorgerufenen 
Unruhen,  welche  die  Entstehung  dreier  Parteien  zur  Folge  hatten, 
glaubt  Basilins  am  besten  dadurch  zu  dämpfen,  dass  man  den  ver- 
triebenen Meletius  zurückrufe,  und  allen  übrigen  Anhängern  Dispensa- 

1)  Geschichte  des  kanonischen  Eherechts  bis  zum  Verfall  der  Glossen- 
litteratur,  Tüb.  1888,  S.  905.  —  2)  Liber  de  pracscript.  c.  24,  Migne,  2.  42.  — 
3)  Ep.  227,  Migne,  32,  852;  Tho  massin,  Vetus  et  nova  ecclesiae  disciplina» 
Paris  1683,  p.  2.  1.  3.  c.  1.  n.  14  sqq.  —  4)  Ep.  227,  1.  c.  p.  794.  —  5)  Ep.  6. 
o.  5.  Cousiantf  1.  c  I.  662. 
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tion  erteile,  kraft  welcher  denselben  der  Verbleib  in  ihren  Weihegraden 
gestattet  sein  sollte^).  Mit  der  meletianischen  Sache  beschäftigte 
sich  anch  das  Niz&num.  Die  Synode  Hess  Milde  vor  Recht  ergehen^ 
obschon  Meletius  einer  Nachsicht  eigentlich  nicht  würdig  war.  Es 
wurde  beschlossen,  er  habe  in  seiner  Stadt  bleiben,  habe  aber  keine 
Macht,  Weihen  zu  erteilen  oder  Kleriker  za  erwählen,  (fjn^xe  x^ipoOe- 
TsTv  fAiQTB  icpox^iptCeadat) ,  weder  in  der  Stadt  noch  sonstwo.  Nur 
der  Titel  eines  Bischofs  bleibe  ihm,  die  von  ihm  bereits  geweihten 
Kleriker  sollen  aber  re?alidiert  and  dann  wieder  zur  Kirchengemein* 
Schaft  zQgelassen  werden  >). 

Dass  die  Notwendigkeit  die  Qestattang  von  Ausnahmen  von 
den  kirchlichen  Vorschriften  verlange  und  rechtfertige,  ist  auch  die 
Ansicht  von  Chrysosiomus.  Dieser  sagt,  die  Apostel  hätten  es  selbst 
mit  den  von  Paulus  an  einen  Bischofskandidaten  gestellten  For* 
derungen  nicht  so  streng  nehmen  können,  da  es  unter  den  damaligen 
Verhältnissen  ohne  Zweifel  keine  leichte  Sache  war,  Männer  zu 
finden,  die  mit  all*  den  verlangten  Eigenschaften  ausgestattet  waren, 
und  doch  habe  man  deren  viele  gebraucht  >) !  Die  Not  drängte  eben 
dazu,  bei  Kandidaten ,  die  sonst  tauglich  und  erprobt  waren ,  von 
der  einen  oder  andern  der  betreffenden  Anforderungen  Abstand  zu 
nehmen. 

Hieronymus  spricht  sich  ebenfalls  dafflr  aus,  dass  von  den 
gesetzlichen  Vorschriften  eine  Ausnahme  zulässig  sei,  und  beruft  sich 
auf  das  Beispiel  des  hl.  Paulus ,  welcher  auf  Qrund  einer  Dispen- 
sation die  Beschneidung  seines  Schülers  gestattete^).  . 

Der  erste  Schriftsteller,  dem  wir  geradezu  eine  Theorie  über 
das  Dispenswesen  verdanken,  ist  Cyrül  von  Alexandrien.  »Ai  otxovo- 
fiCat  Tcuv  icpaYfAaxcov  Soft'  Sxb  icapaßiaCovxai  ßpciX^  tou  d^ovtog  f $o> 
fipeo&ai  tivac  *  ?va  xt  fisTCov  xepdavcnotv.  ^Qoicep  ifap  oi  tt)v  da- 
Xaooav  vaonXXo(i8voi  x^^t^®^^^  iictxeijuilvoo  xat  xtvSoveuouorjQ  Ti]c  vacuc 
äXuovTSC  iiro^opTiCovrat  xtva  üicsp  xou  OQ>aai  xa  Xoiica  '  oS^xox;  xäl 
ijfielc  iv  xoTc  icpaYjutaoiv,  Sxav  fit)  i^^  xi  Xiav  ixpiß&c  iicoocbCeiv, 
icapopcofi^v  xtva,  ?va  fiij  xou  icavxoc  Tcaftcofisv  CT|fitav^).<  Hiernach 
besteht  die  Dispensation  darin,  dass  man  znr  Vermeidung  eines 
grösseren  Nachteils  die  Forderungen  des  strengen  Rechts  mildert 
und  ein  Abweichen  von  den  Gesetzen  der  Kirche  zulässt.  Wie  die 
Schiffer  zur  Rettung  ihres  Fahrzeuges  aus  Sturmesgefithr  einen  Teil 

1)  Ep.  67.  1.  c.  p.  426  sq.  —  2)  SocraUs,  bist.  eccl.  I.  9 ;  Theodoret, 
bist.  eecL  I.  9;  vgl.  Hefele,  a.  a.  0.  L  353.  —  3)  Hom.  9.  in  ep.  ad  Timoth 
n.  1  sq.  Migne,  62,  649.  —  4)  Com.  in  ep.  ad  Galat  2,  5,  Migne,  26»  859.  — 
5)  Ep,  56,  Migne,  77,  319  =  c  16.  C.  1.  qu.  7. 
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ihrer  Ladung  aber  Bord  werfen,  ebenso  müsse  man  da,  wo  die  Durch- 
fühmng  des  strengen  Rechts  Nachtheile  britigen  würde,  sich  dazu  herab- 
lassen. Manches  zu  übersehen,  zu  dulden.  Das  Recht  sei  überhaupt 
nicht  um  seiner  selbst  willen  da,  es  müsse  je  naeh  den  Umständen 
verändert  und  gemildert  wwden.  Als  es  »ek  um  die  Rückkehr  der 
Mesaalianer  und  Entychianer  handelte,  schrieb  derselbe  Kirchenvater 
an  den  Diakon  Maximss  von  Antiochien :  Denjenigen  gegenüber,  die 
in  den  Schoss  der  Kirche  zurückkehren  wollen,  dürfe  man  das 
strenge  Recht  nicht  anwenden.  Der  kirchliche  Obere  müsse  über- 
haupt oft  von  einer  strikten  Anwendung  der  Gesetze  Abstand 
nehmen,  sobald  er  einsehe,  dass  eine  derartige  Nachsicht  zum  Nutzen 
der  Kirche  gereiche.  Selbst  wider  Willen  sehe  er  sich  manchmal 
gezwungen,  Dispensation  eintreten  zu  lassen').  Was  nützt  es  denn, 
an  dem  strengen  Recht  festzuhalten,  wenn  dadurch  der  Frieden  der 
Kirche  gestört  und  Viele  von  ihr  ausgestossen  werden?  schreibt 
Gyrill  an  Attikus  von  Konstantinopel  >).  Den  Meesalianern,  welche 
ihrem  Irrtum  entsagen,  gewährt  der  Kirchenvater  Dispens  unter 
Hinweis  darauf,  dass  er  sich  wohl  bewusst  sei,  gegen  die  rechtlichen 
Vorschriften  zu  handeln,  allein  er  wisse  aber  auch,  »Sti  xaXT)  Iv 
TOOTOtc  oixovo|Ata  *  T&  T^P  i^p^^^Q  <>>C  iictic&v  Oopußet  icoXXouc  xal 
Tcuv  voov8X80TaTcov,€  donu  eine  rücksichtslose  Durchführung  des 
strengen  Rechts  schrecke  selbst  viele  der  Verständigsten  ab ') : 
sammnm  ins  summa  iniuria.  Die  Nützlickeit,  meint  genannter  Attikus 
in  einem  Brief  an  Gyrill,  geht  über  die  Forderung  des  strengen  Rechts. 
Die  Bestimmungen  der  Väter  erleiden  nicht  im  geringsten  eine  Ein- 
basse,  wenn  zur  Erhaltung  des  Friedens  die  Beobachtung  des 
Gesetzes  nach  seinen  Buchstaben  geopfert  wird  *).  Die  Kirchenväter, 
sagt  Cyrill,  hätten  selbst  eine  Dispensation  gewährt  und  damit  das 
Prinzip  der  Dispensation  anerkannt,  als  sie  davon  Abstand  nahmen, 
den  Theodor  von  Mopsueste  namentlich  zu  exkommunicieren  aus 
Forcht  davor,  dass  sein  grosser  Anhang  infolge  einer  so  strengen 
Massregel  zum  Abfall  ?on  der  Kirche  verleitet  würde  ^). 

Nach  der  Ansicht  Cyrills  ist  die  Wirkung  der  Dispensation  eine 
so  heilsame,  dass  schon  die  Apostel  nicht  umhin  konnten,  sich  derselben 
zn  bedienen.  So  habe  bereits  der  hl.  Paulus  Dispensen  erteilt^).  Sehr 
deutlich  spricht  sich  über  diesen  Punkt  Attikus  aus,  wenn  er  an  Gyrill 
sehreibt:  >OIda  fi&v  ouv  xal  t6v  |xaxaptov  IlauXov  iv  tiS  deofio^TsTv 
xaTc  äxxXi]oiaic  oafp&a  xac  utco^^oetc  olxovofn^oavxa.  0\ia  de  xat  tov  iv 

1)  Ep.  4,  Mai,  1.  c.  n.  107  sq.  —  2)  Migne,  77,  354.  —  3)  Ep.  82, 
Higne,  1.  c.  p.  376.  —  4)  Ep.  75,  1.  c  p  850.  —  5)  Ep.  72,  L  c  p.  345.  — 
6)  L.  c  p.  854. 
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dyioic  icaxipa  xov  o6y,  xov  iaaic6otoXov  BetffiXov,  äicl  t^c  *£XXi;vix^c 
aoTx^s^C  xTp^  eipijvT^y  x^c  icapa  ßpax^  ixpißata?  icpoxsxtft'vpeöxac^). 
Diese  ausdrückliche  Bernfung  auf  die  Praxis  der  Apostel  und  deren 
Nachfolger  ist  ein  dentlicher  Beweis  dafür,  dass  in  der  Kirche  Ton 
jeher  die  Dispensation  üblich  war.  Keinem  Verständigen  habe  die 
Dispensation  bis  jetzt  missfallen,  sagt  Gyrill,  »6  x^g  olxovofiiac  xpötcoc 
ouSevl  xtt>v  ouvexd>v  iici^psoiv,  dispensationis  modus  nulli  sapientium 
displicnitfC  >)  und  in  einem  andern  Brief  heisst  es :  »at  ot>Txaxaßfltoetc 
oux  ixepdeicc  *).  Im  Brief  an  Proklus  wird  die  Dispensation  hin- 
gestellt als  »Spiaxov  xt  XP^V^  ^^^  aofovt^). 

Wir  haben  also  hier  eine  ziemlich  vollständige  Theorie  der 
Dispensation  vor  uns :  die  Dispensation  ist  eine  Abweichung  von  den 
strengen  Forderungen  des  Rechts  aus  Gründen  der  Notwendigkeit 
oder  Nützlichkeit.  Dies  sagt  Cyrill  klar  und  deutlich  mit  den  Worten : 
»"EpTfov  ie  ovxcüc;  oixovofiiag  loxt,  xö  doxeTv  foft'  5x8  ßpax^  '^^  '^^ 
icpeitovxoc  Hioxaa^oi  Xöyoo  ftexa  xoo  xijv  Jv  xoTc  XP^^^V^^^  '^*" 
patxsTa&ai  CTJfitavc*), 

Gilt  nun  diese  Darstellung  der  Dispensation,  wie  sie  Cyrill 
uns  gibt,  blos  für  die  Wiederaufnahme  von  Häretikern  und  von  der 
Erteilung  der  kirchlichen  Gemeinschaft  an  solche,  die  von  der  Kirche 
aus  irgend  einem  andern  Grunde  ausgeschlossen  worden  waren,  oder 
aber,  sind  wir  zu  der  Annahme  berechtigt,  dass  Cyrill  den  Bereich 
der  Dispensation  auch  auf  Ausnahmen  von  sonsHgen  rechtlichen 
Vorschriften  ausdehnt?  Meines  Erachtens  muss  die  letztere  Frage  bejaht 
werden,  obschon  die  herrschende  Ansicht  das  Gegenteil  behauptet. 
Die  Erörterungen  Cyrills  sind  zwar  stets  an  die  Behandlung  kon- 
kreter Fälle  geknüpft,  in  denen  es  sich  ausschliesslich  um  Wieder- 
aufnahme in  die  Kirche  handelt.  Allein  dies  beweist  nichts  dagegen, 
dass  Cyrill  Dispensationen  auch  auf  andern  Gebieten  des  kirch- 
lichen Rechts  gekannt  und  zugelassen  habe.  Wie  er  ja  selbst  sagt, 
finden  sich  schon  zu  Zeiten  der  Apostel  und  ebenso  nachher  Beispiele 
von  Ausnahmen  anderer  Art  als  der  besagten,  und  zwar  waren  dies 
vielfach  solche,  die  schon  vor  der  Setzung  der  verbotenen  Hand- 
lung, also  im  voraus,  nicht  erst  nachträglich  gemacht  worden 
waren.  Die  Ausführungen  Cyrills  über  die  Dispensation  sind  ganz 
allgemeiner  Art,  und  es  ist  verkehrt,  dieselbe  in  ihrer  Geltung  auf 
denjenigen  Fall  zu  beschränken,  der  für  den    Kirchenvater  nichts 

1)  Ep.  75,  1.  c.  p.  350.  —  2)  Ep.  56,  1.  c.  p.  319  =  c.  16.  C.  1.  qu.  7.  — 
3)  Ep.  2,  Mai,  1.  o.  p.  106.  —  4)  Ep.  72,  Migno  77,  845.  -  5)  Migne,  i.  & 
p.  854;  vgl.  den  Brief  Cjrrills  an  Domnas  mit  den  Schollen  Balsamons  bei 
Beveriäge,  luvodtx^v  sive  Pandectae  canonom  apostolonim  et  coacilioram  ab 
ecclesia  graeca  roceptoram,  Oxon.  1672,  II.  part.  I.  p.  175  sqq. 
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mehr  als  die  VeraDlassung  war,  sich  über  das  Dispenswesen  über- 
haupt ansensprechen.  Wenn  er  z.  B.  sagt,  dass  noch  kein  Verständiger 
geg^  die  Dispensation  etwas  einzuwenden  gehabt  hätte,  so  ist  damit 
der  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  ein  Verständiger  ebenfalls  nichts 
dagegen  haben  kann,  wenn  überall  da,  wo  Not  und  Nützlichkeit  es 
verlangen,  ?on  der  Dispensation  Anwendung  gemacht  werde.  Es 
liegt  gar  kein  Grund  vor,  die  Dispensation  Cyrills  auf  solche  Fälle 
asu  beschränken,  in  denen  erst  nach  der  That,  also  nachträglich  die 
Abweichung  von  der  allgemeinen  Regel  gutgeheissen  wird. 

Die  lateinische  Uebersetzung  des  Cyrillischen  Briefes  in  c.  15. 
G.  1.  qu.  7.  schliesst  mit  den  Worten:  »Dispensationis  enim  gratia 
eget  negotium  mtfUtutic ,  während  der  Urtext  lautet :  >o  t  x  o  v  o  (a  t  a  c 
jap  iilxai  To  icpäffia  ic  o  X  X  ^  c«  ^) ,  was ,  richtig  übersetzt ,  heisst : 
»res  enim  magnae  eget  moderationis  oder  dispensationis').«  Diese 
Stelle  ist  für  uns  von  grosser  Wichtigkeit,  insofern  als  die  gebräuchliche 
Uebersetzung  einen  direkten  Beweis  dafür  erbringt,  dass  nach  der 
Auffassung  Cyrills  die  Dispensation  auf  viele  Verhältnisse  »multum 
negotium«  Anwendung  finde ,  während  der  griechische  Text  nur  be- 
sagt, dass  die  in  dem  behandelten  konkreten  Fall  einzutretende 
Nachsicht  eine  grosse  sein  müsse. 

Unter  den  Lateinern  ist  der  M.  Augustinus  der  erste,  welcher 
eine  Theorie  über  die  Dispensation  aufstellt.  Voraussetzung  für  die 
Dispensation  ist  ihm  die  Veränderlichkeit  der  Vorschrift,  von  welcher 
entbunden  werden  soll.  Was  nicht  gegen  den  Glauben  und  die  gute 
Sitte  ist,  sagt  er,  das  kann  verschieden  gehandhabt  werden 3).  Es 
gibt  veränderliche  und  unveränderliche  Gesetze.  Was  nicht  unbedingt 
zum  Heil  notwendig  ist,  gestattet  aus  Gründen  der  Notwendigkeit 
Ausnahmen.  Was  aber  mit  dem  Seelenheil,  mit  den  Glaubenssätzen 
innig  zusammenhängt,  das  ist  und  bleibt  immer  geboten  oder  ver- 
boten; jede  davon  abweichende  Handlung  ist  untersagt  und  kann 
durch  keine  noch  so  grosse  Notwendigkeit  gerechtfertigt  werden. 
Wir  sehen  hier  zum  ersten  Mal  die  Schranken  festgesetzt,  inner- 
halb welcher  sich  das  Dispensationswesen  zu  bewegen  hat.  Zu  den 
veränderlichen  Gesetzen  rechnet  Augustinus  z.  B.  das  Fastengebot, 
von  dessen  Beobachtung  die  Not  befreit^). 

Der  Kirche  schreibt  Augustinus  das  Recht  zu ,  Ausnahmen 
von  ihren  gesetzlichen  Vorschriften  zu  gestatten,  denn  dieselben  seien 

1)  £p.  57,  Migne,  77,  322.  —  2)  Nach  Friedberg  haben  sammtliche  Hand- 
schriften maltnm ;  eine  hat  indnltam,  was  ohne  Zweifel  anf  einen  Schreibfehler 
xorttckzuführen  ist.  —  3)  Ep.  54.  c.  2.  Migne,  83,  200.  —  4)  Qnaestiones  ex  nov. 
test.,  qn.  60,  Migne,  35,  2257. 
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nicht  aufzufassen  »desperatione  indulgentiaet ,  sondern  »rigore  dis- 
ciplinae«  ^).  So  gerecht  ein  menschliches  Gesetz  auch  sein  möge,  es 
können  doch  Omstände  eintreffen,  welche  eine  Abweichung  von  dem- 
selben als  ebenso  gerecht  erscheinen  lassen  und  die  Gewährung  einer 
Ausnahme,  iudulgentia ,  rechtfertigen  *).  Vermöge  der  von  Christus 
erhaltenen  Schlüsselgewalt  sei  die  Kirche  daher  befugt,  anstatt  das 
strenge  Becht  anzuwenden ,  Gnade  und  Milde  walten  zu  lassen.  Zu 
einer  so  scharfen  Prftzisiernng  dieses  Gedankens  wurde  Augustinus  ge- 
fuhrt durch  seine  Auffassung  von  der  wahren  Kirche  im  Gegensatz 
zur  donatistischen  Lehre  ^).  Während  diese  nämlich  mit  aller  Strenge 
die  Ausscheidung  unreiner,  sündhafter  Elemente  aus  der  kirchliehen 
Gemeinschaft  verlangte,  beharrte  der  Kirchenvater  mit  Entschieden* 
heit  darauf,  dass  die  wahre  Kirche  nicht  die  Heiligkeit  ihrer  Glieder, 
sondern  die  Gerechtigkeit  Christi  zum  Grund  habe.  Für  die  verschier 
denen  Glieder  seien  aber  Normen  zur  Regelung  des  kirchlichen  Lebens 
unbedingt  notwendig,  diese  dürfe  indess  nicht  rigoristisch  in  donatio 
stischem  Sinne  gehandhabt  werden.  Zwischen  Separatismus  und  Indif- 
ferentismus müsse  man  den  goldenen  Mittelweg  einhalten,  weder  all- 
zuviel dulden,  noch  allzu  strenge  sein.  Bei  Anwendung  der  Kirchen- 
zucht sei  einerseits  stets  der  Zweck  der  Strafe  d.  i.  die  Besserung  des 
Sünders,  anderseits  aber  auch  der  Nutzen  der  Kirche  im  Auge  zu  be- 
halten. Mit  Bücksicht  auf  diesen  Zweck  müsse  der  Eine  so,  der  Andere 
wieder  anders  behandelt  werden.  Bei  dem  Einen  sei  Strenge,  bei  dem 
Andern  Milde  und  Nachsicht  angebracht.  Darum  habe  die  Kirche  von 
Christus  die  Binde-  und  Lösegewalt  erhalten,  kraft  welcher  sie  den 
zurückkehrenden  Häretikern,  falls  sie  es  für  gut  findet,  Gnade 
erweist,  sie  in  ihrem  Weihegrad  belässt  oder  sogar  in  einen  höhereu 
aufsteigen  lässt.  Und  warum  sollte  sie  denn  keine  Nachsicht 
gewähren,  fragt  der  Kirchenvater?  Blieben  doch  David  nach  seiner 
Busse,  und  Petrus,  nachdem  er  die  Verleugnung  seines  Meisters 
bitter  bereut,  in  ihren  Würden! 

Erweist  sich  die  Anwendung  eines  Gesetzes  auf  den  konkreten 
Fall  mehr  als  Härte  denn  als  Billigkeit,  so  betrachtet  es  Augustinus 
als  die  Pflicht  des  kirchlichen  Obern,  die  vorliegenden  Umstände  ge- 
nau zu  erwägen,  und,  wo  es  für  die  Kirche  nützlich  erscheint,  von 
der  strikten  Anwendung  der  Vorschrift  abzusehen.  Namentlich  habe 
eine  Dispensation  da  Platz  zu  greifen,  wo  nicht  die  Bettung  eines 
einzelnen   Menschen ,    sondern   die   eines   ganzen   Volkes   in   Frage 

1)  Ep.  185.  c.  10,  Migne.  88,  812  =  c  25,  D.  50.  Die  Qlosse  zu  despe- 
ratione  sagt:  »id  est  qnod  ecdesia  dispensare  non  possit.«  —  2)  De  libero  ar- 
bitrio,  1.  1.  e.  16,  Migne,  32, 1229.  —  8)  Contra  Parmenionero,  1.  2.  c.  18,  n.  37 ; 
1.  8.  c.  2.  n.  15;  I.  2.  c  21.  n.  41. 
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komme.  »In  hainsmodi  causis,  obi  per  graves  dissensionum  scis* 
soras  non  haius  ant  illius  hominis  est  periculam,  sed  populorum 
strages  iacent,  detrahendnm  est  aliqaid  severitati,  ut  maioribn» 
malie  sanandis  Caritas  sincera  subveniat  ^).€  Die  Dispensation  be- 
zeichnet er  treffend  als  eine  Wunde  des  Gesetzes,  um  einen  Zweig- 
in  einen  Baum  einzupflanzen,  müsse  man  in  letzteren  einen  Schnitt 
thnn  und  dann  in  diesen  den  Zweig  einsetzen,  da  er  nur  auf  diese 
Weise  ans  dem  Saft  des  Baumes  Leben  ziehen  könne.  Ebenso  ver- 
wunde man  durch  die  Oestattung  einer  Ausnahme  das  Gesetz  '). 

Das  Prinzip  der  Dispensation  findet  sich  also  bei  dem 
bl.  Augustinus  unzweideutig  ausgesprochen.  Sie  ist  die  Milderung 
des  strengen  Rechts.  Wie  bei  Gyrill ,  so  sehen  wir  auch  hier  die 
Qrundsfttze  über  die  Dispensation  entwickelt  in  Anlehnung  an  Fälle,. 
wo  es  sich  um  die  Wiederaufnahme  von  Häretikern  handelt» 
Angustin  lässt  die  Dispensation  aber  auch  auf  andern  Gebieten 
des  kirchlichen  Rechts  zu.  Zunächst  wurde  er  ja  selbst  einer  Dispen* 
sation  teilhaftig,  indem  er  noch  zu  Lebzeiten  des  greisen  Valerian 
zum  Mitbischof  von  Hippo  geweiht  wurde.  Er  erhob  zwar  Einsprache 
g^en  diese  Wahl,  weil  er  dafür  hielt,  dass  es  den  Eirchengesetzen 
zuwider  sei,  wenn  eine  Gemeinde  zugleich  zwei  Bischöfe  habe.  Ala 
man  ihm  aber  nachwies,  dass  solches  schon  öfters  vorgekommen  sei^ 
fügte  er  sich,  weil  er  in  dem  einstimmigen' Wunsch  Valeriana  und  de» 
gesammten  Volkes  den  Willen  Gottes  erblickte*).  Als  Bischof  von  Hippa 
weihte. er  alsdann  in  Fussale  den  Lektor  Antonius  zum  Bischof^ 
ohne  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Interstizien  zu  beobachten^)» 
Ergiebt  sich  schon  aus  diesen  Beispielen,  dass  Augustinus  der  Dis- 
pensation eine  Geltung  auch  auf  dem  übrigen  Rechtsgebiet  zuer- 
kennt, so  sehen  wir  dies  unzweideutig  ausgesprochen,  wenn  er  sagt : 
»Jamne  intelligunt,  quemadmoduro  nulla  inconstantia  praecipientis 
sed  ratione  dispensantis  pro  temporum  diversitate  praecepta  vel  con- 
silia  vel  permissa  mntentur^).«  Der  Dispensation  unterliegen  also 
die  Vorschriften  ohne  Unterschied  ihres  Inhaltes,  soweit  sie  natür- 
lich überhaupt  eine  Veränderung  erfahren  können  % 

§.  4.    ResuUat 

Fassen    wir    das    Bisherige    zusammen,    so    ergibt  sich  als 
Resultat,  dass  die  Dispensation  gleich  von  Anfang  an  in  der  Kirche 

1)  C.  25.  D.  50.  »Detrahendam  est  aliqaid  seyeritati«  erinnert  an  die 
Worte  Cyrills:  >a  debito  foras  exire«  in  c.  15.  C   1.  qn.  7;  vgl.  S.  22. 

2)  c.  24.  G.  23.  qa.  4;  Tgl.  de  baptismo,  1.  2.  c   3,  Migne,  48,  128. 

8)  C.  12.  C.  7.  qn.  1.  —  4)  Ep.  209,  Migne.  33,  954;  vgl.  Coustant,  1.  c. 
I.  1053,  n.  8.  Anm.  c.  —  5)  Migne,  42,  450.  -  6)  vgl.  S.  25. 
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üblich  war,  und  dass  bereits  aus  dem  IV.  und  V.  Jahrhundert  ziem- 
lich eingehende  Theorieen  über  das  Dispensationswesen  vorliegen.  Die 
Dispens  war  also  keineswegs  etwas  so  Seltenes,  wie  man  bis  jetzt 
anzunehmen  gewohnt  war. 

Der  Begriff  der  Dispensation,  der  allen  jenen  Erörternngen  zn 
Grande  liegt,  ist  ganz  abweichend  von  demjenigen ,  den  wir  heute 
mit  dem  Worte  verbinden.  Als  Dispensation  im  Sinne  der  vorher- 
gehenden Ausführungen  haben  wir  zu  betrachten  jede  Ausnahme 
von  dem  Gesetz,  wobei  es  gar  keinen  Unterschied  macht,  ob  die- 
selbe blos  vorübergehenden  oder  dauernden  Charakter  hat,  ob  sie 
für  einen  einzelnen  Akt  gilt  oder  für  öftere  Wiederholung  solcher, 
ob  sie  einer  einzelnen  Person  oder  zugleich  einem  ganzen  Volke  er- 
teilt wird.  Hebt  der  Gesetzgeber  einen  Bechtssatz  auf,  weil  er  für 
die  im  Laufe  der  Zeit  sich  ändernden  [Imstande  nicht  mehr  passt, 
gestattet  er  einem  Einzelnen  oder  auch  einer  ganzen  Menge  von  Per- 
sonen vom  Gesetz  abweichende  Handlungen  vorzunehmen,  erteilt  er 
Privilegien,  so  sind  dies  nach  der  damaligen  Auflassung  lauter  Dis- 
pensationen. 

Soweit  über  den  Begriff.  Zulässig  ist  eine  Dispensation ,  wie 
wir  bei  dem  hl.  Augustinus^)  gesehen  haben,  nur  betreffs  solcher 
Gesetze,  welche  veränderlich  sind,  d.  h.  bei  solchen,  deren  Verän- 
derung eine  Alterierung  ^  der  für  das  Heil  der  Seelen  geltenden 
Sätze  nicht  nach  sich  ziehen  würde.  Dispensationen  sollen  aber  nicht 
willkürlich  erteilt  werden;  sie  sind  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn 
Gründe  der  Notwendigkeit  oder  Nützlichkeit  vorliegen. 

Die  Frage,  ob  die  Anwendung  der  Dispensation  auf  gewisse 
Bechtsgebiete  ausgeschlossen  war,  beantwortet  Thomassin  >)  so,  dass 
er  sagt,  dass  die  Bischöfe  in  den  ersten  Jahrhunderten  von  allen 
Kanones  entbunden  hätten.  Thatsache  ist,  dass  Dispensationen  vor- 
gekommen sind,  und  zwar  viel  öfters,  als  man  bislang  anzunehmen 
gewohnt  war.  Dass  aber  gerade  von  allen  damals  geltenden  Be- 
stimmungen entbunden  worden  sei,  dafür  lassen  sich  Beweise  nicht 
erbringen,  und  a  priori  solche  Behauptungen  aufzustellen,  dürfte 
doch  als  gewagt  erscheinen.  Die  Gebiete,  auf  denen  sich  das  Dis- 
pensationswesen dieser  Zeit  bewegte,  sind  vor  allem  die  Ordination, 
die  Abkürzung  der  Strafzeit  u.  s.  w.  Jedenfalls  aber  kannte  man 
ausser  der  Wiederaufnahme  der  Häretiker  noch  mehrere  Dispen- 
sationen. Ebenso  ist  es  unrichtig,  dass  die  Dispensation  t;ar  der 
beabsichtigten  Handlung  den  Vätern  dieser  Zeit  völlig  unbekannt 
war.     Diese  Frage  wird  uns  des  nähern  im  VI.  Kapitel  beschäftigen. 

1)  vgl.  S.  ^5.  —  2)  L.  c.  p.  2.  l.  3.  c.  24.  n.  14. 
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JH.  Kapitel. 

§,  5.  Döw  Prinzip  der  Dispensation^  ausgesprochen  durch  die  Päpste. 

Als  ein  charakteristisches  Zeichen  muss  es  betrachtet  werden, 
dass  gleich  anter  den  ersten  Papstbriefen,  deren  Echtheit  verbürgt 
ist,  sich  solche  befinden,  welche  das  Prinzip  der  Dispensation  klar 
und  deutlich  aussprechen.  Wir  sehen,  dass  in  denselben  die  strenge 
Beobachtung  der  Gesetze  eingeschärft,  dass  aber  auch  zu  gleicher 
Zeit  Ausnahmen  von  denselben  zugelassen  werden. 

In  der  Dekretale  des  Papstes  Sirisius  an  den  Bischof  Himerius 
von  Tarrago  aus  dem  Jahre  385  heisst  es:  »Et  quia  aliquanti,  de  quibns 
loquimur,  ignoratione  lapsos  esse  deflent,  bis  hac  conditione  mtseri- 
carcUam  dicimus  non  esse  negandam,  ut  sine  ullo  honoris  augroento 
in  hoc,  quo  detecti  sunt,  quamdiu  vixerint,  officio  perseverentc i)» 
Es  bandelt  sich  hier  um  gefallene  Kleriker,  denen  Dispensation 
erteilt  wird,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  dass  sie  in  einen  höheren 
ordo  nicht  aufsteigen  dürfen.  Dieselbe  Nachsicht  gewährt  dieser 
Papst  jenen,  welche  als  Poenitenten  oder  Bigame  die  Weihen  erhalten 
hatten:  >Nos  interim  solo  pietatis  intuitu  necesse  est,  clementer 
ignoscere,  quicunque  poenitens,  quicunque  bigamus,  quicunque  viduae 
maritus  ad  sacram  militiam  indebite  incompetenterque  irrepserit,  hac 
sibi  conditione  a  nobis  veniam  rdaxaiam  intelligat,  ut  magno  debeat 
computare  beneficio,  si  adempto  sibi  omni  spe  promotionis,  in  quo 
invenitur  ordine,  in  hoc  perpetua  stabilitate  perraaneat«  ^).  In  einem 
andern  Brief  schreibt  derselbe  Papst,  dass  die  durch  die  verschie* 
denen  Häresieen  hervorgerufene  Notlage  der  Kirche  viele  üeber- 
tretungen  der  apostolischen  Vorschriften  zur  Folge  habe,  namentlich 
auf  dem  Gebiete  der  für  die  Ordination  aufgestellten  Grundsätze. 
Nachdem  aber  der  Friede  eingetreten  sei,  da  höre  die  Erlaubtheii 
solcher  Handlangen  auf,  und  es  seien  wieder  die  alten  Normen  za 
beobachten  ^y 

1)  £p.  1.  ad  Himeriam,  Coustant,  1.  c.  I.  631.  n.  11 ;  Jaff^,  Reg.  Pont. 
Born.  L  Lips.  1885.  n.  255. 

2)  £p.  6.  n.  5.  1.  c.  p.  662.  Sehnlichen  Inhalt  zeigt  eine  Stelle  ans  Dio 
CoBHua,  Histor.  rom.  qaae  snpersant,  1.  54,  ed.  Stnrzins,  Lipe.  1824,  IIL  281 : 
9  In  eensnra  qnom  adduceretar  ad  ipsnm  (sc.  Caesarem  Angnstam)  adolescens, 
qni  molierem,  cum  qua  adalterii  consnetndinem  habaisset,  axorem  daxerat,  es* 
setqne  miiltis  accasatas,  diu  anceps  haesit,  quum  neque  connlTere  (tmcpiSeiv)  ad 
eam  rem  neque  poenam  irrogare  (Initifji^aai)  änderet;  tandem  colligens  sese,. 
»Bella,  inquit,  civilia  multa  nobis  mala  attulernnt:  ea  obliyioni  demus  idque 
coremns,  ne  quid  simile  in  posterum  fiat.  (7n>XXa  xa\  Seiva  a{  crcavEit  fyiyxoM  - 
WOT6  £x£iviüv  jikv  a{ivi]uiov(5[jLsv,  Toö  8k  8r|  Xoitcou  TcpovofSacv ,  ottw^   [nrßht  toioutöv  yi- 
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Im  Schreiben  an  die  Bischöfe  Mazedoniens  sfkgt  Innoaenjs  /, 
(414),  dass  das,  was  als  Heilmittel  mit  Rücksicht  aaf  die  Not* 
läge  der  Zeit  verordnet  worden  sei,  von  Anfang  an  gar  nicht 
bestanden  hätte,  denn  die  Apostel  und  die  apostolischen  M&nner 
hätten  der  Kirche  nicht  Ausnahmen,  sondern  Regeln,  allgemeine 
besetze  gegeben.  Von  diesen  entbinde  aber  die  Not,  und  so  lange 
diese  dauere,  sei  eine  Abweichung  von  denselben  begründet^).  Im 
Kanon  8.  habe  das  Nizänam  den  Novatianern  Dispens  gewährt, 
indem  es  dieselben  im  Klerus  beliess  *).  Diese  Nachsicht  sei  aber  nun 
nicht  so  ohne  weiteres  überhaupt  bei  der  Rückkehr  von  Häretikern 
anzuwenden.  Es  bedürfe  jedesmal  einer  besondern  Prüfung,  ob  wirklich 
<lie  Verhältnisse  auch  so  liegen,  dass  eine  Dispensation  gerechtfertigt 
erscheinen  könne.  Und  so  lobt  der  Papst  die  Dispensation,  welche 
Bischof  Anysius  den  seitens  des  Häretikers  Bouosus  Geweihten  zu 
teil  werden  Hess,  indem  er  denselben  gestattete,  ihren  ordo  aus- 
zuüben 3).  Vorbilder  für  die  Dispensation  findet  der  Papst  mehrere 
in  der  Bibel.  Wie  Petrus  trotz  der  Verleugnung  seines  Herrn,  wie 
Thomas  trotz  seiner  Zweifel  der  Würde  eines  Apostels  nicht  beraubt 
wurden,  wie  ferner  David  ungeachtet  seiner  vielen  Sünden  die  Gabe 
<)er  Prophezeiung  behielt,  ebenso  dürfe  man  auch  von  den  kirch- 
lichen Satzungen  Ausnahmen  machen,  wie  man  es  z.  B.  einem 
Symphosius  und  einem  Diktinius  gegenüber  gethan,  nachdem  die* 
selben  der  Häresie  abgeschworen  hatten  (c.  404)^). 

In  dritter  Linie  kommt  hier  in  Betracht  eine  Dekretale  Leos  L 
aus  dem  Jahre  446,  welcher  man  die  Bezeichnung  eines  Dispensdekrets 
wohl  kaum  versagen  kann.  Dieser  Papst  betrachtet  es  als  ein  Erbteil 
seiner  Vorgänger,  neben  der  Pflicht  auf  strenge  Durchführung  der  Ka- 
nones  zu  sehen  doch  nach  Lage  der  Verhältnisse  Milde  und  Nachsicht 
obwalten  zu  lassen.  Solche  gewährt  er  jenen,  die  aus  dem  Laien- 
stande direkt  auf  den  Bischofsstuhl  erhoben  worden  waren.  Diejenigen, 
sagt  er,  deren  Beförderung  nur  an  dem  Mangel  leidet,  dass  sie  aus 
dem  Kreise  der  Laien  unmittelbar  zur  bischöflichen  Weihe  zugelassen 
wurden,  können  Gnade  erlangen,  so  dass  sie  auf  Grund  der  Dispen- 
sation in  Würden  und  Rang  verbleiben  dürfen.  Er  verwahrt  sich 
aber  ausdrücklich  dagegen,  dass  diese  Ausnahme  ein  Präjudiz  gegen 


1)  Jaff^,  1  c.  I.  803;  Couatant,  1.  c.  L  835:  »Qaod  necessitas  pro  remedio 
invenit,  cessante  necessitate  debet  atiqae  cessare  parlier,  quod  urgebat,  qoia 
Alias  est  ordo  legitimus,  alia  nsarpatio,  quam  tempus  fieri  ad  praesens  im- 
pellitc  =  c.  7.  C.  1.  qu.  7.  —  2)  Vgl.  Hefele,  a.  a.  0. 1.  411.  —  3)  Couatant, 
1.  c.  L  835.  —  4)  Ep.  ad  Toled.  s/nod.  Couatant,  1.  c.  I.  766.  n.  3;  Jaff^, 
i.  c.  I.  n.  292. 
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das  kirchliche  Recht  bilde.  Die  Dispensation  habe  nur  far  den  vor- 
liegenden Fall  Geltung:  >Quae  enim  certaruro  remisimas  considera- 
tione  cansamm,  antiquis  cnstodienda  sant  regulis,  ne  quod  ad  terapus 
pia  lenitate  concessimns,  iasta  postalatione  plectamns  in  eos  specialins 
et  propensius  commovendi ,  qni  in  episcopis  ordinandis  sanctorum 
patram  statuta  neglexeruntc  i).  Hiernach  ist  die  Dispensation  eine 
^remissio  regiüarum  cansideratUme  certarum  eausarum.t.  Die  Frage, 
inwieweit  Dispensationen  zulässig  sind,  beantwortet  Leo  in  prägnanter 
Weise:  Wie  es  gewisse  Bestimmungen  gibt,  welche  durch  keinen 
Ontnd  umgestossen  werden  können,  ebenso  gibt  es  auch  solche, 
welche  bald  mit  Rücksicht  auf  die  Notlage  der  Verhältnisse,  bald 
mit  Bücksicht  auf  die  Zeitumstände  gemildert  werden  müssen.  Dabei 
ist  aber  stets  im  Auge  zu  behalten,  dass  betreffs  derjenigen  Ver- 
ordnungen, von  denen  es  zweifelhaft  ist,  ob  sie  eine  Dispensation 
zulassen,  nichts  gestattet  wird,  was  den  evangelischen  Vorschriften 
oder  den  Dekreten  der  Väter  zuwider  ist.  >Sicnt  quaedam  sunt,  quae 
nulla  possunt  ratione  convelli,  ita  multa  sunt,  quae  aut  pro  necessitate 
temporum ,  aut  pro  consideratione  aetatum  opporteat  temperari,  illa 
consideratione  semper  servata,  ut  in  iis,  quae  vel  dubia  faerint  aut 
obscura,  id  noverimus  sequendum,  quod  nee  praeceptis  evangelicis 
contrarium  nee  decretis  sanctorum  Patrum  inveniatur  adversumt^). 
»Opporteat  temperaric  sagt  er,  der  Obere  hat  also  die  Pflicht,  da, 
wo  die  Notwendigkeit  es  erheischt,  Ausnahmen  von  der  allgemeinen 
Regel  zuzulassen.  Es  sei  ja  unmöglich,  alle  Fälle  mit  dem  gleichen 
Massstab  zu  messen,  das  Gewicht  eines  jeden  einzelnen  sei  genau  ab- 
zuwägen und  darnach  zu  urteilen,  ob  Nachsicht  gewährt  oder  die 
Strenge  des  Gesetzes  aufrechterhalten  werden  solle. 

Bei  Hilarius,  dem  Nachfolger  Leo*s,  finden  wir  gleichfalls 
die  Ansicht  vertreten,  dass  die  Not  manchmal  dazu  zwinge,  wider- 
rechtlich zustande  gekommenen  Verhältnissen  die  Anerkennung  nicht 
sa  versagen  und  dieselben  aus  Qnade  weiter  bestehen  zu  lassen. 
»Temporum  necessitate  perspecta  hac  ratione  decernimus  ad  venia  m 
pertinere,  quod  gestum  est,  ut  nihil  deinceps  contra  praecepta  beati  Apo- 
stoli,  nihil  contra  Nicaenorum  canonum  constitutum  tentetur«  (a.  465)'). 

Einen  tiefern  Einblick  in  die  Auffassung  über  das  Dispens- 
wesen während  dieser  Zeit  gewähren  uns  die  Dekretalen  des  Papstes 
Gdasius.    Im  Jahre  492  bat   der  Bischof  Euphemius  den   Papst, 

1)  Decret.  49,  Voelli  et  Justtlli^  ßibliotheca  iaris  canonici  vetehs,  Paris. 
1610,  I.  238,  Jaffi,  1.  c.  a.  410  =  c.  18.  C.  1.  qa.  7,  jedoch  nicht  ganz  über- 
einstiinmend.  ~  2)  L.  c.  p.  229;  Jaff6,  1.  c  n.  544.  ^  c.  2.  D.  14.  —  3)  Thiel, 
Epistolae  Bomanoram  Pontificum ,  Braansb.  1868 ,  p.  166  ;  Jaff6,  1.  c.  o.  560 
=  c  13.  C.  1.  qu.  7. 
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dem  Acacius  and  dessen  Anhang,  welche  aus  der  kirchlichen  Qe* 
meinschaft  ausgeschlossen  worden  waren ,  eine  »condescensioc  zn 
gewähren.  Daraufhin  antwortet  der  Papst:  »Qaoniam  isto  verbo 
(sc.  condescensio)  frequenter  utimini,  quid  sibi  velit,  explorem. 
Optima  enim  illa  est  ecclesiae  catholicae  atque  apostolicae  dispositio, 
quae  docet,  ad  meliora  proficiendo  condesceudere ,  non  ad  inferiora 
desceodendo  deficerec  i).  Weigert  er  sich  auch,  in  dem  vorliegenden 
Fall  die  verlangte  Dispensation  zu  gewähren ,  so  spricht  er  doch 
dem  Institut  derselben  seine  Anerkennung  aus,  was  für  uns  von 
einem  ebenno  hohen  Wert  ist,  als  wenn  er  der  Bitte  des  Euphemius 
nachgekommen  wäre.  Die  Dispensation  ist  ihm  eine  äusserst  nützliche 
Einrichtung  der  Kirche.  Einen  weiteren  Beitrag  zur  Geschichte  des 
Dispensationswesens  liefert  die  Dekretale  dieses  Papstes  an  die  Bischöfe 
von  Lukanien,  Bruttium  und  Sizilien.  Infolge  von  Hungersnot,  Pest 
und  Krieg  war  in  diesen  Provinzen  ein  starker  Priestennangel  ein- 
getreten. Um  nun  diesem  Uebelstand  abzuhelfen,  gestattet  der  Papst 
(a.  491)  den  genannten  Bischöfen  Weihen  vorzunehmen,  ohne  an  die 
gesetzlichen  Zwischenräume  gebunden  zu  sein.  Er  schreibt:  »Neces- 
saria  rerum  dispositione  constringimur  et  Apostolicae  Sedis  moderamine 
convenimur,  sie  canonum  paternorum  decreta  librare  et  retro  prae- 
sulum  decessorumque  nostrorum  metiri,  nt  quae  praesentium  neces- 
sitas  relaxanda  deposcit,  adhibita  consideratione  diiigenti,  qnantum 
potest  fieri,  temperemusc  >).  Der  ihm  geschilderten  Notlage  glaubt  er 
nur  abhelfen  zu  können  »remittendo  antiquitus  intervalia  praefixa.€ 
Daher  gibt  er  den  Bischöfen  die  Dispensationsbefuguis,  von  den  In- 
terstizien  zu  entbinden,  »concedimus  spatia  dispensandac  <).  Aus  den 


1)  Thiel,  1.  c.  p.  314.  Das  Wortspiel  mit  condescendere  und  descendere 
führt  er  des  weitern  aas:  »Qaam  autem  dicis,  condescendere  nos  debere  Tobis- 
cam»  interim  iam  vos  descendere  aat  desceudisse  monstratis.  Ünde  quaeso  Tel 
qao  ista  descensio  est?  ütiqae  ex  saperiore  qnodam  loco  ad  inferiora  quaeqne 
deponens.  A  catholica  apostolioaqne  commanione  ad  haereticam  damnatamqiie 
prolapsos  tos  yidetis,  cognoscitis,  non  negatis,  et  non  solam  tos  in  infimis  ia- 
cere  delectat,  sed  etiam  in  saperiore  nianentes  sede  Tultis  impelli.  Condescendere 
nos  Tobiscnm  inTitatis  ad  ima  de  snmniis,  nos  coascendere  tos  nobiscam  roga- 
mns  ad  snmma  de  iniis.€  L.  c.  — 

2)  L.  c.  p.  362;  Jaff^,  1.  e.  n.  630  =  c.  6.  C.  1.  qa.  7.  Dispositione 
haben  16,  disputatione  5  Handschriften,  der  Rest  hat  dispensatione,  Thiel,  L 
c.  p.  362.  Meines  Erachtens  Terdient  dispositione  den  Vonag  nnd  gibt  den 
besten  Sinn.  Entscheidet  man  sich  aber  für  dispensatione,  so  bezeichnet  es 
keineswegs  die  Dispensation  als  Ansnahme  Ton  der  Rechtsregel,  wie  gewöhnlich 
angenommen  wird,  sondern  es  ist  dann  gleichbedeutend  mit  Yerwaltnng,  admini- 
stratio.  Friedberg  in  c,  6.  G.  1.  qa.  7.  hat  dispositione. 

3)  Thiel,  1.  c.  p.  362. 
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Worten  dieses  Papstes  könneo  wir  nun  folgende  Definition  der  Dispens 
erairen :  äi9pen8aUo  est  rdaxaHo^  temperaüOy  remissio  cananum  pa^ 
iemcrum  et  praeeeptorum  praesulum  decessorumque  nosirarum  adhi" 
bäa  eonsideraUone  diligenHj  qmntum  fieri  poiesL  Diese  Begriffsbe- 
sttmmang  findet  sieh  nirgendwo  so  klar,  deatlich  and  vollständig  wie 
bei  Oelasios«  Als  Dispensation  gilt  ihm  jede  Mildemng  des  strengen 
Rechts.  Sie  erstreckt  sich  auf  die  Eanones  ebenso  gnt  wie  auf  die 
Verordnungen  der  Päpste;  beide  Arten  von  kirchlichen  Gesetzen 
lassen  eine  Dispensation  za^).  Die  Worte:  adhibita  consideratione 
diligenti  erinnern  unwillkürlich  an  die  entsprechenden  Worte  »causa 
cognita«  in  der  durch  die  Olossenliteratur  eingeführten  Definition 
der  Dispens.  Nur  wo  eine  Notwendigkeit  die  Abweichung  von  der 
allgemeinen  Regel  rechtfertigt,  darf  eine  Ausnahme  gemacht  wer- 
den. Mit  den  Worten:  quantum  fieri  potest,  will  Gelasius  besagen, 
dass  das  Dispensationswesen  sich  innerhalb  gewisser  Schranken  zu 
bewegen  hat  Es  gibt  nämlich  nach  der  Ansicht  dieses  Papstes 
dispensable  und  indispensable  Gesetze.  Erstere  sind  solche,  von 
denen,  ohne  dass  ein  Schaden  für  die  Kirche  im  Gefolge  ist,  ent- 
bunden werden  kann ,  wo  z.  B.  die  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse 
und  die  Zeitlage  oder  die  Notwendigkeit  einer  beschleunigten,  ohne 
Innehaltung  der  gesetzlichen  Zwischenfristen  zu  den  zu  erteilenden 
Weihen  die  Dispensation  rechtfertigt.  Zu  den  indispensabeln  Gesetzen 
gehören  jene,  von  denen  aus  keinem  Grunde  Abweichungen  zugelassen 
werden  können:  »Etsi  illa  nonnumquam  silenda  sunt,  quae  si  ceterorum 
constat  integritas,  sola  nocere  non  valeant,  illa  tarnen  sunt  magno- 
pere  praecavenda,  quae  recipi  sine  manifesta  decoloratione  non 
possnnt.  Ac  si  ea  ipsa,  quae  nuUo  detrimento  aliquoties  indulgenda 
creduntur  vel  rerum  temporumque  cogit  intuitus  vel  acceleratae  pro- 
visionis  respectus  excusat,  quanto  magis  illa  nuUatenus  sunt  muti- 
landa,  quae  nee  uUa  necessitas  nee  ecclesiastica  prorsus  extorquet 
uttlitas  *)  ?€  Liegen  nun  die  Verhältnisse  derart,  dass  eine  Abhülfe 
nur  anf  dem  Wege  einer  Ausnahme  von  der  Regel  geschafft  werden 
kann,  so  hat  dies  so  zu  geschehen,  dass  die  weitere  Geltung  der  nur 
für  den  betreffenden  Fall  zu  beugenden  Gesetze  keine  Einbusse  er- 
leidet: »Priscis  igitnr  pro  sui  reverentia  manentibus  constitutis, 
qnae  ubi  nulla  vel  rerum  vel  temporum  perurgeat  angustia,  regula- 
riter  convenit  cnstodiri  ....  spatia  dispensanda  concedimus«  ^). 


1)  Hiermit  Verden  wir  uns  in  der  Darstellang  der  geschichtlichen  Ent- 
wiekelnng  des  Dispensationsrechts  des  nahern  sn  beschäftigen  haben. 

2)  Thiel,  1.  c.  p.  868;  die  zitierte  Stelle  erinnert  an  die  Worte  Leo^s  I. 
in  c.  2.  D.  14,  vgl.  8.  81.  —  8)  L.  c.  p.  362. 
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84  Diapen8aiion  und  Dispenaationatoeaem 

Id  c.  7.  D.  84  ist  uns  ein  Dispensdekret  des  Papstes  Pelagius 
aas  der  Zeit  voo  558—560  erhalten :  »Qaamvis  multa  sint,  quae  in 
hniasmodi  casibus  observari  canonicae  iubeat  sublimitatis  auctoritas, 
tarnen  qnia  defectas  nostrorutn  temporam,  quibns  non  solmn  merita 
sed  Corpora  ipsa  hominam  defecernnt,  districtionis  illius  non  patitar 
in  Omnibus  manere  censnram,  et  aetas  istias,  de  quo  agitar,  fa- 
tarae  incontinentiae  suspicionem  auferre  dignoscitar,  ut  ad  diaco- 
tiatum  possit  provehic.  Der  Papst  giebst  also  zu,  dass  das  strenge 
Recht  nicht  unbedingte  Geltung  beanspruche,  Als  Gründe,  welche 
die  Erteilung  der  Dispensation  in  diesem  Falle  rechtfertigen,  fuhrt 
er  an  die  schlimme  Lage  der  Zeit  und  das  hohe  Alter  des  Dispen- 
sanden, das  für  seine  fernere  Enthaltsamkeit  hinreichende  Sicherheit 
biete  ^). 

Wir  kommen  jetzt  zu  Oregor  dem  Grossen.  In  dem  Schreiben 
an  Augustinus,  den  Apostel  der  Angelsachsen  (601),  in  welchem  diesem 
eine  Dispensfakultftt  für  das  Ehehindernis  der  Blutsverwandtschaft 
bis  zum  IV.  Grad  ausnahmsweise  erteilt  wird,  stellt  Gregor  den 
Grundsatz  auf,  dass  die  Kirche  in  bedrängten  Lagen  manchmal  sich 
milde  und  barmherzig  zeigt  und  Verletzungen  ihres  Rechts  duldet, 
übersieht,  erträgt').  An  einer  andern  Stelle  sagt  er:  »Temperanda 
est  interdum  censara  districtionis,  ubi  misericordiae  respectus  invitatc  *). 
Der  Ausdruck  dispensare  im  Sinne  einer  Entbindung  von  der  Be- 
obachtung einer  Vorschrift  ist  dieser  Zeit  zwar  noch  nicht  ganz 
geläufig.  Gregor  L  hat  die  gleichwertigen  Bezeichnungen:  tolerare, 
dissimulare,  portare,  moderari,  temporäre^);  es  findet  sich  auch 
condescensio  ^)  und  compassio^).  Die  beiden  letzteren  Ausdrücke 
sehen  wir  in  prägnanter  Weise  vereinigt  im  fünften  Buch  der  Moral : 
»Nonnumquam,  qui  bene  praeest,  dum  subiectorum  populorum  con- 


1)  J.  J.  521    schreibt  Papst   Hormisdas   an    den    Bischof   Salnstius: 

>Vice8  itaqoe  nostras  per   Baeticam   Lusitaniamqae  provintäas com- 

mittimos  (sc  tibi),  augentes  toam  hnios  participatione  ministerii  dignitatem, 
relevantes  nostras  eiasdero  remedio  dispensationis  excubias.c  Thiel,  ep.  142, 1.  c 
p.  980.  Hormisdas  ist  also  der  Ansicht,  dass  die  Ausübung  einer  Gewalt  an 
sich  durch  den  ordentlichen  Inhaber  derselben  za  geschehen  habe.  Wenn  er 
nun,  wie  er  es  im  Torliegenden  Falle  thnt,  einem  Bischof  gewisse  Machtbefug- 
nisse delegirt,  so  geschieht  dies  auf  dem  Wege  der  Gestattung  einer  Ausuahme, 
also  vermittels  einer  Dispensation  (remedio  dispensationis). 

2)  In  Bespons.  ad  quaest  August,  ep.  64.  L  c.  VIII.  299:  »Quaedam  per 
mansuetudinem  tolerat,  quaedam  per  considerationem  dissimulat  atque  portat.« 

8)  L.  c.  L  9.  ep.  26,  YIII.  66 ;  districtio  wird  sehr  oft  angewendet  f&r 
ins  strictum.  —  4)  L.  19.  Moral.  1.  c.  II.  250 ;  1.  20.  Moral.  1.  c.  IL  279.  — 
5)  L.  19.  Moral.  1.  c.  II.  252.  —  6)  L.  c. 
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fbsione  concutitur,  ad  dispensationem  condescensionis  ex  sola  dilectioue 
pennovetiirc  ^).  Ein  guter  Vorgesetzter  betrachtet  es  also  als  seine 
Pflicht,  in  Zeiten  der  Not  die  Strenge  des  Qesetzes  zu  mildern.  Die 
Dispensation  soll,  wie  Gregor  sehr  oft  betont*),  die  Vermittelnng 
«wischen  dem  strengen  Recht  und  der  Gnade  und  Güte  herbeiführen. 

Papst  Martin  L  (649)  erklärt  sich  für  die  Dispensation 
als  einer  Ansnahrae  ?on  den  geltenden  Bestimmungen,  indem  der 
Obere  unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  manchmal  nicht  umhin 
k5ntte,  Gnade  vor  Recht  ergehen  zu  lassen  ')•  Wenn  er  sagt :  ^N&vvt 
canan  afflictorum  temporum  persecutionibus  veniam  tribuerec^),  so 
ist  hierin  deutlich  ausgesprochen,  dass  das  Institut  der  Dispensation 
bereits  zu  seiner  Zeit  rechtlich  anerkannt  war.  Wird  nun  in  An- 
sehung der  Notlage  der  Verhältnisse  von  dem  Recht  eine  Abweichung 
zugelassen,  so  geschieht  dies  auf  Grund  einer  Dispensation,  »ex  dis- 
pensatione  datur«^). 

Ganz  besondere  Erwähnung  verdienen  hier  die  Ausführungen 
des  Papstes  Johann  VIIL  Mit  ihm  schliessen  wir  die  Reihe  der- 
jenigen Päpste,  deren  Aussprüche  über  das  Dispensweson  uns  bekannt 
geworden  sind  bezw.  von  besonderer  Bedeutung  geschienen  haben.  Am 
16.  August  des  J.  879  richtet  dieser  Papst  an  die  byzantinischen 
Kaiser  Basilius,  Konstantins  und  Alexander  ein  Schreiben,  das  für 
unsem  Zweck  eine  reiche  Ausbeute  darbietet^).  Es  handelt  sich 
nämlich  um  die  Restitution  des  Patriarchen  Photius,  der  vom  Papst 
Nikolaus  nicht  anerkannt  worden  war,  weil  er  unter  Verachtung 
aller  Vorschriften  über  die  Weiheinterstizien  in  dem  kurzen  Zwischen- 
raum von  fünf  Tagen  vom  Laienstand  zur  bischöflichen  Würde  er- 
hoben worden  war,  um  so  der  Nachfolger  des  widerrechtlich  abge- 
setzten Patriarchen  Ignatius  sein  können.  Johann  VIII.  ist  sich 
wohl  bewusst,  durch  die  Restitution  eine  Ausnahme  zu  gestatten, 
welche  mit  den  Gesetzen  der  Kirche  in  Widerspruch  stand.  Ohne 
den  rechtUchen  Vorschriften  zu  präjudiziren  oder  die  Regeln  der 
Väter  aufzuheben ,  vielmehr  auf  Grund  zahlreicher  Autoritäten  ge- 
stattet er  alsdann  die  Restitution,  namentlich  in  Ansehung  des  Um- 


1)  L.  5.  Itforal.  1.  c.  I.  55.  Diese  Stelle  hat  Densdedit  in  seiner  Kanonen- 
sammlong  herbeigezogen  zam  Beweis  f&r  den  Satz,  dass  der  Papst  von  den 
Verordnungen  der  Vater  Ausnahmen  gestatten  kann,  ed.  Martinuccif  Venet. 
1869,  1.  1.  c.  176.  p.  119  sq.  —  2j  L.  24.  Moral,  c.  7,  1.  e.  III.  386;  1.  20. 
Moral,  1.  c  II.  288  =  c.  9.  D.  45 ;  homil.  34 ,  L  c.  V.  313  =  c.  15.  D.  45 ; 
L  4  in  I.  Reg«  c.  1.  n.  7.  1.  c.  XIII.  176.  — •  3)  ManH ,  Collectio  Conciliorum, 
Flor.  1764  sq.  X.  811;  Jaff^ ,  1.  c.  2064.  —  4)  L.  c.  —  5)  L.  c.  p.  810.  — 
6)  >Iigne,  126,  854,  ManH,  16,  479,  vgl.  Hefele,  a.  a.  0.  4,  488  ff. 
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Standes,  dass  durch  eine  solche  Massregel  der  Friede  zwischen  Rom 
and  Eonstantinopel  wieder  hergestellt  and  befestigt  würde.  Sei  doch 
die  Synode  von  Niz&a  in  derselben  Lage  gewesen  wie  er,  als  sie  den 
zurückkehrenden  Novatianern  Dispens  gewährte.  Die  übrigen  Au- 
toritäten, die  der  Papst  zum  Beweis  dafür  herbeibringt,  dass  die 
Not  eine  Ausnahnae  von  der  allgemeinen  Rechtsregel  hinreichend 
begründe,  sind  von  uns  bereits  an  anderen  Stelleu  besprochen. 
Dieser  Brief  zeigt  eine  Zusammenstellung  von  Citaten,  der  wir  hier 
zum  ersten  Mal  begegnen.  Welche  Bedeutung  demselben  beizumes- 
sen ist,  ersehen  wir  daraus,  dass  er  die  Quelle  bildete,  aus  welcher 
Ivo  von  Chartres  das  Material  für  die  Darstellung  seiner  Theorie 
über  das  Dispensationswesen  schöpfte  ^). 

lieber  die  Auffassung  des  Begriffs  der  Dispensation  bei 
Johann  YIII.  kann  kein  Zweifel  herrschen.  Seine  Ansicht  weicht 
von  der  damals  geltenden,  wonach  die  Dispensation  identisch  ist  mit 
Qestattung  einer  Ausnahme  in  keiner  Beziehung  ab.  lieber  die 
Ausdehnung  der  Dispensation  auf  die  verschiedenen  Gebiete  des 
Rechts  bekommen  wir  einen  Einblick,  wenn  wir  einen  andern  Brief) 
desselben  Papstes  zu  Hülfe  nehmen,  in  welchem  er  einem  gewissen 
Frotarius  Dispensation  zu  seiner  Versetzung  auf  den  erzbischöflichen 
Stuhl  von  Bourges  erteilt.  Dabei  beruft  er  sich,  wie  in  dem  zuerst 
erwähnten  Schreiben,  auf  die  bekannten  Worte  des  Papstes  Oelasius 
in  c.  6.  C.  1.  qu.  7^).  Hierin  ist  aber  das  Prinzip  der  Dispensation 
ausgesprochen,  welche  im  voraus  erteilt  wird.  Diese  Kategorie  der 
Dispens  beschränkt  Johann  VIII.  nun  nicht  auf  den  vorliegenden  Fall 
der  Dispenserteilung  von  den  Weiheinterstizien,  worauf  sich  der  Aus- 
spruch des  Papstes  Oelasius  bezieht,  sowie  auf  die  Translation  des  Fro- 
tarius. Wie  aus  einer  Stelle  des  an  zweiter  Stelle  genannten  Briefes 
zu  entnehmen  ist,  betrachtet  er  die  Dispensation  ante  factum  auch  in 
Ansehung  anderer  kirchlicher  Vorschriften  zulässig  :  »Si  huiusmodi 
sanctiones  sine  ulla  discretione  vel  dispensatione  ducimus  observandas, 
nullam  compassionem  fratribus  exhibemus,  quos  gentilium  gladios 
passos  causa  fidei  christianae  servandae  videmus  egentes,  angustiatos, 
afäictos,  hac  illacque  palantes  incedere,  ut  non  solum  scientia  sed  et 
raoribus,  non  solum  verbo  sed  et  exemplo  plurimos  valeant  erudirec 
Wir  sehen,  dass  Johann  VIII.  die  Dispensation  pro  futuro  ebenso 
gut  in  den  Kreis  seiner  Betrachtung  zieht  als  die  dispensatio  post 
factum.  Ausser  dem  erwähnten  Beispiel  von  der  Translation  des 
Frotarius  als  einer  im  voraus  erteilten  Dispens  findet  sich  noch  eia 


1)  S.  80  ff  —  2)  Ep.  35.  Migne,  126,  689.  —  3)  Vgl.  S.  31. 
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solches  in  den  Akten  des  unter  der  Begierangszeit  dieses  Papstes 
abgehaltenen  Konzils  von  Ravenua  (877),  welches  die  Verwaltung 
der  Güter  der  römisehen  Kirche  regelt  und  eine  Ausnahme  davon 
nur  auf  Grund  ausdrücklicher  päpstlicher  Dispensation  zulässt  >). 

IT.  KapiteL 

§.  6.    Die  Dispensation  hei  Theodor  dem  Studiten  und  Bischof 

Daniel» 

Nachdem  wir  im  Vorhergehenden  Ausspräche  der  Päpste,  soweit 
sie  ffir  das  Dispenswesen  von  Bedeutung  sind,  untersucht  haben, 
wollen  wir  im  Folgenden  zu  zeigen  versuchen,  inwieweit  diese  Grund- 
sätze in  der  Literatur  und  in  sonstigen  Schreiben  Wiederhall  ge- 
funden haben.  Eine  grosse  Anzahl  von  Zeugnissen  können  wir  leider 
an  dieser  Stelle  nicht  beibringen.  xVllein  wir  sind  in  der  Lage,  für 
den  Orient  und  den  Occident  je  ein  Beispiel  anzuführen,  welche  uns 
einen  ziemlich  weiten  Einblick  in  fraglicher  Richtung  zu  verschaffen 
imstande  sind. 

Zunächst  kommt  hier  in  Betracht  Theodor  von  Konstantinopel 
(759—826),  zuerst  Abt  des  Klosters  Saccud  in  der  Nähe  seiner  Vater- 
stadt, später  Abt  des  Klosters  Studium,  daher  Studite  genannt.  VITie 
er  selbst  in  einem  Briefe  berichtet  3),  schrieb  er  eine  Monographie 
über  die  Dispensation  unter  Anlehnung  an  eine  ähnliche  Arbeit  des 
Bischofs  EuJogius  van  Älexandrien,  Von  letzterer  Schrift  hat  Mai 
ein  Bruchstück  veröffentlicht,  in  dem  aber  nur  von  der  oixovofiia  im 
Sinne  der  Heilsvorsehung  die  Rede  ist');  jedoch  muss  Eulogius  die 
Dispensation  auch  als  kirchenrechtliches  Institut  besprochen  haben, 
da  nach  dem  Bericht  des  Photius  die  Abhandlung  gegen  die  Nova- 
tianer  gerichtet  war,  welche  bekanntlich  an  der  strengen  Durch- 
fuhrung der  kirchlichen  Disziplin  festhielten^).  Dagegen  können  wir 
ans  von  den  Ausführungen  des  Studiten  ein  Bild  machen,  wenn  wir 


1)  C.  21:  »Qaod  si  qaisqnam  haic  nostro  statuto  contraire  temp- 
taTerit  et  de  praefatis  quibuslibet  alicaiasmodi  scriptum  sibi  fieri  postalayerit 
ant  etiam  benefidali  more  ea  retinere  praesampserit,  excepta  dispensatione 
apofltolica,  qvae  ad  angmentam  et  servitivm  S.  R.  ecelesiae  esse  probatnrc . . ., 
Jiansh  17,  340;  Ygl.  Dämmler^  Geschichte  des  ostMokischen  Reichs,  Leipz. 
1887,  III.  49. 

2)  Sirmond,  opera  ^ria,  Venet.  1728,  1.  1.  ep.  49,  5,  277  sqq. 

3)  Scriptoram  vetenun  Collectio,  Rom.  1823,  7,  mit  der  üeberschrift: 
«EuXoyiou  emTxönou  'AXsSav^peia;  Xöyos  7cep\  Tp:a8o(  xa\  xvj;  dsia;  o^xovojjiia;  tou  uro; 
-cij;  Tp'IaSo;  0SOU  Xöyou.c 

4)  Tgl.  Marca,  1.  c.  1.  8.  c.  10   d.  2. 
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die  Inhaltsangabe  herbeiziehen,  welche  der  Verfasser  selbst  seinem 
Mitbrader  Nankratius  in  einem  Briefe  mitteilt.  Dieser  hatte  in  dem 
damals  mit  aller  Heftigkeit  geführten  Streit  Aber  den  Verkehr  mit  den 
Ikonoklasten  die  Frage  an  den  Staditen  gestellt,  warum  der  hl.  Gyrill 
von  Alexandrien  denjenigen,  welche  den  Häretiker  Theodor  von  Mop- 
sueste  in  den  Diptychen  erwähnten,  Dispens  erteilt  hätte,  so  dass 
sie  aus  der  Kirche  nicht  ausgeschlossen  wurden.  Eine  weitere  Ver- 
anlassung, seine  Ansichten  über  die  Dispensation  auszusprechen, 
boten  Theodor  die  Streitigkeiten  mit  dem  Patriarchen  Nikephorns,  mit 
dem  er  die  Gemeinschaft  aufhob,  weil  derselbe  einen  Geistlichen, 
der  den  ehebrecherischen  Kaiser  Konstantin  IV.  kirchlich  getränt 
hatte,  wieder  in  Gnaden  aufnahm^).  Hiezu  hatte  auch  die  Synode 
ihre  Zustimmung  gegeben.  Man  sagte:  »Sanctus  qui  iussit;  sancti 
est  dispensatio ;  quare  illum  recipite,  d.  h.  in  die  Gemeinschaftt  >), 

Das  Wesen  der  Dispensation  findet  der  Stndite  darin,  dass  die 
Anwendung  einer  gesetzlichen  Vorschrift  mit  Rücksicht  anf  die 
obwaltenden  Umstände  manchmal  nnterbleiben  muss.  Wie  es  dem 
Arzt  nicht  möglich  ist,  eine  Krankheit  von  Grund  aus  zu  heben, 
wie  es  unmöglich  ist,  ein  noch  ungebändigtes  Pferd  sofort  an  Zucht 
und  Buhe  zu  gewöhnen,  ebenso  wenig  lässt  sich  die  strikte  An- 
wendung eines  Kechtssatzes  immer  durchführen.  Wie  es  bei  dem 
nngebändigten  Tiere  der  Güte  und  Milde  bedarf,  so  ist  auch  auf 
dem  Gebiete  des  Rechts  Nachsicht  und  Gnade  am  Platz.  Aufgabe 
der  Dispensation  ist  es  zu  verhüten,  dass  die  Gesetze  übertreten 
werden,  und  zu  verhindern,  dass  durch  eine  allzustraffe  Spannung^ 
der  verbindenden  Kraft  der  Gesetze  die  Billigkeit  des  Rechts  ausser 
Acht  gelassen  wird,  und  so  ein.  grosser  Schaden  für  die  Kirche 
selbst  entsteht.  Bereits  der  Apostel  Paulus  hat  die  Dispensation 
angewandt,  als  er  die  Beschneidung  seines  Schülers  zuliess.  Unter 
den  Vätern  hat  gleichfalls  Basilius  sehr  häufig  von  der  Dispens 
Gebrauch  gemacht,  so  z.  B.  als  er  auf  Bitten  des  Valens  die  Be- 
zeichnung des  hl.  Geistes  als  eines  Gottes  in  seinen  Predigten 
unterliess ').  Auch  Cyrill  hat  auf  dem  Wege  einer  Dispens  den 
Verkehr  mit  den  Häretikern  gestattet.  Wer  immer  aus  Gründen 
der  Notwendigkeit  eine  Ausnahme  gestattet,  der  weicht  von  dem 
Bechte  keineswegs  ab.  Und  warum  sollte  man  solche  Dispensationen 
nicht  zulassen  für  diejenigen,  welche  im  Glauben  mit  der  ganzen 
Kirche  übereinstimmen,   und  nur  betreffs  der  rein  rechtlichen  Vor- 


1)  Sirmond,  1.  c  ep.  800,  5,.  288. 

2)  L.  c.  ep.  24,  p.  220. 
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Schriften  eine  andere  Ansicht  haben ,  da  sie  unter  dem  Druck  der 
Verhältnisse  den  strengen  Forderungen  des  Gesetzes  nicht  genügen 
ktonen?  Wer  in  solchen  Fällen  die  Qestattung  einer  Ausnahme 
verweigert  und  trotz  der  vorhandenen  Notlage  die  Innehaltung  der 
geeetslichen  Vorschriften  verlangt,  der  fügt  der  Kirche  einen  Scha- 
den zu,  der  nicht  wieder  gut  zu  machen  ist.  Nur  ein  unverstän- 
diger kann  die  Dispensation  da,  wo  sie  gerechtfertigt  ist,  versagen  ^), 
denn  die  Kirche  hat  das  Institut  der  Dispens  eingeführt,  um  nach 
Zeil  and  umständen  die  strengen  Forderungen  des  Rechts  zu  mil- 
dem, falls  sie  sich  als  hart  und  unbillig  erweisen '). 

Der  Studite  teilt  die  Dispensationen  ein  in  immerwährende 
und  vorübergehende.  Eine  immerwährende  Dispens  sieht  er  z.  B. 
darin,  dass  der  hl.  Athanasius  den  Italienern  die  Anwendung  des 
Wortes  persona  für  uicooraotc  gestattete.  Als  Dispensation  von 
nur  vorübergehender  Natur  gilt  ihm  die  Nachsicht  des  Apostels 
Paulus  betreffs  der  Beschneidung  des  Timotheus  und  die  Qestattung 
des  Verkehrs  mit  den  Häretikern  seitens  Cyrill*). 

Nach  der  Ansicht  Theodors  müssen  zur  Erteilung  einer  Dis- 
pensation gewisse  Bedingungen  vorliegen :  die  Abweichung  darf  einmal 
keine  willkürliche  sein;  es  muss  stets  ein  hinreichender  Qrund  dazu 
vorliegen^).  Dann  kann  aber  auch  nicht  von  jedem  kirchlichen  Gesetz 
eine  Ausnahme  zugelassen  werden.  Hierüber  spricht  er  sich  des 
nähern  aus  im  48.  Brief ^j.  In  den  Evangelien  finden  sich  Vor- 
schriften, welche  weder  durch  die  Zeitläafe  noch  durch  die  Aendernng 
der  Verhältnisse  gebeugt  werden  kennen.  Sie  entstammen  dem 
ewigen  Munde  Gottes  und  sind  wie  dieser  unwandelbar.  Eine  Aus- 
nahme von  denselben  ist  unter  keinen  Umständen  statthaft;  und 
wenn  trotzdem  der  Patriareh  und  die  Synode  gegen  den  Geistlichen 
von  einer  Dispens  Gebrauch  machten,  so  hätten  sich  dieselben  gegen 
das  göttliche  Gesetz  vergangen,  indem  sie  dadurch  den  Grundsatz 
ausgesprochen  hätten,  dass  die  göttlichen  Gebote  alle  ohne  Ausnahme 
abgeändert  werden  können:  tNura  enim  in  omnibus  hominibus  et 
in  omni  mandati  transgressione  dispensatio  est,  an  in  quibusdam  et 
in  aliquo?  Et  quoniam  sors  ista  est,  ut  in  quibusdam  et  in  aliquo 
nequaquam  ?  A  quibusnam  ergo  et  a  quam  multis  haec  dispensatio  ? 
Ab  episcopis  solis  aut  etiam  a  sacerdotibus  ?  Synodice  an  privatim 
ntcnnque?    Et  si  in  regibus  tantum,   an   in  adulterio  solo?  an  in 


1)  L.  c.  ep.  49,  p.  278.  ^  2)  Ep.  dOO,  1.  c.  p.  233.  —  3)  »Quae  ad  tem- 
pat  aliqaod  facta  nihil  habent  repreheusione  dignnm  nee  absordam  nlla  ex 
parte  aut  illicitam.«  L.  c.  —  4)  L.  c.  —  5)  L.  e.  p.  270  sqq. 
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qaalibet  iniqaitateP  Et  qaaodp  in  regibQ6  cdssant  Dei  man- 
data  ^)  ?c 

Aus  dem  Bisherigen  geht  zur  Qenüge  hervor,  daas  wir  hier 
eine  vollständige  Theorie  der  Dispensation  vor  uns  haben.  Dispen- 
sation im  Sinne  Theodors  ist  jede  Ausnahme ,  jede  Abweichung  von 
dem  Gesetz.  Es  gibt  Vorschriften,  von  denen  unter  keinen  Um- 
ständen dispensirt  werden  kann.  Soll  eine  Dispens  gerechtfertigt 
sein,  so  muss  ein  hinreichender  Grund  dazu  vorliegen.  Die  Aus- 
führungen des  Studiten  umfassen  nicht  allein  die  Dispensation,  inso- 
fern als  die  Wiederbelassung  von  zurückkehrenden  Häretikern  in 
ihren  Weihegraden  als  solche  uns  entgegentritt,  sondern  sie  er- 
strecken sich  auf  das  gesammte  kirchliche  Bechtsgebiet.  Einen 
Unterschied  zwischen  Dispensen  vor  und  solchen  nach  der  That 
kennt  er  nicht.  Ja,  die  Beispiele,  die  er  im  Verlaufe  seiner  Er- 
örterungen vielfach  erwähnt,  sind  fast  durchweg  Dispensationen,  die 
im  voraus  die  Vornahme  einer  verbotenen  oder  die  Unterlassung  einer 
gebotenen  Handlung  gestatten. 

In  seinem  Eherecht  der  orientalischen  Kirche  behauptet  Zhis- 
mann  ^),  dass  dieselbe  eine  ausgesprochene  Feindin  des  Dispensations- 
wesens  gewesen  sei.  Er  ist  der  Ansicht,  dass  es  überhaupt  an  Zeug- 
nissen fehle  darüber,  dass  sie  das  Prinzip  der  Dispensation  gekannt 
hätte.  Dies  ist,  wie  wir  bereits  gesehen,  ebenso  falsch  wie  seine 
fernere  Behauptung ,  dass  ausser  dem  infolge  der  Missbräuche  der 
letzten  Jahrhunderte  entstandenen  Ausdruck  »ouYxaxaßaaic«  eine  an- 
dere Bezeichnung  für  die  Dispensation  im  jetzigen  Sinne  nicht  auf- 
zuweisen sei.  Wir  halten  es  nicht  für  nötig,  auf  diese  verkehrte  An- 
sicht noch  einmal  zarückzukommen  und  verweisen  namentlich  auf 
die  Darstellung  des  Dispensationswesens  bei  Cyrill').  Das  Prinzip 
der  Dispensation  ist  ausserdem  von  der  achten  allgemeinen  Synode 
von  Eonstantinopel  ausdrücklich  anerkannt  worden  ^). 

Für  das  Abendland  giebt  uns  der  Briefwechsel  zwischen  dem 
hl.  Bonifatius  und  dem  Bischof  Daniel  von  Winchester  einen  Ein- 
blick in  die  damalige  Auffassung  von  dem  Dispensationswesen.  In  einem 
Schreiben  an  diesen  Bischof  beklagt  sich  der  Apostel  der  Deutscheuj 
dass  es  ihm  unmöglich  sei,  die  strengen  kanonischen  Vorschriften 
über  den  Ausschluss  von  falschen  Priestern  aus  der  Kirche  in  An- 
wendung zu  bringen.    Er  müsse  sich  darauf  beschränken,  denselben 

1)  L.  c  —  2)  Wien,  1864,  S.  715  ff.  —  3)  S.  19  ff.  —  4)  Mansi,  1.  c. 
16,  454:  »EteniiQ  diTas  Chrysostomus  ait,  ibi  esse  dispeDsaDdam ,  nbi  uon  sit 
prft67aricandam,  qaemadmodam  et  ipse  fecit,  com  Ephesinis  episoopis  propter 
simoniam  damnatis  sacramentoram  nsain  in  sacrario  indolsit.« 
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dis  Teilnahme  an  der  EommunioQ  zu  verbieten.  Den  sonstigen  Ver- 
kehr mit  ihnen  könne  er  aber  nicht  vermeiden  ^).  In  dem  Antwort- 
sehreiben *)  anf  dieeen  Brief  weist  Daniel  darauf  hin,  dass  die  Kirche 
die  BOaen  bie  zu  einem  gewissen  Grade  dnlde,  und  zwar  auf  Orand 
einer  Dispensation  (condescensio).  Die  strengen  Sätze  des  kirchlichen 
Becbts  können  ja  nicht  immer  angewendet  werden.  Mit  Rücksicht  anf 
die  Notlage  sei  manchmal  eine  Aasaahme  von  denselben  angebracht, 
»ntilis  simulatio  adsamenda  tempore,  c  In  der  Kirche  sei  es  herge- 
brachte Sitte,  dass  Dispensationen  gewährt  werden,  and  er  wolle  da- 
fOr  Beispirie  anfahren^  die  er  selbst  sich  ans  den  Werken  der  Väter  ge- 
zogen habe.  Anf  Grand  einer  Dispensation  habe  sich  Petras  vor  den 
Jaden  versteckt*).  Timotheus  erhielt  von  dem  Apostel  Paulas  die 
Erlaubnis,  sich  beschneiden  zu  lassen  u.  s.  w.  ^)^  Auch  war  es  eine 
Dispens,  als  Christus  sich  stellte,  als  ob  er  den  Weg  fortsetzte  ^)  und 
als  ob  er  das  nicht  wfisste ,  was  er  wirklich  wusste  %  .Der  Psalmist 
verstellte  sich  vor  Abimelech  7).  Josef  von  Aegypten  sah  seine  Brü- 
der hart  an,  obschon  er  sie  kannte,  und  war  gegen  sie  wie  ein 
Fremder*).  Bebekka  bedeckte  die  Hände  Jakobs  mit  den  Fellen  der 
Böcklein*)  ....  alle  diese  Beispiele,  sagt  er,  lassen  sich  nur  er- 
klären, wenn  man  die  Dispensation  zu  Hülfe  nehme.  Es  seien  dies 
keine  Lügen,  sondern  in  Ansehung  der  guten  Absicht  gestattete  Aus- 
nahmen. Demnach  habe  Bonifatius  gar  keinen  Grund,  vor  der  An- 
wendung der  Dispensation  da  zurückzuschaudern,  wo  das  Gesetz  seiner 
ganzen  Strenge  nach  nicht  zur  Durchführung  gelangen  könne. 

T.  Kapitel. 

§.  7.    Der  Begriif  der  Dispensation  bis  eum  IX.  Jahrhundert, 

Zusammenfassung. 

Wir  haben  gesehen,  dass  Cyrill,  dem  wir  die  erste  Theorie 
über  die  Dispensation  verdanken,  als  solche  auffasst  jede  Abweichung 
von  dem  strengen  Recht.  Die  im  Laufe  der  Zeiten  durch  die  ver- 
änderten Zustände  notwendig  werdende  Abrogation  und  Derogation 
gilt  ihm  ebensowohl  als  Dispensartion  wie  die  nur  für  einen  Einzel- 
fall erfolgende  Aufhebung  der  Wirksamkeit  eines  Rechtsatzes.  Auch 
das  Privilegium  fällt  unter  diesen  weiten  Begriff.  Dieselbe  Auffassung 
haben  wir  konstatirt  bei  dem  hl.  Augustinus.    Innocenz  I.,  Leo  I., 


1)  Jaff^j  Momimenta  Mog.  Berol.  1866,  ep.  55,  p.  158.  —  2)  L.  c.  ep.  56, 
p.  165  §q.  —  8)  GaL  2,  12.  -  4)  Acta,  16,  8.  —  5)  Luk.  24,  28.  —  6)  Luk. 
8,  45;  Joh.  11,  84.  —  7)  Ps.  83.  1.  —  8)  Genes.  42,  7.  -  9)  Genes,  27,  16. 
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Hilarius,  Gelasius,  Symmachns,  Qregor  L,  Johann  VIII.,  alle  diese 
Päpste  betrachten  als  Dispensation  jede  beliebige  Ausnahme  von  dem 
strengen  Recht.  Es  begrfindet  keinen  Unterschied,  ob  diese  Aas- 
nahmen ganz  allgemeiner  Natnr,  ob  sie  ein  Qesetz  ganz  oder  teil- 
weise far  die  gesammte  Gemeinschaft  oder  für  einen  Teil  dersel- 
ben aufheben,  oder  ob  sie  blos  vorflbergehenden  Charakter  haben 
und  dabei  zu  Gunsten  Aller  oder  nur  Einzelner  gemacht  werden. 
Die  orientalische  Kirche  kennt  neben  der  gebräuchlichsten  Bezeich- 
nung oixovo|i(a  ffir  die  Dispensation  noch  o^yx^?^^^^^  xaxdtßaotCr 
ooTxaTaßaotc,  aojuiiceptfopa,  ou^yvcüiiif,  oojuiicde&eia,  f iXav&pumia,  wäh- 
rend die  Lateiner  dafür  die  Ausdrücke  misericordia,  humanitas,  de- 
mentia, venia,  indulgentia,  remissio  und  dispensatio  anwenden. 

(Fortsetsnng  folgt.) 
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2.  Die  Bination 

in  äUerer  Zeit  und  nach  dem  jetzt  gdtenden  Rechte. 
VoD  Adolf  Roeaeh,  Priester  des  Coli.  Sap.  iD  Freibarg  i.  Br. 

Unter  Bination  versteht  man  die  öftere  (wörtlich :  die  zweimalige) 
Darbringung  des  hl.  Messopfers  am  nämlichen  Tage  durch  den* 
delben  Priester.  Das  Wort  binatio,  binare  findet  sich  nicht  in  den 
offiziellen  kirchlichen  Aktenstücken  ^) ,  sondern  ist  durch  das  deut- 
lichere iteratio  Missae,  Missam  bis  (ter)  in  uno  die  celebrare  (facere) 
ersetzt.  Vom  Standpunkte  der  DogmcUik  unterliegt  die  Bination 
durchaus  keinen  Bedenken.  Wenn  es  überhaupt  dogmatisch  zu- 
lässig ist,  das  hl.  Opfer  an  einem  Tage  mehrmals  darzubringen,  so  ist 
es  dogmatisch  auch  ganz  gleichgiltig,  ob  die  verschiedenen  hl.  Messen 
von  ebensovielen  oder  nur  von  einem  Priester  celebrirt  werden.  Auch 
ist  die  Bination  durch  kein  göttliches  Qesetg  verboten^).  Indess, 
wiewohl  die  Bination  weder  dem  Wesen  des  eucharistischen  Opfers 
noch  einem  göttlichen  Gesetze  zuwiderläuft,  so  konnte  es  doch  nicht 
für  immer  den  einzelnen  Priestern  anheimgestellt  bleiben,  die 
hl.  Messe  beliebig  oft  im  Tage  zu  feiern,  wollte  man  nicht  vielen 
Missbrftuchen  Thür  und  Thor  öffnen.  Es  war  also  Sa^ihe  der  kirehl. 
Gesetjggehungsgewalt^  in  dieser  Hinsicht  ordnend  und  regelnd  mit 
Rücksicht  auf  die  jeweiligen  Bedürfnisse  und  Verhältnisse  einzugreifen, 
und  die  kirehl.  Gesetzgebung  bezüglich  der  Bination  ist  in  der  That 
eine  ^hr  reiche ').   Andere  Zeiten  haben  andere  Bedürfnisse,  andere 


1)  mit  Ausnahme  der  Synode  von  Mecheln  Tom  Jahre  1570  (bei  Hardonin 
Bd.  X)  und  einer  Entscheidung  der  Congr.  Conc.  Trid.  vom  6.  Mai  1893  (Acta 
8.  Sedis  XXVI  pag.  235  sqq.),  wo  der  Ansdmck  binatio  in  dem  angegebenen 
Sinne  Torkommt. 

2)  Vgl.  Congr.  Conc.  Trid.  30.Aag.  1723  bei  Pallottini,  CoH.  omninm 
conclnsionnm  et  resolntionum  8.  Congr.  S.  Conc.  Trid.  Interpr.  t.  XIII  cap.  6: 
Miasa  qnoad  iterationem ,  n.  1 :  Pluries  eoäem  die  ab  uno  Sacerdote  Sacri- 
fidom  fieri,  non  CMt  divina  lege  prohibitun^  nee  naturae  ipsius  Sacrifldi 
repugnat ,  qnod  ab  eodem  Ministro  saepias  offeratar ,  nt  probant  Vasqnes, 
Gonzalez,  Pasqnaligo. 

3)  Weil  die  Bination  Sache  der  kirehl.  Disciplin  ist,  so  sind  (Tom  Ri- 
tas abgesehen)  alle  die  Bination  betreffenden  Fragen  der  Congr.  Conc.  Trid., 
welche  die  Beformdekrete  des  Trident.  authentisch   za   interpretiren  nnd  aus- 
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Verhältnisse,  nach  denen  man  sich  richten  muss.  So  darf  es  uns 
denn  aach  nicht  wandern,  wenn  die  Tcirclü.  Disciplin  in  Besug  auf 
die  Bination  in  den  verschiedenen  Zeiten  eine  verschiedene^  ja  ent- 
gegengesetzte war.  In  den  ersten  Jahrhunderten  finden  wir  voq 
Bination  keine  Spur;  später  kam  sie  in  Aufnahme,  wohl  anfangs 
seltener,  schliesslich  aber  so  häufig,  dass  sich  —  etwa  vom  13.  Jahr- 
hundert an  —  wegen  der  mannigfach  dadurch  entstandenen  Aerger- 
nisse  die  kirchl.  Obern  veranlasst  sahen,  die  öftere  Messfeier  des- 
selben Priesters  auf  den  Notfall  einzuschränken.  Indes  gelangten 
auch  jene  Verordnungen  erst  allmählich  zur  vollen  Durchfuhrung,  und 
eine  konstante  Praxis^  die  heute  allgemein  giltig  ist ,  besitzen  wir 
erst  Heit  dem  Trid.  dank  der  Üongr.  Conc,  welche  die  grundlegenden 
Gesetze  eines  Alexanders  U.,  Innocenz'  III.  und  Honorius'  III.  in 
konsequentester  Weise  zur  Durchfuhrung  gebracht  hat.  Wenn  wir 
es  nun  im  folgenden  unternehmen,  alles  Wichtige  über  Bination,  so- 
weit es  auch  besonders  für  die  Praxis  von  Interesse  sein  kann,  zur 
Darstellung  zu  bringen,  können  wir  unsere  Arbeit  in  ewei  grössere 
Abschnitte  zerlegen ;  im  ersten  wollen  wir  die  Bination  in  früherer 
Zeit  und  im  zweiten  sodann  das  (seit  dem  Trid.)  geltende  Reeht  be- 
züglich der  Bination  behandeln^). 

A.  Die  Bination  in  früherer  Zeit. 

Wir  müssen  hier  der  besseren  üebersicht  wegen  verschiedene 
Perioden  in  der  Geschichte  der  Bination  unterscheiden;  als  erste 
Periode  nehmen  wir  an  die  Zeit  bis  etwa  eum  Jahre  1200:  Ent- 
stehung und  immer  weitere  Verbreitung  des  Gebrauches  der  iteratio 
Missae ;  die  eweUe  Periode  würde  dann  umfassen  die  Zeit  vom  Jahre 
1200  bis  ungefähr  zum  Konsfü  von  Trient:  Einschreiten  der  kirch- 
lichen Behörden  gegen  die  roissbräuchliche  öftere  Celebration  und 
Einschränkung  derselben  auf  den  Notfall.  Der  Grund,  warum  wir 
hier  zwei  so  ungleiche  Perioden  unterscheiden,  ist  ein  sachlicher, 
dessen  Berechtigung  sich  aus  der  nachfolgenden  Darstellung  von 
selbst  ergeben  wird. 


zufuhren  hat,  zagewiesen;   far  die   Missionsgebiete  ist   wie  in  allen  andern 
Fragen  zuständig  die  Congr.  de  Prop.  Fid. 

1)  üeber  Bination  schrieben:  Neker^  Die  Bination  nach  ihrer  geschicht- 
lichen Entwicklung  und  nach  dem  heutigen  Recht.  Regensburg  1874.  Schrody 
Die  Bination.  Artikel  im  »Katholik«  1878.  II.  Bd.;  das  Liturgische  bei  der 
Bination  behandeln  einige  Artikel  des  Bamberger  Pastor cdblattes  1878. 
VgL  auch  den  Artikel  »Bination«  von  Hergenrother  in  Wetser  und  Welte*s 
Kirchenlexikon;  HinachiuSj  Kirchenrecht  IV.  Bd.  S.  184—187. 
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J.  Periode.    Die  Bination  etwa  bis  zum  Jahre  1200. 

1.   Die  vier  ersten  Jahrhunderte, 

Aus  den  vier  ersten  Jahrhunderten  fehlen  alle  Nachrichten 
über  eine  Bination  der  Messe.  So  weit  wir  aber  die  Geschichte 
dieser  Zeit  kennen ,  dfirfen  wir  mit  grosser  Sicherheit  behaupten, 
dass  die  Bination  damals  kaum  irgendwo  üblich  war.  Die  besten 
Kenner  des  christlichen  Altertums  lehren  einstimmig,  dass  die  Feier 
der  Jd.  Messe  damals  ungleich  seltener  war  als  heutzutage,  dass 
manche  Tage  der  Feier  des  hl.  Opfers  sogar  ganz  entbehrten,  dass 
die  Priester  gewöhnlich  nicht  einzeln,  sondern  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Bischof  das  hl.  Opfer  darbrachten  (Concelebration)^),  dass  ge- 
wöhnlich nur  in  einer  Kirche  und  da  nur  einmal  die  hl.  Messe 
celebrirt  wurde.  So  schreibt  Thomassiu  >) :  Constat  primis  illis 
saeculis  et  unam  in  qualibet  urbe  fuisse  ecclesiam,  et  in  qualibet  ec- 
clesia  unum  excitatum  fuisse  altare^  et  ad  altare  quodlibet  unam 
non  amplius  missam  celebratam  die  quolibet  fuisse,  non  plures.  Die 
Sitte,  in  einer  und  derselben  Kirche  am  nämlichen  Tage  nur  ein- 
mal das  hl.  Opfer  zu  feiern,  haben  die  Griechen  bis  auf  den  heuti- 
gen Tag  beibehalten:  Qraecorum  alia  est  consuetudo;  unicum  enim 
Altare  in  singulis  Ecclesiis  habent  nee  fas  esse  putant  intra  septa 
eiasdem  Templi  sacrum  eadem  die  iterare').  Selbstverständlich  kann, 
wo  der  hl.  Messfeier  solche  Schranken  gezogen  werden,  eine  wieder- 
holte Gelebration  durch  denselben  Priester  durchaus  nicht  als  an- 
gängig erscheinen;  und  so  ist  denn  die  Bination  bei  den  Griechen^ 
den  unirten  sowohl,  wie  den  schismatischen,  niemals  üblich  ge- 
worden, selbst  nicht  am  Weihnachtsfeste  ^). 

Das  Verbot,  auf  dem  nämlichen  Altare  mehr  als  eine  Messe 
zu  lesen,  ist  noch  im  zehnten  Canon  der  Synode  von  Auxerre  vom 
Jahre  578  ausgesprochen  ^).  üebrigens  galt  die  Regel,  in  derselben 
Kirche  nur  einmal  das  hl.  Opfer  zu  feiern,  auch  in  der  ältesten 
Zeit  nicht  ausnahmslos,  sondern  es  wurden  (wohl  auch  mit  Rücksicht 


1)  Ueber  CoDcelebration  vergleiche  Bona,  Rerum  litargicarnm  IIb.  I* 
cap.  18.  §.  9  (Aasgabe  Tarin,  coinmentirt  von  Sala).  Die  Concelebration  ist 
jetst  noch  üblich  bei  der  Priester-  und  Bischofs  weihe. 

2)  Thomassin,  Vetas  et  nova  Ecclesiae  discipliua,  pars  I,  lifo.  2  cap.  21  n.  7. 
S)  Botia,  1.  c.  üb.  I.  cap.  14.  §.  3;    Tgl.  hierza  Thomaasinj  1.  c.  p.  1. 

IIb.  2.  cap.  22.  n.  6,  welcher  noch  bemerkt,  dass  die  Griechen  eine  sehr  gross» 
Anzahl  kleinerer  Gotteshäuser  besassen,  in  deren  jedem  die  hl.  Messe  gefeiert, 
werden  könne. 

4)  Vgl.  Benedict  XI V, ,  De  sacrificio  Missae,  lifo.  III.  cap.  5.  n.  6. 

5)  Bei  Thomaaain,  1.  c.  p.  I.  lib.  2.  cap.  28.  n.  17. 
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auf  das  Bedürfnis  der  Qlftubigen)  mehrere  Messen  gelesen.  Man 
kann  das  schliessen  aas  der  doppelten  Thatsache,  dass  schon  damals 
in  einer  und  derselben  Kirche  sehr  häufig  mehrere  Altäre  errichtet 
und  daselbst  mehrere  Priester  angestellt  waren.  Zum  gleichen 
Schlüsse  nötigt  auch  eine  Stelle  aus  einem  Briefe  des  hl.  Oyprian 
(t  258),  wo  er  seinen  in  Kerkerhaft  befindlichen  Priestern  die  Wei- 
sung gibt,  sie  sollten  einer  nach  dem  andern  mit  je  einem  Diakon 
(als  Diener)  das  hl.  Opfer  feiern  *). 

Die  hl.  Messfeier  fand  in  der  ersten  Zeit  nicht  alltäglich  statt. 
Es  gab  sog.  (üiturgische  Tage,  an  welchen  kein  Messopfer  darge- 
bracht wurde.  Ein  solcher  aliturgischer  Tag  war  nach  Kardinal 
Bona')  der  Donnerstag;  erst  Papst  Gregor  II.  habe  eine  Messe  für 
die  Donnerstage  der  Quadragesima  eingeführt.  Auch  der  Samstag 
sei  in  den  Kirchen  von  Alexandrien  und  Bom  einst  ein  aliturgischer 
Tag  gewesen,  ebenso  der  Charfreitag  und  Gharsamstag  ^).  Bei  den 
Griechen  waren  aliturgisch  (und  diese  üebung  reicht  nach  Kardi- 
nal Bona  noch  über  das  Konzil  von  Nicaea  hinauf)  alle  Tage  der 
Quadragesima  mit  Ausnahme  der  Samstage  und  Sonntage  und  des 
Festes  Maria  Verkündigung.  Ar  den  übrigen  Tagen  wurde,  und 
zwar  gegen  Abend,  die  Missa praesanctificatorum  gelesen,  die  wir 
aus  dem  Ritus  des  Charfreitags  kennen.  Auch  die  Missa  praesanc- 
tificatorum reicht  nach  Bona  noch  über  die  Zeiten  des  Chrysostomus 
und  Basilius  hinaus;  nach  demselben  ist  die  Präsanctifikaten messe 
in  der  römischen  Kirche  von  jeher  nur  am  Charfreitag  üblich  ge- 
wesen *). 

2.    Die  Bination  vom  fünften  Jahrhundert   bis  etwa  »um  Jahre  1200. 

Die  erste  Nachricht  von  einer  Bination  der  hl.  Messe  findet 
sich  in  hymn.  12  de  Coronis  des  Hymnendichters  Prudentius 
(t  nach  405),  dürfte  also  etwa  au9  dem  Jahre  400  stammen^). 
Der  Dichter  besingt  hier  die  Feier  des  Festes  der  Apostelfürsten  in 
Rom  in  folgenden  Versen: 

Aspioe,  per  bifidas  plebs  Roroula  finditar  plateas, 
Lnz  in  daobus  fervet  nna  festis, 


1)  Bona,  1.  0.  lib.  I.  cap.  14.  §.  4.  Anmerkung  2. 

2)  Bona,  1.  c  lib.  I.  cap.  18.  §.  2. 

8)  Nach  heatigem  römischen  Ritas  ist  der  einzige  aliturgische  Tag  der 
Karfreitag. 

4)  Vgl.  Bona,  1.  c  lib.  I.  cap.  15.  §.  5. 

5)  Nach  Bardenhewer,   Patroiogie,   veröffentlichte  Pradentios  am  404 
oder  405  eine  Sammlang  seiner  Werke. 
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Transtiberina  prins  solvit  Sacra  pervigil  Sacerdoa, 
Mox  hac  recarrit  duplicatque  vota  ^j. 

Das  daplicare  vota  kann  hier  offenbar  nar  von  der  hl.  Messe 
verstanden  werden,  die  der  Sacerdos^  der  Papst,  sowohl  in  der  Kirche 
des  hl.  Petras  als  der  des  hl.  Paulus  an  deren  gemeinschaftlichem 
Feste  binando  feierte.  —  Ein  weiteres  Beispiel  begegnet  uns  etwa 
um  die  MMe  des  5.  Jahrhunderts  unter  der  Regierung  des  Papstes 
Leo  des  Orossen.  In  einem  Briefe  (wahrscheinlich  auf  eine  ge- 
schehene Anfrage)  an  den  Patriarchen  Dioakurus  von  Alexandrien 
fordert  der  hl.  Papst  denselben  auf,  an  hohen  Festtagen,  an  denen 
die  Kirche  die  Zahl  der  Gläubigen  nicht  fassen  könne,  das  hl.  Opfer 
unbedenklich  zu  wiederholen.  Illud  volumus  custodiri,  ut  cum 
sollemnior  festivitas  conventum  populi  numerosioris  indixerit  et  ad 
eam  tanta  multitudo  convenerit,  quam  recipere  Basilica  simul  una 
non  possit,  sacrißcii  cblatio  indubitanter  iteretur,  ne  bis  tantum  ad- 
missis  ad  haue  devotionem,  qui  primi  advenerint,  videntur  hi,  qui 
postmodum  confluxerint,  non  recepti').  Allerdings  geht  aus  dieser 
Stelle  direkt  nur  die  iteratio,  nicht  auch  die  iteratio  durch  densel- 
ben Priester  hervor.  Aber  weil  in  jener  Zeit  die  Concelebration 
der  Priester  mit  dem  Bischof  die  Regel  war ,  dürfen  wir  die  Wei- 
sung dahin  verstehen:  Dioskurus  solle,  wenn  an  Festtagen  das  Be- 
därfnis  sich  einstelle,  nachdem  er  sacerdotibus  suis  concelebrantibus 
das  hl.  Opfer  einmal  dargebracht,  dasselbe  unbedenklich  auch  noch 
ein  jsweites  Mal  feiern,  also  biniren.  Wir  sind  zu  dieser  Annahme 
am  80  mehr  berechtigt,  als,  wie  aus  dem  zuerst  angeführten  Bei- 
spiel erhellt,  schon  früher  zu  Rom  der  Papst  in  ähnlichen  Umstän- 
den das  gleiche  Verhalten  beobachtete,  nämlich  binirte,  und  seine 
Handlungsweise  in  Alexandrien  wohl  bekannt  sein  durfte. 

Von  da  an  mehren  sich  die  Beispiele  der  iteratio  Missae,  die 
von  der  Kirche  geduldet  und  teilweise  sogar  gefördert  wird.  Die 
Bination  der  Priester  wurde  üblich  teils  in  Fielen  der  Notwendig- 
keit,  teils  zur  Erhöhung  der  Feierlichkeit  von  gewissen  Festen,  teils 
aus  Gründen  privater  Andacht. 

a)  Durch  strenges  Gebot  sind  alle  Gläubigen  an  den  Sonn- 
end Feiertagen  zum  Besuche  der  hl.  Messe  verpflichtet.  Soll  aber 
die  Erfüllung  dieses  Gebotes  möglich  sein,  so  muss  die  Kirche 
auch  genügend  Messen  an  diesen  Tagen  feiern  lassen.  Wie  nun, 
wenn  nicht  genug  Priester  vorhanden  sind ,  welche  das  hl.  Opfer 
darbringen  können?  Dieser  Fall  ist  in  alter  Zeit  so  gut  eingetreten 

1)  Bei  Bona,  1.  c.  lib.  I.  cap.  18.  §.  5« 

2)  Bei  Thomtxsainj  1.  c.  p.  I.  lib.  2.  cap.  22  n.  5. 
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wie  in  der  Gegenwart,  und  die  Schwierigkeit  wurde  damals  wie 
heute  dadurch  beseitigt,  dass  ein  und  derselbe  Priester  in  einem 
solchen  Notfalle  mehrere  Messen  lesen  durfte  bezw.  musste.  Kardinal 
Bona  ^) schreibt  diesbezfiglich :  Primis  Bcclesiae  temporibus  parvns  sacer- 
dotum  numerus  pro  fidelium  copia  exigebat,  ut  idem  presbyter  eadem 
die  plura  Missae  sacrificia  litaret.  Ein  direktes  Gebot,  in  dem 
Falle,  wo  ein  Priester  mehrere  Kirchen  zu  besorgen  habe,  an  den 
Sonntagen  in  jeder  derselben  die  hl.  Messe  zu  feiern,  enthält  can.  9 
der  Synode  von  Merida  vom  Jahre  666*).  Wenn  uns  auch  weitere 
Zeugnisse  fehlen,  so  dürfen  wir  aus  dem  Umstände,  dass  die  Bination 
selbst  ausser  in  einem  Notfalle  Jahrhunderte  lang  keinen  Beschrän- 
kungen unterlag,  den  sichern  Schluss  ziehen,  dass  OberaU  in  einem 
anerkannten  Notfalle  unbedenklich  zur  Bination  geschritten  wurde. 

b)  Doch  blieb  die  Bination  keineswegs  auf  den  Notfall  be- 
schränkt. Die  Feste  des  Herrn  und  der  Heiligen  feierte  man  durch 
das  hl.  Opfer,  durch  das  Gott  allein  der  gebührende  Dank  far  seine 
Wohlthaten  und  der  würdige  Lobpreis  für  das,  was  er  an  seinen 
Heiligen  gethan,  dargebracht  werden  konnte.  Wenn  nun  an  einem 
und  demselben  Tage  zugleich  mehrere  Geheimnisse  zu  begehen  oder 
das  Gedächtnis  mehrerer  Heiligen  ^)  zu  feiern  war,  was  war  da  natür- 
licher, als  dass  man  ebenso  oft  das  hl.  Opfer  erneuerte,  um  die 
erhöhte  Festesfreude  und  das  gesteigerte  Dankgefühl  gegen  Gott 
zum  Ausdruck  zu  bringen?  Wo  nun  an  einem  Orte  nur  ein  ein- 
fsiger  Priester  wirkte.,  mmste  er  an  diesem  Tage  das  hl.  Opfer 
wiederholen,  d.  h.  biniren.  Aber  auch  wo  ein  zahlreicher  Klerus 
vorhanden  war,  z.  B.  an  den  Bischofssitzen,  wurden  die  notwendigen 
hl.  Messen  keineswegs  immer  von  verschiedenen  Priestern  gelesen, 
sondern,  wie  wir  es  schon  oben  bei  der  von  Prudentius  beschriebenen 
Feier  des  Festes  Peter  und  Paul  in  Rom  gesehen  haben,  wenigstens 
in  vielen  Fallen  von  demselben  Offerens  (etwa  dem  Bischöfe)  cele- 
brirt,   während    die   übrigen   Priester   concelebrirten  ^).     So  bildete 


1)  Bona,  1.  c.  lib.  I.  cap.  18.  §.  5  sqq. ;  citirt  bei  Benedict  XI V,,  De 
Sjnodo  dioeces.  lib.  Y.  cap.  8.  §.  8. 

2)  Lahbeus-Coleti  YII.  pag.  522. 

8)  Die  jetzige  Praxis,  bei  CoDkarrenz  mehrerer  Offizien  eines  derselben  ent- 
weder zu  verlegen  oder  nur  zu  commemoriren  oder  ganz  ausfallen  zu  lassen^ 
war  damals  noch  nicht  bekannt.  Jedes  Offizium  wollte  zu  seinem  Rechte  kom- 
men, beanspruchte  also  für  sich  eine  eigene  Messe. 

4)  Vgl.  hiezu  Bona,  1.  c.  lib.  1.  cap.  18.  §.  8:  Hebdomadariua,  quid- 
quid  publice  in  Ecclesia  decantandum  erat,  ipse  canebat,  dve  una  sive  plures 
pro  more  illius  temporis  Missae  occurrerent;  eademque  munera  in  maioribns 
sollemnitatibus,  qui  dignior  trat  in  Clero,  fungebatur. 
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moh  allroftblich  die  feste  Sitte  aas,  gewisse  Tage  des  Jahres  durch 
mehrmalige  Messfeier,  durch  Bination,  aaszazeichnen.  Man  nannte 
diese  T%ge  potylUurgisdie  Tage. 

Der  eifufige  pohfüturgische  Tag ,  den  die  Kirche  auch  jetzt 
noch  kmint,  ist  das  Ü.  Weihnaehisfest,  wo  es  jedem  (lateinischen) 
Rriester  erUmbt^  niM  geboten  ist,  dreimal  das  hl.  Opfer  darzubringen. 
Schon  Papst  Oregor  der  Crosse  erwähnt  die  3  Messen  des  Weih- 
nachtsfestes  als  eine  feststehende  Sitte  ^)y  und  in  den  nnten  noch  zu 
erwähnenden  Synodalbeschlüssen  and  bei  den  Theologen  des  Mittel- 
alters wird  auf  diesen  Brauch  sehr  häufig  hingewiesen'), 

Kardinal  Bona  zählt  in  seinem  Werke  »Ueber  die  liturgischen 
Gegenstände«  >)  die  einzelnen  polyliturgischen  Tage  auf.  Polgli' 
turgisch  waren  Neujahr  (I.  Missa  de  octava  Nativ. ,  IL  de  S. 
Maria),  Ghriindownerstag  (yom  Bischof  wurden  an  diesem  Tage  3  Messen 
gelesen:  una  pro  reconciliatione  poenitentium,  altera  pro  conficiendo 
Ghrismate,  tertia  de  ipsa  diei  soUemnitate) ,  die  Vigü  vor  Christi 
Himmd^ahrt  (una  Missa  de  rogationibus ,  altera  de  vigilia),  die 
TßngstqucUembertage  (je  eine  Messe  de  octava,  die  andere  de  ieiunio 
qnattuor  temporum),  Weihnaekten,  Ostern  (prima  sabbatina  de  nocte, 
secunda  de  die,  tertia  in  concessione  Ordinnm). 

Polyliturgisch  wegen  Zusammenfallens  mehrerer  Eeiligenfeste 
waren  sodann:  der  J30.  Januar  (Fabian  und  Sebastian),  3.  Mai 
(Ereuzerfindung  und  SS.  Alexander,  Bventius  und  Theodulus),  28.  Juni 
(S.  Leo  und  Vigil  von  Peter  und  Paul)^),  J28.  August  (Hermes  und 
Augustin),  JS9.  August  (Martyrium  Joh.  d.  Täufers  und  S.  Sabina), 


1)  Qregorii  M,  homil.  8  in  £?angel.,  L  Yll  in  Officio  de  Natiy.  Domini. 

2)  Eine  sehr  ansprechende  Begpründang  der  üebang,  an  Weihnachten 
drei  Messen  zu  lesen,  findet  sich  in  der  Glossa  ordin.  zu  c.  3.  X.  8.  41:  Cele- 
brantnr  etiam  tres  Missae  propter  myateHum:  qnoniam  per  illas  tres  Missas 
repraesentatnr  triplex  Status,  sc.  Status  ante  legem ^  sub  lege  et  Status 
gratiae,  lUa,  qnae  eantatnr  in  nocte,  repraesentat  statam  illnm,  qai  fait 
ante  legem,  qnando  omnes  erant  in  tenebris,  Secunda,  qnae  dicitar  in  au* 
rora,  repraesentat  tempussub  lege;  in  quo  iam  incipiebat  ex  parte  scire 
Christum,  sed  non  plane,  propter  dicta  legis  et  prophetarnm,  et  ideo  cantatar 
inter  diem  et  noctem,  et  dicitar  offidam :  Lux  falgebit  hodie.  Tertia  dicitar  in 
die,  per  quam  designatnr  tempus  gratiae,  sc.  praesens;  ande  dicitar:  Paer 
natns  est  etc. 

3)  L.  c.  Hb.  I.  cap.  18.  §.  5—7. 

4)  Der  Codex  Reginae  redet  von  drei  Messen  an  Peter  und  Paul, 
€&B»  SU  Ehren  des  hl.  Petras,  eine  za  Ehren  des  hl.  Paalas  and  die  dritte  zn 
Ehren  beider  gemeinschaftlich;  derselbe  erwähnt,  dass  die  ganze  Osterohtav 
hindnreh  sioei  Messen  gefeiert  w&rden :  ana  pro  parvalis  neo-baptizatis,  altera 
de  festivitate.    Bona,  1.  c 

Aiehir  dir  Kirohemrecht.  LXXVII.  4 


50  Die  Bination. 

8.  September  (Maria  Geburt  und  Adrianus),  14.  September  (Kreaz- 
erhöbung  uud  Cornelius  et  Cyprianus),  11.  November  (Menna  und 
Martinus),  23.  November  (Glemena  und  Felicitas),  JS9.  November 
(Saturninus  und  vigilia  S.  Andreae  Apost»)  u.  a. 

Endlich  wurde  auch  dann  die  hl.  Messe  an  Festen  der  Heiligen 
wiederholt,  wenn  deren  Beliquien  in  mehreren  Kirchen  derselben  Stadt 
sich  befanden  (so  in  Born  am  Feste  der  hl.  Felicitas  und  ihrer  Söhne, 
10.  Juli)  oder  wenn  mehrere  Kirchen  bu  ihrer  Ehre  errichtet  waren 
(aus  diesem  Grunde  waren  in  Born  das  Fest  Johannes  des  Täufers 
und  des  hl.  Laurentius  durch  je  drei  Messen  ausgezeichnet). 

In  allen  diesen  Fällen  kann  man  auch  noch  von  einer  gewissen 
Notwendigkeit  reden,  nämlich  um  die  betreffenden  Feste  gebührend 
zu  feiern.  Wie  schon  bemerkt,  hat  sich  von  allen  diesen  polyli- 
turgischen Tagen  nur  noch  Weihnachten  erhalten.  In  einzelnen 
Synoden  des  13.  Jahrhunderts  wird  auch  noch  Ostern  als  poly- 
liturgischer Tag  genannt  ^).  Die  übrigen  verschwinden  allmählich 
durch  entgegengesetzte  üebung,  ohne  dass  sie  durch  Gesetz  ausdrück- 
lich beseitigt  worden  wären. 

c)  Durch  die  polyliturgischen  Fest«  war  die  Bination  von 
Seiten  der  kirchlichen  Behörden  ofßeiell  eingeführt  nnd  eventuell  ge- 
boten. Indes  wurde  die  üebung  der  Bination  bald  weiter  ausge- 
dehnt. Aus  rein  privater  Andacht  pflegten  nämlich  manche  Priester 
auch  an  andern  Tagen,  an  denen  durchaus  keine  Notwendigkeit 
irgendwelcher  Art  es  gebot,  die  Feier  der  hl.  Messe  zu  wiederholen. 
Thomassin*)  berichtet  z.  B.  vom  hl.  Bischof  Ulrich  von  Augsburg, 
er  habe  täglich  drei  oder  zwei  oder  auch  nur  eine  Messe  gesungen, 
je  nachdem  es  die  Zeit  oder  sein  körperliches  Befinden  gestattete. 
Papst  Leo  III.  (795—816)  celebrirte,  wie  Walafrid  Strabo  als 
auf  glaubwürdiger  Mitteilung  beruhend  berichtet,  zuweilen  sieben- 
und  sogar  neunmal  des  Tages').  Der  hl.  Mönch  und  Einsiedler 
Albertus  (f  1140)  pflegte  täglich  zwei  Messen  zu  lesen,  eine  für  die 
Lebenden,  die  andere  für  die  Abgestorbenen ;  dasselbe  wird  berichtet 
vom  hl.  Norbert  und  vom  hl.  Libentius,  Bischof  von  Bremen^).  Auf 
einer  Synode  von  Dingolfing  (932)^)  wurde  den   Priestern  an  ge- 

1)  Z.  B.  in  den  Synoden  von  Bonen  1231,  Lambeth  1206,  den  Constit. 
des  Enbischofs  Richard  Poore  von  Salisbury  1217,  den  Synoden  yon  Oxford 
1222  nnd  Ton  Wincester  1240;  sammtlich  bei  Hardoain  VII. 

2)  L.  c.  p.  L  lib.  2.  cap.  81.  n.  9. 

8)  Bona,  1.  c.  lib.  I.  cap.  18.  §.  5;  (vgl.  auch  Benedict  XIV.,  De  sacrif. 
Missae,  lib.  III.  cap.  4.  n.  12). 
4)  Ib. 
6)  Hefele,  Eonxiliengesch.  2.  Aufl.  4.  Bd.  S.  592. 


BinaÜon  in  früherer  Zeit.  51 

witteD  Tagen  die  dreimalige  Feier  des  hl.  Messopfers  gd>oten^ 
Zwischen  dem  Kloster  Beichenau  und  8i.  OaU&n  wnrde  znr  Zeit 
Karls  d.  6r.  vereinbart,  dass,  sobald  ein  Angehöriger  ans  einem  der 
beiden  Klöster  sterbe,  am  selben  Tage  säromtliche  Priester  drei 
M.  Messen  ffir  den  Verstorbenen  lesen  sollten  i).  Walafrid  Strabo 
berichtet  fftr  seine  Zeit,  dass  es  ganz  im  Beliehen  der  Priester  stand, 
die  hl.  Messe  zn  iteriren:  Alias  bis,  ter  vel  qaoties  libet,  eadera 
iDjsteria  in  die  iterare  congruam  putat ').  Wie  allgemein  die  Sitte 
der  wiederholten  Gelebration  der  Messe  wurde,  beweist  ein  Canon 
der  dentschen  Synode  von  Seligenstadt  (1022),  wo  den  Priestern  v^r- 
bden  wurde,  an  einem  Tage  mehr  als  drei  Messen  zu  lesen ').  Auch 
die  alten  Bussbücher  geben  einen  Einblick  in  die  damalige  Praxis 
bezüglich  der  iteratio  Missae.  Das  Poeniteniiäle  Casinense  c.  101 
(Schmitz,  Die  Bnssbücher,  Mainz  1882,  S.  426)  erlaubt  jedem  Prie- 
ster die  tägliche  CelebraMon  /zweier  Messen^  und  das  Poenit.  Vindob. 
€•  45  (Wasserschieben,  Bussordnungen  S.  470)  gestattet  sogar  die 
Feier  von  si^en  nnd  an  Festtagen  auf  Ansuchen  von  soviel  Messen 
als  verlangt  werden,  wenn  es  selbst  über  zwanzig  (!)  seien  ^).  Diese 
Sitte,  die  hl.  Messe  öfters  zn  feiern,  ist  an  sich  keineswegs  verwerf" 
lieh^  wnrde  sie  ja  sogar  von  Heiligen  geübt,  sondern  ein  Zeichen  der 
AndaeM  sowohl  der  Priester,  welche  die  hl.  Messe  iterirten,  als  des 
Volkes,  das  solches  etwa  verlangte.  Aber  sie  kannte  au  schweren 
Missbräuchen  fahren  nnd  hat  thatsächlich  zu  solchen  geführt,  wes- 
halb die  Kirche  etwa  vom  Jahre  1200  an  mit  ihren  Verboten  da- 
gegen einschreiten  musste.  Wir  werden  diese  Missbräuche  im  fol- 
genden Abschnitt  näher  zu  betrachten  haben. 

IL  Periode.    Vom  Jahre  1200  bis  eum  Tridentinum. 

Die  Geschichte  der  Bination  in  dieser  Periode  unterscheidet  sich 
wesentlich  von  der  der  vorausgegangenen  Zeit  dadurch,  dass,  wäh- 
rend bisher  die  Bination  keiner  kirchengesetelichen  Normierung  unter- 
lag, oder  höchstens,  wie  es  auf  der  Synode  von  Seligenstadt  ge- 
schah ,  gegen  den  ganz  übermässigen  Qebrauch  derselben  (mehr  als 
drei  'Messen  an  einem  Tage)  Bestimmungen  erlassen  wurden,  nunmehr 
die  Kirche  in  ihrer  Gesetegebungy  sowohl  in  der  allgemeinen  durch 
papstliche  Dekretaien^  als  in  der  partikularen  durch  eine  Reihe  von 


1)  Bona,  L  c. 

2)  Bei  Botui,  1.  c. 

8)  Hart%heim,  Conc.  Germ.  tom.  III.   p.  56.    Dasselbe  Verbot   wurde 
sehen  frflher  auf  einem  englischen  Konzil  unter  König  Edgar  im  J.  967  erlassen. 
4)  CHtirt  bei  HinschiuSf  K.-B.  1.  c. 

4* 
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ßynodaistatutm  mit  strengen  Verboten  gegen  die  nicht  durch  einen 
Notfall  geforderte  Bination  vorging  nnd  so  auch  die  Grundlage 
schaffte  nnd  die  Wege  bahnte  für  die  heute  geUende  Praxis.  Es 
muss  von  vornherein  jedem  feststehen ,  dass  die  Kirche  nicht  ohne 
die  triftigsten  Gründe  ein  von  dem  bisher  beobachteten  ganz  ver- 
schiedenes Verhalten  rücksichtlich  der  Bination  einzuschlagen  für  gut 
erachtete ;  wünscht  ja  die  Kirche  an  sich  nichts  mehr,  als  dass  durch 
möglichst  eahlreiche  hl.  Opfer  Gott  immer  mehr  Ehre,  den  Lebenden 
immer  reichere  Qnade  und  den  verstorbenen  Ghristgläubigen  schnellere 
Erlösung  zuteil  werde.  In  der  That  ist  die  Kirche  nur  aus  den 
allerwichtigsten  Gründen  so  vorgegangen :  wegen  der  schweren  Miss^ 
brauche,  die  sich  allmählich  im  Gefolge  der  Bination  gezeigt  hatten^ 
durch  welche  das  Allerheiligste  vielfach  zu  eioem  Mittel  der  Be* 
friedigung  der  gemeinsten  Habgier  herabgewürdigt  wurde  ^).  Dm  die 
kirchliche  Gesetzgebung  inbetreff  der  Bination  zu  verstehen,  werden 
wir  also  zun&cht  die  Missbräuche,  zu  welchen  die  uneingeschränkte 
Uebung  der  Bination  führte,  zu  betrachten  haben. 

i.    MisBhräucht, 

Ungefähr  um  dieselbe  Zeit,  als  die  mehrmalige  Celebration 
üblich  wurde  —  etwa  im  achten  Jahrhundert  —  waren  an  die 
Stelle  der  früheren  Oblationen  der  Gläubigen  bei  Gelegenheit  der 
hl.  Messe,  welche  vor  allem  als  Almosen  zum  Unterhalt  der  Priester 
dienen  sollten,  Geldstipendien  getreten,  an  denen  der  celebrirende 
Priester  Eigentum  erlangte.  Wurden  nun  solche  Stipendien  in- 
grösserer  Zahl  geboten  und  auf  baldige  Persolvirung  gedrungen^ 
so  legte  es  sich  sehr  nahe  und  war  zuweilen  kaum  zu  vermeiden« 
an  einem  und  demselben  Tage  das  hl.  Opfer  zu  wiederholen  und  so 
mehreren  Verpflichtungen  nachzukommen,  umsomehr  als  dies  nicM 
verboten  war.  Gewiss  werden  die  gutgesinnten  Priester  nur  in  sel- 
tenen Fällen  und  nicht  wegen  des  Gewinnes  das  hl.  Opfer  iteriri 
haben.  Aber  es  gab  auch  irdisch  gesinnte,  habgierige  Geistliche^ 
welche  geradezu  darauf  lauerten ,  möglichst  viele  Stipendien  zu  er* 
halten,  und  welche  bereit  waren,  gegen  entsprechende  Belohnung^ 
beliebig  oft  im  Tage  das  hl.  Opfer  zu  wiederholen,  denen  also  die  Messe 
als  feile  Marktwaa/re  galt.  Welche  Verantwortung  die  celebrirenden 


1)  Vgl.  Benedict  XIV.  de  Sjn.  dioec.  1.  V.  cap.  8.  d.  8:  Fatendum  est 
quoramdatn  improboram  Sacerdotnm  sordidam  avaritiam  qaandoqae  de^ 
honeatcuae^  qaod  ceteroqui  in  se  licitum  et  sanctum  erat;  noonnlli  quippe 
visi  sunt  Misaaa  qnodamroodo  venditare  ac  tarpiasimum  quaeatum  de 
illis  facere. 
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Priester  dadurch  auf  sich  luden,  und  welches  Aergernis  dieses  ffir  das 
christliche  Volk  war,  kann  jeder  leicht  ermessen.  Es  kamen  in  der 
That  Fälle  vor  (und  Papst  Alexander  IL  und  die  Synoden,  welche  gegen 
die  missbrftuchliche  Bination  eiferten,  sprechen  es  in  der  schärfsten 
Weise  aus),  wo  Priester,  um  mit  den  Worten  des  Biographen  des 
bl.  Thomas  ?on  Canterbury^)  zu  reden,  ^Chrisii  Opfer  nicht  weih* 
ten,  sondern  eerfleisehten  und  den  Sohn  Gottes  zu  gemeinem  Oe* 
whme  misäbraueMen€  (filium  Dei  quaestui  habentes).  Diesem 
ununirdufen  und  an  Sinumie  angrenzenden  Treiben  musste  unbe- 
dingt Einhalt  gethan  und  auch  schon  der  blosse  Verdacht^  die  hl. 
Messe  werde  aus  Habsucht  gelesen,  beseitigt  werden. 

Neben  der  iteratio  Missae  kamen  teils  aus  Habsucht ,  teils  aus 
zu  grosser  Nachgiebigkeit  gegen  das  Volk  und  aus  Unverstand  noch  eine 
Reihe  anderer  Miashräuehe  bei  der  hl.  Messe  vor,  die  wir  hier  kurz 
berühren  müssen.  Zu  denselben  gehört  z.  B.  die  üebung,  mehrere 
Messen  zu  lesen  und  nur  in  der  letzten  zu  kommwniziren  ^  welche 
das  XII.  Concil  von  Toledo  vom  Jahre  681  sub  poena  suspensionis 
verbietet').  Femer  gehört  hierher  die  sog.  Missa  bifaciata^  tri' 
fadata  etc.,  welche  darin  bestand,  dass  man  zwei,  drei  und  mehr 
Messen  derart  zu  einer  einzigen  vereinigte  dass  man  jede  dieser 
Messen  bis  zum  Offertorium  las,  ebensoviele  Sekreten  und  Postkom- 
munionen  verrichtete  und  den  ganzen  Canon  mit  Opferung,  Wandlung 
und  Kommunion  nur  einmal  hinzufügte,  und  sich  nun  berechtigt 
glaubte,  ebensoviele  Stipendien  empfangen  zu  können,  als  man  Messen 
verbunden  hatte').  Dieser  Unfug  ist  wohl  erst  nach  dem  Jahre 
1200  entstanden,  indem  gewissenlose  Priester  auf  diese  Weise  das 
schon  bestehende  Verbot  der  Bination  zu  umgehen  suchten.  Auf 
ihn  nehmen  die  Synoden  von  Bouen  1231^),  die  Synodalstatuten  von 
Maus  1247^),  von  Clairveaui  1268^)  und  die  Synode  von  Bayern 
ISOO^)  offenbar  Bezug,  wenn  sie  eine  Messe  cum  duplici  introitu 
rerbieten^).    Es  wäre  hier  noch  die  Jlf issa  sieca^)  zu  nennen,  die 

1)  Citirt  bei  Benedict  XI V.,  de  Syn.  dioec.  lib.  V.  cap.  8.  n.  8. 

2)  ßtma,  L  c  lib.  1.  cap.  18.  n.  6.  Auf  diesen  Mitsbranch  bezieht  sich 
auch  Glofsa  ordin.  za  cap.  3.  X.  8.  41:  Qaotiens  celebrat,  totiens  siimat  corpas 
Ohriati  et  aangoinem. 

8)  Der  Name  daher,  weil  eine  solche  Messe  eine  zwei-,  dreifache  etc.  Ge- 
stalt hatte. 

4)  Hardouin  VIT.  pag.  186. 

5)  ManH  XXIII.  pag.  745. 

6)  Hardouin  YIL  pag.  592.  —  7)  Ib.  pag.  1228. 

8)  üeber  Missa  bifadata  etc.  ygl.  Bona  l.  c.  cap.  15.  §.  7;  Benedict  XIV. 
de  Sjrn.  dioec.  I.  V.  cap.  8.  n.  8. 

9)  Bona,  1.  c.  cap.  15.  §.  6. 
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in  allem  üebrigen  der  wirklichen  Messe  voUständig  gleich  war,  nur 
nicht  in  dem,  was  das  Wesen  derselben  aasmacht,  d.  h.  eine  Messe 
ohne  Eonsekration  und  Kommunion.  Von  dieser  blossen  Naekäffung 
der  hl.  Messe  ohne  jedweden  inneren  Gehalt  sagt  Kardinal  Bona  mit 
Recht:  Larva  est  et  simnlatio  quaedam  verae  Missae,  sicca  procul 
dubio  et  ieiuna  .  •  •  Invaluit  tarnen  adeo,  ut  aliquando  ?iris  sanctis 
et  doctis  non  displicuerit.  Die  Missa  sicca  wurde  gelesen  auf  Schiffen, 
für  Kranke  auf  ihrem  Zimmer,  für  Verstorbene,  die  an  einem  Nach-. 
mittag  zu  beerdigen  waren.  Der  Fall  einer  Missa  sicca  soll  nach 
Kardinal  Bona  noch  im  Jahre  1587  bei  einer  Beerdigung  in  Turin 
vorgekommen  sein.  Im  besten  Falle  war  diese  Nachahmung  der 
hl.  Messe  nur  geeignet,  die  einfachen  Gläubigen  irre  zu  führen  und 
sie  in  dem  rein  Aeusserlichen  das  Wesen  der  hl.  Messe  erblicken  vx 
lassen  ^). 

Genannte  Missbräuche  suchte  nun  die  Kirche  zu  beseitigen 
durch  die  strengsten  Verbote^  die  hl.  Messe  ausser  im  Notfälle 
mehr  als  einmal  zu  lesen.  Der  Hauptgrund  des  Verbotes  war  nicht 
blos  jede  Habsucht^  sondern  selbst  den  Verdacht  der  Habsucht  vom 
hl.  Opfer  ferne  zu  halten,  und  dies  blieb  das  Hauptmotiv  des  Ver- 
botes bis  auf  den  heutigen  Tag  *).  Allerdings  kommen  auch  noch 
andere  untergeordnete  Motive  in  Betracht:  die  Rücksichi  auf  den^ 
R>iester  (seine  leibliche  und  seelische  Gesundheit)  und  das  FoJft,  in- 
dem bei  freier  mehrmaliger  Celebration  andere  Seelsorgspflichten 
leiden  mflssten,  wie  die  G.  0.  am  28.  Februar  1891  an  den  Pa- 
triarchen von  Venedig  schreibt:  Semper  illud  secum  transfert  in- 
cOmmodum  (sc.  Missae  iteratio),  quod  sacerdos  obviam  excusationera 
habet,  ut  minori  zelo  ac  sollicitudine  cetera  obeat  munera,  nimirum 
praedicandi,  catechesim  tradendi,  sacras  confessiones  audiendi*). 

2.   Päpailiche  Verordnungen  gegen  die  miaabräuchliche  Bination^ 

Die  Bekämpfung  dieser  Missbräuche  ging  aus  von  dem  aposto^ 
tischen  Stuhle,  um  alsbald  in  zahlreichen  Synoden  des  katholischen 
Erdkreises  ein  vielfältiges  Echo  zu  finden.  Wir  haben  etwa  das  Jahr 
1200  als  die  Zeit  bezeichnet,  in  welcher  die  kirchliche  Gesetzgebung 
mit  Verboten  gegen  die  Bination  vorging.  Ganz  genau  trifft  diese 
Zahl  indes  nicht  zu.  Denn  abgesehen  von  den  oben  erwähnten 
Synoden  unter  König  Edgar  967  und  zu  Seligenstadt  1022,  wo  der 

1)  Verboten  auf  der  Pariser  Sjnode  1212;  {Labbeua-Coleti  XI.  p.  I. 
pag.  62). 

2)  Vgl.  Acta  Sanctae  Sedis  tom,  VII.  pag.  76. 
8)  Acta  8.  Sedis  tom.  XXIII.  pag,  611  sqq. 
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wiUkärliehen  iteratio  Missae  ffir  jene  Gebiete  wenigstens  teilweise 
Sefaranken  gezogen  worden,  enthält  schon  der  can.  Sufficity  D. 
1  de  eonsecr.  in  Gratians  Dekret,  wenn  nicht  gerade  ein  strenges 
Gebot,  doch  eine  ernsthafte  Mahnung ^  sich  mit  der  einmaligen 
Celebratioii  zu  begnügen,  von  T^d^pst  Alexander  IL  (reg.  1061 -- 1073), 
also  fast  150  Jahre  vor  der  jetzt  zu  besprechenden  Zeit.  Die  be« 
treffende  Stelle  lautet :  Sufficä  sacerdoti  unam  missam  in  die  ce- 
lebrare,  qaia  Christus  semel  passus  est  et  totum  mundum  redemit. 
Non  modica  res  est  unam  missam  facere,  et  vdlde  felix  est,  qui 
tmam  digne  celebrare  potest.  Quidam  tarnen  pro  defunctis  unam  fa* 
cinnt  et  aiteram  de  die,  si  necesse  fuerit.  Qui  vero  pro  pecuniis  aut 
adulationibus  saecularium  una  die  praesumunt  plures  facere  missas, 
non  aestimo  evadere  damnationem.  Zur  Erklärung  dieser  Stelle  sei 
bemerkt,  dass  das  »sufficit  unam  celebrare  missam,  quia  Christus 
semel  passus  est«  nur  einen  äusseren  Convenienegrund  far  einmalige 
Celebration  bildet,  aber  keineswegs  die  dogmatische  Berechtigung 
der  Bination  bestreitet,  die  einige  Zeilen  darauf  für  einen  bestimmten 
Notfall  ausdrücklich  geatattet  wird.  Die  Stelle  verbietet  auch  nichts 
wie  Yasquez  (in  di?.  Thomara  3.  qu.  83  a.  2.  cap.  8)  bemerkt,  direkt 
die  Bination  ex  devotione,  sondern  nur  die  aus  Habsucht  und  an- 
dern unlautem  Gründen,  indem  sie  mit  Ernst  auf  die  ewigen  Strafen 
hinweist ;  sie  enthält  nicht  ein  Od>ot,  sondern  nur  einen  Bat  ^).  Ist 
diese  Dekretale  nun  wirklich  von  Alexander  II.  (was  Hinschius  a.  a. 
O.  in  Zweifel  zieht),  so  ist  dadurch  bewiesen,  dass  schon  um  die 
Mitte  des  11.  Jahrhunderts  Versuche  gemacht  wurden,  die  miss- 
bräuchliche  iteratio  Missae  zu  beseitigen ;  ist  sie  aber  unecht,  so  be- 
weist sie  wenigstens  so  viel,  dass  bereits  zur  Zeit  des  Erscheinens 
von  Gratians  Dekret  (1151)  an  einzelnen  Orten  Bestimmungen  gegen 
derartige  Missbräuche  vorhanden  waren,  und  man  recht  wohl  der 
üeberzeugung  sein  konnte,  es  sei  auch  vom  Papste  schon  vor  etwa 
100  Jahren  eine  Verordnung  gegen  die  missbräuchliche  Bination  er- 
lassen worden.  Indes,  ob  sie  echt  oder  unecht  ist,  jedenfalls  war 
ihr  Erfolg  kein  durchschlagender,  und  erst  durch  die  Dekretalen 
lonocenz  III.  und  Honorius  III.,  also  nach  1300  ^  wird  der  Kampf 
gegen  die  missbräuchliche  Bination  wirksam  durchgeführt. 

Es  geschah  dies  durch  die  Dekretale  Innocena^  IIL  (eine 
Weisung  an  den  Bischof 'von  Wincester  in  England  vom  Jahre 
1212)  cap.  Gonsuluisti  X.  de  celebr.  roiss.  8.  41 :  Consuluisti  (et 
infra).     Respondemus,    quod    excepto    die    Nativitatis     dominicae, 


1)  Vgl.  Benedict  XI V.,  Bnlla  tPeclarasti«  vom  16.  März  1746. 
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um  causa  neeessUoHs  suadeat,  sufficU  sacerdoti  semd  in  die 
unam  inissam  solamniodo  celebrare^),  ond  Honorius*  in.,  reg. 
1216—1227  (aus  seinem  Brief  an  den  Bischof  von  Sypontam,  jetzt 
Manfredonia)  cap.  Te  referente  eod. :  Com  cnilibet  sacerdoti ,  qna- 
camqae  dignitate  praefolgeat,  utMin  in  die  celebrare  missam  suffi-- 
ciat  —  nam  et  valde  est  felix,  qai  celebrat  digne  nnam  —  Fra- 
ternitati  tuae  mandamas,  quatenas  die  Coenae  Domini  in  ecciesia 
Sypontina  dumtaiat,  in  qua  teneris  chrisma  conficere,  missaram 
stadeas  solennia  celebrare.  —  Die  Dekretale  Honorius'  III.  nimmt 
in  ihrer  Fassung  unverkennbar  Bezug  auf  die  obige  Stelle  Alexan- 
ders II.  im  Dekret  (valde  est  felix,  qui  celebrat  digne  unam);  bei 
der  Dekretale  Innocenz'  III.  lässt  es  sich  (abgesehen  von  dem  Aus- 
druck »sufficitt)  weniger  nachweisen.  Vor  allem  zu  beachten  ist 
hier  das  Wort  >sufficit€^  das  ein  Gebot  ausdrflcken  hann^  aber 
nicht  muss.  Nun  sieht  die  spätere  Erklärung  in  dem  »sufficitc 
Innocenz'  IIL  und  Honorius^  III.  im  Gegensatz  zur  Dekretale 
Alexanders  IL,  wo  sie  nnr  einen  Bat  gegeben  glaubt,  ein  stren- 
ges Gebot.  Die  C.  G.  berufb  sich  an  vielen  Stellen  auf  die  beiden 
Dekretalen  als  auf  noch  jetet  rechtshräflige  Gesetze^  und  Papst 
Benedikt  XIV.  bemerkt  diesbezüglich  >) :  Equidem  Alexander  IL  et 
Innocentius  IIL  usi  sunt  hoc  eodem  verbo  i^sufficitt;  at  secundo 
tantum  loco  per  id  verbum  praeceptum  indicitur;  nam  si  quis  in- 
tegram  Innocentii  Decretalein  percurrat,  apertissime  cognoscet  id 
petitum  fnisse  a  Pontifice:  utrum  Presbyter  diias  Missas  in  eadem 
die  vdleat  celebrare.  Gum  igitur  responsum  dederit  Pontifex  suffi-' 
cere  Sacerdoti  semel  in  die  unam  Missam  solammodo  celebrare,  illud 
»sufficit«  adigit  praecqdo,  ne  plura  sacrificia  una  die  faciant  >).  Die 
Oloss.  ordiu.  zu  dieser  Stelle  scheint  allerdings  in  dem  »sufficitc 
weniger  ein  strenges  Gebot,  als  einen  sehr  ernsthaft  gemeinten  Eat 
zu  erblicken  (wir  bringen  die  Stelle  unten  in  extenso):  Nee  ex- 
presse  prohibetur,  quin  plures  possint  celebrari,  ex  eo  quod  dicit 
»sufficit.« 

Zur  Dekretale  des  Papstes  Honorius  IIL  gab  Anlass  eine 
Anfrage  des  Bischofs  von  Sypontum,  ob  er  am  Gründonnerstag,  nach* 
dem  er  in  seiner  Kathedrale   unter   der   Liturgie    die  hl.  Gele  ge- 


1)  Will  man  das  semel  in  die  nnam  miasam  solammodo  nicht  als  pleona- 
stischen  Aasdrack  desselben  Gedankens  anlassen,  so  kann  man  in  dem  nnam 
missam  eine  Anspielung  auf  die  oben  erw&hnte  missa  bifaciata  etc.  erblicken. 

2)  Benedict  XIV.,  Balla  »Declarasti.« 

8)  Vgl.  Vasquez  (za  cap.  »Sufficit«  Inuoceni*  IIL):  »Snfficit«  denotat 
hie  praeceptum  prohibens  plus  qnam  semel  celebrare. 
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weiht,  nicht  ooch  eine  zweite  Messe  in  der  Wallfahrtskirche  des 
bl.  Erzengels  Michael  auf  dem  Mens  Garganns  lesen  dfirfe.  Der 
Papst  schlägt  es  ihm  ab  mit  dem  Bemerken ,  dass  das  Verbot  des 
Binirens  (soffieit  nnam  missam  celebrare)  auch  die  höchstgestellten 
Oeistlichen  (qaaeamqae  praefulgeat  dignitate)  verpflichte. 

3.  Synoäalverbote. 
Durch  die  beiden  Dekretalen  Innocenz*  III.  und  Honorius'  III. 
war  nun  erreicht,  dass  die  Bination,  abgesehen  von  Weihnachten 
and  dem  Notfalle,  überhaupt  gänzlich  verboten  war.  Diesem  Ver- 
bote Wirkung  zu  verschaffen ,  fiel  den  Dweesan--  und  Ttovineialr 
Synoden  hauptsächlich  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  zu,  die  viel- 
fach mit  wörtlicher  Anfuhrung  der  genannten  Dekretalen  deren  Be- 
stimmungen auszufa}iren  strebten  ^).  Wir  nennen  hier  die  deutschen 
Synoden  von  Trier  1227«),  Münster  1279»),  Köln  1280  und  1335*), 
Würzburg  1287 ») ;  die  niederländische  zu  Utrecht  1293 «) ;  die  eng- 
lischen zu  Westminster  in  London  1200^),  Lamheth  1206®),  die 
Konstitutionen  des  Erzbischofs  Richard  Poore  von  Salisbury  1217  % 
die  Synoden  von  Oxford  1222 »«)  und  Wincester  1240");  die /raw^ö- 
sisch&i  zu  Paris  1212  »),  Bouen  1231 1»),  Mcm  1247  ^%  Clairveaux 
1268  w),  Mmes  1284"),  Bayeux  1300");  die  spanischen  Synoden 
von  Tarragona  1239"),  Valencia  1255"),  Toledo  1324  «>);  die 
italienischen  von  Lucca  1308'^)  und  Bavenna  1311  *>).  Im  15.  und 
16.  Jahrhundert  vor  dem  Tridentinum  sind  noch  Verbote  gegen  die 
Bination  erlassen  worden  auf  den  Synoden  zu  Lattich  1446  >'), 
Florens  1517  und  1518"),  Osnabrück  1533«*).  Die  genannten 
Synodalverordnungen  unterscheiden  sich  sowohl  dem  Wortlaute  nach 
wie  auch  inhaltlich  wenig  voneinander.  Sie  verbieten  die  Bination 
und  gestatten  sie  nur  in  casibus  a  iure  concessis  (exceptis,  permissis), 
in  causa  necessitatis,  in  canonica  necessitate,  in  necessitate  iure  per- 


1)  Kar  im  eiDzelnen  Gegenden  blieb  neben  Weihnachten  aneh  noch  Ostern 
vorläufig  als  polyiitnrgischer  Tag  bestehen ;  vgl.  oben  S.  50  Anm.  1. 

2)  Hartzheim  III.  pag.  527.  —  3)  Ib.  pag.  582.  —  4)  LabbeiM'Coleti 
XL  p.  I.  pag.  1114;  resp.  Hartzheim  IV.  pag.  434.  —  5)  Labheus'Coleti  XL 
p.  IL  pag.  1322.  —  6)  Mansi  tom.  XXIV.  pag.  1101.  —  7)  Hardouin  VII. 
pag-  1957.  —  8)  Ib.  pag.  1974.  —  9)  Ib.  pag.  100.  —  10)  Ib.  pag.  116.  — 
11)  Ib.  pag.  340.  —  12)  Labbeus-Coleti  tom.  XL  p.  1.  pag.  62.  —  13)  Har- 
douin VU.  pag.  186.  —  14)  ManH  XXIIL  pag.  745.  —  15)  Hardouin  VII. 
pag.  592.  —  16)  Ib.  pag.  917.  —  17)  Ib.  pag.  1228.  -  18)  Mansi  XXIII. 
pag.  514.  —  19)  Hardouin  VIL  pag.  1980.  —  20)  Labbeua-Coleti  XL  p.  IL 
pag.  1715.  —  21)  Mansi  XXV.  pag.  177.  ,—  22)  Labbeus-Coleti  Xl.  p.  IL 
pag.  1584.  —  23)  Hardouin  IX.  pag.  1309.  —  24)  Hefele ,  Konziliengesch. 
Bd.  8.  —  25J  Hefele,  I.  c.  Bd.  9.  (nach  Hartzheim  VI.  pag.  281—285). 
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missa,  in  magna  (evidenti,  urgent!,  ingenti)  necessitate,  in  casu  nr« 
gentis  et  maximae  necessitatis.  Auf  einzelnen  Synoden  sind  auch 
für  üebertretung  strenge  kirchliche  Strafen  festgesetzt^  z«  B.  exeom- 
municatio  ipso  facto  (Tarragona  1239),  excommunicatio  latae  sen- 
tentiae  und  weitere  arbiträre  Strafen  des  Bisobofis  (EOln  1385).  Alle 
diese  Synoden  drangen  energisch  darauf,  die  Bination  wo  immer  mög- 
lich gänzlich  su  beseitigen  (abgesehen  von  Weihnachten  und  in  ein- 
zelnen Gegenden  vorläufig  noch  von  Ostern)  und  sie  nur  im  wirh- 
liclien  Notfälle  zuzulassen. 

Aber  wann  liegt  der  Notfall^  die  causa  necessitatis  Innocenz'  III. 
vor  ?  Damals  wie  heute  hiess  es :  Die  Bination  ist  nur  gestattet  im 
Notfall,  und  doch  ist  heutzutage  die  Praxis  eine  andere  wie  in  den 
dem  Trid.  vorangehenden  Jahrhunderten.  Diese  Verschiedenheit  hat 
darin  ihren  Orund,  dass  man  frfiher  den  Begriff  der  necessitas  in 
einem  weiteren  Sinne  auffasste,  als  es  die  heutige  Praxis  thut,  d.  h. 
in  einer  Reihe  von  Eventualitäten  den  Notfall  gegeben  erachtete» 
wo  jetzt  die  kirchliche  Obrigkeit  einen  solchen  nicht  mehr  an- 
erkennt. 

Die  schon  oben  erwähnte  Gloss.  ordin.  hat  zum  Wort  »necessi- 
tas€  in  der  Dekretale  Innocenz'  III.  folgende  Erklärung :  Sed  quid 
dicit  necessitatem  ?  Besp.:  si  celebravit  de  die  et  postea  etiam 
moriatur  aliquis,  vel  etiam  causa  honestatis  vel  tdilitcUis,  ut  si,  dicta 
Missa  de  die,  super venit  aliqua  magna  persona,  quae  velit  Missam 
audire.  Alias  ergo  sufficit,  quod  unam  Missam  celebret  quis  in 
die.  Nee  expresse  prohibetur,  quin  plures  possint  celebrari,  ex  eo 
quod  dicit  »sufficit« ;  unde  potest  unam  celebrare  de  die  et  aliatn 
pro  defunctis,  et  quotiens  celebret,  totiens  sumat  corpus  Christi  et 
sanguinem.  Wir  müssen  diese  Interpretation  als  die  in  jener  Zeit 
herrschende  Auffassung  ansehen ,  als  die  auch  von  höchster  Stelle 
gebilligte,  zumal  die  Glosse  nur  wenige  Jahrzehnte  nach  dem  Er- 
lass  jener  Dekretale  erschien,  indes  doch  zu  einer  Zeit,  wo  die  be- 
treffende Frage  schon  viel  diskutirt,  auf  Synoden  behandelt  und 
darum  ziemlich  geklärt  war.  Einen  Notfall  sieht  die  Glosse  vor 
allem  dann  gegeben:  si  celebravit  de  die  et  postea  etiam  moriatur 
äliguis;  d.  h.:  Wenn  die  Tagesmesse  zu  lesen  und  an  dem  gleichen 
Tage  ein  Toter  zu  beerdigen  ist^),  so  darf  nach  der  Tagesmesse 
noch  die  Missa  in  die  depositionis  defuncti  gelesen  werden  (wir 
kommen  unten  auf  dieses  Privileg  der  Totenmessen  noch   zurück)» 

1)  Diese  und  keine  andere  Auslegung  glauben  wir  den  angeführten 
Worten  geben  zu  mflssen  in  Analogie  zu  den  vielen  Synodalbestimmmgen,  wo 
immer  eine  Aasnahroe  gemacht  ist  zu  Gunsten  eines  mortuus  sepeliendus. 
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Dann  ?rird  genannt  die  cansa  hanestatis,  ein  Qrund  der  TFoM- 
anständigheüf  und  als  Beispiel  dafür  angeführt :  si  supervenit  aliqua 
magna  persona,  quae  velit  Missam  audire,  d.  b.  wenn  nach  gelesener 
Messe  eine  sehr  vornehme  Persönlichkeit  (z.  B.  ein  Fürst,  ein 
Bischof)  erscheint,  die  noch  eine  Messe  hören  will  ^).  Drittens  wird 
angeführt  die  causa  utüitaUSt  wozu  spätere  Ausleger  bemerken,  dass 
darunter  nicht  die  utilitas  sacerdotis  zu  verstehen  sei,  dass  er  mög- 
lichst viele  Stipendien  erhalte,  sondern  die  iäüite^  popUli,  d.  h. 
wenn  das  Wohl  der  Gläubigen  es  erheischt  (also  der  jetzt  allein 
als  Notfall  anerkannte  Orund  der  Bination). 

Die  Synode  von  Lambeth  1206  (S.  57)  gestattet  Bination  auch^ 
wenn  der  Pfarrer  im  Interesse  seiner  Kirche  oder  in  eigenem  zwingen» 
dem  Interesse  abwesend  ist,  so  ist  wohl  die  etwas  dunkle  Stelle :  vel 
pro  ecclesiae  suae  negotio  vel  propria  necessitate  manifeste  absente 
zu  verstehen ;  femer  subveniendo  infirmo^  d.  h.  der  Priester  darf  die 
hl.  Messe  wiederholen,  wenn  keine  hl.  Species  mehr  vorhanden  sind, 
um  einem  Kranken  die  hl,  Wegsehrung  reichen  zu  können;  auch 
dann,  wenn  eine  Hochgeii  eingesegnet  werden  soll  und  die  Braut- 
messe  nicht  gelesen  werden  dürfte,  z.  B.  an  einem  Feste  mit  9  Lek* 
tionen  oder  in  der  Fastenzeit  Auch  das  Konzil  von  Nimes  gestattet 
die  Bination  propter  necessitatem  nuptiarum.  Wir  werden  im 
zweiten  Abschnitt  auf  diese  »Notfälle«   noch  zu  sprechen  kommen. 

Als  ein  ganz  zwingender  Fall,  wo  ebenfalls  eine  zweite  Messe 
absolut  für  notwendig  gehalten  wurde,  in  welchem  sie  denn  auch  von 
fast  allen  oben  aufgezählten  Synoden  gestattet  wird,  galt:  quando 
mortuHS  sq^liendus  sit^  ein.  herrliches  Zeugnis  der  Liebe  der  Kirche 
und  ihrer  Gläubigen  gegen  die  Verstorbenen.  Wie  wir  aus  einzelnen 
Synodalbesehlussen  ersehen,  war  Bination  nur  dann  gestattet,  wenn 
ein  anderer  Priester  nicht  zu  erhalten  war  und  ausserdem  an  jenem 
Tage  noch  die  Missa  de  die  gelesen  werden  musste;  an  andern 
Tagen  durfte  nicht  binirt,  sondern  musste  die  eine  Missa  in  die 
depositionis  defuncti  gelesen  werden.  Als  Tage,  an  denen  unbe- 
dingt die  Tagesmesse  gelesen  werden  musste  und  demnach  bei  ein- 
fallender Beerdigung  binirt  werden  durfte,  führt  die  Synode  von 
Ronen  1231  die  Sonn-  und  andere  Feiertage,  die  Synoden  von 
Maus  1247  und  1300  ausserdem  die  Tage  der  Fastengeit  und  den 


1)  Der  Abt  Regino  von  Prüm  (t  915)  ordnete  an,  dass  die  Priester 
nacb  ihrer  Messe  bis  Mittags  nüchtern  bleiben  sollten,  damit  sie  Gästen  and 
aas  der  Ferne  Kommenden,  wenn  ndtig,  noch  eine  Messe  singen  könnten.  Bei 
Thomassin  1.  c.  lib.  II.  cap.  81  n.  7. 


60  Die  Binaiion. 

Ostertag  an.    Wie  es  jetzt  am  Beerdigungstag  gehalten  wird ,  wer- 
den wir  unten  bemerken. 

B.  Die  Bination  naeh  dem  geltenden  Bechte. 

1,  AllgemeineB. 

Die  Binationspraxis  seit  dem  Tridentinam  ^)  unterscheidet  sich 
von  der  bisherigen  in  zweifacher  Hinsicht.  Einmal  wurde  nicht  mehr 
auf  dem  Wege  päpstlicher  Erlasse  und  synodaler  Verordnungen 
die  Bination  geregelt,  sondern  alle  hierher  gehörenden  Fragen  wur- 
den der  Coropetenz  der  Congr.  Canc.  Trid.  Interpr.  unterstellt,  infolge- 
dessen die  Binationspraxis  sich  zu  einer  mehr  einheiüichen  gestaltete ; 
ein  jffti^eifer  Unterschied  ist  dann  darin  gelegen  (wie  oben  schon  bemerkt), 
dass  die  neue  Praxis  bei  einer  Anzahl  von  F&llen,  wo  man  bisher 
den  Notfall  gegeben  glaubte,  die  Bination  nicht  mehr  gestattete, 
dass  also  das  bisherige  Verbot  strenger  gehandhabt  wurde.  Durch 
die  Konsequenz  der  genannten  G.  C,  welche  fiberall  da,  wo  es  mög- 
lich war,  das  kirchliche  Verbot  energisch  durchführte,  aber  Aus- 
nahmen gestattete,  wo  es  das  Wohl  der  Oläübigen  erheischte,  be- 
sitzen wir  nun  seit  etwa  drei  Jahrhunderten  bezSglich  der  Bination 
eine  einheitliche  Praxis,  welche  den  Vorzug  hat,  dass  sie  sowohl  dem 
wahren  Bedärfnisse  genfigt  als  Missbrftuchen,  wie  sie  früher  bestan- 
den, sicher  yorbeugt. 

Wollen  wir  darum  die  heutige  Binationspraxis  kennen  lernen,  so 
müssen  wir  die  diesbezüglichen  sehr  zahlreichen  Entscheidungen  der 
C.  G.  zu  Kate  ziehen,  in  welchen  die  far  die  Bination  massgebenden 
IVinjripien  teils  direkt  ausgesprochen  sind,  teils  unschwer  gefunden  wer- 
den können.  Von  grösster  Bedeutung  sind  auch  die  OrundsäiMC,  welche 
Papst  Benedict  XIV.  in  seinen  Werken,  bes.  in  der  Diösesansynode^  in 
dem  Traktat  »d«  sacrificio  Missae€  und  den  beiden  Bullen  *DeclarasH€ 
vom  16.  März  1746  (an  den  Bischof  von  Hueska  in  Spanien)  und 
»Quod  expensis€  vom  21.  resp.  26.  August  1748')  (an  die  Könige  von 
Spanien  und  Portugal)  fiber  die  Bination  entwickelt  hat.  Benedikt  XIV., 


1)  Das  Trid.  (sess.  XXII.  De  obserr.  et  evit.  in  celebr.  missae)  yerwirft 
die  uneingeschränkte  Bination  nar  indirekt ,  indem  es  die  Biseh&fe  strenge  an- 
weist, vom  hl.  Messopfer  alles  ferne  la  halten ,  was  an  Habsucht  und  schand- 
liche Gewinnsucht  grenzt.  Nur  wenige  Synoden  kurz  nach  dem  Trid.  haben 
sich  noch  mit  der  Bination  befasst,  so  z.  B.  eine  Biail&nder  Sjnode  vom  Jahre 
1565,  worin  der  hl.  Karl  Borrorafius  alle  von  seinen  Vorg&ngern  yerliehenen 
Binationsfakultiten  aufhebt;  eine  Synode  von  Mecheln  1570;  Ton  Bordeaux  1583. 

2)  Sie  wurde  vom  Papste  am  21.  August  1748   unterzeichnet  und   am. 
26.  August  ausgegeben. 
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selber  lange  in  der  G.  C.  thätig,  bat  nämlich  durcb  seine  lichtvollen 
Erörterungen  manche  bisher  noch  bestehenden  Zweifel  fdr  immer 
gehoben,  den  Begriff  der  neeesetk^  genaa  fixiert,  und  er  hat  seinen 
Darlegungen  nicht  bloss  die  Äuktorüäi  des  Qdehrten^  sondern  auch  die 
höchste  Aukiorität  aposMiseher  OewaÜ  (die  beiden  Bullen  erschienen 
in  dem  Bullarinm  Benedikts  XIV.,  einer  authentischen  Gesetzessamm- 
lung, haben  also  für  die  ganze  Kirche  OeedMeskraft)  ?erliehen.  Die 
C.  C.  basiert  in  ihren  Entscheidungen  vollständig  auf  Benedikt  XIV. 
Die  Auffassung  der  Bination,  wie  sie  in  den  Schriften  Bene- 
dikts XIV.  und  den  Entscheidungen  der  G.  G.  enthalten  ist,  dfirfte 
in  folgenden  Worten  kurz  skizzirt  sein:  Die  Bination  ist  etwas 
Anortnales,  etwas,  was  nicht  sein  sollte;  sie  ist  nur  gestattet  im 
unrkUcIien  NrifdUe^  und  es  ist  nur  Bination  im  strengen  Sinne,  d.  h.  nur 
sfweimalige  (nicht  öftere)  Gelebration  der  Messe  erlaubt ;  endlich  darf 
für  die  zweite  Messe  kein  Stipendium  angenommen  werden.  —  Wir 
werden  darum  im  folgenden  zu  handeln  haben  von  der  causa  necessi' 
tatis  und  sodann  von  der  Applikation  und  dem  Stipendium  für  die 
Binationsmesse,  wozu  wir  noch  der  Vollständigkeil  wegen  einiges 
über  den  Bitus  bei  der  Bination  hinzufügen. 

2.    Die  causa  necessitati». 

Die  Bination  ist  nur  im  Notfälle  gestattet.  Eine  Ausnahme 
von  dieser  allgemeinen  Regel  ist  nur  in  zwei  Fällen  zugelassen, 
nämlich  am  ersten  Weihnachtstage  ^)j  wo  jeder  Priester  des  lateini- 
schen Ritus  drei  Messen  lesen  darf,  und  an  Allerseelen,  an  welchem 
Tage  die  Priester  Spaniens  und  Portugals  kraft  apostolischen  Privi- 
legs   drei  Messen  für  die    Verstorbenen   celebriren   können').    Die 


1)  Es  kann  hier  die  Frage  erörtert  werden,  ob  ein  Priester,  der  binando 
swei  Kirchen  versieht,  an  Weihnachten  in  jeder  derselben  drei  Messen  lesen 
dürfe.  Einzelne  Theologen,  z.  B.  Gobat,  glaaben  dies  bejahen  zn  dürfen;  andere 
wie  Merati  sagten,  es  sei  jedenfalls  besser  nnd  mehr  als  hinreichend,  in  der 
einen  Kirche  eine  nnd  in  der  andern  zwei  Messen  zn  lesen  (vergl.  Neher,  1.  c» 
S.  122  nnd  128).  Eine  kirchliche  Entscheidung  dieser  Frage  liegt  nicht  Yor. 
Indes  bt  nicht  zu  bezweifeln,  dass  auf  eine  eventuelle  Anfrage  bei  der  Congre- 
gAÜon  die  Antwort  verneinend  lauten  wurde,  da,  abgesehen  von  andern  Gr&nden^ 
eine  Notwendigkeit  dnrcbans  nicht  vorhanden  ist. 

2)  Im  Jahre  1711  suchte  der  Erzbtschof  von  Braga  in  Portugal  für  die 
Priester  seiner  Di&zese  um  die  VoUmacht  nach ,  an  Allerseelen  drei  Messen 
lesen  zu  dürfen;  er  begründete  sein  Gesuch  u.  a.  auch  mit  dem  Hinweis»  dasa 
die  Priester  der  Königreiche  Valencia  und  Katalonien  frQher  diese  Vollmacht 
vom  hl.  Stuhle  erlangt  hätten.  Die  Antwort  lautete  indes  ablehnend  (Pallottiui 
1.  c  n.  86).  Im  Jahre  1722  stellte  König  Philipp  V.  von  Spanien  ein  ähnliche» 
Gesuch  f&r  Kastilien  (es  möchten  an  Allerseelen  dem  Weltklerus  zwei,  dem  ße* 
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Vollmacht  zu  biniren  kann  darum  weder  einem  Priester  als  rein 
persönliches  Privileg^)  verliehen,  noch  auch  kann  ein  Binations- 
recht  wegen  lang  hergebrachter  Uebung  *)  geltend  gemacht  werden. 
Wann  ist  nan  der  Notfall  gegeben i  der  zur  Bination  berechtigt? 
Wir  beantworten  diese  Frage  erst  negativ  j  indem  wir  die  Fftlle  an« 
führen,  in  denen  die  Bination  überhaupt  nicM  notwendig  ist  oder 
durch  Zuhilfenahme  eiueis  weiteren  Priesters  zu  vermeiden  ist;  dann 
werden  wir  die  rechtmässigen  Entsehtddigungsgrüfide  für  die  Bi*- 
nation  (die  causae  canonicae)  namhaft  machen. 

a)  Von  einer  necessitas  binandi  und  darum  auch  von  einem 
Becht  der  Bination  kann  keine  Rede  sein 

a)  in  den  oben  S.  58  u.  59  angeführten  Fällen,  wo  man  im  Mittel- 
alter den  Notfall  gegeben  glaubte :  wegen  der  Ankunft  von  PHgem  oder 
eines  Fürsten  oder  Bischofs^  wegen  der  Einsegnung  einer  Ehe,  am 
einem  Kranken  das  Viaticum  spenden  zu  können,  wegen  der  Beer- 
digung  eines  Verstorbenen.  Benedict  XIV.')  äussert  sich  hiezu: 
Wegen  der  zu  späten  Ankunft  etwa  eines  Fürsten  das  hl  Opfer  zu 
wiederholen,  sei  nicht  geboten ;  denn ,  was  hätte  es  an  sich,  wenn 
«in  solcher  auch  einmal  ohne  Messe  bliebe?  Auch  wegen  einer  Ehe^ 
Schliessung  sei  Bination  nicht  notwendig;  denn  wenn  man  am  näm- 


^alarkleros  drei  Messen  gewährt  werden),  erhielt  aber  keinen  Bescheid  (ib.  n.  37). 
Einer  erneaten  Bitte  der  Könige  ron  Spanien  nnd  Portugal  im  Jahre  1748 
g^laubte  Papst  Benedikt  XIV.  endlich  nachgeben  zu  müssen  nnd  erteilte  durch 
-die  Balle  »Qaod  expensis«  die  Vollmacht,  an  Allerseelen  drei  Messen  lesen  zu 
dürfen :  oronibns  Sacerdotibns  in  eornm  Regnis  atque  Dominus  acta  commoran- 
tibos,  quamdia  in  praedictis  Regnis  atque  Dominus  moram  traxerint  et  non 
alias,  facaltatem  perpetuis  faturis  temporibus  duraturam. 

1)  Non  concedi  potest  haec  licentia  ab  Episcopo  generaliter,  quasi  Pri- 
vilegium unius  Sacerdotis,  sed  tamen  in  aliquo  casu  particulari  necessitatis 
•causa  ab  Episcopo  examinanda.  C.  C.  27.  Juni  1733  (Pallottini  1.  c.  n.  11); 
«hnlich  am  25.  Sept.  1858  (Pallottini  n.  27). 

2)  Wenn  also  an  einem  Orte  Nebenkirchen  sich  befinden,  wo  früher 
regelmässig  sonntäglicher  Gotteadiennl  gehalten  wurde  (das  Gleiche  gilt  na- 
türlich auch  in  Bezug  auf  eine  sonst  herkömmliche  Frühmesse  etc.  in  derselben 
Kirche),  so  giebt  dies  an  sich,  wenn  später  kein  eigener  Priester  mehr  für  die- 
selben bestellt  ist,  kein  Recht  auf  Bination.  So  entschied  die  C.  C.  in  Auzit. 
"28.  Mai  1853  (Pallottini  1.  c.  n.  29):  Die  Bination  sei  nur  gestattet  praecise 
in  necessitatis  casibus.  Eine  Verführung  kann  da  nicht  geltend  gemacht  wer- 
•den,  da,  wie  Benedict  XIV.  in  der  Bulle  »Declarasti«  sagt,  es  widersinnig  ist, 
-dass  jemand  durch  Verjährung  sollte  erlangen  können ,  was  den  aUgemeinen 
kirchlichen  Satzungen  widerspricht,  oder  dass  er  etwas  pr(Uumiren  dürfte, 
was  niemals  gewährt  werde.  Vgl.  Instr.  der  Propag.  No.  60  Tom  24.  Mai  1870. 
Act.  S.  Sed.  VI.  pag.  546  sqq. 

3)  De  sacrif.  Missae  1.  III.  cap.  5  n.  3. 
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liehen  Tage  nicht  die  Brautmesse  lesen  könne  (etwa  weil  eine 
Totenmesse  zn  halten  ist),  so  könne  man  die  Trauung  aUein  vor- 
nehmen und  die  Brautmesse  an  einem  späteren  Tage  nachholen. 
Der  Fall  biniren  za  müssen  ad  conficiendnm  Sacramentnm,  um  einem 
Kranken  die  Wegaehrung  zu  reichen,  sei  mehr  metaphysisch  als 
wirklich.  Denn  da  müsste  der  Priester  gerade  in  jenen  wenigen 
Augenblicken  an  den  Kranken  erinnert  werden,  welche  awischen  der 
sumptio  8.  Corporis  und  der  sumptio  aUwHonis  liegen,  was  doch  kaum 
vorkomme.  Wird  der  Priester  aber  vor  der  communio  Corporis  an 
den  Kranken  erinnert,  so  kann  er  eine  kleine  Partikel  der  Opfer- 
hostie für  denselben  auf  die  Seite  legen ;  nach  der  sumptio  ablntionis 
ist  er  nicht  mehr  nüchtern  und  kann  darum  das  hl.  Opfer  nicht 
wiederholen^).  Bezüglich  des  Falles,  dass  ein  Verstorbener  zu  be- 
erdigen sei,  bemerkt  Benedikt  XIV.  in  der  Bulle  »Quod  expensis,« 
dass  eine  Bination  da  nicht  mehr  notwendig  sei,  weil  nach  der 
jetzigen  Praxis  jeder  Priester  für  den  Verstorbenen  praesente  cada- 
vere  ein  Requiem  singen  könne  an  allen  Tagen  mit  Ausnahme  der 
höchsten  Feste  ^). 

ß)  Pariter  interdicta  est  Missae  iteratio  in  eorum  commodum, 
qni  vellent  praecepto  audiendi  missam  satisfacere  in  suis  privaüs 
capeUis^  Dieser  Satz  (aus  der  sehr  instruktiven  Instructio  der 
Propag.)  besagt:  Die  Bination  könne  nicht  gestattet  werden,  um 
ffornd^men  (herrschaftlichen)  Familien  an  den  Sonntagen  in  ihren 
Hauskapellen  dadurch  eine  eigene  Messe  zukommen  zu  lassen. 
Die  Bination  wird  eben  nur  zum  Wohle  der  Oesammtheit,  nicht 
aber  zum  Wohle  einzelner  Personen  gestattet.    Im  Jahre  1842  be- 

1)  Lehmkuhl  (theol.  moral.  IL  n.  161)  hält  es  fUr  erlaubt ,  um  einem 
Krankes  die  Wegzehrung  reichen  zu  können,  im  Notfall  auch  in  nicht  nüch- 
ternem Zustande  (eyentnell  eine  sweite  Messe)  zu  oelebriren  und  beruft  sich 
für  seine  Ansicht  auf  Lugo,  Suarez  u.  a.  Benedict  XIV.  hingegen  kennt  nur 
den  einen  Fall,  wo  auch  ein  Sacerdos  non  ieiunus  celebriren  dürfe,  nämlich 
wo  es  nöthig  ist,  die  Messe  eines  andern  zn  Tollenden.  De  sacrif.  Miss.  L  III. 
«ip.  5  n.  3:  Nnllus,  qui  non  Ht  ieiunue^  potest  Missam  celebrare,  etiam  ut 
maticum  moribundo  praestet. 

2)  Die  Missa  exequialia  solemnis  in  die  obitus  seu  depositionis  cor- 
pore praesente  aut  nondum  sepulto,  sed  ob  rationabilem  causam  non  praesente, 
aut  reeens  vel  pridie  vespere  sepulto  ist  gestattet  an  allen  Tagen  mit  Aus- 
nahme der  drei  letzten  Tage  der  Charwoche  und  der  festa  dupl.  I.  olassis,  welche 
zagldch  gebotene  Feiertage  sind,  wovon  aber  der  Oster-  und  Pfingstmontag 
auflsunehmen  sind.  An  Sonn*  und  Feiertagen  geht  indes  die  Pfarrmesse 
vor,  und  das  Beqniem  mnss,  wenn  kein  weiterer  Priester  zur  Verfügung  ist, 
aaf  den  nächsten  geeigneten  Wochentag  verschoben  werden.  Directorium  Friburg. 

8)  lostr.  der  Propag.  n.  5  in  Act.  S.  Sed.  VI.  pag.  546  sqq. 
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richtete  der  apostolische  Vikar  von  Limburg  nach  Born,  in  seiner 
Diözese  bestehe  die  Gewohnheit  Missae  iterationis  in  castris  magna- 
tomm,  und  bat  nm  die  Vollmacht,  dies  gestatten  zn  können.  Die 
Congregation  antwortete  aber,  diese  Binationsbefiignis  müsse  under- 
rufen  werden,  soweit  es  kluger  Weise  geschehen  könne  ^).  Ebenso 
ablehnend  lautet  der  Bescheid  der  G.  C.  in  einer  Besolntion  vom 
29.  April  1893,  in  welchem  Falle  auch  Bination  in  einem  Prtrat* 
Oratorium  einer  vornehmen  Familie  während  des  Sommeranfenthaltes 
erbeten  worden  war'). 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  besonderen  Andachten^  Bruder^ 
schoflen  u.  s.  w.,  zn  deren  Gunsten  die  G.  G.  keineswegs  eine  Aus- 
nahme von  der  Begel  macht.  Im  Jahre  1880  suchte  eine  Bruder- 
schaft vom  heiligsten  Altarssacrament  zu  Tollo  (Italien)  um  Binations- 
erroächtigung  eines  Priesters  nach,  der  ihnen  eine  Messe  lesen 
könnte,  da  sie  wegen  Mittellosigkeit  einen  eigenen  Priester  nicht 
bezahlen  könnten  und  so  einer  besonderen  Bruderschaflsmesse  ent- 
behren mässten.  Die  Antwort  lautete :  Non  ezpedire ,  and  in  der 
Begründung  dieser  Entscheidung  war  u.  a.  gesagt:  Die  Erlaubnis 
zur  Bination  werde  nur  in  einem  selchen  Notfälle  gegeben,  wo  eine 
grössere  Anzahl  das  Kirchengebot  nicht  erfUUen  würden,  wenn 
nicht  ein  Priester  biniren  dürfte').  In  neuester  Zeit  noch,  am  16. 
Dezember  1898,  wurde  in  einem  derartigen  Falle  von  der  G.  C.  eine 
ablehnende  Antwort  erteilt :  In  Gelano  waren  in  der  Kirche  des  hL 
Märtyrers  Rochus  zwei  Bilder  alter  Märtyrer  entdeckt  worden.  Da 
sich  alsbald  viele  Wunder  und  Gnadenerweise  an  diesem  Orte  er- 
eigneten und  das  Volk  schaarenweise  zuströmte,  glaabte  der  Pfarrer 
um  Bination  nachsuchen  zu  müssen,  damit  wenigstens  an  den  Fest- 
tagen dort  eine  hl.  Messe  gelesen  würde.  Die  Gongregation  moti- 
virte  ihre  Entscheidung  wieder  damit,  dass  hier  keine  necessitas 
vorliege  *). 

7)  Die  Binationsbefugnis  wird  erteilt,  damit  die  Gläubigen  das 
Kirehengebot  leicht  erfOUen  können  (in  bonum  sprirituale  fidelium, 
ut  omnes  praeceptum  ecclesiasticum  adimplere  facile  possint.  Instr. 
d.  Propag.  n.  18).  Nun  verpflichtet  aber  das  Kirehengebot  nur  aa 
den  Sonn-  und  gebotenen  Feiertagen  zum  Besuch  der  hl.  Messe; 
also  wird  die  Bination  auch  nur  für  die  Sonn-  und  gdH)tenen  Feier-' 
tage  gewährt  >);  an  nichtgebotenen  Feiertagen  (z.  B.  Maria  Heiai- 

1)  Instr.  de  Propag.  vP  6. 

2)  Acta  Sanctae  Sedis  XXVI.  pag.  283.  —  3)  Ib.  XXIII.  pag.  116  sqq. 
—  4)  Ib.  XXVI.  pag.  480  sqq. 

5)  Abgesehen  von  ganz  besonderen  NotflUen,  z.  6.  in  den  Hissionen,  wo 


Bination  nach  geltendem  Reckte.  65 

soebang,  Herz* Jesa* Fest  etc.)  ist  Bination  nicht  gestattet.  Einzelne 
P&rrer  der  Erzdi^toese  Cambrai  pflegten  auch  in  dieims  festis  ex 
devoiume  za  biniren;  die  G.  C.  verbietet  es  »band  obstante  imme- 
morabili  GaD8uetadia€Nc  and  erklärt,  die  Binationsvoll macht  könne 
nv  gelten  in  diebus  festis  de  praec^^^).  £s  gilt  das  natürlich 
in  ganz  gleteher  Weise  von  den  Festen«  welche  nie  gebotene  Feier- 
tage waren,  als  von  den  sog.  abgeschafften  Feiertagen.  Die  Inatr, 
der  Propag.  n.  5  sagt  hierüber  kurz:  Non  potest  Missa  iterari 
didms  fesHs  suppressiSy  quibns  populus  Missam  audire  non  tenetar. 
Ak  darnjn  1841  der  Bischof  von  Namnr  und  1847  der  von  Langres 
aach  für  abgeschaffte  Feiertage  um  Binationsvollmacht  nachsuchten, 
warde  ihre  Bitte  abschl&gig  beschieden.  Indes  erhielt  am  17.  Sept. 
1859  der  Bischof  von  Sirassburg  für  seine  Priester  Binationsfakol- 
tftten  für  Netyahr,  welchen  Tag  das  Volk  thatsächlich  allgemein 
als  Feiertag  begeht').  Im  Jahre  1878  endlich  erhielten  die  Bischöfe 
von  Langres  und  Tours  diese  Vollmacht  für  mehrere  der  in  Frank- 
reich abgeschafften  Feiertage«  nämlich  Neujahr ,  unbefleckte  Em- 
pfängnisse M.  Lichtmess,  Maria  Verkündigung  und  Maria  Geburt, 
Asehermiüwoch ,  Gründonnerstag,  dem  zweiten  Oster-  und  Pfingst- 
feiertag  und  Allerseelen;  der  Bischof  von  Langres  ausserdem  noch 
für  das  Fest  des  hl.  Stepbanns  und  der  von  Tours  für  das  Geburts- 
feet  Johannes  des  Täufers  ^  vorläufig  ad  quiuquennium '). 

b)  In  den  bisher  genannten  Fällen  ist  Bination  deswegen  un- 
tersagt, weil  eine  wirkliche  Notwendigkeit  ^  eine  zweite  Messe  zu 
lesen,  nicht  vorliegt  ^).  Ist  nun  aber  das  Bedürfnis  einer  weiteren 
hl.  Messe  wirklich  vorhanden,  —  darf  man  da  ohne  Weiteres  zur 
Bination  sehreiten?  Nein,  Dämlich  da  nicht,  wo  diese  durch  einen 
andern  Friester  besorgt  werden  kann.    Benedikt  XIV.  fügt  in  seiner 


wegen  anneiordeatliehen  Priestermangeb  und  anderer  Gründe  Bination  aach  an 
einem  andern  Tag  notwendig  werden  könnte. 

1)  Fallottini,  1.  c.  n.  29.  —  2}  Acta  S.  Sed.  IX.  pag.  230  sqq. 

3)  Act.  S.  Sed.  XXL  pag.  232  sqq.  Diese  etwas  weitgehende  Vollmacht 
wurde  wohl  gegeben  in  der  Hoffnung»  dass  diese  Tage  vielleicht  einmal  wieder 
allgemein  als  Feiertage  anerkannt  würden.  —  Dass  wegen  der  Armut  eines 
Prieaters^  damit  er  zwei  Stipendien  beziehen  könne,  Bination  dnrchaas  unzu' 
lOsng  ist,  braucht  kaum  noch  bemerkt  zu  werden.  Die  G.  C.  hat  im  Jahre  168B 
und  wieder  1743  and  1750  einen  diesbezQglichen  Missbraach  irländischer  Prie> 
ster  anfs  entschiedenste  verworfen.    Instr.  der  Propag.  n.  7. 

4)  Za  weilen  kann  der  Notwendigkeit  der  Bination  dadarch  vorgebeagt 
werden,  dass  für  die  verschiedenen  hl.  Messen  eine  geeignetere  Zeit  gewählt 
wird;  solches  ist  dann  aach  za  than.  Vergl.  C.  C.  an  den  Patriarchen  von 
Venedig  28.  Febr.  1891.  Act.  S.  Sed.  XXIII.  pag.  611  sqq. 
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GoDstitutio  »Declarastif,  nachdem  er  die  Fälle  aufgeführt,  welche 
zur  Bination  berechtigen,  ausdrücklich  hinzu:  Quod  tarnen  ita  in- 
telligendum  est,  ut  desü  Sacerdos^  qui  in  altera  Ecclesia  (das 
Gleiche  gilt  natürlich  um  so  mehr,  wenn  in  derselben  Kirche  binirt 
werden  müsste)  Missam  celebret.  Die  Kirche  betrachtet  die  Bination, 
wie  schon  erwähnt,  als  etwas  Anormales,  das  darum,  wenn  immer 
m(^glich,  vermieden  werden  soll.  Wo  also  ein  anderer  Priester, 
wenn  auch  nur  zufällig,  am  Orte  weilt,  der  bereit  ist,  die  zweite 
Messe  zu  lesen,  oder  wo  ein  solcher  aus  der  Nähe  leicht  zu  erhal- 
ten ist,  darf  nicht  binirt  werden.  Ein  spanisches  Kloster  liess 
durch  einen  Vicarius  den  sonntäglichen  Gottesdienst  in  zwei  ihm 
unirten  Pfarrkirchen  binando  besorgen,  obwohl  kein  Priestermangel 
vorhanden  war.  Auf  Betreiben  des  Bischofs  befahl  die  C.  G.  im 
Jahre  1715  jenem  Kloster,  trotzdem  es  sich  auf  eine  consuetudo 
immemorabilis  berief,  awei  Priester  für  jene  Kirchen  anzu- 
stellen ^). 

Wie  aber,  wenn  zwar  ein  Priester  für  eine  zweite  Messe  zu 
erhalten  wäre,  aber  nur  gegen  sehr  hohes  Stipendium  oder  feste 
Anstdlung,  was  zu  einer  sehr  fühlbaren  Belastung  führen  würde? 
HOren  wir,  welche  Antwort  die  Instr,  der  Propag.  im  Anschluss  an 
obige  Worte  der  Bulle  »Declarastic  hierauf  für  eine  Antwort  giebt 
(n.  9:)  Interdicta  est  Sacerdoti  Missae  iteratio,  si  alter  haberi  possü 
Sacerdos,  quo  satisfiat  populi  necessitati,  ceu  expresse  docet  Bene- 
dictus  XIV.  in  citata  Gonst.  »Declarasti  nobis.c  Atque  inde  est,  ut 
priusquam  admittatur  Missae  iteratio,  videndum  sit,  an  aliquod  medium 
iure  constitutum  suppetat  ad  prospiciendum  spirituali  populi  necessi- 
tati ;  atque  in  primis  tenetur  ipse  Parochus  ad  dandum  Stipendium 
alteri  Sacerdoti ;  posita  autem  eins  impossibilitate  tenetur  populus ; 
et  denique,  si  neque  populus  ob  suam  paupertatem  cogi  posset,  Ordi- 
narius supplere  tenetur.  Die  Bination  soll  nie  eine  ständige  Ein- 
richtung werden.  Wo  der  Pfarrer  imstande  ist,  aus  Eigenem  einen 
Priester  zu  bejsfaMeni  der  die  weitere  Messe  an  Sonn-  und  Feiertagen 


1)  Pallottini  l.  c.  n.  18  und  19.  Ib.  n.  10  ein  anderer  Fall.  Der  Bischof 
von  Assanta  in  Paragnay  setzt  der  Congregation  auseinander,  in  seiner  Stadt 
befinde  sich  eine  grosse  Zahl  Yerarmter  Adeligen,  die  ans  Mangel  einer  Standes- 
gemässen  Kleidung  den  sonnt&glichen  Pfarrgottesdienst  nicht  besuchen  könnten. 
Er  habe  nan  za  ihren  Gunsten  eine  Messe  noch  vor  Sonnenaufgang  eingeführt, 
und  da  sie  kein  Priester  ohne  Stipendium  habe  besorgen  wollen,  so  habe  er 
selber  diese  Messe  gelesen  und  hernach  gegen  Mittag  noch  eine  zweite  pau- 
perum  gratia;  ob  dies  erlaubt  sei?  Die  Congregation  antwortete  am  1.  Sept. 
1657,  das  könne  nicht  gestattet  werden,  besonders  deswegen,  weil  es  ganz  aa- 
begreiflich  scheine,  dass  ein  anderer  Priester  nicht  zu  bekommen  gewesen  wSre> 
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liest,  ist  er  doMu  gehalten;  sonst  roass  das  Volk  und  anter  Umständen 
selbst  der  Bisehof  eintreten,  dass  ein  weiterer  Priester  besorgt  werden 
kann.  So  hat  noch  in  neuerer  Zeit  die  G.  C.  entschieden  in  Anxit. 
28.  Mai  18551)  unter  Berufung  auf  die  Auktoritftt  Benedikts  XIV., 
der  sich  seinerseits  wieder  auf  das  Tridentinum  (sess.  XXI.  de  reform, 
eap.  4)  beruft,  wo  den  Bischöfen  befohlen  wird,  sie  sollten  die 
Pfarrer  an  den  Orten,  wo  ein  Priester  f&r  Spendung  der  Sakramente 
und  den  Gottesdienst  nicht  ausreiche,  zwingen ,  eine  genügende  An- 
zahl HUfspriester  anzunehmen.  Die  Gongregation  schliesst :  Um  die 
Stnationsvollmacht  erteilen  tu  können ,  genöge  nicht  jede  beilege 
Notteendigkea,  sondern  es  sei  eine  solche  erfordert ,  der  auf  keine 
andere  Weise  begegnet  werden  könne,  zufolge  dessen  die  Bischöfe 
zu  ihrer  Erteilung  gesmoungen  seien;  eine  solche  Notwendigkeit  werde 
aber  kaum  vorhanden  sein,  ausser  wenn  ein  Priester  gändich  mangele 
(nisi  cum  Sacerdos  absolute  deficiat).  In  der  That  zeigte  die  G.  G. 
eine  auffallende  Strenge  in  verschiedenen  Fällen,  wo  das  Bedürfnis 
einer  weiteren  Messe  sicher  vorlag  und  zugleich  die  Petenten  ihre 
ünf&bigkeit  versicherten,  einen  besonderen  Priester  zu  besolden,  in- 
dem die  Kongregation  den  Nachweis  der  Unfähigkeit  nicht  für 
erbracht  hielt*).  In  einem  andern  Fall  (im  Jahre  1835)  wurde  die 
Binationsvollmacht  zwar  gegeben  ad  decennium,  aber  dem  Bischöfe 
befohlen,  danach  zu  sinnen,  einen  weiteren  Priester  anzustellen  und 
<nit  dem  apostolischen  Nuntius  sich  in's  Benehmen  zu  setzen ,  dass 
er  dieser  Sache  wegen  Schritte  bei  der  sardinischen  Regierung  thue; 
später  wurde  die  Vollmacht  noch  einmal  für  drei  Jahre  erneuert, 
aber  noch  energischer  verlangt,  der  Bischof  und  der  Nuntius  in 
Turin  sollten  durch  Neuanstellung  eines  Priesters  diesem  Uebel- 
•stande  abhelfen').  Aus  dem  Gesagten  geht  klar  hervor,  dass  Bina- 
tion wegen  des  angeblichen  Unvermögens,  einen  weiteren  Priester 
anzustellen,  kaum  je  statthaft  ist  Ständige  Bination  ist  vielmehr 
regelmässig  nur  da  zulässig,  wo  wirklicher  Priestermangel  herrscht, 
wo  ein  Priester  auch  trotz  gemachter  Anstrengungen  nicht  zu  er- 
ti  alten  ist. 

c)  Nachdem  wir  negcUiv  die  Fälle  behandelt,  wo  Bination  nicht 
zulässig  ist  (sub  a:  weil  eine  zweite  Messe  nicht  erforderlich,  sub  b: 
^eil  ein  anderer  Priester  erhältlich  ist),  müssen  wir  nun  positiv 
zeigen,  wann  der  Notfall  im  eigentlichen  und  strengen  Sinne  ge- 

1)  Pattottini  h  c  n.  9. 

2)  Vgl.  die  Entieheid.  vom  27.  Nov.  1790,  27.  Juni  1733  und  8.  Mai 
1784  bei  PallotHni  1.  c.  n.  20—22. 

8)  Ib.  B.  24  und  25. 

5* 
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((eben  und  folglich  die  Bination  gestattet  ist.  Der  Notfall  kann  ge* 
geben  sein  entweder  da,  wo  ein  Priester  m^rere  Kirchen  zu  be* 
sorgen  hat,  oder  da,  wo  an  einer  Kirche  mehr  hh  Messen  zu  lesen 
als  Priester  vorhanden  sind.  Demgemäss  k((nnen  wir  unterscheiden : 
Bination  in  verschiedenen  Kirchen  und  Bination  in  ein  und  der^dben 
Kirche. 

a)  Die  Bination  in  ewei  verschiedenen  Kirchen  ist  der  ge¥föhii^ 
Uehe  Fall  %  Derselbe  ist  darum  in  der  Di((cesansynode  von  Bor«- 
deanz  1568  >)  und  der  von  Lima  1592^)  (unter  dem  hl.  Tnrribius) 
allein  genannt.  Benedict  XIV.  führt  diesen  Fall  in  der  Gonst. 
»Declarastif  in  folgender  Weise  an:  Bis  eodem  die  Missae  Sacri- 
ficinm  offerre  fmammi  cansensu  permiüiiur  Sacerdoti,  qni  diios  Pon 
roehios  obtinet  vd  duos  Populos  adeo  seiunctos,  ut  alter  ipsorum 
Parocho  celebranti  per  dies  festos  adesse  nuUo  modo  possit  ob  lo* 
corum  maximam  distantiam ;  tunc  enim  absque  ulla  dubitatione  licere 
existimant  Bectori,  cum  Festi  dies  incidunt,  bis  Sacrum  conficere.. 
Es  ist  hier  von  dem  Fall  die  Bede,  dass  ein  Priester  den  sonnt&g- 
liehen  Gottesdienst  besorgen  muss  für  zwei  Pfarreien  (dno  parochiae) 
oder  jgwei  Gemeinden  ohne  Pfarrreehte  (duo  populi)  —  etwa  Pilial- 
gemeinden  ~  mit  eigenen  Kirchen,  Aus  dieser  NebenmnandersieU 
lung  von  zwei  OemetndeÜ  ohne  (resp.  eine  mit,  die  andere  ohne) 
Pfarrrechte  und  zwei  Pfarreien  scheint  sich  die  Folgerung  zu  er- 
geben, dass  nicht  schon  die  Eigenschaft  einer  Gemeinde,  Pfarrei  jbu 
sein^  Anspruch  auf  Bination  giebt,  sondern  allein  das  Bedürfnis^).. 


1)  Hio  est  primns  et  commanior  casas.  Instr.  d.  Propag.  n.  10. 

2)  Cone.  Bardig.  tit.  5  (bei  Hardoain  X.  pag.  1339):  Decernimas,  ne 
episcopi  haiQsmodi  fkcaltatem  (sc.  bis  in  ano  die  sacrom  faciendi)  largiantar 
nisi  sacerdoti  spectatae  probitatis  idqne  gravissimis  de  cansis.  Quae  facultas 
brevi  etiam  tempore  circamscribatar  nee  ad  plares  dies  qaain  ad  Dominicos  et 
festos  m  diversis  iantum  EcdesiU  protrahatur. 

8)  Lioeniiaa  eonoedimiw  omnibtts  Indornm  HispanommqQo  Paroehis  no^ 
stri  districti»,  ut  diebuB  Dominicia  et  feslivis  ex  praecepto  senrandis  pos*^ 
sint  celebrare  dnas  missas  in  duabua  Eccleniis  inter  $e  distantibuß,  ut  qai 
in  loco  aoins  Ecclesiae  assistnnt,  nun  possint  commode  accedere  ad  audienr 
dam  missam  in  altera.    Cütirt  in  der  Balle  »Declarasti.« 

4)  Allerdings  schliesst  sieh  in  dem  obigen  Text  Benedikts  XI?.  der  be^ 
schränkende  Zusatz  adeo  seianctos  etc.  direct  an  duo9  Populoa  an ;  allein 
damit  ist  nicht  aasgeschlossen,  dass  er  aach  aaf  doas  Parochias  bezogen  wer- 
den kann.  Weder  hier  noch  an  andern  Orten  ist  aasgesprochen,  dass  bei  Ter- 
sehang  ron  zwei  Pfarreien  durch  einen  Priester  in  jedem  Falle  Mnirt  wer* 
den  muss.  Vgl.  Bened.  XIV.  (de  Syn.  dioec.  1.  VI.  cap.  8.  n.  2):  Sacerdoti 
flu  est  uno  eodemque  die  geminum  offerre  Sacrificium,  si  nempe  idem  Parochua 
duarum  Parochiarum  curam  gerat,  quae  ad  invicem  longo  satia  intervaUa 
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Deshalb  ist,  wenn  einmal  ein  Priester  zwei  Pfarreien  resp.  Ge- 
meinden zu  pasteriren  bat,  die  Mher  beide  selbständigen  Gottesdienst 
hatten,  die  Bination  nnr  dann  gestattet,  wenn  die  Bewohner  der 
«inen  Gemeinde  resp.  Pfarrei  wegen  sdlr  grosser  Entfernung  anf  keine 
Weise  (nnllo  modo),  oder  wie  die  auch  von  Benedict  XIV.  beiAllig 
erwähnte  Synode  von  Lima  etwas  weniger  streng  sich  ausdrückt,  nidit 
^ut  dem  Gottesdienst  in  der  andern  Pfarrei  resp.  Gemeinde  beiwohnen 
können.  Ob  man  nnn  einer  Gemeinde  zumuten  könne,  in  eine  ent* 
femte  Kirche  zu  gehen,  und  toie  weit  diese  Entfernung  sein  müsse, 
lässt  sich  nicht  darch  allgemeine  Regeln  bestimmen.  In  sehr  viden 
JFäUen  wird  Bination  eintreten  müssen,  selbst  wenn  die  Entfernung 
«ine  ganz  geringe  ist,  schon  deshalb,  weil  gewöhnlich  eine  Kirche 
die  beiden  Gemeinden  nicht  fasst.  Dann  wird  auch  darauf  Gewicht 
zu  legen  sein,  wie  viele  bei  nur  einmaligem  Gottesdienst  ob  mit 
oder  ohne  Sobald  die  hl.  Messe  versäumen  würden.  Als  im  Jahre 
1851  der  apostol.  Vikar  von  Limburg  in  Rom  anfragte,  ob  er  Bina- 
tion gestatten  könne  in  Fällen,  wo  die  verschiedenen  Pfarreien  etwa 
nur  eine  halbe  Stande  von  einander  entfernt  seien,  erhielt  er  die 
Antwort:  man  überlasse  die  Sache  ganz  seiner  Einsicht  und  Ge- 
wissenhaftigkeit (Instr.  der  Prep.  n.  15). 

Es  legt  sich  hier  die  Frage  nahe :  Kann  anter  Umständen  wie 
sn  Weihnachten,  so  auch  an  andern  Tagen  noch  öfters  (üs  zweimal 
im  Tage  celebrirt  werden?  Antwort:  Nein,  Die  Instr.  der  Propag. 
o.  8  sagt  hierüber:  Id  tamen  (die  Binationsbevollmächtigung)  defoet 
intelligi  ...  de  venia  celebrandi  duas  tantum  Missas,  quamvis  gra- 
res  concurrerent  causae,  qtuie  maiorem  numerum  celebrare  suaderent. 
Es  wird  sodann  am  gleichen  Orte  berichtet,  dass  im  Jahre  1684  der 
Präfekt  der  Kapuzinermission  in  Tunis  in  Rom  die  Bitte  gestellt 
habe,  drei  Messen  lesen  zu  dürfen,  weil  alle  seine  Priester  einge- 
kerkert wären,  dnss  er  aber  abgewiesen  worden  sei;  dieselbe  Bitte 
sei  wiederum  im  Jahre  1818  und  1820  abschlägig  beschieden 
worden. 


dlasocientar,  ex  quo  fiftt,  at  yiz  aut  ne  viz  qaidem  utHusque  Parockiae  po- 
pnlos  in  nnam  se  conferre  possit  Ecclediam  ad  Sacrum  aadiendam.  Id  quo  reram 
«Uta  Concors  omDinm  opinio  est  Parochum  nedam  posse,  sed  plane  teneri  bis 
eodem  die  Missam  celebrare.  —  De  Misatu  Sacrif.  1.  V.  cap.  3.  n.  1:  Pa- 
jn>chm,  Bi  duas  habet  Parochias,  duas  potest  Missas  eodem  die  celebrare; 
quod  intelligendiim,  si  in  alterutram  Parochiam  non  possit  Populas  con- 
Yenire.  Also  Benedikt  XIV.  verlangt  auch  bei  zwei  Pfarreien^  dass  die  Glaa- 
bigen  derselben  entweder  wegen  der  Entfernang  oder  aus  andern  Gründen 
nicht  einen  Gottesdienst  besuchen  kOnnen. 
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In  Fällen  gana  ausserordenüu^er  Not  bat  die  Congregation 
von  dieser  Regel  allerdings  aach  Ausnahmen  gestattet.  Im  Jahr^ 
1879  erhielt  der  Brzbiscbof  von  Mexiko  ffir  sieb  und  die  andero 
mexikanischen  Bischöfe  ad  quinquenniam  die  Vollmacht,  gewissen 
Priestern  an  Sonn-  and  Feiertagen  das  Lesen  yon  drei  Messen  zvt 
gestatten.  Der  Erzbischof  hatte  neben  der  gatuf  untfureichenden  ZM 
der  Priester  namentlich  auf  die  Qefahr  hingewiesen,  dass  das  ohne* 
hin  aberglänbiscbe  und  religiös  verwahrloste  Volk  sonst  leicht  in 
götsendienerischen  Kult  zurückfallen  könnte;  auch  sei  die  hl.  Messe 
das  einzige  Band,  das  die  gegen  einander  so  feindseligen  Farbigen 
und  Weissen  verknflpfe  ^).  Im  Jahre  1893  wurde  der  Bischof  von 
St.  Joseph  in  Costarica  in  ähnlicher  Sache  in  Born  vorstellig.  Es 
gebe  in  seiner  Diözese  Pfarreien  mit  5000 — 18000  Seelen  mit  nur 
einem  oder  zwei  Priestern,  von  denen  zuweilen  noch  einer  krank 
oder  ans  erlaubten  Gründen  abwesend  sei;  ihm  scheine  die  Notwen- 
digkeit vorzuliegen,  drei  Messen  zu  gestatten.  Die  Antwort  lautete: 
Pro  graiia^  ut  in  praefatis  paroeciis ,  ubi  duo  tantum  adsint  Sacer- 
dotes,  alteruter  binare  (eventuell  auch  drei  Messen)  possit  ad  decen- 
nium,  exdtiso  tamen  quocuroque  in  casu,  ut  quisque  ex  Sacerdotibus 
tertiam  missam  celebrare  posset;  danach  solle  nur  einer  biniren,  jeden- 
falls dürften  nicht  beide  drei  Messen  lesen  *). 

ß)  Die  BinationsvoUmacht  wird  dann  verliehen,  so  oft  ein 
grosser  Teil  des  Vdtkes  ohne  dieses  Indult  der  WMihat  der  M^ 
Messe  beraubt  unirde^).  Dies  kann  aber  auch  zutreffen  bei  ein  und 
dersdben  Kirche.  Selbst  Benedikt  XIV.  kennt  diesen  Notfall.  Nach- 
dem er  (de  sacrif.  Missae  1.  III.  cap.  5  n.  4)  den  Fall  besprochen^ 
wo  ein  Pfarrer  zwei  Pfarreien  verwaltet,  fährt  er  fort:  Neque  tamen 
quidquaro  praeiudicatum  volnmus  de  aliis  casibus,  qui  accidunt  in 
Missionibus  .  .  .  itemque  de  aliis  casü>us^  in  quibus  ob  locorum  di- 
stantiam  vel  paueitatem  Sacerdotum  aut  haereticorum  aut  infidelium 


1)  Acta  6.  Sedis  XIII.  pag.  840  sqq. 

2)  Acta  S.  Sedis  XXVI.  pag.  235  sqq.  Dass  in  gani  aasserordentlicher 
Notlage  der  Papst  drei  and  selbst  mehr  Messen  an  einem  Tage  und  sogar  an 
einem  Werktage  gestatten  k5nne,  ist  natürlich  ausser  Zweifel.  So  celebrirte 
kraft  pfipstl.  Privilegs  der  Kaplan  des  Tenezianischen  Gesandten  am  englischen 
Hofe  sogar  techa  Messen,  am  den  sahlreich  herbeiströmenden  Katholiken  Ge- 
nOge  xa  than  (Pallottini  1.  c  n.  35).  —  Die  Frage,  ob  ein  Priester,  der  drei 
P&rreien  sa  besorgen  hat ,  ipeo  iare  aach  drei  Messen  lesen  darf  und  sogar 
musBt  mttssen  wir  im  Gegensatx  lu  Qaarti  and  auch  Lehmkohl  (IL  n.  212),  die  sie 
bejahen,  nach  Obigem  verneinen;  denn  eine  Pfarrei  als  solche  hat  nietU  einen 
anbedingten  Ansprach  aaf  selbstSndigen  sonntfiglichen  Gottesdienst 

8)  Vgl.  C.  C.  29.  M&n  1880  in  Act  S.  Sed.  XXIII.  pag.  116  sqq. 


Bination  nach  geltendem  Rechte.  71 

persecationem ,  ne  Fideles  Missa  careant,  opus  est  a  Sacerdotibus 
duas  Missas  celebrari.  Er  citirt  sodann  eine  Entscheidung  der  Synode 
wm  Nimea  1284,  welche  nnsern  Fall  in  folgender  Weise  behandelt: 
Si  omnes  Parochiani  ad  nnam  Missam  simul  nan  posstmt  convenire, 
eo  qnod  in  diversis  lods  habitant  distaniibus  ab  Ecciesia  et  re- 
fncüBj  sient  est  in  mantanis^  nee  sunt  in  Ecciesia  dno  Sacerdotes, 
dicta  prima  Missa  postmodiim  Parochiani  venientes  postulent  Missam 
aUam  sibi  dici,  poierü  tarn  Sacerdos  Missam  aliam  celebrare.  In 
diesem  Synodalstatat  ist  die  Bination  in  ein  und  derselben  Kirche 
gestattet,  wenn  ein  Teil  der  Parochianen  wegen  zu  grosser  Ent- 
fernung (z.  B.  in  Gebirgsgegenden)  nicht  an  dem  zur  gewöhnlichen 
Stande  stattfindenden  Qottesdienst  teilnehmen  kann  (bei  Benedikt  XIV. : 
ob  locornm  distantiam)  und  eu  spat  eintrifft^). 

Neben  grosser  Entfernung  giebt  es  aber  auch  noch  andere  Ur- 
Sachen^  aus  denen  manche  nicht  in  die  eine  Messe  kommen  kennen, 
die  also  eine  Bination  in  derselben  Kirche  rechtfertigen.  Ein  solcher 
Grund  ist  z.  B.  gegeben,  wenn  die  Kirche  die  Gl&ubigen  nicht  aUe 
fassen  kann*).  Unter  umständen  kann,  selbst  wenn  die  Kirche  für 
alle  Glftubigen  ausreichend  w&re,  Bination  gewährt  werden,  nämlich 
da,  wo  bei  nur  einmaligem  Gottesdienst  aiemlich  viele  z.  B.  dienende 
JPersonen  regdmässig  am  Besuch  desselben  verhindert  wären.  So  ist 
in  allen  etwas  grösseren  Städten  die  Einrichtung  verschiedener  Gottes- 
dienste einfach  ein  Bedürfnis.  Die  Constitution  »Apostolicum  mi- 
nisterium«  >)  gestattet  darum  die  Bination  in  allen  Fällen,  wo  eine 
solehe  Notwendigkeit  vorliegt,  dass,  wenn  einem  Priester  nicht  zwei 
Messen  zu  lesen  erlaubt  wird,  eine  grössere  Zahl  (plures)  das  Mrch- 
ü^  Gebot  nicht  erfüllen  unirden. 

Wie  gross  muss  nun  die  Zahl  derer  sein,  die  ohne  Messe  blie* 
ben,  um  Bination  gestatten  zu  können  ?  Offenbar  darf  sie  niM  eine 
ffor  $fu  geringe  sein.  Im  Jahre  1688  baten  Kapuzinermissionäre  in 
Griechenland  um  Binationsrecht ,  weil  sonst  15 — 20  Personen  regel- 
mässig der  hl.  Messe  entbehren  mflssten,  erhielten  aber  begreiflicher 
Weise  eine  abschlägige  Antwort;  sonst  müsste  ja  beinahe  in  jedem 
Dorfe  binirt  werden,  wo  gewiss  ebensoviel  und  mehr  am  Besuche  der 


1)  Gftm  das  Gleiche  hat  natürlich  zu  gelten,  wo  eine  FrühmesBe  ge* 
luklCen  werden  moss,  weil  riete  Glfinhigen,  s.  B.  flirten,  sich  ziemlich  früh  weit 
Tom  Pfarrort  entfernen  müsien;  vgl.  PalloUini  l.  c  n.  24. 

2)  YgL  hiera  8.  €.  C.  15.  Sept.  1888  and  23.  Joli  1892,  Acta  8.  Sed. 
XXI.  pag.  547  sqq.,  resp.  XXV.  pag.  182  sqq.,  wo  hauptsächlich  propter  an* 
fftuftiam  Ecciesiae  BinationsvoUmaeht  verliehen  wurde. 

3)  C.  C.  29.H&nB  1880,  AcU  8.  Sed.  XXIII.  pag.  116  sqq. 
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hl.  Messe  verhiadert  siod  ^).  Eine  hesHmn^  Ziffer  lässt  sich  über- 
haupt nicht  festsetzen,  sondern  man  mass  eben  dUe  Umstände  tmd 
VerhaUnisBe  in  Erwägung  ziehen.  So  hat  die  Propaganda  dem 
Viceprftses  der  tunesischen  Mission  im  Jahre  1688  wegen  10 — 12 
Sklaven  die  Wiederholung  der  hl.  Messe  gestattet,  weil  die  hl.  MesM 
vielleicht  der  einzige  Trost  dieser  Armen  war.  Im  Jahre  1800  suchte 
ein  apostol.  Vikar  cuiusdam  regni  Sinis  adiacentis  um  Binations- 
ermächtigung  nach,  damit  er  seinen  Neophyten  im  Jahre  2— Smal 
die  hl.  Sakramente  reichen  könne;  die  Kongregation  überliess  ihm 
selber  die  Entscheidung.  Im  Jahre  1828  fragte  der  Bischof  von 
St.  Louis  in  Nordamerika  an,  ob  zu  Ounsten  von  30-*50  Seelen  die 
hl.  Messe  wiederholt  werden  dürfe ;  aber  auch  hier  gab  die  Gongre- 
gation  keine  bestimmte  Antwort,  sondern  überliess  die  Sache  seinem 
Gutbefinden  % 

Diesen  F&IIen  der  Not  können  wir  noch  den  anreihen,  wo  es 
unter  umständen  sogar  einem  saeerdos  nan  ieiunus  nicht  bloss  er- 
laubt, sondern  gt^oten  ist,  die  hl.  Messe  teilweise  zu  wiederholen, 
nämlich  um  die  Messe  eines  andern  unwohl  gewordenen  Priesters  zu 
vollenden.  Die  Supplirung  einer  angefangenen  Messe  ist  dann  ge* 
boten  (Ruhr.  Miss,  de  defect.  X.  n.  3),  wenn  wenigstens  die  con- 
secratio  Corporis  schon  vollzogen  ist.  Hat  der  supplirende  Priester 
noch  nicht  celebrirt,  so  darf  er  keine  neue  Messe  mehr  lesen  (ab* 
gerechnet  den  Fall,  wo  er  ohnehin  zur  Bination  berechtigt  wäre) 
etiam  ablutione  non  sumpta>). 

Y)  Dies  sind  die  Fälle,  in  welchen  das  kirchliche  Recht  die 
Bination  gestattet.  Indes  bedürfen  selbst  im  anerkannten  Notfalle 
die  apostolischen  Missionäre  der  Erlaubnis  des  Papstes  und  die  an- 
dern Priester  der  Ermächtigung  durch  ihren  Bischof,  Certissimum  illnd 
est,  sagt    Benedict  XIV.   in  der  Bulle   »Declarastit,   Missianariis 


1)  Instr.  d.  Propag.  a.  13. 

2)  Instr.  der  Propag.  n.  14  and  17.  Neher,  1.  e.  S.  114,  sieht  den  Not- 
fall u.  a.  auch  dann  gegeben,  »wenn  der  herkömmliche  Gottesdienst  an  Sonn- 
und  Feiertagen  in  einer  Filial-  oder  überhaupt  einer  zweiten  Kirche  derselben 
Pfarrei  ausfiele ;  oder  wenn  in  derselben  Kirche  die  herkOmmiiche  Frühmesse 
an  Sonn-  und  Feiertagen,  die  sonst  Obliegenheit  eines  eigenen  Benefixiaten 
wäre,  andernfalls  unterbleiben  mflsste.c  Wir  können  ihm  hierin  nicht  bei- 
pfliehten.  Die  Kirche  hat  das  *  Herkommen*  nicht  als  Binatlonsgrand  aner- 
kannt (vgl.  oben  8.  68  n.  69),  nnd  wenn  in  den  genannten  Fällen  vielleicht  meist 
Bination  erlaubt  werden  muss,  ist  es  nicht  deshalb,  weil  es  das  Herkommen 
verlangt  oder  weil  die  Stiftung  erfüllt  werden  muss,  sondern  weil  es  das  Be- 
dürfnis  der  Oläubigen  fordert. 

3)  Congr.  Rituum  99.  M&rz  1880 ;  bot  Hinschius  1.  c 
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tantam  a  Seäe  AposMiea  potestatem  aliquando  fieri,  ut  uno  die 
Saorifi^iQm  bis  iterentur;  reUquis  vero  Saeerdotibus  ^  at  hac  de  re 
faealtaiem  ab  Epüeopo  consequantur,  tüam  si  causa  necessiiatis 
itdereeiere  videaiur^  cuius  saue  iadicium  ad  ipsos  Sacerdotea  neqaa- 
qmm  pertinet  ^).  Die  G.  C.  bat  soj^r  Öfters  erkl&rt ,  obgleich  sie 
dm  Bischöfen  das  Recht  verliehen  habe,  die  Bination  im  Notfalle 
za  «rlaoben,  so  halte  sie  es  gleichwohl  ffir  besser,  wenn  in  solchen 
FUIen  sie  (von  den  Bischöfen)  befragt  würde ')  —  eine  Vorschrift,  so 
recht  dazu  angethan,  jeden  Missbranch  za  verhüten.  In  einem 
goHM  MnerwarMen  Falle  indes  (z.  B.  bei  plötzlicher  Erkrankung 
eines  Priesters),  wo  nicM  mehr  an  den  Bischof  berichtet  werden 
kaum,  darf  man  die  bischöfliche  Erlanbniss  präsumiren^  wie  dies  das 
Provinzialkonzil  von  Auch  1851  (colL  conc.  Lac.  4,  1195)  ausdrück- 
lich gestattet  mit  der  Pflicht,  an  den  Bischof  zu  rekurriren,  falls  die 
Bination  voraussichtlich  am  folgenden  Sonntag  wieder  notwendig 
wird  *)• 

Die  deutschen  Bischöfe  erhalten  die  Vollmacht,  in  Notfällen 
die  Bination  zu  erlauben,  in  den  Qtdnqtiennalfakultäten.  Der  §.  15 
dieser  Fakultäten,  gleichlautend  mit  der  von  der  Propaganda  den 
Aissiansbischafen  verliehenen  Vollmacht^),  hat  folgenden  Wortlaut: 
Celebrandi  bis  in  die,  si  necessitas  urgeat,  ita  tarnen,  ut  in  prima 
Missa  non  sumpserit  ablutionem,  per  unam  horam  ante  auroram  et 
aliam  post  meridiem  ....  Caveat  vero,  ne  praedicta  facultate  seu 
dispensatione  aliter  quam  ex  gravissimis  causis  et  rarissime  utatur, 
in  quo  gravüer  ipsius  ccnseieiüia  oneratur.  Qaod  si  eandem  facul- 
tatem  alteri  sacerdoti  iuxta  potestatem  inferius  apponendam  com- 
mnnicare  aut  causas  utendi  alicui,  qui  a  s.  Sede  baue  facultatem 
obtinuerit,  approbare  visum  fuerit ,  serio  ipsius  conscientiae  iniungi- 
tnr,  ut  paucis  dumtaxat  iisque  maturiaris  prudentiae  ac  gdi  et  qui 
absolute  necessarii  sunt  nee  quolibet  loco,  sed  ubi  gravis  necessitas 
talerit,  et  ad  breve  tempus  eandem  communicet  aut  respective  causas 
approbet.     Dieser  Vollmacht  sind,  wie  ersichtlich,  strenge  Klauseln 


1)  Schon  das  Reformationsdekret  des  fiischofs  von  Lüttich  Tom  J.  1446 
erklärt,  auch  im  Notfälle  dürfe  ein  Priester  nicht  biniren  absqae  noatra  ftpC" 
elaii  lieenüa,  com  id  in  iure  prohibeatar.    Hardouin  IX.  pag.  1909  aqq. 

2)  Pallottini  1.  c.  n.  18. 

3)  Nach  Neher  1.  c.  sind  in  der  Diözese  Bottenbnrg  darch  Erlass  vom 
9.  Febr.  1872  die  Dekane  beToHmächtigt,  in  ganz  nnTorhergesehenen  Notf&Uen, 
wo  eine  Benachrichtigung  des  Bischofs  nicht  mehr  rodglich  ist,  im  Namen  des 
BIfldiofB  die  Bination  za  gestatten,  woron  sii  aber  dem  Bischof  Anzeige  zu 
maehen  haben. 

4)  Vgl.  Müller,  Lexikon  des  K.-B.  1839  und  Act.  S.  Sedis  VI.  pag.  545. 
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beigefügt,  damit  die  Bischöfe  ja  nar  im  Notfalle  von  ihrem  Beehte 
Qebraach  machen.  Indes  hat  die  Congregation  der  Propaganda  selbst 
vor  dlUugrosser  ÄengsÜiehheU  gewarnt  ^)  und  einem  Bischof  ge- 
schrieben :  Wenn  du  es  ffir  notwendig  oder  den  Gläabigen  sdir  nüie- 
lieh  hältst,  sollen  dich  die  strengen  Worte  der  Formel  nicht  er- 
schrecken^). Im  Jahre  1832  erhielt  ein  Missionär  in  Philippop(di8 
in  Bulgarien,  der  wegen  der  Strenge  der  Formel  nicht  binirte,  ob- 
gleich er  mehrere  Gemeinden  zu  pastoriren  hatte,  von  der  Propa- 
ganda sogar  den  Befehl  zu  biniren'),  und  im  selben  Jahre  wurde 
dem  bulgarischen  Bischof  von  Nicopolis  geschrieben,  man  dfirfe  die 
gegebene  Formel  nickt  in  der  äussersten  Strenge  auslegen  und 
müsse  immer  das  Prinzip  vor  Augen  haben,  der  apostol.  Stuhl  gebe 
die  genannte  Fakultät  jimm  Wohle  der  Gläubigen  mit  dem  Wunsche, 
dass  alle  das  kirchliche  Qehot  leicht  erfüllen  könnten^). 

3.    Applikation  und  Stipendium. 

Seit  Anfang  der  Kirche  galt  es  als  eine  Pflicht  des  pastor 
animarum  (Bischofs,  Pfarrers)  das  hl.  Opfer  wenigstens  an  gewissen 
Tagen ^  zumal  wenn  die  ganze  Gemeinde  sich  versammelte,  für  die  ihm 
anvertraute  Gemeinde  darzubringen.  An  andern  Tagen  aber  und  ffir 
andere  Priester  bestand  eine  solche  Pflicht  wohl  nicht ;  sie  konnten 
da  nun  ganz  wohl  den  fructus  Missae  specialis  einer  bestimmten 
Person,  einem  bestimmten  Anliegen  zuwenden  und  sich  gegen  Dar- 
reichung eines  Almosens  (oder  auch  ohne  ein  solches)  zu  einer  bestimnUen 
Applikation  verpflichten.  Gerade  daraus,  dass  schlechte  Priester  sich 
möglichst  viele  solcher  Almosen  oder  Stipendien  zuzueignen  suchten, 
entstanden  jene  Missbräuche,  die  wir  oben  geschildert  haben,  welche 
jene  scharfen  kirchlichen  Verbote  der  Bination  veranlassten.  Indes 
blieb  in  gewissen  Fällen  und  ist  auch  heute  noch  die  Bination  ans* 
drücklich  gestattet.  Wie  steht  es  nun  mit  der  Applikation  dieser 
zweiten  Messe  ?  Ist  sie  dem  binirenden  Priester  freigestellt  oder  nicht, 


1)  Instr.  der  Propag.  n.  16.  —  2)  Ib.  —  3)  Ib.  n.  11. 

4)  Instr.  der  Propag.  n.  18.  Bemerkenswert  ist,  wie  die  Propaganda  in 
n.  11  ihrer  Inetraction  den  Umfang  der  durch  die  Formel  den  Missions- 
biscböfen  Terliehenen  Gewalt  aaslegt.  »Obserrabis  Indnltnm  non  eoerceri  ad 
popnli  indigentiam  diebua  tanium  festivi$}  sed  cnm  generalibna  ierminis 
contineatar,  comprehendere  qnoqne  alias  casus,  de  qaibns  agitnr,  qaemadmo- 
dam  esset  neeessitas  administrandi  infirmis  Viaticutn  in  atraqae  paroeda,  et 
in  haiosmodi  aliis  casibas  loeam  habere  debere  praeseriptas  cantelas.«  ASso 
aach  an  andern  Tagen  als  gerade  an  Sonntagen  and  aach  in  andern  Fällen 
als  den  7om  allgemeinen  Rechte  anerkannten,  können  die  (Missions-)  BisehÖfe 
kraft  dieser  Fakalt&ten  dispensiren. 
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darf  er  far  dieselbe  ein  Stipendium  annehmen  oder  nicht?  Wir 
wollen  diese  Fragen  im  folgenden  beantworten,  indem  wir  zuerst  die 
Frage  bezüglich  der  Äpfiikation^  sodann  die  bezAglich  des  Slipenr 
dmms  der  Binationsmesse  erledigen. 

a)  Applikation  der  Binattansmesse.  Das  Koneü  von  Trient 
(sesa.  XXIIL  cap.  1  de  reform.)  erklärt«  es  für  ein  göttliches  Gebot,  dasa 
alle  diejenigen,  qnibns  animarum  ewra  comraissa  est,  für  ihre  Pfarr- 
kinder das  hL  Opfer  darbringen.  Benedikt  XIV.  (Balla:  »Cum  sem- 
perc  §.  8)  erklärt  diese  Pflicht  dahin,  dass  (Me  Pfarrer  und  Pfarr^ 
Verweser^  gleichviel  ob  Säkular-  oder  Etegularpriester,  pro  populo  ap- 
piieiren  müssen.  Eine  Pfarrei  als  solche  hat  also  ein  Reckte  dasa 
ihr  Seelsorger  an  allen  Sonn^  und  Feiertagen  eine  hl.  Messe,  aber 
auch  nur  eine  Messe  für  sie  aufopfert.  Hiernach  lässt  sich  die  Frage 
nach  der  Applikationspflicht  leicht  entscheiden.  Ein  Pfarrer  oder 
Pfarrverweser ^  der  sswei  Pfarreien  besorgt,  muss  für  beide  appli- 
ciren;  wer  innerhalb  derselben  Pfarrei  (resp.  nicht  für  zwei  Pfar- 
reien die  hl.  Messe  liest)  bioirt,  ist  nur  gehalten,  die  erste  Messe 
pro  popalo  zu  appliciren ;  ein  anderer  Priester  braucht  gar  nicht  zu 
appliciren,  wenn  der  Pfarrer  (oder  ein  weiterer  Priester)  für  die  be- 
treffende Pfarrei  schon  eine  Messe  applicirt;  also  kann  er  für  die 
erste  Messe  ein  Stipendium  annehmen  i). 

b)  Stipendium  für  die  eweite  Messe,  Wenn  der  binirende  Prie- 
ster die  zweite  Messe  nicht  pro  populo  appliciren  muss,  so  steht  es 
ihm  sicher  fm,  dieselbe  zu  appliciren,  für  wen  und  wie  er  wilL 
UnentgeUlieh  kann  er  diese  zweite  Messe  appliciren  in  jedem  FaUj 
aach  für  Intentionen,  zu  denen  er  sich  durch  ein  Odübde^)  verpflichtet 
hat;  ebenso  kann  er  sie  für  verstorbene  Bruderschaftsmitglieder  dar- 
bringen, für  die  er  nach  den  Bmderschaftsstatuten  eine  oder  mehrere 
Messen  zu  lesen  hat').  Darf  für  die  Binationsmesse  aber  auch  ein 
Stipendium  genommen  werden  ?  In  früherer  Zeit  war  dies  allgemein 
gestattet.  Daher  kommt  es,  dass  man  an  Weihnachten  drei  5tö- 
pendien  annehmen  kann  resp.  2  oder  1,  wenn  man  die  erste  und 
vielleicht  auch  zweite  Messe  pro  populo  appliciren  muss^).  Entgegen 

1)  C.  G.  in  Gamerac.  25.  Sept.  1858,  Act.  S.  Sed.  I.  pag.  11  sqq. 

2)  Hiefur  lisst  rieh  zwar  keioe  aatoritative  EntscheidaDg  anf&hren;  aber 
dieser  Fall  ist  ganz  analog  dem,  wo  man  sich  in  einer  ßmderschaft  za  hl.  Messen 
ver|ifliebtet  hat;  diese  aber  kann  man  dnrch  die  Binationsmesse  erfüllen  (s.  Anm.  Sy 

3)  6o  entschied  die  G.  G.  am  29.  April  1871  (Adone,  Synopsis  canonico- 
litoig.  D.  1004)  —  nnd  am  14.  Sept.  1878  (Act.  S.  Sedis  XI.  pag.  283  sqq.). 
Der  Grand  ist,  weil  es  hier  nicht  eine  strenge  Gerechtigkeitspflicht,  sondern 
nur  eine  Liebespflieht  ist,  die  fraglichen  Sacra  zu  perdoWiren« 

4)  Vgl  Fallottini  1.  c.  n.  4.    Benedikt  XI V.  (Bolla  »Ezpensisc)  be* 
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dieser  frQheren  Praxis  hat  die  Kirche  gegenwärtig  (Weihnachten 
ausgenommen),  um  ja  jede  nnbefagte  iteratio  Missae  zu  verhindern, 
das  Annehmen  eines  Stipendiums  für  die  zweite  Messe  strengstens 
verboten^).  Selbst  auf  wiederholte  Bitten  verschiedener  Bischöfe, 
ihren  Priestern  wegen  grosser  Armut  die  Annahme  eines  Stipendiums 
für  die  zweite  Messe  zu  gestatten ,  gab  die  Kongregation  stets  eine 
abschlägige  Antwort,  Nur  ward  den  Bischöfen  gestattet,  ihren 
Priestern  Dispens  dahin  zu  geben,  dass  sie  die  Application  für  das 
Volk  auf  einen  Wochentag  verschieben  könnten  und  am  Sonntag 
nach  der  Meinung  eines  Stipendiengebers  lesen  dürften ,  wenn  ihnen 
4'AB  sehr  notwendige  Stipendium  sonst  entgehen  würde,  eine  Voll- 
macht, welche  schon  Benedikt  XIV.  den  italienischen  Bischöfen  zu 
Ounsten  armer  Priester  verliehen  hat*}. 

Die  Kirche  suchte  durch  dies  Verbot  zu  verhindern,  dass  ein 
Priester  aus  der  Bination  einen  Vorteil  erlangen  könnte.  Sie  ist  darum 
in  Fällen,  wo  ein  persönlicher  Vorteil  für  den  Priester  ausgeschlossen 
war,  von  ihrem  strengen  Verbote  öfters  abgegangen.  Blosse  Mess- 
stipungen  können  also  nicht  erfüllt  werden,  indem  man  etwa  eine 
Messe  pro  populo,  die  andere  in  der  Meinung  der  Stiftung  applicirt, 
weil  das  einem  Stipendium  für  die  zweite  Messe  gleichkäme;  in 
diesem  Falle  muss  vielmehr  die  Stiftung  an  einem  WocherUage  nach-- 


seichnet  es  aU  eioe  aligemeine  Uebung  [abiqno  fere  receptam  est),  an  Weih- 
nachten drei  Stipendien  anzanehmen.  Er  gestattete  den  spanischen  Priestern, 
welche  hisher  schon  an  Allerseelen  drei  Messen  gelesen  und  dafür  drei  Sti- 
pendien bezogen  hatten,  aach  weiterhin  drei  Stipendien  anzanehmen;  allen 
Priestern  dagegen,  welche  erst  kraft  seines  Indultes  an  Allerseelen  drei  Messen 
lesen  durften,  rerbietet  er  strengstens,  mehr  als  ein  Stipendium,  nämlich  f&r 
4ie  erste  Messe,  anzanehmen. 

1)  Vgl.  C.  C.  19.  Dez.  1835  (Pallottini  n.  24);  11.  Dez.  1875  (Act  8.  Sed. 
IK.  pag.  230  sqq.).  Wann  das  Verbot,  fQr  die  zweite  Messe  ein  Stipendium 
zu  nehmen,  zuerst  erlassen  wurde,  lasst  sich  kaum  nachweisen.  Die  päpstlichen 
und  synodalen  Bestimmungen  des  Mittelalters  erw&hnen  nirgendwo  ein  solches 
Verbot. 

2)  C.  C.  25.  Sept.  1856  (Act.  8.  Sed.  XXVI.  pag.  513).  Benedikt  XIV. 
hatte  bei  dieser  Indulgenz  zunächst  nicht  den  Fall  der  Bination  im  Auge,  son- 
dern gestattete  die  Verlegung  der  Applikation,  damit  ein  armer  Priester  nicht 
einen  sehr  fahlbaren  Nachteil  durch  Entgang  eines  Stipendiums  erlitte.  Dies 
wird  nun  auch  einem  hinirenden  Priester  gestattet,  der  z.  B.  in  heiden  Messen 
appliciren  muss ;  er  kann  dann  eine  Applikation  während  der  Woche  nachholen. 
Wie  aber,  wenn  die  zweite  Messe  frei  ist,  soll  er  da  auch  die  applicatio  pro  po- 
pulo  verlegen,  in  der  ersten  Messe  f&r  den  Stipendiengeher  und  die  zweite  frei 
appliciren,  oder  soll  er  die  erste  Messe  f&r  das  Volk,  die  zweite  f&r  den  Sti- 
pendiengeber lesen,  und  wäre  er  dann  auch  noch  gehalten ,  eine  applicatio  pro  popolo 
nachzuholen?  Diese  Frage  lässt  die  genannte  Congregationsentscheidung  offen. 
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g^uiU  werden^).  Dagegen  bat  die  Congregation  es  im  Jahre  1892 
einem  Vikar  nachgesehen  /  der  fdr  seinen  schon  jahrelang  zum 
Celebriren  nnf&higen  Ptarrer  die  erste  Messe  pro  popnlo  applicirte 
and  dann  für  die  zweite  ein  Stipendium  annahm.  Der  Vikar  hatte 
daraus  keinen  Vorteil ^  indem  ihn  der  Pfarrer  wegen  seiner  Armut 
für  die  applicatio  pro  populo  nicht  entschädigte  ').  Auch  den  Biscköfen^ 
em$dner  Missknm  wurde  schon  früher  vom  hl.  Stuhle  erlaubt,  ex. 
causa  iusta  et  gravi  intercedente  ihre  Priester  zur  Annahme  einea 
BweUen  Stipendiums  zu  ermächtigen  <).  Hier  ist  ebenfalls  kein  Zweifel,, 
dass  der  Vorteil  nicht  eigentlich  der  Person  des  Missionärs  als  viel- 
mehr der  Mission  zukommt. 

Ist  es  nun  auch  nicht  gestattet,  ein  Stipendium  für  die  zweite 
Messe  anzunehmen  unter  der  Bedingung  ^  dasselbe  zu  einem  6«* 
stimmten  guten  Zwecke  zu  verwenden?  Denn  auch  in  diesem  Fall 
hat  der  binirende  Priester  für  seine  Person  keinen  Vorteil ,  und  e» 
kann  dadurch  manches  gtäe  Werk  gefördert  werden.  Die  G.  G.  hat 
die  Stipendienannahme  in  favorem  causae  piae  früher  auch  nicht 
zugegeben,  aber  in  neuester  Zeit  in  einigen  Fällen  gestattet,  beson- 
ders zur  Unterstützung  der  bischöfl.  Seminarien,  so  z.  B.  für  Trier 
1886«),. Freiburg  1888 s)  (bei  letzterem  für  Manual-  und  Stiftungs- 
stipendien ad  quinquennium). 

Indes  sind  manchmal  mit  der  Bination  noch  ganz  besondere 
Besehwerden  verbunden,  zumal  bei  der  Pastoration  zweier  Pfarreien^ 
wo  zur  Me<«e  gewöhnlich  noch  Predigt  und  christliche  Lehre  hinzu- 


1)  C.  C.  am  29.  April  1871  nach  Trier  (Act  S.  Sed.  VI.  526)  und  15.  Sept. 
1888  (Act.  8.  Sed.  XXV.  pag.547  sqq.).  Andere  liegt  der  Fall,  der  am  U.  April 
1894  (Act.  S.  Sed.  XXVL  pag.  688  sqq.)  entschieden  wurde.  Ein  Priester  der 
Erzdiözese  Freibnrg  war  in  eineoi  Stadtchen  Benefiziatf  zafolgedessen  er  an 
den  Sonn"  und  an  drei  Wochentagen  in  der  Intention  der  Stiftung  appli- 
dren  nnd  ausserdem  den  Pfarrer  in  cnra  animarnm  nnterstützen  mnsste» 
Zam  PfarrTerweser  einer  benachbarten  Pfarrei  ernannt,  mneste  er  nun 
biniren.  Er  fragte  also  in  Bom  an,  ob  er  gleichwohl  die  Stiftung  am 
Sonntag  persolviren  könne  oder  dieselbe  verlegen  müsse.  Die  Antwort  lautete: 
er  könne  an  dem  Sonntag  sowohl  pro  populo  als  im  Sinne  der  Stiftung  appli- 
ciren.  Der  Grund  dieser  Entscheidnng  lag  darin,  dass  dieses  Benefizium  ein 
Kuratbeneflzium  war,  dessen  Einkünfte  also  nicht  lediglich  für  die  Besorgung^ 
der  hl.  Messe  bestimmt  waren.  Einen  kleinen  Vorteil  hatte  der  betreffende 
Inhaber  allerdlnga  ron  der  Binationsmesse ;  aber  diesen  hat  jeder  Pfi&rrer  auch,. 
der  an  Sonntagen  für  »wei  Pfarreien  appliciren  kann. 

2)  Acta  S.  Sed.  XXV.  pag.  428  sqq. 
8)  Instr.  d.  Propag.  n.  8. 

4)  Lehmkuht,  Theol.  moral.  IL  n.  191  Anm.  1. 

5)  Heiner,  Kirchliche  Erlasse  der  Erzdiöcse  Freibnrg  pag.  104. 
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kommt.  Sollte  in  Racksicht  auf  diese  ausserordentliche  Müke- 
waltung  Priestern  mit  vielleicht  sehr  spärlichem  Einkommen  nicht 
«ine  Entlohnung  zugestanden  werden  können?  Ohne  Zweifel  ent- 
spricht dies  der  BMigkeü^  und  auch  in  diesem  Falle  werden  die 
meisten  in  der  Bination  keineswegs  für  sich  einen  Vorteil  er- 
blicken, sondern  je  eher,  je  lieber  auf  Bination  nebst  Remu- 
neration verzichten  wollen.  Diesen  umständen  Rechnung  tragend 
hat  denn  auch  die  Congregation  den  binirenden  Priestern  wegen  be- 
sonderer Mühewaltung t  besonders  Predigt  nnd  Katechese^  gestattet, 
eine  Entschädigung  —  salarium  —  anzunehmen,  die  aber  mit  dem 
Stipendium  durchaus  nichts  zu  thun  habe  und  auch  keine  Ver- 
pflichtung einer  Applikation  bedinge;  so  1856  Cambrai,  1861  Köln  ^). 
Auch  können  die  Bischöfe  eine  solche  Entschädigung  aus  StiflungS" 
mittdn  anweisen^. 

4.    Rituelles. 

Eine  rituelle  Verschiedenheit  im  Falle  der  Bination  hat  darin 
ihren  Grund,  dass  die  aweite  (resp.  dritte)  Messe  a  ieiuno  celebrirt 
werden  muss  und  deshalb  keine  ahlutio  in  der  vorhergehenden  Messe 
genommen  werden  darf. 

a)  Der  Priester  darf  die  hl.  Messe  nur  im  Zustand  votlkom^ 
menster  Nüchternheit  feiern;  dies  uralte  kirchliche  Oesetz  gilt  auch 
obenso  streng  von  der  Binationsmesse.  Dies  verlangt  schon  die  Qlossa 
ordin.  zu  der  oben  erläuterten  Dekretale  Alexander's  II.  c.  53  D.  1. 
de  consecr.;  und  fast  alle  obenerwähnten  mittelalterlichen  Synoden^ 
welche  die  Bination  in  gewissen  Fällen  gestatten,  erlauben  sie  nur 
dann,  wenn  der  Priester  in  der  ersten  Messe  die  abliäio  nicht  ge- 
nossen hat;  so  die  Synoden  von  Trier  1227,  Valencia  1255,  Köln 
1280,  Nimes  1284  u.  a.  Also  auch  an  Sonn-  und  Festtagen  darf 
ein  Priester,  der  etwa  aus  Vergesslichkeit  in  der  ersten  Messe  die 
Ablution  getrunken,  keine  zweite  Messe  lesen,  selbst  wenn  das  Volk 
dann  des  M.  Messopfers  beraubt  würde.  Die  Instr.  der  Propag. 
(n.  19)  sagt  erläuternd  zu  den  Worten  Papst  Benedikts  XIV. :  »si  in 
prima  Missa  post  receptionem  Corporis  et  Sanguinis  profusionem  ac- 
ceperit,  non  debet  secundam  Missam  in  praedictis  casibus  celebrare,« 
id  est  etiam  in  casibus^  in  quibus  populus  Sacrificio  privaretur 
diebus  festis.  Indes  wird  er,  wenn  in  diesem  Fall  schweres  Aergemis 
{schlimmer  Verdacht  auf  den  Priester  etc.)  beim   Volke  mit  Recht 


1)  Act.  S.  Sed.  I.  pag.  13  sqq.  ~  2)  Ibidem. 
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befürchtet  wird,  auch  als  oon  ieinnus  die  zweite  Messe  celebriren 
können  ^). 

b)  Wenn  nun  keine  Ablution  genommen  werden  darf,  wie  ist 
der  Kelch  in  der  ersten  Messe  zu  behandeln?  Der  FCelch  durfte 
frfiher  (bis  zum  Jahre  1857)  nümäls  in  der  ersten  Messe  purifizirt 
werden*).  Diese  Vorschrift  gilt  auch  jetzt  noch,  wenn  in  derselben 
Kirdie  binirt  wird;  dagegen  ist  die  Purification  des  Kelches  er- 
laubt, wenn  die  zweite  Messe  in  einer  andern  Kirche  gelesen  wird. 

a)  Bination  in  derselben  Kirche,  Das  Rituale  Romanum  giebt 
hier  (nach  Oarantus  und  Merati)  folgende  Anweisung:  Der  Priester 
trinke  in  der  ersten  Messe  das  hl.  Blut  sehr  sorgfältig,  decke  dann 
den  Kelch  mit  Patene  und  Palla.  Hierauf  bete  er  mit  gefalteten 
Händen  »Quod  ore  etc.c  und  dbluire  dann  unter  den  Worten  »Cor- 
pus tuum  etc.c  die  Finger  in  aliquo  vase  mundo  (vgl.  Rubr.  Missae 
de  defect.  IX.  o.  4),  wozu  das  gewöhnliche  Ählutionsgefäss  (wie  nach 
Austeilung  der  Kommunion)  gebraucht  werden  kann,  worauf  er  die 
Finger  mit  dem  Purifikatorium  trocknet.  Darauf  decke  er  den 
Kelch  (ohne  das  L()ifelchen  hineinznlegen  und  ohne  dass  das  Purifi- 
katorium die  Stellen  berührt,  wo  vorher  das  hl.  Blut  gewesen)  und 
lasse  ihn  auf  dem  Korporale  stehen.  Nach  der  Messe  kann  man 
den  Kelch  entweder  auf  dem  AJUar  stehen  lassen  oder  in  die 
Sakristei  verbringen,  wo  er  bis  zur  zweiten  Messe  auf  einem  Korporale 
(oder  Palla)  ruhend  an  einem  decenten  Orte  verschlossen  aufbewahrt 
wird.  In  der  folgenden  Messe  darf  man  den  Kelch  nicht  ausser- 
halb des  Korporale  stellen  und  mit  dem  Purifikatorium  nicht  aus- 
wischen. Früher  musste  dies  Verfahren  immer  beobachtet  werden 
und,  wenn  man  in  einer  andern  Kirche  binirte,  musste  der  in  der 
ersten  Messe  gebrauchte  Kelch  mitgenommen  werden  (man  band 
das  Velnm  fest,  ähnlich  wie  am  Gründonnerstag).  Ein  Dekret  der 
Bitenkongregation  vom  12.  Sept.  1857,  approbirt  am  11.  M&rz 
1858,  gestattet  bei  Bination  in  jBwei  verschiedenen  Kirchen  folgen- 
den Ritus : 

ß)  Der  Kelch  darf  pwrifiairt  werden.  Die  Congr.  rituum  giebt 
fär  diesen  Fall  folgende  Instruktion :  Man  soll  das  hl.  Blut  sehr 
sorgfältig  trinken,  darauf  den  Kelch  mit  der  Falla  bedecken.  Dann 
solle  man  in  der  Mitte  mit  gefalteten  Händen  beten:  »Quod  ore 
snmpsimus«  und  hierauf  die  Finger  oMuiren  admoto  aquae  vasculo, 


1)  Vgl.  Lehmkuhl,  Theol.  moral.  II.  n.  162. 

2)  Fftr  die  erste  und  zweite  Messe  an  Weihnachten  ist  dies  durch  De- 
kret der  Bitenkongregation  vom  16.  September  1703  verhoten. 
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währenddessen  man  spricht:  »Gorpas  taurn  etc.c  Dann  sei  die  Palla 
abzanehroen  und  der  Kelch,  der  indes  auf  dem  Korporale  bleibt, 
wie  gewöhnlich  zu  decken.  Nach  dem  letzten  Evangelium  solle  man 
die  Tropfen  des  hL  Blutes,  die  sich  etwa  gesamroelt,  auf  derselben 
Seite  trinken,  wo  man  auch  vorher  das  hl.  Blut  getrunken.  Dann  solle 
man  Wasser  eingiessen,  wenigstens  so  viel  als  Wein  bei  der  Opferung 
eingegossen  wurde,  den  Kelch  schwenken  und  das  Wasser  in  ein 
hereüstehefhdes  Gefäss  giessen.  Jetzt  könne  man  den  Kelch  aus- 
wischen, decken  und  vom  Altare  gehen;  zur  zweiten  Messe  könne 
man  diesen  jetzt  purifizirten  Kelch  oder  einen  andern  gebrauchen. 
Das  zur  Purifikation  gebrauchte  Wasser  könne  man  in  einer  spä- 
teren Messe  nach  der  Kommunion  sumiren  oder  von  Flachs  oder 
Baumwolle  aufsaugen  lassen  und  dieses  dann  verbrennen  oder  all- 
mählich auftrocknen  lassen  oder  in*s  Sakrarium  schütten^). 

1)  Das  genannte  Dekret  der  Congr.  ritnnm  abgedruckt  in  den  Acta  S.  Sed.IIL 
pag.  003—605  nnd  im  Anhang  des  Bituale  Romannm.  Hartmann,  Bepertorinm 
ritunm,  führt  das  demittere  in  piscinaui,  das  im  Dekret  genannt  ist,  nicht  an.  — 
Der  Modus,  dass  man  nach  der  Kommnnion  den  Kelch  erst  mit  Wein,  dann  mit 
Wein  and  Wasser  parifizirt  und  beides  in  ein  besonderes  GefSss  giesst,  am  es 
in  einer  späteren  Messe  za  gemessen,  ist  nach  den  allgemeinen  kirchlichen  Be- 
stimmungen nicht  gestattet. 
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3.    Die  Uterae  testimoniales  fOr  die  Weiiien  nacii  dem 

neuesten  Kircfienrechte. 

Von  Sabregens  Dr.  Martin  Leitner, 

Die  Pflicht,  ein  Zeugnis  über  die  Würdigkeit  des  angebenden 
ESerikers  oder  Ordinanden  zu  verlangen,  entspringt  dem  bedingten 
Natorrechte.  Ist  nämlich  der  klerikale,  in  erster  Linie  der  Priester- 
stand,  jener  Bemf,  der  an  Erhabenheit  seines  gleichen  sucht,  so  folgt, 
dass  der  Candidat  dieses  Standes  nichts  an  sich  tragen  darf,  was 
der  Würde  desselben  widerspräche  und  weiter,  dass  der  Bischof, 
welcher  zu  diesem  Stande  befördert,  nar  Würdige  zulassen  darf. 
Wenn  nun  der  Erteiler  der  Weihen  aus  eigener  Erfahrung  nicht  im 
Stande  ist,  über  die  Würdigkeit  des  Ordinanden  zu  urteilen,  weil 
dieser  eben  ferne  weilte  von  dem  Sprengel  des  betreffenden  Bischofs, 
so  folgt,  dass  der  Ordinirende  sich  das  Zeugnis  anderer  zu  erholen 
hat,  welche  dem  Weihekandidaten  in  seiner  Entfernung  von  der 
Di()cese  nahe  standen.  Dieses  Zeugnis  darf  jedoch,  wie  es  sich  von 
selbst  versteht,  nicht  von  dem  Nächstbesten  ausgestellt  werden ;  es  wird 
vielmehr  hiezu  eine  Person  gefordert,  welche  in  ihrer  amtlichen 
Stellung  die  Bürgschaft  bietet,  dass  sie  Leichtsinn  und  Betrug  fem 
halte :  und  das  ist  der  Bischof,  dessen  Jurisdiktion  der  Aufenthaltsort 
des  Candidaten  untersteht.  Was  im  Naturrechte  grundgelegt  ist, 
hat  der  hl.  Paulus  angedeutet  mit  den  Worten:  „Keinem  lege  vor- 
schnell die  Hände  auf  und  mache  dich  nicht  zum  Teilnehmer  an 
fremden  Sünden!''    1.  Tim.  V.  22. 

Das  Eirchenrecht  hat  diese  Forderung  genauer  bestimmt,  um 
ganz  klar  zu  sein,  sollen  hier  vorerst  einige  Ausdrücke  festgestellt 
werden.  Man  unterscheidet  nämlich  verschiedene  Literae :  dimissoriae, 
dimissoriales,  formatae,  commendatitiae,  testimoniales. 

Fast  alle  diese  könnte  man  mit  mehr  oder  minderem  Becht 
literae  testimoniales  heissen ;  die  beiden  ersteren,  weil  sie  gewöhnlich 
ein  Testimonium  mitenthalten,  die  letzteren,  weil  sie  wirklich  Zeug- 
nis ablegen.  —  Doch  sind  die  beiden  ersteren  eine  Aeusserung  der 
Willensthätigkeit ,  während  die  letzteren  eine  Erkenntnis,  ein  Urteil 
offenbar  machen.  Es  sind  nämlich :  1)  Literae  dimissoriae  (remissoriae^ 
«Exeaf,  ezcardinationis)  die  schriftlichen  Dokumente  für  den  förm- 
lichen Entlass  aus  dem  Diöcesanverband ,  während  2)  die  L.  dimis- 
soriales  die    einem  Bischöfe    (Abt)    vom    Diöcesanbischof  erteilte 

Archiv  für  Kiroheoreeht  LXXVII.  6 


82  Literat  testimoniales  nach  nettestem  Rechte, 

Befugnis  enthalten,  Untergebene  dieses  Di^k^esanbischofes  zu  weihen. 
Mit  beiden  verbindet  sich  naturgemäss  auch  ein  Zeugnis  über  die 
kanonische  Würdigkeit  der  so  „  Entlassenen  "*.  8)  Literae  formatae 
geben  Zeugnis  vom  Empfang  der  Tonsur  oder  der  Weihen,  sind 
darum  nu»  eine  Unterabteilung  von  den  L.  testimoniales  im  weiteren 
Sinne;  4)  die  Literae  commendatitiae  vollends  unterscheiden  sich 
von  den  L,  testimoniales  nur  durch  die  Zweckbestimmung,  insofern 
dieselben  nicht  für  den  Empfang  der  hl.  Weihen,  sondern  zu  andern 
Zwecken,  namentlich  für  Zulassung  zum  Gelebriren  auf  Beisen, 
gegeben  werden.  Es  bleibt  uns  nach  dieser  Ausscheidung  nur  der 
Begriff  der  Literae  testimoniales  behufs  Empfanges  von  Weihen  zu 
erörtern  übrig.  Doch  wollen  wir  die  genaue  Definition  in  synthetischer 
Methode  zu  gewinnen  suchen  durch  Beantwortung  folgender  Fragen : 

I.  Wann  hat  der  Bischof  der  Ordination  (Abt)   die  Literae 

testimoniales  zu  fordern? 
n.  Wie  sind  die  Testimoniales  auszustellen? 
IlL  Wie  können  dieselben  ersetzt  werden? 

I.  Wann  hat  der  Bischof,  welcher  ordiniren  soll,  die  Testi- 
moniales zu  fordern?  Zuna<^hst  sollen  alle  jene  Fälle  als  Antwort 
hier  aufgezählt  werden ,  in  welchen  das  Recht  die  Testimoniales 
vorschreibt : 

1.  Das  Concil  von  Trient  bestimmt  in  der  23.  Sitzung  cp.  8. 
de  Bef. :  „Si  quis  ab  alio  (ac  a  propria  Episcopo)  promoveri  petat, 
nullatenus  id  ei,  etiam  cuiusvis  generalis  aut  specialis  Bescripti  vel 
Privilegii  praetextu,  etiam  statutis  temporibus  permittatur,  nisi  ejus 
probitas  ac  mores  Ordinarii  sui  testimonio  commendentur.**  —  Sollte 
demnach  ein  Bischof  auch  ganz  besondere  Vollmachten  aufweisen 
können,  Jedermann,  auch  ohne  Entlassbriefe  (L.  dimissoriales)  zu 
weihen,  der  Testimoniales  von  selten  des  Ordinarius  kann  er  doch 
nie  und  nimmer  entraten.  Würde  er  ohne  Testimoniales  weihen,  so 
wäre  der  ordinirende  Bischof  auf  ein  Jahr  von  der  Erteilung  der  Weihen 
suspendirt,  der  Ordinirte  aber  von  der  Ausübung  der  erteilten  Ordines, 
solange  es  seinem  Ordinarius  gut  dünkt;  Tridentinum,  23.  sess.  8.  cp. 
de  Ref. 

2.  Innocena  XIL  gibt  in  seiner  Constitution  „Speculatores  domus 
Israel^  vom  4.  November  1694  mehrere  Fälle  an,  in  welchen  Testi- 
moniales ausdrücklich  gefordert  werden  müssen.  Diese  Fälle  betreffen 
namentlich  solche  Weihekandidaten,  welche  mehrere  Episcopi  propra 
auf  Orund  der  4  verschiedenen  Weihetitel  haben,  lassen  sich  aber  in 
den  Satz  zusanmaenfassen :  ,,  Wenn  der  Untergebene  eines  ordinirenden 
Bischofes  in  einer  andern  Diöcese  so  lange  verweilte,  dass  er  dort 
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«in  kanonisches  Hindernis  kontrahiren  konnte,  so  bedarf  er  der 
Testimoniales  des  Bischofes  jenes  Ortes/  Damit  kommen  wir  zur 
letzten  Bestimmmig,  die  sich  in  der  Gonst.  «Apostolicae  Sedis*"  Pius  IX. 
vom  12.  Okt.  1869  findet. 

8.  Diese  Constitution  «Apostolicae  Sedis*  bestimmt  unter  den 
«uspensiones  1.  s.  Summe  Pontifici  reseryatae,  sub  n.  8. : 

^Suspensionem   per   annum   ab  ordinum  administratione  ipso 

Jure  incurrunt  ordinantes etiam  subditum  proprium,  qui  alibi 

tanto  tempore  moratus  sit,  ut  canonicum  impedimentum  contrahere 
ibi  potuerit,  absque  Ordinarii  ejus  loci  literis  testimonialibus." 

Eine  genaue  Exegese  dieser  Straf  bestimmung  wird  Antwort  geben 
auf  die  oben  gestellte  Frage.  Drei  Ausdrücke  in  derselben  bedürfen 
«iner  näheren  Erläuterung :   ordinantes ,  tanto  tempore  imd  potuerit. 

a.  .Ordinantes*^  will,  natürlich  erklärt,  nichts  anderes  sagen 
als:  ordinem  conferentes.  Es  entsteht  hier  aber  die  Frage:  Wenn  ein 
Bischof  nicht  eine  Weihe,  sondern  die  Tonsur  erteilen  will,  gilt  für 
ihn  auch  dann  die  Notwendigkeit,  Testimoniales  zu  fordern,  und  unter- 
steht er  demnach  obiger  Straf  bestimmung  ?  Auch  zum  Emp&ng  der 
Tonsur  sind  die  Literae  testimoniales  unter  der  oben  angefahrten 
Strafe  gefordert;  das  ergibt  sich  klar  und  deutlich  aus  der  Con- 
stitution «Speculatores*'  von  Innocenz  XII.  n.  3.  u.  7.,  sowie  aus 
ainer  Entscheidung  der  S.  C.  Goncilii  vom  11.  Juni  1881. 

Eine  diesbezügliche  Anfrage  lautete :  An  Episcopus  0.  (»=  Ordi- 
nans)  primam  tonsuram  conferre  valeat  Hyadntho  .  .  .  accedente 
Ordinarii  originis  consensu,  sine  literis  testimonialibus  in  casu? 
S.  C.  C.  d.  11.  Junii  1881  respondit:  Negative.  —  Hieraus  ergibt 
sich,  dass  alle  für  den  Empfang  der  Ordines  zu  stellenden  Forderungen 
in  gleicher  Weise  für  den  Empfang  der  Tonsur  gelten. 

b.  «Tanto  tempore*'.  Welcher  Zeitraum  des  Aufenthaltes  reicht 
aus,  um  ein  kanonisches  Hindernis  zu  kontrahiren?  Allgemein  ge- 
sprochen genügt  ein  sehr  kurzer  Zeitraum,  um  ein  solches  Hindernis 
^cb  zuziehen  zu  können.  Doch  ist  hier  der  Satz  „tanto  tempore  alibi 
morari,  ut  canonicum  impedimentum  contrahere  ibi  possit*  juridisch 
aufisofassen.  Die  Eanonisten  fordern  gewöhnlich  einen  Zeitraum  von 
S  Monaten;  so  z.  B.  Äichner:  Gompendium  Jur.  EccL,  editio  7., 
pg.  30  in  der  Note  zur  citirten  suspensio  n.  3. 

Derselbe  sagt:  ^Per  notabile  tempus*,  Bit  Lucidi:  visitatio 
fls.  liminum,  I.  164.,  einteilige  commorationem  per  aliquot  (6)  menses, 
8ea  tale  tempus  propter  quod  in  casu  matrimonii  testimonium  Status 
liberi  requiritur*;  ähnlich  Santi:   in  Appendice  ad  tit.  XI.  n.  3. 

6» 
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Doch  ist  nunmehr  die  Frage  durch  mehrere  Reskripte  der  Concils- 
kongregation  geklärt. 

Man  hat  jetzt  stets  zu  unterscheiden  zwischen  Weihekandidaten, 
welche  Militärdienste  leisteten,  und  allen  übrigen.  Hinsichtlich 
ersterer  schrieb  die  S.  C.  Concilii  an  den  Brzbischof  von  Fermo  am 
9.  September  1893:  „Literas  testimoniales  esse  necessarias,  quoties 
promovendus  moratus  fuerit  in  aliqua  dioecesi  saltem  per  trimesire.'^ 
Betrachtet  man  diese  Antwort  ohne  Rücksicht  auf  die  Anfrage,  so 
könnte  man  leicht  zu  dem  Scbluss  kommen,  es  gälte  der  Zeitraum 
von  drei  Monaten  für  oMe  Weihekandidaten.  Doch  der  Bischof  von 
ürgel  stellte  hierüber,  sowie  über  die  Testimoniales  im  allgemeinen, 
mehrere  Anfragen^  zu  deren  Beantwortung  nach  reiflicher  Prüfung 
die  hl.  Concilskongregation  am  26.  Januar  1895  folgendes  Reskript 
erliess : 

„Pro  clericis  ordinandis /am  m^^^io^  addictis,  sub  poena  a  Const. 
„Apostolicae  Sedis"  (n.  3)  comminata,  requiri  literas  testimoniales 
Ordinarii,  in  cujus  dioecesi  per  trimestre  commorati  fuerint;  —  et 
quatenus  Ordinarii  literae  plenum  testimonium  non  reddant,  Epis- 
copus,  obtenta  ad  hoc  facultate  ab  Apostolica  Sede,  provideat  per 
juramentum  suppletorium."  Der  zweite  Teil  dieser  Antwort  gehört 
zwar  nicht  hierher,  allein  wir  wollten  das  Reskript  in  seinem  ganzen 
Wortlaute  vorführen,  kommen  aber  auf  den  2.  Teil  weiter  unten 
zurück. 

Aus  den  beiden  Antworten  ergibt  sich  mit  Klarheit :  Wer  als 
Soldat  wenigstens  drei  Monate  in  einer  fremden  Diöcese  weilte, 
benötigt  die  lit.  testimoniales  des  Ortsordinarius;  verweilte  er  in 
mehreren  fremden  Diöcesen  drei  Monate  hindurch,  so  bedarf  er  eben* 
sovieler  Testimoniales,  als  er  in  fremden  Diöcesen  während  dieser  Zeit,^ 
(trimestre)  verweilte.  —  Diese  Verschärfung  hinsichtlich  der  Zeit  des 
Aufenthaltes  war  nicht  durchwegs  mehr  neu.  Schon  am  27.  November 
1892  hatte  die  S.  G.  super  Disciplina  Regularium  dasselbe  für  alle 
Ordensleute  verfügt,  welche  den  Militärdienst  geleistet  oder  zu 
leisten  haben. 

Dass  für  die  Zeit  des  Dienstes  unter  den  Waffen  strengere  Ver- 
fügungen getroffen  wurden  als  für  die  gewöhnlichen  Verhältnisse  der 
angehenden  Kleriker,  darf  nicht  Wunder  nehmen,  da  ja  die  Kaserne 
nicht  gerade  zu  den  Tugendschulen  gehört.  Doch  ist  bei  unseren 
deutschen  Verhältnissen  in  Vergleich  zu  anderen  Ländern  die  Last, 
die  Testimoniales  zu  fordern,  nicht  gerade  allzugross,  da  ja  wenigstens 
in  Deutschland  Garnisonswechsel  verhältnismässig  sehr  selten  ist. 
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Was  gilt  nun  far  die  Weihekandidaten,  welche  nicht  Militär- 
dienste geleistet  haben  ?  Es  bleibt  bei  der  alten  Ansicht  der  Eanonisten ; 
ja,  di^e  wurde  sogar  durch  die  Antwort  der  S.  C.  Goncilii 
an  den  Bischof  von  ürgel  noch  befestigt.  Denn  die  Frage  lautete : 
Sind  für  aUe  Fälle  die  Testimoniales  zu  fordern  ?  Die  Antwort  aber 
spricht  nur  von  den  Weihekandidaten  ^  welche  dem  MüUärstcmde 
angehörten.  Man  darf  darum  argumento  a  sensu  contrario  sagen; 
Da  hier  Gelegenheit  für  die  Concilskongregation  gegeben  war,  ja 
sogar  —  zur  Verhütung  von  Irrtümern  —  die  Pflicht,  sich  aus- 
zusprechen, die  hl.  Kongregation  es  aber  nicht  that,  so  folgt,  dass 
Bie  es  für  die  übrigen  Weihekandidaten  bei  der  Ansicht  der  Gelehrten 
beliess,  welche  mit  Grund  einen  Zeitraum  Yon  sechs  Monaten  zur  For- 
derung der  Testimoniales  verlangen. 

Ist  aber  der  Zeitraum  von  sechs  (3)  Monaten  gegeben,  so  besteht 
damit  stets  die  Pflicht,  die  Testimoniales  zu  fordern,  mag  nun 
der  Aufenthalt  in  der  fremden  Diöcese  ein  freiwiUiger  oder 
gezwungener  gewesen  sein;  mag  der  ordinirende  Bischof  seinen 
Weihekandidaten  durch  und  durch  oder  gar  nicht  kennen ;  es  handelt 
sich  ja  hier  auch  um  die  Erfüllung  eines  poritiven  Eirchengebotes. 
Auch  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  der  Weihekandidat  einen  Ordo 
schon  empfangen  hat  oder  erst  die  Tonsur  erhalten  soll;  ja  wenn 
er  die  Testimoniales  für  eine  bestimmte  Weihe  ausgestellt  erhalten 
hat  und  es  verzögert  sich  seine  Weihe  und  zugleich  sein  Aufenthalt 
in  der  fremden  Diöcese  auf  weitere  sechs  (3)  Monate,  so  müssten  ihm 
TFestimoniales  neuerdings  ausgestellt  werden. 

c.  Das  dritte  Wort,  dessen  Erklärung  uns  beschäftigt,  ist 
«potuerit^.  Zum  Teil  liegt  die  Erklärung  schon  im  Vorausgehenden, 
nämlich  in  der  Bestimmung  der  Zeit,  in  welcher  ein  kanonisches 
Hindernis  kontrahirt  zu  werden  pflegt.  Zum  Teil  gibt  uns  hierüber 
die  Frage  Aufechluss:  Von  welchem  ÄÜer  an  gilt  die  Forderung 
der  Testimoniales  bei  einem  Aufenthalt  von  sechs  (3)  Monaten  ?  —  Wir 
haben  in  diesem  Falle  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Bischöfe  der 
Geburt  und  jedem  andern  fremden  Bischöfe.  Der  Episcopus  originis 
kann  und  soll  stets  das  Zeugnis  ausstellen  über  gesetcliche  Oehuri  und 
AUer.  Für  einen  jeden  andern  Bischof  gilt  die  Pflicht,  die  Testi- 
moniales auszustellen,  bezw.  für  den  Episcopus  ordinans,  sie  zu  fordern 
nur  dann,  wenn  der  Weihekandidat  von  vollendetem  7.  Jahre  an  in  der 
fremden  Diöcese  verweilte.  Man  vergleiche  hierüber  SanH:  Com- 
mentarii  in  1.  L  deeretalium  t.  XI.  (in  appendice  n.  6,  pg.  156; 
editio  3.*),  Honorante:  Praxis  Secretariae  Tribunalis  Cardinalis 
in  Urbe  Vicarii  cp.  IX.  not.  X.  etc. 
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Aus  dem  Voi^ef&hrten  ergibt  sich  klar,  dass  das  Eirchenrecht 
weit  strenger  ist  in  der  Forderung  der  Testimoniales  ffir  den  Empfang 
der  Weihen  als  ffir  den  Eintritt  in  einen  Orden.  Dort  verlangt  es 
das  Zeugnis  des  Ordinarius  fär  den  Aufenthalt  vom  Tollradeten 
7.  Jahre  an  für  jedes  Halbjahr  (Vierteljahr),  hier  dagegen  erst  ftr 
einen  solchen  vom  vollendeten  15.  Jahre  an  und  zwar  nur  ffir  ein 
volles  Jahr;  vgl.  das  Dekret  der  S.  C.  super  statu  Begularium^ 
d.  25.  Jan.  1848.  n.  1. 

Stellen  wir  nochmal  die  obige  Frage  «Wann  hat  der  Bisdiof«. 
welcher  ordiniren  soll,  die  Testimoniales  zu  fordern?'',  so  lautet 
nuhmehr  die  Antwort:  Er  hat  sie  sowohl  zur  Erteilung  der  ersten 
Tonsur  als  auch  der  Weihen  (niedere  und  höhere)  zu  erbitten,  wem» 
der  Weihekandidat  von  seinem  vollendeten  7.  Lebensjahre  an 
wenigstens  sechs  (3)  Monate  in  einer  fremden  Diöcese  weilte. 

IL  Wie  sind  die  Testimoniales  auszustellen? 

Diese  etwas  allgemeine  Frage  Iftsst  sich  genauer  in  drei  unter- 
geordnete Fragen  zerlegen,  nämlich :  1)  Wer  kann  und  muss  sie  aus» 
stellen?  2)  Was  ist  der  Inhalt  dieses  Zeugnisses?  3)  Welches  ist  die 
Form  dieser  Literae? 

Ad  1.    Wer  kann  und  muss  die   Testimoniales   ausstellen? 

Zunächst  schicken  wir  voraus,  dass  die  amtliche  Person,  welche 
die  Lit.  testimoniales  ausstellen  kann,  verpflichtet  ist  durch  das  all- 
gemeine Eirchenrecht,  dieselben  zu  verabfolgen,  sobald  sie  gefordert 
werden.  Damit  ist  ein  Teil  der  Frage  erledigt  Es  bleibt  nur  übrig : 
wer  kann  die  Testimoniales  ausstellen? 

Ausstellen  kann  sie  nicht  der  Pfarrer  jenes  Ortes,  an  welchem 
der  Weihekandidat  lebte,  obwohl  er  vielleicht  an  sich  bessere 
Kenntnis  über  die  Würdigkeit  des  zu  Weihenden  hätte. 

Ausstellen  kann  sie  nicht  der  Obere  des  Seminars,  der 
Studienanstalt  u.  s.  w.,  an  welcher  der  Weihekandidat  ausserhalb 
seiner  Diöcese  verweilte.  Früher  freilich  hat  die  S.  C.  Condlii  in 
mehreren  Antworten  das  Zeugniss  des  Seminarobem  fKr  hinreichend 
erklärt,  allein  in  den  beiden  Reskripten  vom  11.  Juni  1840  in  Spöktana 
et  ReaUna  u.  vom  14.  Juli  1894  in  Parentina  et  Polen,  besteht 
sie  darauf  „necessario  exigendas  esse  literas  testimoniales  a  respeetkns 
Ordinariis  lad*,  obwohl  in  letzterem  Falle  die  beiden  Ordinarien 
(von  Oürz  und  Triest)  ihre  Erkundigungen  über  die  Weihekandidaten 
nur  einziehen  konnten  von  den  Seminarobem,  von  denen  der  eine 
(von  Triest),  dem  Bischöfe  von  Parenzo-Pola  vollständig  unterworfen 
war,  der  andere  (von  Görz)  wenigstens  mit  diesem  Bischöfe  in  eng^ 
Fühlung  stand. 
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Ausstellen  dagegen  kann  sie  —  wie  wir  soeben  sahen  —  der  Ordi- 
nmrim  loci;  se  die  Constitntionen  ^Specidalares*  nnd  ^Äpostolicae 
Sedis^,  80  das  oben  dtirte  Bescript  in  Farmtina  et  Polen,  unter 
den  Ansdrack  Ordinarins  fallen:  die  Bischöfe,  die  apostolischen 
Vikare  nnd  Administratoren,  die  Fr&laten  und  Prftfekten,  welche 
Jurisdiktion  über  ein  geiremmiea  Gebiet  besitzen,  sowie  deren  Offizialen 
oder  General-Yikare ;  dann  bei  erledigtem  Sitze  die  Gapitnlarvikare 
oder  rechtmässigen  Administratoren.  Diese  ErUämng  des  Wortes 
vOrdinarins',  zunächst  geltend  für  die  Ehesachen,  ist  entnommen  dem 
Dekrete  der  hL  Inquisitionskongregation  Tom  20.  Februar  1888. 

Dass  die  goiannten  Ordinarien  die  Testimoniales  ausstellen 
können,  darüber  besteht  im  allgemeinen  kein  Zweifel ;  nur  hinsicht- 
lich des  Genercivikara  (Offizials)  glauben  manche  eine  Ausnahme 
aufstellen  zu  müssen  mit  Berufung  auf  Monacelli :  Legale  practicum 
formularium,  p.  I.  t.  IV.  form.  IX.  n.  9.  Dort  wird  nämlich  eine 
Antwort  der  Condlskongregation  angeführt,  welche  die  Vollmacht, 
Testimoniales  auszustellen,  dem  Generalvikar  abspricht.  Trotzdem 
glauben  wir  die  Ansicht  festhalten  zu  sollen,  dass  auch  der 
Gmeralvikar  ohne  Spezialmandat  zu  diesem  Akt  befugt  ist. 
Denn  die  von  Monacelli  citirte  Antwort  ist  sehr  zweifelhafter 
Existenz.  Allen  übrigen  Eanonisten  unbekannt,  enthält  sie  weder  das 
Datum,  wann  sie  ausgefertigt,  noch  den  Ort,  wohin  sie  gerichtet,  noch 
irgend  welchen  Ciontext,  so  dass  man  mit  Recht  schliessen  muss,  es 
könnte  sich  hierbei  um  Ausstellung  von  Dimissorialien  handeln,  zu- 
mal diese  früher  nicht  selten  mit  dem  Ausdrucke  , Testimoniales'' 
bezeichnet  wurden.  —  Der  Generalvikar  ist  in  Wahrheit  Ordinarius, 
vgl.  Barbosa:  Jus  Universale,  p.  I.  c.  XV.  n.  17.  —  Die  Vollmacht, 
Testimoniales  auszustellen,  wird  aber  in  der  Constitution  «Apostolicae 
Sedis'  ausdrücklich  dem  Ordinarius  eingeräumt,  während  in  der 
nämlichen  Constitution  die  Gewährung  von  Dimissoriales  nur  dem 
Bisehafe  zugestanden  wird.  Demnach  können  wir  ruhig  sagen :  der 
Generalvikar  kann  als  Ordinarius  die  Testimoniales  ausstellen. 
Über  allen  Zweifel  erhaben  aber  ist  die  Vollmacht  des  Generalvikars 
dann,  wenn  ihm  die  Ausstellung  auch  der  Dimissoriales  vom  Becht 
eingeräumt  ist. 

Ad  2.    Welches  ist  der  Inhalt  der  Testimoniales? 

Nach  der  Constitution  «Speculatores''  soll  das  Zeugnis  sich 
erstrecken  auf  »die  (legitime)  Geburt,  das  Alter,  die  sittliche  Führung 
(mores  et  vita)**;  nach  dem  Sinne  der  Constitution  »Apostolicae 
Sedis*  auch  auf  die  Freiheit  von  kanoischen  Hindernissen  (Irregulari- 
täten, Censuren).    Die  analoge  Bestimmung  betreffs  der  Ordensleute 
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lautet  nach  dem  Dekrete  der  S.  C.  super  Statu  Begularium  vom 
25.  Januar  1848  n.  2  also:  Testimoniales  pro  regularibus  referre 
debent:  „de  natalibus,  aetate,  moribus,  yita,  fama,  oondiüone, 
educatione,  scientia ;  an  sit  inquisitus,  an  aliqua  censura,  irregularitfl^» 
aut  alio  canonico  impedimento  irretitus,  aere  alieno  gravatus  vel 
reddendae  alicujus  administrationis  obnoxius/ 

Es  soll  bei  Ausstellung  der  Testimoniales  der  Zweck  beobachtet 
werden;  denn  Testimoniales,  ausgestellt  zum  Zwecke  einer  Beise 
(s  commendatitiae),  gelten  nicht  für  den  Empfang  einer  Weihe. 
Desgleichen  gelten  Testimoniales,  verfasst  zum  Empfang  einer  niederen 
Weihe,  nicht  für  den  Empfang  einer  höheren  z.  B.  des  Presbjterates. 
Doch  haben  Testimoniales  für  höhere  Weihen  (z.  B.  Priesterweihe) 
Geltung  für  alle  niederen  nach  der  bekannten  35.  Bechtsregel  in  6  <^ : 
„Plus  semper  in  se  continet  quod  est  minus*'. 

Ad  3.  In  welcher  Form  hat  der  Ordinarius  des  Aufenthaltsortes 
sein  Zeugnis  abzugeben?  Zur  Erlaubtheit  der  Weiheertheilung  ist 
keine  besondere  Form  vorgeschrieben.  Das  Zeugnis  kann  mündlich 
gegeben  werden  (viva  voce),  durch  einen  Privatbrief,  durch  ein 
offizielles  Schreiben.  —  Die  Testimoniales  in  offizieller  Form, 
wenigstens  nachträglich,  zu  geben  ist  insofern  vorgeschrieben,  als 
die  Testimoniales  im  Diöcesanarchiv  aufzubewahren  sind. 

In  den  Literis  formatis  ist  der  Testimoniales  ausdrücklich 
Erwähnung  zu  thun  gemäss  der  Constitution  „Speculatores*  n.  4. 

Das  Formular  für  die  Literae  testimoniales  lautet  (nach  Caspari: 
Tractatus  de  s.  Ordinationen  voL  II.,  allegatum  II.  n.  lY.  pg.  319) 
ungefähr  so :  (der  Ordinarius  ist  in  diesem  Falle  nicht  Ord.  originis). 

Cum  N.  a  B.  P.  D.  episcopo  N.,  suo  Ordinario,  ad  primam 
tonsuram  (4  minores  ordines,  subdiaconatum,  diaconatum,  presbyteratum 
vel  ad  omnes  ordines  usque  ad  presbyteratum  inclusive)  promoveri 
cupiat,  propterea  a  Nobis  testimoniales  literas  super  vita  et  moribus  ad 
formam  const  s.  m.  Innocentii  XII.  quae  incipit  „Speculatores*, 
humiliter  requisivit,  hinc  tenore  praesentium  notum  facimus  et  at- 
testamur  praedictum  N.  nullius  ceusurae  vinculo,  nee  alio  canonico 
impedimento  quo  a  suscipienda  dicta  clericali  tonsura  (4  minoribus 
ordinibus  etc.)  arceri  aut  teneri  possit  (quoad  sciamus),  irretitum  esse 
per  totum  tempus  quo  in  hac  dioecesi  mansit,  nempe  (e.  gr.)  a 
mense  Augusti  1894  usque  ad  mensem  Maj.  1895,  sed  fuisse  et 
esse  in  statu  libero  et  soluto,  bonis  moribus,  vita  et  fama  imbutum, 
prout  ex  legiümis  documentis  in  nostra  Curia  constare  fecit. 

Datum  etc. 
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ni.    Wie  können  die  TestimonialeB  ersetzt  werden? 

Wer  mOehte  bezweifeln,  dase  es  viele  Fälle  gibt,  in  welchen 
^ie  Ausstellung  der  Testimoniales  geradezu  unmöglich  ist  ?  Gar  viele 
Ordinarien  hab^  das  nämliche  zu  bestätigen  ^  was  der  Bischof  von 
ITrgel  der  hl.  Congregation  klagte:  «Kaum  ist  Jemand  zu  finden, 
der  über  alle  diese  Funkte  [natales,  vita,  fama  etc.]  Zeugnis  geben 
Icömite,  da  ja,  wie  es  meistens  geschieht,  diese  Jünglinge  allen  un- 
bekannt sind,  besonders  wenn  es  sich  um  volkreiche  Städte  handelt, 
in  welchen  sie  nur  kurze  Zeit  sich  aufhielten.''  Darum  stellte  der 
nfimliehe  Bischof  von  XJrgel  ad  S"^  die  Anfrage:  „ITtrum  sufftdentes 
censendae  sint  Literae  testimoniales  alieni  Episcopi,  quando  testatur 
fiihä  constare  de  ordinando,  eo  quod  nemo  sit  qui  de  ordinando  testi- 
monium  reddere  possit»  cum  sit,  ut  judicatur,  omnibus  ignotus^. 

Die  Antwort  der  S.  C.  Concilii  hierauf  lautete  (26.  Januar  1895): 

«Quatenus  Ordinarii  literae  plenum  testimonium  non  reddant, 
Episcopus,  obtenta  ad  hoc  facultate  ab  Apostolica  Sede,  provideat 
per  juramentum  suppletorium''. 

Wie  wir  oben  sahen  (n.  11.  am  Schluss),  hat  der  Weihekandidat 
der  bischöflichen  Curie  des  Aufenthaltsortes  es  durch  gesetzmässige 
Dokumente  zu  ermöglichen,  über  ihn  ein  testimonium  plenum  zu 
geben.  Ist  nun  das  nicht  möglich,  kann  nicht  wenigstens  durch 
€inen  exceptionsfreien  Zeugen  etwas  Positives  bezeugt  werden,  bleibt 
also  dem  Ordinarius  loci  nichts  übrig  als  zu  erklären  nihU  constare 
de  ordinando,  so  genügt  das  nicht  für  den  Empfang  der  Tonsur  oder 
der  Weihe,  sondern  es  muss  ein  kanonischer  Ersatz  hierfür  ein- 
treten in  dem  iuramentum  suppletorium. 

Dem  ordinirenden  Bischöfe  steht  es  nicht  zu,  diesen  Eid  aus 
«igener  Macht  zu  verlangen,  sondern  er  bedarf  hiezu  der  Bevoll- 
mächtigung des  hl.  Stuhles,  welcher  diese  Vollmacht  durch  die  S. 
C.  Inq.  gibt^). 

Ausser  diesem  Ersatzweg  des  Ergänzungseides  erhielten  die 
dsterreichischen  Bischöfe  eine  besondere  Fakultät  auf  10  Jahre, 
nämlich:  ,ut  in  casu  aliquo  particalari  in  quo  adsit  gravis  difficultas 


1)  ESn  Beispiel  der  Yerleihnng  bietet  das  Reskript  der  S.  C.  Inquisitionts 
vom  12.  Man  1896 : 

8«.iniu  p.  Leo  Xin.  .  .  .  benigne  indalsit,  ut  B.  P.  D.  Episcopus  admittere 
possit  Clericos,  de  quibus  in  dicto  supplici  iibello,  ad  juramentum  suppletorium 
praestandum  pro  tempore  quo  servitii  mititaris  causa  morati  fuerint  in  iis 
dioeeesibus  in  quibus  p'robatio  libertatis  haberi  nequeat  per  testimoniales  literas 
respeetiTomm  Ordinartomm  yel  per  alia  idonea  documonta.  Idque  ad  quin- 
quenniam.   Contrariis  non  obstantibus  quibuscunque. 
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habendi  testimoniales,  absque  iis  conferre  possint  ordines,  dummodo 
aliunde  moraJUer  constet  de  idoneitate  ordiDandomm*.  (Aichner: 
Gompendium  Jur.  Eccl.,  ed.   1^  §  1.  63.  n.  3.  not  14«,  S.  202). 

Nachdem  nun  die  einzelnen  Punkte  behandelt  sind ,  erübrigt 
uns  noch,  die  Definition  von  Testinionialee  kurz  zugeben. 

Testimoniales  sind  jene  offiziellen  Zeugnisse,  welche  je  der 
Ordinarius  loci  über  Geburt,  Alter,  gute  Sitten,  Freiheit  Yon 
kononischen  Hindernissen  für  diejenigen  Kandidaten  der  Tonsur  oder 
der  Weihen  ausstellt,  die  in  seiner  Diöcese  wenigstens  drei  Monate 
lang  im  Militärdienste  standen  oder  wenigstens  sechs  Monate  in  anderer 
Stellung  sich  aufhielten. 

Sollten  theoretische  Zweifel  auftauchen  über  die  Literae 
testimoniales,  so  ist  kompetent,  über  dieselben  zu  entscheiden 
entweder  die  S.  G.  Concilii  kraft  des  c.  2.  sess.  24.  de  Bef  des 
Tridentinums,  oder  das  hl.  Offizium,  insofern  ihm  die  authentische 
Erklärung  der  Constitution  «Apostolicae  Sedis*"  zusteht 


91 


4.  Können  Geistliche  zu  den  Kircliensteuern  herangezogen 

werden? 

Von  Oberlandesgerichtsrath  von  Schiigen  in  Hamm  L  W. 

Diese  Frage  ist,  seitdem  das  Qesetz,  betreffend  die  Vermögens» 
TerwaUang  in  den  katholischen  Eirchengemeinden  vom  20.  Juni  1875, 
in  Geltung  getreten,  mehrfach  erörtert  und  verschieden  beantwortet 
worden.  Namentlich  haben  Kirchenvorstände  Geistliche,  die  nicht 
zur  Pfarrgeistlichkeit  gehörten,  so  speciell  geistliche  Religionslehrer 
an  Gymnasien  zur  Kirchensteuer  herangezogen.  Es  erscheint  dess- 
halb  angezeigt,  die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  einer  näheren  Er- 
örterung zu  unterziehen,  zumal  das  erwähnte  Gesetz  eine  ausdrück- 
liche Bestimmung  darüber  nicht  enthält. 

Die  nähere  Prüfung  der  Frage  aber  ergiebt  die  UnrtdässigkeU 
der  Heranziehung  aUer  Geistlichen,  und  zwar  nicht  nur  der  Pfarr» 
geistlichen,  zur  Kirchensteuer. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Kirche  schon  seit  Jahrhunderten  für 
die  Güter  der  Kirche  sowohl  wie  für  den  Klerus  volle  Steuerfreiheit 
in  Anspruch  genommen  hat. 

Bereits  das  Lateranensische  Goncil(1179)  führt  Klage  darüber, 
dass  in  verschiedenen  Ländern  die  Vorsteher  und  Leiter  der  Staaten 
oder  andere  Machthaber  den  Gütern  der  Kirche,  der  Kleriker  (deri^ 
corum)  und  der  Armen  derartige  Lasten  auferlegen,  dass  die  Lage 
der  Geistlichkeit  schlimmer  sei  als  die  der  Priesterschaft  zu  Zeiten 
Pharao's,  und  droht  dann  allen  denen,  die  trotz  Ermahnung  nicht 
davon  ablassen  wollen,  und  ihren  Gehülfen  die  Strafe  der  Excommu- 
nikation  an.  Den  Bischöfen  und  dem  Klerus  wird  jedoch  nachge- 
lassen, in  Fällen,  in  denen  es  der  gemeine  Nutzen  oder  ein  dringen* 
des  Bedürfniss  erfordert,  und  das  Vermögen  der  Laien  nicht  aus- 
reicht, freiwillig  Beihülfe  aus  dem  Vermögen  der  Kirche  zu  leisten» 
(Cap.  4.  X.  de  immunit.  eccl.  III.  49). 

Papst  Alexander  IV.  schärft  1260  wiederum  ein,  dass  kein 
weitlicher  Machthaber  berechtigt  sei,  die  Freiheit  und  Immunität 
der  Kirche  dadurch  zu  beeinträchtigen,  dass  er  den  Kirchen  und 
kirchlichen  Personen  Steuern  ^  Abgaben  oder  Lasten  auferlege : 
»tallias,  vel  coUectas  seu  exactiones  quascumque  ecclesiis  vel  per- 
sonis  ecdesiastids  imponere,   vel  exigere  ab  eisdem  pro  domibus» 
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praediis,  vel  qaibascamqae  possessionibas  ab  eisdem  ecclesiis,  vel 
personis  ecclesiasticis  legitime  hactenus  adqaisitis,  vel  in  posteram 
adqairendis:  etiamsi  ipsae  ecclesiae  vel  personae,  vel  res  hoiasmodi 
siot  intra  illoram  districtam  vel  territorium  eon9titatae.€  (Cap.  1 
in  VI*o  m.  23). 

Papst  Bonifacins  VIII.  dekretirte  (an.  1296)  noch  weiter  gehend, 
dass  nicht  nur  diejenigen  Gewalthaber,  welche  Abgaben  und  Lasten 
den  Kirchen  oder  kirchlichen  Personen  (ecclesiasticis  personis)  auf- 
erlegen, von  denselben  beitreiben  oder  in  Empfang  nehmen,  sondern 
auch  diejenigen  »praelati,  ecclesiasticaeque  personae,  religiosae  vel 
«aecnlares  qnarnmcumqne  ordinam,  conditionis  sea  statast,  welche 
Steuern  und  Abgaben,  den  Zehnten  oder  Zwanzigsten  oder  Hun- 
dertsten von  ihren  oder  der  Kirche  Einkünften  oder  Qütern  den  Laien 
•entrichten  oder  versprechen  oder  auch  nur  deren  Hingabe  zustimmen, 
•ohne  Weiteres  der  Excomraunikation  verfallen  sollen.  (Gap.  3  in  VI^ 
IIL  23). 

Diese  Constitution  des  Papstes  Bonifacins  VIIL  hat  allerdings 
Papst  Clemens  V.  (in  conc.  Viennensi  an.  1311)  wegen  des  zweiten 
Theiles  derselben  und  den  daraus  vielfach  entstandenen  schweren 
Cnzuträglichkeiten  ausser  Kraft  gesetzt.  Gleichzeitig  aber  hat  er 
4\Q  Vorschriften  seiner  anderen  Vorgänger  auf  dem  lateranensischen 
Ooncil  und  den  anderen  allgemeinen  Concilien  dahin  bestätigt  und 
aufrecht  erhalten,  dass 

»illud  (contra  quoscumque)  laicos,  exigentes  seu  extorquentes  ab 

ecclesiis,  ecclesiasticisque  personis  tallias  seu  coUectas,  aut  ex- 

actiones   quascumque,   et  contra  dantes  ad  id  faciendum  con- 

silium,  auxilium  vel  favorem,  nee  non  et  circa  praestandas  sub- 

ventiones  laicis  ab  occlesiarum -praelatis ,  et  aliis  viris  ecclesia* 

fiticis  inviolabiliter  observari,  quod  super  bis  a  praedecessoribns 

nostris  in  Lateranensi,  et  generalibus  conciliis,  quae  nos  sub  ob- 

testatione  divini  iudicii  praecipimus  observari  districte,  salnbriter 

est  provisum.c    (Cap.  un.  dem.  III.  17). 

In  derselben  Weise  bestimmt  Papst   Benedikt  XL  (an.  1304), 

dass  die  Strafvorschriften  der  Constitution  des   Papstes   Bonifacins 

VIII.   einzuschränken   seien   auf  diejenigen,    welche    »a   dericis  et 

ecdesiasHds  personis  tallias,  decimam  vel  aliam  quotam  seu  quan- 

titatem  aliquam  de  proventibus   bonorum   suorum   aut   ecclesiarum 

exigent«  oder  dazu  Hülfe,  Bath  oder  Begünstigung  leihen,  nicht  aber 

Oeltung  haben  sollen  gegen  diejenigen,  welche  derartige   Abgaben 

nur  versprechen,  leisten  oder  auch   »a  sponte  dantibusc   annehmen. 

Er  fügt  jedoch  die  &[ahnung  an  die  praelati  et  alii  derlei  hinzu. 
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dass  sie  in  Fällen,  in  denen  das  lateranensische  Concil  ihnen  die^ 
Hingabe  von  kirchlichen  Mitteln  gestattet,  zunächst  den  römischeiv 
Stnlil  nm  Rath  angehen  sollen. 

Diese  Vorschriften  des  lateranensischen  Goncils  and  der  Päpste^ 
hat  die  Reichsgesetzgebung  anerkannt  and  darch  Androhung  der 
Reichsacbt  geschätzt.  Die  Aath.  Friederici  II  zu  1.  2.  G.  de  episc. 
I.  8  vom  20.  Norember  1220  bestimmt  wörtlich: 

»Item  nulla  communitas   vel  persona  publica  vel  privata  col- 
leetas  siye  exactiones,  angarias  vel  pangarias  ecclesiis  aliisque- 
piis  locis  aat  ecelesiastids  persanis  imponant   aut  invadere  ec* 
clesiaslica  bona   praesamant;   qaod  si   fecerint  et  reqaisiti  ab* 
ecclesia  Tel  imperio  emendare  conteropserint,  triplum   refundanb 
et  nihilominus  banno  iroperiali  subiaceant,  quod  absque  satis- 
factione  debita  nullatenus  remittatur.c 
Liegt  nun  auch  die  Veranlassang  zu  den  vorstehend  wiederge* 
gebenen    Constitutionen  und  Dekretalen  der   Päpste  zum  Theil  iO' 
Zuständen,  die  heute  nicht  mehr  herrschen,  so  enthalten   dieselben 
doch  ein  Princip,  das  die  Kirche  bis  auf  den  heutigen  Tag  festge- 
halten hat  und  das  dahin  geht,  dass  von  Laien  dem  Kirchenver- 
mögen  wie  den  Glerikern  und  überhaupt  den  ecclesiasticis  personis 
Steuern  und  Abgaben  wider  ihren   Willen   oder  ohne   Zustimmung^ 
des  Bischofs  nicht  auferlegt  werden  können. 

Wie  schon  aus  dem  Wortlaute  der  Dekretalen  und  auch  der 
Auth.  Prid.  IL  hervorgeht,  steht  dieses  Privilegium  nicht  nur  allen 
clericis,  also  nicht  nur  dem  Pfarrclerus,  vielmehr  auch  allen  anderen 
Geistlichen  z.  B.  bei  Stiftungen,  Gymnasien  und  anderen  Anstalten 
angestellten  oder  auch  emeritirten  zu,  sondern  noch  darüber  hinaus 
allen  »ecclesiasticis  personis.«  Dementsprechend  hat  die  spätere  kirch- 
liche Gesetzgebung,  Doktrin  und  Praxis  das  Privilegium  jedem  Ton- 
surirten  zugesprochen,  nur  nicht  dem  verheiratheten,  und  tritt  der  Ver- 
lust nur  ein  in  Folge  aktueller  Degradation,  d.  h.  der  Absetzung  vom 
Amte  unter  Verlust  aller  Standesrechte  und  ferner,  wie  der  jeden 
anderen  geistlichen  Privilegiums,  wenn  der  Kleriker  sich  öffentlich  einer 
verächtlichen  oder  mit  seinem  Stande  unvereinbaren  Beschäftigung 
nnd  Lebensweise  hingiebt  und  trotz  dreimaliger  Ermahnung  seines 
Biscbofs  nicht  davon  ablässt^). 

Es  kann  nun  nicht  dem  mindesten  Zweifel .  unterliegen,  dass^ 
jene  Vorschriften  auch  heute  noch  Gesetzeskraft  haben  und  nament- 


1)  C.  nn.  de  vita  et  honest,   cleric.  in  VI^  IIL  1  und  Clem.  1  de  rita. 
et  honest,  der.  III.  1.  S.  Minscfiius,  Kirchenrecht  Bd.  1.  8.  124  f. 
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lieh  auch  für  die  katholischen  Kirchen vorst&nde  bindende  Normen 
:sind.  Zwar  hat  die  moderne  Gesetzgebung  vielfach  das  durch  sie 
begründete  Privilegium  missachtet  und  die  Geistlichen  u.  s.  w.  auch 
2U  weltlichen  Steuern  herangezogen*).  Aber  damit  ist  der  GQltig- 
keit  jener  kanonischen  Satzungen  an  sich  und  namentlich  insoweit 
kein  Abbruch  geschehen,  als  eine  Steuerpflicht  nicht  ausdrQcklich 
-durch  Gesetz  eingeführt  ist.  Bezüglich  der  Kirchensteuer  nun  ist 
das  in  Preussen  und  auch  wohl  anderw&rts  in  Deutschland  niemals 
:geschehen. 

Es  fragt  sich  danach  nur  noch,  ob  jene  Vorschriften  des  kano- 
nischen und  gemeinen  Bechts  auch  auf  Kirchensteuern  Anwendung 
finden.  Das  ist  zu  bejahen.  Zwar  sind  jene  Vorschriften  zunächst 
wohl  gerichtet  gegen  die  willkürliche  Heranziehung  des  Kirchenver- 
mögens und  des  Einkommens  kirchlicher  Personen  zu  weltlichen 
Zwecken  und  seitens  weltlicher  Gewalthaber.  Sie  enthalten  aber, 
wie  bereits  bemerkt,  das  allgemeine  Prinzip,  dass  Laien  überhaupt 
Steuern  und  Abgaben  von  kirchlichem  Vermögen  und  dem  Einkom- 
men kirchlicher  Personen  gegen  deren  Willen  oder  ohne  Genehmig- 
ung des  Bischofs  nicht  erheben  dürfen,  und  dieses  Princip  trifft  auch 
zu  für  die  Kirchensteuern,  deren  Ausschreibung  und  Erhebung  nach 
der  Preussischen  Gesetzgebung,  namentlich  dem  Gesetze  vom  20.  Juni 
1875  fast  ausschliesslich  in  die  Hände  von  Laien,  nämlich  der  Kir- 
chenvorstände gelegt  ist.  Diese  dürfen  also  schon  nach  kanonischem 
Bechte  Geistliche  in  irgendwelcher  Stellung,  oder  auch  ohne  amt- 
liche Stellung,  sowie  überhaupt  personae  ecclesiasticae  im  oben  an- 
gegebenen Sinne,  zur  Kirchensteuer  nicht  heranziehen,  wenn  sie  sich 
nicht  kanonischen  Strafen  aussetzen  wollen,  es  sei  denn,  dass  der 
Bischof  aus  den  im  lateranensischen  Concil  angegebenen  Gründen 
.ausdrücklich  die  Genehmigung  dazu  ertheilt  oder  der  Geistliche  frei- 
willig die  Steuer  übernimmt. 

Die  Freiheit  speciell  der  Geistlichen  von  der  Kirchensteuer 
folgt  aber  auch  noch  von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus,  der 
sich  aus  der  Art  der  Ausschreibung  jener  Steuer  nach  der  weltlichen 
Gesetzgebung  ergibt.  Gemäss  §.21  Ges.  vom  20.  Juni  1875  näm- 
lich sind  die  kirchlichen  Umlagen  auf  die  Gemeindeglieder  zu  ver- 

1)  So  auch  in  Preamen  zur  Staatseinkommensteoer,  im  Reiche  zur  fiin- 
quartirangslast ,  während  in  Preussen  die  Gemeinde-,  Städte-,  Kreis-  und  Pro- 
vinzialordnangen  die  Diensteinkommen  der  Geistlichen  Ton  allen  direkten  per- 
sönlichen Abgaben  and  aach  die  DienstgrandstAcke  der  Geistliehen  von  den  Ge* 
roeinde-  etc.  Lasten  frei  lassen.  Diese  Freilassang  ist  eben  aach  noch  ein  Aas- 
flass  des  alten  Privilegii. 
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tfaeilen.  Nach  den  Orands&tzen  des  katholischen  Kirchenrechts  aber 
sind  Geistliche  als  Oemeindeglieder  nicht  anzasehen.  Wie  sich  nach 
iouionischen  Satzangen  überhaupt  die  Hierarchie  strenge  von  der 
Laienwelt  ond  den  einzelnen  Gemeinden  abhebt,  so  werden  auch  die 
zu  ihr  gehörigen  Geistlichen  durch  die  Priesterweihe  emporgehoben 
zu  einem  von  der  Gemeinde  gesonderten  und  Aber  dieser  stehenden 
ordo.  Sie  sind  berufen  zu  Lenkern  und  Leitern  der  Gemeinden  und 
Vermittlern  der  göttlichen  Gnaden,  ohne  desshalb  Mitglieder  dieser 
Gemeinden  zu  sein.  Sie  können  daher  nicht  mit  diesen  zu  Umlagen 
herangezogen  werden^). 

Dem  vorstehend  Gesagten  entsprechend  ist  denn  auch  tbat- 
sftehlich  bisher  die  Freiheit  der  Geistlichen  von  kirchlichen  Abgaben 
( —  abgesehen  von  einzelnen,  offenbar  auf  Unkenntniss  des  Pri- 
vilegiums der  Geistlichen  beruhenden  Beseitigungsversuchen  —) 
überall  in  Preussen  anerkannt').  Das  Allg.  Preuss.  Landrecht  legt 
sogar  ausdrücklich  im  §.  110  Tit.  11  Tb.  II  nur  den  wdiUchen 
Mitgliedern  der  Eirchengesellschaften  die  Verpflichtung  auf,  zur 
Unterhaltung  der  Eirchenanstalten  nach  der  Verfassung  der  Gesell- 
schaft beizutragen  und  bestimmt  im  §.  7ä5  daselbst,  dass  bei  Ver- 
theilung  der  Kirchenbaubeiträge  die  Kirchen-  und  Pfarr-Aeker  zu 
keinem  Beitrag  herangezogen  werden  sollen. 

Auch  die  Staatsbehörde  hat  anerkannt,  dass  die  Bestimmungen 
des  kanonischen  und  gemeinen  Rechts  in  Bezug  auf  das  Steuerpri- 
vilegium  der  Geistlichen  gerade  in  Anwendung  auf  die  Kirchensteuer 
nicht  aufgehoben  seien.  Besonders  ist  in  dieser  Beziehung  zu  er- 
wähnen ein  Bescheid  des  Ministers  der  geistl.  Angel,  vom  80.  April 
1866'),  der  allerdings  ausdrücklich  nur  für  Westfalen  und  Rhein- 
land sich  ausspricht,  dessen  Begründung  aber  ebensogut  für  die  an- 
deren Landestheile  passt  und  der  im  Wesentlichen  lautet,  wie  folgt: 

»Für  die  beiden  westlichen  Provinzen  ist  bereits  im  Jahre 

1854  allgemein  angeordnet,  dass  nicht  nur  die  Geistlichen  und 
Kirchenbeamten,  sondern  auch  die  Lehrer  von  den  kirchlichen 
Umlagen  frei  zu  lassen  seien.  Diese  Entscheidung  beruht  auf 
der  Erwägung,  dass  die  Freiheit  der  Geistlichen  und  Lehrer 
von  Kirchen-  und  Pfarrabgaben  bereits  nach  gemeinem  und 
kanonischem  Recht  bestanden  habe  und  dadurch,  dass  das  Fran- 
zösische wie  das  Allg.  Land-Recht  jener  Steuer-Immunität  nicht 

1)  8.  hieixu  das  unten  wiedergegebene  Bescript  des  Min.  d.  g.  A.  vom 
19.  September  1854,  welches  Aehnliches  sogar  far  die  eyangel.  Pfarrer  annimt. 

2)  YgL  V.  Schulte,  Lehrb.  des  kath.  and  ev.  Kirchenrechts  4.  Aafl.  S.  92. 

3)  Min.-Bl.  f.  i.  Y.  S.  102. 
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ausdrücklich  erwähnen,  nicht  aufgehoben  sei,  wie  dieselbe  auch 

thatsächlich  bis  in  die  neueste  Zeit  fortbestanden  habe.  Für  das^ 

Gebiet  des  Allg.  Landrechts  ist  eine  wesentliche  ünterstfltzung 

dieser  Auffassung  insbesondere   in   der  Vorschrift   des  §.  735 

Tit.  11  Tbl.  II  A.  L.  R.,  nach   welcher  bei  Vertheiloug  der 

Kirchen- Baubeiträge  auf  die  Eingepfarrten  nach   dem  Gontri- 

butionsfusse  die  Kirchen-,  Pfarr*,  Schul-  und  Hospitaläclcer  zu 

keinem  Beitrag  herangezogen  werden  sollen,  gefunden  werden^ 

indem  diese  Vorschrift  nicht  als  eine  Ausnahmebestimmung  für 

die  Vertheilung  der  Baubeiträge,  sondern  als  Anwendung  eines 

allgemeinen  Princips  auf  den  besonderen  Fall  angesehen  ist  ^).€  — 

Ferner  eine  Verfügung  des  Begierungs- Präsidenten  zu  Göln  vom 

9.  December  1881  (B.  23144)  an  den  katholischen  Pfarrer  zu  Ref- 

rath,  lautend: 

»Auf  die  Bekursbesch werde  vom  24.  August  er.  gegen  den  ab- 
lehnenden Bescheid  des  katholischen  Kirchenvorstandes  daselbst 
vom  19.  August  er.,  Ihre  Heranziehung  zu  der  katholischen 
Kirchensteuer  betreffend,  erwiedere  ich  Ew.  Hochwürden,  dass 
katholische  Geistliche  der  Rheinprovinz  von  kirchlichen  Umlagen 
überhaupt  freizulassen  sind,  und  daher  der  katholische  Kirchen- 
vorstand daselbst  angewiesen  ist,  die  auf  Sie  veranlagte  Kirchen- 
steuer in  Abgang  zu  stellen.t 

Schliesslich  sei  nur  noch  bemerkt,  dass  die  Vorschriften  des 
kanonischen  Rechts  eine  Einschränkung  des  Privilegs  der  Steuerim- 
munität lediglich  auf  das  Diensteinkommen  der  Geistlichen  nieht^ 
rechtfertigen,  die  Immunität  sich  vielmehr  auf  alles  Vermögen  und 
Einkommen  des  Geistlichen  bezieht*). 

1)  Bezüglich  der  Schnllebrer  ist  die  Steuerfreiheit  demn&chst  fiillen  ge- 
lassen. FQr  sie  Hess  sich  dieselbe  aas  dem  canonisch en  Rechte  auch  nicht 
herleiten. 

2)  Es  lasst  sich  also  der  Min.-Erl.  vom  28.  Dee.  1861  (Kl.  A.  Bl.  1862 
S.  75  cf.  anch  Erl.  vom  80.  April  1866  das.  1867  S.  14  beide  für  e^aDgelische 
Verhältnisse  erlassen)  nicht  rechtfertigen. 
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n.  Eirehlicb«  Aktenstucke  und  Entseheidungeii. 


1.  Die  anglikanischen  Weihen. 

Von  Prof.  Dr.  Heiner, 

Durch  das  nachstehende  Schreiben  Leo's  XIII.  ist  für  die 
Katholiken  eine  Streitfrage  endlich  definitiv  entschieden,  die  seit  mehr 
denn  drei  Jahrhunderten  die  verschiedensten  Beantwortungen  gefunden 
und  eine  Flut  von  Literatur  veranlasst  hatte.  Die  ganze  Frage, 
über  die  Beüe^ietm  in  diesen  Blättern  (Archiv  Bd.  31)  eingehend 
orientirte,  hatte  sich  von  vornherein  um  die  Person  des  Erzbischofs 
Parker  von  Canterbury  concentrirt  und  blieb  auch  in  ihrem  ganzen 
Verlauf,  bei  den  verschiedenartigen  Lösungsversuchen  an  diesen 
Namen  geknüpft.  Zweifel  an  der  Giltigkeit  der  anglikanischen 
Weihen  tauchten  schon  kurze  Zeit  nach  Parkers  Consekration  durch 
Barlow  auf,  so  dass  selbst  das  Parlament  sich  zu  einer  Entscheidung 
für  die  Giltigkeit  genötigt  sah.  Während  aber  früher  die  Bedenken 
sich  gegen  die  Thatsache  dieser  Consekration  überhaupt  richteten, 
gingen  solche  in  der  Folgezeit  fast  auschliesslich  gegen  die  Inten- 
tion des  Consekrators  und  zuletzt  nahm  man  zum  Hauptargument 
für  die  Nichtigkeitserklärung  der  anglikanischen  Weihen  die  ten- 
denziöse ünvoUständigkeit  des  Weiheritus. 

Besonders  fruchtbar  für  die  Literatur  über  diesen  Gegenstand 
waren  die  letzten  Jahre,  als  durch  den  Erlass  des  apostolischen 
Schreibens  Ad  Anglos  die  Frage  eine  aasgesprochen  aktuelle  Be- 
deutung gewann  und  eine  ausgedehnte  Bewegung  unter  den  Angli- 
kanern,  Lord  Halifax  an  der  Spitze,  sich  bildete,  welche  die  Mög- 
lichkeit einer  Union  mit  Rom  und  die  Giltigkeit  der  anglikanischen 
Ordinationen  in  den  engsten  Connexus  zu  bringen  schien.  Aber  auch 
Born,  das  sich  bisher  einer  officiellen  Aeusserung  enthalten  hatte,  nahno 
jetzt  Stellung  zu  dem  Streit,  indem  es  eine  üntersuchungskommission 
berief.  Das  Endresultat  ihrer  eingehenden,  vorurteilslosen  Arbeit 
spricht  das  päpstliche  Schreiben  kurz  in  den  Worten  aus:  »Pronunciamu» 
et  declaramas,  Ordinationes  ritu  anglicano  actas,  irritas  prorsu» 
fuisse  et  esse,  omninoque  nullas.c  Damit  hat  für  die  Katholiken,, 
von  denen  noch  in  allerletzter  Zeit  hin  und  wieder  einer,  z.  B. 
Duchesne  und  Boudinhon,    für  die   Giltigkeit    eingetreten  war,    die 

Archiv  fllr  Kirchenrecht.  LXXVII.  7 
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Streitfrage  nur  mehr  ein  historisches  Interesse  bekommen.  Bevor 
wir  den  Wortlaut  des  wichtigen  päpstlichen  Aktenstückes  bringen, 
möge  kurz  die  hauptsächlichste  neueste  Literatur  zur  Orientirung 
in  Angelegenheit  der  anglikanischen  Weihen  registrirt  werden. 

1.  Gourayer,   Dissertation  sur   la  yalidit^   des  ordinations  des 

Anglais.   Nancy  1723. 

2.  Hardouin,  Dissertation  du  P.  Courayer.   Paris  1724. 

3.  Birmingham  Gatholic  Magazine  voll.  Y.  VI  (1334. 35.  Lingard). 

4.  Estcourt,  Question  of  Anglican  Ordinations.   London  1873. 

5.  The  Menth  XVIH  456  flf.  (1873). 

6.  Stimmen  aus  Maria-Laach  VI,  486  ff.  (1874);  VII,  418  ff., 

553  ff.  (1874  B.  Winkler  S.  J.). 

7.  W.  Bender,  War  Parker  ein  gültig  geweihter  Bischof?  Wflrz- 

burg  1877.  Hiezu  Zeitschr.  f.  kath.  Theologie  (Innsbruck)  II, 
403  ff.  (1878). 

8.  Breen,  Anglican  Orders.    1877. 

9.  Fernand  Dalbus,  Les  ordinations  anglicanes.  Arras  1894  u.  in 
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SERVUS   SEßVOBUM   DEI 

AD  PEBPETUAH  BEI  HEHOBIAM 

Apostolicae  curae  et  caritatis,  qua  Pc^orem  magntfm  ovium^ 
Dominum  nostrum  Jesum  Christum^ ^  referre  pro  munere  et  imitari, 
aspirante  eius  gratia,  studemus,  non  exiguam  partem  pemobili 
Angloram  naüoni  tribuimus.  Yoluntatis  in  ipsam  Nostrae  ea  praecipue 
testis  est  epistola  quam  superiore  anno  dedimus  propriam  ad  Anglos, 
regnum  Christi  in  fidei  unitate  quaerentes:  eiusdem  quippe  gentis 
et  veterem  com  Ecclesia  matre  coniunctionem  commemorando  revo- 
cayimus,  et  felicem  reconciliationem,  excitatä  in  animis  orandi  Dei 
eollertia,  contendimus  maturare.  Bnrsusque  haud  ita  pridem,  quam 
oommunibus  universe  litteris  de  unitate  Eccleniae  fusius  agere  visum 
est,  non  ultimo  loco  respeximus  Angliam;  spe  praelucente,  posse 
documenta  Nostra  tum  catholicis  firmitatem  tum  dissidentibus  salutare 
lumen  afferre.  Atque  illud  fateri  übet  quod  aeque  gentis  humanitatem 
ac  multorum  sollicitudinem  salutis  aeternae  commendat,  id  est  quam 
benevole  Anglis  probata  sit  instantia  Nostra  et  dicendi  libertas,  nuUo 
quidem  acta  humanae  rationis  impulsu.  —  Nunc  autem  eädem  Nos 
mente  eodemque  animo  deliberatum  habemus  studia  convertere  ad 
quamdam  non  minoris  momenti  causam,  quae  cum  ea  ipsa  re  votis- 
que  Nostris  cohaeret.  Quod  enim  apud  Anglos,  aliquante  postquam 
ab  unitatis  christianae  centro  abscessum  est,  novus  plane  ritus 
ordinibus  sacris  conferendis,  sub  rege  Eduarde  YI,  fuit  publice  in- 
ductus ;  defecisse  idcirco  verum  Ordinis  sacramentum,  quäle  Christus 
instituit,  simulque  hierarchicam  successionem,  iam  tenuit  communis 
sententia,  quam  non  semel  Ecclesiae  acta  et  constans  disciplina 
iirmarunt.  Attamen  recentiore  memoria  hisque  maxime  annis  invaluit 
controversia,  sacraene  Ordinationes  ritu  eduardiano  peractae,  natura 
sacramenti  effectuque  poUeant;  faventibus,  affirmate  vel  dubitanter, 
non  modo  scriptoribus  anglicanis  nonnullis,  sed  paucis  etiam  catholicis 
praesertim  non  anglis.  Alteros  quippe  movebat  praestantia  sacerdotii 
^hristiani,  exoptantes  ut  duplici  eius  in  corpus  Christi  potestate  ne 
carerent  sui;  movebat  älteres  consilium  expediendi  quodammodo  illis 
reditus  ad  unitatem:  utrisque  vero  hoc  persuasum  esse  videbatur, 
iam  studiis  in  eo  genere  cum  aetate  provectis,  novisque  litterarum 
monumentis  ex  oblivione  erutis,  retractari  auctoritate  Nostra  causam 
Bon  inopportunum  fore»  Nos  autem  ea  consilia  atque  optata  minime 
iiegligentes ,     maximeque    voci    obsequentes    apostolicae    caritatis, 

1}  Hebr.  XIII,  20. 
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censuimus  nihil  non  experiri  quod  videretur  quoquo  modo  condncere 
ad  animanim  vel  avertenda  damna  yel  utilitates  foyendas. 

Placuit  igitur  de  retractanda  causa  benignissime  indulgere; 
ita  sane,  ut  per  summam  novae  disquisitionis  soUertiam,  omnis  in 
posterum  vel  species  quidem  dubitandi  esset  remota.  Quapropter 
certo  numero  viris  doctrina  et  eruditione  praestantibus ,  quorum 
compertae  erant  dissimiles  in  ipsa  causa  opiniones,  negotium  dedimus 
ut  momenta  sententiae  suae  scriptis  mandarent:  eos  deinde  ad  Nos 
accitos  iussimus  communicare  inter  se  scripta,  et  quidquid  eo  amplius 
ad  rem  cognitu  esset  dignum,  indagare  atque  expendere.  Consultumqne 
a  Nobis  est,  ut  ipsi  diplomata  opportuna  omni  possent  copia  in 
tabulariis  vaticanis  sive  nota  recognoscere  sive  inexplorata  educere; 
itemque  ut  prompta  haberent  quaecumque  eiusdem  generis  acta  apud 
sacrum  Gonsiliuro,  quod  Suprema  vocatur,  asservarentur,  neque  minus 
quaecumque  ad  hoc  tempus  doctiores  viri  in  utramque  partem  evul- 
gassent.  Huiusmodi  adiumentis  instructos,  voluimus  eos  in  singulare» 
congressiones  con venire;  quae  ad  duodecim  sunt  habitae,  praeside  uno 
ex  S.  K.  E.  Cardinalibus  a  Nobismetipsis  designato,  data  singulis 
facultate  disputandi  libera.  Denique  earumdem  congressionum  acta^ 
una  cum  ceteris  documentis,  Yenerabilibus  Fratribus  Nostris 
Cardinalibus  ex  eodem  Consilio  iussimus  exhiberi  omnia;  qui  meditatä 
causa  eäque  coram  Nobis  deinde  agitata,  suam  quisque  sententiam 
dicerent. 

Hoc  ducendae  rei  ordine  praestituto,  ad  intimam  tarnen  aesti- 
mationem  causae  aequum  erat  non  ante  aggredi,  quam  id  perstudiose 
quaesitum  apparuisset,  quo  loco  ea  iam  esset  secundum  Apostolicae 
Sedis  praescriptiones  institutamque  consuetudinem ;  cuius  consuetudinis 
et  initia  et  vioi  magni  profecto  intererat  reputare.  Quocirca  in  primis 
perpensa  sunt  documenta  praecipua  quibus  Decessores  Nostri,  rogatu 
reginae  Mariae,  singulares  curas  ad  reconciliationem  ecclesiae  Anglicae 
contulerunt.  Nam  Julius  III  Cardinalem  Keginaldum  Polo,  natione 
Anglum,  multiplici  laude  eximium,  Legatum  de  Latere  ad  id  opus 
destinavit,  tamquam  pacis  et  dilectionis  angelum  suunif  eique  mandata. 
seu  facultates  extra  ordinem  normasque  agendi  tradidit  ^) ;  quas  deinde 
Paulus  IV  confirmavit  et  declaravit.  In  quo  ut  recte  colligatur 
quidnam  in  se  commemorata  documenta  habeant  ponderis,  sie  oportet 
fundamenti  instar  statuere,  eorum  propositum  nequaquam  a  re  ab- 
stractum  fuisse,  sed  rei  omnino  inhaerens  ac  peculiare.   Quum  enim 


1)  Id  factum  aagasto  mense  MD  LUX  per  litteras  sab  plambo,  Si  ullo^ 
unquam  tempore  et  Post  nuntium  Nobis,  atqae  alias. 
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facultates  Legato  apostolico  ab  iis  Ponüficibus  tributae,  Aogliam 
dnmtaxat  religionisque  in  ea  statum  respicerent ;  normae  item  agendi 
ab  eiadein  eidem  Legato  quaerenti  impertitae,  minime  quidem  esse 
poterant  ad  illa  generatim  decernenda  sine  qaibus  sacrae  ordinationes 
non  yaleant,  sed  debebant  attinere  proprie  ad  providendom  de  ordi- 
nibns  sacris  in  eo  regno,  prout  tempomm  monebant  rerumque  con- 
ditiones  expositae.  Hoc  ipsum,  praeter  quam  quod  ex  natura  et  modo 
eornmdem  documentorum  perspicuum  est,  inde  pariter  liquet,  quod 
alienum  prorsus  fuisset,  ita  velle  de  iis  quae  sacramento  Ordinis 
eonficiendo  necesse  sunt,  propemodum  commonefieri  Legatum,  eumque 
▼irum  cuins  doctrina  etiam  in  Goncilio  Tridentino  eluxerat. 

Ista  probe  tenentibus  non  diflTicültei:  patebit  quare  in  litteris 
Jttlii  III  ad  Legatum  apostolicumi  perscriptis  die  YlII  martii  MDLIV, 
distineta  sit  mentio  de  iis  primum  qui  rite  et  legitime  pramoti,  in 
suis  ordinibus  essent  retinendi,  tum  de  iis  qui  non  promoH  ad  sacros 
4jrdine8^  possent,  si  digni  et  idanei  reperü  fuissent,  promoveri.  Nam 
<^rte  defineteque  notatur ,  ut  reapse  erat ,  duplex  hominum  classis : 
hinc  eornm  qui  sacram  ordinationem  vere  susoepissent,  quippe  id  yel 
ante  Henrici  secessionem,  vel  si  post  eam  et  per  ministros  errore 
dissidiove  implicitos,  ritu  tarnen  catholico  consueto;  inde  aliorum  qui 
initiati  essent  secundum  Ordinale  eduardianum,  qui  propterea  possent 
promoveri^  quia  ordinationem  accepissent  irritam.  Neque  aliud  sane. 
Pontifici^  consilium  fuiase,  praeclare  confirmat  episto]a  eiusdem 
Legati,  die  XXIX  ianuarii  MDLY,  facultates  suas  episcopo  Norwicensi 
demandantis.  Id  amplius  est  potissime  considerandum  quod  eae  ipsae 
Julii  III  litterae  afferunt,  de  facultatibus  pontificiis  libere  utendis, 
etiam  in  eorum  bonum  quibus  munus  consecrationis,  minus  rite  et 
non  servatä  forma  Ecdesiae  consuela^  impensum  fuit:  qua  quidem 
loeutione  ii  certe  designabantur  qui  consecrati  eduardiano  ritu; 
praeter  eam  namque  et  catholicam  formam  alia  nnlla  erat  eo  tempore 
in  Anglia. 

Haec  autem  apertiora  fient  commemorando  legationem  quam 
Philippus  et  Maria  reges,  suadente  Gardinali  Polo,  Bomam  ad  Pon- 
tificem  februario  mense  MDLY  miserunt.  Regii  oratores,  viri  tres 
admodum  insignes  et  omni  virtute  praediü^  in  quibus  Thomas  Tbirlby 
episcopus  Eliensis,  sie  habebant  propositnm,  Pontificem  de  conditione 
rei  religiosae  in  eo  regno  notitia  ampliore  edocere,  ab  ipsoque  in 
primis  petere  ut  ea  quae  Legatus  ad  eiusdem  regni  cum  Ecclesia 
reconcUiationem  curaverat  atque  effecerat,  haberet  rata  et  confirmaret : 
eins  rei  causft  omnia  ad  Pontificem  allata  simt  testimonia  scripta 
quae  oportebat,  partesque  Ordinalis  noyi  proxime  ad  rem  facientes. 
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Jamyero  Paulus  lY  legatione  magnifice  admissa,  eisdemque  testimoniis 
per  certos  aliquot  Gardinales  düigenier  discussis^  et  habüa  deliberar 
Hone  nuUura^  litteras  IVaedara  carissimi  sub  plumbo  dedit  die 
XX  iunii  eodem  aono.    In  bis  quum  comprobatio  plena  et  robnr 
additum  sit  rebus  a  Polo  gestis,  de  ordinationibus  sie  est  praescriptum : 
....  qui  ad  ardines  ecdesiiisHcos  .  .  .  ab  alio  quam  ab  episc&po 
riie  et  rede  ordinato  pramoti  fuerunt,  easdem  ordines  ....  de  novo 
suscipere  teneatUur.    Quinara  autem  essent  episcopi  tales,  non  riie 
redeque  ordinatij  satis  iam  indieaverant  superiora  documeDta,  facul- 
tatesque  in  eam  rem  a  Legato  adbibitae:  ii  nimirum  qui  ad  epis* 
copatum,  sicut  alii  ad  alios  ordines,  promoti  essent,  non  servatä 
forma  Ecdesiae  eonsueta^  vel  non  servata  Ecelesiae  forma  et  inten* 
tione^  prout  Legatus  ipse  ad  episcopum  Norwicensem  scribebat.    Hi 
autem  non  alii  profecto  erant  nisi  qui  promoti  secundum  novam 
ritualem  formam ;  eui  quoque  examinandae  delecti  Cardinales  attentam 
operam  dederant.    Neqne  praetermittendus  est  locus  ex  eisdem  Pon- 
tificis  litteris,  omnino  rei  congruens;  ubi  cum  aliis  beneficio  digpen- 
8ationis   egentibns    numerantur   qui    fam   ordines    quam    beneficia 
ecclesiastica  nüUiter  et  de  facto  obtinuerant.   NüUiter  enim  obtinuisse 
ordines  idem  est  atque  irrito  actu  nulloque  effectu,  videlicet  invalide^ 
ut  ipsa  monet  eins  yocis  notatio  et  consuetudo  sermonis;  praesertim 
quum  idem   pari  modo  affirmetur  de  ordinibus  quod  de  benefidis 
eecUsiasticis  ^  quae  ex  certis  sacrorum  canonum  institutis  manifeste 
erant  nulla,  eo  quia  cum  vitio  infirmante  coUata.  Huc  accedit  qUod, 
ambigentibus  nonnullis  quinam  revera  episcopi,  rite  et  recte  ordinaii^ 
dici  et  haberi  possent  ad  mentem  Pontificis,  hie  non  multo  post, 
die  XXX  octobris,   alias  subiecit  litteras  in  modum  Brevis:    atque, 
Nos,  inquit,  haesitationem  huiusmodi  toUere,  et  sereniiiUi  eonscientiae 
eorum  qui  schismate  durante  ad  ordines  promoti  fuerant,  mentem 
et  intentionem  quam  in  eisdem  litteris  Nostris  habuimus  clarius 
exprimendOy  opportune  eonsulere  volentes^  declaramus  eos  tantum 
episcopos  et  archiepiseopos  qui  non  in  forma  Ecelesiae  ordinaü  et 
consecrati  fuerunt^  rite  et  recte  ordinatos  dici  non  passe.     Quae 
declaratio,   nisi  apposite  ad  rem  Angliae   praesentem»  id   est  ad 
Ordinale   eduardianum,    spectare  debuisset,    nihil  certe   confecerat 
Pontifex  novis  litteris,  quo  vel  haesitationem  toUeret  vel  serenHaH 
eonscientiae  consuleret.     Cetemm  Apostolicae   Sedis  documenta  et 
mandata  non  aliter  quidem  Legatus  intellexit,  atque  ita  eis  rite 
religioseque  obtemperavit :  idque  pariter  &ctam  a  regina  Maria  ei 
a  ceteris  qui  cum  ea  dederunt  operam  ut  religio  et  institnta  catholica 
in  pristinum  locum  restituerentur. 
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Aactoritates  quas  excitavimus  Jolü  III  et  Pauli  lY  aperte 
ostendont  initia  eitis  disciplinae  quae  tenore  constanti,  iam  tribus 
amplins  saeenlis,  custodita,  est  ut  ordinationes  ritu  eduardiano, 
haberentur  infectae  et  nnllae ;  eui  disciplinae  amplissime  snfiEragantur 
testunonia  multa  eammdem  ordinationum  quae,  in  hac  etiam  ürbe, 
saepius  absoluteque  iteratae  sunt  ritu  catholico.  —  In  huius  igitur 
disdplinae  observantia  vis  inest  opportuna  proposito.  Nam  si  cui 
forte  quidquam  dubitationis  resideat  in  quamnam  yere  sententiam 
ea  Pontificum  diplomata  sint  accipienda,  recte  illud  valet:  Consuetudo 
optima  legum  inierpres.  Quoniam  vero  firmum  semper  ratumque  in 
Ecclesia  mansit»  Ordinis  sacramentum  ne&s  esse  iterari,  fieri  nullo 
pacto  poterat  ut  talem  consuetudinem  Apostolica  Sedes  pateretur 
tacita  ac  toleraret.  Atqui  eam  non  toleravit  solum,  sed  probavit 
etiam  et  sanxit  ipsa  quotiescumque  in  eadem  re  peculiare  aliquod 
faetum  incidit  iudicandum.  Duo  eiusmodi  facta  in  medium  proferimuSf 
ex  multis  quae  ad  Supremam  sunt  subinde  delata:  alterum,  anno 
MDCLXXXIV,  cuiusdam  Galvinistae  Galli,  alterum,  anno  MDGCIY, 
Joannis  Glementis  Gordon;  utriusque  secnndum  rituale  eduardianum 
suos  adepti  ordines.  In  primo,  post  accnratam  rei  investigationem, 
consultores  non  pauci  responsasua,  quae  appellant  Yota,  de  scripto 
ediderunt,  ceterique  cum  eis  in  unam  conspirarunt  sententiam,  pro 
ifwälidiiaie  ordinatmiis :  tantum  quidemrationehabitaopportunitatis, 
placuit  Gardinalibus  respondere,  Düata,  Eadem  vero  acta  repetita  et 
ponderata  sunt  in  facto  altero :  quaesita  sunt  praeterea  nova  consultorum 
Yota^rogatique  doctores  egregii  e  Sorbonicis  ac  Duacenis,  neque  praesidium 
nullum  perspicacioris  prudentiae  praetermissum  est  ad  rem  penitus 
pemoscendam.  Atque  hoc  animad vertisse  oportet  quod,  tametsi  tum  ipse 
Gordon  cuius  negotium  erat,  tum  aliqui  consultores  inter  causas  ntdlitoHs 
Yindicandae  etiam  adduxissent  iUam  proat  putabatur  ordinationem 
Parkerii,  in  sententia  tamen  ferenda  omnino  seposita  est  ea  causa,  ut 
docmnenta  produnt  integrae  fidei,  neque  alia  ratio  est  reputata  nisi  defectus 
formae  e$  intenHonis.  Quae  de  forma  quo  plenius  esset  certiusque 
iudicium,  cautum  fuerat  ut  exemplar  Ordinalis  anglicani  suppeteret; 
atque  etiam  cum  eo  singulae  coUatae  sunt  formae  ordinandi,  ex  variis 
oiientalium  et  occidentalium  ritibus  conqmsitae.  Tum  Glemens  XI» 
Cardinalium  ad  quos  pertinebat  consentientibus  suffiragüs,  ipsement 
feria  Y,  die  XVII  aprilis  MDGGIY,  decreoU:  j^ Joannes  Glemens 
Gordon  ex  iniegro  et  absolute  ordinetur  ad  omnes  ordines  etiam 
sacros  et  praecipue  presbyteratus,  et  quatenns  non  fuerit  confirmatus, 
prins  sacramentum  Gonfirmationis  suscipiat''.  Quae  sententia,  id 
gane  considerare  refert,  ne  a  defectu  quidem  iraditionis  instrwnentorum 
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quidquam  moinenti  duxit:  tunc  enim  praescriptam  de  more  esset  ut 
ordinatio  sub  conditione  instanraretor.  Eo  autem  pluris  refeii 
considerarey  eamdem  Pontificis  sententiam  spectare  uniTerse  ad  ornnes 
Anglicanoram  ordinationes.  Licet  enim  fiictum  attigerit  peeuliare, 
non  tarnen  ex  peculiari  quapiam  ratione  profecta  est,  verum  ex 
vitio  formae^  quo  qaidem  vitio  ordinationes  illae  aeqne  afBciuntnr 
omnes:  adeo  ut,  quoties  deinceps  in  re  simili  deoemendiun  fdit, 
toties  idem  Glementis  XI  communlcatum  sitdecretum. 

Quae  quum  ita  sint,  non  yidet  nemo  controTersiam  temporibns 
nostris  exsnscitatam,  Apostolicae  Sedis  iadicio  definitam  mnlto  antea 
fuisse:  documentisque  illis  hand  satis  quam  oportuerat  eognitis, 
fortasse  factum  ut  scriptor  aliquis  catholicus  disputationem  de  ea 
libere  habere  non  dubitarit.  Qaoniam  vero,  ut  principio  monuimus^ 
nihil  Nobis  antiquius  optatiusque  est  quam  ut  hominibus  recte  ani- 
matis  maxirnft  possimus  indulgentia  et  caritate  prodesse,  ideo  iussimus 
in  Ordinale  anglicanum,  quod  caput  est  totius  causae,  rursus  quam 
studiosissiroe  inqgiri. 

In  ritu  cuiuslibet  sacramenti  conficiendi  et  administrandi  iure 
discemunt  inter  partem  caeremonialem  et  partem  essentiälenij  quae 
materia  et  forma  appellari  consuevit.  Omnesque  norant,  sacramenta 
novae  legis,  utpote  signa  sensibilia  atque  gratiae  invisibilis  efficientia, 
debere  gratiam  et  significare  quam  efficiunt  et  efficere  quam  significant. 
Quae  significatio,  etsi  in  toto  ritu  essentiali ,  in  materia  scilicet  et 
forma,  haberi  debet,  praecipue  tamen  ad  formam  pertinet ;  quum  materia 
Sit  pars  per  se  non  determinata,  quae  per  illam  determinetur.  Idque 
in  sacramento  Ordinis  manifestius  apparet,  cuius  conferendi  materia, 
quatenus  hoc  loco  se  dat  considerandam ,  est  manuum  impositio; 
quae  quidem  nihil  deiinitum  per  se  significat,  et  aeque  ad  quosdam 
Ordines,  aeque  ad  Confirmationem  usurpatur.  —  lamvero  verba  quae 
ad  proximam  usque  aetatem  habentur  passira  ab  Anglicanis  tamquam 
forma  propria  ordinationis  presbyteralis ,  videlicet,  Accipe  Spirilum 
Sandumy  minime  sane  significant  definitive  ordinem  sacerdotii  vel 
eins  gratiam  et  potestatem,  quae  praecipue  est  potestas  consecrandi 
et  offerendi  verum  corpus  et  sanguinem  Domini^)^  eo  sacrificio, 
quod  non  est  nuda  commemoreUio  Sdcrificti  in  Cruce  peracti^). 
Forma  huiusmodi  aucta  quidem  est  postea  iis  verbiis,  od  officium  ei 
opus  presbyteri:  sed  hoc  potius  convincit,  Anglicanos  vidisse  ispos 
primam   eam   formam   fuisse  mancam  neque  idoneam  rei.    Eadem 


1)  Trid.  Se88.  XXIII,  de  sacr,  Ord  can,  L 
^)  lö.  Sess.  XXII,  de  sacrif.  Missae,  can.  8^ 
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Toro  adiectio^  si  forte  quidem  legitimam  significationem  apponere 
fonnae  posset,  seriös  est  inducta,  elapso  iam  saeculo  post  receptom 
Ordinale  eduardianum ;  quum  propterea,  Hierarchiä  extiscta,  potestas 
ordiBandi  iam  nulla  esset.  Nequidquam  porro  auxilium  causae 
noyissime  areessitum  est  ab  aliis  eiusdem  Ordinaiis  precibus.  Nam, 
ut  cetera  pmetereantur  qaae  eas  demonstrent  in  ritu  anglieano  minus 
suffideiites  proposito,  unam  hoc  argumentum  sit  instar  onmium ,  de 
ipsis  consulto  detractum  esse  quidquid  in  ritu  catholico  dignitatem 
et  officia  sacerdotii  perspicue  designat.  Non  ea  igitur  forma  esse 
apta  et  suf&ciens  sacramento  potest,  quae  id  nempe  reticet  quod 
deberet  proprium  significare. 

De  consecratione  episcopali  similiter  est.  Nam  formulae,  Aecipe 
Spiräum  Sanc^umj  non  modo  serius  adnexa  sunt  verba,  ad  officium 
et  opus  epiacqpi^  sed  etiam  de  iisdem ,  ut  mox  dicemus ,  iudicandum 
aliter  est  quam  in  ritu  catholica.  Neque  rei  proficit  quidquam 
advocasse  praefationis  precem,  Omnipotens  Deus;  quum  ea  pariter 
deminnta  sit  verbis  quae  summum  sacerdoHum  declarent.  Sane,  nihil 
huc  attinet  explorare,  utrum  episcopatus  complementum  sit  sacer- 
dotii, an  ordo  ab  illo  distinctus:  aut  collatus,  ut  aiunt  per  sältum^ 
sdlicet  homini  non  sacerdoti,  utrum  effectum  habeat  necne.  At  ipse 
procul  dubio,  ex  institutione  Christi,  ad  sacramentum  Ordinis  verissime 
pertinet,  atque  est  praecellenti  gradu  sacerdotium ;  quod  nimirum  et 
voce  sanctorum  Patrum  et  rituali  nostra  consuetudine  summum  sacer- 
dotium,  saeri  ministerii  summa  nuncupatur.  Inde  fit  ut,  quoniam  sacra- 
mentum Ordinis  verumque  Christi  sacerdotium  a  ritu  anglieano  penitus 
extrosum  est ,  atque  adeo  in  consecratione  episcopali  eiusdem  ritus 
nuUo  modo  sacerdotium  confei-tur,  nuUo  item  modo  episcopatus  vere  ac 
iure  possit  conferrL  eoque  id  magis  quia  in  primis  episcopatus  muniis  illud 
scilicet  est,  ministros  ordinandi  in  sanctam  Eucharistiam  et  safrificium. 

Ad  rectam  vero  plenamque  Ordinaiis  anglicani  aestimationem, 
praeter  lata  per  aliquas  eius  partes  notata,  nihil  profecto  tam  valßt 
quam  si  probe  aestimetur  quibus  adiunctis  rerum  conditum  sit  et 
publice  constitutum.  Longum  est  singula  persequi,  neque  est  neces- 
sarium:  eius  namque  aetatis  memoria  satis  diserte  loquitur,  cuius 
animi  essent  in  Ecclesiam  catholicam  auctores  OrdinaUs,  quos 
adaciTerint  fistutores  ab  heterodoxis  sectis,  quo  demum  consilia  sua 
referrent.  Nimis  enimvero  scientes  quae  necessitudo  inter  fidem  et 
cultum,  inter  legem  credendi  et  legem  supplicandi  intercedat,  liturgiae 
ordinem,  spede  quidem  redintegrandae  eius  formae  primaevae,  ad 
errores  Novatorum  multis  modis  deformarunt.  Quamobrem  tote 
Ordinali  non  modo  nulla  est  aperta  mentio  sacriflcü,  congecrationis. 
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sacerdotii,  potestatisque  consecrandi  et  sacrificii  offerendi;  sed  immo 
omnia  huiusmodi  rerum  vestigia,  quae  saperessent  in  precatiooibiu 
ritus  catholici  non  plane  reiectis,  sublata  et  deleta  sunt  de  indostria, 
quod  supra  attigimos.     Ita  per  se  apparet  nativa  Ordinalis  indole? 
ac  Spiritus,  uti  loqanntur.  Eine  vero  ab  origine  ducto  vitio,  si  valere 
ad  Qsum  ordinationum  minime  potoit,  neqaaquam  decnrsu  aetatom, 
quum  tale  ipsum  permanserit,  futurum  fuit  ut  yaleret.    Atque  ii 
egenint  frustra  qui  inde  a  temporibus  Garoli  I  conati  sunt  admittere 
aUquid   sacrificii   et   sacerdotii,    nonnullft   dein  ad   Ordinale  facta 
accessione:   firustraque  similiter  contendit  pars  ea  Anglicanorum  non 
ita  magna,  recentiore  tempore  coalita,  quae  arbitratur  posse  idem 
Ordinale  ad  sanam  rectamqae  sententiam  intelligi  et  deduci.    Vana, 
inquimus,  fuere  et  sunt  huiusmodi  conata :  idque  hac  etiam  de  causa, 
quod,   si  qua   quidem  verba,  in  Ordinali   anglicano  ut  nunc  est, 
porrigant    se  in   ambiguum,    ea   tarnen    sumere   sensom   eumdem 
nequeunt  quem  habent  in  ritu  catholico.  Nam  semel  novato  ritu,  ut 
vidimus,  quo  nempe  negetur  yel  adulteretur  sacramentum  Ordinis, 
et  a  quo  quaevis  notio  repudiata  sit  consecrationis  et  sacrificii;  iam 
minime  constat  formula,  Äccipe  Spiritum  Sanckim,  qui  Spiritus,  cum 
gratia  nimirum  sacramenti,  in  animam  infnnditur ;  minimeque  constant 
verba  illa,  ad  cffieium  et  opus  presibyteri  vel  episcopi  ac  similia, 
quae  restant  nomina  sine  re  quam  instituit  Christus.  —  Huius  rim 
argumenti  perspectam  ipsi  habent  plerique  Auglicani,  observantiores 
Ordinalis  interpretes ;  quam  non  dissimulanter  eis  obiiciunt  qui  novo 
ipsum  interpretantes ,  Ordinibus  inde  collatis  pretium  virtutemque 
non  suam  spe  vana  affingunt.    Eodem  porro  argumento  vel  uno  illud 
etiam  corruit,  opinantium  posse  in  legitimam  Ordinis  formam  sufficere 
praecationem,  Omnipotens  Deus,  bonorum  omnium  largitcr^  quae  sub 
initium  est  ritualis  actionis ;  etiamsi  forte  haberi  ea  posset  tamquam 
sufificiens  in  ritu  aliquo  catholico  quem  Ecclesia  probasset.   —  Cum 
hoc  igitur  intimo  formae  defedu  couinnctus  est  drfedus  inleniioms^ 
quam  aeque  necessario  postulat,  ut  sit,  sacramentum.    De  mente  vel 
intentione,  utpote  quae  per  se  quiddam  est  interius,   Ecclesia  non 
indicat:  at  quatenus  extra  proditur,  iudicare  de  ea  debet.     lamvero 
quum  quis  ad  sacramentum  conficiendum  et  conferendum  materiam 
formamque   debitam   serio   ac  rite  adhibuit,    eo  ipso   censetur  id 
nimirum  facere  intendisse  quod  facit  Ecclesia.    Quo  sane  principio 
innititur  doctrina  quae  tenet  esse  vere  sacramentum  vel  illud,  quod 
ministerio  hominis  haeretici  aut  non  baptizati,  dummodo  ritu  catho- 
lico, conferatur.  Contra  si  ritus  immutetur,  eo  manifeste  consilio  ut 
alius  inducatur  ab  Ecclesia  non  receptns,  utque  id  repellatur  quod 
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facit  Ecclesia  et  qnod  ex  iDstitutione  Christi  ad  natoram  attinet 
sacramenti,  tunc  palam  est,  hod  solum  necessariam  sacramento 
intentioiiem  deeese,  sed  intentionem  immo  haberi  sacramento  adversam 
et  repagnantem. 

Isthaec  omnia  din  mnltnmqae  repatavirnus  apud  Nos  et  cum 
Venerabilibiis  Fratribns  Nostris  in  Suprema  iudicibas ;  quornm  etiam 
Coetam  singnlariter  coram  Nobis  advocare  placuit  feria  V,  die  XYI 
iulii  proximi,  in  commemoratione  Mariae  Di  N.  Gannelitidis.  liqne 
ad  unurn  consensere,  propositam  causam  iam  pridem  ab  Apostolica 
Sede  plenefuisse  etcognitam  et  indicatam:  eins  autem  denuo  insti- 
tuta  actfique  quaestione,  emersisse  illustrius  quanto  illa  iustitiae 
sapientiaeque  pondere  totam  rem  absolvisset.  Verumtam  Optimum 
factu  duximus  supersedere  sententiae,  quo  et  melius  perpenderemus 
conveniret  ne  expediretqua  eamdem  rem  auctoritate  Nosta  rursua 
declararif  et  uberiorem  divini  luminis  eopiam  suppliees  imploraremus.  — 
Tum  considerantibus  Nobis  ut  idem  caput  disciplinae ,  etsi  iure  iam 
definitmn,  o  quibusdam  revocatum  sit  in  controversiam ,  quacumque 
demum  causa  sit  revocatum ;  ex  eoque  pronum  fore  ut  perniciosus 
error  gignatur  non  paucis  qui  putent  se  ibi  Ordinis  sacramentum  et 
fructus  reperire  ubi  minime  sunt,  visum  est  in  Domino  sententiam 
Nostram  edicere. 

Itaque  omnibus  Pontificum  Decessorum  in  hac  ipsa  causa 
decretis  usquequaque  assentientes ,  eaque  plenissime  confirmantes  ac 
yeluti  renovantes  auctoritate  Nostra,  motu  proprio  certa  scientia, 
pronunciamus  et  declaramus,  Ordinationes  ritu  anglicano  actas,  irritas 
prorsns  fuisse  et  esse,  omninoque  nuUas. 

Hoc  restat,  ut  quo  ingressi  sumus  Pastoris  magni  nomine  ei 
animo  veritatem  tarn  gravis  rei  certissimam  commonstrare,  eodem 
adhortemur  eos  qui  Ordinum  atque  Hierarchiae  beneficia  sincera 
volnntate  optent  ac  requirant.  Usque  adhuc  fortasse,  virtutis 
cbristianae  intendentes  ardorem,  religiosius  consulentes  divinas  litteras, 
pias  duplicantes  preces,  incerti  tamen  haeserunt  et  anxii  ad  vocem 
Christi  iamdiu  intime  admonentis.  Probe  iam  vident  quo  se  bonus 
ille  invitet  ac  velit.  Ad  unicum  eins  ovile  si  redeant,  tum  vero  et 
qnaenta  beneficia  assecuturi  sunt  et  consequentia  salutis  praesidia, 
quornm  administram  fecit  ipse  Ecclesiam,  quasi  redemptionis  suae 
cnstodem  perpetuam  et  procuratricem  in  gentibus.  Tum  vero  hoMfient 
aquas  in  gaudio  de  foniibua  Salvaiaris,  sacramentis  eins  mirificis; 
ande  fideles  animae  in  aroicitiam  Dei,  remissis  vere  peccatis,  restituun- 
tur,  eaelesti  pane  aluntur  et  roborantur,  adiumentisque  maximis 
afDuunt  ad   vitae  adeptionem  aetemae.    Quorum   bonorum  revera 
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sitientes,  utinam  Deuapacis,  Deus  toüus  cansdatioms  faciat  compotes 
atque  expleat  perbenignus.  —  Hortationem  vero  Nostram  et  vota 
^eos  maiorem  in  modum  spectare  volumus,  qui  religionis  ministri  in 
«ommimitatibus  sais  habentur.  Homines  ex  ipso  officio  praecedentes 
doctrina  et  auctoritate,  qnibus  profecto  cordi  est  divina  gloria  et 
dnimorum  salus,  velint  alacres  vocanti  Deo  parere  in  primis  et 
obdequi,  praeclanimque  de  se  edere  exemplum.  Singulari  certe 
laetitia  eos  Ecclesia  mater  excipiet  omnique  complectetur  bonitate  et 
Providentia,  quippe  quos  per  arduas  rerum  difficultates  virtus  animi 
generosior  ad  sinum  suum  reduxerit.  Ex  bac  vero  virtute  dici  vii 
potest  quae  ipsos  laus  maneat  in  coetibus  fratrum  per  catboliciun 
orbem,  quae  aliquando  spes  et  fiducia  ante  Christum  iudicem,  quae 
ab  illo  praemia  in  regno  caelesti !  Nos  quidem,  quantum  omni  ope 
licuerit  eorum  cum  Ecclesia  ceconciliatio^em  fovere  non  desistemus; 
ex  qua  et  singuli  et  ordines ,  id  quod  vehementer  cupimus ,  multum 
«apere  possunt  ad  imitandum.  Interea  veritatis  gratique  divinae 
patentem  carsum  ut  secundare  contendant  fideliter,  per  viscera  mise- 
ricordiae  Dei  nostri  rogamus  omnes  et  obsecramus. 

Praesentes  vero  litteras  et  quaecumque  in  ipsis  habentur  nulle 
unquam  tempore  de  subreptionis  aut  obreptionis  sive  intentionis 
Nostrae  vitio  aliove  quovis  defectu  notari  vel  impugnari  posse;  sed 
semper  validas  et  in  suo  robore  fore  et  esse,  atque  ab  omnibus 
€uiu8vis  gradus  et  praeeminentiae  inviolabiliter  in  iudicio  et  extra 
observari  debere  decemimus :  irritum  quoque  et  inane  si  secus  super 
bis  a  quoquam,  quavis  auctoritate  vel  praetextu,  scienter  vel  igno- 
ranter contigerit  attentari  declarantes,  contrarüs  non  obstantibus 
quibuscumque. 

Volumus  autem  ut  harum  litterarum  exemplis,  etiam  impressis, 
manu  tarnen  Notarii  subscriptis  et  per  constitutum  in  ecclesiastica 
dignitate  virum  sigillo  munitis,  eadem  habeatur  fides  quae  Nostrae 
voluntatis  significationi  his  praesentibus  ostensis  haberetur. 

Datum  Romae  apud  Sanctum  Petrum  anno  Incarnationis  Domi- 
uicae  millesimo  octingentesimo  nonagesimo  sexto,  idibus  septembribus, 
Pontificatus  Nostri  anno  decimo  nono. 

A.  Card.  BIANCHI  C.  Card.  DE  RÜGGIEBO. 
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2.  Kirchliche  Disciplin  des  Klerus. 

Nachstehende  Instruction  ffir  den  ungarischen  Elems  enthält 
ein  förmliches  Programm  f&r  das  Leben  und  die  Thätigkeit  des 
Elems  aller  Länder,  will  er  unter  gegenwärtigen  Verhältnissen  seiner 
Aufgabe  gerecht  werden.  Dieselbe  wurde  unterm  28.  Mai  vorigen 
Jahres  erlassen  von  der  Congr.  Epp.  et  Beg.  unter  ausdrücklicher 
Bevollmächtigung  Leo's  XIII.  an  sämmtliche  Ordinarien  Ungarns. 
Sie  empfiehlt  angesichts  der  der  kath.  Beligion  feindlichen  Zeiteni 
besondere  Wachsamkeit  und  Sorgfalt  betreffs  der  kirchlichen  Disciplia 
des  Klerus,  und  zwar  1.  Erneuerung  und  Durchführung  aller  be- 
stehenden kirchlichen  Vorschriften;  2.  sorgfältige  Erziehung  der 
Priesterthumscandidaten  in  kirchlichen  Seminarien;  3.  häufiges 
Beichten,  jährliche  Exercitien,  gewissenhafte  Verrichtung  des  Berufes,, 
fortgesetztes  theologisches  Studiun»  seitens  des  Klerus;  4.  eifrige* 
Erfüllung  der  Amtspflichten  der  Seelsorger;  5.  Belehrung  der  soge- 
nannten Gebildeten  durch  Predigten,  Zeitschriften  und  katholische 
Vereine;  6.  Sorge  für  wirksamen  Beligionsunterricbt  an  den 
Gymnasien;  7.  Bemühungen  um  Wiederherstellung  des  katholischen 
Charakters  der  Pazmany'schen  Universität  in  Pest  und  Errichtung 
katholischer  Vereine  für  Studierende;  8.  häufiges  Predigen  über  die 
richtigen  Grundsätze  betreffs  der  christlichen  Einrichtung  des  Staates^ 
die  Bürger-  und  patriotischen  Pflichten ;  9.  Ertheilung  des  Eeligions- 
Unterrichtes  an  die  Kinder,  so  lange  sie  nicht  vollkommen  ungarisch 
verstehen,  und  Predigten  für  alle  in  ihrer  Muttersprache;  10.  Be- 
seitigung der  Gefahren  bei  den  indifferenten  sogenannten  Cultur- 
vereinen;  11.  Gründung  und  Unterstützung  katholischer  Zeitungen 
für  die  einzelnen  Gegenden,  Nationen  und  Volksschichten ;  12.  Ueber- 
wachung  durch  die  Ordinarien,  besonders  bei  den  Visitationen ;  Sorg- 
falt, dass  die  kirchlichen  Stellen  nur  VP'ürdigen  verliehen  werden. 
Die  Instruction  enthält,  mit  Ausnahme  einiger  weniger  Punkte,  eigent- 
lich nichts,  was  nicht  für  den  Klerus  aller  Länder  passt.  Würde 
diese  überall  als  Bichtschnur  der  Thätigkeit  des  höheren  wie  niederen 
Klerus  genommen,  so  wäre  damit  der  Anfang  zu  einem  neuen  Leben 
in  der  Kirche  gemacht.  Wir  lassen  dieselbe  deshalb  wegen  ihres 
allgemeinen,  die  gegenwärtigen  Zeitverhältnisse  besonders  berück- 
sichtigenden Inhaltes  dem  Wortlaute  nach  hier  folgen: 
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Quibus  HuDgaria  agitatur  temporibus  catbolicae  religioni  liber- 
tatiqne  ecclesiasticae  ad?ersis,  illud  accidit  sane  jacondum,  qaod 
multi  ex  clericoram  ordine  non  quae  $ua  sufii,  sed  quae  Jesu  Christi, 
quaerevdes,  pro  Dei  Ecclesiaeque  causa  et  pro  fidelis  popnli  utilitatibus, 
sedulam  operam  impendant,  strenueque  hac  usqne  se  gesserint  Hoc 
etenim  felix  est  meliorum  rerum  aaspicium,  joxta  egregium  illud 
S.  Gypriani  praeconium:  „Sacerdos  Dei  Evangelium  tenens  et  Chri- 
^sti  praecepta  custodiens  occidi potest,  non  potest  vind'^  (Epist.  I  ad 
Gamel.).  At  ?ero  deplorandum  est,  non  paucos  qnidem  et  detrectare 
laborem  et  reformidare  pugnam.  Cujus  rei  inquirentibus  causas,  ea 
potissimum  apparet,  hujusmodi  clericos  a  spirita,  quem  per  manuum 
impositionem  acceperant,  descivisse,  atque  ea  quae  mundi  sunt  misere 
consectantes,  defecisse  omnino  a  genere  virorum  illorum^  per  quos 
Salus  in  Israel  efGiciatur  oportet. 

Nemo  igitur  non  yidet  quantum  intersit  ecclesiasticam  disci- 
plinam  in  Begno  Hungarico  relevari  et  confirmari,  idque  omni  studio 
animorumque  contentione  et  concordia  perfici,  ut  clerici  digni  reddantur 
ministri  Christi  ac  fideles  dispensatores  mysteriorum  Dei,  qui  populum 
optimis  virtutibus  omatum  in  viam  veritatis  et  sanctitatis  verbo  et 
<eiemplo  dirigant,  eique  in  tantis  communis  patriae  angustiis  ad 
praelianda  praelia  Domini  per  arma  justitiae  praeeant. 

Quare  ei  Apostolica  auctoritate  ac  nomine  augusto  SSmi  D.  N. 
LEONIS  divina  Providentia  Papae  XIII,  Sacra  haec  Congregatio 
negotiis  et  consultationibus  Episcoporum  et  Kegularium  praeposita 
e9L,  quae  sequuntur,  ad  Cleri  disciplinam  praecipue  spectantia  statuit 
atque  decemit :  pro  certoque  habet  fore  ut  sacri  Antistites  et  Ordinarii 
omnes  Begni  Hungarici,  quorum  vigilanüfim  düigeniiamque  pastoralem 
Summus  idem  Pontifex  in  recenti  ad  ipsos  epistola  encyclica  commen- 
davit  novum  hoc  tcstimonium  sollicitudinis  caritatisque  Ejus  animo 
gratissimo  accipiant. 

I.  Singularem  Episcoi  curam  eo  intendant  ut  Clerum  efficaciter 
revocent  opportunisque  remediis  inducant  ad  plenam  eanim  renun 
observantiam,  quas  sacri  canones  et  ecclesiasticae  leges  praescribunt 
quoad  vitam  et  mores  clericorum. 

II.  Qnoniam  vero  hujus  vitae  morumque  fundamenta  in 
dioecesanis  Seminariis  jaciuntur,  Ordinarii  nuUum  sedulitatis  modom 
omittant,  quo  alumni  in  sortem  Domini  vocati  optime  instruantur 
isancteque  educentur.  Persuasum  habeant,  nihil  in  administratione 
episcopali  esse,  quod  curam  suam  soUicitam  et  operosam  aeque  postulet, 
quam  Seminarium,  in  quo  totam  spem  salutis  et  profectus  animarum, 
de  qoibus  summo  pastori  Christo  rationem  reddituri  sunt,  positam 
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6886  constat.    Itaque   ad  officium  rectoris  in  primis  virum  eligant 

doctum,  prudentem,  Christi  spiritu  plenum  qui  tnm  sermone  tum 

opere  adolescentes  clericos  probe  recteque,  sicut  oportet,  instituat  et 

dirigat.     Praefectum  etiam   pietatis  constituant  sacerdotem  aetate 

maturum,  gravem,  experientia   et   usu    ritae   spiritualis   eximium, 

gloriaeque  divinae  studiosnm,  qui  non  solum  confessiones  alumnorura 

andiat,  sed  eos  etiam  in  exercitiis  vitae  clericalis,  oratione,  meditatione 

alüsque  quasi  manuducere,  et  ad  virtutes  sacerdotales  comparandas 

vehementer  incitare  valeat.     Neque  alios  magistros  disciplinarura 

in  Seminariis  adbibeant,   nisi   qui  alumnos,    quum  solida  doctrina 

imbuere,   tum   vitae   simul   integritate    et  probitate   exemplo   suo 

ioformare  possint.    Gordi  etiam  sit  episcopis,  ut  ipsi  aliquoties  per 

annum  Seminarium  visitent,   in  eoque  visitationis   munere  tum   de 

magistromm  diligentia,   tum   de  progressu,  quem   in  disciplina   et 

studüs  clerici  fecerint,  accurate  inquirant  (Coneä.  prov.  Medid,  sub 

S.  Carolo  Borr,  /,  tu.  IT,  decr,  25)^  patemaque  cum  caritate  almnnos 

alloquantor  et  cohortentur.    Seminarii  moderatores  operam  dent,  ut 

alumni,  sin  minus  octavo  quoque  die,  qui  mos  in  plerisque  Seminariis 

laudabiliter  observatur^  certe  frequenter  ad  sacramentum  poenitentiao 

frequentisque  ad  divinam  eucharistiam  rite  accedant.    Universim,  eo 

adnitantur  ut  adolescentes  sibi  commissi  non  externa  tantum  disciplina 

contineantur,  vel  quasdam  tantummodo  habilitates  clericali  statui 

proprias  acquirant,  sed  id  totis  viribus  agant  ut  ad  pietatem  veram 

studiumque  gloriae   divinae  et  salutis  animarum   accendantur,   ut 

spiritum  abnegationis  vocationi  ecclesiasticae  suapte  natura  congruentem 

pectore  concipiant  et  in  solidis  virtutibus  quotidie  magis  adolescant. 

Qmbus  de  rebus  ea  quoque  valeant  quae  habentur  in  pontificiis  litteris : 

Qw>d  muUum  diuque,  ad  £piscopos  Hungariae  datis  die  XXU  augusti 

anno  MDCCCLXXXVI. 

Episcopi  autem  memores  gravissimae  Apostoli  admonitionis : 
Manus  cito  nemini  imposueris^  neque  cammunicaveris pt^ecccUis  alienis 
(I  Tim.  y,  22),  summa  cum  diligentia  explorent  num  forte  sint 
qui,  non  vocati  a  Deo,  seipsos  sive  ob  quaestum  sive  ob  ambitionem 
terrenamque  quamcumque  cupiditatem  ad  sacerdotium  ecclesiasticum- 
que  ministerium  ^intrudant,  qtw  quidem  hominum  genere  merce- 
^nariorufn  tUhä  infdieius  ac  miseriuSy  nihil  Ecdesiae  Bei  calami- 
^Umu8  esse  paksi""   (Catech.  rom.  de  sacr.  ard,  c.  VIII.  3). 

in.  Sacerdotes  quanta  fieri  possit  majore  frequentia  ad 
poenitentiae' sacramentum  accedant.  Quotannis  item  per  aliquod  dies 
spiritoalibus  Exercitiis  vacent:  quo  adiumento,  si  rite  adhibeatur, 
nullum  fortasse  est  aliud  utilius  ad  spiritum  in  Glero  resuscitandum 
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et  roborandum.  Id  autem  quo  melius  exequi  possint,  Episoopi  quo- 
libet  anno  saeerdotes  omnes,  et,  si  videatur,  eüam  singulos  exhortentor, 
Tel  vocent  in  Seminarium  aliamve  piam  domum,  ubi  per  aliquot 
dies  spiritualibus  commentationibus  animum  exoolant,  et  propiiae 
salutis  et  sanctificationis  grande  negotium  agant.  Opportune  etiam 
saeerdotes  moneantur  de  gravi  obligatione  horas  canonicas  recitaiidi, 
studiisque  maxime  sacris  impigre  vacandi,  ut  officiis  propriae  vocationi» 
digne  utiliterque  satisfacere  possint. 

IV.  Sed  imprimis  Episcopi  sedulo  invigilent  ut  parochi  eonim* 
que  adiutores  obligationes  propra  muneris  fideliter  expleant,  cum 
plane  certissimum  sit  sanguinem  ovium  suarum  e  manibus  eorum  a 
Judice  supremo  repetitum  iri.  Et  ,,ciim  praecepto  divino  mandistiiin 
^sit  omnibHS^  quibus  animarum  cura  cammissa  est,  aves  suas  agnoscere^ 
y,pro  his  sacrificium  offerre,  verbique  divini  praedicatione  ^  saera- 
„mentorum  administratione ,  ac  bonorum  omnitim  operum  exemplo 
jfPCkScere  pauperum  äliarumque  fniserabilif4m  personarum  curam 
^pcUernam  gerer e,  et  in  cetera  ntunia  pastoralia  incunibere^  (Conc. 
Trid.  sess.  XXIII,  e.  1,  de  reform.),  propterea  Episcopi  (opportune 
importune,  ut  monet  Apostolus,  instent  ut  viri  ecclesiastici  in  cura 
animarum  occupati,  nuUa  in  re  negligentes  et  desidiosi  inveniantur. 
Instent  in  sacra  visitatione  aliave  quavis  capta  opportunitate ,  ut 
curiones  nequaquam  intermittant  propriis  ovibus  adesse  si?e  sacra- 
mentales  confessiones  excipiendo  sive  inflrmos  visitando,  sive  mori- 
bundis  adsistendo,  sive  catechesim  impertiendo^  sive  evaugelium  ad 
captuin  populi  explicando,  sive  denique  fidelium  pietatem  alliciendo 
canonica  piarum  Societatum  ac  Sodalitiorum  institutione  vel  sacrarum 
festivitatum  celebratione,  omnibusque  operibus,  quae  religiosa  proprii 
muneris  solertia  suggerit.  Et  quoniam  nonnullis  in  locis  parochi 
eorumque  in  cura  animarum  adiutores,  ad  fidelium  confessiones 
audiendas  praesto  esse  non  soleant,  nisi  vocati,  adeo  ut  quod  sane  ad- 
modum  dolendum  est,  plerique  parochianorum  vix  unquam  extra  tempus 
paschale  ad  sacramenta  accedant,  Episcopi  ex  auctoritate  agant  ut 
parochi,  maxime  in  majoribus  sollemnitatibus ,  licet  non  rogati,  in 
confessionali  se  sistant  paratosque  se  exhibeant,  immo  frequenter  ex- 
hortentur  ut  tam  eximia  salutis  subsidia  ne  negligant  et  rite  perci- 
piant.  Assidui  quoque  sint  curiones  in  verbo  Dei  praedicando« 
Et  cum,  ut  ait  Ghrjsostomus,  „exemplo  qui  non  praedkai,  dodor 
nüserabilis  sit,'^  sollicite  curent  Episcopi  ut  mores  Sacerdotum  plebi 
fideli  offendiculo  minime  sint.  Frustra  enim  a  populo  vitae  christianae 
integritas  quaeritur,  si  in  ejus  pastoribus  sancti  mores  non  resplendeant. 
Quare  fortiter  constanterque,  quum  opus  fuerit,  Ordinarii  exequantar 
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quae  a  saeris  casoiiibus  et  maximA  a  CoHeiHo  Tfidentiao  (gess,  XX  F, 
U,  de  reform.)  circa  dericorum  incontinentiam ,  em^dationeiii  et 
IMinitioDeai  praesor ibuntur ,  «ne  subdUarum  negleckte  emendtdioim 
nipH  cofkfiffnae,  Deo  tnndice,  poenas  perecif/vant^  (sess.  XXil,  c.  1. 
de  reform.)  j^Nutlum  emm,  teste  Öregorio  M.,  €A  aUis  inajus  prcte- 
Judicium  y  quam  a  saeerdoübus  telereU  Deus,  quemdo  eos,  quo»  ad 
„aUorum  corredumem  posmt  dare  de  se  exempla  pravikUis  cemU; 
^quondo  ipsi  peecani,  qui  compeseere  ali^rum  peeeakt  deberetU ;  müa 
^ammatrum  luera  quaeruni^  ad  sua  quoHdie  Mudia  vacomt,  terrena 
9iHmcupi8eu$U^  humanam  gloriam  itäenkt  mente  eaptatW^. 

y.  Gureiit  pariter  Ordinarii  ut  hoinines,  qiioe  cultiorie  ingenii 
volgiu  exifitiiaat,  q»ibu8  aUoquin  auUa  ut  plurimuBn  est  B^gionis 
dura  noUaqae  ejus  yera  oognitio,  aut  concionum  ope ,  aut  diarierum, 
quae  elegantia  sermouis  et  rerum  gravitate  commendentur ,  dogmata 
fidel  ae  praesertim  dirkam  Eccksiae  constitution^oi  per  Glerum 
edoeeantur.  Quod  ut  obtineatur,  admodum  expediet  ei  catlioiioae 
coB^ciatieiies  jam  ptarÜH»  in  locis  utiliter  iustitutae  lativs  propagentur. 

VI.  Peettiiari  itidem  modo  cureot,  ut  doctrinae  christianae  in 
gynmasiis  praeceptores,  querum  officium  sane  graviesimum  et  perquam 
utile  est,  eligantur  saeerdotes  Bon  minus  doctrina  qaxm  vitae  inte- 
gritate  eoaspieui  qtii  demandatum  sibi  munus  diligenter  exequantur, 
et  pimeterea  adplesoentibus  auetores  siut,  ut  piis  Oengregationibus 
B.  M.  Virgiflis,  i^el  sodalitatibus  SSmi  Cordis  Jesu  ?el  saeratissinii 
Bosarii  uomen  dent,  et  sacramenta  poemtentiae  et  eueharietiae  saepiw 
dewteqoe  suscipiaBt.  Agant  quoque  opportune  Episeopi  ut  instruetioni 
religiosae  plus  quam  hucus^ue  coneessum  est  temporis  triboatur, 
prout  108  ipsa  gravioris  per  se  »omenti  ac  Yorace  neeessitatis  prae 
eeteris  ManÜM»  expostulat.  Dent  similiter  operam  ut  in  omnibus 
gymnaräs  eadem  lingoa  utentibus  unus  idemque  über  ad  religion^ooi 
doeendoni  adhibeatur.  Cujus  rei  gratia  Episcopis  eurae  sit  ut 
eompendium  biyusinodi,  in  manus  discipulorum  tradondum,  a  viro 
idoneo  componatur,  et  ab  ipeis  examinatoM  et  approbatum,  in  usum 
scbokfum  praeocribatur.  Srigikndum  quoque  \A  etiam  profanarum 
diadplinarum  magistri  mentem  Eocleeiae  in  docendo ,  ut  par  est,  ob- 
servantes^  roligiononi  rei/iorea«tmr,  aique  magietro  religionis  non  solffiu 
HOB  adfei^eatur,  sod  eum  pro  ratione  muneris  sui  opportune  etiam 
ja^eoi.  Quod  ut  efSoaeius  fiat,  Episeopi  meminerint  jus  libros 
aidiolasticos  profanarum  etiam  disciplinarnm  designandi  sibi  Tindicare. 

Vn.  Insuper  modis  omnibus  Episeopi  adBiti  ne  cessent  ut 
UwersüM  stvdioram  Budapestinensis,  a  Cardinali  Petro  Pazmany 
praeclaiisiiiM)  viro  cewiita  et  lere  catholieorum  institutis  sustentata, 
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reddatur  catholicis,  Episcopomm  auctoriiate  regenda.  Interim  vero 
et  donec  religioni  studiosorum  melius  provideatur,  id  saltem  obtinere 
conentur^  ut  omnibus  Dominicis  festisque  diebus^  a  sacerdote  in 
primis  idoneo  ad  alumnos  academicos  sermo  habeatar,  quo  ea  in 
primis  catholicae  doctrinae  capita  docte  diligenterque  expicentur  ac 
demonstrentur,  quae  in  vita  publica  aeque  ac  privata  hodie  maxinie 
negUgi  solent  et  impugnari.  Agant  etiam  Episcopi,  ut  in  utraque 
Hungariae  uni?ersitate ,  ad  exemplum  aliarum  Academiarum, 
instituantur,  institutique  foveantur  studiosorum  coetus  seu  societates, 
eo  proposito,  tum  ut  iidem  mutuo  incitentur  exemplo  ad  recte  religiose- 
que  vivendum,  tum  ut  in  consuetis  conventibus  recolant  ex  yeritate 
retractatum  si  quid  acceperint  in  scholis  catholicae  veritati  contrarium. 
Fraeterea  Optimum  factu  erit  si  in  coetibus  suis  ducta  ex  variis 
disciplinis  themata  certatim  enucleent,  propositis  praemiis  allecti. 

Yin.  Et  quia  de  christiana  civitatum  constitutione,  de  civium 
officiis,  de  amore  patriae  similibusque  de  rebus  praeposterae  et  exitiosae 
opiniones  obtinent  inter  cultiores  praesertim  homines,  ideo  instent  Epis- 
copi  ac  locorum  Ordinarii  ut  persacros  concionatores  crebro  inculcentur 
Ecclesiae  documenta,  quae  praecipue  Encyclicis  Litteris  ^ImmarUUe 
Dei''  et  ^Sapientiae  chtistianae" ,  sunt  tradita. 

IX.  Episcopi  yehementer  hortentur  parochos  et  catechistas 
fidelium  hungarica  lingua  non  utentium,  ut  debito  quidem  obsequio 
satisfaciant  civili  legi,  qua  pueri  in  scholis  solerter  doceri  debent 
linguam  hungaricam;  at  doctrinam  christianam  non  antea  eis 
hungarico  idiomate  tradant,  quam  pueri  eamdem  linguam  plene 
didicerint.  Hoc  aeque  puerorum  aetema  salus  et  reipublicae  bonum 
postulat.  Similiter  parochis  et  eorum  adiutoribus  praecipiant,  ot 
non  antea  hungarica  liogua  in  concionibus  utantur,  quam  compertum 
habeant  eam  a  parochianis  probe  intelligi.  Quod  si  parochiani  alüs 
atque  alüs  linguis  utantur,  nee  omnes  hungaricum  idioma  sufficienter 
intelligant,  parochi  omnem  dent  operam^  ut  iis  quoque  fidelibus 
yerbum  Dei  in  propria  lingua  convenienter  annuntietur. 

X.  De  sodalitatibus,  quae  ad  scopum  culturae  popularis 
promovendae  institutae  sunt,  quum  omnibus  hominibus  quamlibet  reli- 
gionem  profitentibus  pateant,  neque  catholicam  formam  institutionem- 
que  prae  se  ferant,  idcirco  injungant  Episcopi  parochis  ut  diligentissime 
caveant,  ne  fideles,  eas  adeuntes  sodaUtates,  sensim  sine  sensu 
indifferentismi  errore  venenoque  inficiantur,  aut  simile  huic  aetemae 
salutis  detrimentum  aliud  incurrant. 

XL  Praestat  quammaxime,  singulis  provinciis  suas  esse 
catholicas  ephemerides,  plures  etiam  quam   quae  in  aliquibus  locis 
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numerantar,  et  non  bungarico  tantmn  sed  alio  quoqae  idiomate 
conscriptas,  prout  cujusque  mos  fert  provinciae^  et  ad  captum 
iotelligentiae  populi  accommodates. 

Xn.  Hisce  itaque  in  profectum  ecclesiasticae  disciplinae  et 
in  bonum  fidelium  praestitutis,  multum  sane  efficacitatis  ad  optatum 
exitom  accedet  ex  ipsa  Ordinariorum  sollertia.  Qui  quidem  in  oninibus 
seipsos  exemplum  praebentes  bonorum  operum,  in  doctrina,  in  inte- 
gritate  et  gravitate  (Ad  TU.  2, 7),  omni  certe  pastorali  sollicitudine 
hanc  ordinationem  debitae  executioni  mandabunt,  districteque  suo 
qnisque  Clero  praecipient  ut  eidem  morem  gerant,  singulasque  ejnsdem 
praescriptiones  diligenter  adimpleant.  Atque  in  hunc  finem  Ordinarii 
in  pastoralibus  visitationibus,  statis  temporibus  peragendis,  rationera 
specialiter  de  exacta  perfectaque  earum  omnium  observantia  a  singnlis 
clericis  exquirant ;  et  si  qnos  invenient  desidiosos  exstimulent,  si  quos 
negligentes  redarguant,  si  quos  recalcitrantes  castigeni  Omni  insuper 
quo  praestant  zelo  diligentissime  curent  ut  ecclesiastica  beneficia  non 
modo  denegentur  indignis ,  sed  dignioribus  omnino  conferantur :  atque 
ad  id  facilius  obtinendum  sese  interponere  etiam,  quoad  fieri  poterit, 
ne  praetermittant  apud  eos,  qui  patronatus  aut  electionis  jure  gaudent, 
eosdem  opportune  conimonentes  de  pergravi  judicio^  quod  apud  Deum 
et  homines  subituri  sunt,  quoties  ecclesiastici  reditus,  qui  instituti 
sunt  pro  decenti  tuitione  operariorum  vineam  Domini  utiliter 
excolentium,  in  alium  usum  ab  se  convertantur,  ac  operarüs  inutilibus 
aut  prorsus  indignis  pro  lubitu  ac  injuria  tradantur. 

fiomae,  die  28.  Maji  1896. 

t  I.  CAKD.  VEBGA  Praef. 

A.  TROMBETTA  Pro-Secr. 
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3.  Die  Frauen-Congregationen. 

2!wei  Entscheidungen  des  hl.  ShMes  über  die  rechtliche  Stdbmg 

derselben. 

Von  Auguitin  Arndt  8.  J.,  Prof.  des  canon.  Rechtes  in  Krakao. 

1.  Der  Wechsel  der  Schwestern. 

Wenn  ein  Bischof  nicht  wfinscht,  dass  eine  bestimmte 
Schwester  innerhalb  seiner  Diöcese  thätig  sei,  ist  es  die  Pflicht  der 
Qeneraloberin  für  einen  Wechsel  Sorge  zu  tragen  ^).  Dies  unterliegt 
keinem  Zweifel.  Wie  aber,  wenn  eine  Oberin  selbst  aus  guten 
Erfinden,  sei  es,  dass  diese  die  Person,  sei  es,  dass  sie  die  Beschäftigung 
angehen,  eine  Schwester  wechseln  will?  Muss  sie  zuvor  die  Er- 
lanbniss  des  Bischofs  einholen?  Lucidi  verneint  diese  Frage  abso- 
lut, fügt  indess  eine  doppelte  Einschränkung  hinzu:  die  Oberin  dar! 
keine  Veränderungen  vornehmen,  wenn  nicht  die  Noth wendigkeit  oder 
ein  gerechtfertigter  Grund  sie  dazu  veranlasst,  und  wird  Sorge  tragen, 
den  Bischof  in  einem  unterwürfigen  Schreiben  von  ihrer  Massregel 
Mittheilung  zu  machen  *). 

Die  Stellung  der  Frauen-Congregationen,  welche  wie  die  Töchter 
der  Barmherzigkeit,  die  Vincentinerinnen,  unter  der  Oberleitung  des 
Oenerals  eines  männlichen  Institutes  stehen,  war  von  jeher  jed^m  Zweifel 
entzogen.  Anders  verhielt  es  sich  mit  den  übrigen  Frauen-Oenossen- 
schaften  ohne  eigentlichen  Ordenscharakter  und  ohne  Unterordnung 
unter  männliche  Obere.  Einerseits  ist  es  klar,  dass  die  Oeneraloberin 
ausser  der  dominativen  Gewalt  auch  kraft  des  Gelübdes  des  Gehorsams 
über  Personen  und  Beschäftigungen  der  Schwestern  zu  verfügen  das 
Recht  hat,  aber  es  blieb  andererseits  die  Frage  offen :  Sind  die  Mit- 
glieder der  Frauen-Congregatiouen  der  General-  (Provincial-)Oberin 
derart  von  der  Kirche  unterworfen,  dass  die  Bestimmung  über  ihre 
Personen  der  Jurisdiktion  des  Bischofs  gänzlich  entzogen  ist  ?  Ganz 
besonders  ist  diese  Frage  für  diejenigen  Institute  wichtig,  welche  von 
der  Kirche  noch  nicht  approbirt  sind  und  also  noch  keinen  anderen 
Berechtigungsgrund  zu  einer  Vereinigung  haben,  als  derjenige  ist, 
welche  ihnen  die  Bestätigung  des  Ordinariats  verleiht.     Am  9.  April 


1)  Luddi,  De  visitatione  ss.  limiimm.  II.  n.  388. 

2)  Ebenda  n.  389. 


Frauen^Congregationen.  117 

1895  entschied  die  hl.  Gongregaiion  der  Bischöfe  and  Ordenslente: 
„Die  Greneraloberinnen  haben  das  Recht  in  den  gedachten  Fällen 
so  ZQ  handeln  wie  sie  thun  (d.  i.  die  Schwestern  zu  versetzen,  ahne 
zuvor  die  Erhraboiss  des  Diöoesanbischofs  einzaholen).  Es  genagt, 
wenn  diese  Oberen,  and  zwar  aas  Schicklichkeitsgründen ,  dem 
Bisehefe  der  Di5cese  über  die  gedachten  Dispositionen  Nachricht 
geben. €  Die  Dispositionen,  am  welche  es  sich  in  der  Klage  han- 
delte, waren  besonders:  Eine  Schwester  ans  einer  Diöcese  in  eine 
andere  za  senden  oder  von  ihrem  officiam  za  entfernen. 

Bereits  im  Jahre  vorher  hatte  die  hL  Gongregation  in  einem 
iu  gewisser  Beziehung  ähnlichen  Einzelfalle  nach  gleichem  Grand- 
satze entschieden.  Der  Bischof  von  Nancy  hatte  die  Entfernung 
der  Lokal-  and  Provincial-Oberin  einer  frommen  Genossenschaft  vef- 
langt,  weil  ihm  dieselbe  nicht  gehorchen  wollte.  Die  hl.  Gongre- 
gation entschied  am  27.  April  1894:  »Es  kann  den  Wünschen  des 
Bischofs  nicht  entsprochen  werden.  Denn  da  es  sich  am  eine  An- 
gelegenheit handelt ,  welche  die  Begierang  innerhalb  der  Congre- 
gati^  selbst  angeht,  kann  die  gewünschte  Entfernang  nicht  vorge- 
nommen werden,  ohne  dass  eine  Dntersuchang  über  ihr  Verhalten 
und  Tbon  voraasgebt.c 

Was  von  den  eigentlichen  religiösen  Gongregationen ,  gilt  in 
keiner  Weise  von  jenen  Instituten,  welche  kein  bestimmtes  religiöses 
Eleid  für  ihre  Mitglieder  vorschreiben.  Solche  Institute  werden,  auch 
wenn  sicli  etwa  in  der  Bestätigungsurkande  der  Name  Gongregation 
für  sie  finden  sollte,  weder  als  Orden  noch  als  wahre  religiöse  Gon- 
gregationen  gelobt  oder  approbirt,  sondern  lediglich  als  fromme 
Vereine,  deren  Gelübde,  wenn  solche  je  gemacht  worden,  gänzlich 
private,  nicht  im  Namen  der  Kirche  von  einem  legitimen  Oberen 
angenommene  sind.  Diese  »Vereinet  sind  in  jeder  Beziehang  und 
ohne  alle  Beschränkung  dem  Ordinarius  unterworfen.  (H.  Gongr.  der 
Bisch,  u.  SeguL  11.  Aug.  1889.) 

3.    Die  VermögensverwäUung. 

»Diejenigen,  welche  die  zu  dem  Nonnenkloster  gehörigen  Güter 
verwalten,«  bestimmt  Gregor  XIII.  in  der  Bulle  InsonUdbäi  5.  Febr. 
1623,  »sie  möge»  RegularcEn  sein  od«r  Weltliche,  wie  immer  exempt, 
And  verpiichtet  im  Beisein  der  Ordensoberen  alljährlick  Rechnung 
über  ihre  Verwaltung  vor  dem  Bischöfe  des  Ortes  abzulegen.^  Gilt 
diese  Bestimmung  nur  für  die  Klöster  im  strengen  Sinne  des  Wortes 
oder  aach  für  diejenigen,  welche  in  den  Niederlassungen  frommer 
Kongregationen  das  Vermögen  verwalten,  also  die  Lokaloberinnen? 
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Der  Bischof  von  Nancy  unterscheidet  in  einer  Eingabe  an  die 
hl.  Congregation  gegen  die  Schwestern  vom  guten  Hirteft  zwei 
Perioden.  Vor  der  grossen  französischen  Revolution  war  den  Con- 
gregationen  durch  die  Constitution  Pius  V.  Circa  paaoralis  die 
Existenzberechtigung  entzogen.  Bestanden  sie  thatsächlich  trotzdem 
noch,  so  befanden  sie  sich  doch  überall  in  vollständiger  Abhängig- 
keit vom  Diöcesanbischofe,  auch  in  der  Ordnung  ihrer  inneren  An-  * 
gelegenheiten,  nicht  anders  als  andere  Diöcesan-Institute.  Dies  be- 
weisst,  fährt  der  Bischof  fort,  u.  a.  die  Bulle  Benedikt  XIV.  Quam- 
vis  iusto,  in  der  es  betreffs  der  englischen  Fräulein  heisst:  »Sie 
sollen  der  Jurisdiktion  der  Bischöfe,  in  deren  Diöcese  sie  sich  befin- 
den, gänzlich  unterworfen  sein^-«  Eine  solche  Ausdrucksweise 
sdhliesse  aber,  wie  Beiffenstuel  und  Fagnani  bezeugen,  das  Auf- 
sichtsrecht über  die  Administration  ein. 

Ein  zweiter  Orund,  welcher  dies  Recht  des  DiOcesanbischofes 
beweise,  sei  das  gleiche  Becht,  welches  er  über  die  von  seiner 
Jurisdiktion  exempten  Institute  den  Dispositionen  des  Tridentiner 
Goncils  Sitz.  22.  Kap.  9  d.  Bef.  und  den  Bestimmungen  der  Bulle 
Insert/Udbili  gemäss  habe.  Aber  dies  Becht  entspringt  vielleicht 
dem  Umstände,  dass  jene  Institute  keine  Generaloberiu  haben?  In 
keiner  Weise,  denn  die  englischen  Fräulein,  welche  Benedikt  XIV. 
der  Jurisdiktion  der  Bischöfe  in  allem  unterworfen  erklärte,  hatten 
eine  Generaloberin. 

Eine  zweite  Periode  der  Entwickelung  der  Congregationea  be- 
ginnt, so  führt  der  Bischof  weiter  aus,  mit  der  französischen  Revo- 
lution. In  dieser  Periode  hat  der  hl.  Stuhl  nur  mit  grossem  Zögern  und 
grosser  Vorsicht  die  Institute  mit  einfachen  Gelübden  approbirt  und 
die  Einsetzung  einer  Generaloberin  gestattet,  indem  er  stets  dabei 
betonte,  dass  das  Recht  der  Bischöfe  in  der  Beaufsichtigung  der 
Verwaltung  des  Eigenthums  des  Institutes  aufrecht  erhalten  bleibe. 
Was  bedeutete  sonst  die  Formel,  welche  allen  Belobigungen  und 
Gutheissungen  beigefügt  wurde:  Salva  omnimoda  iurisdictume  An- 
tistitum  locäUum  ?  Ja  in  der  Approbation  einiger  Institute  z.  B.  der 
Töchter  der  hl.  Anna,  wurde  ausdrücklich  hinzugefügt:  Hierdurch 
ist  auf  keine  Weise  dem  Schutze,  welchen  die  hl.  Kanones  den 
Bischöfen  über  die  zeitlichen  Güter  der  Häuser  zuweisen,  Abbruch 
gethan.  Mithin,  so  schliesst  der  Bischof,  war  es  die  Praxis  des 
hl.  Stuhles  jede  Einmischung  des  Bischofes,    in   dessen   Diöcese 


1)  Reiffenatuel,  Jas  aniT.  IIb.  III.  tit.  36  §.  8,   Fagnani,  Kap.  4  de 
relig.  domibus  §.  81. 
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die  GeDeraloberin  residirt,  in  die  Angelegenheiten  von  Häusern  die 
in  anderen  Diöcesen  liegen,  fem  zu  halten. 

Auf  diese  Gründe  lässt  sich  unschwer  antworten.    Die  eigent- 
lichen Ordensfrauen  mit  feierlichen  Gelübden  bilden  yon  einander 
unabhängige  Elostergemeiuden   und  werden  unfähig,   irgend   etwas 
zu  besitzen.    Die  Mitglieder  der  religiösen  Congregationen  hingegen 
bewahren  das  Dominium  radicale,  das  Besitzrecht  ihres  Vermögens. 
Andere  Unterschiede   treten  in  der  Yerschiedenartigkeit  der  Clausur 
entgegen,  da  die  Congregationen  zum  höchsten  bischöfliche  passive 
Clausur  haben,  nie  aber  päpstliche.    Hat  das  alte  Becht  nun   alle 
jene  Voraussetzungen  im  Auge,  welche  bei  den   Ordensfrauen  im 
strengen  Sinne  noch  jetzt  zutreffen,  denen  aber  die  Mitglieder  der 
frommen   Congregationen  durchaus  nicht  unterworfen  sind,  so  folgt 
daraus,  dass  es  diese  neueren  Congregationen  seinen  Bestimmungen 
nicht  unterwerfen  wollte.    In  der  That  besteht  für  die  Ordensfrauen 
im  strengen  Sinne  noch  ganz  genau  die  alte  Vorschrift,  indess  ist 
es  nicht  billig,  dass  diejenigen,  welche  nicht  vollständig  an  der  Natur 
des  Ordenstandes  Antheil  haben,  ohne  weiteres  allen  Bestimmungen 
onterworfen  zu  werden,  welche  für  jene  gelten,  sonst  fordert  die 
Gerechtigkeit,  dass  die   Congregationen   auch   an   den  Privilegien 
theibehmen,  was  doch  nicht  der  Fall  ist. 

Die  von  dem  Bischof  von  Nancy  angeführten  Texte  beziehen 
sich  einzig  auf  die  Orden  im  strengen  Sinne,  auf  die  Ordensfrauen, 
welche  feierliche  Gelübde  ablegen,  können  also  in  keiner  Weise  auf 
die  Congregationen  angewendet  werden.  Erstens  hat  der  heilige 
Stuhl  nicht  beabsichtigt,  diese  Vorschriften  für  Congregationen  zu 
geben,  sodann  schliesst  das  Ziel  der  Bestinmiungen  etwas  Derartiges 
aas,  endlich  wären  diese  Massregeln  unverträglich  mit  der  domina- 
tiven  Gewalt  dieser  Institute. 

In  der  Bulle  Gregorys  XV.  wird  nicht  zwischen  Orden  im 
strengen  Sinne  und  Communitäten  mit  einfachen  Gelübden,  die  eine 
Qeneraloberin  haben,  unterschieden.  Aus  welchem  Grunde  nicht? 
Weil  es  noch  keine  solche  Communität  gab.  Das  älteste  derartige 
Institut  mit  einfachen  Gelübden  sind  die  barmherzigen  Schwestern 
vom  hl.  Vincenz  von  Paul,  welche  von  den  Bischöfen  im  Jahre  1683 
approbirt  wurden,  von  Clemens  X.  im  Jahre  1668  anerkannt.  Aber 
wären  auch  solche  Congregationen  damals  schon  gewesen,  so  könnte 
die  gedachte  Bulle  auch  so  nicht  auf  dieselben  ausgedehnt  werden, 
da  der  hl.  Stuhl,  wenn  er  von  einer  bestimmten  Klasse  spricht^  eine 
davon  ganz  verschiedene  sicher  nicht  emschliesst. 

Ferner  pflegte  der  hl.  Stuhl  bei  der  Approbation  von  Insti- 
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tuten  mit  einfachen  Grelübden  bis  zur  Mitte  dieses  Jahrkmidertt 
immer  hinzuzufügen:  »Es  ist  nicht  unsere  Absicht,  dsAiit  ein  Con- 
servatorium  zu  approbiren.€  Nach  Benedikt  XIV.  bezi^t  sich  diese 
Formel  stets  auf  ein  Gonservatorium  oder  Kloster  ron  Frauen,  die 
ohne  Glausur  l^n.  Da  nun  die  Absicht  der  BvUe  Gregors  XV. 
dahin  ging,  die  Glausur  im  Sinne  der  Vorschriften  Bonifatius  VIIL, 
des  Tridentiner  Goncils  und  d^  Constitution  Pius  V.  Oirea  paskh 
rdUs  sicher  zu  stellen,  kann  sie  nicht  für  Ordenshäuser  ?on  Frauen, 
die  ohne  Glausur  leben,  angezogen  werden.  Dass  der  Papst  wirk- 
lich einzig  die  strenge  Beobachtung  der  Glausur  stchem  wollte,  und 
mithin  nur  von  den  Ordensfnmen  im  strengen  Sinne  redete,  geht 
aus  den  Eingangsworte  der  Bulle  hervor:  Ut  virginum  Deo  sacra- 
rum  miKiasteria  diligenter  custodiantur.  Ebenso  beweisen  dies  die 
Aenderung  gewisser  auf  den  Beichtvater,  die  V^waltung  der  Oüter, 
die  Wahlen  bezüglicher  Bestimmangen,  die  Erwähnung  der  Vor- 
schriften des  Tridentiner  Goncils  für  Ordensfrauen,  und  endlich  die 
Qegenwart  des  Begular-Prälaten  bei  der  Rechnungslegung  vor  dem 
Diöcesanbiachofe.  Nun  aber  gemessen  die  Gongregationen  nicht  das 
Eiemptionsrecht  der  Regulären,  haben  keine  päpstliche  Glausur, 
keinen  Regularprälaten,  mithin  findet  die  erwähnte  BuUe  auf  sie 
keine  Anwendung. 

Aber  vielleicht  liegt  eine  solche  Rechnungslegung  im  eigenen 
Interesse  der  Gongregationen  ?  [n  keiner  Weise.  Denn  die  General- 
Oberin  muss  dem  Bischöfe  der  Diöcese,  in  welcäer  sie  ihren  Wohn- 
sitz hat,  die  Rechnungslegung  aller  ihr  unterstehenden  Häuser  zur 
Approbation  vorigen  und  die  so  approbirte  BechnuBgsle^ng  bei  der 
hl.  Congregation  einreichen.  Müsste  nun  jedes  Haus  auch  vor 
seinem  Diöcesanbischof  Rechnung  legen,  so  vrurde  erstlich  den  GoBr 
gregationen  eine  doppelte  Last  auferlegt^  sodann  aber  könnte  es 
leicht  geschehen,  dass  ein  Bischof  apders  urtheitt  als  der  andere.  Wo 
bliebe  alsdann  die  Einheit  in  der  Verwaltung  und  in  der  Lebens* 
weise? 

So  lange  also  die  Gongregationen  eine  dominative  Gewalt,  d.  i. 
ein  Recht  haben,  ihre  zeitlichen  Güter  selbst  zu  verwalten,  das  der 
Natur  der  Sache  nach  den  Gongregationen  selbst  zugehOrt,  so  lange 
ist  die  Ausübung  dieses  Rechtes  ein  Theil  des  geordneten  gemein- 
schaftlichen Lebens.  Da  ferner  die  nach  den  Vorschriften  d^  God- 
stituticmen  rechtmässig  gewählte  Oberin  dieses  Recht  von  der  Con- 
gregation übertragen  erhält,  um  es  in  deren  Namen  auszuüben, 
so  hat  diese  dasselbe  auch  zu  bewahre»,  soll  die  inneffste  Wesenheit 
der  Gongregationen  nicht  geändert  werden.    Wenn  es  also  auch  in 


den  Approbationflfonnehi  beisst:  »Vorbehaltlich  der  Jarisdiktion  der 
Ordinarien  den  hl.  Etnones  gemässc,  so  wird  dnrch  diese  Clansel 
doch  das  Recht  der  Qeneraloberin  in  der  Administration  nicht  be- 
schränkt. Die  Oberhoheit  der  Bischöfe  nach  den  hl.  Eanones  ist 
eine  imisdiktionelle'  Gewalt,  die  Oewalt  der  Oberin  eine  dominative, 
jene  wird  gegen  geistliche  Güter  geübt,  diese  erstreck  sich  auf 
zeitliche  Dinge ;  aof  die  Verwaltong  des  Eigenthnms  n.  s.  f.  Wenn 
es  nothwendig  ist,  dies  noch  durch  eine  Erklärung  des  hl.  Stuhles 
zn  erhärten,  so  ist  es  ja  eine  bekannte  Praxis  der  hl.  Concils-Con- 
gregation,  die  Worte  des  Tridentiner  Concils:  »Sie  werden  von  den 
Bischöfen  als  den  Delegaten  des  hl.  Stuhles  geleitete  {k\>  episcopis 
tanquam  Sanctae  Sedis  delegatis  gubemantur)  von  der  geistlichen 
Jurisdiktion,  nicht  von  einem  zeitlichen  Yerwaltungsrechte  zu  erklären. 

Hieraus  folgt,  dass  in  Instituten  von  einfachen  Gelübden 
das  aus  der  dominatiren  Gewalt  der  Generaloberin  fliessende  Becht 
der  Administration  frei  und  yoUkommen  sein  muss,  soll  sie  ihren 
Zweck  erreichen.  Würde  aber  diese  Administration  den  Vorschriften 
der  Bulle  Inscrutahüi  unterworfen,  so  hätte  die  dominative  Gewalt 
der  Qeneraloberin  fast  nichts  mehr  zu  bedeuten.  Denn  erstlich 
würden  so  viele  von  ihr  abhängige  Administrationen  bestehen  als 
Häuser  in  verschiedenen  Diöcesen  liegen ;  sodann  würde  die  General- 
oberin nicht  über  das  Eigenthum  einer  Commnmität  zu  Gunsten  einer 
anderen  oder  für  das  Gemeinwohl  oder  zu  neuen  Stiftungen  verfugen 
können,  denn  die  einzelnen  Bischöfe  könnten  dem  ein  Verbot  ent- 
gegenstellen. 

Die  Bulle  Quamvis  justo  findet,  da  sie  einzig  f&r  die  englischen 
Präulein  erlassen  war,  keine  Anwendung  auf  die  übrigen  Institute 
mit  einfachen  Gelübden,  ja  selbst  für  die  englischen  Fräulein  ist  die 
in  derselben  vorgeschriebene  Abhängigkeit  vom  Bischöfe  bei  ein^ 
neueren  Ai^robation  des  Instituts  durch  die  Propaganda  aufgehoben 
worden. 

>Wa8  die  den  Ordensfirauen  vom  Bischöfe  auferiegte  Ver- 
pflichtung angeht,  dem  Bischof  die  Sechnungsbücher  vorzulegeti,f 
so  schrieb  bereits  am  27.  April  1894  die  hl.  Cofngregatidn  an  den 
Bischof  von  Nancy,  >so  können  die  Ordensfrauen  nicht  dazu  ange- 
halten werden,  weil  die  einzelnen  Klöster  alljährlich  deT  General- 
obmn  Bechnung  legen,  diese  aber  dieselben  von  dem  Bischöfe  des 
Mutterhauses  approbirt  zu  den  bestimmten  von  den  Constitutionen 
vorgeschriebenen  Zeiteoi  an  die  hl.  Gongvegation  der  Bischöfe  uAd 
Ordensleute  einsendet.«  Bald  darauf  erklärte  dieselbe  Congregation 
an  den  Bischof  von  Nancy:  »Betreffs  der  Bücher,  weiobe  die  Ad- 
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ministratioD  enthalten,  nnd  die  Rechnungslegung  ist  die  I^-axis  diese : 
Keine  Oberin  ist  gehalten  die  jährliche  Rechnungslegung  vor  Jemand 
anders  vorzunehmen  als  ror  der  Qeneraloberin.  Sind  die  Rechnungen 
von  dem  Ordinarius  des  Mutterhauses  approbirt,  so  müssen  sie  alle 
drei  Jahre  an  diese  hl.  Congregation  eingesendet  werden.  Diese 
Praxis  vermögen  die  von  Ew.  Bischöfl.  Onaden  angeführten  Bei- 
spiele und  Citate  nicht  zu  erschüttern  oder  zu  ändern,  da  diese,  wie 
jeder  der  nur  oberflächlich  dieselben  liest,  sofort  sieht,  dass  dieselben 
für  Klöster  mit  feierlichen  Gelübden  erlassen  sind,  die  von  einander 
unabhängig  und  selbständig  dastehen,  nicht  aber  für  die  neueren 
Institute,  welche  eine  Qeneraloberin  und  ein  Mutterhaus  haben.« 
Auf  die  Frage:  Sind  die  Schwestern  vom  guten  Hirten  dem  Diö- 
cesanoberen  inbetreff  der  Rechnungsablegung  unterworfen  ?  antwortete 
die  hl.  Congregation  am  27.  März  1896:   Nein. 

In  der  That  entsprach  die  Entscheidung  ganz  der  altherge- 
brachten Praxis  des  heiligen  Stuhles,  wie  ein  Blick  in  Bizzarri 
CoUectanea  ^)  zeigt. 

In  dem  Breve  Innocenz  X.  Gommissi  Nabis  vom  30.  Juli  1647 
für  die  Priester  von  der  christlichen  Lehre  sind  u.  a.  Privilegien  ent- 
halten, deren  Mittheilung  die  Redemptoristen  erlangt  haben.  Unter 
denselben  findet  sich  das  folgende:  »In  die  Verwaltung  der  zeit- 
lichen Güter,  die  Regierung  der  Häuser,  die  Wahl  der  Oberen  c  u. 
s.  f.  können  sich  die  Bischöfe  nicht  einmischen,  es  sei  denn  in  den 
vom  Rechte  zugelassenen  Fällen.  Diese  vom  Rechte  zugelassenen 
Fälle  finden  sich  vom  Tridentiner  Concil  Sitzung  6  de  ref.  Kap.  7, 
Sitzung  7  de  ref.  Kap.  14,  Sitzung  13  de  ref.  Kap.  1  and  5.  Sitzg. 
25  de  Regul.  erklärt. 

In  dem  Breve  Emanavit  nuper  bestätigte  Benedict  XIY.  im 
Jahre  1758  die  am  SO.  December  1757  von  einer  besonders  zur 
Regelung  eines  Streites  zwischen  dem  Bischof  von  Lima  und  den 
Oratorianern  ernannten  Commission  von  Gardinälen  gegebene  Ent- 
scheidung :  Ist  die  Congregation  der  Oratorianer  in  ihrer  Verwaltung, 
in  Ausgaben  und  Rechnungen  .  .  dem  Erzbischof  unterworfen?  Mit: 
Nein  (ad  IV).  —  Am  15.  Dezember  1826  ward  dieselbe  Sache  noch 
einmal  erörtert.  Dieses  Mal  war  es  der  Erzbischof  von  Messina,  der 
von  den  Oratorianern  Rechenschaft  über  Ausgaben  und  Einnahmen 
forcierte.  Aber  auch  dies  Mal  wurde  die  Einmischung  zurückge- 
wiesen und  jeder  weitere  Rekurs  verboten.  Leo  XII.  bestätigte  dies 
durch  das  Breve  Cum  sicut  vom  30.  Januar  1827. 


1)  Ausgabe  1878  Seite  474  iL 
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Unter  Gregor  XVI.  kam  eine  neue  Controverse  zwischen  den 
Oblaten  Marias  Yon  Pignerol  und  dem  Bischöfe  zur  Entscheidung: 
Der  Bischof  hat  das  Becht  die  Kirche  zu  visitiren,  nicht  aber  die 
Verwaltung  und  disciplinare  Leitung  der  Gongregation,  nach  der 
Coostitation  Innocenz  X.  Commissi  Nobis  vom  30.  Juli  1547,  vorbe- 
haltlich seiner  ihm  nach  den  hl.  Eanones  zukommenden  Rechte  als 
Delegat  des  hl.  Stuhles. 

Cardinal  Brossais  Saint-Marc  wollte  alle  Ordensfrauen  seiner 
Diöeese  seiner  bischöflichen  Gewalt  unterwerfen.  Als  Grund  gab  er 
an,  dass  die  Oberen  weit  entfernt  sind  und  die  Missbräuche  schwer 
za  erkennen  vermögen,  unter  anderem  fragte  er:  Ist  es  zu  toleriren, 
dass  die  Oberen  dem  Bischöfe  nie  von  Beobachtung  der  Regeln  und 
der  Verwaltung  der  zeitlichen  Guter  reden?  Antwort:  Aus  der 
Audienz  hei  Sr.  Heiligkeit.  Seine  Heiligkeit  befahl  zu  antworten: 
»Der  Bischof  hat  kein  Recht  die  Ordenspersonen  zu  visitiren  ausser 
in  den  vom  Rechte  selbst  aufgestellten  Fällen.  VTohl  aber  kann  er 
die  Brüder  und  Schwestern  von  frommen  Gongregationen,  die  nur 
einfache  Oelfibde  haben  und  nicht  exempt  sind,  visitiren,  so  weit 
dem  die  Tom  hl.  Apostolischen  Stuhle  approbirte  Statuten  und  Con- 
stitutionen nicht  entgegenstehen.  €  Nun  stehen  aber  diese  für  eine 
Revision  der  Rechnungen  efttgegen,  da  der  hl.  Stuhl  sich  dieselbe 
vorbehalten  hat. 

»Alles  dies,  schliesst  Bizzarri,  kann  eine  Richtschnur  für  die 
Rechte  der  Bischöfe  gegen  die  vom  heiligen  Stuhle  approbirten  nicht 
ezempten  Gongregationen  gewähren.  Mithin  kann  der  Bischof  ... 
nicht  die  Gongregationen  zur  Rechnungsablegung  anhalten  über  Aus- 
gaben und  Einnahment  u.  &•  f. 
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Pferrers  auf  Verwattmgswege. 

Von  Prof.   Dr,  Heiner, 

Nach  kirchlicher  Bestimmung  mügsen  sämtliche  Beaefizien  in 
titulmn  verliehen,  oder  wie  man  sich  auch  ausdrückt,  definitiv  besetzt 
werden.  Dieses  folgt  aus  verschiedenen  Gtesetzen  (c.  2  —  6,  11  — 13, 
27.  34.  X.  V.  3;  c.  2  in  Extravag.  comm.  V.  1;  Pius  V.,  Const.: 
Rom.  Pont.;  Pius  V.,  Const.:  Intolerab.,  Durum  nimis  v.  1.  Juni  1750; 
c.  4.  7.  X.  I.  86;  c.  4.  6.  8.  X.  I.  35;  c.  2.  C.  1.  qu.  2;  c.  4.  X.  I, 
35.)^  liegt  im  Geiste  des  kirchlichen  Rechts  und  ieft  ständige  Praxis 
der  Kirche.  Nur  aus  kanonischen  Gründen,  d.  i.  nur  auf  Grund  eiMs 
Verbrechens,  für  welches  das  Recht  die  Strafe  der  Absetzung  bestimmt 
hat,  kann  ein  Benefiziat  von  seinem  Benefizium  entfernt  werden,  und 
zwar  muss  dies  auf  dem  Wege  des  kanonischen  Prozessverfa^rens  ge- 
schehen. Die  Kirche  Hess  sich  hierbei  von  dem  Gedanken  leiten,  dass 
der  Geistliche  durch  Uebertragung  einer  Kirche  mit  dieser  gleichsam 
ein  unauflösbares  matrimonium  eingehe,  und  dass  nur  durch  eine 
dauernde,  unwiderrufliche  Anstellung  jenes  innige  Verhältniss  zwischen 
Hirt  und  Herde,  zwischen  Vater  und  Kindern  entstehe,  durch  welches 
allein  gegenseitige  Liebe,  Vertrauen  und  Hingebung,  die  Voraussetzfmg 
jeglicher  fruchtbarer  Wirksamkeit,  gegründet  werde.  Indes  gilt  auch 
hier  der  für  alle  Verhältnisse  geltende  Satz:  «salus  animarum  suprema 
lex*".  Die  Kirchenämter  sind  weder  ihrer  selbst  wegen  da,  noch  für 
die  Kleriker  der  Kleriker  wegen,  sondern  für  die  Zwecke  und  die 
Aufgabe  der  Kirche,  die  Gläubigen  zu  ihrem  überirdischen  Ziele  zu 
fahren.  Es  können  Verhältnisse  eintreten,  in  welchen  es  von  unbe- 
rechenbarem Schaden  für  das  Seelenheil  der  Gläubigen  wäre,  wenn 
der  Bischof  keine  Handhabe  hätte,  einen  Geistlichen  von  einem 
Kirchenamte  zu  entfernen,  der  zwar  keinen  Grund  zur  Absetzung 
bietet,  aber  zum  Schaden  der  Untergebenen  auf  einem  Posten  weilt, 
von  welchem  er  nicht  freiwillig  weichen  will.  Ist  ein  Geistlicher 
mit  seiner  Gemeinde  gänzlich  zerfallen ,  ganz  gleich ,  ob  dies  Ver- 
hältniss  mit  oder  ohne  seine  Schuld  eingetreten,  erregt  sein  weiteres 
Verbleiben  nur  Aergemis,  kann  er  keine  Wirksamkeit  mehr  entfalten, 
entziehen  sich  die  Gläubigen  seiner  Pastoration,  kurz  ist  seine  Stellung 
aus  irgend  einem  Grunde  unhaltbar,  ja  schädlich  geworden  far  die  Pfairei^ 
und  hat  er  nicht  soviel  Selbstverleugnung,  zum  Besten  der  Seelen  einem 
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Aideren  seinen  Posten  zu  überlassen,  sondern  verharrt  er  tvotz 
Mahnung  des  Bischoä,  sich  um  eine  andere  ilnn  suigebotene 
Stellung  s«  bewerben,  oder  mit  einer  anderen  Pfarrei  die  seinige 
SU  vertausehen,  auf  seinem  Posten:  soll  in  diesem  Falle  nicht  der 
Bisehof,  der  doch  in  letzter  Instanz  als  der  parochus  der  ganzen 
DiOKese  für  die  Seelra  vor  Oott  und  d^  Kirehe  verantwortlich  ist, 
die  PflicU  uad  deshalb  auch  die  Gewalt  haben,  selbst  gegen  den  Willen 
des  betr.  Oästliehen  unhaltbare  Verhältnisse  dureh  Entfernung  desselben 
zu  äftdernf  Seil  er  das  ucht  kdnnen,  wenn  dies  Mittel  das  einzige 
ist,  bessere  Zustände  herbeizuführen  ?  Wo  giebt  es  ein  Gemeinwesen, 
das  dieses  Becht  nicht  ausübte  seinen  Beamten  gegenüber,  auch  w^n 
diese  sonst  fest  angestellt  sind  ?  Man  sollte  glauben ,  es  läge  dies 
Beeht  in  der  Natur  der  Sache.  Und  doch  wird  ein  solches  vielfach 
bestritten,  so  dass  manche  Bisch(tfe  nicht  wagen,  hier  heilend  und 
helfend  einzugreifen.  Indes  zeigt  die  Praxis  der  römischen  EongroT 
gationen ,  dass  in  solchen  PäHen ,  wo  eine  Aenderung  der  Verhält^ 
njsse  in  einer  Pfarrei  absolut  notwendig  ersehet  >  der  Bischof  die 
Befugnis  besäze,  durch  zwangweise  Versetzung  des  betr.  Pfarrers  auf 
einen  anderen  Posten  fttr  das  Wohl  der  Gemeinde  zu  sorgen.  Diese 
VexjsetzuBg  von  einem  Posten  auf  einen  andren  kann  auf  Verwaltungs- 
wege, jedoch  erst  nach  dreimaliger  vorhergehender  Verwarnung,  vor 
sieh  gehen ;  nur  soll  diese  Versetzung  nicht  den  Charakter  der  Strafe 
an  sich  tragen,  weshalb  auch  dem  betr.  Geistlichen  eine  gleichwertige 
od«r  doch  fast  gleichwertige  Stelle  geboten  werden  mnss.  Sribstver- 
stänüich  steht  dem  betr.  Geistlichen,  falls  er  glaubt,  dass  ihm  unrecht 
gesehehe,  der  Bekurs  an  den  Oberen  offen.  Im  Folgenden  wollen 
wüp  zur  näheren  Elariegung  dieser  Praxis  einen  Streitfall  mittb^len, 
der  von  der  Congr.  Concilii  in  Rom  unterm  25.  Juli  1896  nach 
langen  Veriiandhmgen  entschieden  wurde  und  zwar  zu  Gunsten  <d>igen 
Prinoips,  nftmlioh  der  Versetzbarkeit  der  Pfarrer  in  obigen  darge- 
legten PftlleD.  Im  Jahre  1884  erhielt  der  Priester  Johannes  N. 
die  Stadtpfurrei  Zeaevica  in  der  Diözese  Spalato  in  Dalmatien. 
Kasm  hatte  er  seine  Pfarrei  angetreten,  als  er  auch  schon  eine 
rifarige  Agitation  zu  entfalten  begann ,  die  Angelegenheiten  des  Be- 
zirkes AJmissa,  in  welehem  die  Pfarrei  Zezevica  gelegen  ist,  in  seinem 
Siaae  zu  gestalten.  Energisch  und  zielbewusst  trat  er  als  offener 
Qagner  dem  Bezirksbeamtenthum  entgegen  und  unterm  28.  Oktober 
riehtete  er  einen  „betssenden*  Brief  an  den  Vorstand  i&r  Be^irks- 
behörde.  Dieser  stellte  das  Schreiben  der  bischöticfaen  B^Arde  zu, 
zugleich  sich  bitter  beklagend  über  das  Benehmen  des  Pfarrers,  dass 
dieser  a.  B.  offen  die  weltlicben  Beh6rden  verleumde ,  sich  den  be- 
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hOrdlichen  Anordnungen  widersetze,  ja  das  Volk  zum  Widerstand 
gegen  die  Gesetze  aufreize.  Der  Pfarrer  wurde  auf  dieses  hin  vor 
die  bischöfliche  Kurie  citiert  und  erhielt  hier  die  erste  monitio 
canonica,  also  eine  offizielle  Verwarnung.  Dieselbe  blieb  jedoch  ohne 
Wirkung.  Der  P&rrer  setzte  seine  Agitation  weiter  fort  sowohl 
gegen  das  Stadtregiment  von  Zezevica  als  auch  gegen  die  ganze 
Bezirksverwaltung,  welche  nunmehr  schwere  Anklagen  gegen  ihn 
sowohl  bei  dem  geistlichen  als  auch  weltlichem  Gerichte  erhob. 
Indes  die  Gerichte  konnten  dem  Angeklagten  nichts  anhaben,  da 
die  Anschuldigungen  nicht  bewiesen  werden  konnten.  Dies  Vorgehen 
der  Behörde  erbitterte  aber  den  Pfarrer  noch  mehr,  und  da  er  Aber- 
zeugt zu  sein  glaubte,  dass  das  Bezirks-Yermögen  durch  Unter- 
schlagungen seitens  der  Verwalter  zu  Grunde  gerichtet  würde,  setzte 
er  sich  zum  Ziele ,  diese  zu  stürzen ,  und  statt  dessen  seine  Freunde 
ans  Steuerruder  zu  bringen.  Drei  Jahre  lang  verfolgte  er  dies 
Ziel  mit  Aufbietung  seiner  ganzen  Kraft.  Er  setzte  alle  Hebel 
in  Bewegung,  um  überall  Wahlkomit^  zu  konstituiren.  Zu 
diesem  Zwecke  reiste  er  im  Bezirke  herum,  hielt  Versammlungen 
ab,  natürlich  zum  Aergemiss  und  Schaden  seiner  Parochie,  da  die 
Pfarrgesch&fte  und  die  Pastoration  durch  seine  öftere  und  längere 
Abwesenheit  von  der  Pfarrei  vielfach  litten.  Die  Erbitterung  der 
Gegner  wurde  immer  grösser;  sie  scheuten  keine  Mittel,  durch 
schwere  Anklagen  den  Pfarrer  in  seiner  Pfarrei  unmöglich  zu  machen. 
Der  Bischof  sah  sich  daher  genöthigt,  unterm  14.  November  1887 
dem  Pfarrer  zum  zweiten  Mal  eine  amtliche  Verwarnung  zu  geben,  zu- 
gleich mit  der  Androhung  einer  Versetzung  auf  eine  andere  Pfarrei,  falls 
er  nicht  von  seinem  politischen  Treiben  ablasse.  Der  Pfarrer  zog 
sich  infolgedessen  zurück  und  verhielt  sich  ruhig  bis  August  1889. 
Da  entbrannten  von  neuem  die  Streitigkeiten  in  Folge  eines  Bezirks- 
beschlusses in  Angelegenheiten  der  Stadt  Almissa,  durch  welchen  das 
Landvolk  benachtheiligt  zu  sein  schien.  Der  Pfarrer  schrieb  in  einer 
katholischen  Zeitung  (Katolika  Dalmacija)  mehrere  scharfe  Artikel, 
wodurch  sich  die  Gegensätze  so  zuspitzten,  dass  selbst  der  Magistrat 
die  Polizei  aufmerksam  machen  musste,  dass  das  Leben  des  Pfarrers 
in  Gefahr  stehe ,  da  seine  Feinde  so  erbittert  seien ,  dass  sie  sich 
selbst  durch  das  Gesetz  von  einer  Unthat  nicht  abhalten  lassen 
würden.  Um  dieses  Unglück  zu  verhüten,  schickte  der  Bischof  ihm 
ein  Dekret  zu,  mit  dem  strikten  Verbote,  sich  irgendwie  noch  weiter 
in  öffentliche  Angelegenheiten  einzumischen  und  seine  Pfarrei  ohne 
Erlaubniss  des  Dekans  zu  verlassen.  Aber  umsonst.  Vom  Eifer 
fortgerissen,  schürte  er  die  Feindseligkeiten   und  liess   sich  auch 
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weiter  als  Werkzeug  seiner  Partei  gebrauchen.  Bei  dieser  Sachlage 
sah  sich  der  inzwischen  neu  ernannte  Bischof  gezwungen,  ihm  noch- 
mals durch  Dekret  vom  12.  April  1890  jegliche  Einmischung  in  die 
öffentlichen  Angelegenheiten  zu  untersagen.  Da  er  trotzdem  nicht 
folgte,  so  verhängte  der  Bischof  über  ihn  unterm  3.  März  1891  die 
eo  ipso  eintretende  Suspension,  falls  er  wiederum  gegen  das  Verbot 
handele  und  die  Besidenzpflicht  ?erletze.  Auf  wiederholte  Bitte  zog 
indes  der  Bischof  das  Dekret  vorläufig  wieder  zurück.  Da  der  Pfarrer 
aber  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Aufhebang  der  Strafe  statt- 
gefimden  hatte,  nicht  erfüllte ,  so  verhängte  der  Bischof  über  ihn 
durch  Dekret  vom  28.  Februar  1892  die  dritte  monitio  canonica  und 
da  auch  andere  Priester  durch  das  Beispiel  des  Pfarrei-s  Johannes 
N.  angesteckt  worden  waren,  so  ging  ein  Erlass  an  alle  Dekane,  in 
welchem  sämmtliche  Priester  zur  Liebe  und  zum  Frieden  ermahnt 
wurden.  Aber  das  Alles  machte  auf  den  Pfarrer  keinen  Eindruck; 
er  betheiligte  sich  trotzdem  an  allen  Wahlversammlungen.  Es  kam 
der  Wahltag.  Dieser  war  fQr  den  Pfarrer  ein  Tag  des  Triumphes. 
Seine  Partei  obsiegte  über  die  gegnerische  und  er  selbst  wurde  zum 
Bezirksfath  gewählt  Sofort  verliess  der  Gewählte  seine  Pfarrei  und 
nahm  Theil  an  den  Bezirksverhandlungen,  so  dass  er  von  Palmsonn- 
tag Nachmittag  bis  Mittwoch  in  der  Gharwoche  von  seiner  Pfarrei 
abwesend  war.  um  seinen  Ungehorsam  zu  strafen  und  den  Eigen- 
sinn zu  brechen,  befahl  der  Bischof  durch  ein  Dekret  vom  6.  No- 
vember 1892  dem  Pfarrer,  sofort  sein  Mandat  als  Bezirksrath  nieder- 
zulegen, was  dieser  jedoch  verweigerte.  Unterdessen  hielt  er  aber 
nur  mit  noch  grösserem  Eifer  Yersanmilungen ,  ja  er  wurde  sogar 
zum  Vizepräsident  des  Bezirkstages  gewählt.  Als  der  Bischof  das 
hörte»  setzte  er  ihm  durch  ein  Dekret  vom  7.  Febrnar  1893  eine 
Frist  von  3  Tagen,  innerhalb  welcher  er  auf  sein  Amt  als  Bezirks- 
rath zu  verzichten  habe.  Der  Pfarrer  legte  zwar  das  Yizepräsidium  nieder, 
nieht  aber  das  Amt  eines  Bezirksrathes.  Daher  erliess  nunmehr  der 
Bischof  ein  Dekret  unterm  18.  Mai  1893,  durch  welches  der  Pfarrer 
auf  eine  andere  Pfarrei  versetzt  wurde.  Gegen  diese  Massregel 
appellierte  der  Pfarrer  an  die  zweite  Instanz.  Jedoch  vergeblich. 
Hierauf  ergriff  er  Bekurs  an  die  dritte  Instanz,  an  die  Kongregation 
des  Konzils  zu  Born.  Unterdessen  leistete  er  zwar  Gehorsam,  indem 
er  die  Pfarrei  Zezevica  verliess  und  auf  die  Pfarrei  Zagvozd  zog, 
aber  auf  sein  Amt  eines  Bezirksrathes  verzichtete  er  nicht,  ja  wohnte 
sogar  zwei  Plenarsitzungen  bei.  Der  Bischof  erliess  an  ihn  unterm 
7.  August  ein  neues  Dekret,  in  welchem  er  die  eo  ipso  eintretende 
Suspension  androhte  im  Falle  des  Ungehorsams,  wenn  er  sein  Mandat 
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nicht  niederlege.    Aiich   gegen   diese  Massregel  ergriff  er  Behurs 
an  die  Kongregation  des  Konzils  und  bat,  es  möge  ein  apostolischer 
Delegat  zur  Untersuchung  der  ganzen  Sache  eutsendet  werden.    In 
der  Kongregation,  welche  die  Sache  nunmehr  wtersuchte,  wurden 
zwei  Fragen  zur  Entscheidung  gestellt:  „An  decretom  diei  12.  Maii 
1893,  nee  non  aliud  decretum  diei  7.  Augusti  189ä  »ini  confirmanda 
Tel  infirmanda  in  casu"*.    Der  Pfarrer  hatte   folgende  Gründe  zar 
Bekämpfung  der  biflchöflichen  Massregel  in*s  Feld  gefShrt:  In  dem 
Dekrete  vom  12.  Mai  1893,  durch  welches  seine  Versetzung  inner- 
halb 15  Tagen  von  der  Pfarrei  Zezevica  auf  die  Pfiutei  Zagvodz 
angeordnet  wird,  sei  das  Vorgehen  ein  zu  hartes  und  überschreite 
die  Kompetenz  des   General  -  Provikars ,   da   eine  derartige  Strafe 
nur  aus  vom  Rechte  selbst  bestimmten  Gründe   verhängt   werden 
könne.    Ss  bandele  sich  eben  hier  nicht  um  religiöse  oder  geistlicbe 
Angelegenheiten,  sondern  nur   um   rein  bürgerliehe  und  politische. 
Jene  Briefe  ferner  an  die  Behörde,  welche  die  Ursache  der  ersten 
Vermahnung  abgegeben,   waren  weiter    nichts   als  eine   gesetzlich 
berechtigte  Berufung  an  eine  höhere  Instanz  gegen  eine  niedere. 
Doch  wir  übergehen  alles  üebrige ,  was  noch  zur  Bechtferti|ftang  des 
Pfarrers  bezüglich  Uebernahme  des  Amtes  eines  Bezirksratbea  bdge- 
bracht  worden.    Es  ist  uns  hier  mehr  zu  thun  um  die  recfatlidie 
Fr^e,  ob  die  Versetzung   des  Pfarrers  von  einer  Pfarrei   aof  eine 
andere,  und   zvrar  ohne  Prozessverfahren,  wie  ein  solches  doefa  das 
Tridentinum  vorschreibt  (Sess.  XXI.  c.   6  de  ref.),  von  der  Praxis 
der  Konzilskongregation  festgehalten  wird  (S.  C.   G.  8.   Mai  1784; 
4.  April  1778;  16.  Februar  1770  etc.)  und  nach  übereinstimmender  An- 
sicht der  Ganonisten  innegehalten  werden  muss,  rechtlich  haltbar  ist 
Ss  muss  nochmals  betont  werden,   dass  der  Bischof  hier    nicht  zu 
einer  ÄbseUnmg  geschritten  war,  sondern  zu  einer  Versetjnmg  auf 
Verwaltungswege,   was    man    als    oeeonomica  remotio   bezeidmet. 
Ueber  diese  sehreibt  Aichner,  Bischof  von  Brixen,  in  seinem  CompendiuBi 
iuris  ecdemastici  (ed.  7.  p.  769):  Oeeonomica  remotio  ex  duplici  causa 
fieri  potart ;  nempe  ex  imperitia  et  inideneitate  parochi  ad  paroehiam 
ut  par  est  regendam  vel  ex  gravi  odio  et  aversione  plebis,  praesertim 
quando  ea  sit  parodii  agendi  ratio,  quae  non  in  aediftcationeni,  aed  in 
Bcclesiae  destructionem  et  fidelium  scandalum  oonvertatur.  .  .  ]>ecreta 
remotione  perpetua,  parocho   aliud  beneficium,  v.  gr.   per   modum 
permutationis  vel  translationis  conferendum  est   et  quidem  sequi- 
valentis  reditus,  si  remotus  parochus  sit  sine  culpa  vel  saHmn  non 
vakle  cfipabilis.    Darnach  schien  da«  Vergehen  des  Biseheft  gegen 
den  Pfarrer  in  Anbetracht  des  Seelenheiles  der  Gläubigen  kein  un- 
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bereehtigtes  gewesen  zu  sein.    Ein  ähnlicher  Fall  hatte  der  Konzils* 
kongregation  bereits  im  Jahre  1742  (21.  Juli  and  11.  Angnst)  ans 
der  Didzese  Eicbstätt  vorgelegen.   Es  handelte  sich  nämlich  in  diesem 
um  einen  Pfarrer«  welcher  seine  Pfarrei  nicht  mehr  heilsam  versehen 
konnte,  weil  schwerer  Verdacht  und  Abneigung  seitens  der  Parochianen 
auf  ihm  lasteten,  hauptsächlich  wegen  angeblicher  Verführung  einiger 
Mägde.    Als  der  Bischof  umsonst  mit  allen  Mitteln  versucht  hatte^ 
den  Missständen  in  der  Pfarrei  abzuhelfen,  dies  aber  schliesslich  nicht 
aoders  ermöglichen  konnte,  als  durch  Entfernung  des  Pfarrers  aus 
derselben,   gab  er  diesem  auf,   innerhalb  4  Monaten  sich  um  eine 
andere  Pfarrei  umzusehen.   Werde  er  das  nicht  aus  eigenem  Antriebe 
thun,  so  müsse  eine  amtliche  Versetzung  erfolgen.    Gegen  dieses 
Dekret  l^e  der  Pfarrer  an  die  Kongregation  des  Konzils  Berufung 
ein.    Der  Procurator  fiscalis  der  bischöflichen  Kurie  trat  für  Auf* 
rechterhaltung  der  bischöflichen  Verordnung  ein,  indem  er  sich  auf 
die  Gepflogenheit  der  Diözese  Eichstätt,  sowie  der  übrigen  Diözesen 
Deutschlands  berief ,  wonach  es  dem  Bischof  zustehe ,  die  Leiter  der 
Parochialkirchen  aus  irgend  einem  triftigen  Grunde  von  einer  Pfarrei 
auf  eine  andere  zu  versetzen  und  zwar  auch  gegen  den  Willen  des 
betreffenden  Geistlichen.    Der  Pfarrer  habe  sich  bei  den  Parochianen 
verhasst  gemacht  und  könne  keine  gedeihliche  Wirksamkeit  mehr 
entfalten    u.    s.   w.     Die   Entscheidung  der  Kongregation   lautete 
auf  Aufrechterhaltung  des  bischöflichen  Dekrets :    ^Affirmative,   ita 
tarnen,   at  permutatio  per  Episcopuro   fiat   cum   beneficio  reditus 
aequalis  et  amplius*.   In  derselben  Weise  wurde  entschieden  in  einem 
Falle,  der  aus  der  Diözese  Limburg  vom  27.  Juni  und  18.  Dezember 
1857   derselben  Kongregation   vorlag.    Der   Bischof  von  Limburg 
hatte  n&nUich  einen  Pfarrer  zunächst  zum  Tausch  mit  einem  anderen 
Pfarrer  aufgefordert   und   als   er  sich  weigerte,  der  Weisung  des- 
selben zu  folgen,  wurde  er   abgesetzt  und  mit  Censuren  bestraft. 
Auch  hier  war  der  Grund  Hass  und  Abneigung  der   Parochianen 
gegen  die  Person  des  Pfarrers  in  Folge  unklugen  Vorgehens,  von 
dem  er  trotz  Mahnung  nicht  hatte  ablassen  wollen.    Es  wurde  viel 
gestritten  wegen  des  Modus  des  Einschreitens  seitens  des  Bischofs  und 
der  Gründe  f&r  dasselbe.    Auf  die  beiden  Zweifel:  „l.  An  sustineatur 
Decretom  amotionis  latum  a  Curia  Episcopali  Limburgensi  in  casu. 
IL  An  sint  infirmandae  poenae  canonicae  inflictae  in  casu,  wurde 
von  der   Kongregation   entschieden:  ad  I.   ,, Affirmative''.    Ad   II. 
,Scribatiir  Episcopo  ut  Sacerdotem  a  censuris  absolvat  ac  rehabilitet 
eumque  provideat  de  aliqua   paroecia  sea  beneficio  reditus   aequi- 
valentis^.    In   einem   ganz  ähnlichen  Falle:    «An  sententia  Guriae 
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Episcopalis  sustineatur  in  casu*  wurde  entschieden  am  22.  Dezember 
1860:  „Attentis  peculiaribus  circumstantiis  esse  locmn  permutationi 
cum  altero  beneficio  reditus  fere  aeqnivalentis  infra  sex  menses*. 
In  diesen  übereinstimmenden  Entscheidungen  der  Kongregation  des 
Konzils  liegt  eine  authentische  Erklärung  des  berühmten  caput 
^yquaesitum**  (c.  5.  X.  III.  19):  ,Si  Episcopus  causam  inspexit 
necessariam,  lidte  poterit  de  uno  loco  ad  alium  transferre  personas,  ut 
quae  uno  loco  sunt  minus  utiles  alibi  se  valeant  utilius  ecxercere^ 
Gerade  bezüglich  der  Verwaltung  der  Seelsorge  findet  der  Grundsatz  des 
c.  35.  G.  7.  qu.  1 :  Anwendung:  ^plurimorum  utilitas  unius  utilitati 
praeferenda  est  atque  pro  bono  pacis  relaxanda  sunt  juris  praecepta*. 
Der  berühmte  Kanonist  Beiffenstuel  schreibt  bezüglich  unserer  Frage  I 
(1.  III.  tit.  19.  n.  38) :  «quod  Episcopus  subinde  possit  etiam  cogere 
clericum  ad  permutandmn  cum  alio  beneficium ,  si  nempe  gravis  id 
causa  postulet,  vel  quia  minus  sit  idoneus  ad  praestanda  munera 
beneficii^.  So  auch  Schmalzgrueber  an  derselben  Stelle:  »si  utilitas 
vel  necessitas  Ecclesiae  suadet  v.  gr.  quia  minus  idoneus  est  ad 
administrandum  vel  quia  causavit  scandalum  in  populo".  Nach 
übereinstimmender  Lehre  der  Kanonisten  soll  indes,  wie  schon  oben 
erwähnt,  eine  derartige  Versetzung  eines  Pfarrers  durch  Tausch  seiner 
Pfarrei  nicht  die  Natur  einer  Strafe  an  sich  tragen,  falls  ein  solcher 
mit  oder  ohne  seine  Schuld  sein  Amt  nicht  mehr  nutzbringend  ver- 
walten könne.  Auf  Grund  dieser  Argumente  entschied  denn  auch  in 
unserem  obigen  Falle  die  Kongregation,  dass  nicht  bloss  das  Dekret 
des  Bischofs  bezüglich  der  Niederlegung  des  Mandates  eines  £[reis- 
deputierten  seitens  des  Pfarrers,  sondern  auch  das  der  Versetzung 
desselben  auf  eine  andere  Pfarrei  aufrecht  zu  erhalten  sei.  (Vgl. 
Analecta  Eccles.  fasc.  8.  Jahrg.  1896).  Hiernach  dürfte  wohl  die 
Frage ,  ob  der  Bischof  aus  schwer  wiegenden  Gründen  im  Interesse 
der  Pfarrei  einen  definitiv  angestellten  Pfarrer  auf  eine  andere  gleich- 
wertige Stelle  auf  dem  Verwaltungswege  versetzen  dürfe,  keinem 
Zweifel  mehr  unterliegen. 
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5.    Errichtung  und  Angiiederung  von  Bruderschaften. 

Nachstehendes  Dekret  beseitigt  verschiedene  Zweifel,  welche 
bezüglich  der  Const.  Clemens'  VIIL  »Qaaecamquec  vom  7.  Dezem'ber 
1604  Qber  den  Konsens  des  Bischofs  zur  Errichtung  einer  Bruder- 
schaft nnd  Ä^ngliederung  einer  solchen  an  eine  Erzbruderschaft,  Aber 
Errichtung  von  Bruderschaften  derselben  Art  an  ein  und  demselben 
Orte,  dann  über  die  Fakultäten  des  Dominikanergenerals  betreffs  der 
Errichtung  von  Rosenkranzbruderschaften  vielfach  bestanden. 

DECRETÜM  DE  ERECTIONE 
ET  AGGREGATIONE  CONPRATBRNITATÜM. 

Procurator  Generalis  Ordinis  Praedicatorum  sequentia  dubia 
hnic  S.  Gongregationi  Indulgentiis  Sacrisque  Reliquiis  praepositae 
hamiliter  dirimenda  proposuit: 

I.  An  conditio  Clementinae  Gonstitutionis  »Quaecumquec  de 
consensu  Ordinarii  loci  et  de  literis  testimonialibus  servanda  in 
erectionibus  et  aggregationibus  Confraternitatum  accipienda  sit  ita, 
nt  duo  requirantur  actus  distincti,  consensns  nempe  et  literae  testi- 
moniales:  vel  potius  sufficiat  consensns  implicite  expressus  in  literis 
testimonialibus  P 

n.  An  Summarium  Indulgentiarum  quod  una  cum  Diplomate 
datur  in  erectione  et  aggregatione  Confraternitatum  iam  recognitum 
et  approbatum  a  S.  Gongr.  Indulg.  nova  etiam  indigeat  recognitione 
Ordinarii  loci? 

III.  An  distincta  Gommunitas,  quam  Decretum  S.  G.  Indulg.  in 
QDa  Landen,  diei  21.  Jan.  1893  pro  erectione  Gonfraternitatum 
eiusdem  nominis  et  instituti  requirit,  constituatur  etiam  a  quolibet 
eiasdem  municipii  oppido  situ  et  nomine  ab  aliis  disiuncto,  adeo  nt 
in  uno  eodemque  municipio  plures  eiusdem  nominis  et  instituti  Gon- 
fratemitates  erigi  possint? 

IV.  An  in  magnis  civitatibus,  quae  unam  tantum  constituunt 
Communitatem,  plures  nihilominus  erigi  possint  eiusdem  nominis  et 
instituti  Gonfraternitates? 

y.  An  erectio  GonfVatemitatum  SS.mi  EU)sarii  acta  per  literas 
Hagistri  Generalis  Ord.  Praed.  facultativas ,  executioni  mandatas  a 
sacerdote  sive  regulari  sive  saeculari  ab  eodem  Mag.  Gen.  deputato, 
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valida  sit,  si   Ordinarius  consensum  quidem  suam  ante  execotionem 
exprimat,  nullas  vero  literas  testimoniales  concedatP 

VI.  An  ipsae  literae  facultativae  validae  sint,  si  sobscriptione 
et  sigillo  eiusdem  Magistri  Generalis  mnnitaef  ant  certom  saeerdo- 
tem  ad  execntionem  non  depatent,  aot  locum  Gonfratemitatis  eri- 
gendae  non  exprimant? 

Deinde  sequentia  postalata  exbibnit: 

L  a)  Quoad  praeteritura :  Dt  omnes  SS.mi  Rosarii  Conflrater- 
nitates  quae  sive  in  propriis  Ordinis  sive  in  aliis  Orbis  eccleaüs 
erectae  inveninntar  irregnritate  vel  vitio  nnllitatis  affectae  ob 
quemcnmque  loci  distantiae,  literarnm  testimonialium ,  diplomatnm 
concessionis ,  sive  alterins  cuiosqae  generis  defectum  in  radice  sa- 
nentur,  et,  qnatenos  opus  sit,  inimediate  Apostolica  Anctoritate  de 
novo  erigantar,  firmis  reraanentibas  privilegiis  a  RR.  PP.  Ordinis 
Praed.  elargitis. 

h)  Qnoad  faturam:  Ad  maias  increnientum  Sodalitatom  SS.mi 
Rosarii  postalat  facultatem  pro  Magistro  generali  Ord.  Praed.  einsque 
Yicario,  ut  penes  Provinciales  et  Episcopos,  etiam  in  Europa,  non 
tarnen  in  Italia,  possit  eo  modo,  quo  de  consensu  a  S«  Sede  babito 
agere  solent  aliorum  Ordinum  Soperiores,  et  ipse  agit  extra  Euro- 
pam,  diplomata  in  deposito  habere,  servatis  tarnen  iisdem  ordinatio- 
nibus  et  conditionibus  ab  ipsis  RR.  PP.  datis. 

IL  Ut  in  magnis  civitatibus,  ubi  habitantium  numerus  centum 
excedit  millia,  tres*  vel  quatuor  etiam  Gonfraternitates  SS.mi  Rosarü 
de  speciali  Sanctae  Sedis  mandato  erigi  possint  et  valeant* 

III.  Ut  duo  postrema  postulata  extendantur  etiam  ad  alias 
Gonfraternitates  SS.mi  Nominis  Dei  necnon  Militiae  Angelicae 
S.  Thomae  Aquinatis. 

Et  E"»^  ac  RP^  Patres  Gardinales  in  generalibus  Gomitiis  ad 
Vaticanas  Aedes  habitis  die  5  Martii  1896  rescripserunt : 

Ad  Dubium  I.  Sufßeere  Ordinarii  literas^  quibus  consensum  in 
erecüonem  vd  aggregoHonem  Confraternüatum  significet  et  tnstituti 
pietatem  ac  religionem  commendet. 

Ad  II.  Negative, 

Ad  III.  Affirmative  j  dummodo  in  unoquoque  oppido  habeatur 
etiam  proprio  paroecia. 

Ad  IV.  Negative^  sed  supplicandum  SS.mo  ut  derogando  m 
hac  parte  Constitutioni  s.  m.  Glementis  VIIL  quae  incipü  »Quae- 
curaquec,  Ordinariis  benigne  tribuere  dignetur  facuUaiem  providendi 
pro  eorum  arbitrio  et  prudentia  in  singiüis  casibus,  servcUa  tarnen 
in  huiusmodi  erectionibus  convenienti^  eorum  iudido,  distaniia. 
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Ad  V,  Negative. 

Ad  VI.  Negative. 

Ad  postalata  vero: 

Qnoad  I.   a)  Affirmative. 

Qaoad  I.   b)  Non  escpedire. 

Qooad  IL    lam  satis  provisum  in  responsüme  ad  dübium  IV. 

Qooad  IIL  lam  provisum  in  respansiom  ad  duo  posttdata 
priora. 

Factaqoe  de  iis  oraoibas  SS.mo  Domino  Nostro  Leoni  PP.  XIII. 
relalione  in  Audientia  habita  die  20.  Maii  1896  ab  infrascripto  Car- 
dinali  S.  Gongregationis  Praefecto,  Sanctitas  Soa  resolutiones  E.mo- 
nun  PatFiim  ratas  habait  et  confirmant,  simnlque,  derogando  Gon- 
rtitationi  Glementis  VIIL,  facultatem  in  IV.  dubio  postulatam  benigne 
Ordinariis  conoedere  dignatns  est. 

Datam  Romae  ex  Secretaria  eiusdeoi    S.  Gongregationis  die 

20.  Maii  1896. 

Andreas  Card.  Steinhüber,  Praef. 


6.  Recht  des  Bischofs,  die  Uebersetzung  des  officium  parvum 
B.  M.  V.  behufs  Privatgebrauches  zu  approbiren. 

Beverendissimns  Dominus  Ouilelmus  Van  de  Ven,  Episcopns 
Boscoducensis ,  a  S.  lt.  Gongr.  sequentium  dubiornm  solntionem  hn- 
militer  efflagitavit,  nimiruro : 

I.  An  Episcopns  ordinaria  auctoritate  adprobare  valeat  trans- 
lationem  in  ?ernaculam  linguam  Officii  parvi  B.  M.  Virginis  qnod 
legitnr  in  Breviario  Romano  ? 

II.  ütrum  idem  Officinm  ita  translatum  et  adprobatnm  in 
laeem  edi  et  adhiberi  queat  a  fidelibns,  intra  fines  dioeceseos  Bnsco- 
dncensis  degentibns,  et  praesertim  a  Gongregationibus  religiosis 
otriusque  sexus? 

Et  Sacra  eadem  Gongregatio  (Rituum),  exposito  voto  Gommis- 
sioois  Litnrgicae,  reque  mature  perpensa,  rescribendnm  censuit: 

Ad  I«™  Affirmative« 

Ad  IV^  Affirmative,  sed  tantum  pro  recitatione  privata.  Atque 
ita  rescripsit. 

Die  24.  Aprilis  1896. 

Caj.  Card,  Aloisi-Masella,  S.  R.  G.  Praef. 

L.  t  S.  A.  Tripq^i,  Secretarius. 
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7.  Geringer  Mess-Wein  darf  zur  Zeit  der  Gärung  durch  Zu- 
satz von  Weingeist  (bis  zu  12  %),  nicht  aber  von  Rohrzudcer 

verbessert  werden. 

Dies  wird  bestätigt  durch  folgende  Resolution  des  hl.  Offiziums 
vom  5.  August  1896,  die  veranlasst  wurde  durch  eine  Anfrage  des 
Weihbischofs  von  Marianna  in  Brasilien.  Die  Resolution  hat  folgen- 
den Wortlaut: 

Beatissime  Pater.  Silverius  Episcopus  titularis  Gamacenais, 
Auxiliaris  v.  p.  d.  Episcopi  Mariannensis  in  Brasilia,  ad  pedes  Sancti* 
tatis  Tuae  provolutus,  quae  sequuntur  humiliter  exponit. 

In  Brasilia  difficillimum  est  verum  vinum  habere  ad  S.  Missae 
Sacrificium  conficiendum,  et  fere  impossibile  illud  ab  adulterino  di- 
stinguere,  nisi  in  ipsa  eadem  regione  confectum.  Jamvero  nva  his 
in  locis  adeo  debilis  et  aquosa  est,  ut  ad  tolerabile  vinum  haben- 
dum,  aliquid  sacchari  e  planta,  quam  vulgo  »canna  de  assucarc  ap- 
pellamus,  musto  admisceri  debeat;  et  hoc  quidem  modo  fabricatum 
quoque  est  vinum,  quo  Sacerdotes  in  Missae  Sacrificio  passim  utun- 
tur.  Nunc  vero,  cognita  responsione  S.  Rom.  et  Dn.  Inq.  feria  V 
loco  IV.  die  25.  Junii  1891  lata,  dubitationes  et  conscientiae  anxie* 
tates  ortae  sunt.  QuapiDpter  humilis  Orator  instantissime  supplicat, 
ut  Sanctitas  Tna  benigne  declarare  dignetur,  utrum  sie  confectum 
vinum  pro  S.  Missae  Sacrificio  tuto  adhiberi  valeat  nee  ne. 

Feria  IV.  die  5.  Augusti  1896. 

In  Gongr.  Gen.  S.  Rom.  et  ün.  Inq.,  proposita  suprascripta 
instantia  praehabitoque  R.  DD.  Gons.  voto,  E.  ac  R.  D.  Cardinales 
Inq.  Gen.  respondendum  decreverunt:  »Loco  sacchari  extracti  e  canna 
saccharina  vulgo  canna  de  asducar  addendus  potius  esset  spiritus  al- 
cool,  dummodo  ex  genimine  vitis  extractas  fuerlt,  et  cnius  qaantitas, 
addita  cum  ea  quam  vinum,  de  quo  agitur,  naturaliter  continet, 
haud  excedat  proportionem  duodecim  pro  centum;  huiusroodi  vero 
admixtio  fiat  quando  fermentatio  tumultuosa,  ut  aiünt,  defervescere 
inceperit.  c 

Sequenti  vero  feria  VI.  die  7  dicti  mens.  SS.  D.  N.  Leo  div. 

prov.  Pp.  Xin.  in  solita  Audientia  v.  p.  d.  Adsessori  S.  Officii  im- 

pertita,  relatam  sibi  E.  Patrum  resolutipnem  benigne  adprobare  dig** 

natus  est. 

Jos.  Mancini, 

S.  R.  et  Univ.  Inquis.  Notarius. 
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IIL  Staatliche  Aktenstücke  und  Entscheidungen. 


1.  Aktenstocke 
die  Altkathoiiken  besonders  in  Bayern  und  Preussen  betr. 

üeber  vorstehenden  Betreff  liegen  uns  mehrere  Aktenstucke  vor, 
von  welchen  die  folgenden  noch  nicht,  oder  wie  das  Begleitschreiben 
des  Ministers  Dr.  v.  Lutz  vom  20.  Nov.  1878  (Archiv,  Band  XXXII 
S.  259  f.)  nur  teilweise  gedruckt  sind.    Wir  bringen  nun  zunächst 

1)  das  letztgenannte  Begleitschreiben  vollständig  zum  Abdruck, 
sodann 

2)  das  Einladungsschreiben  des  Präsidenten  des  obersten  Ge- 
richtshofs Dr.  V.  Neumayr  vom  25.  November  1873, 

3)  dessen  Yertagungsschreiben  vom  2.  Dezember  1873,  sodann 

4)  die  motivirte  Bitte  des  erwählten  Bischofs  Dr.  Reinkens 
u.  Genossen  um  Anerkennung  an  das  kgl.  preussische  Staats- 
ministerium des  Innern  für  Kirchen-  und  Schnlangelegen- 
heiten.    Bonn,  29.  Juni  1873, 

5)  als  weitere  Beilage  das  Schreiben  des  Kultusministers 
V.  Falk  vom  27.  Septbr.  1873,  dass  die  erbetene  Anerkennung 
durch  die  preussische  Staatsregierung  erfolgt  sei,  nebst 
Einladung  des  Bischofs  Beinkens  zur  Beeidigung. 

Begleitschreiben  des  Ministers  v,  Lute. 
Euer  Hochwohlgeboren ! 

Der  altkatholische  Bischof  Dr.  Hubert  Beinkens  in  Bonn  hat 
yon  Seite  der  kgl.  preussischen  Staatsregierung  die  Anerkennung  als 
katholischer  Bischof  erlangt,  nachdem  er  zuvor  durch  den  preussischen 
Gultosminister  Dr.  Falk  in  eidliche  Pflicht  genommen  worden  war. 

Welche  Folgerungen  die  Altkatholiken  aus  der  Thatsache  der 
Anerkennung  ihres  Bischofs  ziehen,  haben  sie  in  der  Vorstellung 
dai^elegt,  mit  welcher  sie  die  Bitte  um  Anerkennnng  des  Bischofs 
Beinkens  an  die  königlich  preussische  Regienmg  brachten  und  von 
welcher  eine  Abschrift  als  Beilage  zu  dem  weiter  unten  zu  be- 
sprechenden, an  die  kgl.  bayerische  Begierung  gerichteten  Gesuche 
zur  Vorlage  gekommen  ist.  Diese  Folgerungen  beziehen  sich  zunächst 
auf  folgende  sechs  Puncte : 
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1)  Es  soll  damit  das  Becht  des  Bischofs  anerkannt  sein,  im 
Gebiete  des  preussi  sehen  Staates  bezüglich  der  Altkatholiken  alle 
kirchlichen  Acte  vorzunehmen  und  alle  jene  Bechte  zu  üben,  welche 
nach  dem  katholischen  Kirchenrechte,  wie  es  bis  zum  18.  Juli  1870 
galt  und  vom  Staate  anerkannt  war,  bischöfliche  Acte  sind,  innerhalb 
der  Staatsgesetze  und  nach  Massgabe  der  am  3.  Juni  1873  ange- 
nommenen »provisorischen  Bestimmungenc. 

2)  Es  soll  den  Altkatholiken  und  ihrem  Bischof  der  volle 
Schutz  zu  Theil  werden,  der  im  Beichsstrafgesetzbuche  §  166—168 
den  anerkannten  Kirchen  gewährt  wird. 

3)  Der  Bischof  soll  das  Becht  haben,  mit  Genehmigung  der 
Begierung  altkatholische  Pfarreien  zu  errichten ;  die  von  dem  Bischof 
anzustellenden  Pfarrer  sollen  als  Pfarrer  anerkannt  werden  und 
ebenso  soll  ihr  Becht  unbeanstandet  bleiben,  die  Kirchenbücher  an- 
zulegen und  als  staatlich  anerkannte  zu  fähren,  desgleichen  deren 
Berechtigung ,  die  Pfarracte  mit  öffentlicher  Glaubwürdigkeit  zu 
bekunden. 

4)  Die  Altkatholiken  behalten  sich  das  Becht  vor,  mit  gericht- 
licher Klage  den  Gebrauch  der  katholischen  Pfarrkirchen  und  den 
Mitgenuss  des  katholischen  Kirchenverroögens  zu  erstreben,  wobei 
sie  jedoch  von  der  Begierung  im  Hinblicke  auf  die  Verhältnisse 
nichts  anderes  begehren  zu  wollen  erklären ,  als  dass  sie  gegen  eine 
solche  Klage  nicht  den  C!ompetenzconflict  erheben  möge. 

Was  mit  dem  letzten,  zunächst  nur  für  Preussen  nieder- 
geschriebenen Satz  gemeint  ist,  ist  wohl  nicht  vollständig  klar,  aber 
soviel  scheint  doch  aus  der  Ziffer  4  hervorzugehen,  dass  die  Alt- 
katholiken in  der  Thatsache  der  Anerkennung  ihrer  Bischöfe  einen 
Stützpunct  für  ihren  Bechtsanspruch  auf  Mitgenuss  der  Kirchen  und 
des  Kirchenvermögens  erblicken. 

5)  Die  Entbindung  aller  Altkatholiken  von  der  Verpflichtung, 
zu  den  Kirchenumlagen  der  Neukatholiken  beizutragen,  demzufolge 
den  Erlass  einer  allgemeinen  Verordnung,  welche  alle  administrativen 
Organe  anweist,  von  einem  zwangsweisen  Vorgehen  gegen  die  Alt- 
katholiken abzustehen,  mit  der  ausdrücklichen  Erklärung,  dass  ein 
Altkatholik  darum  nicht  verpflichtet  sei,  in  der  Form  des  Gesetzes 
vom  14.  Mai  1873  seinen  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche  zu 
erklären,  »weil  er  in  derselben  geblieben  ist«. 

6)  Eine  amtliche  Verlautbarung,  dass  Bischof  Josef  Hubert 
Beinkens  als  Bischof  der  Altkatholiken  in  Preussen  anerkannt  worden 
sei  und  ihm  die  Begierung  jene  Bechte  beilege,  welche  ein  Bischof 
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nach  dem  katholischen  Eirchenrechte  in  den  vom  Staate  anerkannten 
Grenzen  besitze,  soweit  die  Altkatholiken  solche  dem  Bischof  zu- 
gestehen. 

Im  Wege  der  Gesetzgebung  hoffen  die  Altkatholiken  von  der 
preussischen  Begierung  Anerkennung  ihres  Anspruches  auf  den  Qe- 
brauch  der  dem  katholischen  Gottesdienste  gewidmeten,  nicht  im 
Eigenthum  Privater  stehenden  Kirchen,  sowie  auf  den  Mitgenuss  des 
zu  den  Zwecken  des  katholischen  Cultus  und  der  Unterhaltung  der 
Beneficiaten  gewidmeten  Vermögens,  endlich  der  katholischen  Stif- 
tungen, im  Gebiete  des  französischen  Bechts  gesetzliche  Zuweisung 
eines  entsprechenden  Antheils  der  Gommunalbeiträge  und  endlich 
eine  Dotation  für  den  Bischof  aus  Staatsmitteln,  sowie  ans  den  gleichen 
Fonds  Beiträge  fär  die  Ausbildung  der  Geistlichen  und  Unterhaltung 
der  Seelsorgegeistlichen. 

Neuerdings  hat  Bischof  Beinkens  nebst  den  Mitgliedern  der 
altkatholischen  Synodal  -  Bepräsentanz  unter  Vorlage  des  vorhin 
erwähnten  Aktenstückes  und  einiger  anderer  Beilagen  an  die  bayerische 
Regierung  das  Ersuchen  gestellt: 

1)  dem  Bischöfe  Beinkens  die  landesherrliche  Anerkennung  als 
katholischer  Bischof  zu  erwirken  und  demselben  die  betreffende 
Urkunde  zuzustellen, 

2)  denselben  in  Pflicht  zu  nehmen,  aber  allerdings  nur  mit 
sehr  vorsichtiger  Wahrung  seines  Unterthanenverhältnisses  als  Preusse, 

3)  den  Altkatholiken  eine  im  Staatseigenthum  stehende  Kirche 
in  München  zum  Mitgebrauch  einzuräumen. 

Diese  Bitten  enthalten  indess  nicht  die  Summe  der  Wünsche 
der  Altkatholiken.  Es  geht  vielmehr  aus  ihrer  Eingabe  hervor,  dass 
sie  die  voraufgezählten  6  Puncto  auch  für  Bayern  als  die  Consequenz 
der  Anerkennung  ihres  Bischofs  ansehen  und  ebenso  dass  sie  von 
der  bayerischen  Begierung  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  im 
Wesentlichen  dasselbe  verlangen,  wie  von  der  preussischen. 

Wenn  es  sich  lediglich  darum  handelte,  den  Bischof  Beinkens 
liturgische  Acte  ohne  jurisdictionellen  Inhalt  ungehindert  in  Bayern 
Tornehmen,  z.  B.  die  Firmung  ertheilen  zu  lassen,  ähnlich  wie  dies 
seinerzeit  beim  Utrechter  Brzbischof  Loos  geschah,  so  hätte  die 
bayerische  Staatsregierung  vielleicht  keinen  Grund,  den  Altkatholiken 
jenen  geistlichen  Trost  vorzuenthalten,  der  ihnen  aus  solchen  Acten 
ihres  Bischofes  entspringt  und  dieser  Anerkennung  als  Bischof  stände 
ancb  kaum  die  bayeiische  Gesetzgebung  im  Wege.  Denn  an  und 
ffir  sich  hat  die  weltliche  Begierung  eines  noch  dazu  paritätischen 
Staates,  soviel  die  Gewissen  der  einzelnen  Katholiken  angeht,  weder 
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einen  genfigenden  Anlass  noch  eine  Verpflichtung,  zu  prüfen,  ob  die 
Amtsverrichtungen  eines  Priesters  vollständig  den  bestehenden  inneren 
Gesetzen  einer  kirchlichen  Genossenschaft  entsprechen,  und  eventnell 
gegen  dieselben  prohibirend  einzuschreiten ,  sondern  könnte  es  den 
Anhängern  des  Altkatholicismus  überlassen,  sich  selbst  darüber 
zu  entscheiden,  ob  sie  sich  in  ihrem  Gewissen  mit  der  Spendang 
der  Sacramente  durch  Bischof  Dr.  Beinkens  beruhigen  können  und 
wollen. 

Wenn  und  insoferne  dagegen  die  Bischöfe  die  Staatshülfe  gegen 
Dr.  Beinkens  in  Anspruch  nehmen  würden,  stände  ihnen  gleichwie 
im  Falle  der  Firmungsreise  des  Erzbischofs  Loos  der  umstand  ent- 
gegen, dass  es  sich  um  den  Vollzug  der  Goncilsbeschlüsse  über  die 
Infallibilität  des  römischen  Stuhles  handelt  und  dass  die  verfassungs- 
mässigen Bestimmungen  über  das  Placetum  regium  denselben  aus- 
schliessen. 

Anders  stellt  sich  die  Sache,  da  eine  viel  weiter  gehende  An- 
erkennung in  dem  oben  dargelegten  Sinne  verlangt  wird,  unter 
diesen  Umständen  handelt  es  sich  nicht  mehr  lediglich  um  Ablehnung 
einer  Einschreitung  des  weltlichen  Armes  zu  Gunsten  des  Vollzugs 
einer  kirchlichen  Anordnung,  für  welche  es  an  dem  verfassungs- 
mässig erforderlichen  Placetum  regium  gebricht  und  die  darum  nach 
der  klaren  Vorschrift  der  Verfassung  nicht  vollzogen  werden  darf; 
von  jetzt  an  steht  ein  positiver  Act  der  Staatsregierung  in  Frage, 
dessen  Gesetzlichkeit  auch  von  ganz  anderen  Gesichtspunkten  aus 
geprüft  werden  muss  und  der,  wenn  er  zur  Ungebühr  vorgenommen 
werden  sollte,  zu  erheblichen  Verwickelungen  führen  könnte.  So 
würde  z.  B. ,  wenn  die  Staatsregierung  den  Bischof  Dr.  Keinkens 
dergestalt  anerkannt  hätte,  dass  ihm  auch  bischöfliche  Jurisdictions- 
rechte  eingeräumt  werden,  dass  ihm  also  gestattet  wird,  einen  Pfarrer 
zu  bestellen  und  ihm  pfarrliche  Gewalten  zu  verleihen,  grosse  Ver- 
wirrung in  die  Bechtsverhältnisse  der  Staatsangehörigen  gebracht 
werden,  w^n  hinterher  eine  von  einem  solchen  Pfarrer  geschlossene 
Ehe  als  ungültig  angefochten  werden  sollte  und  die  Gerichte  der 
Ansicht  wären ,  dass  verfassungsmässig  dem  Bischof  Beinkens  keine 
jurisdictionellen  Bechte  zugestanden  werden  konnten  und  seine  Pfair- 
bestellung  somit  rechtlich  ohne  Effect,  die  von  seinem  Pfarrer  ein- 
gesegnete Ehe  aber  ungültig  sei. 

Es  wird  also  einer  sehr  eingehenden  gründlichen  Prüfung  des 
Verfassungsrechtes  bedürfen,  ehe  die  Frage  entschieden  werden  kann, 
ob  der  altkatholische  Bischof  Dr.  Beinkens  auch  von  der  bayerischen 
Begierung  anzuerkennen  sei  oder  nicht. 
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Einer  besonderen  Ausführung  wird  es  nicht  bedürfen,  dass  diese 
Anerkennung  nicht  erfolgen  darf,  auch  wenn  sie  von  den  Altkatho- 
liken noch  so  entschieden  verlangt  wird  und  wenn  auch  die  Staats* 
regi^ung  Angesichts  der  Haltung  der  rdmischen  Kirche  und  ihrer 
Bischöfe  wünschen  muss,  Mittel  und  Wege  zu  linden,  mit  denen  ihr 
unberechtigter  Widerstand  gebrochen  werden  kann,  sobald  einmal 
feststeht,  dass  die  Anerkennung  von  Jurisdictions-Rechten  des  Bischofs 
Dr.  Keinkens  durch  die  bayerische  Regienmg  im  Hinblicke  auf  die 
Staatsverfassung  als  ungesetzlich  betrachtet  werden  müsste;  denn 
darüber  darf  kein  Zweifel  erhoben  werden,  dass  die  Staatsregierung 
Ungesetzlichkeiten  unter  allen  Umständen  zu  meiden  hat. 

Würde  dagegen  das  geltende  Becht  der  Anerkennung  des 
Bischofs  Beinkens  nicht  im  Wege  stehen,  so  würde  es  andererseits 
auch  kaum  gerechtfertiget  werden  können,  ihm  die  Anerkennung  vor- 
zuenthalten, denn  sie  ist  ein  immerhin  nicht  zu  unterschätzendes 
Hülüsmittel  in  dem  Streite  gegen  klerikale  Anmassung,  sie  ist  un- 
umgänglich nöthig,  wenn  den  Altkatholiken  volle  Gewissensfreiheit 
verschafft  werden  soll  und  die  Stellung  Bayerns  wird  in  der  öffent- 
lichen Meinung  kaum  begriffen  werden ,  sondern  mancherlei  Miss- 
deutungen ausgesetzt  sein,  wenn  Bayern  auch  ohne  gesetzliche 
Nöthigung  dem  Bischof  Beinkens  die  Anerkennung  verweigern  wollte, 
nachdem  sie  ihm  von  allen  anderen  deutschen  Begierungen  zu  Theil 
geworden  ist. 

Wie  auch  die  bayerische  Staatsregierung  entscheiden  mag,  sie 
wird  jedenfalls  eine  grosse  Zahl  laut  auftretender  Gegner  wider 
sich  haben. 

Unter  diesen  Umständen  glaubt  die  bayerische  Staatsregierung 
die  nöthige  Festigkeit  der  Grundlage  ihres  Vorgehens  nicht  für  sich 
am  haben,  wenn  sie  die  oben  berührte  präjudicielle  Staatsrechtsfrage 
lediglich  auf  eigenes  Ermessen  hin  und  auf  ein  Gutachten  der 
Ministerialreferenten  zur  Entscheidung  bringen  wird.  Sie  hält  es 
yielmehr  für  dringend  gerathen,  ihr  Urtheil  und  ihre  schliessliche 
Entscheidung,  soweit  es  nicht  um  politische,  sondern  um  rechtliche 
Erwägungen  sich  handelt,  durch  den  Ausspruch  von  anerkannten 
Autoritäten  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechtes  zu  unterstützen.  Sie 
hat  deshalb  unter  Zustimmung  Seiner  Majestät  des  Königs  beschlossen, 
eine  Gommission  von  anerkannten  Staatsrechtskundigen  zu  berufen, 
um  von  ihr  ein  Gutachten  über  die  oben  berührte  staatsrechtliche 
Frage  ausarbeiten  zu  lassen. 

Nach  dem  Befehle  Seiner  Majestät  des  Königs  hat  der  ergebenst 
Unterzeichnete  an  Euer  Hochwohlgeboren  das  Ersuchen  zu  richten^ 
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dass  Sie  an  den  Berathungen  und  der  Abstimmung  dieser  Commission 
Antheil  nehmen  möchten.    Dieselbe  besteht  ausserdem  noch:  aus 

dem  Präsidenten  des  obersten  Gerichtshofes,  Herrn  Beichsrath 

Dr.  Ludwig  von  Neumayr, 
dem  Director  des  Appellationsgerichtes  zu  München,  Herrn 

Ernst  von  Eleinschrod, 
Herrn  Beichsrath  und  Professor  Dr.  Josef  von  Poezl  und 
Herrn  Professor  Dr.  Edel, 
um   die  Uebemahme  des  Vorsitzes  ist  Seine  Excellenz  Herr 
Präsident   von  Neumayr  ersucht  worden,  von  welchem  Ihnen  alle 
weiteren  Mittheilungen  zugehen  werden. 

Vielleicht  ist  far  die  Ihnen  gesetzte  Aufgabe  das  von  Professor 
Dr.  von  Sicherer  kürzlich  herausgegebene  Buch  über  das  bayerische 
Kirchen-  und  Staatsrecht  nicht  ohne  Werth.  Ich  beehre  mich  deshalb, 
Ihnen  anruhend  ein  Exemplar  davon  mit  dem  Ersuchen  zu  über- 
senden, dass  Sie  dasselbe  Ihrer  Privatbibliothek  einverleiben  wollen. 

Mit  ausgezeichneter  Hochachtung 

Euer  Hochwohlgeboren 

ganz  ergebenster 

Staatsminister  Dr.  v.  Lutz, 

München,  den  20.  November  1873. 

Seiner  Hochwohlgeboren 

dem  ordentlichen  Professor  der  Bechte  an  der 

Universität  Würzburg, 

Herrn  Hofrath  Dr.  e/bsef  von  Held 

in  Würzburg. 

An  Seine  Hochtwhlgeboren  .  .  . 

Gesuch  am  landesherrliche  AnerkennaDg  des  altkatholischen  Bischofs  Dr.  Reinkens 
in  Bonn  als  katholischer  Bischof  in  Bayern  betreffend. 

Der  Unterfertigte  beehrt  sich,  die  Mitglieder  der  im  neben- 
bezeichneten Betreffe  berufenen  Commission  ^)  unter  Bezugnahme  auf 
die  denselben  bereits  von  Seite  Seiner  Excellenz  des  Herrn  Staats- 
ministers des  Innern  für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  zuge- 
gangene ausführliche  Mittheilung  vom  20.  1.  Mts.  ergebenst  ein- 
zuladen, sich  zu  einem  Zusammentritte  behufs  vorläufiger  allgemeiner 
Besprechung  des  Berathungsgegenstandes  und  Feststellung  des  von 

1)  Die  Commission  bestand  aas  den  Jnristen  NeamaTr,  P9sl,  Edel,  Held 
und  Eleinschrod. 
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der  Commission  einzuhaltenden  Geschäftsganges,  sowie  eventuell 
behufs  der  Wahl  eines  Berichterstatters  und  Schriftführers 

am  Donnerstag  den  4.  Dezember  1.  Js.,  Nachmittags  5  Uhr 

im  k.  Staatsministerium  des  Innern  für  Kirchen-  und  Schulangelegen- 
heiten dahier,  woselbst  für  die  Gomraissionsberathuugen  ein  Lokal 
bereit  gestellt  ist,  gefälligst  einfinden  zu  wollen. 

Zugleich  erlaubt  sich  der  Unterzeichnete  in  der  Anlage 
Abschrift 

1)  der  von  dem  Bischof  Dr.  Reinkens  und  fünf  Mitgliedern 
der  Synodal  -  Repräsentanz  an  das  k.  Staatsministerium  des  Innern 
für  Kirchen-  und  Schul angelegenheiten  gerichteten  Eingabe  d.  d.  Bonn 
den  23.  Oktober  1.  Js.  sammt  Beilage  A  und  B, 

2)  der  nachträglich  an  das  genannte  k.  Staatsministerium 
gelangten  Eingabe  des  Dr.  von  Schulte  d.  d.  Bonn  den  17.  Novem- 
ber 1.  Js. 

zur  Kenntnissnahme  ganz  ergebenst  beizufügen. 
München  den  25.  November  1873. 

Dr.  V,  Neumayr^ 
Präsident  des  obersten  Gerichtshofes. 

An  Seine  Hochtvohlgeboren  .  .  . 

Gesuch  nm  landesherrliche  Anerkennung  des  altkatholischen  Bischofs  Dr.  Reinkens 
in  Bonn  als  katholischer  Bischof  in  Bayern  betreffend. 

Mit  Bucksicht  auf  die  zur  Zeit  in  München  herrschenden 
Gesnndheitsverhältnisse  sieht  sich  der  ergebenst  Unterzeichnete  ver- 
anlasst, den  im  bezeichneten  Betreffe  auf  den  4.  d.  Mts.  anberaumten 
£!ommissions-Zasammentritt  nunmehr  zum  nämlichen  Zwecke  auf 

Samstag  den  20.  1.  Mts.,  Nachmittags  5  ühr 
festzusetzen. 

Die  verehrten  Mitglieder  der  Commission  werden  hieven  mit 
dem  Ersuchen  in  Kenntniss  gesetzt,  sich  zur  bezeichneten  Zeit  in 
dem  bereits  durch  Schreiben  vom  25.  v.  Mts.  bekannt  gegebenen 
Lokale  gefälligst  einfinden  zu  wollen. 

München  den  2.  December  1873. 

Dr,  V.  Neumayr. 

Beilage  A. 

Hohes  Königliches  Staatsministeriuml 

Die  am  18.  Juli  1870  von  Pius  IX.  verkündigte  Bulle  Pastor 
aetemufl,  welcher  sich  seitdem  die  preussischen  und  die  übrigen 
deutschen  Bischöfe  notorisch  unterworfen  haben,  hat  eine  fündamen- 
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tale  Veränderung  der  kirchlichen  Verfassung  zur  nothwendigen  Folge 
gehabt,  wie  dies  von  d.  h.  Regierung  in  den  Motiven  zu  den  »Gesetz- 
entwürfen über  die  Vorbildung  und  Anstellung  der  öeistlichenc  u.  s.  w. 
vom  8.  Jan.  1873.  Abs.  »Indessen  ist  zu  erw&genc,  bereits  anerkannt 
worden  ist.  Die  h.  Begierung  gibt  in  diesen  Motiven,  Abs.  »Dieser 
Verfassungsveränderungt,  selbst  die  Berechtigung  der  Erörterung  zu, 
»ob  die  römisch-katholische  Kirche  in  ihrer  jetzigen  Gestaltung  und 
Eutwickelung  noch  ferner  grundsätzlich  für  diejenige  katholische 
Kirche  zu  erachten  sei,  deren  Beziehungen  zum  Staate,  insbesondere 
auch  in  Bezug  auf  die  Dotationsfrage,  früher  Regelung  erfahren 
haben.'' 

Damit  hat  die  h.  Regierung  offenbar  anerkannt^)^  dass  alle  jene 
Katholiken,  welche  die  Vatikanischen  Dogmen  feierlich  verwerfen  und 
an  dem  Rechte ,  der  Lehre  und  der  Verfassung  der  vom  Staate  an- 
erkannten katholischen  Kirche  festhalten,  in  der  katholischen  Kirche 
stehen  und  folglich  beanspruchen  können^  als  Katholiken  betrachtet 
und  aller  jener  Rechte  tbeilhaftig  zu  werden,  welche  für  die  Mitglieder 
der  vom  Staate  anerkannten  katholischen  Kirche  bezüglich  des  Kultus, 
der  Sacramente,  des  Kirchenvermögens,  kurz  nach  allen  Richtungen 
hin  bestehen. 

Auf  Grund  des  in  München  um  Pfingsten  1871  entworfenen 
Programms  und  des  dort  im  September  1871  auf  einem  Gongresse 
gefassten  Beschlusses  über  Gemeindebildung  (VerhdL  S.  143  f.)  haben 
sich  in  Preussen,  Bayern,  Baden,  Hessen-Darmstadt  u.  s.  w.  bereits 
zahlreiche  Gemeinden  und  Vereine  zum  Zwecke  der  Errichtung  von 
Gemeinden  gebildet,  welche  treu  festhalten  an  der  katholischen 
Kirche,  wie  sie  bis  zum  18.  Juli  1870  bestand  und  die  sich  im. 
Gegensätze  zu  den  noch  factisch  als  Katholiken  geltenden  Infallibi- 
listen  oder  Vaticanisten  oder  Neukatholiken  mit  Recht  AltkathoUken 
nennen. 

Nach  dem  Vorgange  der  deutschen  Bischöfe  hat  sich  bekanntlicb 
auch  die  grosse  Masse  des  niederen  deutschen  Klerus  den  Vaticanischen 
Dogmen  unterworfen.  Es  erklärt  sich  dieses  aus  der  in  den  ange- 
führten Motiven,  Abs.  »Im  Einzelnen  ist  die  Folget,  von  der 
h.  Regierung  constatirten  »nahezu  absoluten  Abhängigkeit  der  katho- 
lischen Geistlichen  von  ihren  kirchlichen  Oberenc,  sowie  daraus,  dass 
bis  zum  Erlasse  der  Gesetze  vom  11.,  12.,  13.  Mai  1873  der  Klerus 
keinerlei  Gewähr  dafür  hatte,  bei  gewissenhaftem  Widerstände  gegen 
Willkür  und  bei  treuem  Festhalten  an  der  altkatholischen  Kirche 
einen  wirklichen  Rechtsschutz  zu  finden.    In  Folge  dieses  Al^aUes 

1)  Der  Sperrdruck  rührt  von  der  Bed. 
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aUer  Bischöfe  und  der  meisten  deutschen  Priester  sind  die  Altkatho- 
liken in  die  Lage  versetzt,  dass  ihre  Kirche  die  in  dem  unzweifel- 
haften und  vom  Staate  anerkannten  Bechte  normirte  Verfassung  nur 
noch  ihearetiseh  besitzt,  dass  aber  die  rechtmässigert  Organe  erst 
wieder  geschaffen  werden  müssen.  Sollte  das  geschehen,  so  musste 
einerseits  daran  festgehalten  werden,  dass  man  sich  nicht  entfernen 
dürfe  von  dem  Boden  der  fundamentalen  Verfassung  der  katholischen 
Kirche;  andererseits  konnte  nicht  verkannt  werden,  dass  die  Vati- 
kanischen Beschlüsse  den  Schlussstein  eines  absolut  verwerflichen 
Systems  bilden,  insofeme  durch  jene  Beschlüsse  blos  factische  historische 
Bildungen,  deren  Grundlagen  Fälschungen  (constantinische  Schenkung, 
pseudoisidorische  Decretalen  u.  s.  w.),  im  Streite  mit  der  weltlichen  Macht 
erlassene  Papstbriefe  (Bulle  Unam  Sanctam  von  Bonifaz  VIII.  u.8.  w.), 
factische  Zugeständnisse  päpstlicher  Befugnisse  (Reservate,  Dis- 
pensen u.  dgl.)  sind,  als  auf  göttlicher  Offenbarung  ruhend,  erklärt 
worden  sind. 

Der  natürliche  Weg  des  Vorgehens  der  Altkatholiken  war 
dadurch  vorgezeichnet.  Sie  mussten  insgesammt,  sei  es  als  Einzelne, 
sei  es  durch  Abgeordnete  der  sich  bildenden  Vereine,  zusammentreten 
zu  dem  Zwecke :  erstens  offenkundig  zu  beweisen,  dass  sie  festhalten 
an  der  alten  katholischen  Kirche ;  zweitens  die  Neuerungen  mit  allen 
ihren  Folgerungen  zu  verwerfen;  drittens  dem  Staate  die  Gewissheit 
zu  bieten,  dass  sie  sein  Recht  zur  Ordnung  aller  weUlichen  Lebens- 
beziehungen anerkennen;  viertens  auf  dem  Grunde  der  Lehre  der 
alten  katholischen  Kirche  diejenigen  Formen  zu  schaffen,  welche  diese 
Kirche  als  constitutive  stets  anerkannt  hat.  Nur  durch  solche  Ver- 
sammlungen konnte  zugleich  der  Beweis  geliefert  werden,  dass  es 
sich  nicht  handle  um  wirre,  unfertige  Protestationen,  um  eine  Oppo- 
sition Wender,  denen  etwa  Hunderte  oder  Tausende  blind  aus  allen 
möglichen  Gründen  folgten,  sondern  dass  eine  völlige  Klarheit,  ein 
alLieitiges  Verständniss  obwalte  über  das  Wesen  der  altkatholischen 
Bewegung  und  über  deren  Aufgabe  und  Ziel:  die  altkatholische 
Kirche  zu  erhalten  durd^  Reinigung  von  allen  SchUtcken,  wdche 
durch  die  schrankenlos  gesteigerte  Papstgewatt  zum  Schaden  von 
Kirche  und  Gesellschaft  sich  an  die  Kirche  angesetzt  haben.  Dieser 
Nachweis  war  geliefert,  wenn  feststand,  dass  selbst  im  Zustande  der 
äusseren  ünfertigkeit,  in  welchem  alle  und  jede  Meinungen  juristisch 
das  gleiche  Becht  sich  geltend  zu  machen  hatten,  eine  volle  Harmonie 
herrsche,  dass  man  einmüthig,  freiwillig  das  anerkannte,  was  auf 
der  angedeuteten  Basis  als  richtig  von  denjenigen  erwiesen  wurde, 
deren  Sachkenntniss  nicht  zu  bezweifeln  war.   Wollten  die  Altkatho- 
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liken  diesen  Weg  einhalten,  so  durften  sie  sich  nicht  nach  Ländern 
und  Ländchen,  sondern  die  AUkatholiken  des  deiUsehen  Beiehes 
waren  berechtigt  zusammenzutreten ,  ja  sie  durften,  soweit  die  all- 
gemeine Basis  in  Betracht  kommt,  auch  mit  den  über  dessen  Grenzen 
hinaus  wohnenden  Bekennern  zusammentreten,  da  die  Lekre  der 
Kirche  keine  nach  Nationen  und  Staaten  verschiedene  ist.  So  gut 
aber  vor  tausend  Jahren  die  Kirche  jedes  Beichs  eine  Einheit  bildete, 
eine  gallikanische,  spanische,  englische  Kirche  bestand  und  in  Natio- 
nalsynoden ihre  Vertretung  fand,  so  gut  zur  Zeit  des  einheitliehen 
Karolingischen  Reiches,  in  den  Zeiten  der  sächsischen  und  fränkische 
Kaiser,  deutsche  National- Synoden  gehalten  wurden,  ebensowohl  ist 
es  auch  jetzt  gestattet  und  den  kirchlichen  Grundsätzen  entsprechend, 
dass  die  AUkatholiken  aus  gane  Deutschland  sich  als  eine  £inheit 
betrachten  und  dahin  streben,  für  die  Kirche  in  Deutschland  ein- 
heiüiche  Organe  jm  schaffen.  Berücksichtigen  sie  dabei  das  positive 
Becht  der  einzelnen  Länder,  indem  sie  weder  deren  Gesetzen  zu  nahe 
treten,  noch  dem  in  einem  Lande  anerkannten  Organe  eine  Jurisdiction 
in  einem  anderen  ohne  die  vorherige  staatliche  Anerkennung  in 
letzterem  beilegen:  so  kann  nie  und  nimmer  gegen  ihr  einheitliches 
Vorgehen  ein  Einwand  erhoben  werden ;  dieses  wird  vielmehr  als  ein 
neues  festes  Band  der  deutschen  Einheit  freudig  begrüsst  werden 
müssen. 

Als  nächstes  Ziel  der  äusseren  Organisation  musste  die 
Bildung  von  Gemeinden  und  die  Herstellung  des  bischöflichen  Begi- 
ments  im  Auge  behalten  werden. 

Für  die  innere  Durchbildung  und  Besserung  des  kirchUchen 
Lebens  musste  als  Ziel  erscheinen,  aUes  blos  Aetisserliche  fallen  zu 
lassen,  zu  dessen  Setzung  weder  überhaupt  noch  für  das  Individuum 
eine  positive  Pflicht  besteht ;  sodann  diejenigen  Beformen  angubahnen^ 
ohne  welche  auf  die  Dauer  ein  wahrhaft  religiöses,  für  die  Ent- 
Wickelung  der  Gesellschaft  fruchtbringendes  Leben  nicht  möglich  sein 
wird.  Konnte  in  der  ersten  Hinsicht  der  Auswuchs  einfach  abge- 
schnitten werden,  indem  man  die  eingerissenen  Missbräuche  that- 
sächlich  beseitigte,  so  müssen  die  wirklichen  Beformen  bis  zu  jenem 
Augenblicke  aufgeschoben  werden,  wo  die  legitimen  Organe  sich  in 
voller  Thätigkeit  befinden  werden. 

Es  ist  unleugbar,  dass  die  Altkatholiken  diese  ViTege  einge- 
schlagen haben.  Die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  beiden 
Congresse  in  München  (September  1871)  und  Köln  (September  1872)^ 
welche  unter  A  und  B  beigefügt  werden,  liefern  dafür  den  Beweis. 
Sie  bekunden,  dass  trotz  anfänglicher  Verschiedenheit  der  Meinungen 
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in  Bllm  Puncten  ToUständige  Harmonie  herbeigeführt  worden  ist. 
Wenn  in  Mfinchen  nnd  Köln  aus  allen  Qauen  des  deutschen  Yater- 
lAads  Vertreter  erschieoent  so  gibt  es  keinen  lebendigeren  Ausdruck 
für  das  Bewosstsein,  dass  es  sich  zugleich  darum  handelt,  unsere 
Nation  zu  befreien  von  dem  unwürdigen  Joche,  unter  welches  der 
Bomamsmus  sie  durch  die  zu  willenlosen  Dienein  gemachten  Bischöfe 
hat  beugen  wollen,  gebeugt  hat  Dass  die  angegebenen  Grundsätze 
y<m  den  Altkatholiken  festgehalten  werden,  zeigen  folgende  That- 
sachen. 

1)  AUenthalben,  wo  altkatholiscber  Gottesdienst  gehalten  wird, 
sei  es  regelmässig  durch  am  Orte  wohnende,  sei  es  von  Zeit  zu  Zeit 
dmrch  auswärtige  altkatholische  Priester,  häU  man  sich  an  das  durch 
die  allgemeine  Annahme  sanctionirte  Herkommen  hinsichtlich  des 
Cultus,  der  Form  der  Sacramentsspendung  u.  s.  w.  und  lässt  nur  fort, 
was  unnöthig  und  nicht  geboten  ist,  z.  B.  Processionen,  Wallfahrten, 
übertriebenen  Heiligencultus ,  Ablasswesen ,  Taxen ,  Stolgebühren, 
Skapuliere  u«  s.  w. 

2)  Ohne  dass  eine  andere  Autorität  als  die  der  Wahrheit  und 
der  aus  ihr  fliessenden  Macht  der  üeberzeugung  den  Beschlüssen 
der  Congresse  und  den  von  diesen  aufgestellten  Organen  inne  wohnt, 
sind  die  Beschlüsse  der  Congresse  genau  ausgeführt  und  ist  den 
Anordnungen  der  von  den  Ciongressen  bestellten  Organe  stets  bereit- 
willig Folge  geleistet  worden.  Ohne  jede  äussere  Macht  haben  die 
CSentraloomite's  von  Köln  und  München  die  äussere  Seite  der  Be- 
wegung geleitet.  Yersanmüungen  wie  die  Congresse  in  München  und 
Köln  sind  selbst  in  politischen  Dingen  in  Deutschland  wohl  nur  sehr 
selten  vorgekommen.  Die  vom  Kölner  Congresse  eingesetzte  sogen. 
Bischofscommission  hat  die  schwierigste  aller  Aufgaben  gelöst.  Am 
4.  Juni  d.  J.  ist  der  erste  Bischof  gewählt  worden. 

3)  Ohne  alle  Unterstützung  von  Seiten  der  Regierungen, 
lediglich  auf  sich  selbst  ai^ewiesen  hat  der  Altkatholicismus  sich 
za  einer  Macht  entfaUet.  Selbst  die  Beformation  des  16.  Jahrhunderts 
liatt  bevor  die  Obrigkeiten  sie  zu  ihrer  Sache  machten,  nicht  entfernt 
eine  solche  Entwickelung  au&uweisen.  Es  dauerte  von  1517  bis 
1526,  bevor  ein  wirklicher,  namenswerther  Erfolg  eingetreten  war. 
Wie  sehr  die  altkatholische  Bewegung  sich  in  kaum  18  Monaten 
ausgebreitet  und  gekräftiget  habe,  wie  sie  alle  inneren  Garantieen 
einer  gedeihlichen  Entwickelung  biete,  ist  bereits  in  der  dem  Herrn 
Ministerpräsidenten  unterm  9.  Mai  d.  J.  übersandten  Eingabe 
des  mituntenseichneten  Dr.  von  Schulte  als  Vorsitzenden  der  Bischofs - 
Giwimission  dargelegt  worden.    Es  möge  nur  hinzugefügt  werden, 
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dass  aa  allen  Oi*ten  die  altkatholischen  Gemeinden  durchweg  die 
wirklich  gebildete  katholische  Bevölkerung  umfassen,  wie  insbesondere 
die  Orte  Köln,  Bonn,  Breslau,  Eoenigsberg,  Essen,  Witten,  München, 
Erlangen,  Würzburg,  Heidelberg,  Gonstanz  u.  a.  beweisen. 

Dies  haben  die  hohen  Begierungen  Deutschlands  anerkannt, 
indem  sie  auch  schon  bisher  den  Nothstand  der  Altkatholiken  ge- 
würdigt und  berücksichtigt  haben.  Mit  innigem  Danke  müssen  wir 
anerkennen,  wie  sehr  wir  durch  die  A.  h.  Genehmigung  des  Mitge- 
brauchs der  Schlosskapelle  in  Bonn,  durch  Gewährung  der  Kirche 
St.  Martin  in  Boppard,  St.  Pantaleou  in  Köln  u.  s.  w.  unteratützt 
worden  sind.  Indem  die  h.  Regierung  die  altkatholischen  Geistlichen 
in  Bonn,  Breslau  und  Brannsberg  u.  s.  w.  in  ihren  Staatsämtem 
gegen  das  Andrängen  der  Bischöfe  schützte,  den  mitunterzeichneten 
Dr.  von  Schulte  von  Prag  grade  jetzt  nach  Bonn  berief,  lieferte  sie 
den  unbestreitbaren  Beweis ,  dass  sie  die  Sache  für  eine  berechtigte 
halte.  Dass  dieser  Standpunkt  auch  in  Bayern  theoretisch  sehr  klar 
formuliert,  pr actisch  in  dem  Gewährenlassen  des  Ersfbischafs  von 
Utrecht  bei  Vornahme  bischöflicher  Functionen  anerkannt,  in  Baden 
aufs  Entschiedenste  in  Constanz  u.  s.  w.  eingehalten  wurde,  ist 
bekannt.  In  dem  ürtheile  des  Eon.  Obertribunals  vom  24.  Mai 
1873,  welches  den  §  166  des  Beichsstrafgeset^buches  auf  die  äU- 
katholische  Kirche  für  anwendbar  erklärt,  hat  diese  auch  die  Aner* 
kennung  der  höchsten  richterlichen  Autorität  geftmden. 

Aber  was  bisher  geschah ,  kann  auf  die  Dauer  nicht  genügen. 
In  dem  von  dem  mitunterzeichneten  Dr.  von  Schulte  am  29.  No- 
vember 1872  dem  h.  Staatsministerium  eingereichten  Promemoria 
vom  28.  November  ist  bereits  unter  Vorlegung  der  vom  Kölner 
Congresse  beschlossenen  Anträge  an  die  h.  Begierungen  ausgeführt 
worden y  dass  die  AUkatholiken  das  Recht  besitzen,  sfu  verlangen 
als  die  katholische  Kirche  anerkannt  zu  werden.  Wir  erlauben  uns 
auf  diese  Eingabe  hinzuweisen,  welche  wir  zu  der  unserigen  machen 
und  wiederholen  die  darin  ausgesprochene  Bitte  aufs  gehorsamste 
und  dringendste.  Die  altkatholische  Bewegung  wurde  zunächst  her- 
vorgerufen durch  den  Aufschrei  des  Gewissens,  welches  sich  empörte 
bei  dem  frevlen  Beginnen,  als  göttliche  Offenbarung  zu  verkünden, 
dass  der  römische  Papst  unfehlbar  und  der  einzige  wahre  Bischof 
der  Welt  sei.  Es  ist  notorisch,  wie  die  deutschen  Bischöfe,  allen 
voran  die  von  Köln,  Breslau  und  München  den  gewissenhaften 
Widerstand  gelehrter  und  unbescholtener  Priester  gegen  diese  Ver- 
wirrung durch  wiUkürliche  Anwendung  der  kirchlichen  Strafgewalt 
zu  brechen  suchten.    Im  Angesichte  dessen  musste  sich  jeder  sagen: 
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nachdem  Solches  Yon  Jedem  fär  umnöglich  gehalten,  wirklich  ge- 
worden ist,  nachdem  selbst  diejenigen  Bischöfe,  welche  in  Eom  der 
Wahrheit  Zengniss  gegeben,  sich  zur  gewaltsamen  Durchführmig 
der  von  ihnen  selbst  frfiher  verortheilten  Tendenzen  hergegeben,  gibt 
es  nur  ein  Mittel  der  wirklichen  Heilung.  Dies  besteht  nicht  im 
blossen  Protestiren  gegen  die  Yaticanischen  Beschlüsse,  sondern  in 
dem  entschiedenen  und  lauten  Verwerfen  der  Infallibilitat  sammt 
dem  Systeme,  dessen  Krönung  sich  in  ihr  darstellt,  in  dem  Aufrichten 
Ton  Institutionen,  durch  welche  eine  Wiederkehr  solcher  Dinge  im- 
möglich wird,  mit  einem  Worte  in  der  Beformation  der  Kirche  auf 
Grundlage  des  Glaubens  und  des  aUkirchlichen  Rechtes^  in  dem 
Abwerfen  dessen,  was  sich  als  blosse  Ausgeburt  des  römisch-päpst- 
lichen ÄbsduUsmus  darstellt. 

Das  Nürnberger  Programm,  das  Miinchener  Pfingstprogramm, 
die  Beschlüsse  der  Gongresse  von  München  und  Köln  sprechen  diesen 
Standpunkt  aufs  deutlichste  aus,  sie  führen  denselben  zugleich 
durch,  soweit  dies  möglich  ist^  bevor  eine  altkatholische  Provincial- 
tmd  National-Synode  gehalten  werden  kann.  Eine  kirchliche  Beform 
anzubahnen  war  aber  durch  die  Verhältnisse  gerechtfertigt  und 
geboten.  Es  war  imverkennbar,  dass  der  grösste  Schaden,  der  Keim 
alles  Verderbens  in  der  römischen  Kirche  darin  liegt,  dass  die  Ge* 
fneinde  vernichtet  istj  dass  die  Kirche  mit  dem  Klerus  und  zuletzt 
mit  dem  Papste  identificirt  worden.  Hieraus  floss  die  Theorie  des 
blinden  Qehorsams^  die  Ansicht  von  der  Vortrefflichkeit  eines  naiv 
ungebildeten  Volkes,  eines  mit  einer  Minimalbildung  präparirten 
Klerus,  endlich  der  namentlich  in  Deutschland  seit  800  Jahren  dem 
Staate  feindliche  ultramontane  Geist,  der  Hass  der  römischen  Kurie 
gegen  jegliche  staatliche  Selbstständigkeit. 

Vom  ersten  Augenblicke  an  traten  in  der  altkatholischen  Be- 
wegung Laien  vereint  mit  den  Geistlichen  auf.  Es  setzte  sich  das 
gemeinsame  Wirken  beider  nicht  blos  practisch  fest,  sondern  wurde 
auch  in  allen  angeführten  Beschlüssen  aufs  Entschiedenste  festge- 
halten und  ist  in  den  Organisationsbeschlüssen  und  in  der  Gemeinde- 
bildung allenthalben  in's  Leben  übergegangen.  Unzweifelhaft  ist  in 
einer  Kirche,  warin  Geistliche  und  Laien  bei  Leitung  des  Ganzen 
wie  der  einzelnen  Kreise  Hand  in  Hand  gehen,  hierarchische  Will- 
kür mckt  mehr  möglich  und  zugleich  die  unbedingte  Gewähr  dafür 
geboten,  dass  der  Klerus  nicht  gegen  das  Wohl  von  Nation  und 
Staat  wirke. 

Sollte  aber  Alles,  was  unternommen  war,  einen  festen  Boden 
haben,  so  mussten  die  Altkatholiken  jene  Verfassung  der  Kirche 

10* 


148  Aktenstücket  die  Alikatholiken  betr. 

herstellen ,  die  als  wesentlich  gilt ,  d.  h.  einen  Bischof  wählen ;  zu- 
gleich mussten.  sie  diesem  ein  Organ  zur  Seite  stellen ,  welches  den 
angedeuteten  Bücksichten  entsprach. 

Die  IfothwendigJceit,  einen  Bischof  um  wählen, 
ergiebt  sich  aus  folgenden  Gründen; 

1.  Nach  katholischer  Lehre  sind  die  Bischöfe  wesentliche 
Organe  zur  Leitung  der  Kirche. 

2.  Das  in  den  Staaten,  worin  die  katholische  Kirche  anerkannt 
ist,  geltende  Becht  erkennt  sie  in  dieser  Eigenschaft  an.  Z.  B.  A. 
L.  B.  Th.  II.  Tit.  11.  §  115. 

8.  Verschiedene  Funktionen:  IMesterweihe ,  Bischofsweihe  u. 
s.  w.  sind  den  Bischöfen  reservirt.  Auf  die  Dauer  kann  es  nicht 
genügen,  diese  Funktionen  durch  fremde  Bischöfe  vornehmen  zu  lassen. 

4.    Ohne  Bischöfe  ist  eine  Gewinnung  der  Massen  nicht  denkbar. 

Unsere  Berechtigung  »wt  Wahl  ergibt  sich 

A.  vom  MrcJdichen  Gesichtspunkte  aus  Folgendem: 

1.  Das  Dogma  vom  18.  Juli  1870  steht  evidentermassen  im 
Widerspruche  mit  der  hl-  Schrift  und  der  echten  kirchlichen  üeber- 
lieferung  und  ist  also  nach  Jcatholischen  Principien  eine  Häresie. 

2.  Der  Papst  und  die  Bischöfe,  welche  in  eine  Häresie  ver- 
fallen sind,  müssen  nach  katholischen  Grundsätzen  abgesetzt  werden. 

Beweis  in :  SchuUe,  die  Stellung  der  Concilien,  Päpste  und 
Bischöfe.    S.  170  — 201.    Prag  1871. 

3.  Der  einzelne  Katholik  darf  dem  häretischen  Papst  und 
Bichofe  nicht  gehorchen. 

4.  Es  gibt,  seit  der  römische  Papst  und  die  Bischöfe  äosser- 
lich  abgefallen  sind,  kein  Tribunal,  vor  welchem  eine  Anklage  erhoben 
werden  könnte. 

5.  Alle,  welche  am  alten  Glauben  festhalten,  sind  von  den 
Papstgläubigen  für  ausgeschlossen  aus  der  Kirche  erklärt,  die  Priester 
sind  suspendirt ,  excommunicirt  worden ,  den  Laien  verweigert  man 
die  Spendung  der  Sacramente  u.  s.  w. 

6.  Somit  bleibt  uns  nur  die  ÄUernative  entweder  die  Lüge 
als  Offenbarung  anzunehmen,  was  unmöglich ,  —  oder  wegen  dieses 
absoluten  Nothstandes  der  Kirche  und  unserer  selbst  an  Stelle  der 
nicht  mehr  anerkannten,  abgefallenen  Bischöfe,  wie  die  ältere  Kirchen- 
geschichte das  schon  zeigt,  andere  in  derjenigen  Form  zu  bestellen, 
welche  durch  die  Natur  der  Sache  und  die  Praxis  der  aUen  Kirche 
gegeben  ist^  d.  h.  durch  Wahl  von  Klerus  und  Laien. 

7.  Nur  die  Consecrafion  macht  den  Bisehof;  die  erst  seit 
Innocenz  III.  durchgesetzte  päpstliche  Bestätigung  ist  fiir  die  Eechts- 
gültigkeit  der  bischöflichen  Autorität  nicht  erforderlich. 
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B.  Vom  stcuMichen  Gesichtspunkte  ergiebt  sich  unsere  Be- 
rechtigung zur  Wahl  eines  Bischofs  aus  Folgendem: 

1)  ÄÜkcUhoWcen  sind  die  vom  Staate  anerkannten  Katholiken, 
weil  sie  das  annehmen,  was  in  der  vor  dem  18.  Juli  1870  aner- 
kannten Kirche  gelehrt  wurde.  Würden  sie  vom  Staate  nicht  als 
die  Katholiken  angesehen,  so  würde  ihnen  die  Annahme  neuer  Dogmen 
angesonnen.  Das  ist  unmöglich,  weil  der  Staat  ihnen  sonst  zugleich 
das  Becht  geben  würde,  die  durch  die  neuen  Dogmen  sanctionirten 
päpstlichen  Aussprüche  anzuerkennen,  welche  die  päpstliche  Allge- 
walt über  alle  Menschen,  Völker  und  Fürsten  zum  Dogma  erheben« 
Verlangte  der  Staat  aber ,  dass  man ,  um  Katholik  zu  sein ,  die  am 
18.  Juli  1870  gemachten  Dogmen  annehme  —  und  dies  würde  er 
ikun,  wenn  er  die  wegen  deren  Nichtannahme  Ausgeschlossenen  nicht 
mehr  als  E[atholik6n  ansähe  —  so  hätte  er  damit  atteh  den  Ka^ 
thoUken  das  Recht  jmgesprochen ,  die  päpstlichen  Stuhlsprüche  von 
Gregor  VII.  bis  Pim  IX.  zu  befolgen. 

2)  Die  Altkatholiken  müssen  in  der  Ausübung  ihrer  Religion 
geschützt  werden.  Die  Verfassung  Art.  12  S.  gibt  keinem  Abstractum, 
nicht  den  Bischöfen,  sondern  den  Preussen  Rechte.  Weil  nun 
kaiholische  Preussen  von  den  factischen  Inhabern  der  bisherigen 
Bischoftsitze  als  ausgestossen  behandelt  werden,  muss  ihnen  das 
Becht  zustehen,  die  normale  Weise  der  Regierung  der  Kirche  wieder 
herzustellen. 

3)  Die  Mitwirkung  des  Staates  muss  gewährt  werden,  weil 
ein  Bischof  ohne  staatliche  Anerkennung  sein  Amt  in  einem  Lande 
nicht  versehen  kann ,  worin  keine  Trennung  von  Kirche  und  Staat 
besteht.  Wir  fordern  den  Staat  nicht  auf,  d^ einzig  Consequente 
zu  thun ,,  d.  h.  zu  erklären : 

Die  zu  den  Vaticanischen  Dogmen  abgefallenen  Bischöfe 
u.  s.  w.  gehören  nicht  mehr  zu  der  von  der  Verfassung 
anerkannten  katholischen  Kirche 
and  demgemäss  zu  handeln. 

Aber  das  glauben  wir  von  dem  Staate  erwarten  zu  dürfen,  dass  er 
unsere  Bischöfe  anerkenne,  weil  wir  nicht  nur  nicht  im  .Widerspruche 
mit  ihm  stehen,  sondern  in  vollster  Harmonie  mit  seinen  Gesetzen. 
Will  er  die  früheren  Bischöfe  trotz  ihres  Abfalles  in  den  von  ihm 
dotirten  Stellen  erhalten,  so  fordert  Billigkeit  und  Becht ^  dass 
er  auch  unserem  Bischöfe  das  Nothwendige  nicht  versage. 

In  den  gehorsamsten  am  9.  Mai  d.  J.  übersandten  Eingaben 
des  mitunterzeichneten  Dr.  von  Schulte  an  Sr.  Durchlaucht  den  Fürsten 
Beichskanzler ,  an  Ihre  Excellenzen  den  Herrn  Ministerpräsidenten 
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und  Herrn  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  ist  bereits  alles 
sich  auf  die  Wahl  Beziehende  mitgetheilt,  zugleich  der  von  der 
Bischofs  -  Commission  ausgearbeitete  Entwurf  einer  Synodal»  und 
Oefneinde «  Ordnung  sowie  die  ^  Ordnung  der  ersten  aUkatholischen 
BisehofswaM"  rorgelegt  worden.  Mit  Bücksicht  auf  die  eingelaufenen 
Amendements  und  die  Kürze  der  Zeit,  geleitet  von  dem  Wunsche, 
jede  Schwierigkeit  zu  vermeiden,  welche  aus  Zweifeln  über  unsere 
prinzipielle  Stellung  zum  Staate  entstehen  könnte,  endlich  in  der 
Erwägung,  dass  eine  wiederholte  Prüfung  nMhig  sei,  ist  der  Entwurf 
der  „Synodal-  und  Gemeinde -Ordnung*"  zurückgeBogen  und  anstatt 
dessen  die  Anlage 

»Provisorische  Bestimmungen  über  die  Ver^ 
hältnisse  der  Ältkatholiken  des   Deutschen 
Reiches. 
vorgelegt  worden. 

Genau  der  Einladung  gemäss  kamen  am  8.  Juni  Nachmittags 
5  Uhr  in  der  Rathhauskapelle  zu  Köln  die  Delegirten  zusammen. 
Laut  dem  sub  D  in  Abschrift  beiliegenden  Protokolle  waren  21  als 
Priester  und  3  Laien  als  Mitglieder  der  Bischofs-Oommission  durch 
diese  Eigenschaften,  56  Laien  als  Vertreter  von  Gemeinden  aus 
Preussen  (19),  Baiern  (22),  Baden  (9),  Hessen  (2)  und  dem  Fürsten- 
thum  Birkenfeld  (1),  durch  Vollmachten  legitimirt,  deren  Original 
aufbewahrt  wird.  Diese  Versammlung  nahm  einstimmig  die  Wahl- 
ordnung an,  verlegte  nur  die  Wahl  in  die  Kapelle  der  Pantaleons- 
kirche,  damit  nach  der  Wahl  auch  der  grossen  Menge  von  Gläubigen 
Gelegenheit  geboten  werde,  an  der  Jcirchli'Chen  Jubelfeier  Theil  zu 
nehmen,  sie  nahm  sodann  einstimmig  die  soeben  erwähnten  provi- 
sorischen Bestimmungen  an. 

Am  4.  Juni  wurde  laut  dem  in  Anlage  E  abschriftlich  ent- 
haltenen Protokolle  in  der  bezeichneten  Kapelle,  in  die  nur  Wähler 
zugelassen  wurden,  die  Wahl  vorgenommen.  Es  liegen  bei  sub  F 
das  Verzeichniss  der  wählbaren  Priester,  sub  G  Verzeichniss  der  er- 
schienenen geistlichen  Wähler,  sub  H  Verzeichniss  der  bevoll- 
mächtigten Laien,  sub  J  die  Wahlordnung. 

Von  sieben  und  siebenzig  Stimmen  fielen  neun  und  sechzig  auf 
den  ordentlichen  öffentlichen  Professor  der  Theologie  in  Breslau ,  Dr. 
theol.  et  phil.  Joseph  Hubert  Reinkens,  welcher  die  Wahl  annahm. 
Da  alle  diese  Daten  notorisch  sind,  da  der  Gewählte  ein  Staatsamt 
bekleidet,  da  dessen  Candidatur  in  den  bezeichneten  Eingaben  vom 
9.  Mai  angefahrt  wurde  nnd  von  Seiten  Sr.  Durchlaucht  des  Fürsten 
Seichskanzler  in  einem  Schreiben  vom  15.  Mai  an  den  mitunterzeich- 
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neten  Dr.  von  SchuUe  erklärt  worden  ist,  dass  gegen  die  Person 
des  Professor  Beinkens  kein  Bedenken  erhoben  werde^  so  kann  wohl 
von  der  Vorlage  von  Documenten  abgesehen  werden.  Demselben  ist 
TOB  s&mmtliehen  Mitgliedern  der  Wahlversammlimg,  wie  das  Proto- 
koll beaeugt,  die  Anerkennung  auf  die  feierlichste  Weise  gelobt  worden. 
Der  (gewählte  selbst  hat  nach  Inhalt  des  Protokolls  das  Gelöbniss 
abgelegt,  sich  an  die  „Provisorischen  Bestimmungen^  zu  halten,  in 
denen  eine  feste  Basis  för  die  Stellung  der  Altkatholiken  zum  Staate, 
des  Bischöfe  zu  den  Einzelnen  der  Gemeinde  und  der  Gesammtheit 
g^eben  ist.  Alles  und  Jedes  ist  demnach  geschehen,  von  dessen 
Satzung  das  Einschreiten  um  die  staatliche  „Anerkennung''  und  die 
Gewährung  dieser  Anerkennung  billigerweise  abhängig  gemacht 
werden  kann.  Es  ist  aber  in  unserem  innersten  Interesse  gelegen, 
möglichst  bald  zur  festen  Organisation  zu  gelangen. 

Auch  fand  staaüicherseüs  bisher  die  Anerkeftnung  sofort  nach 
der  Wahl  statt.  Wir  würden  erst  nach  der  Consecration  eingeschritten 
sein,  wenn  sich  nicht  durch  den  Tod  des  Erzbischofs  von  Utrecht 
deren  Vornahme  möglicherweise,  bis  in  den  August  verzögern  könnte, 
weil  der  Bischof  von  Deventer  vorher  die  Besetzung  der  vacanten 
Sitze  Utrecht  und  Harlem  wünscht.  Die  erfolgte  Consecration  wird 
sofort  zur  hohen  Kenntniss  gebracht  werden. 

Zu  diesem  Einschreiten  müssen  als  berechtigt  erscheinen: 

a)  der  mitunterzeichnete  gewählte  Bischof, 

b)  die  fünf  zum  leitenden  Rathe  des  Bischofs  gewählten  Mit- 
Unterzeichner. 

Bevor  wir  nunmehr  unsere  Bitten  stellen,  halten  wir  für  nöthig, 
der  hohen  Segierung  im  Geiste  der  Beschlüsse  und  Erklärungen, 
welche  in  den  amtlichen  Berichten  über  die  Congresse  zu  München 
und  Köln  niedergelegt  sind,  und  im  Hinblicke  auf  die  neuen,  das 
Verbältniss  von  Earche  und  Staat  regelnden  Gesetze  folgende  Er- 
klärungen abzugeben. 

1)  Der  altkatholische  Bischof  und  die  Synodal-Bepräsentanz 
werden  bei  der  Leitung  der  Kirche  die  Vorschriften  des  Gesetzes 
vom  11.  Mai  1873  (Ges.  Samml.  Stück  14)  über  die  Vorbildung 
und  Anstellung  der  Geistlichen,  des  Ges.  v.  12.  Mai  1873  über  die 
kirchliche  Disciplinargewalt ,  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1873  über 
die  Grenzen  des  Kecbts  zum  Gebrauche  kirchlicher  Straf-  und  Zucht- 
mittel  genau  beobachten. 

2)  Der  alikatholische  Bischof  und  die  Synodal -Repräsentanz 
erklären  in  eigenem  und  im  Namen  der  Gesammtheit  der  Altkatho- 
liken, dass  die  Altkatholiken  weder  dem  römischen  Papste  noch  den 
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Bischöfen,  noch  einer  Synode,  möge  sie  eine  öcumeniscfae  oder  parti- 
culäre  sein,  irgend  ein  Becht  zugestehen,  die  bürgerlichen  Be- 
Ziehungen  zu  regeln;  dass  sie  den  Staat  für  vollkonunen  und  allein 
berechtigt  halten,  alle  ßtatxtlichen  Angelegenheiten^  die  bärgerlidie 
Stellung  det  Laien  wie  des  Klerus  selbstständig  festzusetzen;  dass 
sie  der  Kirche,  dem  römischen  Papste,  den  Bischöfen  und  Synoden 
keinerlei  eigenes  Becht  zusprechen,  irgend  eine  Jurisdiction  oder 
Gesetzgebung  zu  üben  hinsichtlich  der  staaüiehen  und  bürgerlichen 
Stdlung  des  Klerus,  der  Laien,  des  Eirchengutes,  der  Wirkungen 
geistlicher  Acte  for  das  staatliche  Gebiet,  dass  sie  den  Staat  ins* 
besondere  für  berechtigt  halten,  die  Ehegesetzgdmng  und  Ehegerichts- 
barkeit  für  sein  Gebiet  zu  ordnen. 

3)  Der  altkatholische  Bischof  und  die  Synodal-Bepräsentanz 
erklären  in  Gemässheit  der  von  den  Altkatholiken  ausgesprochenen 
Principien,  dass  sie,  —  im  festen  Vertrauen  darauf  und  in  der 
unerschütterlichen  Ueberzeugung^  dass  die  Gesetzgebung  des  Staates 
niemals  irgend  etwas  gegen  die  Grundsätze  der  chrisüidien  Moral 
Verstossendes  gebieten  werde,  dass  die  Staatsgesetze  niemals  der 
Freiheit  der  Gewissen  und  der  Lehre  Christi  zu  nahe  treten  werden,  — 
sich  auch  in  Zukunft  die  gewissenhafteste  Befolgung  der  Staats- 
gesetze werden  angelegen  sein  lassen  und  dass  sie  insbesondere  bereit 
sind,  falls  sie  darum  sollten  angegangen  werden,  bezüglich  der  kirch- 
liche Verhältnisse  berührenden  Gesetzentwürfe  ihre  Ansichten,  Be- 
denken und  Wünsche  der  h.  Begierung  mitzutheilen. 

4)  Wir  erklären,  dass  es  eine  heilige  Pflicht  von  Bischofs 
Klerus  und  jedem  Einzelnen  ist,  den  Staat  bei  der  Erfüllung  seiner 
Aufgabe  mit  allen  Kräften  zu  unterstützen  und  dass  wir  dieses 
freudig,  gewissenhaft  und  nachhaltig  thun  werden. 

5)  Wir  erklären,  dass  wir  den  Staat  für  berechtigt  halten, 
seine  Anerkennung  und  alle  uns  gewährten  oder  zu  gewährenden 
staatlichen  Rechte  zurückzunehmen,  wenn  jemals  die  Aufstellung  von 
Principien  erfolgen  oder  der  Versuch  gemacht  werden  sollte,  solche 
Sätze  im  Leben  auszuführen,  worin  eine  Verleugnung  oder  Ausser- 
achtlassung  der  hier  dargelegten  Grundsätze  liegen  würde.  Für  die 
Meinungen  oder  Handlungen  Einzelner  wird  der  Staat  niemals  die 
Gesammtheit  verantwortlich  machen  können. 

Nachdem  wir  somit  der  h.  Begierung  den  Beweis  geliefert 
haben,  dass  wir  offen,  ehrlich,  ohne  Klauseln  und  in  echt  christlichem 
Geiste  Hand  in  Hand  mit  dem  Staate  zu  gehen  gewillt  sind,  um 
im  Vereine  mit  ihm  Alles  zu  thun,  damit  das  Volk  richtig  belehrt 
und  geleitet  werde  und  durch  den  Klerus  die  staatliche  und  nationaie 
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Aufgabe  eine  thätige  Förderung  erhalte,  möge  es  vergönnt  sein,  die- 
jenigen Punkte  hervorzuheben,  welche  wir  als  nothwendige  Folgen 
der  blossen  Anerkennung  des  Bischofs  betrachten,  sodann  jene  Folgen 
zu  bezeichnen,  welche  im  Wege  der  Gesetzgebung  herbeizuführen 
wir  von  dem  BiUigkeits-  und  Bechtsgef&hle  der  hohen  Begierung 
erwarten. 

L  Als  solche  Polgen  der  Anerkewnv/ng  unseres  Bischofs 
durch  die  hohe  preussische  Begierung  betrachten  wir: 

1)  Dessen  Becht  im  Gebiete  des  preussischen  Staates  bezüglich 
der  Altkatholiken  alle  kirchlichen  Acte  vornehmen  und  alle  jene 
Bechte  üben  zu  dürfen,  welche  nach  dem  katholischen  Eirchenrechte, 
wie  es  bis  sfum  18.  Juli  1870  galt  und  vom  Staate  anerkannt  war, 
bischöfliche  Acte  sind,  nach  Massgabe  der  von  uns  am  3.  Juni  1873 
angenommenen  »Provisorischen  Bestimmungent  und  innerhalb  der 
Grenzen  der  Staatsgesetze. 

2)  Den  vollen  Schutz,  der  im  Beichsstrafgesetzbuche  §  166—168 
den  anerkannten  Kirchen  gewährt  wird. 

3)  Die  Berechtigung  des  Bischofs,  mit  Genehmigung  der  Begie- 
rung altkatholische  Pfarreien  zu  errichten,  die  Anerkennung  der  nach 
Massgabe  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873  von  dem  Bischöfe  anzu- 
stellenden Pfarrer  als  Pfarrer  und  somit  deren  Becht,  die  Kirchen- 
bücher nach  Massgabe  der  Staatsgesetze  anlegen  und  als  staatlich 
anerkannt  führen  zu  dürfen,  sowie  deren  Berechtigung,  die  Pfarr- 
acte  mit  öffentlicher  Glaubwürdigkeit  zu  bekunden.  (A.  L.  B.  Th«  IL 
Tlt  11.  §§.  115.  818  ff.  435  ff  446.  453  ff  481  ff.)  Hierzu  ist  die 
hohe  Begierung  ohne  gesetzliche  Begulirung  befugt« 

Eine  Bwangsweise  Beitreibung  von  Kirchenumlagen  beanspruchen 
wir  nicht,  verzichten  deshalb  auf  die  Genehmigung  solcher  nach  den 
bestehenden  Vorschriften  bis  zur  Begelung  dieser  Angelegenheiten 
durch  ein  neues  Gesetz. 

4)  Wir  behalten  uns  das  Becht  vor,  mit  gerichUicker  Klage 
den  Mitgebrauch  der  katholischen  Pfarrkirchen  und  den  Mitgenuss 
des  katholischen  Kirchenvermögens  zu  erstreben,  wobei  wir  jedoch 
von  der  hohen  Begierung  im  Hinblicke  auf  die  Verhältnisse  nichts 
Anderes  begehren,  als  dass  sie  gegen  eine  solche  Klage  nicht  den 
Competenz-Gonflict  erheben  müge. 

5)  Die  Entbindung  aller  Altkatholiken  von  der  Verpflichtung, 
za  den  Eirchenumlagen  der  Neukatholiken  beizutragen ,  demzufolge 
den  Erlass  einer  allgemeinen  Verordnung,  welche  alle  Administrativ- 
organe  anweist,  von  einem  zwangsweisen  Vorgehen  gegen  Altkatho- 
liken  abzustehen,    mit   der    ausdrücklichen   Erklärung,    dass    ein 
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Altkatholik  darum  nicht  verpflichtet  sei,  in  der  Form  des  Gesetzes 
vom  14.  Mai  1873  (Ges.  Samml.  Stück  14  Nr.  8127)  seinen  Austritt 
aus  der  katholischen  Kirche  zu  erklären,  weil  er  in  derselben 
geblieben  ist 

6)  Eine  amtliche  Verlautbarung,  dass  als  Bischof  Joseph  Hubert 
ßeinkens  der  altkatholischen  Kirche  in  Preussen  anerkannt  worden 
sei  und  ihm  die  Regierung  jene  Rechte  beilege,  welche  ein  Bischof 
nach  dem  katholischen  Kirchenrechte  in  den  vom  Staate  anerkannten 
Grenzen  besitze,  soweit  die  Altkatholiken  solche  dem  Bischöfe  zu- 
gestehen. 

n.  Im  Wege  der  Geset»gebu/ng  hoffen  wir  von  dem  Wohl- 
wollen der  hohen  Regierung,  dieselbe  werde 

1)  unseren  gerechten  Anspruch  auf  den  Mitgebrauch  der  dem 
katholischen  Gottesdienste  gewidmeten,  nicht  im  Eigenthume  Privater 
stehenden  Kirchen,  sowie  auch  den  ilfägenuss  des  zu  den  Zwecken 
des  katholischen  Gultus  und  der  Unterhaltung  der  Beneficiaten 
gewidmeten  Vermögens,  sowie  der  katholischen  Stiftungen  verwirklichen, 

2)  im  Gebiete  des  französischen  Rechtes  die  Bestimmung  erlassen, 
dass,  soweit  die  Civilgemeinden  für  die  katholischen  Kirchen  und 
Pfarrer  aufzukommen  verpflichtet  sind,  jene  Quote  den  Altkatholiken 
zugewendet  werden  müsse,  welche  sich  aus  dem  Verhältnisse  der 
von  ihnen  zu  entrichtenden  Gommunalbeiträge  zu  den  Auslagen 
ergibt, 

3)  durch  Einstellimg  in  den  nächsten  Staatsvoranschlag  in 
gleicher  Weise,  wie  dies  bisher  für  die  evangelische  und  katholische 
Kirche  geschah,  eine  Dotation  f&r  den  Unterhalt  des  Bischofs,  die 
Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung,  die  Ausbildung  der  Geistlichen, 
die  Unterstützung  der  Seelsorgsgeistlichen  gewähren. 

Wir  begehren  keine  sumptuose  Dotation,  sondern  begnügen  uns 
mit  dem  Nothwendigen.  Als  nothwendig  erachten  wir  vorerst  für 
die  Mensa  des  Bischofs  (einschliesslich  seiner  Reisen),  die  Kosten 
der  nöthigen  Kanzlei,  Unterstützung  der  studirenden  Theologen, 
armer  Gemeinden  u.  s.  w,  die  Summe  von  20000  Thalem.  Das  ist 
noch  nicht  2Vs  %  derjenigen  Summe,  welche  im  Budget  von  1878 
(Ges.  S.  Stück  4)  unter  Kap.  118  und  119  far  die  Bisthümer  und 
katholischen  Geistlichen  und  Kirchen  ausgeworfen  ist,  nicht  soviel, 
als  für  ein  grösseres  Staatsgymnasium  gegeben  wird.  Diese  Summe 
ist  im  Hinblick  auf  die  Anzahl  der  altkatholischen  Gemeinden  und 
Vereine  und  auf  den  Umstand,  dass  wir  keine  katholische  Kirche  be* 
sitzen,  alle  Ausgaben  aus  Eigenem  tragen  müssen,  auch  die  Steuern 
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bisher  för  die  Nenkatholiken  faetisch  beitragen  miissten,  sicherlich 

eine  bescheidene  zu  nennen. 

m.  Endlich  erlauben  wir  nns  die  ergebenste  Bitte: 

Die  hohe  Begiernng  möge  bis  zur  Regelung  durch  da» 
sub  n.  1  angedeutete  Gesetz  uns  den  Mitgebrauch  solcher 
Kirchen  gnädigst  einräumen,  welche  im  Eigenthume  de» 
Staates  befindlich  sind. 
Nachdem  wir  nunmehr  mit  vöUster  Offenheit  unseren  Standpunkt 

dargelegt  und  unsere  Wünsche  vorgetragen  haben,  richten  wir  an 

das  hohe  Staatsministerium  die  ergebensten  und  inständigen  Bitten: 

1)  dem  von  uns  gewählten  Bischöfe  Professor  Dr.  Joseph 
Hubert  Beinkens  die  staatliche  Anerkennungs  -  Urkunde  als  alt- 
katholischer Bischof  für  Preussen  zuzustellen, 

2)  diejenige  Person  zu  bezeichnen,  in  deren  Hände  der  Bischof 
den  Ton  ihm  zu  leistenden  Staat  seid  abzulegen  habe, 

3)  diejenigen  Weisungen  zu  erlassen,  welche  sich  als  nöthig 
ergeben,  um  die  Thätigkeit  des  Bischofs  in  den  oben  sab  num.  L 
bezeichneten  Qrenzen  zu  ermöglichen, 

4)  die  gesetzlich  nöthigen  Schritte  vorzunehmen,  um  die  oben 
snb  num.  11.  bezeichneten  Bechte  fQr  uns  zu  erwirken, 

5)  die  sub  III.  ausgesprochene  Bitte  für  die  einzelnen  Fälle 
insbesondere  f&r  Bonn,  Koblenz,  Breslau,  Braunsberg  zu  erfüllen. 

6)  uns,  wenn  das  h.  Staatsministerium  sich  dazu  für  befugt 
und  dies  für  billig  erachtet,  schon  für  das  Jahr  1878  eine  Unter- 
stützung von  20000  Thalem  zu  gewähren. 

Indem  wir  diese  gehorsamsten  Anträge  und  Bitten  der  hoch- 
geneigten Prüfung  und  Würdigung  vertrauensvoll  unterbreiten,  hegen 
wir  die  Hoffnung  einer  baldigen  gnädigsten  Gewährung  und  zeichnen 

des  hohen  Staatsministeriums 

gehorsamst  ergebenste 

(folgen  die  unter  gegenwärtiger  Eingabe  stehenden  Namen.) 

Bonn,  den  29.  Juni  1873. 

Beilage  B. 

Berlin,  den  27.  September  1878. 

2556  B. 

Eure  Bischöfliche  Hochwürden  habe  ich  bereits  telegraphisch 
davon  in  Eenntniss  gesetzt,  dass  Ihre  landesherrliche  Anerkennung 
als  katholischer  Bischof  erfolgt  ist,  dieselbe  aber   erst  durh  Aus- 
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händigung  der  Allerhöchst  vollzogenen  Anerkennungs- Urkunde  vom 
18.  ds.  Mts.  nach  erfolgter  Vereidigung  wirksam  werden  kann« 

Die  Königliche  Staatsregierung  legt  Werth  darauf,  dass  die 
Vereidigung  und  die  üebergabe  der  Anerkennungs  -  Urkunde  im 
engsten  Anschluss  an  das  Verfahren  erfiAge,  welches  bisher  bei  der 
Beeidigung  der  katholischen  Bischöfe  in  Preussen  beobachtet  ist. 
Danach  hat  der  Bischof  den  vorher  festgestellten  Eid  in  die  Hände 
des  mit  der  Abnahme  des  Eides  beauftragten  Staatsbeamten  vor 
einem  Tische  abzulegen,  der  mit  einem  Crucifix  und  zwei  brennenden 
Kerzen  geschmückt  und  auf  welchem  ein  aufgeschlagenes  Missale 
gelegt  ist.  Unmittelbar  nach  der  Eidesleistung  erfolgt  die  Üeber- 
gabe der  Anerkennungs-Urkunde  und  wird  über  den  Act,  zu  dem 
sowohl  Seitens  der  Staatsbehörde  als  auch  Seitens  des  zu  beeidigen- 
den Bischofs  Solennitätszeugen  gestellt  zu  werden  pflegen,  ein  von 
allen  Anwesenden  zu  Vollziehendes  Protokoll  aufgenommen«  Ich 
darf  annehmen,  dass  Eure  Bischöfliche  Hochwürden  gegen  dies 
Verfahren  Bedenken  nicht  zu  erheben  haben  werden  und  füge  in 
dieser  Voraussetzung  Abschrift  des  von  Ihnen  zu  leistenden  Eides 
ergebenst  bei. 

Bei  der  besonderen  Bedeutung  des  vorliegenden  Falles  wünsche 
ich  selbst  den  Eid  von  Ihnen  entgegen  zu  nehmen,  wiewohl  es  sonst 
Kegel  bildet,  dass  der  Königl.  Ober-Präsident  der  Provinz,  in  welcher 
der  betrefTendc  Bischof  seinen  Sitz  hat,  mit  der  Eidesabnahme  be- 
traut wird.  Eure  Bischöfliche  Hochwürden  ersuche  ich  daher,  sich 
sobald  es  Ihnen  genehm  ist,  hierher  zu  begeben  und  einige  Solennitäts- 
zeugen, und  zwar  sowohl  Geistliche  als  Laien,  mit  zur  Stelle  zu 
bringen.  Auch  würde  es  mir  zur  Herrichtung  des  Schwurtisches 
erwünscht  sein,  wenn  Sie  selbst  ein  Missale  mitbringen  und  auf  den 
Tisch  niederlegen  wollten.    Den  Tag  Ihrer  Ankunft  wollen  Sie  mir 

gefälligst  vorher  mittheilen. 

gez.  Falk. 
An  den  erwählten  Bischof, 

Herrn  Dr.  Beinkens 

Bischöfliche  Hochwürden 

in  Bonn. 
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2.    Ein  Urtheii  des  Kammergerichts  betreffs  Erziehung  der 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  nach  dem  Tode  des  einen  Ehe- 
gatten. 

Mitgetheilt  von  LandesgerichtBrath  N, 

Der  protestantische  Arbeiter  Wilhelm  Hergesell  aas  Schmott» 
seiffen  io  Schlesien  hatte  sich  mit  einer  Katholikin  daselbst  ver- 
ehelicht. Ans  der  Ehe  entsprossen  vier  Kinder,  die  nach  katholischem 
Ritas  getantt  wurden.  Die  drei  Utesten  Kinder  schickten  die  Eltern 
in  die  katholische  Schale.  Das  jüngste,  Augast  Hergesell,  war  erst 
nach  dem  inzwischen  erfolgten  Tode  des  protestantischen  Vaters 
schulpflichtig  geworden.  Aoch  dieses  schickte  die  katholischo 
Matter,  bezw.  der  Vormund  G&rtner  Brückner  in  die  katholische 
Schale.  Letzterer  wurde  nun  auf  Betreiben  der  »kgl.  Snperintendenturc 
vom  Amtsgericht  Löwenberg  vom  10.  Juni  1895  bei  Vermeidung 
von  Ordnungsstrafen  angewiesen,  darauf  zu  achten,  dass  das  jüngste 
Kind  August  Hergesell  den  evangelischen  Religionsunterricht  be* 
suche.  Dieser  Auweisnng  gab  jedoch  der  Vormund  keine  Folge. 
Deshalb  verurtheilte  das  Amtsgericht  den  Vormund  Brückner  auf 
Grund  des  §.  51  V.  0.  in  eine  Ordnungsstrafe  von  50  M.  zugleich 
mit  der  Androhung  einer  weiteren  Ordnungsstrafe  von  150  M.,  falls 
er  nicht  den  August  Hergesell  dem  evangelischen  Beligionsunter- 
richte  zuführen  würde.  Brückner  legte  nun  gegen  diese  Verfügung 
des  Amtsgerichts  Löwenberg  Beschwerde  ein.  Doch  blieb  auch  das 
Landgericht  Hirschberg  durch  Erkenntniss  vom  10.  Sept.  1895  bei 
der  Verfügung  des  Amtsgerichts  stehen;  nur  setzte  dieses  die 
Strafe  von  50  auf  20  M.  herab.  Die  Begründung  des  ürtheils  isi 
folgende : 

»Nach  der  Deklaration  vom  21.  November  1808  wegen  des 
den  Kindern  aus  Ehen  zwischen  Personen  von  verschiedenem  Qlaubens* 
bekenntnis  zu  ertheilenden  Religionsunterrichts  (N.  C.  L.  XI.  S.  1981) 
werden  Kinder  in  der  Religion  des  Vaters  unterrichtet.  Ausnahmen 
hiervon  finden  nur  dann  statt,  a)  wenn  beide  Eltern  über  den  ihren 
Kindern  zu  ertheilenden  Religionsunterricht  einig  sind,  b)  wenn  der 
verstorbene  Ehegatte  ein  zu  seinem  Qeschlechte.  gehöriges  Kind 
wenigstens  durch  das  ganze  letzte  Jahr  vor  seinem  Tode  in  dem 
Olaabensbekennlnisse  des  anderen  Ehegatten  hat  unterrichten  lassen. 
Von  einer  Willen'seinigung  heider  Eltern  über  die  religiöse  Erziehung 
ihrer  Kinder  kann  aber  nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  beide  Eltern 
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noch  leben.  Ist  eins  der  Eltern  aber  verstorben,  so  greifen  ohne 
weiteres  die  gesetzlicheo  BestimmuDgen  Aber  die  religiöse  ErziehaDg 
der  Kinder  wieder  Platz.  Ob  ein  Kind  in  der  evangelischen  oder 
katholischen  Kirche  getauft  ist,  ist  unerheblich,  denn  hierin  kann 
«ine  Willenseinignng  der  Eltern  über  die  religiöse  Erziehung  des 
Kindes  nicht  gefunden  werden.  Wollte  man  sie  aber  wirklich  darin 
erblicken,  so  würde  ihre  Wirkung ,  wie  oben  schon  hervorgehoben, 
mit  dem  Tode  eines  der  Eltern  enden.  Auf  irgendwelche  ausdrück- 
liche oder  stillschweigende  Dispositionen  des  Vaters  über  die  reli- 
giöse Erziehung  des  Kindes  kommt  es  gleichfalls  nicht  an.  Nur  in 
dem  Fall,  dass  das  Kind  das  ganze  letzte  Jahr  vor  dem  Tod  des 
Vaters  auf  dessen  Wunsch  in  der  Religion  der  Mutter  erzogen  wor- 
den ist,  wird  auf  eine  solche  Gewicht  gelegt. 

(cf.  Die  oben  citirte  Declaration  §§.  77—82  II,  2.  A.  L.  B. 
Koch  A.  L.  B.  8.  Aufl.  Anm.  13  zu  §.  82  II  2  Entsch.  des  Kam- 
raergericbtes  bei  Johow,  Bd.  4.  S.  78.  Bd.  11.  S.  44). 

Nach  diesen  Grundsätzen  muss  August  Hergesell  in  der  evan- 
gelischen  Religion    erzogen    und   unterrichtet  werden.    Sein   Vater 
war  evangelisch,  einer  d^r   beiden  Ausnahmsfälle,   welche  die  Er- 
ziehung in  einer  andern  Religion  als  der  des  Vaters  rechtfertigen, 
liegt  nicht  vor.    Von  einer  Einigung  der  Eltern  über  die  religiöse 
Erziehung   des  August   Hergesell   kann   keine  Rede  sein,   da   sein 
Vater  verstorben  ist.    Das  letzte  Jahr  vor  dem  Tode  seines   Vaters 
hat   August   Hergesell  überhaupt    keinen   Religionsunterricht,   also 
auch  nicht  den  katholischen,  besucht.     Darauf,  ob  August  Hergesell 
in  der  katholischen  Kirche  getauft  ist  und  ob  sein  Vater  irgendwie 
ausdrücklich   oder   stillschweigend  den  Wunsch  geäussert  hat,   ihn 
katholisch  erziehen  zu  lassen,  kommt  es  nicht  an.    Der  Vormund- 
fichaftsrichter  hat  den  Vormund    demzufolge   sowohl    bei    der  Ver- 
pflichtung   als   in    der    Verfügung   vom    10.   Juli    mit  Recht  an- 
gewiesen,   den    August   Hergesell  regelmässig    dem    evangelischen 
Religionsunterricht  zuzuführen.    Der  Vormund  hat  dieser  Weisung 
keine  Folge  gegeben,  August  Hergesell  hat  auch  im  Somnaer  1895 
den  evangelischen  Religionsunterricht  nicht  besucht,  ist  ihm  insbe- 
sondere auch  vom   20.  und  27.  Juli  d.  J.,   also  nachdem  der  Vor- 
mund Brü€kner  schon  die  Verfügung  vom    10.  Juli  1895  erhalten 
hatte,  fern  geblieben.     Das  Vormundschaftsgericht  hat  desshalb  die 
Widersetzlichkeit  des  Vormundes  Brückner  mit  Recht  darch  die  in 
der  Verfügung  vom  10.  Juli  c.  angedrohte  Ordnungsstrafe  geahndet, 
den  Vormund  auch    angewiesen,    bei   Vermeidung  höherer  Strafen 
dafür  zu  sorgen,  dass  August  Hergesell  regelmässig  den   evange- 
lischen   Religionsunterricht  besuche.      Diese   Verfügung    des    Vor- 
mundschaftsgerichtes vom  31.  Juli  1895  konnte  daher  auf  die  Be- 
schwerde  des   Vormunds    nur    hinsichtlich   des   Strafmasses  abge- 
ändert werden  .  .  .€ 

Auch  gegen  diesen  Beschluss  legte  der  Vormund  Qftrtner 
Brückner  Beschwerde  beim  hgh  Kammergerickt  ein.\  Der  Beschwerde- 
führer wurde  indess  auch  hier  durch  Beschluss  vom  8.  Nov.  1895 
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mit  seiner  Beschwerde  vom  Kammergericht  zurückgewiesen  und  zwar 
mit  folgender  Begründang: 

Dass  das  am  12.  Dezember  1887  geborene  Mündel  August 
Hergesell  in  der  evangelischen  Konfession  unterrichtet  werden  muss, 
folgt  aus  der  Declaration  vom  21.  November  1803,  derzufolge  Kinder 
aus  Mischehen  bis  nach  zurückgelegtem  vierzehnten  Lebensjahre  in 
dem  Qlaubensbekenntnisse  des  Vaters  unterrichtet  werden  sollen. 
Von  diesem  Grundsatz  kennt  das  Gesetz  nur  zwei,  hier  nicht  vor- 
liegende Ausnahmen ;  zunächst  nämlich  entscheidet  während  der  Ehe 
eine  etwaige  fVillenseinigung  der  Eltern,  die  jedoch  nur  so  lange 
wirksam  sein  kann,  als  beide  Eltern  am  Leben  sind,  und  sodann  soll 
gemäss  §.  82  Allgemeinen  Landrechts  Theil  II  Titel  2,  falls  der 
verstorbene  Vater  ein  Kind  während  des  ganzen  letzten  Jahres  vor 
seinem  Tode  in  der  von  der  seinigen  abweichenden  Konfession  des 
andern  Ehegatten  hat  unterrichten  lassen ,  dieser  Unterricht  auch 
nach  seinem  Tode  fortgesetzt  werden. 

Ob  der  Vater  die  drei  älteren  Geschwister  hat  katholisch  er- 
ziehen lassen,  ist  ebensowenig  von  Bedeutung,  wie  die  katholische 
Taufe  des  Mündels  August  Hergesell  von  Einiluss  auf  die  Ent- 
scheidung der  Sache  sein  kann.  Nach  diesen  Grundsätzen  (vergl. 
Jahrbuch  für  Entscheidungen  des  Kammergerichts  Bd.  9  S.  44  S.)  ist 
es  ganz  ungerechtfertigt,  wenn  der  Beschwerdeführer  geltend  zu 
machen  sucht,  er  sei  berechtigt  gewesen,  das  Kind  nicht  in  den 
evangelischen  Religionsunterricht  zu  schicken.  Hiermit  ist  aber  die 
Entscheidung  auf  die  weitere  Beschwerde  gegeben.  Als  das  Vormund- 
schaftsgericht die  Verfügung  vom  10.  Juli  1895  erliess,  durch  welche 
dem  Beschwerdeführer  unter  Androhung  einer  Ordnungsstrafe  aufge- 
geben wurde,  das  Kind  in  den  evangelischen  Keligionsunterricht  zu 
schicken,  hatte  er  dasselbe  bereits  geraume  Zeit  hindurch  von  diesem 
Unterricht  fern  gehalten,  so  dass  die  bezeichnete  Verfügung  völlig 
am  Platze  war.  Erst  als  er  auch  nach  dieser  Aufforderung  und 
Strafandrohung  das  Kind  wiederholt  ohne  jede  entschuldigende  Ver- 
anlassung von  jenem  Religionsunterricht  fern  hielt,  ist  die  Strafe 
festgesetzt  worden.  Demgemäss  fehlt  es  der  weiteren  Beschwerde 
an  jeder  geeigneten  Grundlage  .  .  . 

BemerJcungen  des  Einsenders. 

Das  kgl.  Kammergericht  scheint  darnach  seine  Auffassung, 
dass  die  von  beiden  Eltern  getroffene  Bestimmung  mit  dem  Tode 
des  Vaters  ihre  Kraft  verliere,  nicht  aufgeben  zu  wollen,  eine  An- 
sicht, welche  in  der  Literatur  scharf  angegriffen,  und,  wie  wir 
meinen,  als  mit  dem  Willen  des  Gesetzgebers  nicht  übereinstimmend 
nachgewiesen  ist.  Hier  soll  nur  noch  Folgendes  hervorgehoben 
werden:  Entweder  ist  die  Bestimmung  der  Eltern  ein  Vertrag  oder 
eine  einseitige  Verfügung.  Als  Vertrag,  sollte  man  meinen,  müsste 
sie  doch  wie  jeder  andere  Vertrag  auch  für  die  Zeit  nach  dem  Tode 
des  Paciscenten  ihre  Wirkung  äussern;  ist  sie  aber  eine  einseitige 
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Verfügung,  so  würde  sie  doch  wie  jede  andere  einseitige  Verfügung 
des  Vaters  ihre  Bedeutung  behalten  müssen.  Oder  soll  es  rechts- 
giltig  sein,  wenn  der  Vater  über  sein  Vermögen ,  über  die  Art  und 
Weise,  wie  sein  Kind  erzogen  werden  soll,  Bestimmungen  trifft,  nicht 
aber,  wenn  er  darüber,  in  welcher  Eonfession  das  Kind  erzogen  wer- 
den soll,  letztwillig  bestimmt!  Sogar  die  Kölnische  Zeitung  sagte 
kürzlich  bei  Besprechung  eines  von  einem  protestantischen  Pfarrer 
über  diesen  Gegenstand  herausgegebenen  Büchleins  Folgendes: 

»Bekanntlich  leidet  die  spitzfindige  Rechtssprechung  des  Kam- 
mergerichts auf  diesem  Gebiete  an  einer  gewissen  ünverständlich- 
keit,  mindestens  für  den  schlichten  ünterthanenverstand ;  oder  auch, 
wenn  es  nicht  wäre,  unvollkommen  und  hart  wird  es  Vielen  stets 
erscheinen,  wenn  ein  Kind  durch  Bichterspruch  von  der  einen  Kirche, 
in  der  es  beten  gelernt,  weggezogen  und  in  eine  andere  hineinge- 
wiesen wird.c 

Der  Verfasser  des  Büchleins  (Habermann)  will  überhaupt  den 
Gerichten  die  Entscheidung  in  diesem  Punkte  ganz  entziehen.  Er 
sagt,  »der  Staat  aber  soll  mit  seinem  Rechte  davon  bleiben, 
denn  geistliche  Dinge  wollen  geistlich  behandelt  und  gerichtet 
seine ! 

In  der  eben  erwähnten  Abhandlung  ist  übrigens  bereits  im 
Jahre  1891  vorgeschlagen,  ein  Gesetz  dahin  zu  erlassen:  „üeber 
die  religiöse  Erziehung  der  Mündel  steht  den  Gerichten  und  Be- 
hörden des  Staates  eine  Entscheidung  nicht  zu.«  Das  Gesetz  wird 
wohl  nicht  kommen !  Warum,  wissen  wir  ja«  Debrigens  wird  mit 
Rechtskraft  des  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuches  eine  gewisse  Ver- 
besserung eintreten.  Das  neue  Gesetz  erkennt  nach  dem  Tode  des 
Vaters  auch  der  Mutter  ein  elterliches  Recht  zu.  Zu  Lebzeiten  der 
Mutter  tritt  also  in  Zukunft  eine  Vormundschaft  in  der  Regel 
nicht  ein. 

Es  mag  hier  noch  gestattet  sein,  auf  die  eigenthümliche  Be- 
richterstattung des  genannten  liberalen  Blattes  hinzuweisen.  Dasselbe 
nennt  das  Buch  des  protestantischen  Pfarrers  »eine  von  Unbefangen- 
heit gegenüber  Andersgläubigen  zeugende  Schrift.«  Der  Verfasser 
erlaubt  sich  nun  aber  uns  Katholiken  gegenüber  mehrere  Liebens- 
würdigkeiten, von  denen  nur  folgende  erwähnt  werden  sollen: 

S.  2.  heisst  es:  »die  evangelische  Kirche  dagegen  erhebt 
kraft  ihres  stärkeren  Gerechtigkeitsgefühls  (i.  e.  mangelnden  Folge- 
richtigkeit) grundsätzlich  nur  den  Anspruch  auf  eine  Hälfte  der 
Kinder.« 
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Nnn  bat,  wird  S.  3.  gesagt,  der  moderne  Staat,  der  aus  pro- 
testantischem Geiste  geboren  ist,  seinen  toesenäichen  Rückhalt  in 
den  evangeliaehen  Staatsbürgern.  » —  Man  wird  desshalb  schon  um 
der  Staatsraison  willen  auf  Massregeln  bedacht  sein  müssen,  schliesst 
der  Verf.,  wodurch  der  Besitzstand  der  Evangelischen  gesichert  wer- 
den konnte."  S.  13  sagt  H.:  »Da  wird  nun  immer  wieder  die 
Erfahrung  gemacht,  dass  die  kathol.  Kirche  durch  allerlei  Winkel- 
züge Kinder  für  sich  zu  gewinnen  sucht,  die  ihr  rechtlich  nicht 
zn8tehen.€    Fürwahr  recht  unbefangen! 

Habermann  konstatirt  übrigens,  dass  die  evangelische  Kirche 
durch  die  Mischehen  im  Allgemeinen  keinen  Abbruch  erleidet.  Für 
Baiern  nimmt  er  an,  dass  53%  der  Kinder  aus  Mischehen  protestan- 
tisch getauft  werden! 
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3.  Kirchenrechtliche  Entscheidungen. 

A.  Entseheldniigen  des  deutschen  Beichsgerichts. 

Mitgetheilt  Ton  Rechtsanwalt  Br.  GOrres, 

1,    Unbefugte  Wegnahme  einer  Leiche  aus  dem  Chrabe.  (§.  168  des 

Strafgesetzbuchs  für  d.  d.  B.) 

(ürt.  des  IV.  Strafsenats  Tom  28.  Januar  1896;  Bd.  28.  S.  189). 

Der  Mitangeklagte,  Küster  und  Totengräber  B.,  der  inzwischen 
verstorben  ist,  hatte  auf  Bestellung  des  Gärtners  St.  für  dessen  ver- 
storbenes Eind  ein  Grab  auf  dem  evangelischen  Kirchhofe  aus- 
gehoben. Es  wurde  dann  auch  der  Sarg  mit  der  Kindesleiche  in 
die  Gruft  versenkt,  der  Geistliche  hielt  eine  Bede,  segnete  die  Leiche 
ein  und  warf  einige  Hände  voll  Erde  der  Sitte  gemäss  auf  den 
Sarg  in  die  Gruft,  ein  gleiches  thaten  die  Leidtragenden.  Vorher 
hatte  aber  der  Maurer  Z.,  der  gleichfalls  ein  Kind  verloren  hatte, 
den  Angeklagten  B.  gebeten,  ihm  die  Grabstelle,  die  für  das  St.*sche 
Kind  bestimmt  war,  zu  überlassen.  Er  wünschte  dies,  weil  diese 
Grabstelle  neben  dem  Grabe  seines  früher  verstorbenen  anderen 
Kindes  lag.  Der  Angeklagte  B.  hatte  ihm  zugesagt,  seinem  Wunsche 
zu  willfahren.  Er  liess  deshalb,  als  der  Sarg  mit  dem  SL'schen 
Kinde  versenkt  wurde,  die  Stricke  unfer  dem  Sarge,  hob  diesen, 
nachdem  sich  der  St.  mit  seiner  Begleitung  entfernt  hatte,  eigen- 
mächtig wieder  aus  der  Gruft  und  setzte  ihn  in  eine  inzwischen 
neu  ausgegrabene  Gruft,  ohne  den  Vater  des  verstorbenen  Kindes 
davon  zu  benachrichtigen  und  ohne  eine  Genehmigung  seiner  vor- 
gesetzten Behörde  eingeholt  zu  haben.  Nach  der  Annahme  der 
Vorinstauz  hat  der  Angeklagte  B.  unbefugt  gehandelt  imd  ist  sich 
dessen  auch  bewusst  gewesen.  Sie  hat  ihn  deshalb  aus  §  168  St.-G.-B.'s 
verurteilt,  indem  sie  feststellt,  dass  er  unbefugt  eine  Leiche  aus  dem 
Gewahrsam  der  dazu  berechtigten  Personen,  nämlich  des  Vaters  des 
verstorbenen  St.'schen  Kindes,  weggenommen  und  ein  Grab  zerstört 
habe.  Gegen  den  Angeklagten  K.  ist  festgestellt,  dass  er  im  Auf- 
trage des  Angeklagten  B.  mit  diesem  zusammen  den  Sarg  mit  der 
St. 'sehen  Kindesleiche  aus  der  Gruft  herausgehoben,  obwohl  er  gewusst 
habe,  dass  dieses  ohne  Genehmigung  der  Behörde  nicht  geschehen 
dürfe,  und  dass  das  Grab  zur  endgültigen  Aufnahme  der  Kindesleiche 
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bestimmt  sei.  Er  ist  deshalb  als  Mitthäter  aus  §  168  zu  einer  Gre- 
fängnisstrafe  Yon  einem  Tage  verurteilt  worden.  Seine  Bevision 
wurde  verworfen  aus  folgenden 

Gründen: 

Nach  den  Feststellungen  der  Vorinstanz  war  am  2.  August 
1895  die  Leiche  des  St/schen  Kindes  mit  dem  Sarge  in  die  für  sie 
bestimmte  Gruft  versenkt,  der  Geistliche  hatte  sie  eingesegnet,  die 
Leidtragenden  hatten  der  Sitte  gemäss  einige  Hände  voll  Erde  auf 
den  Sarg  geworfen  und  sich  dann  entfernt.  Hiernach  hat  der  erste 
Eichter  ohne  Rechtsirrtum  angenommen,  dass  das  Kind  beigesetzt 
war.  Daraus  ergiebt  sich,  dass  die  zur  Totenruhe  bestattete  Leiche 
nebst  dem  Sarge  und  der  Gruft  ein  Grab  im  Sinne  des  §  168  St.-G.-B.'s 
bildete-  Dass  die  Gruft  noch  nicht  vom  Totengräber  zugeworfen 
war  und  er  die  Stricke  unter  dem  Sarge  belassen  hatte,  um  später 
eigenmächtig  diesen  nebst  der  Leiche  wieder  aus  dem  Grabe  zu  ent- 
fernen, kann  nichts  daran  ändern,  dass  die  Leiche  bestattet  war  und 
im  Grabe  ruhte.  Bechtsirrthümlich  ist  es  nun  zwar,,  wenn  die 
Strafkammer  angenommen  hat,  die  Angeklagten  hätten  die  Leiche 
des  bestatteten  Kindes  aus  dem  Gewahrsam  der  dazu  berechtigten 
Person,  nämlich  des  Vaters  des  Kindes,  weggenommen ;  denn  den 
Gewahrsam  an  der  bestatteten  Leiche  haben,  von  besonders  gestal- 
teten Fällen  abgesehen,  nicht  die  Angehörigen  des  Verstorbenen, 
sondern  derjenige,  dem  der  Friedhof  mit  seinem  Grund  und  Boden 
gehört,  und  in  dem  Gewahrsam  dieser  Person  blieb  die  Leiche  des 
St 'sehen  Kindes,  auch  wenn  sie  aus  der  ursprünglichen  Gruft  weg- 
genommen und  in  eine  andere  daneben  belegene  versenkt  wurde. 

Aber  auf  diesem  Bechtsirrtume  beruht  die  Verurteilung  des 
Beschwerdeführers  nicht,  da  die  Vorinstanz  die  gleichwertige  Alter- 
native des  §  168  St.-G.-B/s  dahin  festgestellt  hat,  dass  die  Ange- 
klagten ein  Grab  zerstört  haben.  Dass  die  Beseitigung  eines 
wesentlichen  Teiles  des  Grabes,  nämlich  des  Sarges  mit  der  Leiche 
des  Kindes,  eine  Zerstörung  des  Grabes  in  sich  schliesst,  unterliegt 
keinem  Bedenken.  Der  Vorderrichter  hat  aber  ferner  ohne  Bechts- 
irrtum  festgestellt,  dass  der  Angeklagte  B.  ohne  Genehmigung  der 
zuständigen  Behörde  zur  Wegnahme  der  Leiche  aus  dem  Grabe 
nicht  befugt  und  der  Beschwerdeführer  sich  auch  bewusst  war,  dass 
er  dem  Auftrage  des  B.,  die  Leiche  aus  der  Gruft  zu  nehmen,  nicht 
nachkommen  durfte,  mithin  bewusst  unbefugt  handelte. 

Aas  diesen  Gninden  war  das  Bechtsmittel  zu  verwerfen. 

11* 


164  Entscheidungen  des  deutscheti  ReichsgeHckts^ 

2.   Störung  ein§r  Proßcssion.  (§.  167  des  Strafgesetzb.  f.  d.  d.  R.). 

(ürt.  des  I.  Strafsenats  vom  9.  April  1896  Bd.  28.  S.  803). 

Aus  den  Oründen : 

Der  Bevision  muss  darin  beigepflichtet  werden,  dass  §.  167 
St.  G.  B.'s  auf  den  festgestellten  Thatbestand  nicht  anwendbar  war. 

Der  Angeklagte  hat  eine  sich  am  Allerheiligenlage  in  her- 
kömmlicher Weise  in  0.  vom  Friedhofe  zur  Kirche  durch  verschiedene 
Ortsstrassen  bewegende  Prozession  vorsätzlich  durch  überlautes 
Schreien  und  durch  Fahren  zwischen  den  Reihen  der  betenden  Frauen 
und  Durchbrechen  ihrer  Reihen  gestört. 

Dass  die  Prozession  eine  gottesdienstliche  Verrichtung  einer 
im  Staate  bestehenden  Beligionsgesellschaft  war,  ist  nicht  bestritten^ 
aber  mit  Unrecht  nimmt  das  urteil  an,  die  von  ihr  berührten  Teile 
der  Ortsstrasse  seien  zu  jener  Zeit,  weil  ihre  Benutzung  zu  den 
Prozessionen  ortsüblich  sei,  zu  religiösen  Versammlungen  bestimmte 
Orte  gewesen. 

Der  •§.  167  St.  Q.  B.'s  setzt  ein  Erfordernis  voraus,  welches 
bei  öffentlichen  Strassen,  deren  Zweck  es  ist,  dem  allgemeinen  Ver- 
kehre zu  dienen,  nicht  zutrifft:  dass  nämlich  die  Verwendung  zu 
religiösen  Versammlungen  die  wesentliche  Bestimmung  des  Ortes  sei. 
Dies  ist  zwar  verträglich  mit  Unterbrechungen  der  thatsächlichen 
Verwendung  zum  erwähnten  Zwecke  oder  auch  mit  einer  Verbindung 
zweier  so  eng  zusammenhängender  Zwecke  wie  Leichenbeerdigung 
und  kirchliches  Leichenbegängnis  bei  Friedhöfen,  aber  nicht  mit  der 
Bestimmung  der  Land-  und  Ortsstrassen  zur  regelmässigen  und 
ununterbrochenen  Vermittlung  des  aligemeinen  Verkehres.  Da  sich 
diesem  allgemeinen  Zwecke  die  Benutzung  der  Strassen  zu  Umzügen 
aller  Art,  also  auch  kirchlicher  Prozessionen  naturgemäss  einordnet, 
so  ändert  sich  die  Bestimmung  der  Strasse,  dem  allgemeinen  Ver- 
kehre zu  dienen,  dadurch  nicht,  dass  ortsüblich  gewisse  herkömmliche 
Prozessionen  darauf  verkehren  und  verkehren  sollen.  Sie  gewinnt 
dadurch  nicht  jene  enge  Beziehung  zur  Religion,  deren  Schutz  die 
§§.  166.  167  St.  G.  B.'s  bezielen. 

Es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  eine  erneute  Verhandlung  zu 
dem  Ergebnisse  führen  werde,  die  liier  in  Betracht  kommendem 
Wegestrecken  seien  zur  fraglichen  Zeit  ihrer  wesentlichen,  profanen 
Bestimmung  entzogen  und  als  religiöser  Versammlungsort  bestimmt 
gewesen.  Es  ist  darum  nicht  veranlasst,  die  Frage  zu  erörtern,  ob 
etwa  die  ein  für  allemal  feststehende  (herkömmliche  oder  ortsübliche) 
vorübergehende  Benutzung  von  Strassen  und  öffentlichen  Plätzen  zu 
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religiösen,  in  gewissen  Zeitabschnitten  regelmässig  wiederkehrenden 
Yersammlnngen  unter  Aufhebung  des  sonstigen  Verkehres  darauf 
einer  Bestimmung  derselben  für  solche  Versammlungen  gleichzuachten 
sei.  Sie  ist  übrigens  zu  verneinen,  wenn  nur  eine  thatsächliche 
Unterbrechung  der  profanen  Bestimmung  zu  Gunsten  einzelner 
ßeligionsübungen  stattfinden,  aber  keine  Aenderung  der  Bestimmung 
eintreten  würde. 

Oleichwohl  konnte  der  Angeklagte  nicht  insofern  freigesprochen 
werden,  weil  immer  noch  seine  Bestrafung  auf  Grund  des  §.  360 
Ziff.  11  St.  G.  B.'s  eintreten  kann. 

B.  Entscheidungen  des  Preoss.  Oberverwaltungsgerichtes. 

(Mitgetheilt  von  Landesrath  Seh.), 

1.  Theilnahme  an  den  städtischen  Gemeindelqsten,  Eifikommenbe- 
Steuerung.  Die  Selbstbenutsung  eigener  Gebäude  seitens  juristischer 
Personen^   insbesondere  die   üeberweisung  von    Wohngebäuden  an 

eigene  Angestellte. 

(Endurtheil  des  II.  Senats  des  Preussischen  Oberverwaltangsgerichts  v.  10.  Juli 

1895.  Rep.  IL  C.  110/95). 

Für  die  zur  Domkirche  in  Br.  gehörende  Sakramentskapelle 
sind  mittelst  einer  alten  Stiftung  sechs  Benefiziatenstellen  gegründet 
worden,  deren  Inhaber  stittungsmässig  den  Gottesdienst  abzuhalten 
and  die  Sakramente  zu  spenden  haben.  Als  Wohnung  dient  den 
Benefiziaten  schon  seit  etwa  100  Jahren  ein  unweit  der  Kirche  ge- 
legenes, besonderes  sogenanntes  Benefiziatenhaus.  Auf  Grund  dessen, 
mit  dem  Thatbestande  einer  Selbstbenutzung  dieses  Hauses  seitens 
der  Kapelle  als  der  Eigenthümerin  rechnend,  war  der  Magistrat  zu 
Br.  wider  die  letztere  mit  einer  entsprechenden  Einkommenbesteoer- 
ong  für  das  Jahr  1894/95  vorgegangen  i  und  der  dagegen  mittelst 
Klage  angerufene  Bezirksausschuss  hatte  die  Steuerforderung  für  be- 
gründet erklärt. 

Die  von  der  Klägerin  eingelegte  Revision  wurde  in  erster  Beihe 
darauf  gestützt,  dass  der  Vorderrichter  mit  sich  selbst  in  Wider- 
spruch getreten  sei,  wenn  er  einerseits  von  einem  seit  hundert  Jahren 
festgesetzten  Wohnen  der  Benefiziaten  in  dem  Benefiziatenhause  aus- 
gehe, andererseits  wieder  einem  derartigen  »Wohnungsrechtec  die 
Dinglichkeit  abspreche;  das  Recht  des  Benefiziaten  werde  durch 
dessen  Berufung  in  sein  Amt  und  durch  die  Einweisung  in  die  für 
ihn  bestimmte  Wohnung  in  derselben  Weise  ein  dingliches,  wie  etwa 
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das  des  Pfarrers  unter  gleichen   Voraussetzungen  in  Bezug  auf  eio 
Pfarrhaus. 

Das  Oberrerwaltungsgericht  bestätigte  jedoch  die  angefochtene 
Entscheidung. 

Gründe: 

Wie  in  dem  Erkenntnisse  des  Oberverwaltungsgerichts  vom 
26.  Februar  1892  (Bd.  XXIT.  S.  21  der  Entscheidungen)  dargelegt 
worden  ist,  waren  bereits  unter  der  Herrschaft  des  Einkommensteuer* 
gesetzes  vom  1.  Mai  1851  (§.  28  Abs.  5)  sowie  der  §§.  1  und  3 
Abs.  1  des  Kommunalabgabengesetzes  vom  27.  Juli  1885  juristische 
Personen  verbunden,  das  nach  den  ortsüblichen  Miethspreisen  zu  be* 
messende  Einkommen  aus  den  von  ihnen  selbst  benutzten  Geb&uden 
in  der  Belegeuheitsgemeinde  zu  versteuern.  Dieser  Rechtszustand  ist 
durch  Inkrafttreten  des  Einkommensteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891 
nicht  geändert  worden  (vergl.  dessen  §.  18  Abs.  3). 

Da  in  den  Schriftsätzen  der  gegenwärtigen  Parteien  auf  meh- 
rere diesseitige  Erkenntnisse  in  nicht  übereinstimmendem  Sinne  Be« 
zug  genommen  worden  ist,  und  zwar  von  der  Klägerin  insbesondere 
mit  dem  Bemerken,  dass  durch  das  Erkenntniss  vom  10.  Juni  1892 
(Preuss.  Verwaltungsblatt  Jahrgang  XIII  S.  588  und  XIV  S.  133) 
—  erlassen  in  der  Sache  der  Domgemeinde  zu  Berlin  gegen  den  dorti- 
gen Magistrat  —  von  früheren  Grundsätzen  abgewichen  worden  sei^ 
so  erscheint  es  zweckmässig,  die  verschiedenen  hier  möglichen  Fälle 
in  Kürze  zu  bezeichnen : 

1)  Wenn  eine  juristische  Person  als  milde  Stiftung  verpflichtet 
ist,  Personen  in  ein  ihr  gehöriges  Gebäude  aufzunehmen,  so  übt  sie 
durch  die  Erfüllung  ihrer  stiftungsmässigen  Pflicht  die  steuerpflich- 
tige Selbstnutzung  ihres  Gebäudes  aus. 

2)  Lässt  sie,  obwohl  ihr  durch  die  Stiftungsurkunde  keine  des- 
fallsige  Pflicht  auferlegt  worden  ist,  thatsächlich  Personen,  welche 
keine  Miethe  entrichten,  wohnen,  so  benutzt  sie  das  Gebäude  nicht 
selbst,  so  dass  sie  ebensowenig  steuerpflichtig  ist,  als  wenn  sie  die 
Besitzung  leer  stehen  liesse. 

3)  Ein  fernerer  Fall  ist  der,  dass  die  juristische  Person  ihren 
Beamten  ein  dingliches  Wohnungsrecht  an  bestimmten  Häusern  oder 
Räumen  einräumt;  dann  kann  der  Werth  des  Wohnungsrechts  nicht 
als  ein  dem  Eigenthümer  des  Hauses  zufliessendes  Einkommen  be- 
handelt werden. 

4)  Endlich  ist  aber  auch  möglich,  dass  die  Eigenthümerin  des 
Hauses  Beamten,  denen  sie  für  deren  Thätigkeit  eine  Entschädigung 
zukommen  lassen  muss,  in  Folge  dessen  Wohnung  gewährt,  ohne  eio 
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dingliches  Recht  zu  deren  Ganstea  zu  konstituiren.  Sie  erscheint 
dann  berechtigt,  auch  während  des  Laufes  der  Dienstzeit  der  Be- 
amten diesen  die  betreffenden  Bäume  wieder  zu  entziehen,  sei  es 
unter  Einräumung  anderer  Wohnungen,  sei  es  unter  Erhöhung  der 
Geldbezöge.  unter  dieser  Voraussetzung  findet,  so  lange  die  Be- 
amten in  partem  salarii  die  Wohnungen  inne  haben,  eine  Selbstbe- 
notzung  seitens  der  steuerpflichtigen  Eigenthumerin  statt. 

In  dem  —  durch  diesseitiges  Erkenntniss  vom  23.  Juni  1893 
erledigten  —  Yorprozesse  der  Klägerin  gegen  den  Magistrat  zu  Br. 
war  nun  von  jener  die  Sache  so  dargestellt  worden,  dass  es  sich  um 
ein  Gebäude  handle,  welches  zufolge  der  Bestimmungen  einer  Stiftungs- 
Urkunde  zu  Wohnungen  der  an  der  Kapelle  angestellten  Benefiziaten 
diene,  so  dass  von  dem  Oberverwaltungsgericht  die  Regel  des  oben 
unter  Nummer  1  aufgeführten  Falles  damals  angewendet  worden  ist, 
bei  welchem  die  Begründung  dinglicher  Wohnungsrechte  zwar  nicht 
ausgeschlossen  ist,  aber  faktisch  wohl  kaum  vorkommen  wird.  Jetzt 
ist  aber  seitens  der  Klägerin  mitgetheilt  worden,  es  existire  eine 
Stiftung  behufs  Ausübung  der  Seelsorge,  indem  für  die  an  der  Dom- 
kirche bestehende  Sakramentskapelle  sechs  Benefiziatenstellen  ge- 
gründet worden  seien,  deren  Inhaber  zur  Abhaltung  des  stiftungs- 
massigen  Gottesdienstes  und  zur  Spendung  der  Sakramente  bestellt 
werden  sollten.  Hiernach  würde  also  die  Gewährung  von  Wohnungen 
an  die  Benefiziaten  nicht  Selbstzweck,  sondern  Mittel  zum  Zweck 
sein;  die  berufenen  Geistlichen  sollen  nämlich  Unterhalt  und  Woh- 
nung haben,  damit  die  Ausübung  der  Seelsorge  stattfinde. 

Unter  dieser  Voraussetzung  würde  entweder  der  dritte  oder 
der  vierte  der  oben  angedeuteten  Fälle  vorliegen.  Der  Vorderrichter 
hat  nun  die  Voraussetzungen  des  dritten,  zur  Steuerfreiheit  der 
Klägerin  führenden  Falles  aus  dem  Grunde  nicht  für  gegeben 
erachtet,  weil  kein  Nachweis  der  Begründung  eines  dinglichen 
Wohnnngsrechts  erbracht  worden  sei.  Hierin  kann  weder  eine  Ge- 
aetzesverletzung,  noch  ein  wesentlicher  Mangel  des  Verfahrens  gefunden 
werden.  Was  speciell  die  Angriffe  der  Revisionsschrift  anlangt,  so 
hat  der  Vorderrichter  des  ihm  vorgeworfenen  Widerspruchs  sich 
nicht  schuldig  gemacht.  Denn  die  Thatsache,  dass  das  in  Rede 
Btehende  Haus  seit  länger  als  100  Jahren  von  den  Benefiziaten 
bewohnt  wird,  ist  mit  dem  Mangel  eines  dinglichen  Rechts  wohl 
vereinbar.  Was  ferner  die  angerufenen  Paragraphen  des  Tit.  2 
Th.  I  A«  L.  R.  betrifft,  so  enthalten  die  §§.  125  und  folgende  nur  Defi- 
nitionen der  verschiedenen  Arten  der  dinglichen  Rechte,  während 
der  §.  185  bestimmt,  dass  ein  dingliches  Recht  auf  die  Sache  ent- 
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steht,  wenn  demjenigen,  der  ein  persönliches  Recht  zu  einer  Sache 
hat,   der  Besitz  derselben  auf  den  Grund  dieses  Rechts  eingerftamt 
wird.    Indess  fehlt  es  an  jeder  Darlegung,  dass  den  zur  Zeit  ange- 
stellten, niemals  genannten  Benefiziaten  ein  Recht  zur  Sache  znge- 
standen  worden  sei,  welches  durch  die  Einräumung  des  Besitzes  zu 
einem  dinglichen  hätte  werden  können.    Die  allenfalls  im  Ergebniss 
hierauf  hinauslaufenden  beiden  Bescheinigungen  des  Vorstandes  sind 
ürtheile,  welche  den   Vorderrichter  von  der  eigenen   Prüfung  der 
Frage  nicht  entbinden  konnten,    und  wenn  die  überreichte  Haus- 
ordnung ?om   10.  Mai  1783  in  der  Tbat  dahin  zu  verstehen  sein 
sollte,  dass  den  Benefiziaten   dingliche  Wohnungsrechte  verliehen 
werden  müssten,  so  kommt  es  doch  nicht  darauf  an,  was  geschehen 
sollte,   sondern  darauf,  was  geschehen  ist.    Zur  Feststellung  dieses 
erheblichen  ümstandes  hätte  es  vor  Allem  der  Ermittelang  derjenigen 
Bedingungen    bedurft,  unter   welchen   die   jetzigen   Benefiziaten   in 
ihre  Stellungen   berufen   worden  sind.    Geeignet  hierzu  wären   die 
nicht  vorgelegten  Vokationsurkunden  gewesen,  aus  denen  sich  hätte 
ersehen  lassen,  ob  in  Wirklichkeit  den  Benefiziaten  bestimmte  Räume 
so  verliehen  worden  sind,    dass  jeder  Einzelne  während  der  Dienst- 
zeit derselben  nicht  entsetzt  werden   kann.     Ein  Verhältniss,  bei 
welchem   die    vorgesetzte  Behörde  jederzeit   nach   ihrem    Belieben 
andere  Lokale  als  die  ursprünglich  überwiesenen  den  Angestellten 
wurde   übertragen   dürfen,   steht   nämlich   im  Gegensatze    zu   einer 
festen  Widmung  bestimmter  Wohnungen.    Nach  Vorstehendem  stellt 
sich  die  Bemerkung  der  Revisionsschrift,  dass  die  Klägerin  Eigen- 
thümerin  eines  zu  Gunsten  Dritter  mit  Wohnungsrechten  beschwerten 
Grundstückes  sei,  nicht  als  ein  dem  §.  94  des  Landesverwaltungs- 
gesetzes vom  80.  Juli  1888  entsprechender  Revisionsangriff  dar,  son- 
dern als  eine  blosse  Behauptung,  deren  Richtigkeit  in  der   ersten 
Instanz  nachzuweisen  gewesen  wäre. 

Hiernach  war  dem  eingelegten  Rechtsmittel  der  Erfolg  zu 
versagen. 

ä.    Begfiff  der  müden  Stiftung. 

Nach  No.  2  g  des  Tarifs  zum  Erbschaftssteuergesetz  geniessen 
milde  Stiftungen  das  Privileg  der  Stempelfreiheit.  Ueber  den  Be- 
griff der  milden  Stiftung  hat  das  Reichsgericht  in  einem  Brkenntniss 
vom  1.  Juli  1895  es  als  zu  dessen  Erfüllung  für  genügend  erachtet, 
dass  der  Hauptaweck  ein  wohÜhäHger,  auf  die  Unterstätifung  hiäfs- 
bedürftiger  Personen  gerichteter  sei.  Der  hier  allein  interessirende 
Theil  des  qu.  Erkenntnisses  lautet:   »An  sich  aber  liegt  es  nicht  in 
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der  rechtlichen  Natur  der  milden  Stiftung,  dass  ihr  Zweck  aus- 
schliesslich auf  Ausführung  der  Wohlthätigkeit  gerichtet  ist,  viel- 
mehr genagt  es,  wenn  diese  nur  den  Hauptzweck  der  Stiftung  bildet, 
da  durch  diesen  der  Charakter  der  Stiftung  bestimmt  wird.  Dass  in 
diesem  Sinne  der  Begriff  der  milden  Stiftung  im  Falle  der  Befreiung 
zu  No.  2g  des  Tarifs  aufzufassen  ist,  hat  auch  das  Reichsgericht 
wiederholt  ausgesprochen,  ürt.  vom  22/IX  90  (Just.-Min.-Bl.  1891 
8.  26);  dgl.  vom  2/V  94  (jur.  Wochenschrift  1894  S.  829).  Mit 
Recht  wird  ferner  .  .  .  angenommen,  dass  die  im  §.  9  des  Statuts 
(d.  i.  desjenigen,  durch  welchen  in  casu  die  milde  Stiftung  ins  Leben 
gerufen  wurde)  unter  gewissen  Voraussetzungen  ausgesprochene  Zu- 
lässigkeit  einer  Aenderung  desselben  der  Anwendung  der  Bestimmung 
zo  No.  2  g  a.  a.  0.  nicht  entgegensteht ,  weil  die  Sicherung  der 
Verwendung  der  Stiftungsmittel  zu  dem  vorgesehenen  Zweck  als 
Voraussetzung  der  Anwendung  jener  Bestimmung  nicht  —  wie  zu 
G^.  des  Tarifs  —  vorgeschrieben  und  auch  durch  das  staatliche 
Aufsichtsrecht  gegen  mangelhafte  und  missbräuchliche  Verwendung 
des  StiftuQgsvermögens  Vorsorge  getroffen  ist.  (§§.  37  ff.  AU.  Land- 
recht Theil  II  Tit.  19).  Ebenso  ist  den  vorinstanzlichen  Qerich- 
ten  darin  beigetreten,  dass  der  objektive  Zweck  der  Stiftung, 
vermöge  dessen  sie  sich  als  eine  milde  Stiftung  darstellt,  auch  nicht 
durch  etwaige  persönliche  Nebenzwecke,  welche  die  Stifter  bei  der 
Oründung  verfolgt  haben,  beeinträchtigt  wird,  und  dass  nur  der 
objektive  Zweck  sowie  die  aus  dem  Statut  ersichtliche  Veranlassung 
der  Qründang  massgebend  sind.   Justiz-Min.-BI.  1896.  S.  318—815. 

C.  Entseheidungen  der  osterreiehiselieii  staatllclieii  Behörden. 

(Mitgetheilt  von  Rechtsanwalt  Dr.  Berger), 

1.  Befreiung  der  Staatsbeamten  von  der  Beitragspßicht  zu  JcathoUschen 

CuUuszicecken. 

(Entiebeidaog  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  19.  September  1894  Z.  3470). 

Das  Ministerium  für  Oultus  und  Unterricht  hat  als  letzte 
Instanz  die  Befreiung  der  im  Pfarrbezirke  X.  wohnhaften  Staats- 
heamten  JcathoUschen  Glaubens  von  der  Concurrenz  zu  den  bei  der 
Herstellung  der  Kirche  St.  Johann  und  des  Propsteigebäudes  in  X. 
for  Hand*  und  Zugarbeiten  aufgelaufenen  Kosten  ausgesprochen. 

Die  wider  diese  Ministerialentscheidung  seitens  der  Stadtgemeinde 
X.  eingebrachte  Beschwerde  hat  der  Verwaltungsgerichtshof  als 
unbegründet  abgewiesen  und  sein  diesfäUiges  Erkenntnis  folgender- 
niassen  motivirt. 
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Die  mit  Gub.  Verordnung  vom  30.  Juli  1840  (böhm.  Prov.- 
6es.-Samml.  Band  XXII.  S.  380)  kundgemachte  a.  h.  Entscbliessung 
vom  2.  Juni  1840  unterwirft  alle  zu  einer  Kirche  eingepfarrten 
Gemeindemitglieder  nach  Massgabe  der  Grund-,  Haus-  und  Erwerb- 
steuer der  Beitrs^spflicht  zu  den  Kosten  für  Hand-  und  Zugarbeiten 
bei  Kirchen-  und  Pfarrbaulichkeiten  und  nimmt  von  der  Leistung 
des  nach  diesem  Massstabe  entfallenden  Beitrages  unter  Anderen  die 
landesfurstlichen  Beamten  insoferne  aus,  als  diese  ausser  ihrer  amt- 
lichen Dotation  weder  ein  der  Grund-  oder  Haussteuer  unterliegendes 
Beale  besitzen,  noch  bei  einem  der  Erwerbsteuer  unterstehenden 
Gewerbe  betheiligt  sind. 

Diese  Vorschrift  gewährt  also  den  Staatsbeamten  rücksichüich 
ihrer  Dienstbezüge  eine  directe  Befreiung  von  der  Conen rrenzpflicht, 
eine  Begünstigung,  die  durch  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1874  (über 
die  äusseren  Bechts  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche)  keineswegs 
aufgehoben  worden  ist.  —  Denn  der  §.  36  desselben  verordnet  lediglich 
die  Bedeckung  der  nicht  schon  anderweitig  bedeckten  Bedürfnisse  der 
Pfarrgemeinde  durch  Ausschreibung  einer  Umlage  auf  deren  Mit- 
glieder, stellt  jedoch  die  OrundsäUe^  nach  welchen  bei  der  Aus- 
schreibung der  Umlage  vorzugehen  ist,  nicht  fest.  Da  indess  die 
Absicht  des  Gesetzes  offenbar  auf  die  verhältnismässige  Vertheilung 
der  Beitragslast  unter  die  Mitglieder  der  Pfarrgemeinde  gerichtet 
ist,  muss  zugegeben  werden,  dass  die  Beitragspflicht  auch  jener 
Mitglieder  dieser  Gemeinde,  welche  infolge  des  Einkommensteuer- 
patentes dermal  die  vordem  nicht  bestandene  Einkommensteuer  ent- 
richten, der  Tendenz  des  Gesetzes  entspricht. 

Zu  diesen  Mitgliedern  gehören  nun  allerdings  auch  die  Staats- 
beamten, da  §.  4  ad  b  des  bezogenen  Patentes  die  Dienstbezüge 
derselben  gleichfalls  der  Einkommensteuer  unterwirft.  —  Allein  der 
§.  57  des  Ges.  vom  7.  Mai  1874  hält  die  in  den  einzelnen  König- 
reichen und  Ländern  in  Betreff  der'  Herstellung  und  Erhaltung  der 
katholischen  Kirchen-  und  Pfründengebäude  bestehenden  Vorschriften 
—  unbeschadet  der  Bestimmungen  desselben  —  aufrecht  und  setzt 
diese  Vorschriften  somit  nur  in  denjenigen  Punkten  ausser  Kraft, 
in  welchen  das  Gesetz  eben  anders  verfügt.  Da  nun  dieses  die  Be- 
stimmung, dass  die  den  Staatsbeamten  für  ihre  Dienstbezüge  bislang 
zugestandene  Beitragsfreiheit  aufgehoben  sei,  nicht  enthält,  ergibt 
sich,  dass  die  a.  h.  Entschliessung  vom  2.  Juni  1840,  welche  in 
Böhmen  zu  den  im  §.  57  des  bezogenen  Gesetzes  gedachten  Vor- 
schriften zählt,  in  dem  in  Frage  stehenden  Punkte,  auch  neben  dem 
Gesetze  um  so  sicherer  noch  aufrecht  besteht,  als  die  Exemption  der 
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Dienstbezüge  der  Staatsbeamten  von  der  Beitragspflicht  überhanptt 
wenngleich  diese  Bezüge  dermalen  der  Einkommensteuer  unterliegen^ 
der  im  §.  36  nur  grundsätzlich  vorgesehenen  ümlegung  der  unbe- 
deckten Bedürfnisse  der  Pfarrgemeinde  auf  deren  Mitglieder  nicht 
im  Wege  steht. 

^.    üngtUigkeit  der  Elie  einer  von  ihrem  ersten  Gatten  getrennten 
(gum  Katholieismus  übergetretenen)  Jüdin  mit  einem  Katholiken, 

(Entseheidang  de«  Obersten  Gerichtshofes  vom  6.  Dec.  1892  Nr.  14181). 

Die  zwischen  dem  confessionslosen  A  und  der  Jüdin  B  geschlossene 
Ci\ilehe  wurde  wegen  unüberwindlicher  Abneigung  der  Ehegatten 
aufgelöst.  Die  B,  welche  pendente  revisione  gegen  das  die  Ehe- 
trennung aussprechende  Urtheil  der  Zweitinstanz  zum  Katholieismus 
übergetreten  war,  ging,  nachdem  die  Ehetrennung  vom  Obersten 
Cterichtshofe  bestätigt  worden  war,  eine  zweite  Ehe  mit  dem  Katho- 
liken C  ein.  Sechs  Jahre  nach  Abschluss  dieser  zweiten  Ehe  reichten 
beide  Eheleute  wider  den  vom  Gerichte  bestellten  Vertreter  ihres 
Ehebandes  die  Klage  wegen  üngiltigkeitserklärung  ihrer  Ehe,  gestützt 
auf  die  Thatsache,  dass  der  erste  Ehegatte  der  B  sich  am  Leben 
befinde ,  daher  die  geschlossene  zweite  Ehe  mit  Hinblick  auf  die 
Bestimmungen  der  §§.  94  und  119  des  allg.  bürg.  Gesetzbuches,  wie 
der  Hofdecrete  vom  26.  August  1814  No.  1099  Justizgesetz-Samm- 
longi)  und  y^jn  17^  JqIj  i835,  Nr.  61  eodem^),  ungiltig  sei. 

Die  Ehe  wurde  in  allen  Instanzen  für  ungiltig  erklärt,  vom 
Obersten  Gerichtshofe  ans  folgenden  Gründen: 

Wäre  die  B  mosaische  Glaubensgenossin  geblieben,  so  dürfte 
sie  nach  §.  119  des  allg.  bürg.  Gesetzb.  und  Hofdecret  vom  26.  August 
1814  bei  Lebzeiten  des  getrennten  Gegentheiles  nur  mit  akatholischen 
Personen  sich  verehelichen.  Sie  ist  aber  vor  der  Wirksamkeit  de» 
die  Trennung  ihrer  Ehe  mit  A  aussprechenden  oberstgerichtlichen 
ürtheiles  Katholikin  geworden,  konnte  daher  nach  Hofdecret  vom 
17.  Juli  1835  bei  Lebzeiten  ihres  akatholischen   Ehegatten  umso- 

1)  »Wenn  Eben  nicht  katholischer  christlicher  BeligionB verwandten  dem 
Bande  nach  getrennt  werden,  so  ist  den  getrennten  akatholischen  Personen  ge- 
stattet, bei  Lebzeiten  des  getrennten  Gegentheiles  nur  mit  akatholischen  Per- 
sonen ....  eine  giltige  Ehe  zn  schliessen.« 

2)  »Eine  katholische  Partei  kann  mit  einer  getrennten  akatholischen  bei 
Lebieiten  des  geschiedenen  Gegentheiles,  wie  aach  eine  bei  Eingehung  ihrer 
£fae  zur  cikatholischen  Religion  gehörig  gewesene,  dann  aber  zar  katholischen 
Religion  übergetretene,  von  ihrem  akatholischen  Gegentheile  geschiedene  Per- 
son bei  Lebzeiten  des  getrennten  akatholischen  Gegentheiles  keine  giltige  Ehe 
eingehen.« 
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weniger  eine  giltige  Ehe  mit  einem  Katholiken  eingehen,  als  anch 
der  Letztere  eine  solche  nicht  eingehen  darf,  weil  beiden  Theilen 
das  Hindernis  aus  den  §§.  62  u.  111  des  allg.  bürg.  Gesetzb.  im 
Wege  stand.  Der  Vertheidiger  des  Ehebandes  widersetzt  sich  der 
Ungiltigkeitserklärung  dieser  zweiten  Ehe  hauptsächlich  aus  iem 
Orunde,  weil  zur  Zeit  der  von  der  Zweitinstanz  ausgesprochenen 
Trennung  der  ersten  Ehe  die  B  noch  dem  mosaischen  Glaubens- 
bekenntnisse angehörte,  und  sucht  aus  der  Bestimmung  des  §.  136 
allg.  bürg.  Gesetzb.  eine  Analogie  für  den  gegenwärtigen  Fall  ab- 
zuleiten. Diese  Ausführungen  sind  aber  nicht  stichhaltig,  wenn 
«rwogen  wird,  dass  die  B  bei  ihrem  mosaischen  Glaubensbekenntnis 
nicht  verblieb,  sondern  noch  während  des  Bechtsmittelzuges  gegen 
die  bewilligte  Ehetrennung  zum  Katholicismus  übergetreten  ist, 
welcher  Umstand  allein  schon  die  Möglichkeit  ausschliesst,  sie  für 
eine  israelitische  Glaubensgenossin  zu  halten  und  bei  Beurtheilung 
der  Giltigkeit  ihrer  zweiten  Ehe  ihre  Handlungsweise  nach  den 
Bestimmungen  über  die  Judenehen  zu  beurtheilen. 

3.  Verlassenschaftsabhandlung  nach  einem  Malteser 'Ordensritter. 
(Oberster  Gerichtshof  unterm  14.  Dec.  1892  Z.  14584). 

Nach  Ableben  des  M. ,  Gomthurs  des  souveränen  Maltheser- 
Ordens,  erhob  das  Grandpriorat  des  Letzteren  auf  den  Nachlass 
Ansprüche  und  ordnete  die  Vornahme  der  Inventur  über  das  Nacb- 
lassvermögen  ohne  Intervention  des  Gerichtes  an.  Hierauf  forderte 
dieses  das  Grandpriorat  auf,  das  dem  Orden  auf  den  Nachlass  za- 
stehende  Recht  unter  Vorlage  eines  diesfälligen  sanktionirten  Ge- 
setzes oder  solcher  Statuten,  die  Gesetzeskraft  haben,  binnen  sechs 
Wochen  nachzuweisen,  widrigenfalls  nach  Ablauf  dieser  Frist  der 
Nachlass  des  M.  mit  dessen  gesetzlichen  Erben  abgehandelt  und 
demselben  nach  den  Bestimmungen  des  allg.  bürg.  Gesetzb.  einge- 
antwortet werden  würde. 

In  der  vom  Obersten  Gerichtshofe  bestätigten  Entscheidung  des 
Oberlandesgerichtes  wurde  der  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  die 
Amtshandlung  der  ordentlichen  Gerichte  bei  Todfällen  von  Malteser- 
Ordensrittern  sich  darauf  zu  beschränken  habe,  zu  eruiren,  ob: 

1)  der  Verstorbene  mit  höherer  Bewilligung  einen  letzten  Wil- 
len errichtet  habe, 

2)  in  dem  Nachlasse  Güter  vorhanden  seien,  auf  welche  dritte 
Personen  aus  einem  Vertrage  einen  Ansprach  zu  stellen  haben, 
sodann  die  zur  Wahrung  solcher  Interessenten,  sowie  der  Nachlass- 
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glftabiger,  endlich  des  Geböhrenärars  nothwendigen  Vorkehrangen  zu 
treffen. 

Ueber  das  principielle  Recht  des  Malteser-Ordens  zur  Ein* 
ziehnng  der  mit  Tod  abgehenden  Ordensbrüder  zu  Gnnsten  des  Or- 
densschatzeSy  kGnne  bei  dem  Bestände  der  Hofdecrete  vom  15.  Joli 
1784  und  7.  April  1785  und  bei  den  für  diesen  Orden  bestehenden 
giltigen  Bestimmungen  des  Ordensstatutes  kein  Zweifel  bestehen ; 
da  somit  eine  Nachlassabhandlung  mit  den  gesetBlichen  Erben  von 
Vornherein  ausgeschlossen  erscheint,  ist  es  schon  mit  diesem  Grunde 
überflüssig,  den  Orden  zum  Nachweise  seines  in  Rede  stehenden 
Rechtes  zu  nöthigen. 

4.  Handlungsfähigkeit  des  OrdensgeisÜicJien. 
(Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  Tom  8.  Nov.  1892  Nr.  11514). 

A  cedirte  nach  erfolgtem  Eintritte  in  den  Orden  der  barm* 
herzigen  Brüder  in  X.  und  nach  Ablegung  der  feierlichen  Profess 
schriftlich  eine  ihm  zustehende  Hypothekarforderung  seinem  Gon- 
vente.  Das  Gericht  leitete  über  die  sohin  eingebrachte  Klage  des 
Convents  das  gesetzliche  Verfahren  ein,  bestellte  jedoch  gleichzeitig 
zur  Wahrung  der  Hechte  des  A.  einen  Cnrator  gemäss  §.  182  des 
Ges.  vom  9.  August  1854  Nr.  208  R.-G.-B1.  Dieser  schloss  sich 
der  Klage  des  Convents  in  einem  K  lagsnachtrage  freiwillig  zustim- 
mend an. 

Das  Erstgericht  wies  die  Klage  ab,  weil  die  Handlungsunfähig- 
keit des  A.  durch  den  nachträglichen  Beitritt  des  später  für  ihn 
bestellten  Curator  bonorum  zur  Klage  das  fragliche  Rechtsgeschäft 
nicht  mehr  giltig  gemacht  habe.  (Quod  ab  initio  non  valet,  tractu 
temporis  convalescere  nequit). 

Die  z  veite  und  dritte  Instanz  gaben  jedoch  dem  Klagebegehren 
Folge,  indem  sie  wohl  die  Handlungsunfähigkeit  des  A.  principiell 
anerkannten,  die  nachträgliche  Convalescirung  der  Cession  durch  den 
Curator  und  das  Guratelgericht  jedoch  für  genügend  erachteten. 

5.  Die  BeitragspflicJU  katholischer  Insassen  einer  eingepfarrten  Ge^ 
meifide  irotg  Bestandes  eines  eigenen  Friedhofes  eur  Restau/rirung 

des  Pfarrkirchen-Friedhofes. 

(Entscheldnng  des  Yerwaltangsgerichtshofes  vom  8.  Jani  1895  Z.  2949). 

Die  zur  katholischen  Pfarre  A.  eingepfarrte  Gemeinde  B.  hat 
bei  der  in  Betreff  nothwendiger  Bauherstellungen  an  der  Friedhof- 
mauer der  Pfarre  und  an  der  auf  dem  Friedhofe  stehenden  Gruft- 
kapelle stattgehabten  Concurrenzverhandlung  die  Beitragsleistung  zu 
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den  bezüglichen  Reparatarkosten  aus  dem  Grunde  verweigert,  weil 
seit  dem  Bestände  des  im  Jahre  1884  in  B.  errichteten  eigenen 
Friedhofes  Beerdigungen  katholischer  Einwohner  von  B.  auf  dem 
Friedhofe  von  A.  nicht  mehr  stattgefunden  haben.  Das  Ministerium 
für  Cultus  und  Unterricht  erkannte  jedoch  die  katholischen  Insassen 
von  B.  für  verpflichtet,  zu  der  Herstellung  der  Friedhofmauer,  sowie 
der  Gruftkapelle  in  A.  nach  Massgabe  der  bezüglichen  Goncurrenz- 
vorschriften  beizutragen.  Das  Verwaltungsgericht  wies  die  gegen 
diese  Ministerialentscheidnng  eingebrachte  Beschwerde  der  Gemeinde 
B.  aus  nachstehenden  Motiven  als  unbegründet  ab: 

Wie  aus  den  Administrativacten  hervorgeht,  ist  der  Friedhof 
in  A.  um  die  Pfarrkirche  gelegen,  durch  eine  Umfassungsmauer 
gegen  die  angrenzenden  Realitäten  abgeschlossen  und  mit  der  in 
demselben  befindlichen  Gruftkapelle,  welche  nach  der  massgebenden 
Aeusserung  des  Pfarrers  bei  den  üblichen  Friedhofsandachten  als 
Betkapelle  benützt  wird,  im  Grundbuche  eingetragen.  Der  Friedhof 
in  A.  mit  seiner  Umfassungsmauer  und  die  Gruftkapelle  bilden 
demnach  schon  vermöge  ihrer  Zweckbestimmung  und  dauernden 
Verbindung  mit  der  Pfarrkirche  Bestandtheile  und  Zugehör  derselben 
und  tritt  daher  in  vorliegendem  Falle  das  Hofkanzlei-Decret  vom 
20.  Oktober  1825,  Prov.  Ges.  Samml.  für  Böhmen  Bd.  7,  St.  181, 
in  Geltung,  welches,  indem  es  die  Friedhöfe  in  Böhmen  als  Theile 
der  Eirchengebäude  bezeichnet,  die  Bestimmung  trifft,  dass  sich  bei 
Bestreitung  der  Einrichtungs-  und  Herstellungskosten  der  Friedhöfe 
in  der  Regel  nach  den  allgemeinen  Directiven  für  Eirchengebäude 
zu  benehmen  ist. 

Wenn  nun  auch  diesen  directiven  und  allen  kirchlichen  Con- 
currenzvorschriften  zufolge  die  Goncurrenzpflicht  zur  Herstellung  und 
Erhaltung  einer  Cultusaustalt  nicht  blos  die  Confessionsangehörigkeit, 
sondern  auch  die  Möglichkeit  und  Zulässigkeit  der  Benützung  der 
Anstalt  seitens  der  Confessionalen  zur  Voraussetzung  hat,  so  kann 
doch  aus  dem  Umstände,  dass  im  Jahre  1884  in  B.  ein  eigener 
Friedhof  errichtet  und  seitdem  der  Friedhof  in  A.  von  der  Gemeinde 
B.  zu  Beerdigungen  nicht  mehr  benutzt  würde,  die  Befreiung  der 
katholischen  Insassen  dieser  Gemeinde  von  der  Ooncurrenz  zu  den 
aufgelaufenen  Reparaturkosten  für  die  Friedhofmauer  und  die 
Gruftkapelle  in  A.  deshalb  nicht  gefolgert  werden,  weil  der  Plarr- 
friedhof  bis  zum  Jahre  1884  Unbestrittenermassen  auch  als  Be- 
erdigungsplatz für  die  eingepfarrte  Gemeinde  B.  benutzt  worden  ist, 
die  Friedhofmauer  in  ihrem  dermaligen  Umfange  und  die  Gruftkapelle 
schon  damals  bestanden  und  die  Begräbnisstätten  der  bis  zum  be- 


En(8cheidungen  der  Osterreichischen  Rehörden.  175 

zeichneten  Jahre  daselbst  beerdigten  B.er  Insassen  anf  dem  Friedhofe 
in  A.  noch  bestehen,  dieser  Friedhof  daher  in  seinem  seit  dem  Jahre 
1884  unveränderten  Bestände  noch  in  fortdauernder  Benützung  der 
Gemeinde  B.  steht,  wenn  auch  Beerdigungen  von  Leichen  aus  dieser 
Gemeinde  auf  demselben  nicht  mehr  stattfinden.  —  Da  es  sich  nun 
vorliegenden  Falles  nur  um  Herstellungen  am  Friedhofe  in  dem 
Bestände  handelt,  in  welchem  er  von  der  Gemeinde  B.  mitbenutzt 
worden  ist  und  theilweise  noch  mitbenutzt  wird,  so  stellt  sich  die 
aas  dem  Grunde  des  Besitzes  eines  eigenen  Friedhofes  gegen  die 
CoDcarrenz  der  katholischen  Insassen  von  B.  zu  den  fraglichen 
Beparaturkosten  erhobene  Einwendung  als  unbegründet  dar. 

Dieser  Einwendung  steht  aber  weiters  auch  die  Erwägung  ent- 
gegen, dass  den  Objecten,  für  deren  Reparatur  die  katholischen 
Insassen  von  B.  in  Concurrenz  gezogen  wurden,  auch  abgesehen  von 
dem  Bestände  des  Friedhofes,  also  auch  im  Falle  der  gänzlichen 
Auflassung  des  Friedhofes  in  A.  als  Beerdigungsplatz,  die  rechtliche 
Eigenschaft  als  Theile  oder  Zugehör  der  Kirchengebäude  zukommt, 
da  die  Friedhofmauer  zur  Abgrenzung  und  Umfriedung  des  die  Pfarr- 
kirche umgebenden,  als  Begräbnisstelle  benutzten  Eirchengrundes 
dient,  die  Gruftkapelle  aber  nicht  blos  bei  Beerdigungen,  sondern  auch 
bei  sonstigen,  dem  Gedächtnisse  der  Todten  gewidmeten  kirchlichen 
Andachtsübnngen,  also  zu  Cultusz wecken  überhaupt  benützt  wird, 
daher  zweifellos  ein  kirchliches  Nebengebäude  ist.  —  Wie  aber  diese 
Objecto  auch  unabhängig  vom  Friedhofe  und  dessen  Bestand  ein 
Zugehör  der  Pfarrkirche  bilden,  so  kann  die  Gemeinde  B.  die  Be- 
freiung von  der  Beitragsleistung  zu  den  fraglichen  Reparaturkosten 
fflr  die  in  ihrem  Gebiete  wohnhaften  Katholiken  aus  dem  Grunde 
der  Nichtbenutzung  des  Friedhofes  in  A.  zur  Leichenbestattung 
ebensowenig  in  Anspruch  nehmen,  als  diese  sich  der  Concurrenz 
zor  Erhaltung  der  Kirchengebäude  der  Pfarre,  zu  welcher  sie  einge- 
pfarrt  sind,  entschlagen  könnten. 

6,  Für  die  Frage  der  Concurrenepflicht  der  BeneficicUen  für  Pfarrbau- 
herstdlungen  ist  nicht  das  Gcmgruage-setB  vom  19.  April  1885 
Nr.  47  2J.-6r.-jBZ.,   sondern  lediglich  das  Goncurremnormole  vom 

18.  April  1806  massgebend. 
(Entsch.  des  VerwaltangsgerichtBhofes  vom  10.  Dec.  1894    Z.  4109). 

Das  Patronatamt  von  A.  erhob  wider  die  Entscheidung  des 
Ministeriums  fftr  Gultus  und  Unterricht,  mit  welchem  der  Pfarrer 
von  A.  von  der  Beitragsleistung  zu  Pfarrbauherstellungen  befreit 
wurde,   weil   das    reine   Localeinkommen    sich    auf    blos    jährlich 
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24  fl.  90 kr.  beziffere,  die  Yerwaltangsgerichts-Besch werde;  es  behandelt 
in  derselben  die  Znl&ssigkeit  der  Anwendung  des  Oongroagesetzeg 
vom  19.  April  1885  Nr.  47  B.-O.-Bl.  für  die  Frage  der  Heraaziebang 
des  Beneficiaten  zar  Goncarrenz,  da  diesfalls  nar  das  Normale  Yom 
18.  April  1806  massgebend  sei  und  daher  die  Goncarrenzpflicht  des 
Beneficiaten  nur  nach  der  in  dem  Concurrenznormale  vom  Jahre 
1806  festgesetzten  canonischen  Portion  oder  Gongrua  und  den  sich 
hiernach  ergebenden  Ueberschüssen  beurtheilt  werden  kann. 

Da  nun  das  Beineinkommen  des  Beneficiaten  erwiesenermassen 
einen  bedeatenden  üeborschnss  aber  die  im  Normale  vom  Jahre  1806 
festgesetzte  canonische  Portion  von  300  fl.  Gonventionsmünze 
oder  315  öster.  Währung  ausweiset,  so  erscheint  derselbe  unzweifel- 
haft concurrenzpflichtig. 

Die  Beschwerde  wurde  als  unbegründet  abgewiesen. 

Der  V.-G.-Hof  musste  die  Anschauung  der  Beschwerde,  dass 
für  die  Frage  der  Goncurrenzpflicht  des  Beneficiaten  lediglich  das 
Goncurrenznormale  vom  18.  April  1806  massgebend  ist,  als  richtig 
anerkennen ;  nach  Abs.  3  des  Eirchenconcurrenz-Normales  für  Böhmen 
haben  die  Pfarrer  und  Localen,  welche  von  ihrem  Beneficium  mehr, 
als  die  canonische  Portion  beträgt,  geniessen,  nach  einem  gewissen 
Procentsatze  zu  den  Beparaturen  der  pfarrlichen  Gebäude  beizutragen, 
und  es  bestimmt  der  Abs.  5  dieses  Normales,  dass  diese  Beiträge 
nur  von  dem  wirklichen  üeberschnsse  zu  nehmen  und  nach  dem 
Verhältnisse  der  Einkünfte  dergestalt  zu  leisten  sind,  dass,  um  dem 
Pfarrer  auch  für  unvorhergesehene  Fälle  seine  canonische  Portion 
sicher  zu  stellen,  ein  gewisses  Quantum  des  üeberschasses  zum 
Grunde  genommen  und  nach  Mass  als  dieses  steigt,  auch  der  Bei- 
trag bestimmt  werde.  ^  Laut  Abs.  4  sind  jene  Pfarrer,  die  über 
die  canonische  Portion  keinen  Ueberschuss  haben,  von  allem  Bei- 
trage zu  einer  grösseren  Beparatur  und  zur  Herstellung  der  Pfan- 
gebände  frei  zu  lassen. 

Da  nach  §.  3  des  Goucurrenznormales  der  Kirchenpatron  mit 
dem  nöthigen  Beitrage  und  die  Pfarrgemeinden  mit  Hand-  und 
Zugarbeiten  zur  Beitragsleistung  erst  dann  zugezogen  werden,  wenn 
weder  das  Eirchenvermögen,  noch  das  soeben  erwähnte  üebermass 
der  Gongrua  zulangt,  so  beginnt  die  Pflicht  des  Eirchenpatrons  zur 
Beitragsleistung  erst  dann,  wenn  —  abgesehen  von  der  Heranziehung 
des  Eirchenvermögens  —  der  Pfarrer  nicht  concurrenzpflichtig  ist, 
oder  im  Falle  der  Heranziehung  desselben  zur  Goncurrenz,  insoweit 
durch  dessen  Beitrag  die  Auslagen  nicht  gedeckt  erscheinen.  — 
Im   Punkte    6  des   Baunormales   ist  das    stufenweise  absteigende 
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Quantum  des  üeberschusses  über  die  Congraa  als  Massstab  der 
Leistung  des  Pfarrers  bestimmt,  und  wird  derselbe  von  allem  Bei- 
trage erst  dann  enthoben,  wenn  er  keinen  die  Summe  von  100  fi. 
exreiehenden  Uebeischuss  seiner  Einkünfte  hat 

Hiemach  stellt  sich  die  im  Concurrenznormale  gedachte  »cano- 
nische Portion«  oder  Congraa  als  die  fixe  Grundlage  ffir  die  Er- 
mittlung sowohl  der  Pflicht  als  des  Masses  der  Leistung  der  im 
Bannormale  erwähnten  Concurrenten  dar,  und  kann  als  solche  keine 
andere  als  die  im  Jahre  1806  bestandene  Gongrua  gelten,  da  der 
im  Punkte  6  berechnete  Procentsatz  nur  nach  dem  im  Jahre  1806 
bestandenen  Congruabetrage  ermittelt  war  und  durch  die  Annahme 
anderer  und  zwar  höherer  als  der  dazumal  bestandenen  Congrua- 
betrage als  Massstab  fSr  die  Pflicht  und  den  Beitrag  des  Bene- 
ficiaten  die  Concurrenzpflicht  zu  Gunsten  des  Pfarrers  und  zu 
Ungunsten  der  anderen,  erst  nach  dem  Pfarrer  zur  Concurrenz  be- 
rufenen Parteien  sofort  verschoben  wurde. 

Ist  nun  hiernach  die  Ziffer  der  seinerzeit  bestandenen  Congrua 
als  Fixum  für  die  Beurtheilung  der   Pflicht  und   des   Masses   der 
Beitragsleistosg  der  Beneficiäten  anzusehen ,  so  kann  hieraus  noch 
nicht  gefolgert  werden,  dass  mit  Bücksicht  darauf,  dass  durch  die 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  19.  April  1885,  B.  G.  B.  Nr.  47,  er- 
folgte Erhl^hung  der  Congrua  das  Einkommen  des  Beneficiäten  sieb 
durch    die    aus    den    Religionsfonden ,    bezw.    aus    der    staatlichen 
Dotation  zu  gewährende  Ergänzung  vergrössert,   der  Beneficiat  nun- 
mehr, nach  Massgabe  des  durch  diese  Ergänzung  die  frühere  Con- 
grua übersteigenden   Mehrbetrages   des    hiernach,    gegenüber   der 
früheren  Congrua,   sich  herausstellenden   Einkommensüberschusses^ 
coDCurrenzpfiichtig  erscheint  —  Das  Gesetz  des  Concurrenznormale 
erkennt  nämlich  nur  jene  Pfarrer  und  Localen ,   welche  von  T^ihrem 
Beneßcmn€  mehr,   als  die  canonische  Portion  beträgt,  geniessen  \ 
welche  einen  Ueberschuss  »ihrer  Einkünftec  besitzen,  als  concurrenz* 
pflichtig.  —  Unter  Einkünften  aus  einem  Beneficium,  einer  Pfründe ^ 
künnen  jedoch  nur  jene  Einnahmen  verstanden  werden,  welche  eigens 
für  dieselbe  bestimmt  sind,  wie  solche  im   §.  8,  Punkt  1  des  Ges. 
▼om  19.  April  1885,  B.  G.  B.  Nr.  47,  näher  aufgeführt  erscheinen, 
im  Gegensatze  zu  jenem  Einkommen,    zu  dessen  Bedeckung  andere- 
Factoren  hervorgezogen  werden  müssen,  wie  dies  bei  der  Ergänzung 
der  Congrua  aus  dem  Beligionsfonds  der  Fall   ist.    Eine  solche  Er- 
gänzung ist  keineswegs  ein  Einkommen  aus  dem  Beneficium,  dieselbe 
wird  vielmehr  eben  desshalb,   weil  die  mit  dem  geistlichen   Amte 
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verbandenen  Bezüge,  das  Pfründeneinkommen,  für  das  standesmässige 
Minimaleinkommen  nicht  hinreichen,  gewährt. 

Es  kann  sonach  gesetzlich  nar  dann,  wenn  das  Einkommen 
aus  dem  Beneficium  die  im  Jahre  1806  fixirte  Congrua  übersteigt, 
der  Beneficiat  nach  Massgabe  dieses  Ueberschusses ,  nach  den  Be* 
Stimmungen  des  Banconcurrenznormales ,  zur  Concurrenz  herange- 
zogen werden. 

Das  Congraa*Qesetz  vom  Jahre  1885    hat  nar  bezweckt,  die 
Dotationsyerhältnisse  der  katholischen  Seelsorgegeistlichkeit  za  regeln. 
Die  Concurrenz  zn  pfarrlichen  Bauherstellungen  wurde  durch  dieses 
Gesetz    nicht   berührt    und    ist    vielmehr    nach  den   hiefür  erlas- 
senen   besonderen  Vorschriften    und  Normen,    gegebenenfalls   nach 
dem  Pfarrbaunormale  vom  Jahre  1806  zu  beurtheileu.    Die  Heran- 
ziehung des  Beneficiaten  zur  Concurrenz  in  dem  Falle,  als  das  Ein- 
kommen aus   dem  Beneficium   nicht  den    Betrag  der  seinerzeitigen 
Congrua  erreicht,   deshalb,  weil  er  nunmehr  durch  Ergänzung  aus 
dem  Beligionsfonds  ein  die  frühere  Congrua  übersteigendes  Einkom- 
men besitzt,  würde  mit  Bücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §.  3, 
2  lit.  e  des  Congrua-Qesetzes,  wonach  grössere  Bauauslagen,  welche 
einen  Beneficiaten  nach  den  bestehenden  Qesetzen  treffen ,  unter  die 
Ausgaben  seiner  Fassion  einzustellen  sind,  eine  Heranziehung  des 
Religionsfondes  zur  Concurrenz  bedeuten,  was  weder  dem  Wortlaute 
noch  der  Tendenz  des  Congrua*Gesetzes  entspricht,  aber  auch  nach 
dem  Baunormale  vom  Jahre  1806    weder  normirt,  noch  beabsich- 
tigt war. 

Da  nun  das  Beineinkommen  des  Pfarrers  in  A  aus  dem  Bene- 
ficium laut  der  letztadjustirten  Fassion  nach  Vergleichnng  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  nur  24  fl.  90  kr.  beträgt,  erscheint  derselbe 
mit  Bücksicht  darauf,  dass  nach  diesem  Localeinkommen  ein  üeber- 
schuss  über  die  seinerzeitige  Congrua  per  315  fl.  aus  dem  Bene- 
ficium nicht  vorhanden  ist,  nach  dem  Bauconcurrenznormale  nicht 
concurrenzpflichtig. 
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1.  Veräusserung  und  Erwerbung  von  Kirchengut  in  Preussen. 

Das  Pastoralblatt  des  Bisthams  Münster  brachte  über  diesen 
Gegenstand  in  Nr.  3  des  34.  Jahrganges  folgende  bemerkenswerthe 
Aasf&hmng:  unter  Veränssening  (alienatio)  wird  im  kanonischen  Recht 
nicht  nur  die  üebertragung  des  Eigenthums  an  einen  Andern  durch  Ver- 
kauf, Tausch,  Schenkung,  Cession  von  Rechten  und  Forderungen,  son- 
dern auch  jeder  Act  verstanden,  durch  welchen  auch  nur  indirect  eine 
Schmälerung  der  kirchlichen  Rechte  rücksichtlich  des  Eirchenguts 
entstehen  kann  z.  B.  Belastung  von  Grundvermögen  mit  Servituten 
oder  Hypotheken,  Verleihung  zu  Lehen,  Emphyteuse  und  Erbpacht. 
Beiffensiudj  (lus  Canonicum,  Tract.  de  Consecratione ,  Pars  II. 
Tit.  XIII.  de  rebus  ecclesiae  alienandis  vel  non)  sagt:  »Est  autem 
alienatio  omnis  actus ,  per  quem  dominium  transfertur.  Alienationis 
Dornen  in  proposito  sumitur  large  ac  prout  complectitur  omnem 
actum,  quo  dominium  rei  directum  vel  utile  aut  ususfructus  seu  ins 
in  alterum  transfertur.t  und  weiter:  »Alienationis  verbum  continet 
eondnctionem ,  donationem,  venditionem,  permutationem  et  emphy- 
tensis  perpetuum  contractum  atque  etiam  specialis  hypothecae  titulo 
obligationem.t 

Unbewegliche  oder  kostbare  bewegliche  Güter  (im  Werth  von 
fiber  etwa  200  Mark)  von  Kirchen,  Klöstern  und  sonstigen  kirch- 
lichen Instituten  können  nur  dann  in  gültiger  und  erlaubter  Weise 
verfiussert  werden,  wenn  1.  eine  insta  causa  vorhanden  ist,  und 
2.  die  debita  iuris  solemnit^  beobachtet  wird.  Hierzu  bemerkt  Reif- 
fenstuel  (L  c): 

»Non  tamen  ex  hoc  titulo  videtur  prohibitum ,  quin  praelatus 
possit  aliqua  pocula  argentea  (im  Werth  von  unter  200  Mark)  minus 
Qtilia  absque  aliis  solemnitatibus  iuris  alienare ,  seu  veteres  calices 
^nt  omamenta  pro  novis  commutare :  prout  consuetudo,  optima  legum 
interpres,  passim  declarat.c 

Als  gerechte  Ursachen  zur  Veräusserung  von  unbeweglichen 
-oder  kostbaren  beweglichen  Kirchengütern  werden  im  kanonischen 
Rechte  folgende  bezeichnet: 

1.  necessitas  Ecclesiae,  eine  dringende  Nothwendigkeit,  der  auf 
ündere  Weise  nicht  abgeholfen  werden  kann,  z.  B.  Reparatur  der 

12* 


180  Veräusserung  von  Kirchengütem  in  Preiuten» 

Kirche,  Anschaffung  zum  Gottesdienste  nötbiger  Geräthschaften,  Ab- 
legang  von  gekündigten  Passivkapitalien. 

2.  utilitas  Ecclesiae  manifesta,  ein  evidenter  Nutzen.  Es  genügt 
nicht,  dass  das  kirchliche  Institut  keinen  Schaden  leidet,  sondern  es 
wird  ein  augenscheinlicher  Vortheil  verlangt.  Der  Umstand,  dass  die 
Zinsen  des  durch  die  Ver&usserung  erzielten  Kapital»  grüsser  sind, 
als  die  jährliche  Pacht  des  verkauften  Grundstücks,  beweist  an  sich 
noch  nicht  die  utilitas  manifesta. 

8.  pietas,  die  christliche  Liebe,  z.  B.  die  Noth  der  Armen  zur 
Zeit  einer  Hungersnoth,  der  Loskauf  der  Gefangenen,  der  Bau  eines 
Krankenhauses,  für  welches  ein  anderer  geeigneter  Bauplatz  nicht 
vorhanden  ist,  die  Anlegung  eines  Begräbnissplatzes. 

Der  hl.  Ambrosius  (lib.  2  de  Officiis  cap.  28)  sagt  sehr  schGn: 
»Aurum  Ecclesia  habet,  non  ut  servet,  sed  ut  eroget.€  Und  weiter: 
»Nemo  enim  potest  dicere,  cur  pauper  vivitP  Nemo  potest  queri, 
quia  captivi  redempti  sunt.  Nemo  potest  accusare,  quia  templnm 
Dei  aedificatum  est.  Nemo  potest  indignari,  quia  humandis  fideliom 
reliquiis  spatia  laxata  sunt.  Nemo  potest  dolore,  quia  in  sepulturis 
christianorum  requies  defunctornm  est.  In  bis  tribns  generibus  vasa 
Ecclesiae,  etiam  initiata  confringere,  conflare,  vendere  licet.€ 

Die  zur  Yeräusserung  nach  kirchlichem  Recht  vorgeschriebene 
solemnitas  besteht  in  Folgendem: 

1.  Wenn  es  sich  um  Veräusserung  von  Gütern  der  Dom-  oder 
Collegialkirchen  handelt,  so  muss  eine  Kapitelssitzung  vorhergehen, 
in  welcher  die  iusta  causa  geprüft  wird. 

2.  Es  wird  der  consensus  totius  capituli  sen  maioris  et  sanioris 
partis  ipsius  erfordert.  Auf  die  Frage,  welches  Kapitel  seine  Zu- 
stimmung geben  müsse,  antwortet  Bdffenstud :  Resp.  breviter,  quod 
si  Episcopus  est  autor  in  alienatione  rei  Ecclesiae  cathedralis,  vel 
alterius  inferioris,  tunc  requiratur  consensus  capituli  cathedralis. 
Quando  autem  Episcopus  non  est  autor  dictae  alienationis ,  sed 
rector  inferioris  Ecclesiae;  tunc  si  ista  habeat  coUegium,  reqniritur 
atque  sufficit  consensus  collegii  huiusque  subscriptio  nna  cum  aucto- 
ritate  Episcopi.  Quodsi  vero  Ecclesia  inferior  non  habeat  coUegium, 
sufficit,  quod  rector  ipsius  alienet  rem  ecclesiasticam  cum  consenso 
Episcopi.c 

8.  Die  Unterschrifb  des  Kapitels  wird  bei  solchen  Kirchen  ver- 
langt, die  ein  Kapitel  haben. 

4.  Die  Genehmigung  des  apostolischen  Stuhles  ist  endlich 
erforderlich  nach  der  Constitution  9Anibitio8ae€  des  Papstes  Paul  II. 
vom  Jahre  1467  und  der  Bulle  ^Apostolicae  Sedis*  Pius'  IX.  vom 
12.  October  1869. 


Veräusserung  von  Kirchengüiem  in  Preusaen.  181 

Beiffensiuel  bemerkt  hierza :  »Hodie,  de  pancto  iuris  loqnendo, 
D  alienatione  rerum  immobilium  aat  mobiliam  preüosarum  ecclesia- 
aticaram  etiam  requiritur  conseosas  Sammi  Pontificis.  Dicitur  no- 
tanter  de  pundis  iuris  loguendo.  Siquidem  de  coDsaetadine ,  prae- 
eertim  in  Germania  et  locis  ab  Urbe  remotis,  ubi  difficilis  aditus  ad 
Papam  eat,  dicta  Bxtravagans  (»Ambitiosaet)  recepta  uon  est,  saltem 
non  qaoad  hoc,  ut  etiam  inferiores  praelati  Episcopis  subiecti  tene- 
antur  in  eiasmodi  alienationibus  consensum  Papae  requirere ;  adeo  at 
ibi  safficiat  consensns  Episcopi.« 

Friedrich  van  Schügen  bemerkt  ferner  in  seinem  Buche  »Das 
kirchliche  Vermögensrechte,  S.  Band,  1894,  S.  131:  »Ob  zn  Ver- 
ftossernngen  nnter  Umst&nden  auch  die  Genehmigung  des  Papstes 
erforderlich  sei,  ist  für  Deutschland  streitig,  weil  die  Geltung  der 
Constitution  »Ambitiosaec  für  Deutschland  vielseitig  bestritten  wird. 
Die  Frage  ist  vorkommenden  Falls  nur  eine  Gewissensfrage  für  die 
Bischöfe,  welche  eventuell  die  Genehmigung  des  Papstes  vor  Erlass 
des  Alienationsdekrets  einzuholen  haben.  Nach  Erlass  des  Letzteren 
ist  die  Genehmigung  des  Papstes  dritten  gegenüber  keinenfalls  nach- 
zuweisen.c  Obige  Frage  ist  nach  der  Bulle  »Apostolicae  Sedisc  be- 
jahend zu  beantworten. 

Die  Osterreichischen  Bischöfe  und,  soweit  uns  bekannt,  auch 
manche  deutsche  Bischöfe  haben  vom  hL  Stuhle  das  Indult  bean- 
tragt nnd  erhalten,  aus  apostolischer  Vollmacht  die  Veräusserung 
von  Kirchengütern  bis  zu  einer  bestimmten  Höhe  des  Worthes  ge- 
nehmigen zu  können ;  wird  diese  Summe  beim  Verkauf  überschritten, 
80  bedarf  es  eines  besonderen  Becurses  an  den  apostolischen  Stuhl. 
Ebenso  besitzen  manche  Bischöfe  das  apostolische  Indult,  die  Hy- 
pothekenbelastung von  Kirchengut  zu  genehmigen. 

Mag  auch  die  Extravagante  »Ambitiosaet  von  Paul  IL,  welche 
»omnium  rerum  et  bonorum  ecclesiasticorum  alienationero ,  omneque 
pactum,  per  quod  ipsorum  dominium  transfertur,  concessionem ,  hy- 
potbecam,  locationem  et  conductionem  ultra  triennium  nee  non  in- 
feadationem  vel  contractum  emphyteuticum,  praeter  quam  in  casibus 
iure  expressis,  ac  de  rebus  et  bonis  in  emphytensim  ab  antiquo  con- 
eedi  solitis  et  tunc  ecclesiarum  evidente  utilitate,  ac  de  fructibus  et 
bouis,  quae  servando  servari  non  possunt  pro  instantia  temporis  exi- 
gentiat  unter  schweren  Strafen  verbietet,  in  Deutschland  nicht  reci- 
pirt  sein,  so  ist  doch  die  Bulle  i^Äpostclicae  Sedis€  von  Pius  IX., 
welche  die  excomrounicatio  latae  sententiae  nemini  reservata  über  die 
»Alienantes  et  recipere  praesumentes  bona  ecciesiastica  absque  Bene- 
plaeito  Apostoltco  ad  forroam  Extra vagantis  Ambüiosae^  De  Beb. 
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EccI.  DOQ  alienandisc  verhängt,  auch  für  Deutschland  massgebend, 
weil  der  Papst  in  der  Vorrede  zu  der  Balle  erklärt:  easdem  (oen- 
saras)  non  modo  ex  veterum  canonnm  anetoritate,  quatenns  cnm  kac 
Nostra  Constitutione  conveniant,  verum  etiam  ex  hac  ipsa  Constito- 
tione  Nostra,  non  secus  ac  si  primum  editae  ab  ea  fuerint,  vim 
suam  prorsus  accipere  debere,c  und  die  Bulle  für  die  ganze  Eirehe 
rechtmässig  in  Rom  promulgirt  und  in  allen  katholischen  DiOceseu 
verkfindigt  ist.  (Jeberdies  sind  gemäss  der  Entscheidung  der  hl.  In- 
quisition zu  Rom  vom  22.  December  1880  alle  Gewohnheitsrechtein 
Deutschland  bezuglich  der  Veräusserung  von  Eirchengutem  ohne 
päpstliche  Genehmigung  als  aufgehoben  zu  betrachten. 

Von  der  allgemeinen  Regel,  nach  welcher  ohne  die  vorge- 
schriebenen Solemnitäten  kein  Eirchengut  veräussert  werden  soll, 
werden  nach  Beiffenstuel  einige  specielle  Fälle  ausgenommen,  nämlich; 

1.  Excipiuntur  terrulae  et  aliae  huiusmodi  res  exiguae  minusque 
utiles  Ecclesiis  (im  Werth  von  unter  200  Mark);  hae  enim  (concur- 
rentibus  tribus  conditionibus  supra  relatis)  possunt  alienari  absque 
aliis  solemnitatibus  iuris,  puta  absque  praevio  tractatu  et  per  solum 
Episcopum,  non  requisito  expresso  consensu  capituli. 

2.  Alienatio  necessaria  seu  quae  fit  ex  necessitate  iuris,  eo 
quod  ins  praecipiat  illam  fieri.  So  sollen  nach  der  Erklärung  Ni- 
colaus' III.  die  den  Mindernbrfldern  legirten  Immobilien,  wie  Häuser 
und  Grundstücke,  verkauft  und  der  Erlös  für  die  Bedürfnisse  der- 
selben verwendet  werden. 

3.  Res  immobiles  ab  antiquo  in  feudum  seu  emphyteusim  dari 
solitae,  dummodo  id  fiat  in  evidentem  Ecclesiae  utilitatem. 

4.  Locatio  atque  conductio  rei  ecclesiasticae  ad  triennium. 
Viele  Bischöfe  haben  jedoch  vom  apostolischen  Stuhle  das  Indult  er- 
halten, die  Verpachtung  kirchlicher  Grundstücke  auf  längere  Zeit  als 
drei  Jahre  zu  genehmigen. 

5.  Alienatio  seu  potins  repudiatio  rerum,  quae  nondam  sunt  in- 
corporatae  bonis  Ecclesiae,  ut  sunt  res  Ecclesiae  legatae,  sed  non. 
dum  traditae.  Zu  einer  solchen  Ablehnung  ist  jedoch  eine  gerechte 
Ursache  erforderlich. 

6.  Fructus  et  alia  bona  ecclesiastica ,  quae  servando  servari 
non  possunt. 

Die  zur  Veräusserung  von  Eirchengut  kirchenrechtlich  noth- 
wendigste  und  allein  hinreichende  Bedingung  ist  die  Genehmigang 
des  Papstes  bezw.  des  bevollmächtigten  Bischöfe.  Auch  das  Allge- 
meine Landrecht  fär  Preussen  enthält  die  Vorschrift,  dass  Orand- 
stücke  und  Gerechtigkeiten,  die.  einer  Eirehe  gehören,    ohne  ans- 
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drficklicbe  Genebmigang  der  geistlichen  Obern  nicbt  veränssert  wer* 
den  dürfen,  die  Oenebmignng  aucb  nur  dann  nacbgeencht  werden 
soll,  wenn  die  Veränssernng  znm  Besten  der  Eircbe  notbwendig  oder 
von  erheblicbem  Nutzen  ist.  Auch  zu  Verpfändungen  des  unbewegt 
liehen  Eirchenvermögens  erfordert  das  Landrecht  die  Einwilligung 
des  Bischofs. 

Nach  dem  Gesetze  über  die  Vermögensverwaltung  in  den  ka- 
tholischen Eirchengemeinden  vom  20.  Juni  1875  §.  21  bedürfen  die 
Beschlüsse  des  Eirchenvorstandes  der  Zustimmung  der  Gemeinde- 
vertretung XL  A.  in  folgenden  Fällen: 

1.  bei  dem  Erwerb,  der  Veräusserung  oder  der  dinglichen  Be- 
lastung von  Grundeigenthum,  bei  der  Vermiethnog  oder  Verpachtung 
desselben  auf  l&nger  als  zehn  Jahre  und  bei  der  Vermiethung  oder 
Verpachtung  der  den  Geistlichen  und  anderen  Eirchendienern  zum 
Gebrauch  oder  zur  Nutzung  überwiesenen  Grundstücke  über  die 
Dienstzeit  des  jeweiligen  Inhabers  hinaus; 

2.  bei  Veräusserung  von  Gegenständen,  welche  einen  geschicht- 
lichen, wissenschaftlichen  oder  Eunstwerth  haben. 

Die  Beschlüsse  des  Eirchenvorstandes  und  der  Gemeindever- 
tretung bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Genehmigung  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörde  nach  §.  50  des  genannten  Gesetzes  u.  A.  in 
folgenden  Fällen: 

1.  bei  dem  Erwerb,  der  Veräusserung  oder  der  dinglichen  Be- 
lastung von  Grundeigenthum; 

2.  bei  Veräusserung  von  Gegenständen,  welche  einen  geschicht- 
lichen, wissenschaftlichen  oder  Eunstwerth  haben. 

In  denselben  beiden  Fällen  bedürfen  auch  nach  dem  Gesetze 
über  die  Aufsichtsrechte  des  Staates  bei  der  Vermögensverwaltung 
in  den  katholischen  Diöcesen  vom  7,  Juni  1876  die  verwaltenden 
Organe  der  Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde,  abge- 
sehen von  den  anderen  Fällen. 

Die  Veräusserung  eines  zu  einem  kirchlicnen  Beneficium  ge- 
hörenden Grundstücks  kann  zwar  nur  mit  Zustimmung  des  Stellen- 
inhabers, welcher  das  Nutzungsrecht  hat,  geschehen;  im  Uebrigen 
bedarf  es  des  Eintretens  des  Eirchenvorstandes  und  der  Gemeinde- 
vertretung. 

Wird  also  der  Verkauf  eines  kirchlichen  Grundstücks  beab- 
siebtigt,  so  bedarf  es: 

1.  eines  Beschlusses  des  Eirchenvorstandes;  derselbe  muss  ent- 
halten die  causa  insta  alienationis  (d.  h.  necessitas,  utilitas  mani- 
festa  oder  pietas),  die  genaue  Bezeichnung  des  Rechtssubjects  (Eirche, 
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Pastorat,  Vicarie,  Küsterstelle  etc.)«  dem  das  Örandstflck  gehört, 
sowie  des  zn  Yerftossernden  Orandstäcks  anter  Angabe  der  Lage 
(Flur  und  Nummer  des  Katasters)  und  der  Grösse  (nach  Hektar,  Ar 
und  D'-Meter) ,  Mittbeilung  des  gebotenen  Kaufpreises  und  Ortheil 
über  die  Angemessenheit  desselben,  endlich  den  Namen  des  An- 
käufers. 

2.  der  Znstimmung  der  Gemeindevertretung. 

Beide  Beschlüsse  müssen  darch  beglaubigte  Auszüge  ans  dem 
Protokollbache  dokumentirt  und  den  Oberbehörden  eingereicht  werden. 

3.  der  Genehnoigung  der  bischöflichen  Behörde. 

4.  der  Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde. 
Derselbe  Geschäftsgang  ist  einzuhalten  bei  dem  Erwerbe  ?on 

Grnndeigenthum ,  sei  es  durch  Ankaaf,  Schenkung  oder  Umtausch. 
—  Der  tarifmässige  Stempel  muss  in  längstens  vierzehn  Tagen  nach 
ertheilter  Staatsgenehmigang  beigebracht  werden;  alle  Angelegen- 
heiten der  Kirchen  und  milden  Stiftungen  geniessen  jedoch  nach 
§.  3  des  Gesetzes  vom  7.  März  1822  Stempelfreiheit 
Die  Aufsichtsrechte  des  Staates  werden  aasgeübt: 

a.  von  dem  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten 

1.  bei  dem  Erwerb,  der  Veräasserung  oder  der  dinglichen 
Belastung  von  Grundeigenthnm ,  wenn  der  Werth  des  zu  erwerben- 
den oder  des  zu  veräussemden  Gegenstandes,  oder  wenn  der  Betrag 
der  Belastang  die  Summe  von  einhunderttausend  Mark  übersteigt, 

2.  bei  der  Veräasserung  von  GegenständeUi  welche  ^ineu  ge- 
schichtlichen, wissenschaftlichen  oder  Kunstwerth  haben. 

Wenn  der  Werth,  für  den  in  der  Elegel  der  Kaufpreis  entschei- 
dend ist,  weniger  als  einhunderttaasend  Mark  beträgt, 

b.  von  dem  Oberpräsidenten,  falls  es  sich  im  Sinne  des  Ge- 
setzes vom  30.  Januar  1876  um  die  Vermögensverwaltung  in  den 
katholischen  Diöeesen  handelt, 

c.  von  dem  Regierungspräsidenten,  falls  es  sich  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  um  die  Vermögensverwaltung  in  den 
katholischen  Kirchengemeinden  handelt. 

Gegen  Verfügangen  des  Oberpräsidenten  findet  die  Beschwerde 
statt  an  den  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  und  in  den- 
jenigen Fällen,  in  welchen  das  Ressort  des  Ministers  des  Innern  be- 
theiligt ist,  zugleich  an  diesen. 

Gegen  Verfügungen  des  Begierungspräsidenten  findet  die  Be- 
schwerde statt  an  den  Oberpräsidenten,  welcher  endgültig  entscheidet. 

Vergl.  die  beiden  Verordnungen  vom  30.  Januar  1893  (Ge- 
setzessamml.  Seite  11  und  18.) 
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Da  Grundstöcke  ein  weit  sicherer  Besitz  für  die  Kirche  sind, 
als  Kapitalien,  so  werden  die  Kirchenvorstände  im  Interesse  der 
Kirche  handeln,  wenn  sie,  nachdem  sie  eiq  kirchliches  Grundeigen* 
tham  mit  der  erforderlichen  Genehmigung  verkauft  haben ,  ein  an- 
deres gleicbwertbiges  oder  besseres  Grundstock  fOr  die  Kirche  oder 
4a8  betreffende  Beneficium  baldmöglichst  wieder  ankaufen.  Für 
diesen  Ankauf  oder  Erwerb  schreibt  das  geltende  preussische  Staats- 
recht zwar  die  Einholung  der  bischöflichen  Genehmigung  nicht 
anadrucklich  vor,  diese  ist  aber  nach  dem  Kirchenrecbt  zu  beantragen. 


2.  Dispensation  von  Kirchengeboten  während  des  Aufenthalts 

in  fremden  Diözesen. 

Unter  vorstehender  üeberschrift  bringt  das  »Kölner  Pastoral- 
blatt«  (Nr.  1.  Jahrg.  1896)  einen  hochinteressanten  Artikel,  welcher 
der  Anschauung,  wonach  persönliche  Dispensationen  vom  Fasten- 
gebote nur  für  den  Bereich  der  Diözese  Rechtskraft  haben,  entgegen- 
tritt. Da  der  Inhalt  nicht  bloss  far  die  Moral,  sondern  auch  für  das 
kirchenrechtliche  Gebiet  von  eminent  praktischer  Bedeutung  ist,  so 
«oll  der  Wortlaut  desselben  hier  folgen,  ohne  damit  jedoch  der  Ansicht 
des  Verfassers  im  Einzelnen  beizutreten.  Jedenfalls  wird  durch  die 
Ausführungen  soviel  bewiesen,  dass  dieselbe  eine  höchst  wahrschein- 
liche genannt  werden  darf.     Das  genannte  Blatt  führt  aus: 

Die  Manichfaltigkeit  der  Fastenordnung  in  den  verschiedenen 
Ländern  und  Diözesen  ist  gewiss  ein  Zeichen  für  die  Bucksicht,  mit 
welcher  die  Kirche  berechtigte  Bedürfnisse  und  festgewurzelte  Sitten 
behandelt,  sie  wird  aber  nicht  selten  für  den  Reisenden,  den  die 
rasch  fluthenden  Wogen  unseres  Verkehrslebens  bald  hier,  bald  dort 
an*8  Land  werfen,  zu  einer  Quelle  der  Verlegenheit.  Freilich  lebt 
«ine  grosse  Zahl  von  Katholiken  von  vornherein  in  dem  Glauben, 
die  Fastenordnung  der  Heimathsdiözese  sei  die  allgemein  gültige 
oder  doch  für  sie  selbst  überall  massgebende;  aber  dieser  Irrthum 
wird  leicht  durch  den  Zufall  oder  absichtliche  Belehrung  aufgeklärt, 
ohne  dass  damit  gleich  ein  praktisch  gangbarer  Weg  gezeigt  würde  ^). 
Kann  man  dem  im  Auslande  weilenden  Deutschen  die  Pflicht  auf- 


1)  Uebrigens  wird  jene  Praxis  von  dem  bedeutenden  Canonisten  Engel 
<Jtt8.  can.  1.  1.  t.  2.  n.  30)  unter  Berufung  auf  Sanchez  (De  matr.  1.  3.  d.  18. 
q.  1.  n.  7)  in  etwa  entschuldigt ;  auch  La^mann  nennt  sie  »non  oninino 
improbabilis«. 


186     Di$pen8ation  während  des  Aufenthalts  in  fremden  Diö%eBen^ 

laden,  die  alten  und  strengen  Bestimranngen  des  ins  commune  über 
das  Fasten  und  die  Abstinenz  za  beobachten,  oder  soll  er  verpflichtet 
sein,  im  Hotel  statt  der  Speisekarte  zoerst  die  Fastenverordnaag  za 
verlangen  f  um  zu  erfahren,  welche  Indulte  fflr  die  betr.  Gegend  und 
für  Gasthofe  speciell  bewilligt  sind?  Ehe  man  solche  Larten  auf- 
bflrdet,  wörde  man  gewiss  lieber  bereit  sein,  die  Milderungen  unserer 
Fastenpraxis  auch  auf  die  Beisezeit  auszudehnen,  oder  gar,  wenn  die 
Anstrengungen  der  Keise  und  ähnliche  Gründe  es  wOnschenswertb 
erscheinen  lassen,  ganz  vom  Fasten-  und  Abstinenzgebot  dispensiren* 

Allein,  reicht  denn  auch  die  Dispensgewalt  des  Bischofs  und 
der  durch  Gewohnheit  oder  Delegation  sonst  berechtigten  Geistlichen 
über  die  Grenzen  der  Diözese  hinaus?  Ist  nicht  die  kirchliche 
Jurisdiction,  wie  die  Gesetzgebung,  an  das  Territorium  gebunden? 
Und  wenn  in  unserem  Falle  ursprünglich  der  Papst  allein  es  ist,  der 
von  jenen  Pflichten  entbinden  kann,  hat  dieser  nicht  voluntate  legali 
die  Dispensbefngniss  der  Bischöfe  auf  ihren  Sprengel  eingeschr&nkt? 
—  Diese  Frage  scheint  nicht  überflüssig  zu  sein ;  von  sehr  unter- 
richteten Geistlichen  wird  sie  verschieden  beantwortet  und  Gesuchen 
aus  Laienkreisen  mit  der  bedauernden  Erklärung  begegnet,  man  habe 
nur  Vollmacht,  für  den  Bereich  der  Diözese  Dispens  zu  ertheilen. 
Diese  Anschauung  ist  aber  unrichtig;  eine  der  einzelnen  Person  ans 
particulären  Gründen  gewährte  Befreiung  von  der  Verpflichtung  all- 
gemeiner Kirchengesetze  ist  an  und  für  sich  nicht  eingeschränkt  auf 
die  Diözese  des  Dispensirenden ,  sondern  bleibt  als  persönliches  Pri- 
vileg auch  ausserhalb  derselben  in  Kraft.  —  Der  Autoritätsbeweis 
für  diese  Behauptung,  den  wir  auf  das  praktisch  fast  allein  in  Betracht 
kommende  dritte  Kirchengebot  concentriren,  wird  uns  auch  mit  den 
wichtigsten  Innern  Gründen  bekannt  machen. 

Der  erste  Theologe,  der  unseres  Wissens  sich  ausdrücklich 
über  diesen  Gegenstand  ausspricht,  ist  der  berühmte  Lehrer  der 
Moral  und  des  Rechts,  Navarrt^s  (Azpilcueta  1493—1586).  In  seinen 
Consilia  1.  5  de  privil.  c.  6  stellt  er  die  Frage,  ob  man  von  der 
Dispens,  verbotene  Bücher  zu  lesen,  auch  ausserhalb  der  Diözese 
Gebrauch  machen  dürfe.  Nach  scholastischer  Art  bringt  er  erst 
Gegengründe:  1.  Die  bischöfliche  Ezcommunication  wider  gewisse 
Sünden  treffe  nicht  das  ausserhalb  der  Diözese  geschehene  Verbrechen; 
2.  die  Vollmacht,  Sacramente  zu  spenden,  habe  nur  für  das  Terri- 
torium des  delegirenden  Bischofs  Bedeutung;  3.  wer  überhaupt  eine 
local  beschränkte  Jurisdiction  besitze,  könne  nicht  über  diese 
Schranken  hinaus  gemeinkirchliche  Verbote  aufheben.  Zu  Gunsten 
der  weiteren   Auffassung  macht  er  sodann  geltend,  1.  dass  jemand, 
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der  von  seiDem  Ordinarius  die  Erlanbniss  habe,  sich  einen  Beicht- 
vater zu  wählen,  auch  in  einer  andern  Diözese  gültig  absolvirt  werde; 
2.  dass  ab  homine  ertheilte  persönliche  Privilegien  doch  auch  nach 
dem  Tode  des  Verleihers  fortdauern;  S.  >quod  dispensatns  ad  non 
ieiunandum  potest  omittere  ieiuniurn  extra  territorium  concedentis, 
et  qnod,  qui  habet  lieentianoi  comedendi  lacticinia  diebus  pisculentis^ 
videtar  posse  comedere  extra  territorium  eam  concedentisc.  Mit 
dieser  Gegenüberstellung  schliesst  der  offenbar  unvollständige  Casus ; 
doch  hat  schon  Suarez  aus  der  Reihenfolge  der  Argumente  mit  Recht 
geschlossen,  dass  Navarrus  die  Frage  bejahen  wollte.  Jedenfalls  zeigt 
der  letzte  Beweisgrund,  dass  der  Autor  bezüglich  des  Fasten-  und 
Abstinenzgebotes  kaum  Bedenken  trägt,  die  unbeschränkte  Geltung 
persönlicher  Dispensen  zuzugestehen. 

Eine  entschieden  bejahende  Antwort  auf  die  Frage  des  Navarrus, 
sowohl  bezüglich  des  Lesens  verbotener  Bücher,  als  des  Fastens  und 
der  Abstinenz,  gibt  der  besonnene  und  gründliche  Azor  (f  1607)  ^)» 
Zu  den  Objectionen  des  Navarrus  bemerkt  er,  der  Bischof  könne 
zwar  ausserhalb  seines  Sprengeis  keine  Gerichtsbarkeit  ausüben,  dio 
eine  richterliche  cognitio  causae  erheische,  wohl  aber  seine  Juris- 
diction in  Fällen,  die  eine  derartige  Untersuchung  nicht  erforderten, 
auf  seine  Untergebenen  fortwirken  lassen.  —  Die  nächstfolgenden 
hervorragenden  Theologen,  bei  denen  wir  eine  Aeusserung  finden,, 
sind  Sanehesf  (f  1610)  und  Su/orez  (f  1617).  Ersterer  sagt  kurz: 
»Potest  etiam  episcopus  dispensare  cum  suis  subditis  existentibus  ad 
tempus  extra  dioecesim.  Qaia  cum  illi  domicilium  non  mutaverint, 
est  yeros  illorum  praelatns.  Potest  etiam  ab  episcopo  dispensari, 
quamvis  extra  dioecesin  sit  (ipse),  cum  subdito  existente  in  dioecesi» 
Et  ratio  utriusque  partis  est,  quia  etsi  iurisdictio  contentiosa  petat 
ntrumque  intra  terminos  dioecesis  esse:  at  voluntaria^  qualis  est 
dispensatio,  potest  extra  dioecesin  exerceric').  Mit  gewohnter  Um- 
sicht greift  Suarez  *)  die  Frage  an,  indem  er  von  vornherein  die  für 
eine  ganze  Diözese  bezw.  einen  Theil  derselben  bestimmte  und  die 
aus  individuellen  Oründen  einer  Person  ertheilte  Dispens  unterscheidet. 
Jene  hafte  am  Territorium,  diese  an  der  Einzelperson  (cum  ipsa 
persona  semper  incedit) ;  darum  sei  es  »valde  probabilei ,  dass  ein 
80  von  der  Abstinenz  Dispensirter  auch  in  andern  Diözesen  verbotene 
Speisen  geniessen  dürfe.  Als  ersten  Grund  hierfür  nennt  er  den  Usus ; 
unbedenklich  gebrauche  z.  B.  der  Ordensmann  überall,  auch  in  aus^ 

1)  Inrtit.  moral.  1.  5.  q.  6. 

2)  Opo8  mor.  in  praec.  decal.  1.  4.  c.  87.  n.  82. 
8)  De  leg.  1.  8.  c.  26.  u.  12  88. 
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wärtigen  Ordenshäusern ,  die  von  seinem  Provincial  erhaltenen  Dis- 
pensen. Zweitens  bemerkt  er,  habe  das  allgemeine  Eirchengebot  mil 
der  Verschiedenheit  der  Diözesen  nichts  zu  thun;   sei  jemand  von 
der  Verpflichtung  desselben  befreit,  so  sei  nicht  einzusehen,  warum 
diese  Pflicht  mit  dem  Ueberschreiten  der  DiOzesangrenze  wieder  auf- 
lebe.  Drittens  kOnne  der  geistliche  Obere  in  der  Heimath  die  Noth- 
wendigkeit  und  Nützlichkeit  der  Dispensation  weit  besser  beurtheilen, 
als  ein  fremder   Prälat,  der  etwa  sonst  um  Batificirung  derselben 
angegangen  werden   müsste;  daher  sei  jene  weitere  Vollmacht  bei 
dem  Ordinarius  vorauszusetzen.    Endlich  gründe  jede  Dispensation 
von  allgemeinen  Kirchengesetzen  schliesslich  in  ausdrucklicher  oder 
stillschweigender  Bevollmächtigung  durch  den  Papst ;  wenn  aber  der 
Bischof  im  Namen  des  Papstes  dispensire,  so  reiche  die  Wirkung 
seiner  Dispensation  so  weit,  wie  dessen  Autorität.    Darin  liege  nicht 
eine  Verwischung  der  Jurisdictionsgrenzen ;  der  Bischof  fibe  ja  nicht 
formell,  sondern   nur  materiell  Jurisdiction  in  fremder  Diözese,  da 
nicht  der  Akt,  sondern  nur  der  Gegenstand  der  Dispensation  über 
das   eigene  Gebiet  hinausreiche.     Und  nicht  einmal  eine  formelle 
Jurisdiction  in  andern  Diözesen  sei  absolut  unzulässig ;  wenn  dieselbe 
geschehe  ohne  externa  solemnitas  publica,  und  erst  recht,  wenn  sie 
zugleich  der  iurisdictio  voluntaria  angehöre,  sei  sie  biswoilen  gültig 
und  berechtigt.    Allerdings  will  Suarez  dem  auswärtigen  Bischöfe  das 
Recht  zuerkannt  wissen,  die  Benutzung  solcher  Dispensen,  wenn  sie 
öffentlich  und  im  Widerspruch   zur  Ortssitte  sich   geltend    macht, 
von  seiner  Genehmigung  abhängig  zu  machen. 

Auch  Laymann^),  Escobar%  PicMer^),  Sporcr (Kazenberger)*) 
sind  ausdrücklich  für  die  allgemeine  Geltung  persönlicher  Dispensen; 
nach  dem  letztgenannten  Autor  spricht  für  dieselbe  »praxis  et  sensus 
<;ommunis€.  Von  neueren  Theologen  sagt  LehtnktM^),  der  Beisende 
dürfe  sich  zwar  nicht  der  allgemeinen  Indulte  seiner  Heimathsdiözese 
bedienen;  »aliud  dicendum  est  de  dispensatione  generali,  quae  ob 
<;ausam  personalem  concessa  estc.  und  deutlicher  BonquiUan*): 
»Possunt  tarnen  (peregrini)  causa  perseverante  uti  in  alieno  territorio 
dispensatione  prius  obtenta,  saltem  in  foro  interne  et  privatimc. 

Sollen  wir  nun  noch  die  von  Navarrus  vorangestellten  Ein- 
wände genauer  beantworten,  so  könnte  auf  den  ersten,  der  die  terri- 
torial begrenzte  Strafgewalt  des  Bischofs  betont,  zunächst  mit  Sanchez 


l)  Theol.  mor.  L  1.  tr.  4.  c.  23.  n.  16.  —  2)  Theol.  mor.  1.  6.  s.  1.  c.  3. 
n.  17.  —  3)  Jas  can.  1.  1.  t.  2.  n.  54.  —  4)  Sappl.  c.  1.  s.  4.  a.  856.  — 
5)  Theol.  mor.  I  n.  141.  —  6)  Theol.  mor.  fond.  n.  171. 
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erwidert  werden,  dass  die  Einschr&Dkangen »  die  für  die  eigentlich 

riehterliche,  die  strafende  und  zwingende  Jurisdiction  (i.  contentiosa) 

gelten,  nicht  eo  ipso  anf  die  dispensative  mit  freien  Handlungen  der 

Untergebenen  beschäftigte  Gerichtsbarkeit   (i.  volnntaria,  gratiosa) 

übertragen   werden   könne.     Aber  der  Einwand  ist  nur  zur  H&lfte 

wahr;  der  Bischof  kann  auch  über  einen  auswärts  weilenden  ünter«^ 

gebenen  nach   ziemlich  sicherer  Ansicht  Eirchenstrafen  Terhängen^ 

allerdings  nicht  in  Kraft  eines  allgemeinen,  für  die  Diözese  geltenden 

Stra^etzes,    wohl   aber  in  Folge  eines  persönlichen  unter  Strafe 

eingeschärften     Gebotes    (per    mandatum    particalare)    und    nach 

bestimmten  Delicten  durch  seinen  Richtersprnch  (per  sententiaro  par-^ 

tienlarem).    Auch   die  iurisdictio  contentiosa  hat  demnach  eine  ge* 

wisse  Fernwirknng ;  was  nicht  auf  fremdem  Gebiete  ausgeübt  werden 

kann,  das  ist,  wie  Azor  und  Saarez  richtig  bemerken,  externa  so* 

lemnitas  publica,  cognitio  et  strepitus  indicialis. 

Der  zweite  Gegengrand,  dass  der  Bischof  keine  Vollmacht  er- 
theilen  könne,  answärts  kirchliche  Fanctionen  zu  verrichten,  Sacra- 
mente  zxx  spenden  u.  s.  w.,  beweist  noch  viel  weniger.    Eine  der- 
artige Sendung  will  ja  rechtliche  Wirkungen  erzeagen,   nicht  blosa 
f&r  den  Geistlichen,  der  sie  empfängt,  sondern  auch  für  die  Gläu- 
bigen, ZQ  denen  er  gesandt  wird ;  wer  rechtskräftig  eine  solche  Ver- 
figong  treffen  soll,  dem  müssen  offenbar  auch   die  Gläubigen  ala 
snbditi  anterstehen.    Zadem  sind   die  erwähnten  Functionen  in  der 
Segel  an  bestimmte  Aemter  und  örtliche  Wirkungskreise  gebnnden,. 
deren  Besetzung  und  Verwaltung   naturgemäss  keinem  andern,  als^ 
dem  Ordinarius  loci  zustehen  kann.   Und  schliesslich  können  wir  auch 
hier  auf  eine  Ausnahme  hinweisen,   die  unserm  Gegenstande  analoge 
ist;    Nav^arrus  selbst  berührt  dieselbe  in  der  Erwiderung.    Wie  der 
ordentliche  Seelsorger  (Bischof  oder  Pfarrer)  persönlich  überall  die^ 
innere,  sacramentale  Gerichtsbarkeit  über  seine  Untergebenen   aus- 
üben kann ,  so  empföngt  auch  der  auswärtige  Beichtvater,  den  letz- 
tere mit  Erlaubniss  des  Ordinarius  sich  wählen,   nach  der  einstim- 
migen Auffassung  der  Alten  von  diesem  seine  Jurisdiction.  Es  kann 
also  thatsächlich  der  Bischof  wegen  der  dauernden   Beziehung,   die 
zwischen  ihm  und  seinen  Diöcesanen  besteht,  auch  ausserhalb  seines 
Territoriums  denselben  Sacramente  spenden  und  andere  dazu  bevoll- 
mächtigen. 

Die  dritte  Objection  ist  zwar  durch  das  Gesagte  hinlänglich 
beleuchtet,  sie  lässt  sich  aber  zu  einem  neuen,  noch  kaum  betonten 
Argumente  für  unsere  These  umkehren.  Ein  Gesetz,  das  vom  Papste 
erlassen  ist,  sagt  man,  kann  nur  von  diesem  für  die  ganze  Kirche^ 


J 
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vom  Bischöfe  aber  nach  der  ganzen   Natur  seiner  ordentlichen  and 
delegirten  Jurisdiction  blos  für  seine  DiOzese  ausser  Kraft  gesetzt 
werden.    Wir  haben  schon  von  Snarez  gehört,   dass  dies  wohl  ron 
Dispensationen  gilt,  die  nach  Art  von  Diözesanstatuten  für  die  ge- 
eammte    Bevölkerung   oder  ganze   Klassen    derselben  erlassen  und 
öffentlich  promulgirt  werden,  nicht  aber  von  solchen,  die  zun&chst 
und  direct  an  die  einzelne  Person  sich  wenden  (wie  das  praeceptnm 
im  Gegensatz  zur  lex).     Weil  jene  allgemeinen   Ausnahmen  einen 
vorwiegend  localen  Charakter  haben,  darf  man  in  der  Fremde  nicht 
die  in  der  Heimath  geltenden,   wohl  aber  die  des  Aufenthaltsortes 
benutzen.    Welche  Gonsequenz  aber  ergäbe  sich,  wenn  man  im  Sinne 
jenes  Einwandes  auch  den  persönlichen  Dispensen  eine  solche  locale 
Tendenz  anheftete?  Offenbar,  dass  statt  des  Bischofes  der  Heimath 
der  Ordinarius  loci  dieselbe  ertheilen  müsste !  Schlagen  wir  nun  aber 
irgend  eine  ausffihrliche  Moral  auf,  z.  B.  die  des  hl.  Alphons,  so 
heisst  es:   »hie  magna  quaestio  occurrit  disceptanda,  an   peregrioi 
possint  dispensari  ab  Episcopo  loci,  ubi  sunt  ^).€  Da  die  Dispensation 
ein  Act  der  Jurisdiction  ist,  diese  aber  nur  den  Untergebenen  gegen- 
über ausgeübt  werden  kann,  so  spricht  die  Mehrzahl  der  Altern  Theo- 
logen dem  Bischöfe  jede  Befugnisss  ab,  den  stricte  peregrinus,  der 
noch  kein  Quasi-Domicil   erworben   hat,   von  kirchlichen  Pflichten, 
<7elübden  u.  s.  w.  zu  dispensiren.    Dagegen  sehen  wir  bei  dieser  Ge- 
legenheit, wie  sdbsiverB^ßndlich  allen  die  entsprechende  Competenz 
des  episcopus  domicilii  ist.    Denn  abgesehen  davon,  dass  manche  sie 
ausdrücklich  hervorheben:   wäre  sie  überhaupt  irgendwie  zweifelhaft 
erschienen,  so  würden  ja  beide  Parteien  mit  dem  Gedanken  haben 
rechnen  müssen,  da  t4feder  der  Bischof  des  Wohnorts,  noch  der  des 
Aufenthaltsortes  zur  Ertheilung  der  Dispens  competent  sei,   sondern 
nur  eine  Instanz  mit  umversdler  päpstlicher  Bevollmächtigung.  Eine 
solche  Bemerkung  ^findet  sich  aber  nirgendwo.    Uebrigens  besteht 
dieselbe  Schwierigkeit  auch  heute  noch;   wenn  viele  Theologen  dem 
Bischöfe  das  ins  dispensandi  cum  peregrinis  zuschreiben,  so  leugnen 
«s  andere  um  so   entschiedener.    Wer  wollte  es  aber  dem   Sinne 
der  kirchlichen  Rechtsentwickelung  entsprechend  finden,  dass  in  sol- 
chen alltäglichen  Dingen  die  Jurisdiction  der  Bischöfe,  die  gerade 
hier  unter  dem  Zwange  der  Noth wendigkeit  eine  dauernde  Erweiter- 
ung erfahren  hat,  versagte  und  ein  Recurs  an  den  römischen  Stuhl 
erforderlich  würde? 

unsere  Behauptung  also,   dass  Einzeldispensen  vom    Kirchen- 


1)  Theol.  mor.  I,  158. 


CesHon  einer  Hf^othek.  191 

geböte,  die  vom  Bischöfe  (Pfarrer,  Delegirten,  Beichtvater)  in  der 
Heimath  ertheilt  werden,  an  sich  för  die  ganze  Kirche  Geltung 
haben,  wird  von  manchen  Theologen  ersten  Ranges  aasdräcklich, 
von  last  allen  stillschweigend  anerkannt  nnd  durch  die  besten  Ver- 
nunft- und  Rechtsgründe  gest&tzt;  sie  ist  zudem  eine  praktische 
Kotbwendigkeit.  Dass  per  accidens  die  Gefahr  des  Aergernisses  eine 
andere  Beurtheilung  nahelegen  kann,  braucht  kaum  bemerkt  zu  wer- 
den, da  es  vom  Gebrauch  äUer  Privilegien  gilt.  Auch  die  Glausel, 
in  der  Suarez  dem  Bischöfe  des  Aufenthaltsorts  aus  Gründen  des  Ge- 
meinwohls  ein  gewisses  Veto  zuerkennt,  hat  für  das  wirkliche  Leben 
kaum  Bedeutung.  Nur  daran  sei  noch  erinnert,  dass  überall,  wo  es 
sich  um  Dispensation  in  lege  auperioris  handelt,  mag  die  Befugniss 
dazu  eine  delegirte  sein,  wie  in  lege  ieiunii  die  des  gewöhnlichen 
Beichtvaters,  oder  eine  ordentliche,  wie  die  des  Bischofs  und  Pfarrers, 
entsprecbende  Dxspensgründe  nicht  blos  zur  Erlaubtheit,  sondern  auch 
zur  GiiUigkeit  erforderlich  sind. 


3,   Cession  einer  Hypothek  in  Deutschland. 

(Pastoralbiatt  des  Bisthums  Münster,  Nr.  3  des  34.  Jahrganges), 

Schenkt  Jemand  einem  kirchlichen  Institute  eine  hypothekarisch 
eingetragene  Forderung  unter  Ueberreichung  des  Hypothekenbriefes  — 
ob  mit  oder  ohne  Verpflichtungen,  bleibt  für  den  vorliegenden  Fall 
belanglos,  —  so  hat  der  Eirchenvorstand  einen  Annahmebeschluss 
zu  fassen  und  für  denselben  unter  Beilegung  des  Hypothekenbriefes 
und  der  für  die  pupillarische  Sicherheit  des  geschenkten  Kapitals 
sprechenden  Beweisstücke  die  Genehmigung  der  bischöflichen  Behörde 
zu  beantragen.  Um  späteren  Nachtheilen  vorzubeugen,  namentlich 
um  den  Eirchenvorstand  bei  Kündigung  des  Hypotheken-Kapitals  in 
die  Lage  zu  setzen,  eine  löschungsßlhige  Quittung  über  die  Ab- 
tragung des,  wie  wir  voraussetzen,  auf  den  Namen  des  Schenkers 
eingetragenen  Kapitals  auszustellen,  bedarf  es  einer  gerichtlich  oder 
notariell  aufgenommenen  oder  beglaubigten  Abtretung  (Cession)  des 
Hypotheken-Kapitals  an  das  betreffende  kirchliche  Institut. 

Nach  der  Grundbuch- Ordnung  vom  5.  Mai  1872  ist  zur  Ein- 
tragung der  Abtretung  einer  Hypothek  die  Vorlegung  der  Hypo- 
thekenurkunde  erforderlich.  Die  Abtretungserklärung  muss  den  Namen 
des  einzutragenden   Erwerbers  d.  h.  des  kirchlichen  Instituts  ent- 


192  CeaHon  einer  Hypothek. 

halten.  Bei  der  Eintragaug  bedarf  es  nicht  der  Erwähnung  der 
Zwiscbeninhaber  der  Hypothek ;  dem  Grnndbuchamt  mfissen  aber  die 
Zwischenabtretungen  in  ununterbrochener  Reihenfolge  vorgelegt  werden» 
Die  Eintragung  der  Abtretung  wird  auf  der  Hypothenarkunde  ver» 
merkt  und  dieser  Vermerk  mit  der  Unterschrift  und  dem  Siegel  des 
Orundbuchamts  versehen.  Die  vorgelegten  Abtretungserklftrungen 
werden  bei  den  Grnndakten  entweder  in  Urschrift  oder  in  beglau- 
bigter  Abschrift  zurückbehalten. 

Da  der  Eirchenvorstand  eine  öffentliche  Behörde  im  Sinne  des 
§.  35  der  Grundbuch  -  Ordnung  ist,  so  bedarf  er  zur  Cedirung  einer 
Hypothek  an  einen  dritten  nicht  einer  gerichtlichen  oder  notariellen 
Aufnahme  oder  Beglaubigung  seiner  Unterschrift,  sondern  er  erkl&rt 
seinen  Willen  rechtsgültig  in  der  Form  des  §.  19  des  Gesetzes  vom 
20.  Juni  1875  durch  Unterschrift  des  Vorsitzenden  und  noch  zweier 
Mitglieder  des  Eirchenvorstandes  nebst  Beidrücknng  des  Amtssiegels. 

Erfolgt  eine  Theilabtretung,  so  ist  von  der  Hypothekenurknnde 
nach  §.  83  der  Grundbuch-Ordnung  eine  gerichtlich  oder  notariell 
beglaubigte  Abschrift  anzufertigen  und  zugleich  auf  die  Haupturkunde 
der  Vermerk,  welcher  Theil  der  Hypothek  abgetreten,  and  auf  die 
beglaubigte  Abschrift  der  Vermerk,  für  wen  und  über  welchen  Theil 
derselben  die  Abschrift  gefertigt  ist,  zu  setzen.  Soll  die  Theil- 
abtretung  eingetragen  werden,  so  sind  die  Haupturkunde  und  die 
beglaubigte  Abschrift  dem  Grundbuchamt  vorzulegen,  und  ist  die 
Eintragung  der  Abtretung  auf  beiden  Urkunden,  und  neben  dem 
Eintragungsvermerk  auf  der  Haupturkunde  zu  vermerken :  noch  gültig 
auf  (mit  Angabe  der  Summe). 

Soll  die  Hypothek  auf  einen  Vermächtnissnehmer  umschrieben 
werden,  so  muss  die  Einwilligung  des  Erben  oder  dessen  rechts- 
kräftige Verurtheilung  zu  derselben  beigebracht  werden. 
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4.    ber  Informativprozess. 

Von  jeher  war  es  die  gross te  Sorge  der  Kirche,  nur  die  wür- 
digsten Kleriker  mit  dem  bischöflichen  Amte  zu  betrauen.  Deshalb 
ertheilt  der  Papst  nicht  eher  dem  Gewählten  oder  Ernannten  die 
Konfirmation,  als  nach  voraufgegangener  Untersuchung  (Information) 
konstatiert  ist,  dass  der  bischöfliche  Kandidat  die  erforderlichen  Eigen- 
schaften besitze.  (Trid.,  Sess.  XXIT.  c.  2  de  ref. ;  XXIV.  c.  1  de  ref. ; 
Qreg.  XIV.,  Gonst.  Onus  Apostolicae  v.  1591 ;  ürban.  VIII.,  Instr.  de 
modo  conficiendi  processus  super  qualitatibus  promovendoruro  et  statu 
ecelesiarum  v.  1627;  Bened.  XIV.,  Const.  Gravissimnm  Apostolicae 
V.  1757).  üeber  den  Modus  dieses  processus  inforraativus  oder  in- 
quisitionis  veröfientlichen  die  Analecta  ecclesiastica  im  Sept-Oct.- 
Hefte  1896  ein  altes  Formular,  das  einem  geschriebenen  Codex  aus 
dem  Ende  des  17.  Jahrh.  entnommen  ist.  Dasselbe  dient  auch  noch 
heate  mehr  oder  weniger  als  Grundlage  für  den  Informationsprozess, 
wie  er  ex  officio  gefuhrt  wird.  Wegen  des  geschichtlichen  Werthes 
füT  das  Kirchenrecht  möge  das  Formular  hier  einen  Platz  finden: 

Forma  seu  Articnli  inquisitionis  pro  provisione  Cathedralis  Ec- 
clesiae  N.  in  Provincia  N.  de  persona  D.  N.  N.  ad  eamdem  Ecciesiam 
per  Sanctisaimum  D.  N.  designatam  super  statu  illius  et  dicti  D. 
N.  ad  eam  promovendam  qualitatibus  ex  officio  habentibus,  et  recipiendis. 
An  cognoscat  praedictum  D.  N.  N.  promovendum,  et  a  quo 
tempore,  et  ubi,  et  quae  fuerit  causa  cognitionis. 

An  Bit  illius  consanguinens,  propinquus,  amicns,  familiaris,  vel 
inimicus,  aut  odiosus. 

An  dictus  D.  N.  N.  sit  de  legitime  matrimonio  et  honestis,  et 
Catholicis  parentibus  genitus,  seu  procreatns. 
An  seiat  cujus  aetatis  sit  dictus  D.  N.  N. 
An  sciat  D.  N.  N.  esse  fide  catholicum  ortbodoxum  et  timorosae 
conscientiae  et  Dei  honoris  et  salutis  proximi  zelatorem,  et  con- 
suevisse  frequentare  sacramenta. 

An  sciat  D.  N.  N.  honesta  vita  esse,  et  honestis,  et  bonis  mo- 
ribus  praedilum,  gravem,  et  consilio  maturum,  et  vinim  exemplarem, 
et  ma^nae  aedificationis. 

An  sciat  D.  N.  N.  in  vita,  moribus,  vel  doctrina  oflfendisse  seu 
scandalizasse  aliquem  verbis,  vel  opere. 

An  sciat  dictum  D.  N.  N.  fuisse  vel  esse  aliqua  Censura  Ec- 
clesiastica innodatum,  vel  corpore  vitiatum,  vel  aliqua  irregularitate^ 
aut  alio  Canonico  impedimento  omnino  ad  Cathedralis  Ecclesiae  re- 
gimen  promoveri  non  possit,  aut  merito  impediatur. 

An  sciat  dictum  D.  N.  N.  esse  sacris  etiam  Presbyteratus 
ordinibuB  constitutum ,  et  a  quanto  tempore ,  et  an  sciat  illum  fre- 
quentare celebrationem  divinae  Missae  ubi,  et  quando. 

An  sciat  illum  dedisse  operam  alicui  facultati  seu  scientiae,. 
vel  stndaisse  in  aliqno  generali  studio,  seu  üniversitate,  et  cui,  per 
qnaDtam  temporis,  et  a  quo  tempore. 

An  sciat  dictum  D.  N.  N.  esse  doctorem,  vel  licentiatum  in 
Jure  Canonico,  vel  in  utroque  Jure,  in  üniversitate  per  testem  no- 
minata,  vel  aliam. 
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An  sciat  dictam  D.  N.  N.  esse  pradentem,  vel  habere  experien- 
tiam  regiminis  Ecclesiaraoi,  et  administrationis  curae  animaram,  ac 
aliter  aptum  ad  regendum,  et  docendum  Populam  ejus  corae  commit- 
tendum. 

An  sciat  dictum  D.  N.  N.  habere  caeteras  qnalitates  a  sacris 
Canonibas,  et  sacri  generalis  Concilii  Tridentini  decretis  reqnisitas. 

An  sciat  Ecclesiam  N.  ^acasse«  et  a  quo  tempore,  et  per  cajas 
obitnm  et  de  invocatione  et  vocabnlo  dictae  Ecclesiae,  et  in  qaa  Fro- 
vincia  sita  sit,  et  quae  dignitates,  Ganonicatus,  et  Beneficia  Eccle- 
siastica  sint  in  ea,  et  cujus  valoris  et  an  in  ea  sint  omnia  ornamenta, 
et  paramenta  etiam  Pontificalia,  et  alia  ad  divinum  cultnm  neces- 
saria,  et  cujus  Metropolitani  sit  suffraganea,  et  de  situ,  statu,  et 
qualitate  Civitatis ,  et  Diocesis ,  et  de  Beneficiis ,  et  Monasteriis ,  ac 
Ecclesiis  Gollegiatis,  et  Parrocchialibus  in  eis  existentibus. 

An  sciat  verum  valorem  fructuum  reddituum,  et  proventunm 
dictae  Ecclesiae,  et  in  quibus  cousistant. 

Item  interrogetur  de  causa  Scientiae,  et  an  de  praemissis  sit 
publica  vox  et  faroa. 

Completis  examimbus. 

Becipiatur  fidei  professio  emittenda  per  dictum  promovendum, 
juxta  formam  traditam  in  literis  fei.  rec.  Pii  Papae  Quarti  ImActum 
super  forma  juramenti  professionis  fidei,  et  ad  verbum  et  illius  in- 
strumentum  producatur  in  processu  (?). 

Item  in  processu  producantur  Bullae,  seu  Litterae  primae  tonsurae, 
et  reliquorum  omnium  ordinum  per  ipsum  D.  promovendum  susceptornm. 

Item  Privilegium  Doctoratus,  sive  Licentiaturae  iu  Ganonico, 
seu  in  utroque  Jure  obtemptum  seu  obtemptae  in  aliqaa  studii 
generalis  Universitate. 

Item  exprimantur  in  Processu  Beneficia  Ecclesiastica  et  eorum 
qnalitates  et  pensiones,  si  qua,  et  si  quas  habet,  et  retinere  intendit. 

AIV  lümo  et  MoUo  Revmo  Signore  come  frateüo  Monsignore 
N.  Nunzio  di  Nostro  Signore  in  Napoli. 
Intus  vero. 

lUustrissimo  et  molto  Beverendissimo  Monsignore  come  Fra- 
tello.  La  Santitä  di  Nostro  Signore  ha  disegnato  di  provvedere  la 
Ghiesa  di  N.  della  persona  del  Sig.  N.  N.  et  mi  ha  comniesso  che 
facci  il  processo,  e  referisca ;  perö  ritrovandosi  costl  il  detto  Signore, 
ho  voluto  con  questa  pregare  V.  S.  che  sia  contenta  conforme  agli 
Articoli  che  le  mando  con  Tallegata  fare  il  detto  processo  esami- 
nando  ex  officio  quei  testimonj ,  che  pareranno  a  Lei  degni  di  fede 
et  che  conoscono  bene  le  persone  et  possono  far^  testimomanza  della 
vita,  e  qualitä  sue,  et  dello  stato  e  qualitä  di  quella  Ghiesa,  et  depo 
li  faccia  fare  la  professione  della  Fede  Gatholica,  secondo  la  forma 
della  Bolla  di  Pio  iiij  di  Fei.  Mem.  che  per  maggior  caotela  simil- 
mente  se  le  invia  qui  alligata. 

II  che  fatto  Le  piacerä  di  mandarmelo  insieme  con   la  detta 
professione  chiuso  et  sigillato,  et  me  le  raccomando. 
Di  V.  S.  lUma  et  molto  Bevma 

Gome  Fratello.  II  Cardinale  N. 
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5.  Didascalia  apostolorum. 

Einen  höchst  wichtigen  Fand  auf  dem  Gebiete  der  kirchlichen 
Recbtsqaellen  machte  Edmund  Hanler:  Eine  lateinische  Palimpsest- 
Übersetzung  der  Didascalia  apostoloram  (8^  54  S.  Pr.  1,30  M.). 
Derselbe  berichtet  darüber  in  der  Sitzung  der  kais.  Akademie  der 
Wissenschaften  in  Wien.  (Sitzungsber.,  Phil.-hist.  Klasse.  Bd.  CXXXIY. 
Wien  1896.)  Dieser  Fund  ist  desshalb  von  so  grosser  Bedeutung, 
weil  wir  in  ihm  eine  lateinische  Uebersetzung  gerade  des  ältesten 
Theiles  der  Didaskalienliteratur  besitzen,  nämlich  der  syrischen 
Didaskalia,  welche  bekanntlich  die  Grundlage  der  sechs  ersten  BQcher 
der  Apostolischen  Constitutionen,  eine  der  wichtigsten  Quellen  f&r 
das  alte  Eirchenrecht,  bildet. 

6.  Monumenta  Germaniae. 

Für  die  grosse  Ausgabe  der  Leges  Wisigothorum  hat  Herr 
Prof.  Zeumer  im  Frühling  1895  in  Paris  den  Codex  Euricianus  und 
andere  Handschriften  verglichen,  gefördert  durch  die  stets  von  neuem 
2XL  rühmende  Gefälligkeit  der  Herren  Delisle  und  Henri  Omont, 
welch  letzterer  besonders  auch  Herrn  Dr.  Erusch  durch  vielfache 
Auskünfte  verpflichtete.  Der  Druck  kann  vielleicht  schon  in  diesem 
Geschäftsjahre  beginnen,  während  die  Geschichte  der  westgothischen 
Ggbg.  einer  besonderen  Ausführung  vorbehalten  bleibt.  Mit  der 
neuen  Ausgabe  der  Lex  Baiuvariomm  ist  Prof.  Frhr.  v.  Schwindi;  zu 
Innsbruck  betraut,  der  in  den  Osterferien  1897  desshalb  die  italie- 
nischen Bibliotheken  zu  besuchen  gedenkt.  Von  den  durch  Herrn 
Dr.  Schwalm  in  Göttingen  weiter  geführten  Constitutiones  impera- 
torum  steht  der  Druck  des  2.  Bandes  im  Register.  In  der  Abthei- 
Inng  Diplomata  hat  Herr  Prof.  Bresslau,  unterstützt  von  den  Mit- 
arbeitern Bloch  und  Meyer,  den  Druck  der  Urkunden  Heinrichs  H. 
langsam,  doch  stetig  fortgesetzt.  Die  Abtheilung  Leges  hat  am 
9.  März  durch  den  Tod  ihres  rüstigen  und  verdienstvollen  Mitar- 
beiters Herrn  Dr.  Victor  Erause  einen  schmerzlichen  Verlust  erlitten, 
um  so  schmerzlicher,  als  dadurch  zunächst  wieder  der  zweite  Band 
der  Capitularia  regum  Francorum  betroffen  wird,  der  durch  die  Er- 
krankung des  Herrn  Prof.  Boretius  schon  einmal  eine  lange  Hem- 
mung erlitten  hatte.  Dennoch  wird  gehofft,  das  nur  zum  Theil 
abgeschlossene  Sachregister  sowie  die  fehlende  Einleitung  mit  Auf- 
zählung der  Handschriften  noch  in  diesem  Jahre  fertig  zu  stellen. 
Die  Ausgabe  des  Benedidus  Letritaj  für  die  Erause  im  Winter  vor 
einem  Jahre  eine  Reise  nach  Rom  unternommen  hatte,  ist  dem  Pri- 
vatdocenten  Herrn  Dr.  Emil  Seckel  in  Berlin  übertragen  worden. 
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T.  Literatur. 


A.  Recensionen. 

i.  Meyer  (Paid),  Der  römisdie  Konkubinat  nach  den  RedUS' 
quellen  und  den  Imehriflen.  Leipzig,  Teubner,  1895.  VIII) 
196  a.    M.  5. 

Der  Kreis  des  iastam  matrimoniam  iuris  cinlis  war,  wie  M, 
(S.  23)  mit  Beeht  bemerkt,  dnrch  die  Ehegesetzgebung  des  Angostns 
verengt  worden ;  eine  grosse  Anzahl  von  Ehen,  die  bisher  gültig  ge- 
schlossen warden,  war  in  Zakunft  rechtlich  anmöglich.  Die  Hftrte 
dieser  Verordnungen  ward  dadurch  gemildert,  dass  nun  auch  eine 
aussereheliche  Verbindung,  der  Konkubinat,  wenigstens  dem  Nameu 
nach  eine  gesetzliche  Anerkennung  fand  (vgl.  1.  3  §.  1  D.  de  con- 
Cttbinis  [25,  7] :  quia  concubinaius  per  leges  nomen  assumpsit^  extra 
legis  poenam  est).  Der  Konkubinat  im  r(^misch-rechtlichen  Sinn  ist 
ein  auf  die  Dauer  berechnetes  Verhältniss  zwischen  zwei  unver* 
heiratheten  Personen.  Doch  es  besteht  kein  rechtliches  Band  zwi- 
schen den  in  einer  solchen  Verbindung  Lebenden.  »Das  Gesetz  kennt 
zwischen  ihnen  keine  anderen  Beziehungen  wie  zwischen  zwei  an  und 
für  sich  einwandfreien  Personen.c  Alle  rechtlichen  Bestimmungen^ 
die  sich  aus  dem  Verhältniss  der  Ehegatten  ergeben ,  finden  auf  den 
Konkubinat  keine  Anwendung  (S.  78).  Die  Konkubine  theilt  daher 
nicht  Stand  und  Würde  des  Mannes,  mit  dem  sie  lebt.  W&hrend 
Diebstahlsklagen  unter  Ehegatten  ausgeschlossen  sind  und  nur  unter 
gewissen  Voraussetzungen  die  lediglich  auf  den  Ersatz  gerichtete 
actio  rerum  amotarum  gegeben  wird,  steht  die  actio  furti  (die  Straf- 
klage) sofort  und  jederzeit  dem  Konkubinanten  der  Konkabine  gegen- 
über zu  (s.  S.  81).  Das  Verhältniss  ist  stets  und  ohne  alle  Förm- 
lichkeit lösbar.  —  Eine  ähnliche  Stellung,  wie  sie  die  Konkubine  zn 
ihrem  Qenossen  einnimmt,  haben  ihrem  Vater  gegenüber  die  Kinder^ 
die  aus  solchen  Verbindangen  entspringen.  Sie  fallen  nicht  in  seine 
patria  potestas ;  sie  stehen  vielmehr  zu  ihrem  natürlichen  Vater,  der 
im  juristischen  Sinn  nicht  ihr  Vater  ist,  im  Verhältniss  von  extranei; 
sie  besitzen  daher  ihm  gegenüber  kein  Intestaterbrecht. 

Der  Konkubinat  sollte  nach  der  ursprünglichen  Absicht  des 
Augustus  eine  durch  das  öffentliche  Kecht  geduldete  Qeschlechtsver- 
bindung  in  den   Fällen  ermöglichen,  in  denen  der  Abschluss  von 
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iastae  nnptiae   wegen   der   mangelnden    Ehequalification  der   Fran 
anmöglich  war  (S.  27).    Doch  bald  ward  diese  Tendenz  verwischt; 
der  Konkubinat  wurde  da  gestattet,   wo  an  und  fBr  sich  legitimae 
nnptiae  zu  Stande  kommen  konnten.    Da  in  der  ap&teren  Zeit  die 
Ehe  in  Born  yielfach  formlos  geschlossen  wurde,  lag  der  unterschied 
zwischen  Ehe  und  Konkubinat  nicht   in  dem  Einhalten  bestimmter 
Förmlichkeiten»  die  bei  Schliessung  der  ersteren  beobachtet  wurden, 
sondern  allein  in  der  Absicht,  mit  der  die  Verbindung  eingegangen 
warde.    War  eine  maritalis  aifectio  gegeben,  war  die  Meinung  der 
sich  Verbindenden  »auf  eine  dem  Manne  zu  schaffende  rechte  und 
^bte  Nachkommenschaf t€  (S.  87)  gerichtet,  so  lagen  iustae  nuptiae 
Tor.    Bichtig  bemerkt   daher  der  römische  Jurist  Paulus  in   einer 
Stelle  seiner  sententiae  (2,  20) :  concubina  igitur  ab  uzore  solo  dilectu 
Separator  (Collectio  librorum  iuris  anteiustiniani  II  (Berolini  1878),  70. 
Der  Vf.  behandelt  in  den  zwei  Theilen  seiner  Arbeit  den  Kon- 
kubinat unter  den  heidnischen  und  den  christlichen  Kaisern.    Von 
der  ursprünglichen  Beschaffenheit  des  Instituts  ausgehend,  schildert 
er  in  eingehender  Weise  dessen  verschiedene  Seiten,  die  Konkubinen- 
kinder (§.    11-15,  S.   84-59)    und   die   Konkubine   (§.   16—22, 
8.  60—92).     Eine  besondere  Abtheilung  der  ersten  Hälfte  (§.  23-35, 
S.  93—123)  ist  dem  Soldatenkonkubinat  gewidmet.     Während  dieses 
Stfick  der  Arbeil,  das  fiberdies  zum   teil  auf  schwankendem  Boden 
steht,  ffir  den  Ganonisten  von  geringem  Interesse  ist ,    nehmen  die 
Abschnitte  fiber  die  Konkabinenkinder  (S.  34  ff.)  und  die  Konkubine 
(S.  60  ff.)   auch  dessen  Aufmerksamkeit  in  Anspruch.    Es  sei  hier 
hiogewieseii  auf  die  Erörterung   über  die  termini  technici  für  die 
aosserehelichen  Kinder  in  den  Rechtsquellen  (vulgo  concepti,  quaesiti 
—  spurii  —  naturales),  die  durch  eine  Untersuchung  über  die  Bedeutung 
der  Aasdrücke  filius  naturalis,  sparias  filius,  filiaster  in  den  Inschrif- 
ten ergänzt  wird  (S.  39  ff.).    Auch  die  verschiedenen  Bezeichnungen 
der  Konkubine  werden  auf  Grund  des  Materials  der  Inschriften  ange- 
führt (S.  67  ff.). 

Der  erste  christliche  Kaiser  nahm  gegenüber  dem  Institute 
eine  feindliche  Haitang  ein.  Constantin,  seit  dem  der  Name  liberi 
naturales  der  technische  Ausdruck  für  Konkubinenkinder  wird,  (S.  126), 
verbot  nicht  nur  den  Konkubinat  zwischen  den  Senatoren  und  feminae 
bumiles  et  abiectae,  der  bisher  gestattet  war;  auch  in  den  noch 
erlaubten  Fällen  des  Konkubinates  sind  alle  Zuwendungen,  —  sei  es  bei 
Lebzeiten  oder  von  Todeswegen  —  an  die  Konkubine  oder  an  die 
Konkabineiikinder  ungültig  (S.  128  f.)«  Die  Härte  der  Bestimmungen 
Constantins  ward  durch  die  Kaiser  Valentinian  I,  Valens  und  Oratian 
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gemildert ;  die  liberi  natnrales  and  deren  Matter  kOnnen  wieder  in 
beschränktem  umfange  Schenkungen  and  Vermächtnisse  TOn  Srnten 
des  natürlichen  Vaters  empfangen  (S.  134.) 

Die  Oesetzgebang  der  folgenden  Kaiser  zeigt  deren  yerschiedene 
Stellung  gegenüber  der  Einrichtung.  Während  Valentinian  III.  und 
Theodosius  IL  zeitweilig  auf  die  strengen  Bestimmungen  Gonstantins 
zurückgriffen  (S.  135),  zeigt  eine  Konstitution  des  Kaisers  Anastasias 
vom  J.  517  »einen  einzig  dastehenden  Qrad  von  Sympathie  für  die 
Konkubinenkinderc  und  »eine  im  Gegensatz  zu  den  Anschauungen  aller 
bisherigen  christlichen  Kaiser  stehende  Duldung  gegenüber  dem  Kon- 
kubinate (S.  141).  Auch  Justinian  I.  war  demselben  günstig  gesinnt 
Der  Kaiser  räumte  im  Widersprach  mit  der  Rechtsansohauung 
der  früheren  Zeit  f&r  den  Fall,  dass  keine  legitimen  Nach- 
kommen und  keine  Ehefrau  vorhanden,  den  liberi  naturales  und 
ihrer  Mutter  sogar  ein  allerdings  dem  Umfang  nach  beschränktes 
Intestaterbrecht  am  väterlichen  Vermögen  ein  (S.  147).  Die  Aner- 
kennung, die  das  Verhältniss  schon  längst  durch  das  Öffentliche 
Recht  erlangt  hatte,  war  nun  auch  von  privatrechtlichen  Vorteilen 
begleitet. 

Die  legitimatio  per  subsequens  matrimonium,  die  unter  CSod- 
stantin  (s.  S.  131)  und  unter  Kaiser  Zeno  (s.  S.  139)  den  Charakter 
einer  einmaligen  Vergünstigung^  hatte ,  wird  unter  Justinian  L ,  wie 
schon  Kaiser  Anastasius  gewollt  hatte  (s.  S.  139),  zu  einer  bleiben- 
den, nicht  wieder  aufgehobenen  Einrichtung  (S.  145).  Die  legiti- 
matio per  oblationem  curiae,  die  von  den  Kaisern  Theodosius  IL 
und  Valentinian  IIL  in's  Leben  gerufen  worden  war  (S.  186),  behielt 
auch  Justinian  bei  (S.  148);  sie  dient  weniger  dem  Interesse  der 
Konknbinenkinder  als  dem  der  Municipien  und  des  Staates.  Indem 
der  Vater  seinen  filius  naturalis  der  Kurie  seiner  Vaterstadt  anbietet, 
erlangt  derselbe  allerdings  die  legitima  successio  in  das  ganze  Ver- 
mögen des  Vaters;  er  ist  aber  auch  zu  all*  den  Lasten  verpflichtet, 
die  so  schwer  auf  dem  Stande  der  Gurialen  lasteten.  In  den  Fällen, 
wo  eine  Legitimation  der  Kinder  durch  nachfolgende  Ehe  wegen  des 
Todes  der  Konkubine  nicht  möglich  war  oder  dieselbe  des  Namens 
einer  Ehefrau  nicht  würdig  erschien,  gewährte  Justinian  die  Legiti- 
mation durch  eine  besondere  Verfügung  (legitimatio  per  rescriptum 
principis,  s.  S.  151).  Der  Konkubinat  ward  noch  lange  im  ost- 
römischen Reiche  geduldet ;  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  9«  Jahr- 
hunderts erliess  der  Kaiser  Basilius  I.  Macedo  (867 — 886)  ein  un- 
bedingtes Verbot  desselben,  das  von  seinem  Sohne  Leo  VI.,  dem 
Weisen  (886—912)   wiederholt  wurde.    »Zwischen  Ehe   ond   Ehe- 
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loeigkeitcc  sagt  Kaiser  Leo  in  der  89.  Novelle,  »gibt  es  kein 
erlaubtes  Mitteldinge  (las  Oraeco-Romannm  ed.  C.  E.  Zachariae  a 
Lingeuthal  lU,  187). 

In  einem  Anhange  (§.  54  ff.  S.  161—168)  bandelt  M.  »von  der 
cbristliehen  Kircbe  des  Abendlandes  nod  dem  cbristlich-germanischen 
Staat  in  ihrem  Verhältnisse  zam  Eonkabinat.€  Dem  Verf.  ist  leider 
ebenso  die  kurze  aber  lehrreiche  Erörterung  von  B«  v.  Seherer,  »Ueber 
das  Eherecht  bei  Benedict  Levita  und  Pseudo-Isidor,  Qraz  1879, 
8.  4  ff  wie  die  weitläufige  Darstellung  von  Freisen,  Geschichte  des 
eanonisehen  Eherechts  bis  zum  Verfall  der  Glossenliteratur,  Tübin- 
gen  1888,  8.  45  ff.  ganz  entgangen.  So  zeigt  gerade  dieser  Theil 
der  Arbeit,  der  zunächst  das  Interesse  der  Ganonisten  in  Ansprach 
nimmt,  nicht  unbedeutende  Mängel.  Die  Aeusserang  Papst  Leo's 
des  Grossen  über  das  Konkubinat  in  dem  Schreiben  an  Rusticus 
von  Narbonne  —  aus  dem  nicht  blos  die  inquisitio  4  (Migne  P.  L. 
eol.  1204),  sondern  auch  die  inqn.  6  (Higne  col.  1205  vgl.  c.  11 
C.  82.  q.  2)  heranzuziehen  war,  —  erfahren  durch  das  urteil:  »Der 
Papst  missbilligt  den  Konkubinat,  ohne  ihn  jedoch  zu  verbietenc 
(S*  164)  eine  Auslegung,  die  mir  nicht  begründet  erscheint.  Scherer 
a.  a.  0.  S.  5  ist  wohl  im  Recht,  wenn  er  glaubt,  Leo  sei 
>der  Konkubinat  des  römischen  Rechtes  eine  sträfliche,  unerlaubte, 
eine  nachfolgende  Ehe  mit  einer  anderen  Person  in  keiner  Weise 
hindernde  Verbindung,  in  nichts  verschieden  von  jeder  anderen 
anaserebelichen  Geschlechtsgemeinschaf tc.  —  Der  Titel  19  des  vom 
5.  Lateranconcil  bestätigten  französischen  Goncordates  vom  J.  1516 
hat  nicht  den  Konkubinat  im  römisch-rechtlichen  Sinn  im  Auge. 
Das  zeigen  die  Worte  des  Titels  in  deutlicher  Weise  (Et  cum  omne 
formcatiQms  crimen  lege  divina  prohibitum  sit  et  sub  poentf  peccati 
mortalis  necessario  evitandum,  monemus  omnes  laicos  tam  uxoratos 
quam  solutos,  ut  similiter  a  concubinatu  abstineant.  Hardouin,  Col* 
leetio  Conc  IX,  1878/79;  s.  die  Stelle  auch  im  Liber  Septimus  c  1 
de  concabinariis  et  fornicatoribns,  V,  16).  Das  Concil  von  Mainz, 
dessen  c  15  übrigens  mit  a  17  des  1.  Concils  von  Toledo  identisch 
ist,  wird  mit  mehr  Recht  in  das  Jahr  852  (statt  851)  versetzt ; 
s.  Dümmlery  Geschichte  des  ostfränk.  Reiches  2.  Aufl.  I,  860,  Anm.  1. 

Das  Hanptverdienst  der  Arbeit,  von  der  die  SS.  5 — 83  als 
Inauguraldissertation  der  juristischen  Facultät  der  Universität  Berlin 
uqfegeben  wurden,  liegt  wohl  in  der  Heranziehung  und  Verwerthung 
dee  reichen  epigraphiscben  Materials.  Da  aber  nicht  blos  den  Gano- 
nisten, sondern  auch  dem  Civilisten  in  der  Regel  die  zur  Würdigung 
desselben  nöthigen  Kenntnisse  in  der  Inschriftenkunde  fehlen,  so 
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wäre  08  wohl  passend  gewesen,  wenn  der  Verf.  auf  ein  so  bequemes 
Hilfsmittel,  wie  es  CatßuU  (B.)  in  seinem  Conrs  d'^pigraphie  latine, 
2.  ^d.  Paris  1889,  bietet,  ?erwiesen  hätte.  An  der  Hand  eines 
solchen  Führers  findet  sich  aach  der  Laie  rasch  in  dem  inschrift- 
lichen Material  znrecht. 

Die  Darstellung  des  Buches  ist  vielfach  zu  breit  und  ?oq 
Wiederhol nngen  nicht  frei.  Verräth  so  das  Werk  in  mancher  Be- 
ziehung den  Charakter  einer  Erstlingsschrift,  so  verdient  es  doch 
durch  die  erschöpfende  und  liebevolle  Behandlung  des  Stoffes  volle 
Beachtung;  derOanonist  wird  in  ihm  ein  Mittel  finden,  die  Institute 
der  Kirche  nach  ihrer  historischen  Bntwickelung  zu  erfassen. 

Die  Ausstattung  des  Buches  ist  trefflich.  —  S.  88  Anm.  163 
ist  lege  quidem  j>ermittente  (statt  promittente)  zu  lesen,  wie  die 
von  mir  benätzte  Ausgabe  Pothiers  (Paris  1818)  richtig  liest; 
S.  164  Z.  18  ist  Eice  statt  ecce,  ebd.  Z.  19  filio  statt  filüs 
zu  lesen. 

Ein  doppeltes  Register  —  ein  sachliches  und  ein  Quellenregister 
—  erleichtert  die  Benützung  des  lehrreichen  Buches. 

2.  Friedberg  (E.),  Das  kanonische  und  das  KirchenredU 
(Rede*  des  antretenden  Rectors  beim  Bectorats Wechsel  an  der 
Universität  Leipzig  am  31.  Oc tober  1896).  Leipzig,  A.  Edel- 
mann.   40.  S.  32. 

3.  Universiie  de  Lausanne.  —  Beeueü  puHiS  par  la 
FacuUe  de  droit  ä  Toccasion  de  Pexposition  nationale  Luisse 
Qenöve  1896.  Lausanne,  Ch.  Viret-Oenton,  1896.  49.  4  Bl. 
535  S. 

1.  In  grossen  Zügen  schildert  der  unermüdliche  Leipziger 
Kirchenrechtslehrer  zunächst  die  äussere  Geschichte  des  kanonischen 
Rechts;  der  Inhalt  desselben  wird  nach  ihm  dadurch  bestimmt,  dass 
es  kosmopolitisch,  ideal-christlich  und  conservativ  ist  (S.  11).  I>^ 
anschaulicher  Darstellung,  zu  der  ihn  auch  hier  seine  Specialstudien 
beßhigen,  zeichnet  F.  zuletzt  die  Geschichte  des  Studiums  des  kano- 
nischen Rechts  an  den  deutschen  Universitäten.  Der  persönliche 
Standpunkt  des  Verf.  macht  sich  wohl  in  der  Auffassung  der  histo- 
rischen Vorgänge  geltend,  doch  leuchtet  aus  der  Rede  Tielfach  ein 
so  gesunder  Sinn  und  eine  so  offene  Anerkennung  des  Grossartigen 
in  der  katholischen  Kirche  hervor,  dass  auch  der  Katholik  mit  In- 
teresse den  Ausführungen  des  Redners  folgen  wird.  »Staunend« 
sagt  derselbe  (S.  9)  »überblicken  wir  die  Fülle  von  reehtÜQhen  Ei^ 
Scheidungen,  welche  die  Päpste  selbst  in  den  Zeiten,  wo  die  grüssteü 
politischen  Fragen  sie  ganz  iu  Anspruch  nahmen,  mit  reifer  Ueber- 
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legaog  und  feinem  juristischen  Takte  Woche  für  Woche,  ja  Tag 
f&r  Tag  za  erlassen  niemals  ermüdeten. c  Richtig  bemerkt  F.  von 
der  Stelkmg  der  Kirche  gegenfiber  der  Leibeigenschaft:  »wenn  wir 
-ehrlich  sein  wollen,  so  werden  wir  sagen  mftssen,  sie  (die  Kirche) 
konnte  nicht  mehr  tfann,  wenn  sie  nicht  eine  völlige  soziale  Bevo^ 
Intion  herbeiführen  wollte^  (S.  15). 

2.  Von  den  Abhandlungen,  die  der  vorzüglich  ausgestattete 
Sammelband  enthält,  kommt  nur  eine  für  das  Kirchenrecht  in  Be- 
traebt.  H.  Brocher  de  la  Flechere  bringt  in  seiner  Arbeit  L'^glise 
et  le  droit  (S.  199—240)  mehr  allgemeine  Betrachtungen  als  die 
i^nellen  berücksichtigende  Eüneelnheiten.  Die  Teile  schliessen  sich 
nicht  fest  aneinander.  Auf  Erörterungen  über  die  Verfassung  der 
alt-christliefaen  Kirche  folgen  Auseinandersetzungen  über  die  Zins- 
lehre des  Mittelalters  und  schliesslich  Empfehlung  eines  allgemeinen 
Bechtounterriehts.  Das  positive  Recht  ist  nach  dem  Verf.  Sache 
4es  Staates,  die  Moral  Sache  der  Kirche  (S.  225).  Ge  sont  ces 
^mventions,  qui  constitnent  le  droit  positif  (S.  208).  La  raison 
d*Stre  de  l'^glise,  c'est  la  verit6;  ette  doit  laisser  ä  d'auires  les 
^nätes  de  la  faree,  de  la  iusiice^  de  la  eharite.  Eäe  est  essentieMe^ 
tnent  une  eeole  (8.  286).  Br.  macht  aus  seinem  Skepticimus  kein 
Hehl  (Les  perspectives  d'outre-tombe  doivent^elles  disparaitreP  II 
ne  m'appartient  pas  de  rdpondre  S.  234). 

München.  Dr.  H.  M.  Gietl. 

4.  Die  Profeseiones  Fidei  der  Päpste.  Eine  kirchen- 
rechtliche Untersuchung  von  Cr.  BuscKbeU.  Münst.  Disa.  (Sonder- 
abdruck  aus:  Römische  Quartalschrift.  10.  Bd.  Jahrg.  1896). 
Rom.  8^  82  S. 

In  meiner  Schrift:  Die  Th&tigkeit  und  Stellung  der  Kardinäle 
bis  Papst  Bonifaz  VIII.  bemerkte  ich  bei  der  durch  das  Thema  .ge- 
forderten kürzeren  Erörterung  der  Frage  nach  den  päpstlichen  Wahl- 
kapitalationen  innerhalb  des  bezeichneten  Zeitraums  und  der  damit 
zusammenhängenden  Professio  Bonifatii  VIII.,  welch'  letztere  fast 
allgemein  als  unecht  bezeichnet  und  in  die  Zeiten  des  Schismas 
bezw.  des  Konstanzer  Konzils  versetzt  wird,  dass  über  dieses  angeb- 
liche Glaubensbekenntnis  eine  Arbeit  ans  dem  Kreise  des  H.  Prof. 
Finke  in  Münster  erscheinen  werde.  Dieselbe  liegt  nun  vor.  Dooh 
behandelt  ihr  Verf.  nicht  bloss  diese  ejne  interessante  Frage,  son- 
dern in  der.  Erkenntnis,  dass  die  von  den  Päpsten  von  frühe  an  im 
Anfang  ihres  Pontifikats  abgelegten  Glaubensbekenntnisse  noch  nicht 
iaa  Zusammenhang  und  vollständig  untersucht  worden  seien,  beginnt 
er  ab  ovo.    Namentlich  wird  zum  erstenmal  auch  die  diesbezügliche 
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Formel  des  Kardinals  Deusdedit  n&ber  beigezogen.  Den  Kernpunkt 
der  Arbeit  aber  bildet  doch  die  Professio  Bonifatii  VIII.!  welch' 
merkwürdiges  Aktenstfiek  viel  untersucht,  aber  dessen  Echtheit  oder 
Unechtheit  noch  keine  üebereinstimmung  erzielt  worden  sei.  Die 
bisherige  Beweisführung  der  F&lschung  sei  völlig  (??)  misslungCD 
und  habe  die  Forschung  ganz  anders  einzusetzen.  (S.  7).  Und  das 
hat  der  Verfasser  auch  geleistet« 

Im  §.  1  des  1.  Kapilels  findet  sich  die  Darstellung  der  bis- 
herigen Erörterung  der  Frage  und  deren  gegenwärtigen  Stand.  §•  2, 
welcher  übrigens  sachgemftss  hätte  zum  2.  Kapitel  gemacht  werden 
sollen,  beschreibt  die  Entwicklung  der  bischöflichen  und  päpstlichen 
Qlaubensbekenntnisse  vor  der  Weihe  und  enthält  eine  erstmalige 
Aufzählung  der  päpstlichen  Synodiken  d.  h.  jener  Schreiben  der 
Päpste,  in  welchen  sie  dem  allgemeinen  Gebrauch  entdprechend 
anderen  Kirchen  ihre  Wahl  anzeigten  und  zugleich  das  Glaubensbe- 
kenntnis beifügten«  Die  letzte  Synodik  stamme  von  Leo  III.  (795 — 
816).  Die  Ablegung  des  Olaubensbekenntnisses  vor  der  eigenen  Ge- 
meinde habe  ebenfalls  höchstens  bis  zum  Ende  des  8.  Jahrhunderts 
gedauert.  Formulare  nun  fQr  Glaubensbekenntnis  Und  Synodik  ent- 
hält der  Liber  diurnus  n.  83,  84,  85,  deren  Alter  dann  im  An- 
schluss  an  andere  Forscher,  wie  Siekel^  DuchesnCy  Friedrich^  Bar^ 
mann,  erörtert  wird.  (Kap.  2).  Besonders  interessant  aber  ist  die 
eingehende  Untersuchung  über  die  bei  Deusdedit  sich  findende 
Formel.  Im  3.  Kapitel  wird  aufs  bestimmteste  erwiesen,  dass  dieser 
Kardinalpresbyter  die  Formel  83  des  Liber  diurnus  in  keiner  anderen 
Absicht  geändert  hat,  als  um  die  alten  Kechte  der  Kardinalkleriker 
in  der  Papstwahl  und  in  der  Anteilnahme  an  der  Regierung  der 
Kirche  gegenüber  den  Kardinalbischöfen,  welchen  Nikolaus  IL  in 
seinem  berühmten  Wahldekret  vom  Jahre  1059  die  führende  Bolle 
in  der  Besetzung  des  päpstlichen  Stuhles  zugesichert  hatte,  zu  ver- 
teidigen. So  stellt  sich  auch  diese  Fälschung  in  gleiche  Reihe  mit 
jenen  anderen,  in  gleicher  Absicht  vollzogenen  desselben  Kardinals, 
auf  welche  22^e{,  Scheffer-Boiehorst,  Hrfele,  Oraueri,  Martens 
aufmerksam  gemacht  haben.  Vgl«  die  Thätigkeit  und  Stellung  der 
Kardinäle  S.  130  f.  Doch  wird  die  Tendenz  des  Deusdedit  entschie- 
den überspannt,  wenn  der  Satz:  »ego  ille  sanctae  Bomanae  eeclesiae 
presbyter  et  electus,  ut  fiam  .per  Dei  gratiam  humilis  huius  sanctae 
apostolicae  sedis  antistes,  profiteor  tibi,  beate  Petre  ....  sanctae- 
que  tuae  eeclesiae,  quam  bodie  tuo  praesidio  regendam  susoipio, 
quod  verae  fidei  rectitudinem  ....  cnstodire«  dahin  interpretiert 
wird:  »damit,  in  der  AbsidU,  dass  er  dadurch  Papst  werde,  muss 
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der  Gewählte  das  Bekenntnis  ablegen.  Klingt  der  Finalsatz  nicht 
gerade«  als  ob  der  ElectnSf  um  Papst  werden  au  kännen,  sich  zuerst 
dem  Gelöbnisse  habe  unterziehen  müssen,  das  ganz  im  Interesse  der 
Kardinalkleriker  gebalten  warPc  Es  ist  aber  sicher  nicht  so  zu 
konstruieren,  sondern :  electns,  ut  flam  ....  antistes,  profiteor . . ,  ^ 
quod  =3=  ich  gewählt,  am  Papst  zu  werden  =  ich  zum  Papste  ge- 
wählt, gelobe  TL  s.  w.  Das  ist  ganz  ebenso,  wie  es  in  der  Formel 
83  des  Liber  diurnus  heisst:  »ego  .  .  .  electus  futurusque  .  .  .  an* 
tistes.c    Also  mnss  die  gesuchte  Interpretation  wegfieillen. 

Den  Schwerpunkt  der  Arbeit  aber  bildet  Kap.  4.  die  Professio^ 
Bonifatii  VlIL  Zunächst  wird  auch  hier  wieder  der  Stand  der  Frage- 
dargelegt Fast  allgemein  wurde  schon  bislang  das  Glaubensbe- 
kenntnis für  unecht  erklärt.  Ueber  den  Zeitpunkt  der  Entstehung^ 
aber  gingen  die  Meinungen  auseinander.  Weil  die  Formel  erst  zur 
Zeit  des  Konstanzer  Konzils  auftritt,  wurde  sie  in  diese  Zeit  versetzt 
(Hinsckius)j  oder  aber  jedenfalls  nach  dem  Jahre  1852  angesetzt 
(Souehon).  Nun  meint  Verf.,  dass  alle  bisherigen  Beweise  für  die 
Fälschung  völlig  misslungen  seien«  Allein  dem  kann  ich  nicht  bei- 
pflichten. Nach  dem  was  zum  Teil  auf  Grund  früherer  Bemerkungen 
Yon  SouehoH  und  Fihke  an  Gründen  gegen  die  Echtheit  der  Pro- 
fessio  Bonifetri  VIH.  zusammengestellt  worden  war,  war  auch,  ob- 
gleich, wie  Verf.  erweist,  der  eine  oder  andere  Grund  Sauchans  nicht 
stichhaltig  ist,  m.  E.  die  Unechtheit  entschieden.  Allein  schon  der 
Umstand,  dass  es,  wie  Sauchan  S.  20ß  f.  bemerkt,  in  vier  aus  fünf 
Handschriften  heisst  »filiorum  meorum  cardinaliumc  und  dass  daa 
also  im  Original  der  Professio  gestanden  haben  mnss,  erweist  daa 
QBgescbickte  Machwerk,  dessen  Verfasser  keine  Ahnung  hatte  von 
der  Genauigkeit,  mit  welcher  man  in  Rom  die  richtigen  Titulaturen 
und  zwar  gerade  die  der  Kardinäle  einhielt  Vgl.  meine  Schrifit 
die  Thätigkeit  und  Stellung  der  Kardinäle  S.  167.  Auch  hat 
Sauchan  schon  die  Vermutung  aufgestellt,  die  Professio  könnte 
franzüsisches  Qewächs  sein  (S.  204).  Dagegen  ist  es  das  unge- 
schmälerte Verdienst  vorliegender  Arbeit,  es  recht  wahrscheinlich 
gemacht  zu  haben,  dass  dem  Verf.  eines  Aktenstückes  aus  der  Zeit 
des  Streites  zwischen  Bonifaz  VIII.  und  Philipp  dem  Schönen  oder 
aus  dem  Nachspiel  dieser  Tragödie  bereits  die  Form  der  Professio 
▼orgelegen  haben  muss,  die  wir  heute  die  Professio  Bonifittii  VIII. 
nennen.  So  ist  auch  der  französische  Ursprung  noch  wahrscheinlicher 
geworden.  Deber  den  Verfasser  des  Schriftstückes  aber  ist  so  gut 
wie  nichts  zu  statuieren.  Demgemäss  wird  in  der  vorliegenden  Ar- 
beit die  Annahme,  dass  die  Golonna  und  speziell  der  rechtskundige 
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Johannes  lUonachas,  also  Kardinäle,  die  Hand  int  Spiele  gehabt 
hätten,  doch  selber  wieder  zurückgenommen,  weil  Kardinäle  aui 
jeden  Fall  die  Sache  geschickter  gemacht  hätten.  Johannes  Mo- 
nachus  kann  auch  deswegen  nicht  in  Frage  kommen,  weil  er  im 
geraden  Gegensatz  zu  der  Professio  die  Abdankung  des  Papstes  so- 
gar ohne  Mitwirkung  der  Kardinäle  für  möglich  erklärt«  Ygl.  die 
Thätigkeit  und  Stellung  der  Kardinäle  S.  231.  Ein  letztes  Kapitel 
endlich  schildert  eingehend  die  Versuche  während  der  Zeit  der  Be« 
formkonzilien,  die  Professio  Bonifatii  VIII.  ins  Leben  überzuführen. 

Zum  Schluss  sei  angefügt,  dass  es  nicht  ausgeschlossen  ist, 
dass  in  diese  zur  vollen  oder  annährenden  Lüsung  gebrachten  oder 
auch  noch  ganz  ungelösten  Fragen  künftig  weiteres  Licht  kommt  Es 
müssen  nämlich  wohl  noch  weitere  Aktenstücke  vorhanden  sein,  in 
welchen  vom  Standpunkt  des  Todfeindes  Bonifaz  VIII.  aus  die  Ab- 
dankung Cölestins  V.,  die  ja  in  der  Professio  Bonifatii  VIII.  eine  so 
bedeutende  Bolle  spielt,  behandelt  ist.  Eben  das  in  dieser  Arbeit 
geschickt  benützte  Schriftstück  weist  auf  die  Verhandlungen  der 
Sorbonne  über  die  Legitimität  Bonifaz'  VIII.  hin,  in  welchen  sicher 
die  Frage  nach  der  Erlaubtheit  oder  Qültigkeil  des  Bücktritts  Cö- 
lestins V.  in  erster  Linie  stand.  Auch  Denifle,  Chartularium  uni- 
versitatis  Parisiensis  II,  n.  604,  p.  77,  n.  604*,  p.  78,  giebt  eine 
diesbezügliche  Notiz.  Die  Suche  aber  und  die  Publikation  solcher 
Aktenstücke  sollte  der  Ehrgeiz  der  Franzosen  sein,  deren  Aufgabe 
es  wäre,  die  sämtliche  im  Kampfe  Philipps  des  Schönen  und  Boni- 
faz' VIII.  aufgelaufene  Litteratur  zu  sammeln  und  kritisch  zu  edieren, 
um  eine  Parallele  zu  schaffen  zu  der  deutschen  Sammlung  der  Libri 
de  lite  imperatorum  et  pontificum  saeculi  XI  et  XII.  An  Tragweite 
^tebt  der  französische  Kampf  hinter  dem  deutschen  um  nichts  zurück. 
An  Erfolg  übertrifft  er  ihn  weit.  So  ist  man  immer  noch  auf  alle 
möglichen,  zum  Teil  schwer  zugänglichen  alten  Drucke  angewiesen, 
deren  Unzuverlässigkeit  durch  neue  aufs  klarste  erhärtet  wird,  wie 
2.  B.  De  recuperatione  terre  sancte  von  P.  Dubais,  ed.  Ch.  V.  Lan* 
ghis,  inColIection  de  textes  pour  servir  ä  T^ude  et  ä  Tenseignement 
de  l'histoire.  1891,  beweist. 

Tübingen.  Sägmüüer. 

'5.  HandbMiGähek  für  die  pfarramüiche  Gesehäflsführtmg  im 
Königreiche  Bayern.  Unter  Mitwirkung  von  Ignaz  Eörbling, 
k.  Bezirksamtsassessor  und  Max  Muggenthaler ,  Dekan  und 
k.  Distrikts-Schul- Inspektor,  herausgegeben  von  Ludwig  Hein- 
rich Krick,  Pfarrer.  Dritter  Band.   Handbuch  der  Verwältvmg 
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des  S^reJienvermögens  von  Ludwig    Heinrich   Erick,   Pfarrei» 
Passan,  Rudolf  Abt  1896.  &<>.  S.  424.  Pr.  5,40  M. 
Nachdem   yon    demselben  Verfasser   bereits   1805  der  I.  Bd. 
»Handbuch  der  Verwaltung  des  katholischen  Pfarramtes«  u.  II.  Bd. 
»Handbuch  des  katholischen  Pfrfindewesens  im  Königreich  Bayemc 
(8.  Aufl.)  erschienen,  liegt  nnnmehr  auch  der  III.  Bd.  »Handbuch 
der  Verwaltung  des  Kirchenvermögens*  yor.    Der  ganze  Stoff  ist  in 
4  Theile  zerlegt    Der   I.  Th.  (S.  8—95)  enthält  die  aligemeinen 
gesetzlichen  Bestimmungen  bezöglich  des  Kirchenstiftungsvermögens ; 
hier  wird  besonders  die  kirchliche  Baulast  behandelt  Der  IL  Theil 
(S.  95—128)  umfasst  die  Bestimmungen  bezüglich  »Bildung,  Wahf 
und  rechtliche     Stellung    der    Rirchenstiftungsverwaltung.«      Der 
m.  Theil  (S.  135—298)  ist  überschrieben  mit   »Wirkungskreis  der 
Kirchenverwaltungc  und  enthält  in   3  Abschnitten  die  Verwaltung 
der  einzelnen    kirchlichen    Vermögensstücke,    der   Renten   und  der 
Eircbengebände.    unter  IV.   Theil   (S.  301—346)  wird   die   »Oe- 
schäftsführung  der  Kirchenverwaltungc  behandelt,  und  zwar  in  zwei 
Abschnitten :  »Geschäftsführung  im  Allgemeinenc  und  »Etats-,  Easse- 
und  Bechnungswesen.c  Als  Anhang  ist  eine  Reihe  von  Formulariea 
för  die  einzelnen  Akte    der  Vermögensverwaltung    beigegeben.    Id 
keinem   Gebiete  tritt    wohl   die  engherzige  und   kleinliche    Bevor- 
mundung der  Kirche  seitens  der  staatlichen  Organe  in  Bayern  so> 
eklatant  hervor,  als  auf  dem  der  kirchlichen  Vermögensverwaltung« 
Schon  1871  wurde  Abhülfe  im  »Allerhöchsten  Landtagsabschiedec 
zugesagt,  aber  bis  heute  ist  eine  solche  nicht  erfolgt    Wiederholt 
haben    die   kathol.  Abgeordneten  dies    Versprechen    in   Erinnerung 
gebracht,  wurden  aber  mit  leeren  Worten  vom  Ministerium  vertröstet. 
Wer  sich  in  diesem  Labyrinth  von    staatlichen  Bestimmungen,  Ver- 
ordnungen, Erlassen  und  Instructionen  zurechtfinden  will,  muss  schon 
eigens  Specialstudien    auf  dem  bayerischen  Vermögensverwaltungs- 
gebiete  gemacht  haben.    Wo  bleiben  da  die  Qrundsätze  des  kathol. 
Eirchenrechts !     Das  ist  eine  Kirche  unter  Staatskuratel !    Doch  die- 
unerhörte  »Bevormundung«  besteht  nun  einmal,  und  der  Pfarrer  hat 
sich  den  Vorschriften  besonders  des  bezirksamtlichen  Vormundes  ge- 
horsamst zu  fügen.  Deshalb  wird  auch  der  bayerische  Pfarrklerus  den» 
Herrn  Verfasser  Dank  wissen,  dass  er  ihm  einen  Ariadnefaden  in  die  Hand 
gegeben,  mittelst  welchem  er  sich  durch  die  zahlreichen  Irrgänge  der 
staatiichen  Verordnungen  hindurchwinden  kann.     Krick  versteht  es,, 
den  Kern  aus  den  meist  nichts   weniger  als  klaren  und  deutlichen 
behördlichen  Erlassen  und  Instruktionen  der  staatlichen  Guratelbe- 
hörden  herauszuschälen  und  ihn  in   klarer,  einfacher  Fassung  am 
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rJcbtigea  Orte  darzabieten.  Wir  halten  das  Krick'sche  Handbach 
für  jeden  unentbehrlich,  der  das  nicht  beneidenswerthe  Amt  hat, 
mit  der  staatlich- kirchlichen  Vermögensverwaltung  in  Bayern  sich  be- 
fassen zu  müssen.  Auch  die  Ausstattung  des  Werkes  ist  eine  ge- 
fällige und  der  Preis  ein  nicht  zu  hoher. 

6.   Die  kirchenrecktlichen  Entscheidungen  des  Beichsgeriehts  und 
der  Bayer,  obersten  Gerichtshöfe  aus  dem  Gebiete  des  Gemeinen 
Bechts  und  des  Bayerischen  Staaishirchenrechts.  Mit  Anhang- 
band:    L  Entscheidungen  aus  dem  Gebiete  der  in  Bayern  gel- 
tenden Partikularrechte.    IL  Entscheidungen  über  israelitische 
Religionsangelegenheiten.    Herausgegeben  von   Dr.  juris  Georg 
Schmidt^   Begierungspraktikant    in   Ansbach.     L   Abtheüung. 
München  1896.   J.  Schweitzer  Verlag.    8».  240  S.    Preis  8  Mk. 
Wir  enthalten  uns  vorläufig  einer  eingehenderen  Besprechung 
des  Inhalts  vorliegenden  Werkes,  da  es  erst  die  I.  Abtheilung  der 
auf  etwa  5  Abtheilungen    berechneten   Sammlung    bildet.    In  der 
Ankündigung  wird  gesagt,  dass  die  Sammlung  alle  civil-,  straf-  und 
verwaltungsrechtlichen  Entscheidungen  aus  dem  Gemeinen  Kirchen- 
recht und  Bayerischen  Staatskirchenrecht,  welche  in  den  offiziellen 
Sammlungen  veröffentlicht  sind,  enthalten  werde.    Die  Entscheidun- 
gen selbst  werden  vollständig  wiedergegeben.    Abkürzungen  werden 
nur  dann  vorgenommen,  wenn    dies   ohne   Schaden   für  das   Ganze 
geschehen  kann.    Die  Sammlung  soll  daher  unbedingt  zuverlässig 
sein  und  auf  dem  Gebiet  des   in   Bayern   geltenden   Eirchenrechts 
den  Gebrauch  der  officiellen  Sammelwerke  vollkommen  entbehrlich 
machen.    Ein  systematisches,  chronologisches  Gesetzes-   und  alpha- 
betisches Register  nebst  einem  Verzeichnis  der  Entscheidungen  soll 
den    Gebrauch   erleichtem.    Auch   soll    die   Sammlung   in    vielen 
Punkten,  namentlich  nach  der  begrifflichen   und  streng  juristischen 
Seite  hin,  die  bisherigen  Lehrbücher  ersetzen  oder  ergänzen  und  vor 
allem  ein  Seitenstück  zu  »StingFs  Pfarrverwaltungc  imd  »Günther's 
Amtshandbuchc  sein. 

Der  Inhalt  der  Sammlung  ist  systematisch  geordnet.  Die  ganze 
breite  Rechtsmaterie  wird  unter  21  Rubriken  subsumirt.  Vor- 
stehende Abtheilung  enthält  die  Entscheidungen,  welche  sich  be- 
liehen auf  I.  »Staat  undEirche«  (S.  1 — ^23);  II.  »Verhältnis  der  Reli- 
gionsgemeinschaften zu  einander«  (S.  23—38) ;  III.  »Glaubens-  und 
-Gewissensfreiheitc  (S.  38—82);  IV.  »Religiöse  Eindererziehung« 
(S.  82—238).  Jeder  Rubrik  ist  eine  kurze  Literaturangabe  vor- 
ausgeschicict.  Die  neuerschienene  »Handbibliothek  für  die  pfarramtliche 
Geschäftsführung  im  Eönigreich  Bayern«  von  Erick  unter  Mitwirkung 
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▼on  KOrbling  and  Maggenthaler  1895/96  ist  noch  nicht  benatzt  worden. 

Die  vorliegende  I.  Abtheilang  läset  sich,  was  üebersichtlichkeit  and 

AosstattoDg  betrifRi,  gat  an«    Aach  ist  der    Preis  kein  za   hober. 

Das  Werk  verspricht  in  der  Thal   neben   den   systematischen    Be- 

arbeitnngen  des  Bayerischen  »Staatskirchenrechtsc  ein  anentbehrliches 

Nachschlagewerk  (fir  Geistliche  and   Laien  za  werden,   welche  mit 

diesen  Materien  in  Berührnng  kommen.    Aach  Nichtbayern  erhalten 

«inen  Einblick  in  das  weite  Gebiet  des  bayerischen  Staatskirchenrechts. 

Heiner. 

7.  Älbericus  Qentüis  und  seine  Bedeutung  für  das  Volkerrecht, 
insbesondere  seine  Lehre  vom  Oesandtschaßswesen,  Inangaral- 
dissertation  zar  Erlangnng  der  jaristischen  Doktorwürde.  Von 
Dr.  phil.  Mdchiar  Ihamm,  Oberlehrer  za  Strassbarg.  Strass- 
barg  1896.    76  S.  gr.  8o. 

Die  fleissige  nnd  anziehend  geschriebene  Dissertation  behandelt 
die  Schriften  des  bedentenden  Bechtsgelehrten  Albericas  Gentilis 
(geb.  1552  in  San  Ginejsio  in  der  Mark  Ancona,  gestorben  als  Pro- 
fessor za  Oxford  1608)  über  das  Völkerrecht  and  besonders  über  das 
Gesandtschaftswesen,  in  welchen  er  die  heate  unter  den  civilisierten 
Völkern  allgemein  angenommenen  hnmanen  Gesetze  der  Eriegsführang, 
sowie  die  Begeln  über  den  gegenseitigen  Verkehr  der  Staaten  ins- 
besondere darch  Gesandte  mit;  Berafang  aaf  das  göttliche  und  das 
Nsturrecht  entwickelt.  Der  Grund,  warum  wir  obige  Schrift  hier 
erw&hnen,  ist  der,  weil  die  Annäherung  der  Nationen,  die  wir  in 
anserer  Zeit  verwirklicht  sehen  und  die  wir  als  eine  grosse  Er- 
rungenschaft der  modernen  Enltar  betrachten,  aus  der  Wursd  des 
Christentums  hervorgegangen  ist.  Dies  erkennt  Verfasser  des  obigen 
Schriftchens  offen  an,  indem  er  seine  Arbeit  beginnt:  »Das  Völker- 
recht ist  eine  Errungenschaft  des  Ghristentumsc  u.  S.  3  unter  Be- 
rufung auf  S.  Paulus  ausführt,  dass  die  Religion  des  Kreuzes  dem 
aotikheidnischen  Fremdenhass  und  der  Barbarenverachtang  gegenüber 
die  Feindesliebe  und  die  Gleichheit  aller  Menschen  als  Brüder 
gegenüber  Gott,  dem  Vater,  proklamiert  habe;  dass  die  Päpste  ihre 
Macht  benutzten,  um  die  christl.  Staaten  in  n&here  Berührung 
za  bringen  und  die  gegenseitige  Anerkennung  zu  fördern,  und  durch 
ihre   Einwirkung   manche    Barbarei    im  Völkerverkehr   abgeschafft 

hätten. 

Boesch. 
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B.  Zeitschriftenschau. 

(Geschlossen  Mitte  November  1896.) 

Analecta  ecciesiastica  annus  IV.  fasc.  1:  G.  SebasHandUy 
De  parochorum  amovibilitate  S.  43 — 45,  Fortsetz.  fasc.  2  S.  83—87. 
—  fasc.  1  M.  Lega^  De  origine  et  natura  Sacrämm  Bomaoamm 
Congregationum  S.  45—49 ,  Fortsetz.  fasc.  2  S.  87—91 ,  fasc.  6 
S.  277—83.  —  fasc.  2.  GoUectio  resolntionum  responsoromqne 
S.  Officii  S.  76—83,  Fortsetz.  fasc.  3  S.  123—28,  fasc.  4  S.  179—92, 
fasc.  6  S.  273—77.  —  fasc.  4.  A.  Eschbach^  de  baptismo  infantiom 
in  utero  eiistentium  S.  174—79.  —  fasc.  4  Ütis  a  Langomo^  De 
indulgentiarum  commanicatione  inter  reguläres  S.  192 — 97.  — 
fasc.  5  CoUectio  Instructionum  et  Declarationum  Sacranim  Boma- 
narum  Congregationum  pro  Italiae  regularibus  suppressis  S.  229 — 39. 

Annalen  des  deutschen  Reichs  hgg.  von  G.  Hirth  und  M.  von 
Seydel.  29.  Jhg.  Nr.  1:  Thudichum^  Die  preussische  Cabinetsordre 
vom  7.  Juni  1853  über  eidliche  Versprechen  evangelischer  Offiziere 
hinsichtlich  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  S.  42 — 45.  T. 
behauptet  gegenüber  der  Darstellung  im^ Archiv  f.  kath.  E.-B.  Bd.  72 
(1894)  S.  129  die  Giltigkeit  der  Ordre  als  eines  »Armeebefehlsc. 
T.  will  sie  jedoch  durch  eine  Verfügung,  die  ganz  allgemein  den 
Offizieren  aussergerichtliche  Eide  verbietet,  ersetzt  wissen. 

Archiv  fOr  Öffentliches  Recht  hgg.  von  P.  Laband  und 
F.  Stoerk  10.  Bd.:  B.  Nicklas ^  Die  Geltendmachung  des  Placet 
nach  bayerischem  Verfassungsrecht  S.  181 — 218.  N.  behandelt  die 
Frage :  Ist  nach  bayerischem  Eirchenstaatsrechte  die  Staatsregierung 
lediglich  berechtigt  oder  aber  auch  verpflichtet,  die  Einholung  des 
landesherrlichen  Placet  von  der  Eirchengewalt  zu  verlangen.  Der 
Vf.,  der  ausdrücklich  bemerkt,  dass  es  sich  hier  um  eine  JR^cU^pflicht, 
nicht  um  eine  politische  Pflicht  handelt  (S.  182),  kommt  zu  dem 
Schlüsse,  bei  dem  gegenwärtigen  Bechtszustand  kann  die  Staats- 
gewalt auf  ihr  Becht,  die  Einholung  des  Placet  zu  verlangen,  auch 
nicht  in  einem  einzelnen  Falle  verzichten  (S.  199).  —  B.  Weyh 
Eirchenrecht  und  Beichsversicherungsrecht  S.  350—426.  Der  Vf. 
erörtert  in  einer  durch  die  Berücksichtigung  auch  untergeordneter  ^> 
zelheiten  überaus  lehrreichen  Weise  die  mannigfachen  Beziehungen 
zwischen  den  beiden  Bechtsgebieten.  Für  das  Beichsversicherungs- 
recht sind  auch  heute  noch  kirchliche  (pfarramtliche)  Urkunden  von 
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Bedeatung  (S.  358  f.);  kirchliche  Feiertage  kommen  in  Betracht 
bei  Berechnmig  von  Fristen  (S.  365  f.),  bei  Bestimmung  des  Be- 
griffes »Arbeitstagec  (S.  372  f.);  Bezöge,  welche  auf  Grund  der 
Arbeiterversicherongsgesetze  gewährt  werden,  hindern  nicht  an  der 
üebemabme  kirchlicher  Ehrenämter  (S.  378).  Der  grössere  Theil 
der  Arbeit  behandelt  die  Yersicherungspflicht  des  Eirchenpersonalg 
(8.  379  f.);  W.  sagt:  Die  Kranken-  und  Unfallversicherung  des 
Kirchenpersonals  ist  äusserst  selten  begründet,  die  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  desselben  kann  dagegen  als  Regel  betrachtet 
werden.  Doch  kommen  auch  hier  viele  Ausnahmen  vor  (S.  423),  — 
11.  Bd.  Zdler^  Beligiöse  Eindererziehung,  Austritt  und  üebertritt 
in  Religionsgemeinschaften  nach  der  Qrossherzogl.  Hessischen  Gesetz- 
gebimg. S.  652—73.  Im  Allgemeinen  gilt  in  den  Provinzen  Ober- 
hessen und  Starkenburg  for  die  konfessionelle  Erziehung  der  Kinder 
gemeines  Recht,  in  Rheinhessen  das  französische.  Eine  Verordnung 
vom  27.  Februar  1826  bestimmt  für  alle  hessischen  Landestheile, 
dass  in  gemischten  Ehen  alle  Kinder  der  Religion  des  Vaters  folgen 
müssen,  wenn  nicht  in  gültigen,  vor  Eingehung  der  Ehe  abge- 
schlossenen Ehe  vertragen  andere  Verabredungen  getroffen  wurden. 
Die  1862  gemachten  und  1877  und  1878  erneuerten  Versuche,  diesen 
widerspruchsvollen  Zustand  durch  ein  gleichmässig  für  alle  Ehen 
geltendes  Gesetz  zu  beseitigen,  sind  gescheitert.  Zuletzt  bespricht 
Z«  zwei  hessische  Gesetze  über  den  Austritt  aus  Religionsgemein- 
schaften und  aus  der  jüdischen  Religionsgemeinde. 

Beiträge  zur  Erläuterung  des  deutschen  Rechts  40.  Jhg. 
5.  Folge  5.  Jhg.  2/3  Heft:  LiUtgert^  Prozessrechtliche  Fragen  bei 
dem  Rechtsstreit  einer  Kirchengemeinde  (§.  650 — 662  AUgem.  Land- 
recht  II,  11)  S.  280—308.  L,  will  »die  wichtigsten,  prozessrecht- 
lichen Fragen,  welche  der  Richter  bei  dem  Rechtsstreit  einer  Kirchen- 
gemeinde von  Amtswegen  zu  prüfen  hat,  an  der  Hand  der  neueren 
und  neuesten  einschlägigen  Gesetze  einer  kurzen  Erörterung  unter- 
ziehenc  (S.  281).  In  der  fibersichtlichen  Darstellung  erörtert  der 
Vf.  die  Veränderungen,  die  das  preussische  äUgememe  Landrecht 
durch  die  neueren  Gesetze  über  die  kirchliche  Vermögensverwaltung 
in  Preussen  erfahren  hat. 

Blätter  fOr  administrative  Praxis  hgg.  von  M.  von  Seydel  und 
W.  Krazeisen.  46.  Bd.  Nr.  2:  W.  Burkhard,  P'  Stellung  deg 
Fiscus  in  Gultusbausachen  S.  43 — 52.  —  Nr.  6  G.  Schmidt,  Die 
Präsentationsrechte  der  ehemaligen  Reichsstädte  (in  Bayern)  S.  177 — 87. 
An  der  Hand  eines  Einzelfalls  sucht  der  Vf.   nachzuweisen,  dasa 
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durch  die  speziellen  allerhöchsten  Entschliessungen  den  ehemaligen 
Reichsstädten  nur  diejenigen   Pr&sentationsrechte  wieder  yerliehen 
wurden,  welche  wie  bei  den  andern  Gemeinden  auf  PrivairechtsMdn, 
d.  h.  auf  dem  Patronat  beruhen.    Anderer  Meinung  ist  Silbenu^fl, 
Verfassung  und  Verwaltung  sämtlicher  Beligionsgenossenschaften  in 
Bayern.  3.  Aufl.  S.  169  Anm.  7.   —  M.  Hammel^  Die  Form  tob 
Verträgen  über  religiöse  Eindererziehung  S.  195—200.  Der  bayerische 
Verwaltungsgerichtshof  hat  in  seiner  Entscheidg.  y.  15.  Juli  1891 
erklärt,  alle  Verträge  fiber  religiöse  Eindererziehung  bedtbrfen  zn 
ihrer  Gültigkeit  der  notariellen  Beurkundung.    Die  Ansicht  findet 
nach  H.  in  dem  bayerischen  Gesetz  vom  5.  Mai  1890,  die  Formen 
einiger  Rechtsgeschäfte  betr.,   keine   Stütze.  —  J.  Keidel^  Ehe- 
schliessung bayerischer  Staatsangehöriger  im  Auslande  S.  200—203. 
Bei  dem  Mangel  einer  positiven  Vorschrift  über  die  Form  der  Ehe- 
schliessung im  Ausland  ist  die  Frage  nach  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen des  internationalen  Privatrechts  zu  entscheiden.  Die  Abhandlung 
Dohle's  Ueber  internationale  Eheschliessung  (D.  Zsch.  f.  Eirchen- 
recht  II,  47  ff.)  ist  dem  Vf.,  wie  es  scheint,  unbekannt  geblieben. 

Historisches  Jahrbuch.  17.  Bd.  3.  Heft:  H.  M.  OieUj  Neuere 
kirchenrechtliche  Litteratur  S.  583 — 87.  Besprechung  der  zwei 
Schriften :  Chlante  (Andrea),  il  diritto  di  placitazione  et  Teconomato 
dei  benefici  vacanti  in  Lombardia,  Müano,  1894,  und  Bendix 
(Ludwig),  Eirche  und  Eirchenrecht.  Eine  Eritik  modemer  theolo- 
gischer und  juristischer  Ansichten,  Mainz,  1894.  Die  erstere  Arbeit 
gibt  ein  anschauliches  Bild  von  den  Beziehungen  zwischen  der  kirch- 
lichen und  staatlichen  Gewalt  unter  den  verschiedenen  Regierungen, 
die  über  Mailand  herrschten.  Die  Darlegungen  des  Verfassers  der 
zweiten  dürfen  auf  die  principielle  Zustimmung  aller  katholischen 
Theologen  rechnen. 

Deutsche  Juristenzeitung,  hgg.  von  P.  Laband,  M.  Steng- 
lein u.  H.  Staub.  1.  Jhg.  Nr.  13:  E.  JSbi,  üeber  juristische 
Seminare  S.  245 — 48.  E.  unterscheidet  drei  Arten  von  juristischen 
Seminaren,  für  angehende  Docenten,  für  eine  beschränkte  Zahl  streb- 
samer junger  Männer,  allgemein  zugängliche  Seminare.  Die  zweite 
Art  verdient  nach  ihm  die  meiste  Empfehlung.  —  Nr.  19  A.  SioUd, 
Nochmals  die  juristischen  Seminare  S.  369 — 72.  Die  Seminarübungen, 
bemerkt  St.,  haben  die  Aufgabe,  es  handgreiflich  zum  Bewusstsein 
zu  bringen,  weshalb  die  theoretischen  Vorlesungen  Bedurfniss  sind. 

Der  Katholik.    76.  Jhg.   3.  Folge  13.  Bd.   Juni*H^:    Das 

Beichtgeheimniss  vor  Gericht  S.  481—514.  —  14.  Bd.  September- 
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Heft :  Schreiben  des  hochwfirdigsten  Herrn  Nuntius  Petrus  Franeiscus 
Me^ia  von  München  vom  22.  December  1870  an  den  Hochwürdigsten 
Harm  Erzbisehof  Paulus  Melchers  von  Köln  S.  282 — 85.  Professor 
Bieringer  in  Bonn  hatte  erklftrtf  er  sei  bereit,  die  Vaticanische 
Cionstitation  über  die  Kirche  Christi  vom  18.  Juli  1870  als  Gonsti- 
totioii  Pins  IX.  ansunehmen,  nicht  aber  dk  Constitution  eines  äcume- 
nisd^en  Coneüs.  In  dem  mitgetheilten  Schreiben  wird  diese  Unter- 
scheidung als  unberechtigt  erklärt  und  verlangt,  dass  Dieringer  die 
Oonstitution  Yom  18.  Juli  1870  als  die  eines  öcumenischen  Goncils 
annehme.    Dieringer  unterwarf  sich. 

Mittheilungen  des  Instituts  für  Osterreichische  Geschichts- 
forscliung.  17.  Bd.  3.  Heft:  M.  W6^,  Zur  Geschichte  der  Witwen- 
ehe  im  altdeutschen  Recht  S.  369 — 88.  Die  herrschende  Lehre  ist 
nach  W.  im  Unrecht,  wenn  sie  eine  Abneigung  des  altgermanischen 
Hechtes  gegen  die  Witwenehe  behauptet;  die  so  oft  vorkommenden 
Schwägerschaftsehen  zeigen  das  Irrige  dieser  Annahme.  Wohl  hat 
sich  die  Sippe  aus  egoistisdien  Gründen  nicht  selten  gegen  die 
Wiederverheirathung  der  Witwe  gesträubt;  diesen  Widerstand  zu 
brechen,  zeigen  die  Yolksrechte  die  Tendenz,  die  Witwe  von  den 
Fesseln  der  Geschlechtsvormundschaft  zu  befreien.  Ein  Excurs  han- 
delt über  das  Federwat  in  1.  Sal.  72,  73.  —  J.  Teige^  Beiträge 
zum  päpstlichen  Eanzleiwesen  des  XIII.  und  XIV.  Jh.  S.  408 — 40. 
T.  bespricht  die  von  Wunderlich  unvollständig  edierte  Schrift  des 
Sonaguida  von  Ärezsfo  »super  officio  advocatoris  in  foro  ecclesiaec ; 
der  Schluss  dieser  Abhandlung  führt  uns  in  das  Gebiet  des  Suppliken- 
Wesens  des  13,  Jhs.  In  der  von  T.  benutzten  Handschrift  finden 
sich  Gonsuetudines  cancellariae,  die  ebenfalls  Bonaguida  angehören; 
T.  gibt  den  Text  derselben,  wie  er  vorher  die  Stelle  über  das 
Supplikenwesen  hat  abdrucken  lassen.  Im  zweiten  Theil  seiner  Arbeit 
gibt  T.  die  Eanzleiregeln  Papst  Johann  XXIL  in  einer  älteren 
Fassung,  als  sie  v.  Oiienthai  in  seinem  bekannten  Buche  über  die 
päpstlichen  Eanzleiregeln  geben  konnte.  Den  Eanzleiregeln  dieses 
Papstes  fügt  T.  eine  ältere  Fassung  der  Eanzleiregeln  Papst 
JBenedict  XII.  an.  Der  letzte  Theil  der  überaus  dankenswerthen 
Arbeit  gibt  den  Text  von  Kegeln  der  Päpste  Clemens  VL  und 
Ürban  F.,  die  für  die  Geschichte  der  päpstlichen  Reservationen 
ausserordentlich  wichtig  sind. 

Pastauer  theologisch-praktische  Monatsschrift.  6.  Bd.  1.  Heft : 
P.  Schmitt,  Die  Assistentia  passiva  bei  Mischehen  im  Geltungs- 
bereiche der  Tridentiner  Eheschliessungsform  nach  Vortrauung  des 
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minister  acatholicus  und  bei  Verweigerung  katholischer  Kinder* 
Erziehung  S.  42 — 48.  Hält  die  assistentia  passiva  auch  unter  diesen 
Umständen  für  erlaubt.  —  4.  Heft :  Ph.  Schneider ^  Die  Wiedertaofe 
nach  griechischem  Ritus  und  das  kanonische  Beeht  S.  245-*-47 
(s.  Heft  6  S.  409).  —  Pruner^  Bevalidation  ungültiger  Ehen 
S.  274—82,  Fortsetz.  5.  Heft  S.  369—72.  —  9.  Heft  0.  Weiherer, 
Kann  ein  offenkundiger  Renegat  und  TodsOnder  kirchlich  getraut 
werden  S.  660—62.  Bejaht  die  Frage,  wenn  ein  Theil  unschuldig  ist. 

Neues  Archiv  der  Gesellschaft  fDr  alt.  deutsche  Geschichtskunde, 

21.  Bd.  H.  Böhmer^  Der  dialogus  de  pontificatu  sanctae  Boraanae 
ecclesiae.  S.  633-684.  Bespricht  eine  bisher  ungedruckte  kleine 
Streitschrift  aus  den  ersten  Jahren  Alexanders  III.,  »die  nach  Form 
und  Inhalt  zu  dem  Besten  gehört,  was  aus  der  2.  Hälfte  des  12.  Jh. 
auf  unsere  Tage  gekommen  istc.  Der  Vf.  der  Streitschrift,  ein 
Anhänger  Alexanders  III.  erdichtet  eine  Gerichtsverhandlung,  in  der 
Alexander  III.  und  sein  Gegner  Victor  ihr  Recht  auf  den  Stuhl  Petrl 
zu  erweisen  suchen.  Die  Gründe,  die  Victor  vorbringt,  erweisen  sich 
als  nichtig;  so  kann  der  Vf.  der  Schrift  eines  eigenen  Urteils  über 
dieselben  sich  enthalten.  B.  legt  die  Schrift,  in  der  das  Decretum 
Gratiani  benützt  wird,  Rahewin  dem  Fortsetzer  der  Gesta  Friderici 
Otto's  von  Freisingen  bei  und  setzt  die  Entstehung  derselben  in  die 
Zeit  zwischen  October  1162  bis  April  1163.  Die  Schrift  verdient 
Beachtung  durch  die  Deutung  und  Auffassung,  die  sie  den  schon 
bekannten  Thatsachen  gibt. 

II  Filangieri,  Rivista  giuridica,  dottrinale  e  pratica.  Anno  XXI 
fasc.  3.  F.  Ruffini  L'indirizzo  odierno  del  diritto  ecclesiastico  in  Italia 
S.  434—37.  Gegen  die  den  gleichen  Titel  führende  Schrift  von 
Professor  D.  Schiappoli  (von  der  Universität  Macerata).  Betont  den 
wissenschafüichen  Charakter  des  Studiums  des  Kirchenrechts. 

Revue  historique  tom.  601  htibart  de  la  Tour ,  Les  paroeissea 
rurales  dans  l'ancienne  France  du  IV«  au  XI«  siöcle  S.  241 — 71. 
Die  Geschichte  der  Entstehung  der  Landpfarreien,  an  und  f&r  sich 
von  hoher  Bedeutung,  lässt  auch  besser  die  Genesis  des  Feudal- 
systems begreifen.  Wenn  auch  schon  das  Concil  von  Arles  (314) 
von  Kirchen  auf  dem  Lande  spricht,  so  erfolgte  doch  im  allgemeinen 
die  Gründung  derselben  nicht  vor  dem  letzten  Drittel  des  4.  Jhs. 
Zu  Beginn  des  6.  Jhs.  hatte  sich  das  Pfarrsystem  über  ganz  Gallieu 
ausgebreitet.  Vf.  weist  dies  für  die  einzelnen  Provinzen  Galliens  nach. 
Dank  den  Nachrichten,  die  wir  Gregor  von  Tours  verdanken^  erlangen 
wir  insbesondere  für  die  Diöcese  Tours  ein  ziemlich  anschauliches. 
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Bild  der  Entstehung  der  Landkirchen ;  wir  haben  uns  dieselbe  über- 
haupt als  eine  spontane  zu  denken,  nicht  als  eine  nach  bestimmtem 
Plane  ausgeführte  Massnahme.  Die  Kirchen  in  den  vici  unterscheiden 
sich  Yon  Anfang  an  von  den  Kirchen  auf  den  villae,  auf  denen  ihre 
fiigenthümer ,  Bischöfe  und  Grossgrundbesitzer  oratoria  errichteten. 
Neben  der  cella  der  Mönche  erhob  sich  ein  Oratorium,  das  oft  die 
Oründung  einer  Pfarrei  veranlasste.  Auch  der  Heiligenkult,  der  die 
Gründung  vieler  Oratorien  hervorrief,  hat  seinen  Antheil  an  der 
Entwickelung  der  Landpfarreien.  —  tom.  61«  Fortsetzg.  S.  10 — 44. 
In  der  römischen  und  merovingischen  Zeit  ist  der  vicus  der  Mittel- 
punkt des  Pfarrbezirkes,  der  in  der  früheren  Zeit  in  Gallien  den 
Namen  dioecesis  trägt ;  bei  der  grossen  Ausdehnung  der  Besitzungen 
werden  mitunter  auch  in  »villae«  Pfarreien  errichtet.  Aus  der  Ein- 
heit des  vicus  oder  der  villa  ist  die  Einheit  der  Pfarrei  erwachsen. 
Die  Stellung  der  Geistlichen  an  den  Landkirchen  wurde  immer 
unabhängiger.  Die  Selbstständigkeit  der  Landkirchen  war  gesichert, 
:als  am  Ende  des  5.  und  während  des  6.  Jhs.  auch  ihr  Vermögen 
«ine  von  dem  Vermögen  der  bischöflichen  Kirche  getrennte  Masse 
imrde.  Der  Ärehipresbyter  der  Merovingischen  Zeit  ist  nicht  das 
Haupt  eines  grösseren  über  mehrere  Pfarreien  sich  erstreckenden 
Bezirkes,  sondern  der  Inhaber  einer  grösseren  Pfarrei,  die  nicht  von 
irgend  einem  Grossen  abhängt,  wie  die  »tituli  minoresc  auf  den 
»vilhiec.  Die  Bedürfnisse  dieser  grösseren  Pfarreien  in  den  vici  waren 
so  bedeutend,  dass  ein  GoUegium  von  Clerikern  in  ihnen  vorhanden 
v^ar,  dessen  Haupt  der  Ärehipresbyter  war.  Die  karolingische  Epoche 
zeigt  eine  bedeutende  Vermehrung  der  Landpfarreien  in  Frankreich. 
Wir  begegnen  nun  den  Instituten  der  Ghorbischöfe,  der  Archidiacone 
und  Decane.  Die  Landpfarreien  werden  in  der  karolingischen  Zeit 
auch  durch  Theilung  immer  zahlreicher,  aber  eine  grosse  Zahl  der- 
selben erhält  nun  einen  Patron,  der  in  Wahrheit  ihr  Herr  ist.  (Die 
treffliche  Arbeit  ist  noch  unvollendet). 

Nouvelie  Revue  historique  de  drei!  fran^ais  et  Mranger. 
20*  ann^.  Nr.  2:  L.  ChiappeUi^  Becherches  sur  Tätat  des  ^tudes  de 
droit  romain  en  Toscane  au  XP  sifecle  S.  243—72.  Während  des 
11.  Jhs.  fand  in  Toscana  ein  Aufschwung  der  juristischen  Studien 
statt,  der  als  ein  Factor  bei  der  Bildung  der  Schule  von  Bologna 
2u  beachten  ist  —  Nr.  4 :  G.  Aron,  Les  pr^somptions  »iuris  et  de 
iuret  et  leur  origine  historique  S.  500 — 14.  Der  Ausdruck,  der  in 
tmpassender  Weise  ein  untergeordnetes  Moment  hervorhebt,  stammt 
Ton  den  ersten  Lehrern  der  Bechtsschule  von  Bologna,  wie  die  An- 
gaben bei  A0O  deutlich  zeigen.  —  Ed.  Meynici,  Le  Mariage  aprte 
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les  invasions  S.  514 — 31.  Nach  dem  Einbruch  der  germanischeQ 
Stämme  in  das  Bömerreich  streiten  auf  dem  Gebiete  desselben  das 
alte  römische  Recht  mid  die  germanischen  Volksrechte  miteinander^ 
denen  die  einzelnen  je  nach  ihrer  romanischen  oder  germaniscben 
Abkunft  unterworfen  waren,  üeberdies  macht  sich  der  Einfluss  der 
Kirche  geltend.  Vf.  sucht  das  Wirken  dieser  drei  Faktoren  in  der 
Zeit  der  Herausbildung  eines  alle  Bewohner  des  Landes  umfassenden 
gemeinsamen  Rechtes  darzulegen«  M.  schildert  zunächst  die  römische 
Ehegesetzgebung  zur  Zeit  der  Barbareneinwanderung. 

Stimmen  aus  Maria  Laach.  51.  Bd.  2.  Heft:  A.  LehmkM^ 
Das  neue  Bürgerliche  Gresetzbuch  des  deutschen  Reiches  und  seine 
bürgerliche  Eheschliessung  S.  125—40.  —  3.  Heft:  V.  Caihmnr 
Die  geistliche  Ortsschulaufsicht  in  Preussen  S.  253—71. 

Zeitecbrift  fflr  deutsehen  Civilprezess.  22.  Bd.  1/2  Heft: 
C.  BolgianOj  üeber  die  Klage  und  Wiederklage  auf  Nichtigkeit  einer 
Ehe  S.  79—85  (nach  der  deutschen  G.-P.-O.). 

Zeitschrift  fOr  kathelisohe  Theologie.  20.  Bd.  2.  Heft: 
M.  Gatterer,  Ueber  die  Execration  einer  Kirche  S.  371 — ^78.  Die 
jetzt  herrschende  Lehre,  dass  die  Consecration  einer  Kirche  an  dem 
inneren,  vom  Bischöfe  gesalbten  Verputz  hafte,  Iftsst  sich  mit  zwei 
neueren  Entscheidungen  der  Gongregation  der  Riten  nicht  wohl 
vereinigen.  Dieselben  bedeuten  in  der  That  eine  Rückkehr  zum  alten 
Recht,  s.  nun  Archiv  tir  kath.  K.-R.  Bd.  76  (1896)  S.  426—28. 
—  3.  Heft:  R.  von  NosMa-Rieneck,  Zum  Bussbuch  Halitgars  von 
Gambray  S.  566—71.  Verzeichnet  die  dem  Vf.  bekannt  gewordenai 
Handschriften  des  Bussbuches.  Es  gab  nicht  zwei  Recensionen  des- 
selben, von  denen  die  eine  5,  die  andere  6  Bücher  hatte;  das  Werk 
hat  stets  6  Bücher  gehabt.  Die  These  N.-R.'s  wird  durch  eine  ihm 
unbekannt  gebliebene  Handschrift  der  St.  Petersburger  öffenüiehm 
Bibliafhek  bestätigt,  die  gleichfalls  6  Bücher  enthält  (s.  Halbanr 
Blumefistok,  Die  canonistischen  Handschriften  der  kaiserlichen  öffent- 
lichen Bibliothek  in  St.  Petersburg  in  dei;  D.  Zsch.  f.  Kirchenrecht 
Bd.  5  S.  236).  —  4.  Heft:  B.  von  Nosütz - Rieneck ,  Hat  Papst 
Eugen  II.  die  Kaltwasserprobe  bestätigt  ?  S.  710—16.  Das  Formidar 
wird  mit  unrecht  Eugen  II.  (824—827)  beigelegt. 

Zeitschrift  fOr  ungarisehes  Offenttiohes  und  Privatrecht  2.  Jhg. 
1/4  Heft:  D.  Marcus,  Die  ungarischen  kirchenpoUtischen  (besetze 
S.  24 — 97.  Gibt  in  deutscher  Sprache«  in  der  die  Zsch.  erscheint, 
nach  einer  kurzen  Einleitung  den  vollständigen  Text  1)  des  Oeseties 
Yom  9.  December  1894  über  das  Eherecht  (150  Paragraphen).  Nach 
§.  104  dieses  Gesetzes,  das  in  §.  30  die  Eheschliessung  vor  dem 
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Civilbeamten  obligatorisch  macht,  ist  auch  in  ünganif  wie  im  neuen 
deutschen  B.  6.-B.  (§.  1575)  erlaubt,  statt  der  Klage  auf  Scheidung 
die  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  einzubringen.  2)  Das  Gesetz 
vom  gleichen  Tag  über  die  Religion  der  Kinder.  §.  1  bestimmt: 
Die  verschiedenen  Beligionsbekenntnissen  angehörigenEheschliessenden 
können  vor  Abschluss  der  Ehe  gültige  Vereinbarungen  treffen,  dass 
alle  Kinder  der  Beligion  des  Vaters  oder  der  Mutter  folgen.  3)  Das 
Gesetz  vom  gleichen  Tag  über  die  staatlichen  Matriken.  4)  Das 
Gesetz  vom  22.  November  1895  über  die  freie  Ausübung  der  Reli- 
gion« —  C.  Sztehlo,  Das  ungarische  Ehegesetz  und  seine  Beziehungen 
zum  Auslande  S.  127—41. 

Deutsche  Zeitschrift  für  Kirchenrecht,  hgg.  von  Friedberg  und 
Schling.  6.  Bd.  1.  Heft:  K.  Köhler,  lieber  die  Möglichkeit  des 
Eirehenrechts  S.  1 — 23.  Polemisiert  gegen  Sohm's  Anschauungen 
▼om  Veriiältniss  der  Kirche  zum  Recht.  —  0.  Seebass,  Ein  bisher 
noch  nicht  veröffentlichtes  Pönitential  einer  Bobbienser  Handschrift 
der  Ambrosiana.  S.  24 — 50.  S.  gibt  den  Text  des  Poenitentiale ;  die 
Beziehungen  desselben  zu  der  anderweitigen  pönitentialen  Literatur 
xeigen,  »dass  wir  in  unserem  Bobbienser  Pönitential  ein  Werk  von 
durchaus  keltischem  Stoff  und  Inhalt  vor  uns  habenc  (S.  48).  Eine 
letzte  Bedaction  des  Pönitentials,  wie  es  hier  vorliegt,  hat  auf  dem 
Festland  und  zwar  im  9.  Jh.  stattgefunden.  —  H.  Orüoff,  Die  Gon- 
fession  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  zwischen  Evangelischen 
imd  Katholiken  und  deren  Confessionswechsel ,  im  Besonderen  nach 
dem  Landesrecht  des  Qrossherzogthums  Sachsen  -Weimar  -  Eisenach 
S.  51—105.  Eingehende  Erörterung  des  die  angedeutete  Materie 
regelnden'  Qesetzes  (vom  10.  April  1895)  des  Grossherzogthums 
Sachsen -Weimar -Eisenach.  —  Oeigel,  Landeskirchliche  Umlagen  in 
Elsass-Lothringen.  S.  106—118.  —  Literaturübersicht  S.  119—42.  — 
Aktenstacke  S.  143—153.  —  2.  Heft:  K.  Köhler,  üeber  die  Möglich- 
keit des  Kirchenrechts.  Zweiter  Artikel  S.  155—75.  Ein  rechtloser 
Zustand,  sagt  K.  (S.  169),  würde  f&r  die  Kirche  gleichbedeutend 
mit  dem  Verzicht  auf  geordneten  und  dauernden  Bestand  sein.  — 
Serbig,  Zur  Ck)mposition  der  Gasimirianischen  Kirchenordnung  vom 
J.  1626  S.  176—190.  —  B.  Oerlach,  Die  Zwangsversetzung  evange- 
lischer Pfarrer  in  der  meiningischen  Landeskirche  S.  191 — 198. 
Das  Gesetz  vom  30.  August  1895  macht  nach  G.  den  Pfarrer  zu  einem 
amoviblen  Beamten  des  Kirchenregiments.  —  v.  BötUeher,  Ein 
Bechtsstreit  aus  Niedersachen  betr.  Ansprüche  der  geistlichen  Stellen 
an  die  Ahnend.  S.  199  -  229.  Sehr  lehrreich  für  die  Kenntniss  der 
PMnde  -  Besitzverhältnisse  in  Niedersachen,  die  rechtshistorisch  von 
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grossem  Interesse  sind.  —  P.  HinschiuSj  Ein  Formular  des  Ver- 
haftsbefehls  der  Sizilianischen  Inquisition.  S.  230—32.  —  Th.  Disiel^ 
Aus  kursächsischen  Ehesachen  S.  233 — 238.  D.  berichtet  von  der 
Trauung  eines  Kastraten,  der  Ehe  einer  Hermaphroditin  und  vom 
Yersuch  des  Ehebruches  und  der  Sodomie  als  Scheidungsgrund.  — 
Literaturübersicht  S.  239—254.  —  Actenstücke  S.  255—258.  Im 
Anhange:  Die  geltenden  Yerfassungsgesetze  der  evangelischen 
deutschen  Landeskirchen  Bd.  5  S.  133 — 164. 

Zeitschrift  fOr  das  Privat-  und  Vffentliche  Recht  der  Gegenwart 
hgg.  von  Grünhut,  23.  Bd«  M.  v.  Hussarek^  Die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  nach  österreichischem  Rechte  S.  601—660.  Während  in 
Deutschland  auch  nach  Einführung  des  B.  G.-B.  Landesrecht,  nicht 
Beichsrecht  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  entscheiden  soll 
(s.  §.  134  des  Einfahrungsgesetzes  zum  B.  G.-B.),  besteht  in  Oester- 
reich  auf  diesem  Gebiete  allerdings  einheitliches  JEtecht.  »Allseitige 
Klarheit  über  seinen  Inhalt  hat  aber  weder  die  spärliche  Literatur 
noch  die  Rechtsprechung  erlangt. c  In  tief  gehender,  durch  das 
Zurückgreifen  auf  allgemeine  Principien  lehrreichen  Darstellung  stellt 
H.  nun  die  auf  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  bezüglichen  Regeln 
des  österreichischen  Rechtes  dar,  um  in  einem  zweiten  Theile  der 
Arbeit  seine  Ansichten  de  lege  ferenda  darzulegen.  Der  Staat  solle 
»die  Einreihung  der  Kinder  in  eine  in  demselben  zu  Recht  bestehende 
Religionsgesellschaft  fordern«  (S.  654) ;  »die  Rücksicht  auf  die  Ziele 
der  Erziehung  rechtfertigt  die  Vorschrift,  dass  alle  noch  nicht  selbst 
bestimmungsreifen  IQnder  im  gleichen  Glaubensbekenntnisse  zu  erziehen 
seien«  (S.  655).  »Keine  Regeln  über  die  Zuweisung  der  Kinder 
an  einzelne  Glaubensgesellschaften!  üeber  die  Confession  entscheide 
der  freie,  abände? liehe  Wille  der  Erziehungsberechtigten«  (S.  656). 

Juristische  Vierteljahresschrift,  27.  Bd.  N.  F.  11.  Bd.  1.  Heft: 
E.  Pfersche^  Das  Problem  des  Gewohnheitsrechtes.  Ein  Vortrag  nebst 
Ergänzungen  S.  1—26.  P.  leugnet  u.  a.,  dass  es  einen  höheren 
Gattungsbegriff  von  Recht  gebe,  unter  dem  das  Gewohnheitsrecht  als 
Unterart  subsumirt  werden  kann.  Recht  ist  ihm  »nur  ein  psycho- 
logischer, aber  kein  wissenschaftlicher  Begriff«  (S.  5). 

Kritische  Vierteljahresschrift  fOr  Gesetzgebung  und  Redits- 
Wissenschaft,  38.  Bd.  1.  Heft:  L.  Wdhrmund,  Besprechung  von 
SägmiUler  (J.  B.),  Die  Papstwahlbullen  und  das  staatliche  Recht 
der  Exclusive,  Tübingen  1892,  Derselbe^  Das  Recht  der  Exclusive  in 
der  Papstwahl,  Mainz  1895,  Lucius  Lector^  Le  Gonclave,  Paris  1894. 
S.  140 — 155.  W.  ist  jetzt  geneigt,  die  erste  zweifellose  Ausübung 
der  formellen  Exclusive  in  das  Conclave  des  Jahres  1691  zu  setzen» 
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C.  BOcherverzeichniss  1). 

I.  Bearbeitungen  des  Eirelienreehts. 

JBender:  Staats- ^  Volker'  und  Kirchenrecht.  Repetitoriam  nndExa- 

minatorium.   8.  Auß.  8«.   Leipzig  (Wigand),  1896.  S.  VIII,  265. 

Preis  4  M. 
iJasteüari:  H  diritto   eccl,   neßa  sua  condufione  attudle.     Törin. 

(ünione  tipogr.),  1893/96.  8^  pag.  144.  Pr.  3,60.  L.  (Besprochen 

Bd.  76.  S.  318). 
Gro88:  Lehrbuch  des  kathol.  Kirchenreckts  mit  besonderer  Berück- 

sichtignng  der  partikulären  Gestaltung  desselben  in  Oesterreich. 

Zweite  rerbesserte  and  vermehrte  Aufl.  Wien  (Manz),  1896.  S.  IV. 

434.    gr.  8^    Preis  12  M.    (Besprochen  Bd.  76.  S.  313). 
JPesaam:  Codex  Sanctae  CdthoiitMe  Romanae  Ecdesiae,  quem,  adnota- 

tionibus  illnstratum,  exponit  in  Pontificio  Seminario  Vaticano  DD. 

Henricus  Maria  Pezzani.  4^.  Pars  prima.    S.  VIII.  178  (und  19). 

Bomae,  Berardi  et  Co.,  1893.    Pars  altera  in  3  voll.    S.  XU.  n. 

1070  (a.  293).    Romae  (Filiziani),  1896.    Preis  16  M. 

Vorstehendes   Werk    bildet   einen   Versnch,    das    geltende 

Recht  der  kath.  Kirche  zu  kodifizieren.    Die  bisher  erschienenen 

vier  Bände  enthalten  den  Text  und  Kommentar  zu  575  Canones. 

Weitere  sollen  noch  erscheinen. 
Sanguineti,  S.  J. :  Jur,  eccl.  priv.  Institutiones  in  usum  praelectio- 

num.    Bd.  3*.    Romae  (Typogr.  Poligl),  1896. 
Zeerleder,  Ä. :  Das  Kirchenrecht  des  Kantons  Bern.  Eine  sumroar. 

Darstellung.   3.  Aufl.   Bern  (Hirzel),  1896.   gr.  8^.   S.  85.   Preis 

1,70  M. 

II.  Qnellengammlongen. 

Brandi:  Der  Äugsburger  Rdigionsfriede  vom  25.  9.  1555.  Kri- 
tische Ausgabe  des  Textes.  München  (Rieger),  1896.  gr.  8^. 
8.  86.    Pr.  1,20  M. 

Dieterieh:  Die  Qrahschrifl  des  Aberkios.  Leipzig  (Teubner),  1896. 
gr.  80.    S.  VIII,  55.     Pr.  1,50  M. 

Finke:  Acta  Cancilii  Oonstandensis.  Erster  Band:  Akten  zur  Vor- 
geschichte  des  Konstanzer  Goncils  (1410 — 1414).    Münster  i.  W. 

1)  Wir  briogen  hier  die  iro  Torigen  Jahre  erachienen  B&eher,  welche  ent- 
weder direkt  kirohenrechtliche  Afateriea  sam  Inhalt  haben  oder  doch  mit  dem 
Kirchenrecht  im  Zoeammenhang  stehen.     Auf  YoUstflndigkeit   will   das    Ter* 
seichniss  keinen  Ansprach  machen. 
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(Regensberg),  1896.    gr.  S».    S.  VIII,  424.    Pr.   12  M.    (Be- 
sprochen Bd.  76.  8.  159). 
Foerstemann:  CanstitutioneSj  novae,   audientiae  caniradictarum  in 
curia  Romana  promülgatae  A.  D.  1375.   E  codice  Lipsiensi  nunc 
priroum  edidit.    Leipzig  (Veit  &  Co.),  1896.    Pr.  2  M. 

Friedberg:  Die  Cottedio  caiumum  Cantabringensis.  Erster  Theil 
im  Programm  zu  der  von  der  Leipziger  juristischen  Fakulttt  ?er- 
anstalteten  Feier  des  Andenkens  an  Hofrath  Eees.  Leipzig  (Edel- 
mann), 1896.  gr.  8^  S.  8—25.  Zweiter  Theil  im  ähnlichen  Pro« 
gramm  zur  Feier  des  Andenkens  an  Hofrath  Dr.  Laahn.  1896. 
S.  8—29.    (Besprochen  Bd.  76.  8.  154  (F.). 

Othhardt:  Die  gravamina  der  deutschen  Nation  gegen  den  römisdien 
Hof.  Ein  Beitrag  zur  Vorgeschichte  der  Reformation.  2.  Aufl. 
Breslau  (Köbner),  1895.  gr.  8^  S.  149.  Pr.  4  M.  (Besprochen 
Bd.  76.  S.  459). 

Ehrmann:  Die  Bulle  i^Unam  8anciam€  Bonifacius^  VIII.  nach 
authent.  Wortlaut  erklärt.  Würzburg  (Hobel),  1896.  gr.  8«. 
S.  51.     Pr.  1  M. 

Heinedmann:  Der  Brief  an  Diognet,  die  Perle  des  christlichen 
Altertums,  üebers.  u.  gewürdigt.  Erfurt  (Neumann),  1896.  8^. 
S.  32.    Pr.  0,60  M. 

Lauchert:  Die  Kanones  der  wichtigsten  altkircKlichen  Konsilien 
nebst  den  apostolischen  Kanones.  Freiburg  i.  Br.  und  Leipzig 
(Mohr-Siebeck),  1896.  gr.  8«.  S.  XXX,  228.  Pr.  8,50  M.  (Be- 
sprochen Bd.  76.  S.  316). 

Schwartau  E.:  Die  Verfassungswrhunde  für  den  preussischen  Staat 
vom  31.  Jan.  1850.  Nebst  Ergänzungs-  und  Ausführungageaetzen. 
Breslau  (Köbner),  1896.    gr.  8«.    S.  VII,  632.    Pr.  15  M. 

Wrede:  Deutsche  Beichstagsakten  unter  Kaiser  Karl  V.  Gotha 
(Perthes),  1896.    gr.  8^    S.  V,  1007.    Pr.  50  M. 

Ooneüium  Basiliense.  Studien  und  Quellen  zur  Qeschicbte  des 
Concils  von  Basel.  Herausgegeben  mit  Unterstützung  der  htsto- 
rischen  und  antiquarischen  Oesellschaft  ?on  Basel.  Bd.  I.  Studien 
und  Documente  1431—1437.  Basel  (Reich),  1896.  Lex.-8.  XI« 
480  S.    (Besprochen  Bd.  75.  S.  466  ff.). 

Monumenta  Germ.  hist.  Neue  Quart- Ausgabe.  Auctorum  anti- 
quissimorum  tomi  XIII  pars  3.  4^  S.  115.  Berlin  (Weidmann), 
1896.    Pr.  5  M. 
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lU.    Eherechtliehe  ErscheinniigeiL 

Brentano:  Zur  eherechtlichen  Frage  in  Oesterreich.  Erasnopolski'g 
Rettnngs?ersach  einer  verlorenen  Sache.  Berlin ,  (Gattentag)^ 
1896.   gr.  8\    S.  159.    Pr.  2  M. 

Cohen:  Die  Ehescheidung  auf  Orund  gegenseitiger  Einwilligung^ 
und  ihre  NichfberüeksichHgung  im  Entwürfe  eines  bürgert,  Qe^ 
setebuches  /.  d,  deutsche  Reich.  Hamburg,  (Boysen),  1896.  gr  8\ 
S.  46.     Pr.  1  M. 

Csäky:  Die  ungar.  Zivilehe.  Praktische  Anleitung  in  Ehesachen. 
Wien  (Manz),  1896.  gr.  8o.  S.  VII,  118.    Pr.  2  M. 

Galante:  H  diritto  matrimoniale  nel  progetto  di  codice  civile  ger- 
manico.  Appnnti  critici.  Torino  (Impr.  Bocca),  1896.  gr.  8\ 
S.  58.    Pr.  1,50  L. 

Häbemumni  Die  Konfession  der  Kinder  aus  gemischter  JES^e^ 
(Vandenhoeck  n.  Ruprecht),  1895.  gr.  8^.  S.  84.  Pr.  1  M. 
(Besprochen  Bd.  75.  S.  475.) 

V.  Eoensbroech:  Der  Entwurf  des  bürgerlichen  Oeselehuches  und 
römischruUramontanes  Eherecht,  Berlin  (EQiack),  1896.  gr.  8^ 
S.  37.    Pr.  0,50  M. 

Holfelder:  Der  Stadt  Regensburg  Heirats- Ordnung  vom  14.  Sept.. 
1580.    Regensburg  (Bauhof)  1896.  8«.  S.  49.  Pr.  1,20  M. 

Iska:  Ehefähigheit  katholischer  Geistlichen  in  Oesterreich.  (§.  63. 
Allg.  bürgerl.  Ges.).  Bern  (Goepper),  1896.  gr.  8«.  S.  56.  Pr.  0.80  M. 

Kavdcs:  Ehe^es.,  ungar.  Wien.  (Perles),  1896.  gr.  8«.  S.  65. 
Pr.  1.20  M. 

Krasnopolski :  Das  Ehehindemiss  der  höheren  Weihen  nach  öster- 
reichischem Recht.  Zugleich  Abwehr  gegen  Fr.  Brentano.  Mainz 
(Kirchheim),  1896.  gr.  8^  S.  93.  Pr.  1,50  M.  (Besprochen 
Bd.  76.  8.  461.) 

Mankiewies:  Die  Voraussetzungen  der  Putativehe  in  den  Rechts- 
quellen des  gemeinen  Rechts  und  nach  heutiger  Doktrin.  Inau- 
garai-Difwertation.  Oöttingen  (Huth),  1895.  gr.  8^.  S.  55.  (Be- 
sprochen Bd.  75.  S.  475.) 

8ehfq)pe:  Das  Recht  und  die  Ehe.  (Salinger),  1896.  8^.  S.  60. 
Pr.  0,50  M. 

Setehto :  Das  ungar.  Ehegesetz  und  seine  Beziehungen  zu  Oester-- 
reich.  Vortrag.  Budapest  Wien.  (Manz),  1896.  gr.  8^.  S.  22. 
Pr.  0,60  M. 

8ul  diritto  matrimoniale^  sülla  religione  dei  faneitdli  e  sui  registri 
ddto  State  civile  (art.  di  legge  XXXI.  XXXII  e  XXXIII  del 
1894),  con  le  relative  ordinanze   dei  ministri    della  presidenza^ 
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dell'  intorno,  della  giustizia  e  dei  calti  e  istruzione  publica. 
Ed.  ufficiale.  8^  S.  388  m.  17.  Formell.  Budapest  (Fiame),  1896. 
80.    S.  388.  m.  17  Form.    Pr.  4  M. 

IT.  Zar  kirchenrechtlichen  Praxis. 

JSrick:  Handbibliothek  für  die  pfarramÜiche  OesehäftsfUhrung  im 
Eonigreiche  Bayern.  Unter  Mitwirkang  von  Ignaz  Eörbling,  k. 
Bezirksamtsassessor  und  Max  Maggenthaler,  Dekan  and  k.  Di- 
stricts-Schalinspektor,  beraasgegeben  ?on  Ladmg  Heinrich  Erick, 
Pfarrer.    3.  Bd. 

Handbuch  der  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  von  Ludwig 

Heinrich  Erick,  Pfarrer.  Paasau  (Rudolf  Abt),  1896.  8».  S.  424 
Pr.  5,40  Mk.    (Besprochen  Bd.  77.  S.  204). 

Anleitung  zur  Berechnung  der  InterkcUarfrüehte  der  erledig^ 

im  hatholisehen  Pfründen.  Passau  (Abt),  1896.  gr.  8o.  S.  VI,  96. 
Pr.  1,20  Mk. 

JSitpe:  Handimch  der  kirchlichen  Ämtsverwaltung.  Berlin  (Hey mann), 
1896.    gr.  80.    S.  XH,  321.    Pr.  6  M. 

Scharpff:  Handbuch  des  Armenrechts.  Eine  mit  Erläuterungen  ver- 
sehene Zusammenstellung  der  reiche-  und  württembergischen  landes- 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Armenwesen.  S^.  S.  XXII 
u.  695.  Stuttgart  (Eohlhammer),  1896.  gr.  8^  S.  XXII,  695. 
Pr.  8,50. 

Schmidt:  Die  kirchenrechtlichen  Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
und  der  Bayer,  obersten  Gerichtshöfe  aus  dem  Oebiete  des  ge- 
meinen Eirchenrechts  und  des  Bayerischen  Staatskirchenrechts. 
Mit  Anhangband:  I.  Entscheidungen  aus  dem  Oebiete  der  in 
Bayern  geltenden  Partikularrechte.  II.  Entscheidungen  über  is- 
raelitische Beligionsangelegenheiten.  Herausgegeben  von  Dr.  jur. 
Georg  Schmidt,  Regierungspraktikant  in  Ansbach.  I.  Abtheilang. 
München  (J.  Schweizer),  1896.  gr.  S^.  S.  240.  Pr.  3  M.  (Be- 
sprochen Bd.  77.  S.  206). 

y.  Elnzelabhandlangen. 

Abbey:  De  Capitülo  Oenerali,    Atschison,  Eansas  1896. 
Assmann:  Sonntags-Heiligung.     Bochum  (Stumpf),   1896.    gr.  8^. 

S.  VII,  191.    Pr.  2  M. 
V.  Below:   Das   Duell   und  der  germanische   Ehrbegriff.     Eassel 

(Brunnemann),  1896.    gr.  S®.    S.  48.     Pr.  1  M. 
Bergervooi:  Direkter  Abortus  und  Kraniotamie  und  deren  Erlaubt" 

heit.    Passau  (Abt),  1896.    8«.    S.  31.    Pr.  0,50  M. 
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Buschbell:  Die  Professiones  fidei  der  Päpste.  Eine  kirchenrecht- 
liehe  Untersuehung.  Münster.  Diss.  (Sonderabdruck  aas:  Rö-^ 
mische  Qaartalschrift.  10.  Bd.  Jahrg.  1896).  Rom.  8«.  S.  82. 
(Besprochen  S.  201). 

Caihrein:  Kirche  und  Volksschule  mit  besonderer  Berücksichtigung^ 
Preuspen».  Preiburg  i.  Br.  (Herder),  1896.  gr.  8«.  S.  IV,  182. 
Pr.  1,20  M. 

Contjsen:  Die  Regel  des  hl,  Antonius.  Eine  Studie  yod  P.  —  Bei- 
lage zum  Jahresber.  des  Gymn.  v.  Metten.    8.  66. 

Daab:  Die  ZulässigJeeit  der  Gelübde,  betrachtet  vom  evangelischeu 
Staudpankte  aus.   Oütersloh  (Bertelsmann),  1896.   Pr.  0,80  M. 

Dahn:  lieber  den  Begriff  des  Rechts.  Rektoratsrede.  Ein  Beitrag^ 
zur  Rechtsphilosophie.  Leipzig  (Breitkopf  und  Haertel),  1896. 
gr.  80.     S.  18.     Pr.  0,75  M. 

Fctrbsiein:  Das  Recht  der  unfreien  und  der  freien  Arbeiten  nach 
jüdisch- talmudischem  Recht,  verglichen  mit  dem  antiken,  specielt 
mit  dem  röm.  Recht.  Frankfurt  a.  M.  (Kaufmann),  1896.  gr.  8<^ 
S.  VII,  96.     Pr.  2  M. 

Franis:  Die  Literatur  des  Kirchenrechts  1884^1894.  Leipzig 
(Heinrichs),  1896.  gr.  8o.  S.  18.  Pr.  0,50  M.  (Besprochea 
Bd.  76.  S.  156). 

Galante:  II  beneficio  ecclesiastico.  (Extr.  del  Enciclopedia  Ginridia 
II.  1).    Milano  (Vallardi),  1896.    gr.  8«.    S.  190. 

Grimm:  Kirche  und  Wissenschaft  Vortrag.  Berlin  (Wiegandt),  1896., 
80.    S.  41.    Pr.  0,60  M. 

HaXifcLX^  Lord.:  Ueber  die  Einigung  der  Kirchen.  Die  anglikan. 
Kirche  und  die  rOroische.  Uebers.  von  G.  M.  Schneider.  Regens- 
burg (Nationale  Verlagsanstalt),  1896.  S.  IV,  114.  Pr.  1,50  M. 

V.  Hammerstein:  Das  katholische  Ordenswesen.  Freiburg  (Herder),. 
1896.    gr.  80.    S.  VII,  158.     Pr.  2  M. 

Höhler :  Die  Erhaltung  und  Verwaltung  des  kirchlichen  Immobiliar^ 
hesitees.  Separatabdruck  aus  der  Linzer  TheoL-prakt.  Quartal- 
schrift. 1896.  8.  H.  (Selbstverlag  des  Verf.),  1896.  S.  24.. 
(Besprochen  Bd.  76.  S.  815). 

Huppert:  Die  Lebensversicherung.  Mainz  (Kirchheim),  1896.  gr.  8o^ 
8.  V,  199.     Preis  3  M. 

Joder:  Zeugeneid  und  Beichtsiegel,  Antwort  an  F.  M.  Schwab'a 
Schrift  »Beichtgeheimnis  und  Zeugenpflicht. c  Strassburg  (Le  Roux 
&  Co.),  1896.    gr.  80.    S.  28.     Pr.  0,50  M. 

Joder :  Das  Beichtsiegel  vor  dem  Schwurgericht  eu  Mülhausen  i.  E^ 
Strassburg  (Le  Roux  &  Co.),  1896.   gr.  8o.    S.  15.   Pr.  0,30  M. 
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Das  Beichtgeheimnis  vor  Gericht.     Von    einem   Jaristeo.     Mainz 

(Kirchheim),  1896.    gr.  8«.    S.  36.    Pr.  0,40  M. 
Lange :  Die  Berechtigung  der  Nothwendigkeit  und  die  Orenaen  der 

Laienthätigkeit  in  der  Mrche.  Vortrag.  2.  Aufl.  Neusalz  (Probater), 

1896.    gr.  80.    8.  23.    Pr.  0,20  M. 
Die  soBiale  Thätigkeit  des  im  Amt  stehenden ^OeisÜichenf  ihr  Recht 

und  ihre  Grenzen.    Berlin  (Wiegandt) ,    fsOO.    gr.  8^    8.  20. 

Pr.  0,30  M. 
Pranaataro :  Jl  diritto   del  sepolcro  nella  sua  eToluzione  rtorioa  e 

nelle  sue  speciali  attinenze  col  diritto  modemo.    Torino  (Unione 

tipogr.-editrice),  1896.    gr.  8«.    Pag.  XXIV,  416.    L.  7. 
Basier:  Der  Beichihum  der  kaihcl.  Kirche.  Vortrag.  Wien  (Mayer), 

1896.    gr.  8«.    8.  86. 
SaegmüUer:   Die  Thätigkeit  und  Stellung  der  Kardinäle  bis  Ripst 

Bonifaz  VIIL  Historisch- kanonistisch  untersucht  und  dargestellt. 

Preiburg  i.  Br.  (Herder),  1896.   gr.  8o.    S.  VIII,  262.    Pr.  5  M. 

(Besprochen  Bd.  76.  S.  310  ff.). 
Scheicher:  Der  Klerus  und  die  sociale  Frage.    MoraI*80ciologische 

Studie.  2.  umgearbeitete  und  vermehrte  A.ufi.  Ghur  i.  d.  Schweiz 

(Casanova),  1896.    gr.  8<>.    S.  VIII,  273. 
t;.  Schulte:   Die   Macht  der   röm.   Päpste  über  FUrsteUj   Länder, 

Völker  und  Individuen^  nach  ihren  Lehren  und  Handlangen  seit 

Gregor  VII.  zur  Würdigung  ihrer  Unfehlbarkeit  beleuchtet.  S.  Aufl. 

Qiessen  (Roth),  1896.    gr.  8o.   S.  VIII,  127.    Pr.  2  M. 
Schwab :  Beichtgeheimnis  und  Zeugenpflicht.  Entgegnung  auf  Joders 

Schrift  »Das  Beichtsiegel  vor  dem  Schwurgericht  zu  Muhlhausen 

i.  E.€    80.    S.  II,  30.    Pr.  0,60  Mk. 
StöcM:  Kirche  und  Schule  während  und  unmittdhar  nach  der  üe- 

volutionseeit.  Kempten  (Kdsel),  1896.  gr.  8^  S.  61.  Pr.  0,60  M. 
Stute :  Die  Eigenkirche  als  Element  des  mittelaUerlieh^erfnan.  Kir* 

chenrechts.  Antrittsvorlesung.  Berlin  (H.  W.  Hüller),  1895.  gr.  8^. 

S.  45.    Pr.  0,60  M. 
Zeerleder:  Kirche  und  röm.  RHvatrecht  und  sociales  Becht.  2  Vor- 
träge. Bern  (Goepper  u.  Lehmann),  1896.  gr.  8^  S.  43.  Pr.  0»80  M. 
Zeerleder:  Mrche  und  Becht.  Privatreeht  und  sociales  Becht.  Bern 

(Goepper  u.  Lehmann),  1896.    gr.  8^    S.  43.    Pr.  0,80  M. 

VI.   Zur  Geschichte  des  K.-R. 

Bendix :  Die  deutsche  Beehtseinheit  und  das  aukänftige  bürgerliche 
QeseUfbuch  für  das  deutsche  Beich.  Mainz  (Kirchheim),  1896. 
gr.  8.   S.  226.    Pr.  2,40  M.  (Besprochen  Bd.  76.  S.  314.) 
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V.  Bdow:  Bas  Duell  in  Deutschland.  Geschichte  and  Gegenwart. 
Kassel  (Brunnemann),  1890.    S.  III,  78.     Pr.  1.50  M. 

V.  Bdow:  Zur  EnistehungsgeschidUe  des  Duells.  Mfinster  i.  W. 
(Bredt),  1896.    4o.    S.  37.     Pr.  1,30  M. 

BemmMi:  Das  Kownl  von  Nicaea.  Habilitationsvorlesang.  Frei- 
borg L  Br.  (Mohr-Siebeck),  1896.  gr.  8».  S.  III,  36.  Pr.  0,80  M. 

Brück:  Oesehichte  der  ka^lisehen  Kirche  im  19.  Jahrhundert, 
Dritter  Band.  Mainz  (Kirchheini),  1896.  gr.  8^  S.  574.  Pr«  8  M. 

Cartellieri :  Begesta  episcoporum  Constantiensium.  Begesten  zar  Ge- 
schichte der  Bischöfe  yod  Constauz,  von  Bubulcus  bis  Thomas 
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Ckmhertin :  L'ivolution  Frangaise  sous  la  troisieme  Republique.  Paris 
(Plön),  1896.    gr.  8o.    S.  XX,  432.    Pr.  7,50  fr. 

Finke:  Die  kirchenpolitischen  Verhältnisse  eu  Ende  des  Mittelalters 
nach  der  Darstellung  K.  Lamprechts.  Bine  Kritik  seiner  »Deutschen 
Geschichtet.  (B6m.  Quartalschr.  4.  Supplementsb.).  Born.  1896. 
gr.  80.    S.  VIII,  136.     Pr.  4  M. 

Fromme:  Spanische  Nation  und  Konstanter  Koneil.  Münster  (Be- 
gensberg),  1896.    gr.  8o.    S.  VII,  153.     Pr.  3  M. 

Giannoni :  Paulinus  IL,  Patriarch  von  AquHeia.  Ein  Beitrag  za ' 
Kirchengeschichte  Oesterreichs  im  Zeitalter  Karls  des  Grossen. 
Wien  (Mayer  &  Co.),  1896.    gr.  8^.    S.  126.     Pr.  2,40  M. 

Beimlmcher :  Die  Orden  und  Kongregationen  der  katholischen  Kirche. 
I.  Bd.  Paderborn  (Schöningh),  1896.  gr.  8o.   S.  X,  583.    Pr.  8  M. 

lUigens:  Geschichte  der  Lübeckischen  Kirche  von  1530 — 1896.  Pa- 
derborn (Schöningh),  1896.    gr.  8».    S.  289.     Pr.  3  M. 

Knecht:  Die  Beligums-Politik  Kaiser  Juslinian's  L  Eine  kirchen- 
geschichtliche Stndie.  Würzbnrg  (Göbel),  1896.  gr.  S^  S.  VI,  148. 
Pr.  2  M. 

Lindner:  Die  sog.  Schenkungen  Pippins,  Karls  d.  Qr.  und  Ottos  L 
an  die  Päpste.  Stuttgart  (Cotta),  1896.   gr.  8».  S.  99.    Pr.  2  M. 

Pawlicki:  Papsl  Honorius  IV.  Eine  Monographie.  Munster  (H. 
Schöningh),  1896.    gr.  S^.    S.  VIII,  128.    Pr.  3  M. 

Pfeilschifter:  Der  Ostgothenkmig  Theodorich  der  Grosse  und  die 
katholische  Kirche.  Kirchengeschichtliche  Studien.  IIL  Band. 
1.  und  2.  Heft.  Munster  (H.  Schöningh),  1896.  gr.  8o.  S.  VIII, 
272.     Pr.  6,40  M. 

Pierling:  La  Bussie  et  U  Saint-Siige.  Etudes  diplomatiques  I. 
Les  Busses  au  concile  de  Florence.    Manage  d'un  Tsar  au  Vati- 
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can.    Les  papes   M^dicis  et   Vasili  III.   Mystification  et  projeta 
d'ambassade.    Paris  (PIod),  1896.    gr.  8^.    p.  XXXI,  464. 

Potthast:  Biblioffieca  historiea  medii  aevi.  Wegweiser  durch  die  Ge- 
schichtswerke des  earop.  Mittelalters  bis  1500.  Vollständiges  In- 
haltsverzeichniss  zu  >Acta  Sanctorumc  Bell.  —  Boquet  —  Migne  — 
Monum.  germ.  hist.  —  Muratori  —  Berum  britann.  scriptores  etc» 
Anh.:  Quellenkunde  f.  die  Qeschichte  d.  europ.  Staaten  während 
des  Mittelalters.  2.  Aufl.  (Schluss-)  Halbbd.  S.  1281—1749. 
Berlin  (Weber),  1896.  Pr.  12  M.  2.  Bd.  komplt.  24  M. 

Schtdie,  AI. :  UAer  freiherrliche  Klöster  in  Baden.  Reichenau,  Wald- 
kirch  und  Säckingen.  Freiburg  i.  Br.  und  Leipzig  (J.  G.  B.  MohT)^ 
1896.    40.    S.  45. 

Steichde:  Das  Bistum  Augsburg,  historisch  und  statistisch  be- 
schrieben,  fortges.  v.  Schröder.  42.  H.  Augsburg  (Schmid),  1896- 
Naraensregister  zum  2.  und  3.  Bd.  S.  43  und  56.  gr.  8^.  Pr. 
1,03  M. 

Streiff:  Die  Religionsfreiheii  und  die  Massnahmen  der  Kantone  und 
des  Bundes  gemäss  Art.  50,  Abs.  2  der  schweizerischen  Bundes- 
verfassung. Zürich  (Speidel),  1885.  gr.  8^.  S.  99.  Pr.  2  M. 
(Besprochen  Bd.  76.  S.  457). 

Stuis:  Geschichte  des  kirchlichen  Benefieidlwesens  von  seinen  An* 
fangen  bis  auf  die  Zeit  Alexanders  III.  Berlin  (H.  W.  Müller), 
1896.    gr.  80.    S.  871.     Pr.  12  M. 

Thamm:  AJbericus  Oentüis  und  seine  Bedeutung  für  das  Volker* 
recht,  insbesondere  seine  Lehre  vom  Gesandtschaftswesen.  Inan* 
gural- Dissertation  verfasst  und  der  Hohen  Rechts-  und  Staats- 
wissenschafllichen  Facultät  der  E.  Bayerischen  Julius- Maximilians* 
Universität  zu  Würzburg  zur  Erlangung  der  juristischen  Doctor- 
würde  vorgelegt.  Strassburg  i.  E.  1896.  gr.  8o.  S.  76.  (Be- 
sprochen Bd.  77.  S.  207). 

Weiss:  Qeschichte  und  rechtliche  SteUung  der  Juden  im  ^Pärslbist. 
Strassburg^  besonders  in  dem  jetzt  badischen  Teile,  nach  Akten 
dargestellt.  Bonn  (Hanstein),  1896.  gr.  8o.  S.  XVI,  216.  m.  2 
Licbtdr.-Taf.    Pr.  3  M. 

Wobbermin:  RetigionsgeschichÜiche  Studien  ewr  Frage  der  Beein^ 
flussung  des  Urchristentums  durch  das  antike  Mystertenwesen. 
Berlin  (Teubner),  1896.    gr.  8».    S.  VIII,  65. 

Wolfsgruber:  Gregor  der  Grrosse.  2.  Bd.  Ravensburg  (Kitz),  1896* 
gr.  80.    S.  XIV,  610  m.  2  Bildern.     Pr.  5  M. 
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L    Abhandlnngen. 
1.    Dispensation  und  Dispensationswesen 

in  ihrer  geschicMlichen  Eniwkkelung  his  eum  IX.  Jahrhundert, 

CFortsetzung). 

(Vgl.  I.  Qnartalh.  S.  3—42). 

Von  Dr.  jur.  Maria  Albert  Stiegler, 

TL.  Kapitel. 

§.  8.   Die  DispenscUionen  ad  faciendum. 
Kritik  der  herrschenden  Ansicht. 

Bereits  an  fraheren  Stellen  haben  wir  Veranlassang  gehabt, 
darauf  hinzuweisen,  dass  die  theoretischen  Darstellungen  des  Dis- 
pensationswesens  in  dieser  Periode  einen  Unterschied  zwischen  Dis- 
pensen ,  die  im  voraus ,  und  solchen ,  die  erst  nach  der  Thai  erteilt 
werden,  nicht  kennen.  Auf  diese  Frage  soll  nun  hier  des  nähern 
eingegangen  werden. 

Bis  in  die  Literatur  der  heutigen  Zeit  hat  sich  die  Ansicht 
fortgeerbt,  dass  die  Kirche  in  den  früheren  Jahrhunderten  nur  dann 
Dispensationen  gewährte,  wenn  es  sich  darum  handelte,  ob  ein  schon 
bestehendes  Verhältnis  oder  eine  bereits  gesetzte  Thatsache,  die  im 
Widerspruch  mit  dem  Gesetze  zustande  gekommen  waren,  geduldet, 
oder  ihnen  die  rechtliche  Anerkennung  versagt  werden  sollte.  Es 
hatte  z.  B.  Jemand,  obgleich  er  Bigame  oder  Neophyte  war,  die 
Weihen  empfangen,  oder  es  war  zwischen  zwei  blutsverwandten 
Personen  eine  Ehe  eingegangen  worden.  Hiernach  hätte  die  Dis- 
pensation stets  den  Charakter  einer  nachträglichen  Gutheissung 
gehabt.  Diese  Praxis  herrschte  angeblich  bis  zum  XI.  Jahrhundert ; 
erst  von  diesem  Zeitpunkt  ab  soll  man  im  voraus  die  Setzung  von 
verbotenen  oder  die  Unterlassung  von  gebotenen  Handlungen  erlaubt 
haben.  Nur  wenige  Autoren  versetzen  den  Qrenzpunkt  der  jungem 
and  altern  Praxis  in  das  VIII.  Jahrhundert. 

J.  H.  Boehmer  *),  der,  den  Franzosen  Marca «)  und  Thomassin  3) 
folgend,  dieser  Ansicht  zuerst  eine  wissenschaftliche  Grundlage  zu 
geben  versucht  hat,  sagt  ^):  »Priscis  temporibus  ut  plurimum  toleraudo 

1)  Jas  ecclesiaeticum  protestantiam,  Hai.  1740,  IV.,  Dissertatio  de  roxnana 
eceldsia  matre  indnlgentissima,  §.  88 ;  vgl.  §.  41.  —  2)  L.  c.  1.  3.  c.  14.  n.  5 ; 
▼gl.  c.  13.  n.  2;  vgl.  dazu  Boehmer ^  Observationea,  1.  c.  L  3.  c.  18.  —  3)  L.  c. 
p.  2. 1.  8.  c.  24.  D.  5.  20. 

AreUv  f&r  Kirobenrecht.  LXXVU.  15 
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et  dissimulando  fiebat  (dispensatio),  ut  actus  contra  leges  snsceptus 
haud  iropugnaretur,  sed  pro  temporis  praesentis  ratione  pacis  causa 
admitteretur.    In  quo  praxis  antiqua  ab  hodiema  differt  longissime, 
secandum   quam  precibas  solet  obtineri,  ut  contra  leges  licite  quid 
fiatc.  Diese  Ansicht  vertreten  ferner  van  Espen  ^),  die  Verfasser  der 
Conferences  6cclesiastiqnes  de  Paris  >),  Casalis ')  u.  s.  w.  Die  Literatur 
ist   durchgängig   dieser  Auffassung   gefolgt^),   nur  Phillips^)  und 
neuerdings    Hinschius^)   machen    eine    Ausnahme,    indem    sie  die 
herrschende  Meinung  als  irrig  bezeichnen,  ohne  jedoch  dieser  Frage 
besonders  näher  zu  treten.    In   neuester  Zeit  hat  dieselbe  in  dem 
Franzosen  Esmein,  der  in  seiner  Geschichte  des  kanonischen  Eherechts  ^) 
den  Unterschied  zwischen   alter  und    neuer    Praxis    zu    begründen 
sucht,  einen  entschiedenen  Verfechter  gefunden. 

Nach  der  Auffassung  von  Esmein  war  die  kirchliche  Jurisdiktion 
in  den  ersten  Jahrhunderten  eine  reine  DisziplinargewaU^  vermittelst 
welcher  die  Kirche  von  dem  Klerus  wie  von  den  Gläubigen  Rechen- 
schaft über  ihre  Handlungen  verlangte.    Es  handelte  sich  also  hier 
stets  darum,  ob  wegen  der  Verletzung  der  kirchlichen  Vorschriften 
Strafe  verhängt  werden  sollte  oder  nicht.    Den  Umständen  des  ein- 
zelnen Falles  Rechnung  tragend,  Hessen  dann  die  kirchlichen  Obern, 
anstatt  die  strengen  Rechtssätze  in  Anwendung  zu  bringen,  Milde 
und  Gnade  ergehen.   Nach  erfolgter  Nichtbeobachtung  eines  Gesetzes 
durfte  so   der  Uebertreter  in  dem  durch  sie  begründeten  Verhältnis 
wie   in  einem  legitimen  verbleiben.    Dies  sind  die  Prämissen,  aus 
denen  Esmein  den  Schlnss  zieht,  dass  die  Dispensation  während  dieser 
Zeit  sich  einzig  und  allein  darstelle  als  eine  »r^pression  disciplinairec  % 
als  Ausschluss  von  Strafen.    In  dieser  Fassung  bringt  Esmein  noch 
ein  zweites  Moment  zum  Ausdruck,  das  wir  in  Deutschland  bereits 


1)  Dissertatio  canonica  de  dispensationibas  praescrtim  matrimoiiialibafl, 
Opp.  Lot.  1732.  p.  4.  c.  4.  §.  2.  —  2)  Paris,  1773,  3,  82.  -  8)  Vindiciae  iuris 
ecclesiastici,  Rom.  1759,  p.  191  sq.  —  4)  Namentlich  gehören  hierher  alle  Ver- 
treter der  cpiskopalistiBchon  Bichtnng  des  Torigen  Jahrhunderts;  femer  Eichhorn, 
Deutsche  Staats-  nnd  Bechtsgeschichte,  Gott.  1842-44,  g-  ^16;  dessen  Grund- 
sätze des  katholischen  Kirchenrechts,  Gölt.  1831—83,  2, 19;  Scherer ,  Handbuch 
des  Kirchenrechts,  Grat,  1886,  1,  172,  Richter- Dove-Kahl,  Lehrbuch  des  ka- 
tholischen nnd  eyangelischen  Kirchenrechts,  Ijeipzig,  1886,  S.  576;  Mejer^  Ar- 
tikel Dispensation  in  der  Real-Encjklopädie  für  protestantische  Theologie  und 
Kirche  von  Herzog  nnd  Plitt,  Leipz.  1878,  S.  682;  Heiner,  Katholisches  Kii^ 
chenrecht,  Paderb.  1893,  1, 174.  >-  5)  Kirchenrecht,  Begensborg,  1845  fL  5, 174. 
—  6)  Uinachiua,  System  des  katholischen  Kirchenrechts  in  Deutschland.  Berlin, 
1869  ff.  3,  689,  Anm.  1.  —  7)  Le  mariage  en  droit  canonique,  Paris,  1891,  2, 
316  B.  —  8)  L.  c.  p.  320. 
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durch  Jacobson^)  am  schärfsten  vertrete])  finden,  welcher  behauptet, 
die  Dispensation  bestand  in  früheren  Zeiten  in  der  Absolution  von 
den  weitern  Folgen  einer  bereits  geschehenen  Gesetzesübertretang. 
Es  werden  also  hier  Absolution  und  Dispensation  identifiziert. 

Behufs  näherer  Prüfung  des  von  uns  bestrittenen  Unterschieds 
zwischen  einer  älteren  und  einer  jüngeren  Praxis  des  Dispensations- 
wesens  müssen  wir  uns  mit  zwei  Fragen  beschäftigen:  1)  Ist  die 
Behauptung  richtig,  dass  während  der  zehn  ersten  Jahrhunderte  die 
Dispensation  gleichbedeutend  ist  mit  Absolution?  und  2)  Lässt  sich 
die  Ansicht  aufrechterhalten,  dass  in  dem  angegebenen  Zeitpunkt 
Dur  Dispensationen  nach  bereits  geschehener  That  erteilt  worden  sind  ? 

§.  9,  Historische  Gestaltung  des  Verhältnisses  ewischen  Dispensation 

und  Absolution. 

Den  Ausgangspunkt  für  die  Untersuchung  der  Frage,  ob  Dis- 
pensation und  Absolution  identifiziert  werden  können,  legen  wir  in 
den  Satz,  dass  bereits  die  ersten  Quellen  des  Kirchenrecbts  bei  den 
gleicken  Verbrechen  den  Geistlichen  ganz  andere  Strafen  androhen 
als  den  Laien.  Der  41.  Kanon  der  apostolischen  Verordnungen 
besagt  *),  dass  ein  Bischof,  Presbyter  oder  Diakon,  der  dem  Würfel- 
spiel  oder  der  Trunkenheit  ergeben  ist,  entweder  dieser  Leidenschaft 
zu  entsagen  habe  oder  abgesetzt  werden  soll ;  der  Subdiakon  dagegen, 
der  Kantor  und  der  Lektor  sollen  wie  die  Laien  ans  der  kirchlichen 
Gemeinschaft  ausgeschlossen  werden.  Das  Konzil  von  Elvira  (306) 
setzt  im  Kanon  20.  für  wuchertreibende  Kleriker  die  Degradation 
fest,  während  der  Laie  der  Exkommunikation  verfällt').  Dasselbe 
verordnet  der  Kanon  17.  des  Nizänum^).  Nach  dessen  Verordnung 
soll  ein  Kleriker,  welcher  das  Wucherverbot  überschritten,  aus  dem 
Klerns  ausgestossen  (xaOaipe&Tjastat  xou  xXi^pou  xat  aXXoxptoc  tou 
oavövoc  ioxat)  und  aus  dem  Verzeichnis  gestrichen  werden. 

Wir  erachten  es  nicht  für  notwendig,  die  angegebenen  Beispiele 
noch  um  weitere  zu  vermehren.  Aus  den  angeführten  erhellt  zur  Genüge, 
dass  die  Kirche  in  derartigen  Fällen  eine  scharfe  Orenze  zieht.  Der 
Grund  dieser  verschiedenartigen  Behandlung  von  Klerikern  und  Laien 
bei  denselben  Verbrechen  liegt  darin,  dass  nach  der  damaligen  An- 


1)  Artikel  Dispensation  im  Rechtslexikon  für  Juristen   aller  teatschen 
Staaten,  Ton  Weiahe,  Leipzig,  1841.  S.  454;  vgl.  S.  450. 

2)  Vgl.  c.  62.  57.  61.  48  der  vierten  karthagischen  Synode,  Hefele,  2, 
"73  £;  c.  2.  Sardica,  Hefele,  1,  559. 

8)  Hefale,  1,  168  =  c.  5.  D.  47;  vgl.  c.  48.  Apostolornm. 
4)  Hefele,  1,  421  =  c.  2.  B.  47  und  c.  8.  C.  14.  qn.  4. 
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schauung  das  Büsserleben  mit  der  Würde  des  Klerikers  als  unver- 
einbar galt.  Zudem  war  die  Versetzung  eines  Klerikers  in  den 
Laienstand  an  sich  schon  Strafe  genug,  und  »bis  de  eodem  delicto 
vindictam  non  exiges^).« 

Die  Kleriker,  welche  sich  gewisse  Verbrechen  zu  schulden  kom- 
men Hessen,  hatten  sich  vom  Tage  der  Verurteilung  ab  als  Laien  za 
betrachten.    Sie  wohnten  wie  diese  dem   Gottesdienst  bei,  nahmen 
teil  an  den  Gebeten  und  Oblationen,  empfingen  die  Sakramente,  ge- 
nossen überhaupt  alle  Wohlthaten,  welche  die   Kirche  ihren  Mit- 
gliedern zuwendet;  auch   der  gegenseitige  Verkehr  zwischen  ihnen 
und  den  übrigen  Mitgliedern  der  Gemeinde  erlitt  keine  Beschränk- 
ung *).     Nun  ist  aber  doch  denkbar  und  thatsächlich  auch  vorge- 
kommen, dass  einem  solchen  Verbrecher  die  Ausübung  seiner  Weihen 
nachher  wieder  gestattet  wurde.    Diese  Nachsicht  dokumentierte  sich 
alsdann  keineswegs  vermittelst  einer  Absolution ,  denn  diese  ist  die 
Wiederaufnahme  von  Pönitenten  nach  vollbrachter  Busszeit.  Sie  bildet 
den  Abschluss  der  Busse ;  wo  also  keine  Busse  verhängt,  wo  der  Ver- 
brecher gar  nicht  zu  den  Pönitenten  gehört«  da  kann  von  einer  Ab- 
solution auch  keine  Rede  sein.   Die  fünfte  karthagische  Synode  sagt 
ausdrücklich,   wenn  ein  Kleriker  eines  schweren  Verbrechens  über- 
führt und  deswegen  seines  Amtes  entsetzt  worden  sei,  dann  bedürfe 
es  nicht  der  Handauflegung  wie  bei  Pönitenten  ^).  In  allen  den  Fällen, 
in  denen  degradierte  Kleriker  aus  dem  Laienstau d  in  den  Klerns 
wieder  aufgenommen  werden,  ist  demnach  eine  Absolution  unbedingt 
ausgeschlossen.     Der   Strafzustand   wird    einfach  dadurch  gehoben, 
dass  der  kirchliche  Obere   dem   Delinquenten  die   Erlaubnis  giebt, 
seine  Weihe  wieder  ausüben  zu  dürfen,   dass   er  ihn  von   der  Ver- 
pflichtung entbindet,  dem  ihn  unter  die  Laien  versetzenden  Kanon 
weiter  Folge  zu  leisten,  d.  h.  er  erteilt  ihm  Dispensation.  Derartige 
Befreiungen  sind  zwar  dispensationes  post  factum,  sie  beseitigen  die 
Folgen  einer  bereits  geschehenen  Handlung,  sind  aber  immerhin  keine 
Absolutionen,  von  denen  sich  dieselben  wesentlich  unterscheiden.  So- 
bald aber  die  Kleriker  wie  die  Laien  der  öffentlichen  Kirchenbusse 
unterworfen  wurden,  da  änderte  sich  die  Sache.    Alsdann  war  die 
Absolution  notwendig,  aber  nur  zur  Aufhebung  des  Büsserzustandes 
und  hatte  keineswegs  an  sich  die  Folge,  dass  der  betreffende  Kleriker 
durch  den  Akt  der  Wiederaufnahme  in  die  Kirche  nun  zugleich  auch 
wieder  zur  Ausübung  seiner  Weihebefugnisse  ermächtigt  war.  Hiezu 

1)  c.  24.  Apostoloram. 

2)  c.  19.  Laodicaea,  Hefele,  1,  763;  c.  2.  Agde  =  c.  2L  D.  50,   Hefele, 
2.  650.  —  3)  Hefele,  1,  353. 
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bedurfte  es  eines  besondern,  von  dem  Akt  der  Wiederaufnahme  juri- 
stisch verschiedenen  Aktes,  der  Dispensation.  Faktisch  können  aller- 
dings beide  Handlungen  in  solchen  Fällen  sehr  oft  zusammenfallen. 
Nor  in  diesem  Sinne  ist  es  also  zu  verstehen,  wenn  man  sagt: 
Dispensationen  und  Absolutionen  wurden  früher  »unter  einemc  er- 
teilt »). 

Zu  demselben  Besultat  gelangen  wir,    wenn   wir  in    Betracht 
ziehen,  dass  das  kirchliche  Recht  für  gewisse  Verbrechen  von  Kleri- 
Jcem  bald  blos  die  Irrefftdarüät ,    bald  die  Exkomtnunikatian  ver- 
hängt.   Nach  der  Verordnung  des  Konzils  von  Neozäsarea   ist   der 
Presbyter,    welcher    heiratet,    nur    irregulär     (t^g    xageax;    abxbv 
ItetoETidso&ai) ;  falls  er  aber  Ehebruch  treibt,  dann  soll  er  aus  dem 
Klerus  ganz  ausgeschlossen   und  unter  die  Süsser  versetzt  werden 
(Uco^eTadai  auxov  T^Xeov  xal  Syeo^ai  auxov  etc  fjtexavoiav)  *).     Liegt 
blos  Irregularität  vor,  so  genügt  die  Dispensation,  damit  ein  solcher 
Presbyter  wieder  Weihefunktionen  verrichten  kann.   Im  zweiten  Falle 
aber  wird  der  Süsser  nach  Ablauf  der  Busszeit  vermittelst  der  Ab- 
solution nur  ein  gewöhnlicher  Laie;  die  Ausübung  der  Weihebefug- 
oisse  ist  ihm  immer  noch  untersagt.  Gerade  diese  Irregularität  wird  nur 
beseitigt  durch  die  Dispensation.  Der  Beinigungsprozess  vollzieht  sich 
also  hier  in  zwei  wesentlich  verschiedenen  Akten :  tfuerst  Absolution 
und  dann  Dispensation.    Dieselben  können  getrennt  sein,  aber  auch 
zusammenfallen,  je  nachdem  sich  der  Obere  streng  oder  milde  zeigt 
und  die  Erteilung  der  Dispensation  von  der  sichtlichen   Besserung 
abhängig  macht 

Der  Schluss  aus  allen  diesen  Erwägungen  lautet ,  dass  es  der  histo- 
rischen'  Wahrheit  nicht  entspricht,  Absolution  und  Dispensation  zu 
identifizieren.  Sie  sind  ihrer  innern  Konstruktion  nach  von  vorn- 
herein auf  ganz  verschiedene  Funktionen  hingerichtet,  und  wenn 
auch  vorkommenden  Falls  Absolution  und  Dispensation  »unter  einemc 
erteilt  werden,  so  berechtigt  dies  noch  keineswegs  dazu,  eine  Gleich- 
heit ihrer  Begriffe  aufzustellen.  Man  muss  alsdann  diesen  einen 
Akt  von  zwei  verschiedenen  Gesichtspunkten  auffassen.  Ferner  ist 
auch  zu  bedenken,  dass  diese  Fälle,  in  denen  Absolution  und  Dis- 
pensation zugleich  erteilt  werden,  die  Ausnahme  bilden  gegenüber 
denjenigen,  in  welcher  Absolution  allein  oder  Dispensation  allein 
gewährt  wird. 


1)  Fiehag,  De  indole  ac  virtate  dispensationam  secandnm  principia  iuris 
canonici,  Breslau,  1867,  p.  85;  Scherer,  a.  a.  0.  S.  172  und  andere. 

2)  C.  1.  Uefele,  1,  244  =  c.  9.  D.  28. 
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Die  Antwort  auf  die  erste  Frage,  die  wir  gestellt  haben,  ist 
also  die,  dass  Dispensation  nnd  Absolution,  als  wesentlich  verschie- 
dene Akte  zu  betrachten  sind.  Mag  auch  die  Dispensation  unter 
umständen  erst  nach  der  That  erteilt  werden,  um  deren  Bechts- 
nachtheile  zu  beseitigen,  trotzdem  ist  sie  keine  Absolution^). 

§.  10.   Die  Dispensationen  ad  faeiendum. 

Die  Ansicht,  als  ob  bis  zum  XI.  Jahrhundert  nur  solche 
Dispensationen  üblich  waren,  die  den  Charakter  einer  nachträglichen 
Gutheissung  von  yerbotenen  Handlungen  oder  von  Unterlassungen  ge- 
botener Handlungen  hatten,  hat  ihren  Stützpunkt  neben  der  bereits  im 
vorigen  Paragraphen  zurückgewiesenen  Auffassung  von  der  Gleichheit, 
von  Dispens  und  Absolution  vornehmlich  in  den  Beispielen  von  Dis- 
pensationen, die  uns  aus  dieser  Periode  überliefert  sind.  An  einige  der- 
selben werden  wir  unsere  Untersuchung  anknüpfen  und  so  Kritik  üben. 

Ein  unbestreitbares  Beispiel  einer  Dispensation  liegt  vor  in 
dem  Schreiben  des  Papstes  Sirizius  an  den  Bischof  Hiraerins  von 
Tarragona,  der  ihm  die  in  Spanien  herrschende  Unordnung  und 
Lockerung  der  Eirchendisziplin  mitgeteilt  hatte.  Es  waren  hier 
nämlich  trotz  des  Verbotes  viele  Büsser  und  Bigaroe  geweiht,  ja 
selbst  auf  Bischofsstühle  erhoben  worden.  Papst  Sirizius  nun  dispen- 
sierte dieselben  von  ihrer  Irregularität  und  gestattete  ihnen  die  Aus- 
übung der  erhaltenen  Weihen ').  Bislang  hat  man  bei  der  Beurteilung 
dieses  Falles  das  Hauptgewicht  darauf  gelegt,  dass  die  Dispensation 
hier  einen  bereits  geschehenen  Akt  zu  heilen  hat.  Es  lässt  sich  die 
Sache  aber  auch  von  einem  andern  Standpunkt  auffassen.  Worauf 
erstreckt  sich  hier  denn  die  Wirkung  der  Dispens?  Jedenfalls  nicht 
auf  die  Thatsache  der  Gesetzesübertretung.  Diese  ist  und  bleibt 
geschehen.  Sie  gehört  der  Vergangenheit  an,  und  Vergangenes  kann 
selbst  ein  Gesetzgeber  nicht  ungeschehen  machen.  Was  dieser  thun 
kann,  das  ist  die  Beseitigung  der  an  den  betreffenden  Thatbestand 
geknüpften  Rechtsfolgen.  Er  vermag  die  Thatsache  ihres  juristischen 
Charakters  zu  entkleiden,  den  durch  sie  begründeten  Zustand  auf- 
zuheben, d.  h.  die  Verpflichtung,  die  durch  die  verbotene  Ordination 
inkurrierte  Irregularität  zu  tragen.  Infolge  der  Sanierung  der  an 
sich  mangelhaften,  rechtswidrigen  Thatsache  werden  aber  berührt 
nicht  allein  die  bereits  getragenen^  sondern  auch  die  noch  zu  tragende» 

1)  Der  Unterschied  zwischen  Dispensation  nnd  Absolntion  wird  an  späterer 
Stelle  Gegenstand  besonderer  Untersachnng  werden.  Im  Vorstehenden  kam  es 
blos  anf  die  geschichtliche  Seite  an. 

Ep.  6.  n.  5,  Coustant,  1.  c.  1,  661. 
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Bechtsnachteile.  Die  Dispensation  entbindet  den  Irregalären  zugleich 
davon,  dem  Gesetze,  das  die  Irregularität  über  ihu  verhängt  bat, 
noch  fernerhin  Folge  zu  leisten.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  hat 
die  nach  der  That  erteilte  Dispensation  auch  eine  in  die  Zukunft 
gehende  Wirkung.  Die  Dispensation  zeigt  also  bei  der  Beseitigung 
der  Irregularität  einen  gemischten  Charakter,  indem  sie  zwar  erst 
nach  der  That  gewährt  wird,  ihre  Wirkung  aber  zugleich  auf 
zukunftige  Akte  sich  erstreckt.  Anders  verhält  sich  die  Sache  in 
einem  zweiten  Beispiel. 

Das  Konzil  von  Ankyra  (314)  giebt  im  2.  Kanon  den  Bischöfen 
die  Erlaubnis,  denjenigen  Diakonen,  welche  unter  Lizinius  geopfert 
hatten,  aber  nachher  wieder  in  den  Schoss  der  Kirche  zurückgekehrt 
waren,  die  über  sie  verhängte  Suspension  aufzuheben,  und  falls  die- 
selben sich  würdig  zeigen,  in  höhere  Weihegrade  aufsteigen  zu  lassen  ^). 
Betrachtet  man  die  hiermit  in  Aussicht  gestellte  Dispensation  als  die 
nachträgliche  Gutheissung  eines  unerlaubten  Aktes ,  so  bleibt  nichts 
anders  übrig,  als  den  ÄbfdU  zum  Götzendienst  als  diejenige  ver- 
botene Handlung  zu  bezeichnen,  die  durch  die  Dispensation  geheilt 
werden  soll.  Diese  Annahme  ist  aber  widersinnig.  Infolge  des  Abfalls 
zum  Heidentum  wurden  die  Diakone  zur  Ausübung  ihrer  Weihe- 
befugnisse unfähig;  berührt  wird  also  durch  die  Dispensation  der- 
jenige Rechtssatz,  welcher  die  lapsi  von  dem  Empfang  der  Weihen 
und  deren  Ausübung  ausschliesst.  Die  Tbatsache  des  Abfalls  ist  nur 
Voraussetzung  für  den  Eintritt  der  Irregularität,  ihre  Veranlassung, 
und  wird  durch  die  nachher  gewährte  Dispensation  in  keiner  Weise  be-* 
rührt.  Die  Dispensation  beseitigt  in  diesem  Falle  nur  die  Verpflichtung, 
sich  fernerhin  als  irregulär  zu  betrachten.  Nicht  aber  erstreckt  sich 
diese  Heilung  auf  die  Zeit  vor  der  Bückkehr  zur  Kirche,  da  ja 
während  derselben  die  Diakone  aus  der  Gemeinschaft  vollständig 
ausgeschlossen  waren.  Wir  haben  es  also  hier  mit  einer  reinen 
dispensatio  pro  futuro  zu  thun. 

Die  Erwägungen ,  welche  wir  an  die  angeführten  beiden  Bei- 
spiele angeknüpft  haben,  lassen  sich  bei  allen  Dispensationen  machen, 
welche  post  factum  erteilt  wurden.  Teils  haben  dieselben  einen 
gemischten  Charakter,  so  dass  sie  sich  auf  Vergangenheit  und  Zukunft 
erstrecken,  teils  sind  dieselben  solcher  Art,  dass  dadurch  nur  die 
Vornahme  zukünftiger  Handlungen  gestattet  wird.  Es  ist  also  nicht 
richtig,  zwischen  Dispensen,  die  vor  der  That  und  solchen,  die  erst 
nachträglich  erteilt  werden,  eine  so  scharfe  Grenze  zu  ziehen,  wie 


1)  Hefele,  1,  223. 
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dies  bisher  üblich  war.  Der  Beschluss  des  Ankyranischen  Konzils 
beweist  dies  ganz  besonders,  indem  er  denjenigen  Diakonen,  welche 
sich  durch  Eifer  und  Frömmigkeit  auszeichnen ,  die  Promotion  in 
höhere  Weihegrade  in  Aussicht  stellt,  sie  also,  nachdem  sie  auf  &rand 
einer  Dispens  bereits  ihre  Weihen  wieder  ausüben  durften,  noch  weitere 
Dispensationen  erhoffen  lässt.  Auch  hier  haben  wir  es  alsdann  mit 
reinen  dispensationes  pro  futuro  zu  thun. 

Als  Abkürzung  der  Strafe  vor  Ablauf  der  festgesetzten  Zeit 
tritt  uns  die  Dispensation  in  den  früheren  Jahrhunderten  hftnfig 
entgegen.  Sehr  oft  geschah  es,  dass  der  Bischof  den  Büssern  einen 
Teil  ihrer  Busse  erliess.  Diese  Kürzung  geschah  vermittelst  einer 
Dispensation  ad  faciendum  ^).  Gyprian  berichtet,  dass  er  den  lapsi, 
die  sich  wieder  unter  die  Eahne  Christi  stellten,  die  Strafe  ganz 
erlassen  habe*),  und  im  Briefe  an  Antonian  sagt  er,  nach  den  Ver- 
folgungen hätten  sich  die  Bischöfe  versammelt  und  die  Strenge  der 
Gesetze  gemildert,  »temperamentum  salubri  moderatione  temperavi- 
mus«  *).  Die  Glosse  zu  c.  16.  §.  ceterum,  v.  suspensos,  de  electione  in 
VP<>,  1,  6  bezeichnet  ebenfalls  eine  derartige  Nachsicht  als  dispensatio 
pro  futuro,  wenn  sie  sagt:  »vere  loquendo  ibi  poena  non  removetnr, 
sed  quod  im  statmt^  removetnr«.  Wenn  den  Gefallenen  die  Erlaub- 
nis erteilt  wird,  in  ihrem  Ordo  zu  verbleiben,  dann  ist  es  ausser 
Zweifel,  dass  durch  diese  Nachsicht  die  Strenge  der  kanonischen  Dis- 
ziplin gebrochen  wird,  »vigor  canonicae  procul  dubio  frangitur  discip- 
linae«,  schreibt  Papst  Gregor  I.  an  den  Bischof  von  Mailand^).  Ob- 
schon  die  Dispensation  in  diesem  Fall  nachträglich  erteilt  wird, 
d.  h.  zeitlich  derjenigen  Handlung  folgt,  welche  das  Dazwischen- 

1)  Deutlich  findet  sich  diese  Ansicht  aasgesprochen  bei  den  Dekretisten; 
vgl.  hierüber  an  anderer  Stelle.  Boehmer,  1.  c.  §.  26:  »Qoamvis,  si  Temm 
fateri  liceat,  remittatur  poena  per  leges  ecclesiasticas  alicni  sabennda,  et  sie 
in  hoc  facto  revera  is,  qni  indalgentiam  accepisse  dicttar,  liberetnr  a  rigore 
legum,  ne  poenis  promeritis  se  sabdere  teneatar,  insta  cansa  id  suadente,  quo 
facto  legnm  obseryantia  recte  dispcnsatnr.  Ita  rectissime  dici  potest  dispensatioms 
species.«  Marca,  1.  c.  1.  8.  c.  10.  n.  3;  Jung,  Facta  dispensationnm  episco- 
paliura,  Mog.  1787.  §.  21;  vgl.  §.  24—76;  Phillips,  a.  a.  0.  5.  163;  Suarez, 
de  legibus,  1.  6.  c.  10.  n.  9,  Opp.  Paris.  —  2)  Ep.  54  ad  Oornelium,  Migne,  S, 
882;  vgl.  ep.  31.  1.  c.  4,  321. 

3)  L.  c.  3,  791;  vgl.  ep.  20,  21;  Balsamon  zu  c  102  der  troUanischen 
Synode:  »In  aliis  quoque  conciliis  statutum  est,  ut  qui  est  loci  episoopns,  qai 
a  Sancti  Spiritu  gratia  accepit  potestatem  ligandi  ac  solvendi,  non  ea  omnia 
observet,  quae  de  poenis  a  canonibus  statuta  sunt,  sed  eas  modificetur  habita 
ratione  personarum,  quibus  infiigltur,  earum  scilicet  aetatum  et  affectionum  et 
vita  Studiorum  et  etiam  qualitatis  peccati :  et  sie  unicuique  morbo  a£Eerat  con- 
venientem  medicinam.«  ßeveridye,  1.  c.  1,  281;  vgl.  Zonaras,  1.  e.  p.  282. 

4)  C.  1.  D.  50. 
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treten  einer  Dispens  notwendig  macht,  so  ist  sie  doch  eine  dispensatio 
pro  ftttorOy  eine  dispensatio  infringendi  canonis^  indem  sie  im  voraus 
gestattet,  eine  Strafe  als  abgebusst  zu  betrachten,  welche  nach  dem 
strengen  Becht  noch  längere  Zeit  hindurch  hätte  getragen  werden 
soUeD.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  haben  wir  es  also  hier  mit 
im  yorans  erteilten  Dispensationen  zu  thun.  Hinschius  ^)  ist  der  An- 
sicht, dass  Milderungen  und  Aufhebungen  von  erkannten  Strafen  nickt 
als  Dispensationen  zu  betrachten  seien.  Nachdem  wir  aber  nachge- 
wiesen haben,  dass  nach  der  damaligen  Auffassung  als  Dispensation 
jede  Aufhebung  von  Rechtsverpflichtungen  zu  betrachten  ist,  liegt  auf 
der  Hand,  dass  wir  auch  den  Strafändemngen  und  Strafaufhebungen 
den  Charakter  einer  Dispensation  beizulegen  befugt  sind^. 

Denken  wir  uns  ferner  den  Fall,  dass  Laien,  welche  der  Häresie 
verfallen  sind,  in  den  Schoss  der  Kirche  zurückkehren  und  nach 
ihrer  Erprobung  in  den  Klerus  aufgenommen  werden.  Die  Besei- 
tigung der  Irregularität  ist  hier  nur  denkbar  in  der  Weise ,  dass 
der  kirchliche  Obere  erklärt,  der  Weihekandidat  sei  nicht  mehr  zur 
Beobachtung  des  Gesetzes,  welches  die  Irregularität  über  ihn  verhängt 
bat,  verpflichtet.  Ein  solcher  erhält  also  Dispens  im  voraus  für  den 
Empfang  der  Ordination,  gerade  wie  der  Bigame,  der  Neophyte, 
welche  trotz  dieser  Hindernisse  zu  den  Weihen  zugelassen  werden. 

Im  Bisherigen  haben  wir  unternommen,  durch  eine  eingehende 
Untersuchung  einiger  regelmässig  als  Dispensationen  post  facta  ange- 
fahrten Beispiele,  den  Beweis  zu  liefern,  dass  es  einerseits  den  ge- 
schichtlichen Thatsachen  nicht  entspricht,  zwischen  den  Dispensen  vor 
oder  nach  der  That  so  scharf  zu  unterscheiden,  wie  man  dies  bisher 
gewohnt  war,  und  dass  anderseits  die  Anerkennung  des  Prinzips  der 
nachträglich  erteilten  Dispens  zugleich  diejenige  der  im  voraus  ge- 
währten in  sich  schliesst.  Allerdings  ist  in  den  erwähnten  Bei- 
spielen stets  eine  Beziehung  zur  Vergangenheit  vorhanden.  Allein  die 
Quellen  bieten  auch  hinlänglich  Anhaltspunkte  dafür,  dass  die  früheren 
Jahrhunderte  Dispensationen  kennen,  bei  denen  jede  Beziehung  zur 
Vergangenheit  fehlt,  die  also,  ohne  dass  irgend  welche  bereits  voll- 
zogene Thatsache  mit  im  Spiele  ist,  die  Setzung  einer  verbotenen 
oder  die  Unterlassung  einer  gebotenen  Handlung  im  voraus  gestatten. 
Papst  Sirizius  berichtet,  dass  bereits  zu  seiner  Zeit  von  ge- 
wissen Leuten  häufig  Versuche  gemacht  worden  seien,  behufs  Er- 
langung der  Bischofswürde  von   ihm   Dispensationen    zu    erhalten: 

1)  A.  a.  0.  3,  789  Anm.  1.  —  2)  üebrigena  ist  dies  auch  die  Auffassung 
der  gesammteu  Dekretisteu-  und  Dekretalisten-Literatur.  Vgl.  hierüber  an 
späterer  Stelle. 
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»Freqnenter  ingerantur  aaribns  meis,  ut  episcopi  esse  possint,  qai  per 
traditionem  et  evangelicara  disciplinara  esse  non  possant.    Qaantis 
hoc  aliqaoties  certatarn  est  viribus !    Sed  nihil  tale  potait  elici  <  ^). 
Aas  der  Weigerung   des  Papstes,   solchen    JBi^oAo/skandidaten  die 
erbetene  Dispensation  zu  erteilen,  lässt  sich  aber  keineswegs  folgern, 
dass  er  auch  für  die  Priester-^  DüdeonaiS'  und  SubdiakonatsweW^^ 
die  Dispens  versagt  haben  würde.     Denn  wer  das  maius  zu  gebeo 
verweigert,  schliesst  damit  noch    lange   nicht    die  Gewährung   des 
minus  aus.    Ferner,  wollte  jemand,  der  rechtlich  dazu  unf&hig  war, 
die  der  Bischofs  weihe  untergeordneten  Ordinationsgrade  erhalten,  so 
wandte  er  sich  nicht  an  den  Papst.  Hierin  war  eben  der  Bischof  damals 
die  kompetente  Behörde.  Dieser  erteilte  solchen  Weihekandidaten  Dis- 
pensation,  und  zwar  in  der  Regel  im  voraus,  wenn  auch  stillschwei- 
gend.   Man  kann  also  nicht   entgegenhalten,    dass  die    Weigerung 
des  Papstes  sich  auf  aUe  Weihegrade  bezieht.   Durch  das  Zitat  wird 
aber  auch  der  Oedanke  angeregt,  dass  das  minus  d.  h.  die  Erteilung 
von  Dispensationen  für  die  unter  dem  Episkopat  stehenden  Weihe- 
grade, gebräuchlich  gewesen  sein  muss ,  denn  nur  unter  dieser  Vor- 
aussetzung konnten   sich   die  von  Sirizius  getadelten  Petenten  voo 
ihrer  nach  Rom  gerichteten  Bitte  einen   Erfolg   versprechen.    Dass 
solche  Dispensationen  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Ordinationswesens 
keine  Seltenheit  waren,  beweist  ja  klar  und  deutlich  der  zweite  Kanon 
des  Konzils  von  Nizäa,  wenn  er  sagt:  »IloXXa  i^xot  uico  &vayxi]<:  ^  SXacdc 
iicstyofiivoov  twv  öivdpconoiv  iyiveTO  napä  tov  xavova  xbv   ixxXTjOia- 
0Tix6v«  *). 

Dispensationen  vom  Fasten-  und  Abstinenzgebot  finden  sich  seit 
Frühem  in  der  Kirche,  besonders  nachdem  die  Fastenzeit  ver- 
längert worden  war.  Ghrysostomus  berichtet,  dass  man  zu  seiner 
Zeit  hierin  sich  selbst  dispensierte  *).  Diese  Angabe  ist  ohne  Zweifel 
so  zu  verstehen,  dass  man  in  Fällen,  wo  Schwäche  des  Körpers  oder 
sonstige  Not  vorlag,  nicht  notwendig  hatte,  vorher  die  Erlaubnis 
der  kirchlichen  Obern  einzuholen,  denn  derartige  Gründe  entbanden 
von  jeher  von  der  Beobachtung  der  betreffenden  Gebote^).  Wenn 
nun  das  Konzil  von  Gangra^)  die  Selbstdispensation  ausdrücklich 
verwirft,  und  der  hl.  Basilius  diejenigen,  welche  sich  ohne  Grund 
dispensieren,  mit  den  schwersten  Strafen  bedroht  <),  so  ist  damit  zu- 

1)  £p.  6.  n.  3,  Coustant,  1.  c.  1,  661. 

2)  HefeU,  l,  377.  ^  3)  Homilia  4,  Migne,  63,  598. 

4)  Augustinus,  Sermo  209,  Migne,  88;  vgl.  Linsentneyer,  Die  Ent- 
wickelang der  kircliUchoii  Fastendisciplin  bis  znm  Konzil  von  Nic&a,  M&Dehen 
1877,  S.  133  ff.  —  5)  C.  19,  Hefele,  1,  787.  —  6)  Oratio  II.  de  ieiunio.  Migne, 
31,  186. 
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gegeben,  dass  eine  Dispensation  darch  den  Obern  als  znliLssig  er* 
acbtet  wurde.  Um  nicht  bestraft  zu  werden,  bedurfte  roan  also  einer 
Dispensation,  und  diese  Dispensen  waren  um  so  häufiger,  als  die 
Fastengebote  danoals  viel  strenger  waren  als  früher  ^).  So  benötigte 
man  z.  B.,  um  Eier,  Milch  und  Wein  während  der  Fastenzeit  ge- 
niessen  zu  dürfen,  stets  der  kirchlichen  Erlaubnis.  Die  Dispensa- 
tionen, von  denen  hier  die  Rede  ist,  sind  lauter  Dispensen,  die  im 
voraus  erteilt  werden.  Von  Bischof  Timotheus  von  Alexandrien, 
einem  Schüler  des  hl.  Athanasius,  sind  uns  »Kanonische  Antwortenc 
erhalten;  unter  ihnen  befindet  sich  die  Frage,  ob  eine  Frau,  welche 
geboren  hat,  oder  ein  Kranker  zur  Beobachtung  der  Fastengebote 
▼erpflichtet  sei.  In  beiden  Fällen  lautet  die  Antwort:  Nein,  iico- 
Xuexat.  Hiezu  bemerkt  Balsamen,  dass  es  solchen  Personen  ge- 
stattet sei,  Wein  und  Fleisch  zu  geniessen  »xata  ttjv  xpiaiv  toü  oixo- 
vo|jioüvToc« ').  Einen  merkwürdigen  Fall  einer  Fastendispens  berichtet 
Sozomenos ').  Zu  Sphiridion,  dem  Bischof  von  Trimithus  auf  Cypern, 
kam  einstens  während  der  Fastenzeit  ein  Fremder  in  grösster  Er- 
müdung. Da  der  Bischof  gerade  keine  andere  Speisen  zur  Hand 
hatte  als  gesalzenes  Schweinefleisch,  setzte  er  dasselbe  seinem  Gast 
vor  und  äss  auch  selbst  davon.  Zu  Qunsten  der  Gastfreundschaft 
machte  Sphiridion  also  eine  Ausnahme  von  der  Regel  ^). 

Einen  weiteren  Beweis  für  die  Richtigkeit  unserer  Ansicht,  dass 
bereits  vor  dem  X.  Jahrhundert  im  voraus  Dispensen  erteilt  wurden, 
erblicken  wir  in  dem  umstand,  dass  die  Aussprüche  über  das  Dis- 
penswesen, wie  sie  bereits  an  früherer  Stelle  ^)  Erwähnung  gefunden 
haben,  die  vor  der  That  erteilten  Dispensen  eben  so  gut  umfassen 
als  diejenigen,  welche  post  factum  gewährt  werden.  Wir  haben  ge- 
sehen, dass  Cyrill*),  Augustinus^),  Leo  I.*),  Gelasius^),  Gre- 
gor I.  ^•)  und  Johann  VIII.  i*)  auch  die  vor  der  beabsichtigten  Hand- 
lung erteilte  Dispensation  in  den  Kreis  ihrer   Betrachtung  ziehen. 


1)  IVaif^  des  dispenses  du  carime,  Paris,  1709,  p.  239  s. :  »Les  dis- 
pensei  ne  consistaient  donc  pas  seolement  en  ce  qQ*on  perinettait  de  faire 
gns,  la  seole  chose  aar  laquelle  on  demande  aajonrd*hai  des  permissions; 
mais  alors  qae  tont  4tait  respectable  daus  la  religion,  on  so  faisait  ane  loi  de 
ne  se  rien  permettre  sans  Tavis  des  sap^rieai«.  Non  seulement  la  liberte  d*aser 
plo8  oa  moins  et  a  certaines  heares  de  certains  alimens  faisait  la  mati^re  des 
dispenses;  on  demandait  oomme  aatant  de  graces  les  permissions  d'aser  le  lait» 
d^oenis  et  da  ^in.« 

2)  Migne,  38,  1503.  —  3)  Hbt.  eccl.  1.  11,  Migne  67,  885.  —  4)  Vgl. 
lÄnaenmeier,  a.  a.  0.  S.  136;  Tratte  des  dispenses  da  carime,  p.  338.  — 
5)  §.  8  und  5  der  Abhandlang.  —  6)  S.  24  f.  -  7)  S.  27.  —  8)  S.  31.  — 
9)  S.  35  f.  —  10)  S.  34  f.  —  11)  S.  86. 
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Die  Glosse  zu  v.  ordinentar  c.  7.  G.  1.  qu.  7  sagt  ganz  richtig:  »Or- 
dinentur,  id  est  ut  promoveantar  ?el  ordinentur,  si  aate  non  faerint  or- 
dinati  vel  forte  extra  forroas  ecclesiaec.  Die  Unterscheidoag  zwischen 
Dispensationen  ad  faciendum  und  post  factam  begegnet  uns  zam  ersten 
Mal  in  der  Summe  Rufins,  woselbst  er  sagt:  Item  notandum  est,  at  cum 
dispensatio  admittatar,  aliqaando  in  factis  aliqaando  in  faciendi8.€ 
Dabei  erwähnt  er  in  keiner  Weise,  dass  die  Praxis  seiner  Zeit  von 
der  früheren  abweiche^).    Gleichsam  zusammenfassend,   wollen  wir 
hier  noch  ein  Argument  erwähnen,  das  allen  den  oben  erwähnten 
Aussprächen  über  die  Dispensation  gemeinsam  ist.     Die  Beispiele 
von  Dispensationen,  welche  jene  Autoren  und  Päpste  anführen,  um 
dem  Dispenswesen  eine  biblische  Grundlage  zu  geben,  sind  mit  nur 
ganz  geringer  Ausnahme  lauter  solche,  in  denen  die  Erlaubnis  zu 
einer  beabsichtigten  Handlung  der  That  selbst  vorausgeht  oder  als 
vorausgehend   angenommen  wird.     Sollten   nun  gerade  solche  Bei- 
spiele dazu  dienen,    um    zu    beweisen,    dass    Dispensationen  ganz 
derselben  Art  gar  nicht  vorgekommen  seien  ?  Ein  solcher  Schluss  ist 
offenbar  widersinnig;  vielmehr  folgt   daraus,    dass  das  Prinzip  der 
in  antecessum  erteilten   Dispensation  ebenso  anerkannt    und   prak- 
tisch gehandhabt  wurde  wie   dasjenige  der  post  factum  gewährten. 
Beide  Eategorieen  von  Dispensen  kamen  von  vornherein  neben  ein- 
ander vor. 

In  einem  Brief  des  Papstes  Martin  I.  ist  das  Prinzip  der  Dis- 
pensation pro  futuro  so  deutlich  ausgesprochen,  dass  kein  Zweifel 
mehr  in  dieser  Frage  herrschen  kann.  Daselbst  heisst  es :  »Novit 
canon  afflictorum  temporum  persecutionibus  veniam  tribuere,  in  guibus 
contemptus  non  praecessü^  praevaricationem  redarguens,  sed  augustia 
magis  et  penuria,  quae  propter  necessitatem  ex  misericordia  cogit 
multam  diligentiam  praetermitterec  >).  Hiernach  schliesst  der  Papst 
keineswegs  diejenigen  Fälle  aus,  in  denen  vor  vollbrachter  That 
Dispens  verlangt  wird,  indem  er  sagt,  dass  die  Not  manchmal 
zwingt,  von  der  Anwendung  der  vollen  Strenge  des  Gesetzes  Abstand 
zu  nehmen,  im  Gegenteil,  gerade  dann,  wenn  cantemptus  praecessit, 
wenn  also  die  üebertretung  bereits  geschehen  ist,  soll  von  Dispen- 
sation keine  Rede  sein.  In  denjenigen  Fällen  dagegen,  »in  quibus 
angusüa  et  penuria  praecessit €^  da  ist  der  kirchliche  Obere  zur  Dis- 
penserteilnng  verpflichtet.  Eine  derartige  Sprache  im  Munde  des 
höchsten  Dispensators  lässt  sich  doch  wohl  nur  erklären,  wenn  man 
anerkennt,  dass  die  im  voraus  erteilten  Dispensen  nicht  zu  den  Sei- 

1)  Ed.  Schulte,  Giessen,  1892,  p.  206,  zu  c.  5.  C.  1.  qa.  7. 

2)  ManH,  10,  811;  vgl.  S.  85.  Anm.  8. 
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tenheiten  gehörten,  wie  man  es  bis  jetzt  zu  glauben  gewohnt  war. 
XJeberdies  gilt  das  Zeugnis  dieses  Papstes  nicht  allein  für  seine  Zeit, 
sondern  er  sagt  selbst,  dass  das  Recht  diese  Dispensen  l&ngst  aner- 
kannt hätte:  ^Novit  canon  veniam  tribuere«.  Die  Bedeutung  sol- 
cher im  voraus  gewährter  Dispensen  findet  der  Papst  darin,  dass 
sie  die  üebertretungen  des  Gesetzes  verhüten.  In  dieser  Beziehung 
ist  Tbomassin  ganz  anderer  Ansicht,  wenn  er  behauptet,  dass  die 
Dispensen  ante  factum  die  Begehung  einer  Sünde  gestatten^),  und 
aus  diesem  Grunde  ihre  Erteilung  eine  so  grosse  Seltenheit  war. 

Namentlich  ist  es  ein  Institut,  das  wir  nur  auf  Grund  einer 
dispensatio  ante  factum  erklären  können,  nämlich  die  Versetzung  eine» 
Bidchofes  in  eine  andere  Diözese,  die  sog.  Translation.  Es  war  da- 
mals die  Rechtsanschauung  herrschend,  dass  eine  Versetzung  mit 
Genehmigung  der  Provinzialsynode  stattfinden  konnte').  In  jedem 
einzelnen  Fall  sollte  genau  untersucht  werden,  ob  eine  causa  die 
Notwendigkeit  oder  Nützlichkeit  hinreichend  begründete  und  die 
Versetzung  so  zulässig  wäre.  Eine  Entbindung  von  der  rechtlichen 
Vorschrift  war  also  nicht  mehr  notwendig,  da  auf  dem  Wege  der 
restriktiven  Interpretation  erklärt  wurde,  das  Verbot  hätte  von 
vornherein  den  fraglichen  Fall  gar  nicht  ergreifen  wollen.  So  ur- 
teilt die  heutige  Theorie.  Die  zeitgenössische  Auffassung  ist  aber  eine 
andere,  und  da  wir  die  geschichtliche  Entwicklung  eines  Rechts- 
iQStituts  untersuchen,  so  müssen  wir  diese  unserer  Darstellung  zu 
Grunde  legen  und  dürfen  Auffassungen  späterer  Zeit  in  eine  frühere 
nicht  hineintragen.  Die  Versetzung  des  Bischofs  Euphronius  von 
Koloniä  nach  Nikopolis  bezeichnet  der  hl.  Basilius  als  „oixovofita 
xak-fj"  ') ,  indem  er  darauf  hinweist ,  dass  die  durch  die  Translation 
zu  erwartenden  Vorteile  die  Zulassung  einer  Ausnahme  von  dem 
Verbot^)  hinreichend  motivieren.  Sokrates  erwähnt  in  seiner  Kirchen- 
geschichte allein  11  Beispiele  von  Versetzungen  ^).     Wir  halten  es 


1)  L.  c.  c.  24.  D.  20:  »In  leges  committere  Yolant  nee  peccare  ;  immo 
peccare  Tolant,  sed  non  sine  licentia;  pontifices  ipsos,  iadices  legesqne  flagitii 
soi  invidia  conspergere  volnnt.«  Die  yon  Tbomassin  zum  Beweise  seiner  An- 
sieht angeführte  Stelle  ans  einer  Dekretale  des  Papstes  Sirizins  besagt  nar^ 
dass  der  Papst  den  Bischöfen  verbietet,  die  Kanones  zn  verletzen,  weiter  gar 
nichts.  Dasselbe  gilt  von  dem  zweiten  Zitat  aus  einem  Schreiben  von  In- 
nozenz I. 

2)  Himchias,  a.  a.  0.  3, 306  ff.  —  3)  Vgl.  S.  21.  Anm.  8.  —  4)  Vgl.  Dis- 
sertatio  de  translatione  episcoporam,  bei  Schmidt,  Thesaarus  iaris  ecclesiastici,. 
Heidelberg.  1774,  8,  80  sqq.;  Synode  von  Arles  (814),  c.  2,  He  feie,  1,  205; 
c.  15.  Nicaa,  He  feie,  l,  419;  c.  15  (14)  Apostolorum,  Hefele,  1,  804.  —  5)5,  8. 
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nicht  für  notwendig,  auf  diese  Frage  des  weiteren  einzugehen.  Für 
uns  ist  nur  wichtig,  dass  nach  der  damaligen  Anschauung  die  Ver- 
setzung von  Bischöfen  in  andere  Bistümer  sich  auf  dem  Wege  einer 
Dispensation  vollzog,  und  zwar  war  dies  eine  Dispensation  ad  fa- 
ciendum. 

In  unserer  Ansicht  werden  wir  ferner  bekräftigt,  wenn  wir  das 
entwickelte  Dispenswesen  in  Betracht  ziehen,  wie  es  uns  im  römischen 
Staat  entgegentritt,  von  dessen  Recht  die  Kirche  bei  der  Bildung 
und  Durchführung  ihrer  Rechtsordnung  offenbar  beeinflusst  war.  Die 
Römer  kennen,  abgesehen  von  der  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts 
und  der  als  restitutio  in  integrum  gebräuchlichen  Dispensation,  die 
dispensatio  nur  als  Ausnahme,  die  im  voraus  erteilt  wird.     Hierher 
gehören  z.  B.  die  Entbindung  einer  Witwe  von  der  Beobachtung  des 
Trauerjahres,  die  venia  aetatis,  die  Gestattung  der  Adoption  seitens 
einer  Frau,  die  Erlaubnis   der  testamenti  factio  für  eine  rechtlich 
hiezu  unfähige  Person,  die  vielen  Ehedispensen,  welche  in  der  Regel 
nur  vor  Eingehung  der  Ehe  gewährt  wurden.    Es  sei  gestattet,  an 
dieser  Stelle  ein  Dispensreskript  ^)  zu  erwähnen,  welches  uns  Gassiodor 
in  seinen  Variae  überliefert  hat,  einer  Sammlung  von  Instruktionen 
und  Formularen.  Das  Reskript  stammt  aus  der  Regierungszeit  Theo- 
dorichs des  Grossen  und  bietet  einen   interessanten  Einblick  in  die 
Auffassung,  welche  man  damals  von  der  Dispensation  hatte:  »Insti- 
tutio   divinarum   legum    humano    iuri   ministrat  ezordiuoi,    quando 
in   illis  capitibus   legitur  praeceptum,    quae   duabus   tabulis   pro- 
bantur  ascripta.     Sacer  enim   Moyses    divina  institutione  formatos 
israelitico  populo  inter  alia  definivit,  ut  concubitus  suos   a  vicini- 
tate  pii  sanguinis  abstinerent,  ne  et  se  in  proximitatem  redeundo 
poUuerent  et  dilatationem  providara  in   genus  extraneum  non  habe- 
rent.    Hoc  prudentes  viri  sequentes  exemplum  multo  longius  pudicaro 
observantiam   posteris   transmiserunt ,    reservantes    principi    tantum 
beneficium,  consobrinis  nuptiali  copulatione  inngendis:    intelligentes 
rarius  posse  praesumi,  quod  a  principe  iusserant  postulari.  Admiramor 
inventum  et  temperiem  rerum  stupenda  consideratione  laudamus,  hoc 
ad  principis  fuisse  remissnm  iudicium,  ut  qui  populorum  mores  rege- 
bat, ipse  et  moderata  concnpiscentiae  frena  laxaret.    Et  ideo  suppli- 
«ationum   tnarum    tenore    permoti,    si    tibi   tantum   illa  eonsobrini 
sanguinis  vicinitate  coniungitur  nee  alio  gradu  proximior  approbaris, 
matrimonio  tuo  decernimus  esse  sociandam  nullamque  vobis    exinde 


1)  Monumenta  Oermaniae  hiatoricat  Berol.  1894,  Yar.  1.  7.  fonn.  46, 
p.  225  sq. 
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iubemus  fieri  quaestioneni ;  qaando  et  leges  nostra  perrnitti  voluotate 
coQsentiunt  et  vota  vestra  praesentis  auctoritatis  beneficia  firma- 
vernnt.  Erunt  vobis  itaque  Deo  favente  posteri  soleoiniter  haeredesi 
castoiD  matrimoniam,  gloriosa  permixtio,  quoniam  quidquid  a  nobis 
fieri  praecipitur,  necesse  est,  at  non  calpis  sed  laudibus  applicetar.c 
In  diesem  Reskript  gestattet  Theodorich  die  Ehe  zwischen  verwandten 
Personen.  Da  die  Kirche  in  diesen  Zeiten  sich  nach  den  weltlichen 
Ehegesetzen  richtete,  so  müssen  wir  daraus  den  Schluss  ziehen,  dass 
sie  solchen  auf  Grund  staatlicher  Dispensation  zu  Stande  gekommenen 
Verbindungen  die  Anerkennung  vor  ihrem  Forum  nicht  versagte.  Dies 
änderte  sich ,  als  die  Kirche  anfieng ,  die  Ehe  nach  eigenen  Grund- 
sätzen zu  regeln  ^).  In  verwandtschaftlichen  Graden  liess  man  Ehen 
überhaupt  nicht  mehr  zu;  waren  solche  trotzdem  eingegangen,  so 
mussten  sich  die  Eheleute  trennen ,  sofern  das  Hindernis  nicht  den 
vierten  Grad  überstieg.  Allein  wir  brauchen  Ehedispensen  nicht 
ausschliesslich  auf  dem  Boden  der  Blutsverwandschaft  oder  der 
Schwägerschaft  zu  suchen.  Ehedispensen  sind  auch  möglich  für  das 
Hindernis  der  Busse,  der  geschlossenen  Zeit,  des  Trauerjahres  u.  s.  w., 
und  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ist  die  Kirche  bei  diesen  Impe- 
dimenten  vor  einer  Dispensation  nicht  so  sehr  zurückgeschreckt  wie 
in  den  Fällen,  wo  es  sich  um  Consanguinität  oder  Affinität  handelte. 
Leo  der  Philosoph,  der  im  J.  886  den  byzantinischen  Kaiserthron 
bestieg,  sagt  in  der  109.  Novelle,  dass  der  Kaiser  zur  Eingehung 
der  Ehe  vor  der  vorgeschriebenen  Zeit  sehr  oft  Dispens  zu  ertheilen 
and  die  priesterliche  Einsegnung  zu  gestatten  pflege').  Dieses 
Zeugnis  ist  für  uns  äusserst  wichtig.  Wir  ersehen  daraus,  dass  die 
orientalische  Kirche,  welche  sonst  mit  der  grOssten  Strenge  auf  dem 
Verbot  der  Ehen  zwischen  Verwandten  und  Verschwägerten  beharrte, 
trotzdem,  wo  andere  Hindernisse  zu  beseitigen  waren,  sich  gnädig 
und  milde  gezeigt  hat.  Dies  gilt  ganz  analog  auch  von  dem  Oc- 
cident.  Auf  diese  Weise  eröffnet  sich  also  für  die  Dispensationen 
vor  der  That  ein  grosses  Gebiet,  auf  dem  dieselben,  wie  auf  dem 
der  Ordination,  ohne  Zweifel  sehr  gebräuchlich  waren« 

Nicht  allein  das  römische,  auch  das  fränkische  Recht  kennt  die 
Dispensation  als  die  im  voraus  erteilte  Entbindung  von  einer  gesetz- 
lichen Vorschrift.  Es  ist  bekannt,  dass  die  fränkischen  Könige  kraft 


1)  Vgl.  §.  14.  —  2)  *El  h\  ßaatXs;>(,  oTa  noXkk  aufißaivei  np^rccov  otxovo[Jt.iav 

pea^^rcciiv  ItcÜv  iKvJfr^<fl€ixal,  touto  npb(  tbv  vöfxov  oi^BH  avttxsidsxauc  Zhismann,  a. 
a.  0.  S.  150. 
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ihres  DispeosatioQsrecfats  nach  Belieben  Befreiungen  und  Pri?ilegien 
erteilten  *). 

Als  im  voraus  gewährte  Dispensen  könnten  wir  hier  noch 
erw&hnen  die  Erteilung  von  Privilegien  und  Ezemptiooen,  welche  alle 
nach  dem  damals  herrschenden  Begriff  als  Dispensationen  zu  be- 
trachten sind.  Allein  es  kommt  uns  hier  lediglich  darauf  an,  nach- 
zuweisen, dass  die  Dispensation  in  ihrer  heutigen  Bedeutung  als 
Aufhebung  der  Wirksamkeit  eines  Bechtssatzes  in  EinzelftUen  wäh- 
rend der  Zeit  vor  dem  XI.  Jahrhundert  auch  in  der  Form  gebräuchlich 
war,  dass  sie  vor  der  beabsichtigten  Handlung  gestattet  wurde. 

Es  bleibt  uns  noch  übrig,  die  Beispiele  von  im  voraus  erteilten 
Dispensen  zu  erwähnen,  welche  von  der  Geschichte  uns  überliefert 
worden  sind.  Der  hl.  Ämbrosius  wurde  zum  Bischof  von  Mailand  gewählt 
zu  einer  Zeit,  wo   er  noch  ungetauft  und   Laie  war.     Er  erhielt 
zugleich  die  Taufe  und  die  Bischofsweihe.    All  sein  Weigern  half 
nichts ;   er   musste   nachgeben.     »Ordinationem   meam   occidentales 
episcopi  iudicio,  orientales  etiam  exemplo  probarunt«,  sagt  er  selbst, 
et  tamen  neophytus  probibetur  ordinari,  ne  extoUatur  snperbia.    Si 
dilatio  ordinationi  defuit,   vis  cogentis  est;   si  non  deest  humilitas 
competens  sacerdotio,  ubi  causa  non  haerety  Vitium  non  impugnaturc  % 
Erklärt   er    sich    mit    diesen    Worten    nicht   selbst    bereit,    unter 
gewissen  Bedingungen  Dispens  zu  erteilen,  wenn  es  sich  um  die  Weihe 
eines  Neophyten  handelt?  Auf  Drängen  des  greisen  Bischofs  Valerius 
von  Hippo  und  des  gesammten  Volkes  wurde  Augustint^  zum  Bischof 
dieser  Stadt  geweiht,  da  man  ihn  allein  für  die  geeignete  Person 
hielt'),  und  doch  war  seine  Ordination  dem  Rechte  zuwider,  das 
ausdrücklich  verbot,  dass  ein  Bischof  noch  zu  seinen  Lebzeiten  seinen 
Nachfolger  bestimme,  und  dass  in  einer  Diözese  zwei  Bischöfe  seien. 
Origenes  erhielt  trotz  des  Vorhandenseins  zweier  Impedimente  die 
Priesterweihe:  er  war  Angehöriger  einer  fremden  Diözese  und  ausserdem 
Eunuch^).    Diese  unkanonische  Weihe  blieb  unangefochten,  so  sehr 
auch  des  Origenes  Ordinarius,  Demetrius  von  Alezandrien,  dagegen 
war  ').  jKmotheus  van  Alexandrien  (f  385)  weihte  den  Abt  Ammonius, 
der   »ob  auriculae  spontaneam  amputationemc  irregulär   war,  zum 
Bischof.    Bei  der  Weihe  sagte  Timotheus:    »OStoc  6  v6fiog  icapa 
loudatotc  T[oXtT8ul9&o> .  i(Aol  dk  xal   pivÖTf&TjTOv  lav  htfxrfte ,  fiövov 


1)  Schröder,  Lehrbuch  der  deatschen  Bechtsgeschichte,  Leipzig  1894» 
S.  117;  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  Leipzig,  1892,  2,  215. 

2)  c.  9.  D.  61;  Sozomenos,  Hist.  eccl.  6,  24.  —  8)  C.  12.  G.  7.  qo.  1. 

4)  Vgl.   Vita  8.  Augustini,  aactore  Possidonio,  c.  4.  Migne,  22,  36. 

5)  Eusebius,  Hist.  eccl.  6,  23,  Migne,  20,  676,  Anm.  46. 
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S&ov  ToTc  tp6icoic  SvT«  x^V^'^o^^^  ^)*  j?%^dor€<  schreibt  in  seinem 
Brief  an  Domnos,  den  Bischof  von  Antiochien ,  dass  er  betreffs  der 
Ordination  der  Bigamen  einer  alten  Gewohnheit  folge.  Sein  Vor- 
gänger auf  dem  Bischofsstahle  von  Cyrns  sowie  der  Bischof  Praylas 
von  Gftsarea  hätten  sehr  oft  Bigame  geweiht.  Aber  nicht  blos  von 
der  Bigamie  seien  Dispensationen  erteilt  worden,  sondern  auch  in 
andern  Fällen  (malta  etiam  alia  huinsmodi)  habe  Proklns,  der 
Bischof  von  Konstantinopel,  sich  Dispensationen  erlaubt,  wie  auch 
alle  Bischöfe  der  Provinzen  Pontns  und  Palästina.  Warum  sollte 
man  auch  nicht,  fragt  Theodoret,  zu  Gunsten  eines  Mannes,  wenn 
dessen  Weihe  das  eine  oder  andere  rechtliche  Hindernis  entgegen- 
steht, Ausnahmen  von  dem  strengen  Recht  machen,  vorausgesetzt, 
dass  ihn  sonst  seine  Eigenschaften . hinreichend  empfehlen*)?  Von 
demselben  Proklus  berichtet  Sokrates'),  dass  er  ohne  weiteres  einen 
Senator,  namens  Thalassius,  zum  Bischof  von  Cäsarea  geweiht  habe. 
Das  Volk  hatte  ihn  auserwählt  und  verlangte  seine  Taufe  (ixt 
7ap  ifi6i)Toc  ^v).  Thalassius  erhielt  alsdann  zugleich  die  Taufe  und 
die  Priesterweihe :  »ff&a  ik  Ifiuijfti)  xal  xipf  x^ipotoviav  icapiXaßsc 
Wir  sehen  also  hier  die  Thatsache  bestätigt,  dass  es  der  damaligen 
Kirche  nicht  darauf  ankam,  dass  das  Gesetz  dem  Buchstaben 
nach  streng  durchgeführt  wQrde.  Es  hätte  ihr  offenbar  den  grOssten 
Schaden  gebracht,  wenn  sie  rein  aus  Liebe  zum  starren  Gesetz 
die  Ahigsten  und  tüchtigsten  Männer  von  den  kirchlichen  Würden 
ausgeschlossen  hätte.  In  solchen  Fällen  machte  man  eben  Aus- 
nahmen von  der  Regel  vermittelst  der  Dispensation.  Nikephorus 
Eallista  erzählt,  dass  ein  gewisser  Synesius,  obgleich  er  einigen 
platonischen  Lehren  nicht  entsagen  wollte,  dennoch  »xax'  otxovofitavc 
zum  Priester  geweiht  worden  sei,  da  derselbe  durch  seinen  Eifer  und 
seine  Tüchtigkeit  der  Kirche  von  grossem  Nutzen  sein  konnte^). 

Das  IL  Konzil  von  Konstantinopel  machte  den  Prätor  Nektarius 
znm  Bischof  dieser  Stadt.  Trotzdem  von  den  Gegnern  auf  das  Gesetz- 
widrige dieser  Weihe  hingewiesen  wurde,  glaubte  man  doch,  in  diesem 
Fall  zur  Gewährung  einer  Ausnahme  befugt  zu  sein,  da  allgemein 
Nektarius  für  diejenige  Persönlichkeit  gehallen  wurde,  die  allein 
unter  den  damaligen  umständen  zur  Leitung  der  Kirche  Konstan- 
tinopels fähig  war^).  Die  Synode  richtete  nachher  an  den  Papst  ein 


1)  Palladiua,  Bist.  Laus,  c  12.  p.  914,  Migne,  28,  1205. 

2)  Sirmond f  Maxopfou  BioSopftou  xoO  imdx^Tcou  Küpou  obcavro,  Paris.  1642, 
ep.  110,  8,  980.  —  8)  Eist.  eed.  1.  7.  o.  48.  —  4)  L.  14.  c.  55,  Migne,  146, 
1258.  —  5)  SocrateSf  1.  c.  1.  7.  c.  8;  So»omeno$,  1.  c  1.  7.  e.  8. 
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Schreiben,  in  welchem  diese  Wahl  gerechtfertigt  warde^).  Wie 
Gregor  von  Nazianz  berichtet,  weihten  die  Bischöfe  der  Provinz 
Eappadozien  einen  Laien  zam  liciaxonog  >).  Das  I.  Konzil  von 
Epbesns  (431)  gestattete  dem  Erzbischof  Enstathius,  anf  sein  Bistam 
zn  verzichten  und  die  Würde  nnd  den  Titel  eines  Bischofs  bei* 
zubehalten,  obgleich  dies  damals  strengstens  verboten  war').  Durch 
den  Einfluss  des  Sidonius  Apollinaris  (f  ca.  482)  wurde  Simplizius, 
ein  Laie,  auf  den  Bischofsstnhl  von  Bourges  erhoben.  In  der  zu 
Gunsten  seines  Kandidaten  gehaltenen  Bede  hob  Sidonius  es  als  einen 
Vorzug  desselben  hervor,  dass  er  über  den  Parteiungen  stehe,  nnd 
dies  desshalb  eine  AJ)weichnng  von  der  Regel  genügend  recht- 
fertige *). 

J.  J.  494  gab  Papst  Qelasius  den  Bischöfen  von  Lukanien, 
Bruttium  und  Sizilien  die  Fakultät,  für  so  lange  von  der  Einhaltung 
der  beim  Weiheempfang  vorgeschriebenen  Interstizien  Dispensationen 
zu  erteilen,  als  bis  dem  herrschenden  Priestermangel  abgeholfen  sei. 
Laien  durften  innerhalb  achtzehn  Monaten,  Mönche  innerhalb  eines 
Jahres  bis  zum  Presbyterat  aufsteigen  ^).  Der  Papst  nennt  diese 
Nachsicht,  welche  die  spatia  als  dispensanda  erklärt  %  eine  »dispen- 
satio  coelestis  ^).€ 

G.  7.  D.  84  enthält  ein  Dispensdekret  fär  einen  Bigaraen ,  er- 
lassen seitens  des  Papstes  Pelagius% 

Im  8.  Kanon  des  I.  Konzils  von  Toledo  heisst  es,  dass  der 
Lektor,  welcher  eine  Witwe  heiratet,  auf  seine  Würde  zu  verzichten 
hat.  Martin  von  Braga  hat  diese  Bestimmung  als  Kanon  43  in 
seine  Sammlung  aufgenommen,  jedoch  mit  einem  Zusatz,  der  für 
ans  sehr  wichtig  ist:  >Aut  si  forte  necessitas  sit,  subdiaooDus  fiat; 

1)  Theodorett  Hist.  eccl.  1.  5.  c  8;  vgl.  Fuchs,  Bibliothek  der  Kirchen- 
▼ersammlangen,  Leipzig,  1781,  2,  42;  NektariuR  warde  nicht  Tom  Kaiser  er- 
nannt, wie  Löning  a.  a.  0.  1,  128  annimmt,  sondern  von  der  Synode  gewählt, 
vgL  Standenmaier,  Geschichte  der  Bischofswahlen ,  Tüb.  1880,  S.  86  f. 

2)  Serroo  19,  Migne,  35,  1062.  —  3)  Im  Briefe  der  za  Ephesus  versam- 
roelten  Konzilsv&ter  an  die  Synode  der  Provinz  Pamphylia  heisst  es:  £uv7)X- 
YijaafjLcv  anavxE^  tto  77pe9ßÜT7),c  Beveridge  1  c.  1,  106.  Hiezu  bemerkt  Balsamen, 
1.  c.  p.  107:  Dies  sei  anf  Omnd  einer  Dispensation  geschehen.  Manche  ver- 
langen nnn  dieselbe  Nachsicht,  sie  kann  ihnen  aber  nicht  gewährt  werden. 
Qood  enim  a  patribns  definitom  est,  ex  dispensationis  gratia  ratione  definitam 
est;  et  non  opportet,  quod  per  dispensationem  propter  aliqnid  atile  introdactom 

est,  ad  ezemplnra  trahi  et  tanquam  canonem  deinceps  valere Porro  et 

hano  dispensationem  ezistlmo  non  inconsiderate  factaro  esse.«  Vgl.  hiesn  auch 
die  Scholie  von  Zonaras,  1.  c.  p.  109  sq.  —  4)  Ep.  7.  c  9.  —  5)  Thiele  I.  c 
c.  2.  p.  p.  362;  vgl.  S.  32  f.  —  6)  8.  32.  —  7)  Thiel,  1.  c.  c.  9.  p.  064.  — 
8)  Vgl.  S.  34, 
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nikil  aatem  snpra.  Similiter  et  si  bigamus  fa6rit^).€  Wo  also  die 
Not  die  Weihe  eines  Bigaroen  yerlaugt,  darf  der  Bischof  im  voraas 
dispensieren.  Da  die  II.  Synode  von  Braga  (572)  die  Kanonen- 
saainilang  Martins  anerkannt  hat,  so  folgt  daraus,  dass  die  Er- 
teilang  solcher  Dispensen  zum  voraus  die  Zustimmung  der  Synode 
hatte. 

Aus  den  Schriften  Gregors  des  Grossen  lassen  sich  viele  Bei- 
spiele daffir  erbringen,  dass  zu  seiner  Zeit  die  im  voraus  erfolgende 
Gewährung  von  Dispensen  schon  längst  gebräuchlich  war.  Gregor 
erteilte  dem  Abt  Probus  von  St.  Andreas  die  Fakultät ,  über 
seine  Hinterlassenschaft  ein  Testament  zu  errichten.  Dieser  hatte 
ihn  gebeten :  »Fas  mihi  sit  de  Omnibus  rebus  meis  voluntatem  meam 
dispouere.c  Gregor  willfuhr  seiner  Bitte').  Deniseiben  Papst 
klagte  ein  italienischer  Bischof  die  infolge  des  starken  Priester- 
mangels in  seiner  Diözese  herrschende  Not.  Als  Abhilfe  derselben 
schlug  er  vor,  von  den  Mönchen  seines  Sprengeis  sich  geeignete  her- 
aussuchen und  zu  Priestern  weihen  zu  dürfen.  Daraufhin  antwortete 
der  Papst,  dass  der  Erteilung  solcher  Dispensationen  nichts  im  Wege 
stehe').  Hierher  gehören  auch  die  Dispensen  von  der  Residenz- 
Pflicht,  welche  Gregor  den  Achten  gewährte  für  den  Fall,  dass  es 
sich  um  eine  Bomreise  handelte^).  Nicht  selten  erhielten  auch 
Bischöfe  solche  Dispensationen  *).  Ganz  besonderer  Erwähnung  ver* 
dient  aber  hier  die  von  demselben  Papst  den  Engländern  erteilte 
Dispens,  auf  Grund  welcher  er  ihnen  die  Ehen  zwischen  Geschwister- 
enkeln freigab^).  Diese  Dispensation  war  etwas  ganz  Neues,  etwas 
Anssergewöhnliches,  nicht  deswegen,  weil  sie  im  voraus  die  Setzung 
sonst  verbotener  Handlungen  gestattete,  sondern  weil  sie  sich  auf 
das  Gebiet  des  Eherechts  erstreckte,  auf  dem  man  bis  jetzt  die 
allergrösste  Strenge  anzuwenden  gewohnt  war.  Dieser  Umstand  ist 
auch  ohne  Zweifel  die  Veranlassung  gewesen  zu  dem  Pseudobrief- 
wechsel  zwischen  Gregor  und  Bischof  Felix  von  Messina.  Mögen 
die  beiden  Briefe  auch  gefälscht  sein ,  immerhin  spiegelt  sich  darin 
die  Anschauung  jener  Zeit  ab,  in  welcher  sie  entstanden,  und  diese 
fällt  offenbar   nicht  viel  später  als  die   Regierung    Gregors.    Die 


1)  Voelli  et  Justelli,  1.  c  1,  XXIV.  —  2)  Opp.,  1.  c.  9,  16  (appendiz 
^  epistolas).  —  3)  L.  c  l.  5  ep.  27:  »Praesentibns  Yobi3  licentiam  damas  epi- 
stolis,  iDonachos  de  roonasterüs  ia  taa  parocia  positis  cnm  consensu  abbatis 
soi  tollere  et  preabyteros  ordinäre.«  —  4)  L.  8.  ep.  15,  1.  c.  8,  18.  —  5)  L.  c. 
L.  9.  ep.  48,  8,  83.  —  6)  L.  11.  ep.  64,  1.  e.  2,  1154:  »ünde  necesse  est«  nt 
iam  tertia  vel  qoarta  generatio  fideliam  licenter  inter  se  inngi  debeat.  Nam 
«eennda,  quam  dizimna,  a  se  omnimodo  debet  abstinere.« 

16* 
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Nachsicht,  welche  der  Papst  den  Engländern  gewährt  habe,  schreibt 
Felix,  sei  in  seiner  Diözese  nicht  bekannt.  Von  Alters  her  gelte  das 
Eheverbot  der  Verwandtschaft  bis   zum  siebenten  Grad;    von  einer 
Abweichung  finde  sich  in    den    Dekretalen    frfiherer   Päpste  keine 
Spnr^).    In  dem    gefälschten   Antwortschreiben   hierauf   weist  der 
Papst  darauf  hin,  dass  die  dem  Augustinus  erteilten   Dispensfaknl- 
täten  sich  nur  auf  die  neubekehrten   Engländer  beziehen.     Er  habe 
dem  Druck  der  Verhältnisse  nachgegeben,  damit  das  englische  Volk, 
das  eben  erst  für  die  Kirche  gewonnen  worden  sei,  durch  allzustrenge 
Handhabung    der  Gesetze    nicht  vom    Christentum    zurückgestossen 
würde.    Er  habe  hier  keine  Vorschrift,    sondern  einen   Rat,    keine 
allgemeine  Regel,  sondern  nur  eine  vorübergehende  Ausnahme  zuge- 
lassen, da  von  zwei  Gefahren  diejenige  am   leichtesten  zu  ertragen 
und  darum  vorzuziehen  sei,  welche  am  wenigsten  Schaden  verursache  *). 
In  seiner  Biographie  Gregors  sagt   Johannes  Diakontis,    dass  der 
Papst  diese  Ausnahme  dispensatoHe  zugelassen  habe,  und  fügt  hinzu: 
»Haec  ergo  idcirco  perstringenda  curavi,    ut  hi,  qui  occasione  novae 
di^ensaiionis  illicita  matrimonia  contrahant,   eruditissimum  Papam 
Gregorium  non  regulariter  quartae  generationis  copulam  censuisse, 
imo  venialiter   simulque   temporaliter   pernrisisse   cognoscunt ').    In 
demselben  Sinne  spricht  sich  hierüber  aus  Johannes  von  Orleans  in 
seinem  Liber  de  institutione  laicali^).     Das  Aussergewöhnliche  an 
dieser  den  Engländern    gewährten    Dispensation    ergiebt  sich  auch 
aus  einem  Brief  des  hl.  Bonifatius  an  den  Erzbischof  Nothelm  von 
Eanterbury.    In  diesem  Briefe  bittet  der  Apostel  der  Deutschen  um 
Uebersendung  des  Antwortschreibens,   das  Gregor  I.  an  den  heiligen 
Augustinus  betreffs  der  von  diesem  gestellten  Fragen  gerichtet  hatte. 
Bonifatius  bezweifelt  nämlich  dessen  Echtheit,  da  in  der  römischen 
Kanzlei  kein  Exemplar  desselben  mehr  aufzufinden  sei^). 

Den  neubekehrten  Germanen  gewährte  Papst  Gregor  IL  auf 
Bitten  des  hl.  Bonifatius  (726)  eine  Dispensation,  welche  derjenigen 
ähnlich  ist,  die  einst  die  Engländer  von  Gregor  dem  Grossen  erhalten 
hatten.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Deutschen  erst  kurze  Zeit 
den  Glauben  der  Kirche  angenommen,  wurde  ihnen  nämlich  die 
Abschliessung  von  Ehen  im  V.,  VI.  und  VII.  Grade  der  Blutsver- 


1)  Mansi,  12,  224;  Jaff^,  n.  1843;  vgl.  FreUen,  a.  a.  O.  S.  380, 
Anm.  26.  —  2)  Opp.  Gregorii  Mag.  1.  14.  ep.  17  =  c  20.  C.  35.  qu.  2. 

3)  Lib.  2.  Sancti  Gregorii  Papae  ritae,  Opp.  Greg.  1.  c,  15,  B08. 

4}  L.  2.  c.  8,  Dachery,  Spicilegiam ,  1,  284;  vgl.  Petrus  Üamianus^ 
Tractatns  de  parentelae  gradibas,  c.  7,  Opp.  Paris.  1642,  p.  80  sq. 

5)  Jaff^,  Monnmenta  Mogtintiaoa,  Berol.  1866,  p.  96. 
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wandtschaft  gestattet,  »qaia  temperantia  magis  et  praesertim  in  tarn 
barbaram  gentero  placet  plas  quam  districtione  censurae,  concedendam 
est,  at  post  qaartam  generationem  ianganturc  ^).  Nach  der  Auf- 
fassong  Freisens')  enthält  diese  Verordnang  Gregors  II.  keine  Dis- 
pensation, sondern  sie  gehört  in  die  Lehre  von  der  Entwickelang  des 
Ebebindernisses  der  Verwandtschaft.  Dies  ist  offenbar  nicht  richtig. 
Bonifatius  yerlangte  jedenfalls  nicht  eine  danernde  Mildernng  der 
römischen  fihegesetze  überhaupt,  sondern  nar  eine  vorübergehende 
Nachsieht,  und  so  sehen  wir,  dass  Gregor  III.  i.  J.  732  diese 
Dispens  zurücknahm,  indem  er  an  den  hl.  Bonifatius  schrieb: 
»progeniem  vero  suam  unumquemque  usque  ad  septimum  observare 
decernimus  gradumc  (c.  16.  C.  35.  qu.  2)^).  Es  ist  also  die  betreffende 
Ausnahme  eine  Dispensation,  eine  »temperantia  districtionis  censuraec, 
wie  sich  Gregor  IL  selbst  ausdrückt. 

In  der  Biographie  des  hl.  Bonifatius  berichtet  Willibald,  dass 
derselbe  sich  weigerte,  der  Nachfolger  des  hl.  Willibrord  zu  werden 
unter  Hinweis  darauf,  dass  er  das  vorgeschriebene  Alter  noch  nicht 
hätte.  Zur  Beseitigung  dieses  Hindernisses  hielt  er  eine  Dispensation 
des  hl.  Stuhles  für  notwendig  und  gieng  nach  Rom,  um  persönlich 
eine  solche  nachzusuchen.  Sie  wurde  ihm  auch  gewährt^).  Eine 
zweite  Dispensation  wurde  Bonifatius  i.  J.  748  zu  teil,  indem 
Zacharias  I.  ihm  auf  seine  Bitten  gestattete,  in  seiner  Sterbestunde 
sich  einen  Nachfolger  bestellen  zu  dürfen,  was  ausdrücklich  verboten 
war^).  Ursprünglich  hatte  Bonifatius  um  die  Erlaubnis  gebeten, 
sich  seinen  Nachfolger  noch  zu  seinen  Lebzeiten  bestellen  und  weihen 
zu  dürfen.  Eine  derartige  Dispens  erschien  dem  Papst  aber  doch  zu 
weitgehend;  »Dt  te  viventec,  schreibt  er  an  ihn,  »in  loco  tuo  eligatur 
episcopus,  hoc  nulla  ratione  concedi  patimur,  quia  contra  omnem 
ecclesiae  regulam  vel  instituta  Patrum  esse  monstraturc  ^).  Er 
beschränkte  dann  die  Dispensation  darauf,  dass  Bonifatius  in  der 
Sterbestande  seinen  Nachfolger  designieren  durfte^. 


1)  Jaff^t  1.  0.  p.  88;  vgl.  Bemoldi  tractatos  de  prndenti  dispensatione 
aanctae  ecclesiae,  c.  3,  bei  Üasermannf  Prodromas  Germaniae  sacrae,  S.  Blas. 
1792,  2,  406;  Perrone,  De  matriraonio  christiano,  Leod.  1862,2,  856. 

2)  A.  a.  0.  8.  891,  Anra.  3.  —  3)  Jaffa,  1.  c.  p.  93;  vgl.  Nürnberger, 
Tüb.  theolog.  QoartaUchrift  (1879),  S.  434  ff.  —  4)  WiUibaldi  vita  S.  Bonifatii, 
ed.  Jaff^  Berol.  1866,  p.  28  sq.  —  5)  Vita  S.  Bonifafcii,  l.  c.  p.  83  sq.;  eben- 
daselbst Passio  S.  Bonifatii,  p.  59.  Hefele,  a.  a.  0.  2,  520.  —  6)  Jaff6,  Mon. 
Mog.  L  c.  p.  119  (a.  743).  —  7)  L.  e.  Die  Glosse  des  Trierer  Kodex  906  der 
Summa  Bafini  mm  Dekret  Gratians  umschreibt  die  Worte  Bufins  (zu  c.  17. 
€.  7.  qu.  l,  Schulte,  Summa  Rufini,  Giessen,  1892.  p.  256),  folgendermassen : 
»Primo  petebat,  quod  liceret  sibi  ordinäre  coadjutorem.    Hoc  de  iure  communi 
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Als  letzte  Beispiele  von  Dispensationen  ad  faciendum  wollen 
wir  erwähnen,  dass  anf  Veranlassung  Karls  des  Grossen  der  Biscbof 
Angilram  von  Metz  nnd  nacli  dessen  Tod  der  Bischof  Hildebold  von  Köln 
von  der  Residenzpflicht  entbanden  wurden,  indem  denselben  aus  Nutz* 
Kchkeitsgründen  der  dauernde  Aufenthalt  am  Hofe  gestattet  wurde*). 

Das  Resultat  der  bisherigen  Untersuchung  fassen  wir  dahin 
zusammen,  dass  wir  sagen:  Es  ist  gar  kein  Grund  vorhanden,  in 
betreff  des  Dispensationswesens  eine  ältere  und  eine  jOngere  Praxis 
zu  unterscheiden.  Dispensationen,  die  im  voraus  gewährt  werden, 
kommen  von  vornherein  neben  den  nachträglich  erteilten  vor.  Von 
einem  ausschliesslichen  Vorhandensein  der  Dispensen  letzterer  Ka- 
tegorie kann  nicht  im  geringsten  die  Etede  sein. 

Als  letztes  Beweismoment  für  die  Richtigkeit  unserer  Ansicht 
führen  wir  in's  Feld  die  Kritik  der  von  Boehmer  und  Esmein  ffir 
ihre  Auffassung  vorgebrachten  Begründung. 

§.  11,  Kritik  der  von  Boehmer  und  Esmein  für  ihre  Ansicht  vor- 

gebrachten  Gründe. 

Nach  Boehmer  sollen  es  besonders  drei  Ursachen  gewesen  sein^ 
welche  den  von  uns  bestrittenen  Unterschied  zwischen  der  sog.  alten 
und  neuen  Praxis  auf  dem  Gebiete  des  Dispenswesens  hervorgerufen 
haben.  Die  erste^)  erblickt  derselbe  in  der  geringen  AnMahl  der 
Gesetze,  die  mit  Ausnahme  der  Busskanones  nicht  gerade  besonders 
schwere  Verpflichtungen  auferlegten,  so  dass  man  sich  denselben 
leicht  fügen  konnte.  Dispensationen  wären  also  gar  nicht  notwendig 
gewesen.  Bereits  an  früherer  Stelle  b)  haben  wir  aber  darauf  hin- 
gewiesen, dass  aus  der  geringen  Zahl  der  Gesetze  ein  Schluss  auf 
das  Nichtvorkommen  von  Ausnahmen  ganz  ungerechtfertigt  ist. 
Mögen  der  Gesetze  auch  nicht  so  viele  gewesen  sein  wie  heute,  im- 
merhin waren  dieselben  solcher  Art  —  ich  erinnere  nur  an  die 
strengen  Vorschriften  betreffs  der  Ordinanden  — ,  dass  die  Kirche 
durch  eine  allzu  strikte  Aufrechterhaltung  dieser  Anforderungen  sich 
selbst  in  ihrer  Verbreitung  und  Ausdehnung  ein  gewaltiges  Hinder- 
nis entgegengestellt  hätte.    Wären  nicht  manchmal  infolge  dieser 

erat.  Secando,  qaod  posset  eligere  aliqnem,  qai  post  mortem  eins  praesideret. 
Hoe  vix  obtinait  ex  'dispensatione.  Tertio  qaod  posset  illnm  oonsecrare  in 
episeopnm.  Hoc  non  obtinuit.  R.«,  Schulte,  Einleitang  zar  Aasgabe  der  Snmma 
Rafini,  L  c.  p.  XVIII. 

1)  Monamenta  Germaniae,  Capitnlaria  regam  Frauooram,  ed.  Boretins, 
Hannov.  1883,  1.  68,  c  55;  der  Frankfurter  Synode  vom  J.  794,  He  feie,  9, 
$93;  hierüber  des  nähern  in  der  Geschichte  des  Dispensationsrechts.  —  2)  L.  e. 
§.  42  sqq.  -  8)  S.  18  f. 
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Strenge  die  sonst  tauglichen  und  tüchtigen  Männer  von  dem  Em- 
pfang der  Weihen  und  so  gerade  von  denjenigen  Stellen  ansge-^ 
sehlossen  worden ,  deren  Inhaber  auf  die  Schicksale  der  Kirche  den 
emtDentesten  Einfluss  haben?  Der  Macht  der  Thatsache  gegenClber» 
dass  die  für  die  Ordination  aufgestellten  Forderungen  nicht  gerade 
bei  jedem  sonst  geeigneten  Kandidaten  vorhanden  sein  konnten,  be- 
weist die  geringe  Anzahl  der  Gesetze  höchstens  so  viel,  dass,  da  also 
nur  wenige  Gesetze  vorhanden  waren,  konsequenterweise  auch  Aus- 
nahmen nur  in  beschränktem  Masse  vorkommen  konnten.  Erst  im 
IV«  Jahrhundert,  behauptet  Boehroer,  sei  eine  unerträgliche  Menge 
TOD  Gesetzen  entstanden,  was  dem  Einfluss  des  immer  mehr  sich  aus- 
breitenden Mdnchtums  zuzuschreiben  sei.  Hierher  rechnet  er  z.  B. 
das  Fastengebot,  die  Verwandschaftsgrade,  den  Zölibat.  Aber  von 
allen  diesen  Geboten  habe  man  bis  zum  X.  Jahrhundert  keine  Dis- 
pensation im  voraus  gewährt.  Diese  Begründung  trägt  ihre  Verur- 
teilung in  sich  selbst.  Schon  die  Beispiele  selbst,  welche  Boehmer 
anführt,  passen  gar  nicht  hierher.  Gerade  die  Befreiung  vom  Fasten- 
gebot ist  doch  wohl  nur  eine  dispensatio  pro  futuro.  Dispensationen 
von  Zölibat  gehören  femer  auch  nach  dem  X.  Jahrhundert  zu  den 
Seltenheiten,  und  was  die  Ehen  in  verbotenen  Verwandtschaftsgraden 
betriJDEt,  so  muss  hier  gesagt  werden,  dass  die  Entwickelung  der 
Ebedispensationen  überhaupt  eine  Sonderstellung  einnimmt^).  Die 
Vermehrung  der  Gesetze  war  natürlich  von  Einfluss  auf  die  Ent- 
wickelung des  Dispenswesens;  allein  dieser  liegt  darin,  dass  Dis- 
pensen pro  futuro  gerade  deswegen,  weil  mehr  Gesetze  vorhanden 
waren,  auch  um  so  häufiger  erteilt  wurden  >). 

In  der  gleichen  Weise  glauben  wir  auch  die  aweite  von  Boehmer  ^) 
angeführte  Ursache  modifizieren  zu  müssen.  Die  Gewährung  der 
Dispensen  im  voraus  soll  nämlich  dem  hl.  Stuhl  eine  willkommene 
Gelegenheit  abgegeben  haben,  seine  Gewalt  au  vermehren^  nnd  um 
dessentwillen  habe  er  auch  die  Dispensationen  ante  factum  einge- 
fährt  und  beßrdert.  Dem  gegenüber  ist  zu  erwiedern,  dass  es  ofien- 

1)  S.  256  f. 

2)  Mejer  sagt  a.  a.  0.  S.  632 :  »In  der  Kirche  als  religiöser  Gesellschaft 
bildete  sich  frah  eine  feste  Ordnung  der.  Gemeinschaft.  Wer  diese  verletzte  und 
dadareh  mit  der  Kirche  Befiel,  konnte  erst  nach  genügender  Rene  wieder  mit 
ihr  versöhnt  werden.  Es  warden  die  aas  der  Uebertretnng  des  Gesetzes  her- 
Torgehenden  Nachteile  erlassen  vermöge  brüderlicher  Milde  auYYV(o;x7) ,  ^iXocv- 
dpcüTcCo,  o?xovo|j.{a — remissio,  venia,  dementia,  miseratio,  dispensatio.«  Biese  Ar- 
gumentation ist  offenbar  einseitig.  Denn  es  kann  kein  Zweifel  darüber  sein, 
dass  dies  nicht  die  einzige  Form  war,  in  welcher  die  DisV^ns  damals  za  Tage 
trat.  —  8)  L.  c.  p.  44. 
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bar  einer  Einführang  gar  nicht  mehr  bedurfte.  Beide  Eategorieen 
von  Dispensationen  karoen  von  vornherein  neben  einander  vor.  Richtig 
ist,  dass  die  Erteilnng  von  Dispensen  zum  voraus,  namentlich  vom 
X.  Jahrhundert  ab  zur  Befestigung  der  primatialen  Stellung  Boms 
sehr  viel  beigetragen^  und  um  deswillen  wohl  auch  eine  Ansdehnang 
angenommen  hat,  welche  in  den  vorhergehenden  Jahrhunderten  ganz 
unbekannt  war.  Allein  es  handelt  sich  hier  nicht  um  die  Einführang 
einer  früher  ungebräuchlichen  Art  von  Dispensen,  sondern  um  ITeber- 
gang  der  Erteilungsbefugnis  von  den  Bischöfen  und  Provinzial- 
konzilien  an  den  Papst  betreffs  solcher  Dispensen,  die  längst  in  der 
Kirche  in  Anwendung  waren. 

Auch  den  dritten  von  Baehmer  angeführten  Orund  können  wir 
nur  mit  der  Beschränkung  bestehen  lassen,  dass  derselbe  die  Erteilung 
von  Dispensationen  nicht  erst  notwendig,  wohl  aber  häufiger  machte. 
Im  Anschluss  an  Thomassin  ^)  nämlich  legt  Boehmer  die  dritte  Ursache, 
welche  einen  Umschwung  in  der  seitherigen  Praxis  auf  dem  Gebiete 
des  Dispenswesens  hervorgerufen  haben  soll,  in  den  Umstand,  dass 
die  kirchliche  Disziplin  und  der  Eifer  der  Christen  erschlaffte.    Die 
Einführung  der  neuen  Praxis  sei  begründet  »in  ruditate  saeculoram 
summisque  tenebris,  quibus  post  saeculi  X.  decursum  adeo  ecclesiae 
involutae  erantc  *).    In  der  That  sehen  wir  um  diese  Zeit  die  Dis- 
pensationen ad  faciendum  in  solcher  Zahl  auftreten,  dass  man  nicht 
anders  kann,  als  sie  mit  den  damaligen  Zuständen  in  Zusammenhang 
zu  bringen,  welche  die  Erteilung  dieser  Dispensationen  in  erheblichem 
Masse  begünstigten,  keineswegs  aber  erst  notwendig  machten. 

In  einem  Zitat  aus  einem  Briefe  des  Bischofs  Hildebert  von 
Le  Mans  (f  ca.  1133)  glaubt  Bodwner  einen  historischen  Beweis  für  die 
Bichtigkeit  seiner  Ansicht  vorbringen  zu  können  ^.  Allein  bei  genauer 
Betrachtung  beweist  diese  Stelle  gerade  das  Oegenteil  von  deoi,  was 
Boehmer  in  ihr  zu  finden  vermeint.  Daselbst  heisst  es:  »Malta  ex 
loco,  raulta  ex  tempore,  multa  ex  personis  difierentius  fiunt.  Bector 
ecclesiae  nonnumquam  aut  dissimulabit  aut  faciet,  quae  accusat,  cam 
videri  malum  scismatis  imminere,  canonem  scito  mutabit;  debet 
cessare  censura,  cum  solvitur  unitas,  Caritas  laeditur,  pax  vacillatc  ^). 
Hüdebert  bezeichnet  hierin  die  Dispens  als  mutatio  canonis ,  and 
zwar  kann  sie  geschehen  in  zweifacher  Weise :  aut  dissimulabit  — 

1)  »Contra  aatem  emollita  iam  et  elangaescenta  disciplina  posterioribna 
bis  saecalia  (d.  h.  yom  X.  Jahrhundert  ah)  venia  ezpetitnr  yiolandomm  cano- 
nam,  peccandi  in  sanctas  regnlas  licentia  flagitatar  et  conceditnr;  peccare  to* 
lant  innozie  et  ipsi  legam  contemptai  anctoritatem  et  patrodniam  a  legibus 
ipsis  accersere.c  L.  c  1.  2.  p.  3.  c.  24.  n.  20.  —  2)  L.  c.  §.  88.  —  3)  Dacheiy- 
Barre,  Spicilegiam.  8,  461;  Migne,  171,  286,  I.  2.  ep.  22. 
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ant  faciet.  Aas  dieser  Gegenfiberstellang  (ant  —  aut)  ergiebt  sicb^ 
dass  er  sowohl  die  Dispensation ,  welche  nach  der  That  erteilt  wird 
(dismmnlabit)  als  anch  jene,  die  im  voraus  die  Setzung  einer  Handlung 
gestattet  (faciet) ,  voll  und  ganz  anerkennt.  Er  will  damit  sagen, 
dass  man  bald  Nachsicht  übt ,  wenn  etwas  gegen  die  Vorschriften 
der  Eanones  geschehen  ist,  bald  das  zu  thun  im  voraus  erlaubt,  was 
nach  den  Gesetzen  untersagt  ist.  Diese  Deutung  ergiebt  sich  unbe- 
streitbar aus  den  Beispielen,  welche  Hüdebert  anführt.  Wir  sehen 
also,  dass  derselbe  weit  davon  entfernt  ist,  ein  Zeugnis  dafür  abzu- 
geben, dass  man  bis  zu  seiner  Zeit  die  Dispensationen  ad  faciendum 
nicht  gekannt  habe. 

In  dem  Artikel  »Dispensationc  der  Beal-Enzyklopftdie  für  pro- 
testantische Theologie  und  Eirchenwesen  *)  beruft  sich  Jacohson-Mejer 
auf  c.  41.  C.  1.  qu.  1.,  c.  7,  14.  G.  1.  qu.  7  u.  a.  m.  zum  Beweise  dafür, 
dass  man  es  nicht  für  zulässig  hielt,  schon  im  voraus  die  Deber- 
tretung  einer  kirchlichen  Satzung  zu  erlauben.  Aus  den  angeführten 
Stellen  ist  so  etwas  nie  und  nimmer  herauszulesen.  Sie  beziehen  sich 
zwar  alle  auf  eine  Dispens  post  factum,  besagen  aber  keineswegs, 
dass  diese  Form  der  Dispens  die  einzig  anerkannte,  die  Dispensation 
in  antecessum  dagegen  voll  und  ganz  ausgeschlossen  sei.  Eine  Stelle 
dieses  Inhaltes  Iftsst  sich  aus  der  gesamten  Literatur  überhaupt  gar 
nicht  herbeibringen. 

Einen  ähnlichen  Fehler,  den  wir  soeben  bei  Boehmer  gerügt 
haben,  begeht  auch  Marca^).  Zum  Beweis  für  seine  Behauptung, 
dass  betreffs  der  Weihen  bis  zum  X.  Jahrhondert  Dispensationen 
nie  im  voraus  gewährt  worden  seien,  berufk  er  sich  auf  eine  Stelle 
ans  einem  Brief  GOlestins,  worin  es  heisst :  »Quae  enim  a  nobis  res 
digna  servabitur,  si  decretalinm  norma  constitutorum  pro  aliquorum 
libitu  licentia  populi  permissa  frangaturc  *)  ?  Der  Papst  spricht  sich 
hier  über  das  DispensationsrecA^  aus.  Er  verwahrt  sich  dagegen, 
dass  einige  Bischöfe  sich  die  Befugnis  anmassen,  gegen  die  kirch- 
liehen Verordnungen,  d.  h.  gegen  die  päpsüichen  Anordnungen  zu 
handeln.  Dies  ist  der  Inhalt  der  betreffenden  Stelle;  etwas  anderes 
besagt  sie  nicht. 

Was  die  Ausführungen  Esmein^s  betrifft,  so  wollen  wir  die- 
selben, soweit  sie  für  unsern  Zweck  hier  in  Betracht  kommen,  wSrtlich 
anführen.  »Nous  savons,  que  la  juridiction  ^cclesiastique ,  soit  ä 
r^gard  des  fiddles,  soit  mSme  ä  T^gard  des  membres  du  clergä 
ne   fat   pendant   des   siecles   qu*une   pure   juridiction   disciplinaire. 


1)  Leipzig,  1878,  S.  632.  —  2)  L.  c.  —  3)  C.  4.  D.  38. 
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L'orsqoe  l'^glise  lear  demandait  compte  d'an  de  leurs  actes,  il 
s'agissait  siroplenient  de  savoir,  si  une  pinaUt6  diseiplinaire  lear 
serait  oa  noo  appliqo^e,  si  tel  fidMe  serait  excias  de  la  commanaat^t 
si  tel  lalc  serait  admis  dans  les  rangs  da  clerg^,  si  tel  clerc  serait 
priv6  de  son  rang  et  de  sa  qaalit^.  GMtait,  nous  Tavons  vu,  ä  ce 
point  de  vae,  et  ä  ce  point  de  vae  seuleroent,  que  Töglise  stataa 
sar  le  mariage  des  fiddles.  Hois  Torsqa'il  s'agit  d*appliquer  des 
disciplinaires,  il  est  dans  la  natare  des  choses,  qae  les  sapärienrs 
charg^s  de  maintenir  la  discipline ,  tiennent  largement  compte  des 
circonstances  et  des  intentions.  II  est  natarel,  qu'aa  liea  d*appliqaer 
rigoureusement  les  rigles  6dict^es  ils  nsent  souvent  d*ane  indolgence 
utile  et  bienveillante,  laissani  passer^  sans  les  frapper^  certains  aäes 
dSfendus  cependant  en  principe  et  punisscMes.  Cesi  ainsi  que  la 
dispensatio  se  prisewta  d^dbord.  Les  textes  les  plus  anciens,  qai  en 
parlent,  se  rapportent  anx  d^faillances  des  fidiles  pehdant  les  persi- 
cntions  ou  ä  lear  adhäsion  passag&re  ä  des  hartes.  II  saffit  poar 
s'en  convaincre,  de  parcoarir  les  textes  qu'a  rassemblte  Oratien  dans 
la  qnestion  ou  il  traite  de  la  dispensatioc  ^). 

Betrachten  wir  einmal  des  nähern  die  Beispiele,  welche  Egmein 
Yorbringt.  Dispensationen  wurden  erteilt,  sagt  er,  wenn  es  sich 
darum  handelte,  ob  ein  Gl&ubiger  aus  der  kirchlichen  tiemeinschaft 
ausgeschlossen  werden,  ob  dieser  oder  jener  Laie  zu  den  Weihen 
zugelassen ,  ob  dieser  oder  jener  Kleriker  degradiert  werden  sollte. 
Wenn  wir  nun  auf  diese  drei  Beispiele  den  Begriff  der  Dispensation 
als  einer  trepression  disciplinaire«  anwenden  wollen,  so  wird  ans 
dies  nur  bei  dem  ersten  und  bei  dem  dritten  gelingen.  Bei  der 
Zulassung  eines  Laien  zum  Empfang  der  Ordination  dagegen  kann  der- 
selbe auch  mit  dem  besten  Willen  nicht  Platz  greifen,  selbst  wenn  wir 
annehmen,  dass  derselbe  mit  irgend  einer  Irregularität  behaftet  ist. 
Die  Irregularität  ist  eben  keine  Strafe,  sie  ist  nur  Inhabilität, 
rechtliche  Unfähigkeit,  ohne  besondere  Erlaubnis  einen  Weihegrad 
nicht  empfangen  zu  können.  Da  nun  gerade  diese  Dispenaen  in  der 
früheren,  ja  selbst  in  den  ersten  Jahrhunderten  ohne  Zweifel  sehr 
häufig  waren,  so  liegt  auf  der  Hand,  dass  der  von  Esmein  aufgestellte 
Begriff  der  Dispensation  viel  zu  eng  ist,  indem  er  eine  ganze  Kate- 
gorie von  Dispensen  nicht  umfasst,  deren  Existenz  er  ja  selbst  darch 
Anführung  des  betreffenden  Beispiels  unumstritten  zugeben  moss. 

Far  seine  Ansicht  beruft  sich  Esmein  auf  Gratian,  der  in 
C.  1.  qu.  7.  Zitate  zusammengestellt  habe,    die  sich  alle  auf  die 

1)  L.  c.  2,  816  t. 
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Dispensation  post  factam  beziehen  sollen.  Allein  unter  den  betreffen*» 
den  Kapiteln  befinden  sich  mehrere ^  die  ebensowohl  auch  die  in» 
voraus  erteilte  Dispensation  im  Auge  haben.  Ex  professo  bandelt 
von  einer  solchen  nur  capnt  6.,  welches  von  der  Einhaltung  der 
Interstizien  entbindet,  also  offenbar  von  einer  dispensatio  ad  facien- 
dum  spricht.  Ferner  übersieht  Esmein  ganz,  dass  zu  Zeiten  Qratian» 
die  Theorie  über  das  Dispensationswesen  schon  soweit  vorgeschritteD 
war,  dass  sie  beide  Arten  von  Dispensationen  unter  einem  und  dem* 
selben  Gesichtspunkt  behandelt^). 

Esmein  begeht  den  Fehler,  dass  er  das,  was  er  an  einigen 
Fällen  beobachtet,  nun  gleich  auf  das  ganze  Oebiet  des  kirchlichen 
Rechts  fiberträgt.  Es  giebt  offenbar  Fälle,  in  denen  unstreitig  die 
Dispensation  den  Charakter  hat,  welcher  ihr  von  Esmein  beigelegt 
wird,  so  z.  B.  bei  den  Ehedispensen,  die  bis  zum  XI.  Jahrhundert 
nie  im  voraus  erteilt  wurden.  In  anderen  Fällen  trifft  das  aber 
nicht  zu.  Ja,  Esmein  geht  sogar  so  weit  zu  behaupten,  dass  auch 
heuie  noch  die  Dispensation  die  Natur  eines  richterlichen  Aktes 
habe,  d.  b.  eines  Aktes,  der  zeitlich  derjenigen  Handlung  folgte 
welche  er  ergreift.  Hierfür  glaubt  er  einen  Anhaltspunkt  darin  zu 
finden,  dass  auch  heute  noch  der  Erteilnng  der  Dispensen  eine 
eognitio  causae  vorauszugehen  habe.  Dies  ist  aber  ein  Missver- 
fitändnis,  beruhend  auf  einer  falschen  Deutung  des  Wortes  causa» 
Die  eognitio  causae  bezieht  sich  hier  auf  die  Untersuchung,  ob  im 
einzelnen  Fall,  für  den  Dispens  nachgesucht  wird,  auch  ein  hin- 
reichender Grund  vorliegt,  der  die  Erteilung  derselben  rechtfertigt. 
Bine  solche  Nachforschung  hat  aber  ebenso  gut  zu  geschehen  bei 
den  Dispensationen  ad  faciendum  wie  bei  denen  post  factum. 

Den  üebergang  zwischen  der  vermeintlichen  alten  und  neuen 
Praiis  erklärt  sich  Esmein^)  durch  den  Einfiuss  der  im  Laufe 
des  XII.  Jahrhunderts  sich  vollziehenden  Zentralisation  der  kirch- 
lichen Gesetzgebungsgewalt  im  Primat.  Infolge  dieser  Reform  wurde 
die  verbindliche  Kraft  der  Gesetze  auf  den  Willen  des  Papstes  zu- 
rückgeführt»  BO  dass  der  unter  diesem  stehende  Vorgesetzte  den 
kirchlichen  Rechtssätzen  ihre  verpflichtende  Wirkung  nicht  mehr 
nehmen  konnte.  Daher  hätte  sich  auch  der  alte  Begriff  der  Dis- 
pensation nicht  weiter  behaupten  können,  sagt  Esmein.  Es  blieb 
nichts  anderes  übrig  als  auch  sie  vom  Willen  des  höchsten  Gesetz- 
gebers abhängig  zu  machen.  Dieser  letzte  Gedanke  ist  der  einzige 
richtige  an  der  ganzen  Argumentation  Esmeins^  indem  er  den  üm- 


1)  VgL  den  II.  Teil.  —  2)  L.  c.  2.  820. 
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stand  zum  Aasdruck  bringt,  dass  es  eine  unmittelbare  Folge  der 
Konzentration  war,  wenn  man  die  Erteilung  der  Dispensen  als  einen 
gesetzgeberischen  Akt,  die  Dispensationsgewalt  also  als  ein  notwendiges 
Korrelat  der  Qesetzgebungsgewalt  betrachtete.  Diese  Neuerung  (oder 
vielmehr  die  nun  allgemein  gewordene  Anerkennung  des  schon  l&ngst 
ausgesprochenen  Prinzips)  erstreckte  sich  aber  nur  auf  die  redUUehe 
Quelle  der  Dispensation.  In  wieweit  eine  Umgestaltung  des  Begriffe  und 
die  Einfahrung  einer  neuen  Kategorie  durch  jene  Thatsache  herbeige- 
führt worden  sein  soll,  lässt  sich  mit  dem  besten  Willen  nicht  ein- 
sehen. Der  Begriff  blieb  offenbar  unberührt;  wie  Yorher,  so  wurden 
auch  nachher  Dispensen  sowohl  im  voraus  als  nachträglich  gewfthrt 
Eine  Spur  von  Veränderung  der  herrschenden  Praxis  Iftsst  sich 
nirgendwo   konstatieren. 

Die  »nouvelle  conceptionc  der  Dispensation  lautet  nach  Esmein 
folgendermassen :  »L*acte  par  lequel  une  personne  d^termin^e  6tait 
soustraite  dans  un  cas  donnä  ä  Fapplication  de  la  loi,  sans  que 
Celle- ci  perdit  sa  force  et  sa  vertue  g^n^rales.  C*dtait  par  la  mime 
consid^rer  la  loi  comme  une  rigle  comportant  des  intermittences  et 
dont  certaines  autorit^  pouvaient  ^Carter  Tapplication  ä  Tägard  des 
individus  qui  y  ^taient  soumisc  i).  Inwiefern  soll  nun  dieser  Begriff 
von  dem  bisher  in  Geltung  gewesenen  abweichen  P  Rufen  wir  uns 
die  Aussprüche  der  V&ter  und  Päpste  über  die  Dispens  in  das  Ge- 
dächtnis*) zurück,  so  k(^nnen  wir  auch  nicht  den  geringsten  unter- 
schied zwischen  ihrer  Auffassung  finden  und  dem  Begriff,  welchen 
JEsmein  als  einen  neuen,  erst  im  Laufe  des  XII.  Jahrhunderts  ent- 
standenen hinzustellen  versucht.  Nur  ein  Moment  hebt  letzterer  mehr 
hervor :  Die  Erteilung  der  Dispens  an  Einzelne  (un  cas  donn^).  Aber 
auch  dieses  ist  im  Begriff,  den  wir  konstatiert  haben,  mit  einge- 
schlossen *). 

§.  12.   ResuUai. 

Das  Resultat,  das  wir  durch  die  bisherigen  Erörterungen 
gewonnen  haben,  besteht  darin,  dass  es  der  historischen  Wahrheit 
absolut  nicht  entspricht,  bei  der  Beurteilung  des  Dispensationswesens 
zwischen  alter  und  neuer  Praxis  zu  unterscheiden  und  dabei  die 
Grenzlinie  in  das  XL  Jahrhundert  zu  verlegen.  Lassen  sich  auch 
nicht  aus  allen  Zweigen  des  kirchlichen  Rechts  Beispiele  von  im 
voraus  erteilten  Dispensationen  herbeibringen,  so  liegt  dieser  Mangel 
keineswegs  in  der  Nichtanerkennung  dieses  Prinzips,  wohl  aber  in 
der  Lückenhaftigkeit  der   Quellen  aus   dieser   Zeit,  sowie   in  dem 

1)  L.  c.  p.  316.  —  2)  §§.  4.  5.  —  S)  Vgl.  §.  6. 
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Umstand,  dass  man  früher  in  vielen  Beziehungen  Dispensationen  ver* 
weigerte,  wo  dieselben  heutzutage  ohne  besondere  Schwierigkeit 
gew&hrt  werden.  Ueberdies  genügen  die  angeführten  Beispiele  ohnebin 
sehen,  um  zu  beweisen,  dass  das  Prinzip  solcher  Dispensationen  nicht 
allein  theoretisch  anerkannt  war,  sondern  auch  praktisch  gehand- 
habt  wurde. 

Würde  in  dem  angegebenen  Zeitpunkt  eine  neue  Art  von  Dis- 
pensationen aufgekommen  sein,  so  Hesse  sich  das  Stillschweigen  nicht 
erkl&ren,  mit  dem  die  zeitgenössischen  Schriftsteller  eine  derartige, 
Ton  der  seitherigen  Debung  wesentlich  abweichende  Erscheinung 
übergehen.  Banijfo  in  seiner  Kanonensammlung  (ca.  1075)  0,  Bemcicl 
von  KonstanM  (f  1100)')  und  Ivo  von  Chartres^),  welch'  beide 
letzteren  der  Darstellung  des  Dispenswesens  ihre  besondere  Aufmerk-» 
samkeit  gewidmet  haben,  rechnen  mit  der  sog.  neuen  Praxis  als  einer 
längst  vorhandenen  und  nicht  erst  vor  kurzem  eingeführten  That» 
Sache.  Ivo  sagt  z.  B«,  wo  gewisse  Gründe  die  Erteilung  einer  Dis- 
pensation rechtfertigen,  da  könne  im  voraus  die  Setzung  einer 
verbotenen  Handlung  durch  den  kirchlichen  Obern  gestattet  werden, 
»potest  praeeedere  auctoritate  praesidentium  diligenter  deliberata  dis- 
pensatiot  ^).  Erst  die  Glossenliteratur  unterscheidet  zwischen  dispen- 
sationes  in  factis  und  in  faciendis.  Eine  zeitliche  Beschränkung  der 
letzteren  auf  die  Zeit  nach  dem  XI.  Jahrhundert  kennt  dieselbe  aber 
nicht.  Im  Gegenteil.  Zu  ordinentur  c.  8.  C.  1.  qu.  7  sagt  die  Glosse: 
»ordinentur  id  est,  ut  promoveantur  vel  ordinentur^  si  ante  noD 
fuerint  ordinati  vel  forte  extra  tormas  ecclesiaec.  Beide  Arten  von 
Dispensen  werden  also  hier  vollständig  gleichgestellt. 

YIL  Kapitel. 

^.  13,   Das  XI.  Jahrhundert  als  Qrenzpunki  einer  aUen  und  neuen 
Praxis  auf  dem  Oebiete  des  Dispensaäonswesens. 

Wirklicher  Unterschied. 

Haben  wir  im  Vorhergehenden  die  Ansicht  zurückgewiesen,, 
welche  den  unterschied  zwischen  einer  alten  und  neuen  Praxis  betreff» 
der  Dispensationen  darein  setzte,  dass  in  der  Zeit  vor  dem  XI.  Jahr- 
hundert Dispensationen  für  eine  beabsichtigte  Handlung  nicht  gewährt 
worden  seien,  so  müssen  wir  doch^  um  der  Geschichte  gerecht  zu 
werden,  in  Ansehung  des  Dispensationswesens  das  Vorhandensein  einer 
alten  und  einer  neuen  Praxis,  wenn  auch  in  ganz  anderer  Hinsicht 
konstatieren. 


1)  Vgl.  n.  Teil.  —  2)  Vgl.  II.  Teil.  —  8)  Vgl.  U.  Teil.  —  4)  Vgl.  §.  26. 
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Sämtliche  vor  dem  XI.  Jahrhundert  erteilten  GesetzesbefreiangeOf 
mögen  dieselben  vor  oder  nach  der  That  gewährt  sein,  haben  zar 
<:ao9a  stets  einen  Grund,  der  den  Zwecken  der  Allgemeinheit  ent* 
iiommen  ist.   Nur  zum  allgemeinen  Wohl  der  Kirche  und  nur  wegen 
allgemeiner  Notwendigkeit,  z.  B.  bei  Priestermangel,  in  Pest-  und 
Sriegszeiten ,  zur  Erhaltung  des  Friedens  in  der  Kirche  wurden  bis 
in's  XL  Jahrhundert  hinein  Dispensen  gestattet.    Dies  hängt  damit 
zusammen,  dass  man  als  Dispens  auffasste  jede  Ausnahme  ?on  dem 
bestehenden  Recht,  namentlich  aber  die  Aenderung  eines  Gesetzes 
durch  Aufstellung  einer  abrogierenden  oder  derogierenden  Vorschrift. 
Wie  aber  ein  Gesetz  zum   Wohl  der  ganzen   Gemeinheit  gegeben, 
so  kann  es  auch  nur  dann  rechtmässig  eine  Aenderung  erfuhren, 
wenn  ein  allgemeiner  Nutzen  davon  zu  erwarten  ist  oder  die  Not  der 
Verhältnisse  dazu   zwingt^).    Tbatsächlich  sind  auch  alle  Beispiele 
von  Dispensationen,  die  uns  aus  dieser  Periode  bekannt  worden  sind, 
derart,  dass  die  Abweichung  von  der  Regel  nur  daun  gestattet  wurde, 
wenn   irgend    ein   Vorteil  für   die   Kirche  selbst   erwartet   werden 
konnte.    Dies   ersehen   wir  aus  den  Ausführungen  Qottfried^s  von 
Vendame^  des  JU.  Bernhard^  Ivo^s  van  Ghartres,  HUdebert^a  von  Le 
Mans^  lauter  Männer  *),  welche  gerade  zu  der  Zeit  lebten,  zu  welcher 
diese  alte  Praxis  allmählich  durch  eine  neue  verdrängt  wurde. 

Bernhard  von  Glairvaux  sagt:  >Ubi  necessitas  urget,  excasa- 
bilis  dispensatio.  übi  utilitas  provocat,  dispensatio  laudabilis  est: 
utilitas  dico  communis ,  non  propria^  >).  Er  hält  dem  Papst  vor, 
dass  man  bei  der  Erteilung  von  Dispensationen  von  der  alten  Ge- 
wohnheit abgekommen  sei,  wonach  man  dieselben  nur  aus  Granden 
zuliess,  welche  der  Allgemeinheit  von  Nutzen  waren.  Dispensationen 
wurden  eben  zu  seiner  Zeit  nicht  allein  erteilt,  wo  die  Gemeinschaft 
selbst  einen  Vorteil  davon  hatte,  sondern  schon  allein  aas  rein 
privaten  Rücksichten,  wenn  also  die  Gewährung  der  Entbindung  nur 
der  einen  oder  andern  Person  einen  Nutzen  einbrachte,  ohne  dass  die 
Allgemeinheit  infolge  dieser  Abweichung  irgend  eine  Beförderung  in 
den  Gesammtinteressen  gehabt  hätte.  Ohne  dass  ein  Priestermangel 
vorlag,  galt  es  alsdann  z.  B.  als  hinreichender  Dispensgrand,  am  einem 
Priestersohn  die  Erlaubnis  zum  Empfang  der  Weihen  zu  geben,  wenn 


1)  »Pleraqae  in  ecclesiasticis  canonibus  invenimas,  qaae  sicat  pro  com- 
mani  totias  vel  propria  alicains  ecclesiae  ntilitate  inventa  sant,  de  raraum  pro 
<coniniiini  totioa  vel  propria  alicnius  ant  geutis  aat  ecclesiae  salnte  praoTia  in 
•omnibos  caritate  mntata  sant«  Petrus  VenertMbÜis,  1.  1.  ep.  28«  Migne, 
189,  148. 

2)  Vgl.  hierüber  im  IL  Teil.  —  3)  Vgl  hiesn  §.  24. 
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derselbe  sonst  seine  Fähigkeit  and  Tüchtigkeit  nachweisen  konnte. 
Hier  bezieht  sich  also  der  Dispensationsgrnnd  auf  das  Wohl  des 
Einzelnen.  Solche  Fälle  liegen  vor,  wenn  z.  B.  darch  Vorenthaltnng 
der  Dispens  der  Beteiligte  anverhältnismässig  leiden  oder  sein  Seelen- 
heil gefilhrdet,  wenn  Störung  des  ehelichen  und  häuslichen  Friedens 
oder  anderweitiger  bedeutender  Nachteil  entstehen  würde.  Allerdings 
ronss  man  zngestehen,  dass  in  solchen  Fällen  auch  der  Allgemeinheit 
thatsäehlich  Vorteile  entstehen  können;  allein  diese  sind  nur  in- 
direkte, sie  sind  nur  eventuelle  und  können  als  Dispensgrund  bei  der 
Brteilung  der  Entbindung  bloss  dann  in  betracht  gezogen  werden, 
wenn  ihr  Eintritt  als  wahrscheinlich  vorauszusehen  ist.  Ist  dies  nicht 
der  Fall ,  so  bleibt  nichts  anderes  übrig  als  die  Dispensation  voll 
Qod  ganz  der  Willkür  zu  überlassen  i). 

Dieser  Umschwung  in  der  seitherigen  Praxis,  welche  wir  uns 
aber  nicht  als  ausschliessliche,  sondern  als  vorherrschende  zu  denken 
haben,  erhielt  eine  wesentliche  Förderung  durch  das  Dekretalenrecht, 
welches  die  alleinige  Dispensationsbefugnis  des  Papstes  von  den 
Sätzen  des  ins  commune  sanktionierte.  Allein  dieses  Moment  ist  es  an 
sich  nicht,  welches  auf  das  Dispenswesen  in  fraglicher  Beziehung 
von  Bedeutung  war,  sondern  ein  dasselbe  begleitender  Umstand, 
Dämlich  die  in  den  Dekretalen  ausgesprochene  Anerkennung  gewisser 
Gründe,  bei  deren  Vorhandensein  die  Erteilung  einer  Dispensation  ge- 
rechtfertigt sein  sollte:  das  Wissen,  die  Ehrbarkeit  der  Sitten,  der 
gute  Ruf,  die  Verdienste  um  die  Kirche,  hohe  Abstammung*)  u.  s.  w.>), 
also  lauter  Eigenschaften  des  Dispensanden  ohne  jede  Beziehung  zu 
dem  objektiven  Nutzen  oder  zur  objektiven  Notwendigkeit.  Dieser 
Entwickelung  leisteten  viele  Momente  Vorschub.  Die  allzu  häufigen 
Uebertretnngen  hatten  die  kirchliche  Disziplin  so  sehr  geschwächt, 
dass  man,  um  solche  zu  verhüten,  auch  aus  rein  privaten  Rücksichten 
dispensierte.  Anderseits  müssen  wir  aber  auch  bedenken,  dass  die 
Dispensen  ein  gewaltiges  Mittel  zur  Hebung  der  päpstlichen  Qewalt 
waren,  von  welcher  Befugnis  der  hl.  Stuhl,  wie  wir  an  späterer 
Stelle  noch  sehen  werden,  den  ausgiebigsten  Gebrauch  machte. 

Als   Zeitpunkt,    in   welchem   die  Aenderung    der   seitherigen 

1)  Saares,  de  legibus,  1.  6.  c.  7.  n.  13:  >Non  solam  posse  cessare  obli- 
gationem  legis,  qnando  in  particulari  eventa  esset  contra  bonam  commune  ser- 
vare  legem,  sed  etiam  si  sit  tantum  contra  bonnih  particulaVis  personae,  dnm- 
modo  sit  nocnmentum  grave,  et  nnlla  alia  ratio  communis  boni  obliget  ad  illnd 
inferendum  Tel  permittendam.  Nam  tnnc  institia  et  Caritas  inbet  elitäre  tale 
nocnmentum  proximi,  cni  non  potest  lex  hnmana  rationabiliter  opponi.€ 

2)  C.  19,  X,  II,  27;  c.  14.  in  VI»«,  1. 6;  c.  20.  X.  I.  6;  c.  28.  X.  IIL  5. 
8)  Vgl.  hierüber  im  H.  Teil. 
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Praxis  fühlbar  wurde ,  haben  wir  das  XL  Jahrhundert  aaf gestellt» 
namentlich  mit  Bncksicht  darauf^  dass  die  vorhin  erwähnten  Momente, 
welche  den  betreffenden  Umschwung  befördert  haben,  in  der  ange- 
gebenen Zeit  ganz  besonders  zu  Tage  getreten  sind.  Die  berühmtesten 
Männer  dieser  Zeit,  Gottfried  von  Yenddme,  Bernhard  von  Glairvaux, 
Hildebert  von  Le  Maus,  Ivo  von  Ghartres,  Johannes  von  Salisbnry 
erhoben  Klagen  gegen  den  Missbrauch  der  Dispensationen,  welche 
nun  nicht  mehr  zum  Besten  der  Kirche,  sondern  zur  Begünstigung 
rein  privater  Interessen  gewährt  wurden^).  Auch  in  späterer  Zeit 
bildete  dieser  Umstand  einen  wichtigen  Angriffspunkt  gegen  die 
Handhabung  der  kirchlichen  Rechtsordnung  seitens  des  hl.  Stuhles. 
Neben  verschiedenen  Männern,  wie  z.  B.  Matthäus  Paris,  Nikolaus 
von  Gl^manges,  Gerson  waren  es  namentlich  Konzilien,  welche  die 
unbedingte  Abschaffung  des  Dispensationswesens  in  der  Beziehung 
verlangten,  dass  Dispensen  mit  Bücksicht  auf  rein  persönliche  Vor- 
teile absolut  verboten  sein  sollten. 

yni.  KapiteL 

§.  14.    Die  Dispensationen  post  factum. 

Bis  jetzt  haben  wir  nur  derjenigen  Kategorie  von  Dispensen 
unsere  Aufmerksamkeit  gewidmet,  bei  denen  im  voraus  die  Setzung 
einer  an  sich  unerlaubten  Handlung  gestattet  wird.  Es  erübrigt  uns 
noch,  diejenigen  Fälle  in  betracht  zu  ziehen,  in  denen  erst  nach 
vollbrachter  That  die  Gutheissung  durch  den  Obern  erfolgt. 

Hierher  gehören  vor  Allem  die  Dispensationen  auf  dem  Gebiete 
des  Ehereckts.  Aus  der  Zeit  vor  dem  XI.  Jahrhundert  lässt  sich 
nur  ein  Beispiel  einer  Dispensation  pro  matrimonio  contrahendo 
anführen.  Es  ist  dies  die  von  Gregor  dem  Grossen  den  neubekehrten 
Engländern  auf  Veranlassung  ihres  Apostels  Augustin  gewährte 
Ausnahme').  Sonst  kannte  man  Ebedispensen  nur  in  der  Form, 
dass  die  auf  den  Provinzialkonzilien  versammelten  Bischöfe  beschlossen, 
widerrechtlich  zustande  gekommenen  Ehen  die  kirchliche  Anerkennung 
nicht  versagen  zu  wollen.  Die  Synode  von  Agde  verordnet  i.  J.  506, 
dass  jede  Ehe  zwischen  Blutsverwandten  oder  Verschwägerten  nichtig 
sei').  Dasselbe  beschlossen  die  Synode  von  Epaon^)  (517)  und 
Orleans  (538)^).     Den  Verordnungen  dieser  drei  Synoden  ist  ge- 


1)  Vgl.  hierüber  an  späterer  Stelle. 

2)  S.  58.  —  d)  c.  61,  HefeU,  2,  659  ==:  c  8.  C.  85.  qn.  2;  vgl.  FreUen^ 
a.  a.  0.  S.  877.  —  4)  G.  28  (30)  Monumenta  Oermaniae,  Anetonim  anti- 
qniBsimornm,  VI.  2.  p.  172.  —  5)  L.  c.  c.  11.  p.  76. 
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gemeinsam,  dass  sie  die  im  dritten  and  vierten  Qrade  der  Blntayer- 
wandtschaft  bereits  eingegangenen  Ehen  nicht  auflösen,  sondern  aus 
Cfnade  bestehen  lassen,  für  die  Zoknnft  aber  die  Abschliessnng 
sokher  strengstens  untersagen.  Das  Konzil  von  Verberie  (756) 
besehrftnkt  diese  Dispensation  auf  den  vierten  Orad  ^).  Mit  demselben 
Gegenstand  beschäftigen  sich  die  Synoden  von  Gompifegne  (757)^), 
fon  Mainz  (843  und  847)  >)  und  von  Worms  (868) '^). 

Viel  zahlreicher  natOrlich  sind  die  Dispensationen  post  factum 
auf  den  andern  Gebieten  des  kirchlichen  Rechts.  Am  häufigsten 
wurden  dieselben  erteilt  an  solche,  denen  die  Ausübung  ihrer  Weihe- 
befugnisse  aus  irgend  einem  Orunde  untersagt  war. 

Schliesslich  glauben  wir  noch  auf  einen  Punkt  zurückkommen 
zu  müssen,  der  für  die  Beurteilung  des  Dispensationswesens  während 
dieser  Periode  von  Belang  ist.  Thomassin  ^)  und  Jung  *)  sind  nämlich 
der  Ansicht,  dass  die  Erteilung  der  Fähigkeit,  auf  Grund  welcher  zu 
Zeiten  Karl  Martells  und  schon  vorher  Laien  den  Besitz  von  Bistümern 
und  Abteien  erlangen  konnten,  auf  eine  Dispensation  zurückzuführen 
sei.  Dasselbe  gelte  auch  für  den  Bezug  von  Einkünften  aus  kirch- 
liehen Gütern  seitens  Angehöriger  des  Laienstandes.  Es  seien  dies 
Ausnahmen  von  der  Regel  und  infolgedessen,  dem  damaligen  Begriff 
der  Dispensation  entsprechend,  als  eine  solche  zu  betrachten.  Allein 
diese  Ausnahmen  wurden  so  zur  Regel,  dass  die  Ausnahme  die  Regel 
geradezu  verdrängte,  und  man  bald  beide  kaum  mehr  auseinanderhalten 
konnte.  Dies  sowie  der  Umstand,  dass  die  zeitgenössischen  Quellen  der- 
artige Erscheinungen  offen  als  Missbräuche  hinstellen,  haben  uns  be- 
wogen, dieselben  aus  dem  Kreise  unserer  Betrachtung  auszuschliessen  7). 
Auch  die  Erteilung  von  Privilegien  und  Exemtionen  haben  wir  nicht 
berücksichtigt,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  durch  dieselben  beson- 
dere Institutionen  für  sich  begründet  wurden,   welche  von  Anfang 


1)  C.  1.  »In  qaarta  autem  conianctione,  si  inrenti  faerint,  non  separamas 
sed  poenitentiam  iniungimos.  Attamen  si  factum  non  faerit,  nnllam  facnltatem 
Goninngendi  in  qnarta  generatione  damns.«  Mon.  Germ.  Capit.  I.  40;  ygL  Per* 
rone^  l.  c  2,  88;  Fr  einen,  a.  a.  (K  S.  385.  Wer  eine  solche  Dispens  erbalten 
hatte,  muBste  öffentlich  Busse  yerrichten,  Konzil  von  Agde  c.  61.  1.  c 

2)  c.  1—8,  üefeU,  8,  592;  Walter,  Corpns  iuris  germ.  L  o.  2,  82,  47. 
8)  C.  80,  Hefele,  a.  a.  0.  Mon.  Germ.  Capit  lY.  488;  vgl.  c.  54  der 

Synode  Ton  Maini  v.  J.  815,  Hefele,  a.  a.  0.  8,  763. 

4)  C.  32.  Hefele,  a.  a.  0.  4, 870  f.  —  5)  L.  c.  p.  2.  1.  8.  e.  25,  n.  1  sq.; 
L  1.  e.  1.  n.  25.  —  6)  L.  c.  p.  28.  —  7)  Erst  die  kanonistische  Doktrin  des 
XIL  Jahrhunderts  sacht  sieh  solche  Erscheinungen  durch  ZnhQifenahme  der 
DispeiiMition  lu  erklären.  Hierher  gehört  auch  das  Laienpatronat.  Vgl.  hierüber 
an  spaterer  Stelle. 
ArehiT  Qr  Kircheimoht.  LXXVII.  17 
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an  neben  der  Dispensation  eine   selbständige  Entwickelang  genom- 
men haben. 

Was  wir  oben  bereits  betont   haben,  gilt  auch  von  der  im 
6.   Jahrhundert   so    häufig    werdenden    Erhebung    von    Laien   auf 
Bischofsstühle.    Es  mOgen  Fälle   vorgekommen  sein,   in  denen   die 
anmittelbare   Weihe   von    Laienpersonen  in    den  vorhandenen  um- 
ständen begründet  war.    Meistens  aber  haben  wir  es  mit  willkür- 
lichen, selbstsüchtigen  Uebertretungen  der  kirchlichen  Vorschriften 
zu  thun.   Im  fränkischen  Reich  war  es  ja  geradezu  zur  Etegel  gewor- 
den, dass  Staatsbeamte  und  einflussreiche  Personen  wegen  rein  welt- 
lichen Gewinnes  sich  um  das  Amt  eines  Bischofs  bewarben  und  ohne 
jede  üebergangszeit ,   ohne  jegliche   Vorbereitung  durch  Bestechung 
oder  Qunst  in  den  geistlichen  Stand  aufgenommen  wurden  und  gleich* 
zeitig  die  Konsekration  zum  Bischof  erhielten.    In  den  Erzählungen 
Gregors  von  Tours  begegnen  uns  eilf  Beispiele  dieser  Art  ^).    Dass 
wir  es  hier  mit  Missbräuchen  zu  thun  haben  und  nicht  mit  Dispen- 
sationen d.  h.  mit  Abweichungen,   welche  im  Bewt^sstBein  gestattet 
werden,   dass  unter  gewissen  Umständen  die  strenge  Forderung  des 
Gesetzes  nicht  aufrecht  erhalten  werden  kann,  liegt  auf  der  Hand. 

§.  15.   Sctduss. 

Als  Besultate  der  Untersuchungen,  die  wir  in  dem  ersten  Teil 
unserer  Arbeit  angestellt  haben,  ergeben  sich  zwei  Sätze: 

1.  Bis  zum  eilften  Jahrhundert  ist  der  Begriff  der  Dispensation 
ganz  allgemeiner  Natur.  Sie  umfasst  alle  möglichen  Aenderangen  und 
Ausnahmen,  welche  von  einer  gesetzlichen  Bestimmung  überhaupt 
gemacht  werden  können.  Die  Beschränkung  derselben  auf  die  Auf- 
bebung der  Wirksamkeit  eines  Gesetzes  in  Einzelfällen,  wie  es  die 
heutige  Wissenschaft  thut,  ist  während  des  angegebenen  Zeitraumes 
vollständig  unbekannt. 

2.  Es  ist  unrichtig,  das  Vorkommen  von  solchen  Dispensationen, 

1)  Löning,  a.  a.  0.  2.  191,  Anm.  8 ;  Im  J.  528  forderte  Papst  Felix  U. 
den  Bischof  Gasarias  von  Arles  auf,  darQber  za  wachen,  dass  kein  Laie,  bevor 
er  als  Geistlicher  sich  erprobt,  zum  Bischof  geweiht  werde;  Mansi^  8,  666. 
An  Sabandas,  den  Bischof  von  Arles,  schreibt  in  demselben  Sinne  Pelagius  IL 
(578—590);  >Qnis  autem  ex  vobis  de  eo,  qaod  illie  fieri  comperimas,  redditoros 
est  rationem,  Tel  in  qnibos  canonibas  invenitar,  nt  nno  eodemqne  die  laicns 
homo  et  clericas  et  acolitas  et  snbdiaconos  et  diaconns  et  presbjter  et 
episcopns  fiat  et  snbito  qoasi  in  theatrali  spectacnlo  mntato  habita  missas  ia- 
ciat,  qni  ante  nnam  horam  non  dicam  domni  snae  laicns  sed  nxori  etiam  snae 
forsitan  conianctas  eztiterit?«  Epistolae  ae?i  merovingici  eollectae,  ep.  5.  in 
Monumtnta  Qermaniae,  p.  439,  Berol.  1892;  vgl.  Hinschius,  a.a.  O.  2, 521  f. 
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welcbe  im  voraus  die  Vornalime  einer  gesetzwidrigen  Handlung  oder 
die  Unterlassung  einer  gebotenen  Handlung  gestatten,  für  die  Zeit 
vor  dem  eilften  Jahrhundert  in  Abrede  zu  stellen. 

Was  die  Beispiele  von  Dispensen  betrifft,  die  uns  aus  dieser 
Zeit  überliefert  sind«  so  sind  wir  weit  davon  entfernt,  auf  eine  Voll- 
ständigkeit ihrer  Aufzählung  Anspruch  zu  erheben.  Zunächst  sei  be- 
merkt, dass  nur  diejenigen  Berücksichtigung  gefunden  haben,  denen 
irgend  eine  Bedeutung  far  die  Entwickelung  des  Dispensationswesens 
überhaupt  beigemessen  werden  konnte.  Dann  hielt  uns  aber  auch  die 
Furcht  vor  dem  Vorwurf  der  Weitschweifigkeit  davon  ab,  gewisse 
Beispiele,  so  interessant  und  unbekannt  sie  sonst  auch  sein  mögen, 
eingehend  zu  besprechen,  da  bei  der  Darstellung  der  geschichtlichen 
Entwickelung  des  Dispensationsr^cAto  dieselben  abermals  und  zwar 
xor  Prüfung  der  Sachlage  im  Einzelnen  genau  erwähnt  werden  müssen. 

(Fortsetsimg  folgL) 


17* 
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2.   Der  kanonische  Prozess 

nach  der 

Coliectio  Dacheriana. 

Von  PrSfekt  Dr.  Franz  Ehrmann  in  BrUnn  (Mähren). 

Kein  Gegenstand  des  kanonischen  Rechts  hat  wohl  bisher  so 
wenig  Bearbeitung  gefanden,  als  gerade  die  GeschidUe  des  kanoni- 
schen Prozesses.  Ausser  Mdüor ')  und  Hinschius  in  seinem  Kirchen- 
recht  hat  kaum  jemand  über  diesen  Gegenstand  etwas  Namhaftes 
veröffentlicht.  Vielleicht  dürfte  der  Grund  darin  zu  suchen  sein^ 
dass  dieses  Studium  zu  wenig  praktisch  erscheint  Es  mag  zuge- 
geben werden,  dass  die  Geschichte  des  kirchlichen  Gerichtsver- 
fahrens  keinen  grossen  unmittelbar  praktischen  Wert  hat :  theoreHsch 
bleibt  es  aber  immerhin  von  Bedeutung  und  zugleich  von  grossem 
Interesse  und  auch  mittelbarem  Nutzen,  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung  desselben  zu  verfolgen,  da  wir  daraus  den  Werdeprozess 
der  gegenwärtigen  Disciplin  ersehen. 

Eines  wäre  in  dieser  Beziehung  besonders  wünschenswert :  Dass 
die  Quellen  für  ein  solches  Studium  reichlicher  erschlossen  werden 
möchten.  Eine  umfassende  selbständige  Darstellung  des  kirchlichen 
Gerichtsverfahrens  wird  uns  ja  erst  im  ordo  iudiciarius  Tancred'a') 
geboten,  dessen  Entstehung  nicht  vor  1216  fällt  >).  Die  ältere  Zu- 
sammenstellung des  kanonischen  Prozesses  findet  sich  in  der  Regel  in 
Eanonensammlungen  vor,  von  welchen  die  Coliectio  Dacheriana  wie- 
der die  erste  sein  mag.  Eine  summarische  übersichtliche  Zusammen- 
stellung des  in  dieser  coliectio  enthaltenen  Materials  des  kanonischen 
Prozesses  soll  im  Folgenden  geboten  werden. 

Zunächst  mögen  einige  Vorbemerkungen  über  die  Coliectio 
Dacheriana  selbst  hier  Platz  finden.  Diese  coliectio  ist  eine  Ea- 
nonensammlung,  welche  Lucas  Dacherius  {D'Achery^  Acherins),  ein 
Priester  nnd  Mönch  der  maurinischen  Kongregation  bei  St.  Germanus 


1)  Kanonisches  GerichtsTerfabren  gegen  Kleriker,  Mainz,  Kirchheim  1856. 

2)  Vgl.  Bergmann,  Plllii,  Tancredi,  Gratiae  libri  de  iadicioram  ordine» 
Gottingae  1842. 

8)  Vgl.  SchuUt,  Ordo  ind.  cod.  Bamb.,  in  den  Sitsangsb.  der  kaiaeri. 
Akademie  d.  W.  PhiL-Hist.  Olasse,  Wien  1872,  Bd.  70,  8.  287. 
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in  Paris,  in  sein  Werk  »  Veterum  scfiptarum  spicilegium  (Paris,  1654 1) 
aufgenommen  hat  und  mit  folgenden  Worten  einführt:  »Collectio  ca* 
nonum  poenitentialium  in  3  libros  distincta  ab  audare  anonymo^  qni 
ante  saectdum  nonum  Yixit.€  —  Der  anonyme  Anctor  sagt  in  seinem 
ebendaselbst  befindlichen  Vorworte:  »Libmm  antem,  quem  de  cor- 
pore canonum  excerpsimns  ...  in  tribus  libellis  dividi  placuit . .  •  Et 
primus  quidem  libellus  continet  ea,  quae  sunt  de  poenitentia  et 
poenitentibus ,  criminibus  atque  iudiciis.  Secundus  maxime  de  ac^ 
cusatis  et  aecusationilms^  iudicibtis  ae  tesUbus  cum  coeteris  ad  htiec 
perHnentibus  ecdesiasticis  regulis.  Tertius  de  sacris  ordinibus,  vel 
qui  promovendi  sunt  ad  Glerum,  quive  removendi  a  Clero  et  de  re- 
gulis ac  privilegiis  omnium  Clericornm  et  Praesulum.c  Diese  Gitate 
belehren  uns  zwar  nicht  aber  den  Autor  der  Collectio  Dach. ,  wohl 
aber  über  ihre  Entstehungszeit,  ihre  Quelle  und  ihren  Inhalt.  Der 
Autor  selbst  war  dem  Acherius  und  ist  auch  bis  jetzt  uhbeJcannt.  — 
Wahrscheinlich  lebte  er  im  8.  Jahrhundert,  da  wohl  in  diese  Zeit 
die  Entstehung  der  Collectio  Dach,  fallen  dürfte.  Ihre  Quelle  heisst 
^corpus  cananum€,  Maassen ')  glaubt,  dieses  »corpus  canonum c  mit 
der  collectio  Dionysio-Hadriana  und  einer  Hispana  der  gallischen 
Form  identifizieren  zu  können;  und,  da  Halitgar  von  Cambrai  diese 
OoUectio  für  die  von  ihm  verfasste  Sammlung  schon  benutzt  hati 
so  bestimmt  derselbe  Gelehrte  ihre  Entstehungszeit  näher  als 
d^Achery,  indem  er  sie  in  den  Zeitraum  zwischen  den  Abschluss  der 
Dionysio-Hadriana  (774)  und  der  Abfassung  der  Sammlung  des  Ha- 
litgar legt  und  sagt:  »(Die  collectio  Dacheriana)  ist  nicht  vor  774 
and  nicht  nach  831^  dem  Todesjahre  Halitgars,  verfasst  worden  >).€ 

Aus  der  oben  angeführten  Inhaltsangabe  (.  .  .  de  criminibus 
atque  iudiciis  •  .  .)  unserer  Collectio  könnte  man  scbliessen,  dass 
auch  das  erste  Buch  derselben  vom  kirchlichen  Gerichtsverfahren, 
and  zwar  speziell  vom  Strafverfahren  handle;  in  Wirklichkeit  aber 
beschäftigt  sich  mit  dem  kanonischen  Ftoeesse  fast  ausschliesslich 
nur  das  eweite  Buch  der  Collectio.    unsere  Aufgabe  ist  nun: 

a)  die  auf  den  kanonischen  Prozess  bezüglichen  Canones  in  ihren 
Quellen  zu  erforschen  und'  mit  dem  Corpus  juris  canonici  zu  vergleichen; 

1)  IL  Aufl.  von  Lud,  Fran%  De  la  Barre,  8  Bde,  Paris,  1723.  — 
Unsere  Kanonensammlang  befindet  sich  in  dieser  Auflage  im  Bd.  I,  S.  509  ff. 

2)  Qeschiehte  der  Qaellen  und  der  Literatar  des  canonischen  Beohtes. 
Orax  1870.  Bd.  I,  S.  850,  n.  890. 

8)  A.  a.  0.  ^.  852,  n.  894.  Tgl.  auch:  Kun$tmann,  üeber  den  ftltesten 
Ordo  indle.  mit  Bttekneht  anf :  Mag.  Ricardi  angliciy  Ordo  iudie. .  • .,  in  der 
hrUisehen  üeberaehau  der  deutsch.  Gesetzgebang  nnd  Beohtswiss,  heraasg. 
Ton  Arndt,  Mftnehen  1858,  Bd.  II,  S.  13. 
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b)  den  in  diesen  Ganones  enthaltenen  kanonischen  Prozess 
systematisch  zu  ordnen. 

ad  a)  Quellen  der  Cananes  und  ihr  VerhäUniss  sum  C.  J.  G. 

In  diesem  Absatz  werden  wir  znerst  die  Quelle  nennen  and 
dann  in  Klammern  die  Ganones  der  Gollectio  Dacheriana  anfahren; 
schliesslich  den  derselben  Quelle  entsprungenen  Ganon  des  G.  J.  C* 
beifflgen,  wie  folgt: 

Synode  zu  -EZwVa  (305) :  c.  74(25)  ♦) ; 
Synode  zu  Antioehien  (341): 

c.    4(43)  =  c.  6  G.  11  qu.  3 

c.    6(44)  =  c.  2  eod. 

c.  11(45)  =  c.  27  G.  23  qu.  8 

c.  12(46)  =  c.  2    G.  21  qu.  5 

c.  15(47)  =  c.  5    G.  6  qu.  4 

c.  20(48)  =  c.  4    D.  18 

c.  25(88)  =  c.  23  G.  12  qu.  1 ; 
Synode  zu  Sardika  (347): 

c.  3(31)  theils  =  c.  7  G.    6  qu.  4 

c.  4(32)      vgl.       c.  4  G.    3  qu.  2 

c.  17(34)    =         c.  4  G.  11  qu.  3; 
Synode  zu  Karthago  (IL  im  J.  390): 

c.    6  1)  (10) 

c.  10  imit.«)  (13)  =  c.  4  G.  15  qu.  7; 
Synode  zu  Karthago  (IIL  im  J.  397): 

c.  7  »)  (15)  =  c.  un.  G.  4  qu.  5  +  c.  1  C.  4  qu.  6 

c.  8  *)  (16)  =  c.  5.  G.  15  qu.  7 

c.  9  +  10  «)  (14); 
Statuta  ecclesiae  antiqua  (398): 

c.  23(28) 

c.  55(21) 

c.  58(23) 

c.  96 •)  (3)  =  pr.  c.  18  G.  2  qu.  7; 
Synode  von  Toledo  (1.  im  J.  398) : 

c.  11  (61)    =  c.  21  G.  24  qu.  43; 


*)  Wo  kein  Bach  angegeben  ist,  da  ist  das  IL  Bach  za  vertteben.  — 
Bei  einigen  Ganones  haben  wir  keine  entsprechenden  im  0.  J.  G.  geltenden. 

1)  =  e.  8  Co  (d.  h.  des  Codex  eanonum  eccleeiae  afrieanae ;  gex&hlt 
nach  DUmyHue).  —  2)  =  o.  12  Co,  —  3)  =;  c.  19  Co.  —  4)  »  c  20  Co. 
—  5)  «  c.  15  Co.  —  6)  Richter  litiert  in  seinem  C.  J.  0.  fiilseh  c  58. 
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Synode  za  Karthago  (V.  im  J.  401): 

c.  1 1)  (28,  87) 

c.  2  «)  (38) 

c.  9»)  (54)    =  c.  10  C.  28  qu,  8 

c.  10  *)  (49)  =  c.  10  D.  18 

c.  12»)  (89)  =  c.  86  C.  11  qu.  8; 
Synode  za  Mileve  (402): 

c.  21«)  (66)         =  c.  2  C.  16  qu.  6 

c.  227)  (18,  41)  =  c.  35  C.  2  qa.  6 

c.  24«)  (40)        =  c.  83  eod.; 
Codex  ean.  ecd.  afr.i 

c.  29(36)  =  c.  9  C.  11  qu,  8 

c.  80(17) 

c.  97(75); 
Synode  za  Karthago  (VII.  im  J.  419): 

c.  1 »)  (4)  theils  =  pr.  c.  1  C.  4  qu.  1 

c.  2w)  (5)      »     —  §  1  c.  1  eod. 

c.  8 ")  (6)  =  c.  1  C.  8  qu.  10 

c.  4»^  (7)  =  c.  1  C.  4  qu.  1  +  2; 

Synode  zu  Vai$on  (I.  im  J.  442): 

e.  7(19); 
Synode  zu  Arles  (II.  im  J.  448); 

c.  24(20)  =  c.  2  C.  8  qa.  10; 
Synode  zu  Chalcedon  (451): 

c.    9(85)  =  c.  46  C.  11  qu.  1 

c.  17(68)  =  c.    IC.  16  qu.  8 

c.  21(24)  =  c.  49  C.    2  qu.  7; 
Synode  zu  Rom  (palmaris  im  J.  502): 

c.  8(88) 
Synode  zu  Ägde  (506)  : 

c.  8  (1.  m.  c.  58)  =  c.  1  C.  21  qu.  5; 
Synode  zu  Tarragona  (516) : 

c    4(26)  =  c.  1  G.  15  qu.  4 

c.  10(27)  =  c.  un.  C.  15  qu.  2; 
Synode  zu  Orleans  (III.  im  J.  588): 

c.  82(42)  r=r  c.  3  C.  11  qu.  1; 


1)  =  c  59  Co.  —  2)  =  c  62  Co,  —  8)  =  o.  75  Co.  —  4)  =  c  76 
Co.  —  6)  =  c  79  Co,  —  6)  =  c  120  Co.  —  7)  ==  c.  28,  125  Co.  - 
8)  ==  e.  122  Co.  —  9)  =  c.  128  Co.  —  10)  =  c.  129  Co.  —  11)  =  a  130  Co.  — 
12)  =  c.  181  Co. 
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Synode  zu  Braga  (IL  (IIL)  im  J.  572) : 

c.  1(71)  =  c.  12  C.  10  qu.  1 ; 
Synode  zu  Toledo  {IV.  im  J.  633): 

c.  31(29)  =  c.  29  C.  23  qa.  8 

c.  67(89)  =  c.  39  C.  12  qu.  2 

c.  68(90)  =  c.  58  eod. 

c.  72(91)  =  c.  8.  D.  87 ; 
Synode  zu  Toledo  (VI.  im  J.  638): 

c.  11(22)  =  c.  9  C.  8  qu.  9; 
Synode  zu  Toledo  (IX.  im  J.  655): 

c.  1(89)  theils  =  c.  31  C.  16  qu.  7. 

ad  h)  System  des  kanonischen  Prosesses  nach  der  Dacheriana, 

Die  Dacheriana  beschäftigt  sich  hauptsächlich  mit  dem  ordent- 
lichen accusatorischen  kirchlichen  Strafverfahren.  Ueber  die  ein- 
zelnen Stücke  des  letzteren  finden  wir  in  derselben  folgende  nähere 
Bestimmungen : 

1.  Ankläger. 

Ankläger  dürfen  nicht  sein: 

a)  Eikommunicierte  (1.  IL  c.  4); 

ß)  Sklaven;  eigene  Freigelassene;  die  durch  die  Staatsgesetze 
hieven  Ausgeschlossenen,  ausser,  wenn  der  Gegenstand  der  Anklage 
ein  ihnen  selbst  zugefügtes  Unrecht  bildet  (1.  II.  c.  5,  90.); 

Y)  Verbrecher  (ib.  c.  10.); 

8)  Wer  nur  kleinliche  Üebertretungen  anzuklagen  beabsichtigt 
(ib.  c.  19.). 

Der  Ankläger  (Kleriker,  Laie)  eines  Geistlichen  soll  im  voraus 
geprüft  werden  (ib.  c.  24.). 

ä.  Gerichtsstand. 
(Fomm  ooropetens). 

Der  zuständige  Gerichtsstand  ist  der  Gerichtsstand  des  Ange- 
klagten, oder,  wenn  daselbst  eine  Gefahr  drohen  sollte ,  eiQ  benach- 
barter Ort,  wohin  man  die  Zeugen  ohne  Schwierigkeit  herbeiholen 
könnte  (U  IL  c.  17). 

Ein  Geistlicher  darf  nur  solche  Bechtsf&lle  zum  Gegenstände 
seines  Gerichtes  machen,  bei  welchen  eine  mit  Eid  befestigte  Ver- 
sprechung gegeben  wird,  dass  man  hiebei  die  Todesstrafe  aasschliessen 
wolle  (ib.  c.  29). 

Die  Geistlichen  dürfen  weder  einander,  noch  Laien  beioi  Staats^ 
gerichte  anklagen  (ib.  c.  35,  42). 
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3.    Zeit. 

Oerichtliche  Haodlangen  {in  civüi  iudicio)  dfirfen  nicht  an 
Sonntagen  vorgenommen  werden.  Oriminalverhanälungen  sind  ausser 
an  Sonntagen  noch  an  anderen  Tagen  verboten  (ib.  c.  26). 

In  einer  Provinz  sollen  geistliche  Qerichte  auf  Provinzialsynoden 
zweimal  des  Jahres,  und  zwar  jede  vierte  Woche  nach  Pfingsten  und 
am  15.  October,  in  einer  Diözese  auf  Diözesan-Synoden  einmal  jahr- 
lich abgehalten  werden  (ib.  c.  48,  71). 

4.  Richter, 

Ausserhalb  der  Synode  soll  das  RichtercoUegium  gegen  einen 
Bischof  wenigstens  ans  zwölf  Bischöfen  bestehen;  zur  Verhandlung 
aber  das  Verbrechen  eines  Priesters  sind  ausser  dem  eigenen  Bischof 
noch  wenigstens  fünf,  über  das  eines  Diakons  ausser  dem  eigenen 
Bischof  noch  wenigstens  zwei  Bischöfe  beizuziehen;  gegen  die  übrigen 
Kleriker  genügt  der  eigene  Bischof  allein  (ib.  c.  13,  16). 

Bischöfe  sollen  in  gegenseitigen  Streitigkeiten  von  den  Bischöfen 
derselben  Provinz  gerichtet  werden  (ib.  c.  31). 

Der  Richter  darf  keine  Geschenke  von  den  Parteien  annehmen 
(ib.  c.  27). 

Der  Bischof  muss  zur  Oerichtsverhandlung  seine  Kleriker  als 
Gerichtsrathe  beiziehen  (ib.  28). 

5.  Zeugen. 

Vom  Zeugniss  sind  ausgeschlossen: 

a)  Die  von  der  Anklage  Ausgeschlossenen ; 

ß)  Die  Hausgenossen  des  Ankl&gers; 

Y)  Personen,  welche  das  14.  Lebensjahr  noch  nicht  erlangt 
haben  (ib.  c.  7); 

8)  Verbrecher  (ib.  c.  10); 

e)  Ein  Geistlicher  in  einer  Angelegenheit,  die  früher  bereits 
vor  seinem  eigenen  Richterstuhle  zur  Verhandlung  gekommen  war 
(ib.  c.  87); 

C)  Von  Oeistlichen  freigelassene  Sklaven  (ib.  c.  90). 

Streit-  (Anklage*)  süchtige  Geistliche  können  nur  nach  beson- 
ders strenger  Voruntersuchung  zuip  Zeugnisse  zugelassen  werden 
(ib.  c.  23). 

6.   Vertheidiger. 

Die  Geistlichen  sollen  sich  bei  dem  Kaiser  einen  Vertheidiger 
ihrer  Kirche  gegen  die  Reichen  erbitten  (ib.  c.  54,  75). 
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7.    Berufung  (AppeUatio). 

Verboten  ist  die  Berufung  an  das  welüiche  Gericht  (ib.  c.  U). 

Es  ist  erlaubt  mit  Einyerständniss  des  eigenen  Bischofs  an  he- 
nachbarte  Bischöfe  oder  an  den  iVtmo^,  keineswegs  aber  an  aus- 
ländische Bischöfe  zu  appellieren  (ib.  c.  18). 

Der  Yon  seinen  ProvinzialkoUegen  verurteilte  Bischof  darf  an 
den  apostolischen  Stubl  appellieren  (ib.  c.  31),  mit  Ausnahme  des 
Falles,  in  welchem  er  von  denselben  einstimmig  verurtbeilt  würde; 
denn  in  diesem  Falle  darf  er  nicht  appellieren  (ib.  c.  47). 

Andere  Geistliche  dürfen  nur  an  das  Provinz! al-Eonzil  appel- 
lieren (ib.  c.  41). 

Von  den  gewählten  Ricktem  gibt  es  keine  Appellation  (ib.  c  40). 
Praescribierte  Dinge  sind  unappellierbar  (ib.  c.  70). 

Das  Recht  das  ürtheil,  den  Spruch  zu  bekämpfen,  erlischt  mit 
einem  Jahre  (ib.  c.  89). 
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3.  Zur  Begriffsbestimmuiig  der  Simonie. 

Yon  Dr.  Lein»,  Divisionspfiirrer. 

unter  den  kirchlichen  Verbrechen  kommt  in  rechtsgeschicht- 
licher Hinsicht  keines  an  Bedentang  der  Simonie  gleich. 

Ist  sie  ja  der  Zeit  nach  schon  das  erste  in  der  noch  jugend- 
lichen Kirche  za  Tage  getretene,  von  deren  erstem  Oberhanpte  ver- 
urtheilte,  somit  älteste  von  allen  kirchlichen  Verbrechen.  Um  der 
ihr  eigenen  Gefllhrlichkeit  willen  sodann,  mit  der  sie  die  Wirksam- 
keit, selbst  den  Bestand  der  Kirche  bedrohte  und  der  erschreckenden 
Ausdehnung  wegen,  die  sie  zeitweilig  genommen ,  sowie  in  Folge  der 
hartnäckigen  Zähigkeit,  mit  der  sie  anter  allen  nar  denkbaren 
Formen  sich  zu  verstecken  und  zu  behaupten  wusste,  ist  sie  es  ge- 
rade gewesen,  die  Jahrhunderte  hindurch  wie  kaum  ein  anderes  Ver- 
brechen die  Gesetzgebung  der  Kirche  in  vollem  Athem  erhielt. 

Was  ihr  aber  in  rechtsgeschichtlicher  Beziehung  ganz  beson- 
dere Bedeatung  gibt,  ist  dies,  dass  sie  begrifflich  sich  entwickelt  and 
verändert  hat  in  einer  Weise,  die  im  ganzen  Bechtsgebiete  vergeb- 
lich ihres  Gleichen  sucht. 

Der  Thatbestand  der  Häresie  z.  B.  —  um  nur  das  ihr  nahe- 
liegendste Verbrechen  zu  nennen  —  ist  noch  ganz  derselbe,  der  er  war, 
als  Augastinus  den  Pelagins  bekämpfte  und  das  Nicaenum  den  Arius 
verartheilte.  und  wie  mit  diesem,  so  verhält  es  sich  mit  den  übri- 
gen kirchlichen  Verbrechen;  begrifflich  sind  alle  dieselben  geblieben. 

Nicht  so  die  Simonie. 

Was  nach  heutigem  Rechte  als  solche  gilt,  wie  weit  ist  das 
verschieden  von  dem,  was  Petrus  einst  in  Simon  Magns  so  streng 
getadelt  und  so  schwer  geahndet  hat?!  Nur  weil  dieser  sich  ver- 
messen hatte,  die  Kraft  des  hl.  Geistes  um  Geld  erhalten  und  zu 
Geldgewinn  missbrauchen  zu  wollen,  hatte  er  des  Apostelfursten 
Zorn  erregt  and  dessen  Strafurtheil  sich  zugezogen. 

»Pecunia  tua  tecum  sit  in  perditionem,  quoniam  donum  Dei 
existimasti  pecunia  possideric  ^). 

»Simon  Hagusc  —  bemerkt  hiezu  Papst  Urban  II.  —  »Spiri- 
tnm  Sanctum  non  propter  Spiritum  Sanctum,  sed  ideo  emere  voluit, 
ut  ex  venditione  signorum,  quae  per  eum  fierent,  multipUcatam  pe- 
cuniam  lucrareturc  ^. 

1)  Act  8.  20.  —  2)  c.  8.  C.  1.  q.  a 
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Nach  heute  geltendem  Rechte  aber  macht  dieses  Verbrechens 
sich  schon  schuldig,  wer  einen  Begräbnissplatz  in  der  Kirche  kaufen, 
sein  Benefizium  mit  dem  eines  andern  vertauschen,  einen  Bechts- 
streit  darüber  durch  Vergleich  oder  Verzicht  erledigen  will  u.  dgl 

»Hujusmodi  transactiones  speciem  continent  simoniaec^). 

Mit  dieser  sichtlich  weitgehenden  Ausdehnung  aber,  welche  der 
Thatbestand  unseres  Verbrechens  allmählich  durch  die  kirchliche  Ge- 
setzgebung genommen,  hat  die  wissenschaftliche  Begriffsbestimmung 
desselben  nicht  gleichen  Schritt  gehalten. 

Wohl  hat  die  Simonie  schon  viele  Definitionen  erfahren,  die 
alle  aufzuzählen  ebenso  unmöglich  als  nutzlos  wäre;  keine  einzige 
aber  geht  —  soweit  wenigstens  wir  es  zu  beurtheiien  vermögen  — 
dem  Wesen  nach  hinaus  über  jene,  welche  die  Qlosse  schon  gegeben, 
sie  bezeichnend  als :  »Studiosa  voluntas  emendi  aut  vendendi  aliquid 
spirituale  vel  spirituali  annexum«  ').  Diese  Definition  aber  ist  weder 
formell  noch  materiell  zutreffend. 

Jenes  nicht,  weil: 

a)  die  Simonie  eben  nicht  blos  begangen  werden  kann  durch 
»emere  et  vendere« ,  sondern  ebensogut  durch  jedes  andere  onerose 
Bechtsgeschäfb,  wie  Tausch,  Verzicht,  Vergleich  etc.; 

b)  es  zur  Begehung  dieses  Verbrechens  eines  zweiseitigen  Rechts- 
geschäfts, als  deren  Repräsentanten  das  »emere  et  venderec  gelten 
soll,  überhaupt  gar  nicht  bedarf;  sondern  ein  einseitiger  Willensact 
genügt ; 

c)  es  beim  Object  der  Simonie  —  dem,  woran  sie  begangen  wird  — 
nicht  darauf  ankommt,  ob  es  ein  »spiritualec,  etwas  geistiges,  son- 
dern ob  es  ein  »supernaturalec,  etwas  übernatürliches  sei. 

Materiell  ungenügend  aber  ist  diese  Definition ,  weil  sie  nicht 
alle  Fälle  der  Simonie,  insbesondere  der  simonia  jur.  ecci.  in  sich 
begreift,  wie  den  Tausch  der  Benefizien,  das  Verlangen  einer  Su- 
stentationssumme  in  den  Männerklöstern,  die  Confidentia  in  bene- 
ficiis  etc. 

Uns  nun  scheint  die  Begriffsbestimmung  der  Simonie  als  eines 
kirchlichen  Verbrechens  richtig  gefasst,  wenn  sie  definirt  wird  als: 

»die  geäusserte  Absicht,  über  ein  bonum  supernaturale  oder 
solchem  annexes  naturale  entweder  für  ein  natürliches  Gut  oder  dem 
Kirchengesetze  zuwider  verfügen  zu  wollen.c 

Rechtfertigen  wir  diese  Definition. 

I.  Worin  die  Bosheit  und  Sündhaftigkeit  der  Simonie  recht 
eigentlich  liegt,  das  ist  jene  frevelhafte  Selbstüberhebung,  in  der  ein 

1)  c.  4.  X.  1.  S6.  —  2)  Gloss.  ad  ▼.  »Qaidamc  C.  1.  q.  1. 
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Mensch  es  wagt,  Gott  nnd  das  Göttliche  wie  eine  Sache  zu  behan- 
deln, die  seiner  Herrschaft  nntersteht  und  dementsprechend  über  ihn, 
das  Allerhöchste,  einer  jeden  endlich-irdischen  Werthschätzung  un- 
fähige Gut  wie  über  eine  in  seinem  Besitz  befindliche  Waare 
disponieren  zu  wollen. 

Schon  Tharasius  daher,  der  Erzbischof  von  Constantinopel,  hat 
in  seinem,  an  Papst  Hadrian  I.  gerichteten  Schreiben  die  Simonie 
fm-  weit  schlimmer  erachtet  als  die  Häresie  der  Macedonianer,  weil 
diese  den  hl.  Geist  doch  nur  zum  Diener  zweier  göttlicher  Personen 
—  des  Yaters  und  Sohnes  —  machten,  während  die  Simonisten, 
ihn  zu  ihrem  eigenen  Diener,  zum  Sclaven  also  von  Menschen  de- 
gradierten. 

»Uli  creaturam  et  servum  Dei  patris  et  filii  Spiritum  Sanctum 
delirando  fatentur;  isti  vero  eundem  Spiritum  efficiunt  suum  servum. 
Omnis  enim  dominus,  quod  habet,  si  vult  vendit,  sive  servum,  sive 
aliquid  aliud  eorum,  qnae  possidetc  i). 

Diese  sündhafte  Herabwürdigung  des  Heiligen  aber  und  dieses 
frevelhafte  unterstellen  Gottes  unter  das  Herrschaftsgebiet  des  mensch- 
lichen Willens,  geschieht  nicht  nur  dann,  wenn  ein  übernatürliches 
Gut  gekauft  oder  verkauft,  sondern  eben  so  oft,  als  ein  Gut  dieser 
Art  wie  ein  Rechtsobject  behandelt,  irgendwie  in  rechtsverbind- 
licher Weise  darüber  verfügt  werden  will. 

Nun  ist  es  eben  das  Zeitwort  T^verfügent^  das  in  diesem  unserem 
Zusammenhang  ganz  allgemein  jede  Art  von  zwingender  Willensbe- 
thätigang  enthält  und  ausdrückt,  und  darum  eben  scheint  es  uns  das 
simonistische  Handeln  am  besten  zu  kennzeichnen,  für  die  Begriffs- 
bestimmung der  Simonie  also  der  passendste  Ausdruck  zu  sein. 

II.  Wie  sodann  jede  Rechtsordnung,  so  wird  auch  die  der  Kirche 
nur  verletzt  durch  Acte,  die  nach  aussen  treten.  Das  Verbrechen  der 
Simonie  daher  liegt  erst  dann  vor,  wenn  die  Absicht,  in  obgenannter 
Art  »verfügenc  zu  wollen,  erkennbar  sich  geäussert  hat.  Geschah 
dies  nicht,  blieb  sie  im  Geiste  des  Handelnden  verschlossen,  dann 
mag  wohl  die  zum  forum  internum  gehörende  Sünde  der  Simonie  be- 
gangen worden  sein,  es  ist  aber  nicht  das  in  foro  externe  abzuwandelnde 
Verbrechen  der  Simonie  vollbracht.  Die  »simonia  mentalisc  daher 
berührt  nur  die  Moral  und  nicht  das  Recht. 

»Si  qui  ea  intentione  ducuntur,  ut  per  temporalia  bona,  quae 
offemnt,  spiritualia  valeant  adipisci . .  sine  dubio  apud  districtum  ju- 
dicem ,  qui  scrutator  est  cordium  et  cognitor  secretorum ,  culpabiles 
jadieanturt  —  »si  excessus  eorum  esset  ecclesiae  mauifestus,  poena 
essent  canonica  feriendi.c 

1)  c.  21.  C.  1.  qn.  1. 
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»Ecciesia  enim  non  judicat  de  occultis,  qaia  nobis  datum  est, 
de  manifestis  tantammodo  jadicare«  ^). 

Das8  aber  die  von  einem  Theile  geäusserte  simonistische  Ab- 
sicht —  um  canonisches  Verbrechen  zu  werden  —  vom  andern  Theile 
auch  verstanden  oder  acceptirt  werde,  ist  nicht  erfordert;  vielmehr 
genügt,  wenn  sie  überhaupt  nur  erkennbar  zu  Tage  getreten. 

»Dari  potest  Simonia  ex  una  parte  dumtaxat,  quando  videlicet 
unus  offert  quid,  dat  aut  praestat  aut  praestare  proponit  temporale 
aniroo  alterum  obligandi  aut  movendi  ad  reciproce  dandum  spirituale, 
alter  vero  id  vel  non  advertit,  vel  advertens  non  consentitc  *). 

Daher  denn  in  der  That  die  Quellen  auch  reden  von:  »si- 
moniacis  non  simoniace  ordinatisc  s),  d.  h.  von  Fällen,  in  denen  bei 
Ertheilung  der  hl.  Weihen  nur  ein  Theil  —  der  Ordinierte  näm- 
lich —  des  Verbrechens  sich  schuldig  gemacht  und  schon  hier  soll  die 
von  Pins  V.  der  simonia  confidentialis  angedrohte  Censur  eintreten: 
»licet  crimen  alterius  tantum  partium  conscientia  sit  admissumc^). 
Den  besten  Beweis  aber  hiefür  liefert  das  erste  Verbrechen  dieser 
Art,  die  That  Simons  des  Magiers.  Kaum  hatte  er  seine  Absicht 
geäussert,  so  war  das  Verbrechen  begangen  und  die  Strafe  verwirkt. 
Diese  zur  Constituirung  des  Verbrechens  erforderte,  aber  auch  hin- 
reichende einseitige  Absichtsäusserung ,  als  »pactum  simoniacumc 
bezeichnen  und  verlangen,  wie  die  Schule  constant  es  thut,  ist  daher 
ebenso  unzutreffend  als  irreführend  und  deshalb  um  jeden  Preis  zu 
vermeiden. 

»Certum  est  et  apud  doctores  indubitatumt  —  sagt  Reiffenstuel, 
um  einen  statt  alle  zu  hören  —  »ad  rationem  simoniae  requiri 
pctctum  aliquid  aut  contractum  ezpressum  vel  tacitum,  saltem  ex  una 
parte  inchoatum  vel  intentum«^). 

Unzutreffend  ist  diese  Bezeichnung,  weil  ja  den  Quellen  zu- 
folge unter  i^pactum^  nur  »duorum  vel  plurium  in  idem  placitum 
•consensus  atque  conventioc  ^)  zu  verstehen  ist,  im  vorliegenden  Falle 
iiber,  wie  die  Einschränkungen  der  Autoren  selbst  bezeugen,  eine 
mrkliche  Uebereinstimmung  und  (Jebereinkunft  zweier  oder  mehrerer 
gar  nicht  nöthig  ist.  Im  Vordersatz  nun  ein  »pactumc  zur  Simonie 
wesentlich,  im  Nachsatz  aber  als  unwesentlich  erklären,  kann  doch 
nicht  anders  als  irreführend  und  verwirrend  wirken! 

Richtiger  deshalb,  weil  die  unrichtige  Vorstellung  von  der 
Nothwendigkeit   eines   zweiseitigen  Rechtsgeschäfts  zum  vornherein 


1)  c.  83  nnd  84.  X.  5.  8.  —  2)  Reiffenstuel,  Jas  can.  nniv.  t.  IV.  1.  5. 
tit.  3.  n.  70.  —  3)  c.  101.  C.  1.  q.  1.  —  4)  Fiua  V.  Const.  »Intolerabilis«  v. 
1.  Juni  1569.  —  5)  1.  c.  n.  70.  —  e)  1.  8.  Dig.  50.  12  und  1.  1.  Dig.  2.  14. 
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aosschliessend ,  schien  uns,  als  wesentlicbes  Erforderniss  für  die  Si- 
monie als  Verbrechen  nur  *die  geäusserte  Absichtt  zu  bezeichnen. 

IIL  Seinen  Aposteln,  die  er  als  »dispensatores  mysterioram 
Dei<  in  die  Welt  hinansgesandt,  gab  der  Heiland  den  Befehl:  »um- 
sonst habt  ihr  es  empfangen ;  umsonst  gebt  es  hinc  ^) ;  aber  auch 
die  Weisung:  »Wo  immer  ihr  in  ein  Haas  kommt  und  wo  immer  ihr 
in  eine  Stadt  kommt,  da  bleibet  und  esset  und  trinket,  was  sie 
haben,  denn  der  Arbeiter  ist  seines  Lohnes  werthc').  Was  immer 
daher  der  Heiland  an  Gnaden  und  Heilswahrheiten,  an  Gütern  also 
übernatürlicher  Art  in  die  Hände  seiner  Apostel  und  deren  Nach- 
folger zu  legen  geruht  hatte,  »gratis«  spenden,  umsonst  dahin- 
gehen, sei  es  in  schuldiger  üebung  heiliger  Pflicht,  sei  es  aus  reiner 
Liebe  oder  Dankbarkeit,  das  heisst  nicht,  als  Herr  über  Gott  und 
Göttliches  ?erfägen,  sondern  als  Diener  des  Herrn  dessen  Willen  thun, 
seinen  Auftrag  vollführen.  Und  wer  sich  von  den  Menschen,  den 
Gläubigen  zumal,  geben  lässt,  was  er  braucht,  um  als  Diener  Jesu 
Christi  seines  Amtes  walten,  ausschliesslich  sich  der  Sorge  für  die 
Ehre  Gottes  und  das  Heil  der  Seelen  widmen  zu  können,  der  ver- 
kauft nicht  das  Heilige,  was  er  bietet  und  spendet,  sondern  handelt 
ganz  im  Sinn  und  Geist  des  Herrn  und  nach  dem  Beispiel  der 
Apostel. 

Wie  nun  aber  die  Seele  verbunden  ist  mit  dem  Leibe,  so  dass 
beide  Theile  zwar  recht  wohl  begrifflich  unterschieden  und  ausein- 
ander gehalten,  in  Wirklichkeit  aber  nicht  getrennt  werden  können, 
ohne  dass  jeder  Theil  darunter  leidet,  so  ist  oftmals  auch  das  Ueber- 
natürliche  mit  dem  Natürlichen  derart  enge  vereinigt ,  dass  jedes 
zwar  in  seiner  Verschiedenheit  vom  andern  gedacht,  in  der  Praxis 
aber  nur  schwer  von  ihm  getrennt  behandelt  werden  kann,  vielmehr 
das  Wort  Paschalis  I.  gilt:  »Quisquis  herum  alterum  vendit,  sine 
quo  nee  alterum  provenit,  neutrum  invenditum  derelinquitc  >). 

Als  gottbestellte  Hüterin  des  Heiligen  nun  ist  die  Kirche  je- 
derzeit darauf  bedacht  gewesen,  diese  so  naheliegende  Verwechslung 
nnd  Vermischung  des  üebernatürlichen  mit  dem  Natürlichen  —  die 
Gefahr  also  oder  doch  den  Schein  der  Simonie  durch  entsprechende 
Gesetze  möglichst  fern  zu  halten,  und  in  diesem  ihrem  unablässigen 
Streben,  das  Heiligthum  des  Herrn  nicht  zu  einem  Eaufbause  wer- 
den zu  lassen  und  so  weit  immer  thunlich,  es  rein  zu  bewahren  vom 
Schmutz  des  Geizes  und  der  Habsucht,  hat  die  Kirche  sich  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  durch  die  besondern  Verhältnisse  der  Länder  und 


1)  Matth.  10.  8.  —  2)  Luc.  10,  5-9.  —  3)  c.  7.  C.  1.  q,  3. 
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Zeiten  genöthigt  gesehen,  gar  Manches  »sab  ratione  8imoniae,c  d.  h. 
als  Simonie  zu  verbieten  und  zu  strafen,   was  an  sich  weder  solche 
war,  noch  überhaupt  dem  obgenannten  Worte  dos  Herrn  zuwiderlief. 
Als  Gesetze  dieser  Art  sind  zu  nennen  das  Verbot,   anl&sslich  der 
Spendung  eines  Sacraments,  zumal  der  hl.  Weihen,  oder  bei  Ab- 
nahme des  concnrsus  pro  beneficiis  Qeschenke  anzunehmen;  fftr  ge- 
weihte Gegenstände,  insbesondere  das  hl.  Oel   und  den  Chrysam 
Zahlung  zu  verlangen;   von  den  in   einen  Männerorden  Tretenden 
eine  Summe   pro  sustentatione   zu  fordern;  Benefizien  privatim  zu 
tauschen;  Rechtsstreite  über  solche  durch  gütlichen  Vergleich  oder 
Verzicht  zu  schlichten;  Verabredungen  bezüglich  des  Wiederantritts 
einer  Pfründe  u.  dgl.  zu  treffen. 

Wenn  nun  die  Kirche  kraft  der  ihr  vom  göttlichen  Heiland* 
verliehenen  Bindegewalt  den  Gläubigen  zum  Schutze  einer  Tugend 
oder  zur  Fernhaltung  eines  Lasters  etwas  vorschreibt  und  verbietet, 
dann  macht  sich,  wer  diesem  Gesetze  zuwiderhandelt,  eben  jener 
Sünde  schuldig,  vor  welcher  das  betr.  Gesetz  bewahren  sollte. 

»Lex  prohibens  aliquid  intuitu  alicujus  virtutis  eo  ipso  con* 
stituit  actum  prohibitum  in  specie  vitii  contrarit  illi  virtutic  i). 

»Quando  lex  ecclesiae  aliquid  fieri  vetat  ob  praesumptionem 
simoniae  juris  divini,  simul  efficit,  ut  ejusdem  legis  transgressor  fiat 
reus  simoniae  juris  ecclesiasticic  >). 

Wer  immer  daher  einem  solchen  Gesetze,  welches  die  Kirche  zu 
Verhütung  von  Gefahr  und  Schein  der  Simonie  erlassen,  zuwider- 
handelt, der  macht  sich  des  Verbrechens  der  Simonie,  wenn  auch 
nur  der  simonia  juris  ecclesiastici  sive  humani  schuldig. 

Soll  also  die  Begriffsbestimmung  der  Simonie  als  eines  kirch- 
lichen Verbrechens  materiell  vollständig  sein,  dann  muss  sie  auch 
alle  jene  Fälle  in  sich  schliessen,  die  auf  irgendwelchem  Eirchenge- 
setze  beruhen.  Es  wird  dies  aber  in  unserer  Definition  erreicht  durch 
die  Worte:  »oder  dem  Kirchengesetze  zuwider.« 

Dass  es  zutreffender  sei,  den  Ausdruck:  »spiritualec ,  etwas 
geistiges  oder  geistliches,  zu  ersetzen  durch :  »supematuralec ,  etwas 
übernatürliches,  leuchtet  von  selber  ein. 

und  so  glauben  wir  denn,  unsere  Begriffsbestimmung  der  Simonie 
genügend  erklärt  und  hinlänglich  gerechtfertigt  zu  haben. 


1)  Suarez,  Opera  omnia,  Paris  1859.  t.  XIII.  de  Simonia.  cp.  7.  n.  4. 

2)  Bened.  XI V.  de  syn.  1.  XL  cp.  VI.  n.  4. 
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4,  Das  Strafverfahren  bei  der  bayerischen  Benediictiner- 
Kongregation  im  achtzehnten  Jahrhundert^). 

Von  üniT^Bitätsprof.  Dr.  SilbemagU 

Sowohl  der  exemte  als  nicht  exemte  Abt  ist  der  ordentliche 
Richter  seiner  Religiösen.  Der  Bischof  darf  sich  nur  in  causa  ap- 
pellationis  oder  bei  Nachlässigkeit  des  nicht  exemten  Prälaten  ein- 
mischen, bei  exemten  Aebten  kann  er  deren  Nachlässigkeit  nur  in 
jenen  Fällen  ergänzen,  in  denen  er  nach  dem  Tridentinnm  als  päpst- 
licher Delegat  einschreiten  darf.  In  Abwesenheit  des  Abtes  geht 
dessen  ganze  Gewalt  auf  den  Prior  über.  Wenn  das  Tridentinnm  in 
cap.  3  Sess.  YI  den  ausserhalb  des  Klosters  lebenden  Religiösen  der 
Korrektion  des  Ordinarius  loci  unterstellt,  so  ist  dieses  nicht  für  den 
Fall  zn  verstehen,  wo  der  Religiöse  mit  Erlaubniss  seines  Oberen 
nar  eine  kurze  Zeit  ausserhalb  des  Klosters  zubringt,  sondern  das 
»degere«  verlangt  ein  längeres  Verweilen  als  einen  Aufenthalt  von 
ein  paar  Monaten,  ebenso  gilt  dieses  da  nicht,  wo  er  an  einem  Orte 
wohnt,  der  zum  Kloster  gehört,  wie  z.  B.  eine  Pfarrei,  ausgenommen 
er  verfehlt  sich  bezüglich  der  Seelsorge,  denn  solche  Religiösen, 
welche  aaf  einer  Pfarrei  exponirt  sind,  unterstehen  in  Bezug  auf  die 
Seelsorge  und  die  Verwaltung  der  Sakramente  dem  Bischöfe  (S.  G. 
C.  d.  8.  Febr.  1601).  Auch  kann  bei  einem  ausserhalb  des  Klosters 
lebenden  Religiösen  der  Obere  dem  Bischöfe  beim  Einschreiten  zu- 
vorkommen, da  dem  Bischöfe  die  Jurisdiktion  über  den  Religiösen 
nicht  privative  in  Bezug  auf  den  Prälaten,  sondern  nur  cumulative 
zugestanden  ist.  Der  Religiöse  bleibt  also  immer  seinem  Oberen 
unterworfen,  indem  es  keinen  Ort  gibt,  der  ihn  vom  Gehorsam  gegen 
seinen  Prälaten  eximirt,  und  so  ist  der  Satz :  »territorium  regularium 
est  totas  mundusc  zu  verstehen. 

Wenn  ein  exemter  Religiöse  sich  ausserhalb  des  Klosters  no- 
torisch 80  verfehlt  hat,  dass  er  dem  Volke  Aergerniss  gibt,  dann  ist 
er  von  seinem  Oberen  auf  Andringen  des  Bischofs  innerhalb  der  von 
diesem  festgesetzten  Zeit  zu  bestrafen  (cap.  14  de  regulär.  Sess.  XXV 
Trid.).  Die  That  muss  aber  notorisch,  also  wenigstens  in  Gegen- 
wart von  sechs  Personen  geschehen  sein;  es  genügt  daher  nicht, 
wenn  die  innerhalb  des  Klosters  begangene  That  nach  aussen  ge- 

1)  Nach  dem  Codex  latinus  Nr.  1986  der  Münchner-Staatsbibliothek. 
AreUv  Ar  Eirobenreoht.  LXXVII.  18 
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drungen  ist,  ebenso  nicht,  wenn  nur  zwei  oder  drei  Personen,  welche 
schweigen  werden,  die  That  gesehen.    Der  Bischof  muss  dann  auch 
auf  Bestrafung  antragen;  doch  genügt  ein  einziges  Andringen,  die 
von  ihm  festgesetzte  Zeit  aber  niuss  die  Darchführung  der  unter* 
suchung  möglich  machen.     Diese   Bestimmungen   greifen  übrigens 
nicht  Platz,  wenn  der  Obere  schon  zuvor  den  Fehlenden  fortweiset, 
weil  er  hier  nicht  ohne  grösseren  Skandal  gestraft  werden  kann,  die 
Konstitution   des  Papstes   Clemens  VIII.   »Suscepti   munerisc   vom 
18.  März  1596  aber  nicht  zur  Anwendung  kömmt,  da  es  sich  nicht 
um  Entziehung  der  Bestrafung  handelt.  Wird  ein  im  Kloster  leben- 
der exemter  Religiöse  ausserhalb  desselben  in  flagranti  ertappt,  so  ist 
er  sogleich  zu  seinem  Oberen  zu  schicken,  und  der  Bischof  darf  ihn 
nur  dann  gefangen  nehmen  lassen,   wenn  er  der  Flucht  verdächtig 
ist.    Der  Obere  soll  indess  auch  bei  einem  schweren  Delikte  nicht 
sofort  processualiter  vorgehen,    sondern   nur   mit   väterlichen  Kor- 
rektionen, falls  nämlich  die  privatim  verhängte  Busse  volle  Besserung 
hoffen  lässt,   oder   wenn   der   Prälat  allein  einen   Untergebenen  in 
flagranti  erwischt  oder  aus  aufgefangenen  oder  heimlich  geöffneten 
oder  anonymen  Briefen  das  Vergehen  erfahren  hat,  von   welchem 
sonst  kein  Gerücht  geht. 

Das  Prozessverfahren  ist  ein  summarisches  und  zerfällt  in  einen 
Accusations- ,  Denuntiations-  und  Inquisitionsprozess.    Zur  Anklage 
kann  der  Prälat  auch  solche  Personen,  welche  nach  den    Gesetzen 
davon   ausgeschlossen  sind,  qualiflziren  mit  Ausnahme  eines  Tod- 
feindes des   Angeklagten.     Oemeine   Weibspersonen   aber    soll  der 
Prälat  nicht  leicht  gegen  einen  sonst  in  gutem  Rufe  stehenden  Re- 
ligiösen zur  Anklage  zulassen,  und  gegen  einen  Prälaten  dürfen  nur 
gewichtige  Personen,   an  deren  Eifer  und  Frömmigkeit    nicht  ge- 
zweifelt wird,  als  Ankläger  zugelassen   werden.    Auch  soll  nie  ein 
ganzer  Konvent  oder  Mehrere  zugleich  anklagen,  sondern  hier  wird 
das  bedeutendste  Mitglied  erwählt,  welches  den  Prozess  darchzuführen 
hat.    Die  Anklage  geschieht  durch  Einreichung  des  Klagelibells  mit 
der  Inskription  für  den  Fall  des  unvollständigen  Beweises   sich  zur 
poena  talionis  zu  verpflichten;  denn  obschon  diese  Strafe   bei  den 
weltlichen  Oerichten  abrogirt  ist,  so  besteht  sie  doch    in  foro  ec- 
clesiastico,  jedoch  nur,  wenn  der  Ankläger  nicht  durch  einen  Zeugen 
oder  starke  Vermuthung  oder  bedeutendes  Gerücht  wenigrstens  halb 
bewiesen  hat,  weshalb  er  auch  den  Calnmnien-Eid  zu  schwören  bat. 
üeberhaupt  soll  ohne  halben   Beweis  der  Prozess  nicht   begonnen 
werden. 

Nach  Annahme  des  Klagelibells  hat  der  Ankläger  die  Zeugen 


Strafverfahren  d,  hayer»  Benediktiner^Kangr,  im  IS*  Jahrh,     275 

ZU  benennen ,  and  wenn  es  sich  um  ein  factnm  permanens  handelt, 
hat  sich  der  Bichter  mit  zwei  Zeugen,  and  dem  Notar  ^)  vom  That- 
bestand^)  za  überzeugen.    Der  Bichter  kann  vor  der  Citation  des 
Beschaldigten  die  Zeugen  zar  allgemeinen  Information  abhören.  Vor 
dem  Verhör  werden  die  Zeagen  beeidigt  und  nach  dem  Verhör  wird 
ihnen  Stillschweigen  über  das  Deponirte  auferlegt.  Da  der  Ankläger 
nicht  zugleich  Zeuge  sein  kann,  so  sollen  für  den  Fall,  dass  nur  der 
Ankläger  und  noch  Einer  das  Verbrechen  bezeugen  können,  sie  einen 
Dritten  als  Ankläger  auftreten  lassen ,  der  sie  dann  als  Zeugen  be- 
nennt, damit  so  voller  Beweis  geliefert  wird.    Nun  werden  die  all- 
gemeinen Fragen  angeführt,  welche  an  den  Zeugen  bezüglich  seiner 
Persönlichkeit  und  Glaubwürdigkeit  gestellt  zu  werden  pflegen,  und 
es  wird  bemerkt,  dass  auch  ein  Eidesunmündiger  Zeuge  sein  könne 
unter  der  Voraassetzuug,  dass  derselbe  doli  capax  und  der  Pubertät 
sehr  nahe  sei,  also  ein  Knabe  von  dreizehn  Jahren.    Die  Vorschrift, 
dass  ein   solcher  nicht  beeidigt  werden    könne,   ist   nur   positiven 
Rechtes,  wie  denn  bei  Begularen  der  Eid  in  ein  praeceptum  formale 
obedientiae  verwandelt  werden  könne,  und  es  kann  der  Unmündige 
auch  schwören  vorausgesetzt,  dass  er  wisse,  was  ein  Eid  sei.  In  Be- 
zug auf  die  Zeugenaussagen  hat  man  zwischen  einer  singularitas  di- 
versicati^a  und  einer  singularitas  cumulativa  zu  unterscheiden.    Die 
erstere  ist  da  vorhanden,  wo  die  Zeugen  nicht  über  einen  und  den- 
selben Akt,  jedoch  über  mehrere  wiederholte  Akte  derselben  Art 
deponiren.    Obwohl   hier  ein  voller  Beweis  zur  Verhängung  der  or- 
dentlichea  Strafe  nicht  vorliegt,   so  macht  dieselbe  doch  beim  Hin- 
zutritt von  Infamie  oder  anderen  Indicien,  die  halb  beweisen,  dass 
der  Betreffende  daraufhin  mit  einer  Strafe  belegt  werden  kann.  Bei 
der  singularitas  cumulativa  unterstützen  sich  gegenseitig  die  ver- 
schiedenen Zeugenaussagen  und  sie  macht  mehr  als  einen  halben 
Beweis. 

Hat  der  Bichter  durch  die  Informationen  einen  halben  Beweis 
oder  schwere  Indicien  erhalten,  so  ist  der  Beschuldigte  zu  citiren 
und  za  hören.  Ist  der  Beschuldigte  der  Flacht  verdächtig  oder 
sucht  er  die  Zeugen  abwendig  zu  machen,  ^ann  kann  er  vom  Vor- 
stande mit  Bath  der  Aeltesten  verhaftet  werden.  Wenn  der  Be- 
schuldigte leugnet,  so  liest  ihm  der  Bichter  die  Zeugenaussagen, 
ohne  deren  Namen  zu  nennen,  vor  und  ermahnt  ihn  unter  Wieder- 
holang  des  praeceptum  formale  die  Wahrheit  zu  sagen.  Wo  der  Be- 

1)  Der  Bichter  mnss  immer  einen  hief&r  beeidigten  Notar  oder  Aktaar 
haben. 

2)  z.  B.  Diebstahl,  Verwundung. 
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schuldigte  durch  viele  Zeugeu  völlig  besiegt  erscheint,  ist  eine  Qegen« 
uberstellung  der  Zeugen  gegen  denselben  unnütz ;  wo  aber  die  Offen- 
barung der  Namen  des  Anklägers  und  der  Zeugen  dem  Beschuldigten 
zu  nothwendigen  Einwendungen  dienen  kann,   hat  das  allerdings  zu 
geschehen  und  ist  alsdann  eine  Confrontation  anzuwenden.  Zur  Ver* 
theidigung  kann  sich  der  Beschuldigte  auch  einen  Regulären ,  und 
insofern  ein  solcher  im  Falle  nicht  zu  haben  wäre,   auch  einen  Sä- 
kularen zum  Anwalt  (patronus)  nehmen,  ja  wenn  es  die  Sache  ver» 
langt,  muss  dem  Angeklagten  ein  Vertheidiger  aus  den  Regulären 
gegeben  werden.   Wenn  der  Richter  sieht,  dass  die  Yertheidigungen 
des  Schuldigen  nicht  hinlänglich  relevant  sind,  dieser  noch  halb  oder 
mehr  als  halb  besiegt  bleibt  und  im  Leugnen  verharrt,  und  das  Ver- 
brechen so  schwer  ist,  dass  es  bei  Laien  mit  dem  Tode  bestraft  zu 
werden  pflegt,  dann  hat  der  Richter  die  Tortur  ^)  anzuwenden,  welche 
nicht  in  einer  Verrenkung  der  Glieder  besteht,  sondern  in  Fasten, 
Qeisselungen,  spitzigen  Ruthen,  öfter  wiederholten  Schlägen  von  Seiten 
der  Laienbrüder.  Der  Richter  bedarf  hiezu  des  Rathes  der  Aeltesten, 
welche  aus  den  mitgetheilten  Akten  zu  urtheilen  haben,  ob  genügende 
Gründe  für  die  Tortur  vorhanden  sind,  und  die  auch  das  vom  Prä- 
laten erlassene  Dekret  zu  unterschreiben  haben.    Bei  einem  Greise 
oder  einem  Würdenträger  findet  keine  Tortur  statt.     Bekennt  der 
Schuldige  unter  der  Tortur  das  Verbrechen,  so   wird  er  am  andern 
Tage  vor  Gericht  gestellt,  um  sein  Geständniss  zu  bestätigen,  und 
dann  gilt  er  für  vollkommen  geständig;  wenn  er  wieder  leugnet,  so 
ist  die  Tortur  zu  wiederholen.   Leugnet  er  nach  wiederholter  Tortur, 
dann  muss  er  frei  entlassen  werden ;  denn  die  purgatio  canonica  ist 
ausser  Gebrauch  gekommen.    Wenn  aber  gegen  den  Schuldigen  eine 
durchaus  starke  Vermuthung  streitet,  die  keinen  vernünftigen  Zweifel 
übrig  lässt,  sondern  moralische  Gewissheit  gibt,  dann  handelt  der 
Richter  nicht  unbillig,  wenn  er  den  Schuldigen  verurtheilt,   denn 
eine  grössere  als  moralische  Gewissheit  kann  bei  Ereignissen   nicht 
gefordert  werden  und  auch  zwei  klassische  Zeugen  machen   keine 
grössere.    Der  Schuldige,  sein  Anwalt  und  sein  Ankl&ger    werden 

1)  War  n&mlich  bereits  ein  starker  Verdacht  für  die  verbrecherische 
That  vorhanden  and  heharrte  der  Verdächtige  hartnäckig  im  Leugnen ,  so 
wurde  das  als  Verstocktheit  des  Herzens  angesehen.  Durch  die  Tortur  sollte 
er  nun  cur  Erkenntniss  seiner  grossen  Missethat  nnd  zum  renigen  Bekenntnisse 
gebracht  werden,  nnd  Ton  diesem  ascetischen  Standpunkte  ans  wird  Ton  den 
alten  Kanonisten  die  Tortur  als  eine  lohenswerthe  Einrichtung  beseichnet. 
Dass  dieses  Mittel  hiezu  ungeeignet  sei,  sah  man  bei  dem  damals  herrschenden 
Zuchtsystem  nicht  ein.  Vergl.  hierüber  auch  C.  O,  v,  Wächter^  Beitr&ge  zur 
deutschen  Geschichte,  S.  76  und  269  ff. 
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zur  ÄDhörang  des  Urteils  in  Gegenwart  zweier  Zeugen  citirt,  und 
die  Citation  wird  von  den  Zeugen  unterschrieben.  Das  Urtheil  muss 
schriftlich  abgefasst  und  von  dem  Bichter,  den  Käthen  und  dem 
Aktoar  unterzeichnet  werden. 

Ein  leichterer  Weg  ist  die  denuntiatio  judicialis,  die  Anzeige 
eines  Verbrechens  beim  competenten  Richter  ohne  Inskription.  Der- 
selben hat  jedoch  die  denuntiatio  caritativa  oder  evangelica  voran- 
zugehen, insofern  Hoffnung  vorhanden  ist,  dass  der  Dennnzirte  sich 
bessere,  oder  die  monitio  caritativa  dem  Monirenden  nicht  schade. 
Von  der  Person  des  Denunzianten  gilt  ganz  dasselbe,  wie  vom  An- 
kläger. Auch  die  denuntiatio  judicialis  rauss  bewiesen  werden;  ist 
daher  die  That  nur  dem  Denunzianten  bekannt,  so  kann  sie  nicht 
stottfinden.  Sollte  aber  ein  geheimes  Verbrechen  zum  Schaden  der 
Communität  oder  eines  Dritten  sein,  dann  kann  dieses  dem  Richter 
durch  eine  denuntiatio  minus  stricta  hinterbracht  werden,  damit  der- 
selbe mehr  wachsam  sei  und  allgemein  nachforsche. 

Die  Inquisition  ist  eine  inquisitio  generalis,  specialis  et  mixta. 
Die  erstere  geht  auf  die  Visitation  eines  Conventes,  die  andere  auf 
ein  bestimmtes  Verbrechen  seitens  einer  bestimmten  Person,  und  die 
letzte  ist  eine  inquisitio  generalis  secundum  quid,  da  es  sich  hier  um 
ein  unbestimmtes  Verbrechen  oder  um  eine  noch  unbestimmte  Per- 
son handelt.  Die  Generalinquisition  in  Rücksicht  auf  die  Person 
und  die  Spezialinquisition  in  Betreff  des  Deliktes  muss  stattfinden, 
wenn  das  begangene  Delikt  gewiss  ist  oder  davon  ein  Gerücht  geht, 
Indicien  oder  gegründeter  Verdacht  vorliegen.  Zur  Specialinquisition 
aber  gehört  immer  das  Feststehen  des  corpus  delicti  und  die  Infamie 
des  Verbrechers. 

Beim  Notorium  und  wenn  eine  Person  in  flagranti  ertappt  wird, 
ist  ein  Prozessverfahren  nicht  nothwendig.  Das  Notorium  ist  ein 
aotorinm  juris,  wenn  etwas  gerichtlich  eingestanden  ist  und  gegen 
das  Urtheil  nicht  appellirt  wurde,  und  ein  notorium  facti.  Beim 
letzteren  fragt  es  sich,  vor  wie  vielen  Personen  die  That  begangen 
worden  sein  müsse.  In  dieser  Beziehung  muss  wenigstens  der  grösste 
Theil  des  Conventes  oder  der  Communität  dieselbe  gesehen  haben; 
es  darf  daher  die  That  nicht  durch  das  Gerücht  bekannt  geworden 
sein,  und  es  muss  die  Notorität  wenigstens  durch  zwei  Zeugen  dar- 
gethan  werden,  bevor  der  Richter  die  Sentenz  fällt.  Ebenso  müssen 
beim  flagranti  die  Zeugen  und  der  Schuldige  vernommen  werden, 
ausser  wo  Einer  in  Gegenwart  des  Richters  sich  verfehlt. 

Die  Appellation  geht  vom  Abte  oder  Lokaloberen  an  den  Präses 
der  Kongregation,  von  diesem  an  das  Generalkapitel  und  von  da  an 
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den  Papst  oder  vielmehr  an  die  Eardinals-Congregation  de  negotiis 
episcoporum  et  regulariuin. 

Milderangsgründe  sind :    1)  sichere  Hoffnung  der  Bessemng; 

2)  freiwilliges  Qeständniss  mit  Zeichen  der  Rene,   namentlich  wenn 
der  Schuldige  in  schwerer  Versuchung  und  Schwachheit  gesündigt; 

3)  wenn  zwischen  dem  Delikt  und  der  Anklage  oder  Inquisition  eine 
lange  Zeit  verflossen  und  keine  Wiederholung  stattfand.    Verschärf- 
ungsgründe  dagegen  sind :  1)  keckes  und  sakrilegisches  Leugnen  nach 
Auferlegung  formeller  Busse  oder  des  Eides  die  Wahrheit  zu  sagen ; 
2)  grosser  Skandal,  insofern  das   Verbrechen  vor  Mehreren  oder  an 
öffentlichen   Orten  begangen  wurde ;   3)  Wiederholung  des  Deliktes 
und  a  fortiori  Gewohnheit  des  Sündigens.  Widerspenstige  sollen  ge- 
züchtigt, unverbesserliche  exilirt  werden.    Unter  Exil  versteht  man 
im  weiteren  Sinne  die  Versetzung  eines   Religiösen  in  ein  anderes 
Kloster,  im  strengen   Sinne  aber  die  Ausstossung  aus  dem  Orden, 
welche  nur  unter  folgenden  Bedingungen  erfolgen  kann:  1)  mussdas 
Delikt  ein  schweres  sein ;  2)  muss  es  skandalös  sein,  so  dass  es  andere 
verführen  kann ;  3)  muss  es  durch  Geständniss  oder  Zeugen  erwiesen 
sein;  4)   muss  der  Betreffende  trotz  sechsmonatlichem  Kerker  mit 
Fasten  und  Busse  unverbesserlich  bleiben ;  5)  muss  die  Ausstossung 
erfolgen  nach  geprüfter  Ursache  durch  den  General  oder  Provinzial 
mit  Zuziehung  von  sechs  Patres,  die  vom  General-  oder  Provinzial- 
kapitel  hiezu  besonders  erwählt  sind ;  6)  der  Ausgestossene  und  seines 
Habits  Beraubte  steht,  wenn  er  Kleriker  ist,  unter  der  bischöflichen 
Jurisdiktion ;  7)  demselben  dürfen  keine  literae  testimoniales  an  den 
apostolischen  Stuhl,  sondern  nur  über  seine  Ausstossung,    wenn  er 
solche  wünscht,  ausgestellt  werden,   und  8)  der  Betreffende  ist  von 
der  Ausübung  der  Weihen  fSr  immer  suspendirt,  welche  Suspension 
der  Bischof  nicht  aufheben  kann. 

Da  aber  durch  die  Ausstossung  für  den  Orden  Infamie  nnd 
Skandal  beim  Volke  entsteht  durch  die  schlechte  Auffuhrang  des 
Ausgestossenen ,  der  hiedurch  gewiss  nicht  gebessert  wird,  so  em* 
pfiehlt  sich  statt  der  Ausstossung  die  Einsperrung,  welche  nur  durch 
richterliche  Sentenz  bei  einem  schweren  Verbrechen,  das  weltlicher 
Seits  mit  dem  Tode  bestraft  wird,  oder  insofern  specielle  Consti» 
tutionen  dieses  gestatten,  verhängt  werden  kann,  weil  diese  Strafe 
die  grösste  ist  bei  kirchlichen  Personen.  Der  Eingekerkerte  wird 
des  Scapuliers  beraubt,  ist  suspendirt  von  der  Ausübung  der  Weihen 
und  ausgeschlossen  vom  Eintritt  in  die  Kirche,  wie  früher  die  öffent- 
lichen Büsser;  doch  kann  er  an  Sonn-  und  Festtagen  zur  Messe  in 
einem  Oratorium  oder  einer  Kapelle  mit  Bücksicht  auf  sein  morali- 
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schea  Verbalten  Zügelassen  werden,  es  mnss  aber  jeder  Verkehr  mit 
Weltlichen  ansgescblossen  und  ihm  jede  Gelegenheit  zu  entkommen 
genommen  werden.  Die  Nahrung  wird  ihm  durch  einen  Laienbruder 
gebracht  and  der  Scblflssel  zum  Kerker^)  wird  vom  Prior  bewahrt; 
sollte  ein  weltlicher  Diener  dieses  thun,  so  muss  er  von  einem  Re- 
ligiösen begleitet  werden,  damit  mit  dem  Eingesperrten  keine  Ab- 
machung geschehen  kann.  Wenn  er  disponirt  ist,  kann  ihm  ein  Mal 
im  Monat  die  Kommunion  gereicht  werden. 

Die  Oberen  haben  jährlich  die  Abgefallenen  oder  Qeflohenen 
nach  der  Constitution  des  Papstes  Innocenz  XII.  vom  24.  Juli  1694 
ZQr  Bflckkehr  und  Busse  aufzufordern.  In  Bezug  auf  die  Einkerker- 
ung der  Apostaten  und  Flfichtlinge  ist  zu  bemerken,  dass,  wenn 
solche  unter  dem  Versprechen  der  Straflosigkeit  zur  Rückkehr  auf- 
gefordert zuröckkehren  und  Zeichen  der  Reue  geben,  das  Versprechen 
zu  halten  sei ;  kehren  sie  ohne  solches  vorausgegangenes  Versprechen 
zuräck,  80  sind  sie  milde  zu  behandeln ,  nämlich  die ,  welche  inner- 
halb fünf  Tagen  zurückkehren,  werden  nicht  mit  Kerker,  sondern 
nach  dem  Ermessen  des  Prälaten  für  die  Flucht  allein  bestraft,  die 
aber  die  Rückkehr  über  dreissig  Tage  verschieben,  werden  mit  Kerker 
bestraft  und  an  den  letzten  Platz  gestellt  und  haben  keine  aktive 
und  passive  Stimme  bei  den  Capitelsakten,  und  auch  nach  Befreiung 
ans  dem  Kerker  wird  ihnen  dieselbe  nur  nach  Ermessen  des  Abtes 
mit  Rath  des  Gapitels  restituirt.  Haben  sie  Zeichen  einer  wahr- 
haften Reue  gegeben,  so  sollen  sie  aus  dem  Kerker  befreit  werden; 
auch  können  sie  vom  letzten  Platze  entbunden  und  an  den  ihrer 
Profess  zurückgesetzt  werden,  jedoch  so,  dass  die  Zeit  der  Flucht 
oder  Abwesenheit  abgezogen  wird,  also  der,  welcher  nach  dem  zehnten 
Jahre  seiner  Profess  flieht  und  fünf  Jahre  ausbleibt,  dem  nicht  vor- 
gezogen werden  darf,  der  unterdessen  eilf  Jahre  seiner  Profess  im 
Orden  zugebracht  hat;  noch  weniger  darf  er  Anderen  bei  Ordens- 
ämtern vorgezogen  werden.  Zu  Würden  aber  kann  er  wegen  In- 
famie und  Irregularität  nicht  erhoben  werden.  Auch  werden  die 
Apostaten  und  Flüchtlinge  nicht  blos  für  die  Flucht,  sondern  auch 
far  die  Delikte  bestraft,  welche  sie  vor  und  nach  der  Flucht  inner- 
halb oder  ausserhalb  des  Klosters  begangen  haben. 


1)  Ohsehon  das  priTilegiam  fori  in  Bayern  bis  snm  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhanderts  fortbestand,  so  worden  doch  schon  dnrch  karfürstliches  Mandat  Tom 
2  NoY.  1769  die  Klosterkerker  abgeschafft  und  dorfte  ein  Religiöse  nicht  länger 
als  höchstens  zwölf  Tage  in  einer  abgesonderten  reinlichen  Zelle  eingesperrt 
und  ihm  nicht  mehr  als  acht  Tage  lang  geringe  Nahrung  gereicht  werden. 
Sine  Yerllngerang  dieser  Bnsszeit  unterlag  der  landesfUrstlichen  Genehmigung. 
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Die  Verletzung  der  Klausur  besteht  entweder  in  unerlaubtem 
Ausgange  oder  in  Zulassung  von  unerlaubten  Personen.    Heimlicher 
nächtlicher  Ausgang  kann  mit  Kerker  bestraft  werden.    Wenn  ein 
Bebell  sich  den  Censuren  nicht  fügt,  so  kann  er  auch  eingekerkert 
werden.    Ausplauschen  der  Klostergeheimnisse  wird    nach  dem  Ur- 
theile  des  Abtes  entweder  mit  Stimmenentziehung  im  Kapitel  oder 
mit  Versetzung   auf  den  letzten  Platz  bestraft.    Brechen  des  Still- 
schweigens wird  mit  Niederwerfen  beim  Tischgebet,  bei  häufigen 
Verfehlungen  mit  Sitzen  auf  dem  Boden,  und  wenn  das  in  der  Zelle 
eines  Andern  nach  dem  Completorinm  geschah,  mit  Sitzen  auf  dem 
Boden  bei  Wasser  und  Brod  geahndet.  Trunkenbolde  sollen  von  der 
Gommunität  getrennt  werden.    Auch  der  Müssiggang  muss  bestraft 
werden.    Müssige  werden  zuerst  vom  Prior  ermahnt,  dann  ausge- 
zankt und  endlich  im  Kapitel  verkündigt  mit  Auflegung  einer  Busse 
und  successiv  mit  grosseren  Strafen. 

Debertretungen  des  Keuschheitsgelübdes  werden  nach  den  Sta« 
tuten  des  Seraphischen  Ordens  ^)  also  bestraft :  1)  unreine  Reden  mit 
einmonatlichem  Kerker  und  nach  demselben  mit  dem  letzten  Sitze  ein 
Jahr  lang ;  geschah  das  vor  Weltlichen ,  so  wird  die  Strafe  verdop- 
pelt;   2)   lascive   Briefe    mit   einjährigem   Kerker,    ebenso   Küsse, 
schändlicher  Anblick,  unreine  Berührungen  oder  Anreizungen;  wenn 
solches   mit  männlichem   Qeschlechte  geschah,  erfolgt  zweijährige 
Einsperrung ;  8)  Fornication,  das  erste  Mal  mit  dreijährigem  Kerker, 
das  zweite  Mal  mit  sechsjährigem  und  das  dritte  Mal   mit  lebens- 
länglichem Kerker;  4)  Ehebruch,  das  erste  Mal  mit  fünfzehnjährigem, 
bei  Wiederholung  mit  lebenslänglichem  Kerker;  5)  Incest  im  dritten 
und  vierten  Orade  mit  fünfzehnjährigem,  im  ersten  und  zweiten  Grade 
mit  lebenslänglichem  Kerker;  6)  Sakrilegium  mit  einer  Nonne  mit 
lebenslänglichem  Kerker,   unreine   Worte  mit  derselben   mit  drei- 
jährigem, Kuss  oder  unreine  Berührungen  mit  sechsjährigem  Kerker; 
7)  Sodomie  und  Bestialität  mit  lebenslänglichem  Kerker.     Bei  der 
bayerischen   Benediktiner-Congregation   ist   hierüber  speziell   nichts 
bestimmt;  es  ist  daher  als  usus  die  immerwährende  Binsperning  fest- 
zuhalten bei  allen  jenen  Delikten,  bei  welchen  in  fori  civili  die  Todes- 
strafe verhängt  wird,  wie  beim  Incest  im  ersten  Grade  der  geraden 
und  auch  der  Seitenlinie,  bei  Sodomie  und  Bestialität,  beim  Sakri- 
legium mit  einer  Nonne  und  bei  Nothzucht.   In  Bezug  auf  die  übri- 
gen Vergehen  ist  die  obige  Strenge  zu  mildern,  und  es  genügt  daher 
bei  unreinen  Worten  die  excommunicatio  regularis  d.  i.  eine  drei- 


1)  d.  i  des  Franziskanerordeas. 
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tägige  Absonderung  in  der  Zelle  mit  einiger  Minderung  von  Speise 
Bod  Trank ;   wegen   lasciver    Briefe   ist  diese  Strafe  zu  verdoppeln, 
wenn  aber  darin  eine  Binladong  oder  Anreizung  zur  Schandthat  er- 
scheint, 80  ist  wenigstens  eine  zweimonatliche  Einsperrung  am  Platze. 
Wird  aus  einem  solchen   Briefe  auf  eine   bereits  begangene.  Sünde 
geschlossen,  dann  ist,  weil  eine  Schrift  gegen  den  Schreiber  voll 
beweist,  gegen  denselben  als  des  Verbrechens  schuldig  vorzugehen. 
Unreiner  Knss  soll  eine  achttägige,  unreine  Berährung  eine  vierzehn- 
tägige excommunicatio  regularis  nach  sich  ziehen.    Fornikation  wird 
bei  allen  Regularen  mit  einjährigem  Kerker  bestraft,  und  es   soll 
nach  den  Bestimmungen  der  Gisterzienser  dem  Schuldigen  während 
dieser  Zeit  nur  Wasser  und  Brod  gereicht  werden;  bei  der  bayeri- 
schen Benediktiner-Gongregation  wird  aber  nur  eine  halbjährige  Ein- 
sperrung mit  Fasten  am  Mittwoch  und  Freitag  in  Wasser  und  Brod, 
jedoch  mit  einem  Imbiss  verhängt.    Da  der  Betreffende  infam  ist, 
hat  er  keine  aktive  und  passive  Stimme  und  wird  nicht  mehr  leicht 
in  der  Seelsorge  verwendet,  doch  soll  seine  Inhabilität  nicht  noth- 
wendig  eine  immerwährende  sein,  sondern  auf  soviel  Jahre,  als  es 
dem  Abte   und  den  Senioren  geeilt.    Im  Wiederholungsfälle  folgt 
zweijähriger  Kerker  in  oben  angegebener  Weise,  wozu  noch  Sitz  am 
letzten  Platze  k(^mmt.    Ehebruch   wird  mit  einjährigem  Kerker  in 
obiger  Weise  bestraft.   Bei  sollicitatio  im  Beichtstuhle  oder  bei  Ge- 
legenheit der  Beicht  ist  lebenslänglicher  Kerker  zu  verhängen,  und 
dasselbe  ist  auch  bei  Abtreibung  einer  beseelten  Leibesfrucht  der  Fall. 
Bezuglich  der  Verletzung  des  Gelflbdes  d^r  Armuth  wird  be- 
merkt, dass  die  im  kirchlichen  Rechte  verhängten  Strafen  nur  Platz 
greifen,  wenn  es  sich  um  den  Besitz  handelt,  was  juridisch  festge- 
stellt werden  muss.    Obschon  nun  der,   welcher  ohne  Erlaubniss  in 
grosser  Quantität  annimmt  und  ausgibt,  ein  proprietarius  ist,  so  ver- 
fällt er  doch  nur  einem  casus  reservatus  (wenn  eine  reservatio  be- 
steht) und  anderen  Strafen,   z.  B.  Entziehung  des  Weines  auf  zwei 
Monate,  Entfernung  vom  Amte.    Wenn  Einem  etwas  von  Freunden 
geschickt  wird,  so  ist  die  Sache  nach  Quantität  und  Qualität  dem 
Oberen  zu  bringen,  der  sie  zum  widerruflichen  Gebrauche  dem,  für 
welchen  sie  bestimmt  ist,  nach  seinem  Gutbefinden  gestatten  kann, 
aber  nicht  muss.    Auch  Besitz  von  geringem  Gelde  muss  gestraft 
werden,  durch  Entziehung  von  Wein,  Niederwerfen  u.  s.  w.  Ob  die 
Oberen    ein  massiges   peculium   den   Religiösen  gestatten  können, 
z.  B.  fünf  Prozent  von  einer  gewissen  Geldsumme,   welche  Eltern 
hiefär  hinterlegen ,  ist  dahin  zu  beantworten ,  dass  ein  solcher,  nach 
dem  Willen  des  Oberen  widerruflicher  Gensus,  insofern  davon  ein 
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ehrbarer  Gebrauch  gemacht  wird,   nicht   gegen  das  Gelübde  der 
Armath  verstösst,  weil  die  Natur  dieses  Gelübdes  nur  verlangt,  dass 
Keiner  von  einer  Sache  als  Eigenthum  und  unabhängig  vom  Willen 
eines  Anderen  Gebrauch  mache.    Dieses  scheint  nun  dem  cap.  2  de 
regulär.  Sess.  XXV  Trid.^)  zu  widersprechen;  allein  diese  Triden- 
tinische  Bestimmung  ist  durch  die  Gewohnheit  viel  gemildert »  und 
diese  Gewohnheit  ist  nicht  zu  verwerfen,  insofern  die  ganze  Vor* 
waltung  beim  Oberen  ist,  der  dem  Religiösen  die  Verwendung  be-» 
stimmen,  ja  ganz  entziehen  kann.    Daher  ist  die  Sitte,  dass  zu  die- 
sem Depositum  einen  Schlüssel  der  Religiöse,  den  anderen  der  Obere 
habe,  zu  verwerfen.    Wenn  sich  daher  ein  solcher  Religiöse  dem 
Oberen  zu  widersetzen  wagt,  wenn  derselbe  solche  Deposita  für  die 
Kirche  oder  bedürftige  Brüder  verwenden  will,  so  verletzt  er  das 
Armuthsgelübde ,  da  er  den  Willen  nach  Besitz  hat ,  und  ist  des- 
halb zu  bestrafen.   Den  Strafen  wegen  Simonie  unterliegt  nicht  die, 
welche  rein  zur  Aufnahme  in  das  Noviziat  begangen  wurde. 

Verschleuderung  der  Kirchengüter  wird  mit  Entziehung  aller 
Aemter  und  Unfähigkeit  zu  solchen  bestraft.  Ist  der  Prälat  wegen 
schlechter  Ökonomischer  Verwaltung  oder  Verschleuderung  der  Kir- 
chengüter verdächtig  oder  angezeigt  worden,  dann  pflegt  in  Bayern 
der  Kurfürst  als  Schutzherr  der  Kirche  durch  seine  Kommissäre  eine 
cumulative  Untersuchung  einzusetzen,  indem  nämlich  bei  Exemten 
der  Präses  oder  Generalobere  der  Gongregation  oder  des  Ordens, 
bei  nicht  Exemten  ein  bischöflicher  Kommissär  beigezogen  wird,  da- 
mit durch  gemeinsajne  Arbeit  die  Stiftungen  gewahrt  und  der  Gultus 
nicht  durch  Schuld  des  Prälaten  vermindert  werde.  Diese  gemischte 
Kommission  hat  sich  aber  strenge  innerhalb  der  Sphäre  der  ökono- 
mischen Verwaltung  zu  halten  und  sich  nicht  auf  Personalien  zu 
erstrecken,  welche  vor  das  geistliche  Gericht  allein  gehören. 


1)  Dieses  Kapitel  verbietet  nämlich  den   Oberen,   einem   Religiösen  be» 
stehende  Güter  auch  nur  zur  Natsniessnng  oder  znm  Gebrauche  zu  überlassen. 
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5.  Die  legislative  Entwicklung  des  deutschen  Civileherechts 
vom  ersten  Entwurf  bis  zur  gesetzlictien  Formulierung. 

Von  Dr.  Karl  August  Geiger. 

Bevor  wir  in  die  Besprechung  des  neuen  bürgerlichen  Gesetz- 
baches fBr  das  deutsche  Reich,  speciell  des  Civileherechts,  näher  ein- 
gehen, soll  zunächst  eine  Zusammenstellung  der  Entwicklung  desselben^ 
angefangen  vom  ersten  Entwurf  bis  zur  endgiltigen  gesetzlichen  Formu- 
lierung, zur  Darstellung  gebracht  werden.  Die  erste  Rubrik  enthält  den 
ersten  Entwurf,  die  zweite  den  zweiten  Entwurf,  die  vierte  das  Qesetz 
in  der  im  Reichsgesetzblatt  1896  Nr.  21  veröffentlichten  Form,  die 
dritte  bringt  Verweisungen  auf  die  einschlägigen  Paragraphen  der  Re- 
gierungsvorlage (=s  RV.),  auf  die  Motive  zum  Entwürfe  erster  Lesung 
(s  M.),  auf  die  Denkschrift  zum  Entwürfe  eines  bfirgerlichen  Gesetz- 
buches (s=  D.),  auf  andere  einschlägige  Reichsgesetze,  das  Personen- 
standsgesetz vom  6.  Februar  1875  (=  Reichsgesetz  R6.  vom  6/11, 
1875),  das  Strafgesetzbuch  (=  StGB.)  und  die  Civilprocessordnung 
(ss  CPO),  ferner  die  Ersatz-  und  Zusatzanträge,  welche  insbesondere 
von  den  katholischen  Abgeordneten  gestellt  wurden  mit  Angabe,  ob  ge- 
nannte Anträge  Annahme  oder  Ablehnung  fanden;  hiebe!  kamen  vor- 
zuglich die  Eommissionsverhandlungen  in  Betracht,  in  welchen  der 
Schwerpunkt  der  Berathungen  lag ;  die  Plenarberathungen  wurden  nur 
in  einigen  Fällen  beigezogen ;  auch  konnten  nicht  sämmtliche  Anträge 
in  Rubrik  III.  mit  Rücksicht  auf  den  Raum  aufgenommen  werden.  Die 
Materialien  zu  Rubrik  III.  finden  sich  in  den  stenographischen  Be- 
richten über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  9.  Legislaturperiode, 
4.  Session  1895/97,  Anlageband  1 ,  Aktenstück  87 ,  S.  580  sq.  der 
Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches :  Familienrecht ;  S.  678, 
679  sq.  die  Denkschrift  zum  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches ; 
Anlageband  3,  Aktenstück  440  b,  S.  2006  sq.  enthält  den  Kommis- 
sionsbericht des  Abgeordneten  Dr.  Bachern  über  das  Familienrecht; 
die  Plenarberathungen  finden  sich  in  den  stenographischen  Berichten 
etc.  und  zwar  die  erste  Berathnng  am  3.  Februar  1896,  B.  1,  S.  705  sq.; 
die  zweite  am  24.  Juni  1896,  B.  4,  S.  2870;  die  dritte  am  1.  Juli 
1896,  B.  4,  S.  3073 ;  die  Abstimmung  über  das  ganze  Gesetzbuch  am 
1.  Juli  1896,  B.  4,  S.  3104—3106;  die  für  die  Civilprocessordnung 
in  Aussicht  genommenen  Aenderungen,  welche  in  Rubrik  III.  nicht 
aufgenomjnen  wurden,  finden  sich  im  Anlageband  1,  S.  748  sq.;  die 
aus  den  Protocollen  der  zweiten  Lesung  mitgeteilten  Notizen  sind  ent- 
nommen aus:  Justizrat  Dr.  Reatz,  Die  zweite  Lesung  des  Entwurfs 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  etc.  Berlin  1896. 


^ 
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Civlleherecht  des  neuen  bürgerl.  Geselxbuchei, 


I. 

II. 

Ehe. 

Ehe. 

Erster  Titel. 

1 

Erster  Titel. 

I.  VerlSbnis. 

Verlöbnis. 

§.  1227.  Durch  das 

Verlöbnis 

§. 

1203.  Aus  dem  V 

wird  eine  Verbindlichkeit  der  Ver- 
lobten zar  Schliessung  der  Ehe 
nicht  begründet. 


§.  1228  Abs.  1.  Tritt  ein  Ver- 
lobter  von  dem  Verlöbnisse  zurück, 
so  hat  er  dem  anderen  Verlobten 
und  den  Eltern  des  letzteren  den 
Schaden  zu  ersetzen,  welcher  den- 
selben dadurch  entstanden  ist, 
dass  von  ihnen  in  Erwartung  der 
Eheschliessung  Aufwendungen  ge- 
macht,  Verbindlichkeiten  einge- 
gangen oder  sonstige  vermögens- 
rechtliche Verfügungen  getroffen 
sind,  es  sei  denn,  dass  ein  wich- 
tiger, nach  den  Umständen  des 
Falles  den  Rücktritt  rechtferti- 
gender Qrund  vorlag. 


kann   nicht    auf   Eingehung  der 
Ehe  geklagt  werden. 

Das  Versprechen  einer  Strafe 
für  den  Fall,  dass  die  Eingehung 
der  Ehe  unterbleibt,  ist  nichtig. 

§.  1204.  Tritt  ein  Verlobter  von 
dem  Verlöbnisse  zurück,  so  hat  er 
dem  anderen  Verlobten  und  dessen 
Eltern  den  Schaden  zu  ersetzen, 
welcher  dadurch  entstanden  ist, 
dass  sie  in  Erwartung  der  Ehe- 
schliessung Aufwendungen  ge- 
macht haben  oder  Verbindlich- 
keiten eingegangen  sind.  Hat  der 
andere  Verlobte  in  Erwartung  der 
Eheschliessung  sonstige  vermö- 
gensrechtliche Verfügungen  ge- 
troffen, so  erstreckt  sich  die  Er- 
satzpflicht auch  auf  den  hiedurch 
entstandenen  Schaden.  Der  Scha- 
den ist  nur  insoweit  zu  ersetzen, 
als  die  Aufwendungen,  Verbind- 
lichkeiten und  sonstigen  Verfüg- 
ungen den  Umständen  nach  an- 
gemessen waren. 

Die  Ersatzpflicht  tritt  nicht  ein, 
wenn  ein  wichtiger  Grund  für  den 
Bücktritt  vorliegt. 


§.  1228  Abs.  2.  Lag  der  Grund 
des  Rücktrittes  in  einem  dem  an- 
deren Verlobten  zur  Last  fallenden 
Verschulden,  so  ist  dieser  dem  Zu- 
rücktretenden und  dessen  Eltern 
nach  Massgabe  des  ersten  Ab- 
satzes zum  Schadensersatze  ver- 
pflichtet. 


§.  1205.  Gibt  ein  Verlobter  durch 
sein  Verschulden  dem  anderen  Ver- 
lobten gerechtfertigten  Grund  zam 
Rücktritte,  so  ist  er,  wenn  der 
Rücktritt  erfolgt  nach  Massgabe 
des  §.  1204  Abs.  1  zum  Schadens- 
ersatze verpflichtet. 

§.  1206.  Hat  eine  unbescholtene 
Verlobte  ihrem  Verlobten  die  Bei- 
wohnung gestattet,  so  kann  sie, 
wenn    die    Voraussetzungen    des 
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III. 
Ehe. 
Erster  Titel. 

Verlöbnis, 

EV.§.  1280;  Motive  B.  4,  S.  1 ; 
Denkschrift  678,  679.  Der  Antrag 
den  §.  1280  dahin  za  fassen:  »Das 
Verlöbnis  begründet  die  Verpflicht- 
ung zar  Eheschliessnng ;  die  Ver- 
pflichtung ist  jedoch  nicht  klag- 
bare wird  abgelehnt. 

EV.  1282;  Motive  B.  4,  S.  3; 
Denkschrift  679. 

Auf  Antrag  wird  die  Schaden« 
ersatzpflicht  auch  dritten  Personen 
zugesprochen,  welche  an  Stelle  der 
Eltern  im  Interesse  der  Verlobten 
thätig  sind;  hierunter  sind  nament- 
lich Pflegeeltern,  Qrosseltern,  son- 
stige Verwandte  oder  Freunde  ver- 
standen f  welche  für  die  Ausstat- 
tang einer  Braut  oder  auch  eines 
Bräutigams  erhebliche  Aufwend- 
UDgen  machen,  wenn  die  Eltern 
verstorben  sind  oder  nicht  die  ge- 
nügenden Mittel  besitzen. 


RV.  §.  1282 ;  M.  B.  4,  S.  5 ; 
D.  679. 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


RV.  1288;  D.  679. 
Es  wird  beantragt  statt  »bil- 
lige Entschädigungc  zu  setzen, 

1)   »angemessene    Entschädig- 
ung!, 


IV. 

Bürgerliche  Ehe. 

Erster  Titel. 

Verlöbnis. 

§.  1297.  Aus  einem  Verlöb- 
nisse kann  nicht  auf  Eingehung 
der  Ehe  geklagt  werden. 

Das  Versprechen  einer  Strafe 
für  den  Fall,  dass  die  Eingehung 
der  Ehe  unterbleibt,  ist  nichtig. 

§.  1298.  Tritt  ein  Verlobter  von 
dem  Verlöbnisse  zurück,  so  hat  er 
dem  anderen  Verlobten  und  dessen 
Eltern  sowie  dritten  Personen, 
welche  an  Stelle  der  Eltern  ge- 
handelt haben,  den  Schaden  zu 
ersetzen,  der  daraus  entstanden 
ist,  dass  sie  in  Erwartung  der  Ehe 
Aufwendungen  gemacht  haben 
oder  Verbindlichkeiten  einge- 
gangen sind.  Dem  anderen  Ver- 
lobten hat  er  auch  den  Schaden 
zu  ersetzen,  den  dieser  dadurch 
erleidet,  dass  er  in  Erwartung  der 
Ehe  sonstige  sein  Vermögen  oder 
seine  Erwerbsstellung  berührende 
Massnahmen  getroffen  hat. 

Der  Schaden  ist  nur  insoweit 
zu  ersetzen,  als  die  Aufwendungen, 
die  Eingehung  der  Verbindlich- 
keiten und  die  sonstigen  Mass- 
nahmen den  Umständen  nach  au- 
gemessen waren. 
Die  Ersatzpflicht  tritt  nicht  ein, 
wenn  ein  wichtiger  Orund  für  den 
Rücktritt  vorliegt. 

§.  1299.  Veranlasst  ein  Ver- 
lobter den  Rücktritt  des  anderen 
durch  ein  Verschulden,  das  einen 
wichtigen  Grund  für  den  Rück* 
tritt  bildet,  so  ist  er  nach  Mass- 
gabe des  §.  1298  Abs.  1,  2  zum 
Schadensersatze  verpflichtet. 

§.  1300.  Hat  eine  unbescholtene 
Verlobte  ihrem  Verlobten  die  Bei- 
wohttung  gestattet,  so  kann  sie, 
wenn    die    Voraussetzungen    dea 
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Civileherecht  des  neuen  bürgerL  Oeaetzbuchea. 


I. 


§.  1229  handelt  von  der  Rück- 
gabe der  gegenseitigen  Geschenke 
der  Verlobten. 

§.  1230.  Die  aas  den  §§.  1228, 
1229  sich  ergebenden  Ansprüche 
verjähren  mit  Ablauf  eines  Jahres. 
Die  Verjährung  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  das  Ver- 
löbnis aufgehoben  ist. 

IL  Ehehindemisse. 

§.  1231.  Eine  geschäftsunßlhige 
Person  kann  eine  Ehe  nicht 
schliessen. 

§.  1232.  Eine  Person,  welche 
in  der  Oeschäftsf&higkeit  be- 
schränkt ist,  bedarf  zur  Ehe- 
schliessung der  Einwilligung  des 
gesetzlichen  Vertreters. 

Wird  die  Einwilligung  von  dem 
gesetzlichen  Vertreter  verweigert, 
80  kann  sie  durch  die  Einwilligung 
des  Vormundschaftsgerichtes  er- 
setzt werden.  Das  Vormund- 
schaftsgericht hat  die  Einwilligung 
auf  Antrag  der  in  der  Geschäfts- 
fthigkeit  beschränkten  Person  zu 
erteilen,  wenn  die  Erteilung  im 
Interesse  der  letzteren  liegt. 

Die  Vorschrift  des  zweiton  Ab- 
satzes findet  keine  Anwendung, 
wenn  ein  Elternteil,  ohne  dessen 
Einwilligung  das  Kind  nach  den 
Vorschriften  der  §§.  1238,  1239 
eine  Ehe  nicht  schliessen  darf,  der 
gesetzliche  Vertreter  desselben  ist. 


n. 

§.  1204  oder  des  §.  1205  vorliegen 
unbeschadet  der  dort  bestimmten 
Ersatzansprüche,  eine  billige  Ent- 
schädigung in  Geld  verlangen,  auch 
wenn  sie  einen  Vermögensschaden 
nicht  erleidet. 

Der  Anspruch  ist  nicht  über- 
tragbar und  geht  nicht  auf  die 
Erben  über,  es  sei  denn,  dass  er 
durch  Vertrag  anerkannt  oder  dass 
er  rechtshängig  geworden  ist. 

§.  1207  hat  wesentlich  gleichen 
Inhalt  wie  §.  1229. 

§.  1208.  Die  in  den  §§.  1204 
— 1207  bestimmten  Ansprüche 
verjähren  in  einem  Jahre  von  der 
Auflösung  des  Verlöbnisses  an. 

Zweiter  Titel. 

Eingehung  der  Ehe. 

Gestrichen,  weil  selbstverständ- 
lich. 

§.  1210.  Wer  in  der  Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt  ist,  bedarf 
zur  Eingehung  einer  Ehe  der  Ein- 
willigung seines  gesetzlichen  Ver- 
treters. 

Steht  die  gesetzliche  Vertretung 
einem  Vormunde  zu,  so  kann  die 
von  ihm  verweigerte  Einwilligung 
auf  Antrag  des  Mündels  durch 
das  Vormundschaftsgericht  ersetzt 
werden.  Das  Vormundschaftsge- 
richt hat  die  Einwilligung  zu  er- 
setzen, wenn  die  Eingebung  der 
Ehe  im  Interesse  des  Mündels 
liegt. 

Oestrichenj  weil  eine  weitere 
Verdeutlichung  des  Absatzes  2 
nicht  erforderlich  ist. 


Civileherecht  des  neuen  bürgerL  Geaetttbuches. 


287 


III. 

2)  »insbesondere  unter  BerQck- 
sichtigang  der  Yermögensyerhält- 
nisse  der  Verlobten  and  der  Er- 
schwerung der  Eingehnug  einer 
anderen  Heirat  festzusetzende  Ent- 
schädigungc  oder  als  Absatz  2 
einzurfigen : 

»Die  Entschädigung  beträgt 
mindestens  das  50fache  des  orts- 
üblichen Taglohnes.« 

Sämtliche  Anträge  werden  ab- 
gelehnt. 

BV.  1284;  M.  4,  6;  D.  680. 

RV.  1285;  M.  4,  6;  D.  680. 

Es  wird  beantragt,  eine  Ver- 
jährungsfrist von  zwei  Jahren  ein- 
zusetzen. Der  Antrag  wird  ange- 
nommen. 


IV. 

§.  1298  oder  des  §.  1299  vorlie- 
gen, auch  wegen  des  Schadens, 
der  nicht  VermOgensschaden  ist, 
eine  billige  Entschädigung  in  Geld 
verlangen. 

Der  Anspruch  ist  nicht  über- 
tragbar und  geht  nicht  auf  die 
Erben  über,  es  sei  denn,  dass  er 
durch  Vertrag  anerkannt  oder  dass 
er  rechtshängig  geworden  ist. 

§.  1301  hat  gleichen  Inhalt 
wie  §§.  1229/1  und  1207/11. 

§.  1302.  Die  in  §§.  1298—1301 
bestimmten  Anspräche  verjähren 
in  zwei  Jahren  von  der  Auflösung 
des  Verlöbnisses  an. 


Zweiter  Titel. 

Eiftgehung  der  Ehe. 

RV.  1287;  M.  4,  10.  D.  680; 
EG.i)  Art.  13. 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


Zweiter  Titel. 

Eingehung  der  Ehe. 

§.  1304.  Wer  in  der  Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt  ist,  bedarf 
zur  Eingehung  einer  Ehe  der  Ein- 
willigung seines  gesetzlichen  Ver- 
treters. 

Ist  der  gesetzliche  Vertreter  ein 
Vormund,  so  kann  die  Einwillig- 
ung, wenn  sie  von  ihm  verweigert 
wird,  auf  Antrag  des  Mündels 
durch  das  Vormundschaftsgericht 
ersetzt  werden.  Das  Vormund- 
schaftsgericht hat  die  Einwillig- 
ung zu  ersetzen ,  wenn  die  Ein- 
gehung der  Ehe  im  Interesse  des 
Mündels  liegt. 


1)  EG.  =  Elnf&hrangsgesets  zum  bflrgerlichen  Gesetzbache  t.  18.  August 
1896,  Artikel  18. 
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Civileherecht  des  neuen  bürgerh  Gesetzbuches, 


I. 


§.  1233.  Zar  Bheschliessung  ist 
die  Ehemändigkeit  der  Eheschlies- 
senden  erforderlich. 

Die  Ehemändigkeit  der  Männer 
tritt  mit  dem  zarückgelegten 
zwanzigsten  Lebensjahre,  die  Ehe- 
mündigkeit der  Frauen  mit  dem 
zarückgelegten  sechzehnten  Le- 
bensjahre ein. 

Dispensation  ist  zalässig. 

Durch  Volljährigkeitserklärang 
wird  Ehemändigkeit  nicht  begrün- 
det. 

§.  1234.  Niemand  kann  eine 
neue  Ehe  schliessen,  bevor  seine 
frühere  Ehe  aufgelöst  oder  für  un- 
giltig  erklärt  ist. 


§.  1235  Abs.  1.  Ist  einer  der  Ehe- 
gatten für  tot  erklärt,  so  gilt  die 
Vermatung,  dass  derselbe  den  Zeit- 
punkt der  Erlassang  der  Todes- 
erklärung nicht  überlebt  habe, 
auch  in  Ansehung  der  Ehe. 


n. 


§.  1209.  Ein  Mann  darf  nicht 
vor  erlangter  Volljährigkeit,  eine 
Frau  darf  nicht  vor  vollendetem 
sechzehnten  Lebensjahr  eine  Ehe 
eingehen. 

Einer  Frau  kann  Befreiung  von 
dieser  Vorschrift  bewilligt  werden. 


§.  1215  Abs.  1.  Niemand  darf 
eine  Ehe  eingehen,  bevor  seine 
frühere  Ehe  aufgelöst,  für  nich- 
tig oder  für  ungiltig  erklärt  wor- 
den ist.  Wollen  Ehegatten  die 
Eheschliessung  wiederholen,  so  ist 
die  vorgängige  Nichtigkeits-  oder 
Ungiltigkeitserklärung  nicht  er- 
forderlich. 

Gestrichen^  weil  bereits  durch 
§.  7  entschieden,  welcher  lautet: 
Die  Todeserklärung  begründet  die 
Vermutung,  dass  der  Verschollene 
in  dem  Zeitpunkte  gestorben  sei, 
welcher  in  dem  die  Todeserklärung 
aussprechenden  urteile  festge- 
setzt ist. 


§.  1235  Abs.  2.  Wird  das  die 
Todeserklärung  aussprechende  ur- 
teil angefochten,  so  darf  der  an- 
dere Ehegatte  vor  Erledigung  des 
Rechtsstreites  eine  neue  Ehe  nicht 
schliessen. 


§.  1236.  Eine  Ehe  kann  nicht 
geschlossen  werden : 

1)  zwischen  Verwandten  in  ge- 
rader Linie; 


§.  1215  Abs.  2.  Wird  das  Ur- 
teil, durch  welches  einer  der  Ehe- 
gatten für  tot  erklärt  worden  ist, 
im  Wege  der  Klage  angefochten, 
so  darf  der  andere  Ehegatte  nicht 
vor  der  Erledigung  des  Kechts- 
streites  eine  neue  Ehe  eingehen, 
es  sei  denn,  dass  die  Anfechtung 
erst  zehn  Jahre  nach  der  Ver- 
kündigung des  Urteils  erfolgt 

§.  1216.  Eine  Ehe  darf  nicht 
geschlossen  werden  zwischen  Ver- 
wandten in  gerader  Linie ,  zwi- 
schen vollbürtigen  oder  balbbfir- 
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III. 

BV.  1286;  M.  4,17;  D.  680; 
§.  28  des  Beichsgesetzes  vom  6/II 
1875. 

Es  wird  beantragt,  die  Ehe- 
mündigkeit des  Mannes  mit  Vol- 
lendung des  20.  Lebensjahres  ein- 
treten zu  lassen,  bezw.  auch  dem 
Manne  in  Abs.  2  die  Möglichkeit 
der  Dispensation  vorzubehalten. 
Wird  abgelehnt. 

Der  Antrag,  die  Ehemündigkeit 
der  Frau  auf  das  vollendete  18. 
Lebensjahr  hinaufzurücken,  wird 
vom  Antragsteller  zurückgezogen. 

RV.-1292;  M.  4,  18;  §.  34 
RG.  V.  6/n  1875;  §.  171  StGB.; 
§§.  541   sq.  568  sq.  CPO. 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. Dem  §.  1849  des  Gesetzes 
entpricht  BV.  1882;  M.  4,  18; 
D.  684,  685;  §§.  834,  835  CPO. 

Es  wird  beantragt  §.  1332  zu 
streichen.  Der  Antrag  wird  abge- 
lehnt. 


BV.  1293;  M.  4,  21;  §.  33 
Nr.  1-3  BG.  V.  6/II 1875;  §.  173 
StGB. 

Es  wird  beantragt,  den  Äbsate  2 

Archiv  für  Kirchanrecht  LXXVII. 


IV. 

§.  1303.  Ein  Mann  darf  nicht 
vor  dem  Eintritte  der  Volljährig* 
keit,  eine  Frau  darf  nicht  vor 
Vollendung  des  sechzehnten  Le- 
bensjahres eine  Ehe  eingehen. 

Einer  Frau  kann  Befreiung  von 
dieser  Vorschrift  bewilligt  werden. 


§.  1309.  Niemand  darf  eine 
Ehe  eingehen,  bevor  seine  frühere 
Ehe  aufgelöst  oder'  für  nichtig 
erklärt  worden  ist.  Wollen  Ehe- 
gatten die  Eheschliessung  wieder- 
holen, so  ist  die  vorgängige 
Nichtigkeitserklärung  nicht  er- 
forderlich. 

Wird  gegen  ein  urteil,  durch 
das  die  frühere  Ehe  aufgelöst  oder 
für  nichtig  erklärt  worden  ist,  die 
Nichtigkeitsklage  oder  die  Besti- 
tutionsklage  erhoben,  so  dürfen  die 
Ehegatten  nicht  vor  Erledigung 
des  Bechtsstreits  eine  neue  Ehe 
eingehen,  es  sei  denn,  dass  die 
Klage  erst  nach  dem  Ablaufe  der 
vorgeschriebenen  fünfjährigen  Frist 
erhoben  worden  ist. 

§.  1349.  Ist  das  urteil  durch 
das  einer  der  Ehegatten  für  tot 
erklärt  worden  ist,  im  Wege  der 
Klage  angefochten,  so  darf  der 
andere  Ehegatte  nicht  vor  der  Er- 
ledigung des  Bechtsstreits  einev 
neue  Ehe  eingehen,  es  sei  denn,, 
dass  die  Anfechtung  erst  zehn 
Jahre  nach  der  Verkündigung  des 
Urteils  erfolgt  ist. 

§.  1310.  Eine  Ehe  darf  nicht 
geschlossen  werden  zwischen  Ver^ 
wandten  in  gerader  Linie,  zwischen 
vollbürtigen  oder  halbbürtigen  Ge- 
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I. 


2)  zwischeD  Geschwistern,  <Ane 
Unterschied  der  Vollbürtigkeit  oder 
Halbbürtigkeit; 

3)  zwischen  Verschwägerten  in 
gerader  Linie. 

Ein  Yerwandtschaftsferhältnis 
im  Sinne  des  ersten  AbsatzesNr.  1,2 
besteht  anch  zwischen  dem  unehe- 
lichenEinde  sowie  dessen  Abkömm- 
lingen einerseits,  sowie  den  Ver- 
wandten des  Vaters  andererseits. 
Ein  Schwägerschaftsverhältnis  im 
Sinne  des  ersten  Absatzes  Nr.  3 
besteht  auch  zwischen  dem  einen 
Ehegatten  and  denjenigen  Per- 
sonen, welche  nach  Massgabe  der 
vorstehenden  Vorschrift  Verwandte 
des  anderen  Ehegatten  sind. 

Ein  Seh  Wägerschafts  Verhältnis 
im  Sinne  des  ersten  Absatzes  ist 
auch  dami  als  vorhanden  anzusehen, 
wenn  die  Ehe,  durch  welche  es 
begründet  sein  wurde,  ungiltig  ist, 
die  Qngiltigkeit  aber  nicht  auf 
einem  Formmangel  bei  der  Ehe* 
Schliessung  beruht. 


IL 


tigen  Geschwistern,  sowie  zwischen 
Verschwägerten  in  gerader  Linie. 


Eine  Ehe  darf  nicht  geschlossen 
werden  zwischen  Personen,  von 
denen  die  eine  mit  Eltern,  Vor- 
eltern oder  Abkömmlingen  der 
anderen  Geschlechtsgemeinschaft 
gepflogen  hat.  (Afflnitasillegitima) 
Verwandtschaft  im  Sinne  dieser 
Vorschriften  besteht  auch  zwischen 
einem  unehelichen  Einde  und  des- 
sen Abkömmlingen  einerseits  und 
dem  Vater  und  dessen  Verwandten 
andererseits. 


§.  1237.  Eine  Ehe  darf  nicht 
geschlossen  werden  zwischen  dem- 
jenigen, dessen  Ehe  wegen  Ehe- 
bruches geschieden  ist,  und  dem- 
jenigen, mit  welchem  er  des  Ehe- 
bruches sich  schuldig  gemacht 
hat,  sofern  dieser  Ehebruch  in 
dem  Scheidungsurteile  als  Grund 
der  Scheidung  festgestellt  ist. 

Dispensation  ist  zulässig. 


§.  1218.  Eine  Ehe  darf  nicht 
geschlossen  werden  zwischen  einem 
wegen  Ehebruchs  geschiedenen 
Ehegatten  und  demjenigen,  mit 
welchem  der  geschiedene  Ehegatte 
den  Ehebruch  begangen  bat,  so- 
fern dieser  Ehebruch  in  dem  Schei- 
dungsurteil als  Grund  der  Schei- 
dung festgestellt  ist. 

Befreiung  von  dieser  Vorschrift 
kann  bewilligt  werden. 
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dieses  Paragraphen  eu  streichen^ 
da  das  Kriteriam  dieser  Bestim- 
mang  äasserlich  nicht  erkennbar 
sei  nnd  daher  fast  niemals  zur 
Kenntnis  des  Standesbeamten  ge- 
hogen  werde,  oder  doch  nar  selten 
oder  niemals  bewiesen  werden 
könne. 

Der  Antrag  wird  abgelehnt. 

Es  wird  beantragt  als  Abs.  4 
hinzuzafftgen  »Schwägerschaft  im 
Sinne  dieser  Vorschriften  besteht 
anch  zwischen  dem  Ehegatten  nnd 
den  nach  Abs.  3  mit  dem  anderen 
Ehegatten  verwandten  Personen.c 

Abgelehnt. 

Es  wird  beantragt  als  §.  1239a 
einzuschalten:  »Eine  Ehe  darf 
nicht  geschlossen  werden  zwischen 
Oheim  and  Nichte,  Neffe  nnd 
Tante,  zwischen  Geschwisterkin- 
dern, sowie  zwischen  einem  Ver- 
lobten nnd  den  Verwandten  des 
Änderen  in  gerader  Linie,  gleich- 
viel ob  die  Verwandtschaft  auf 
ehelicher  oder  nnehelicher  Geburt 
beruht. 

Von  dieser  Vorschrift  kann  Be- 
freiung bewilligt  werden. € 

Abgelehnt. 

RV.  1295;  M.  4,  24;  §.36  Nr.  5 
RG.  V.  6/II,  1875;  StGB.  §.  172. 

Es  wird  beantragt,  den  ganzen 
Paragraphen  oder  Abs.  2  des  Pa- 
ragraphen 0U  streichen  oder  beizu- 
f&gen :  »Die  Befreiung  ist  ausge- 
schlossen, wenn  der  wegen  Ehe- 
bruchs geschiedene  Ehegatte  dem 
schuldlosen  Ehegatten  nach  dem 
Leben  gestrebt  oder  während  Be- 
stehens seiner  Ehe  derjenigen 
Person,  mit  welcher  er  den  Ehe- 
bruch beging,  für  den  Fall  der 
Auflösung  seiner  Ehe  ein  Ehever- 
sprechen gegeben  hat.€ 

Alle  drei  Anträge  wurden  ab- 
gelehnt. 


IV. 


schwistern    sowie  zwischen   Ver- 
schwägerten in  gerader  Linie. 


Eine  Ehe  darf  nicht  geschlossen 
werden  zwischen  Personen,  von 
denen  die  eine  mit  Eltern,  Vor- 
eltern oder  Abkömmlingen  der 
anderen  Geschlechtsgemeinschaft 
gepflogen  hat. 

Verwandtschaft  im  Sinne  dieser 
Vorschriften  bestehtauch  zwischen 
einem  unehelichen  Kinde  und  des- 
sen Abkömmlingen  einerseits  und 
dem  Vater  und  dessen  Verwandten 
andererseits. 


§.  1812.  Eine  Ehe  darf  nicht 
geschlossen  werden  zwischen  einem 
wegen  Ehebruchs  geschiedenen 
Ehegatten  und  demjenigen,  mit 
welchem  der  geschiedene  Ehegatte 
den  Ehebruch  begangen  hat,  wenn 
dieser  Ehebruch  in  dem  Schei- 
dungsurteil als  Grund  der  Schei- 
dung festgestellt  ist. 

Von  dieser  Vorschrift  kann  Be- 
freiung bewilligt  werden. 
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I. 


§.  1238  Abs.  1.  Ein  eheliches 
Kind  darf,  solange  es  das  fünfund- 
zwanzigste  Lebensjahr  nicht  za- 
rückgelegt  hat,  nur  mit  Einwil- 
ligang des  Vaters  und  nach  dem 
Tode  des  Vaters  nur  mit  Einwil- 
ligung der  Mutter,  ein  uneheliches 
Eind,  solange  es  jenes  Lebensjahr 
nicht  zurückgelegt  hat,  nur  mit 
Einwilligung  der  Mutter  eine  Ehe 
schliessen.  Das  durch  Ehelich- 
keitserklärung legitimirte  unehe- 
liche Eind  bedarf  nicht  der  Ein- 
willigung seiner  Mutter. 


Dem  Tode  des  Vaters  oder  der 
Mutter  steht  es  gleich,  wenn  die- 
selben zur  Abgabe  einer  Er- 
klärung dauernd  ausser  Stande 
sind  oder  ihr  Aufenhalt  dauernd 
unbekannt  ist.  Dem  Tode  des 
Vaters  steht  es  gleich,  wenn 
dem  letzteren  nach  den  Vor- 
schriften der  §§.  1564,  1566, 
1567  die  aus  der  Vaterschaft 
sich  ergebenden  Bechte  nicht  zu- 
stehen. 

§.  1238  Abs.  2.  Die  Erteilung 
der  Einwilligung  kann  nicht  durch 
einen  Vertreter,  insbesondere  auch 
nicht  durch  den  gesetzlichen  Ver- 
treter, erfolgen.  Zu  der  Einwil- 
ligung eines  in  der  Geschäfts- 
fähigkeit beschränkten  Elternteiles 
ist  die  Einwilligung  des  gesetz- 
lichen Vertreters  desselben  nicht 
erforderlich. 

§.  1238  Abs.  3.  Dem  Einde 
steht  der  Anspruch  auf  Erteilung 
der  Einwilligung  gegen  den  Vater 
oder  die  Mutter  zu,  es  sei  denn, 
dass  ein  wichtiger,  nach  den  Um- 
ständen des  Falles  die  Verweiger- 
ung rechtfertigender  Grund  vor- 
liegt. 


II. 


§.  1211.  Ein  eheliches  Eind  be- 
darf bis  zum  vollendeten  fünfund- 
zwanzigsten Lebensjahre  zur  Ein- 
gehung einer  Ehe  der  Einwillig- 
ung des  Vaters,  ein  uneheliches 
Eind  bedarf  bis  zum  gleichen  Le* 
bensalter  der  Einwilligung  der 
Mutter.  An  die  Stelle  des  Vaters 
tritt  die  Mutter,  wenn  der  Vater 
gestorben  ist  oder  wenn  ihm  die 
sich  aus  der  Vaterschaft  ergeben- 
den Rechte  nach  den  §§.  1589, 
1592  (wegen  Verlust  der  elterlichen 
Gewalt)  nicht  zustehen.  Ein  durch 
Ehelichkeitserklärung  legitimier- 
tes Eind  bedarf  der  Einwilligung 
der  Mutter  auch  dann  nicht,  wenn 
der  Vater  gestorben  ist. 

Dem  Tode  des  Vaters  oder  der 
Mutter  steht  es  gleich,  wenn  die- 
selben zur  Abgabe  einer  Erklärung 
dauernd  ausser  Stande  sind  oder 
wenn  ihr  Aufenthalt  dauernd  un- 
bekannt ist. 


§.  1213.  Die  elterliche  Einwil- 
ligung kann  nicht  durch  einen 
Vertreter  erteilt  werden.  Sind 
die  Eltern  in  der  Geschäftsßlhig- 
keit  beschränkt,  so  ist  die  Zu- 
stimmung ihres  gesetzlichen  Ver- 
treters nicht  erforderlich. 


§.  1214.  Wird  die  elterliche  Ein- 
willigung einem  volljährigen  Einde 
verweigert,  so  kann  sie  auf  dessen 
Antrag  durch  das  Vormundschafts- 
gericht ersetzt  werden.  Das  Vor- 
mundschaftsgericht hat  die  Ein- 
willigung zu  ersetzen,  wenn  sie 
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RV.  1288;  M.  4,  25.  §§.  29, 
30  KG.  6/II,  1875. 

HiezQ  wird  beantragt,  die  Ein- 
willigang  des  Vaters  bezw.  der 
Matter  zam  Abschlass  der  Ehe 
nicht  bis  znr  Vollendang  des  25. 
Lebensjahres  bestehen ,  sondern 
mit  der  VoUendang  des  21.  Le- 
bensjahres aufhören  zu  lassen. 
Der  Antrag  wird  in  erster  und 
zweiter  Lesung  innerhalb  der 
Kommission  abgelehnt,  aber  bei 
der  Plenarberathung  angenommen. 

(Antrag  Auer  und  Genossen  in 
Aolageband  3,  S.  2256,  Akten- 
stock  Nr.  471,  47;  Sitzung  vom 
25.  Juni  1896,  Stenographische 
Berichte  B.  4,  S.  2904—2906 
ond  1.  Juli  1896,  ibid.  S.  3073 
-8083). 


IV. 

§.  1305.  Ein  eheliches  Kind  be- 
darf bis  zur  Vollendung  des  ein- 
undzwanzigsten Lebensjahres  zur 
Eingehung  einer  Ehe  der  Einwil- 
ligung des  Vaters,  ein  uneheliches 
Kind  bedarf  bis  zum  gleichen  Le- 
bensalter der  Einwilligung  der 
Mutter.  An  die  Stelle  des  Vaters 
tritt  die  Mutter,  wenn  der  Vater  ge- 
storben ist  oder  wenn  ihm  die  sich 
aus  der  Vaterschaft  ergebenden 
Rechte  nach  §.  1701  nicht  zu- 
stehen. Ein  für  ehelich  erklärtes 
Kind  bedarf  der  Einwilligung  der 
Mutter  auch  dann  nicht,  wenn 
der  Vater  gestorben  ist. 

Dem  Tode  des  Vaters  oder  der 
Mutter  steht  es  gleich ,  wenn  sie 
zur  Abgabe  einer  Erklärung 
dauernd  ausser  Stande  sind  oder 
wenn  ihr  Aufenthalt  dauernd  un- 
bekannt ist. 


BV.  1290;  M.  4,  27. 
Wird   ohne  Debatte  angenom- 
men. 


§.  1307.  Die  elterliche  Einwil- 
ligung kann  nicht  durch  einen  Ver- 
treter erteilt  werden.  Ist  der  Vater 
oder  die  Mutter  in  der  Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt,  so  ist  die 
Zustimmung  des  gesetzlichen  Ver- 
treters nicht  erforderlich. 


BV.  1291 ;  M.  4,  28. 

Die  Bestimmung  der  Begier- 
ungsTorlage  erhält  nur  eine  re- 
daetionelle  Aenderung,  indem  an- 
statt »für  den  Ersatz  der  Kosten« 
eingesetzt  wird  »ffir  den  Ersatz 
der  Auslagen«,  da  der  angezogene 


§.  1308.  Wird  die  elterliche 
Einwilligung  einem  ToUjährigen 
Kinde  verweigert,  so  kann  sie  auf 
dessen  Antrag  durch  das  Vor- 
mundschaftsgericht ersetzt  werden. 
Das  Vormundschaftsgericht  hat 
die  Einwilligung  zu  ersetzen,  wenn 
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I. 


§.  1288  Abs.  4.  Das  rechts* 
kräftige  urteil«  durch  welches  ein 
Elternteil  zur  Erteilung  der  Ein- 
willigung yernrteilt .  wird,  ersetzt, 
wenn  der  Elternteil  der  gesetzliche 
Vertreter  des  Kindes  ist,  zugleich 
die  Einwilligung  des  ersteren  als 
des  gesetzlichen  Vertreters. 

§.  1289.  In  Ansehung  einer  an 
Eindesstatt  angenommenen  Person 
tritt  an  die  Stelle  der  nach  den 
Vorschriften  des  §.  1238  erforder- 
lichen Einwilligung  der  leiblichen 
Eltern  die  Einwilligung  desjenigen, 
welcher  die  Person  an  Kindesstatt 
angenommen  hat,  oder,  wenn  die 
Person  durch  die  Annahme  an 
Kindesstatt  die  rechtliche  Stellung 
eines  gemeinschaftlichen ,  ehe- 
lichen Kindes  zweier  Ehegatten 
erlangt  hat,  die  Einwilligung  des 
Ehemannes  und  nach  dessen  Tode 
die  Einwilligung  der  Ehefrau. 

Die  Einwilligung  der  leiblichen 
Eltern  ist  auch  dann  nicht  erfor- 
derlich, wenn  die  Annahme  an 
Kindesstatt  wieder  aufgehoben  ist. 

§.  1240.  Auf  Personen,  welche 
die  rechtliche  Stellung  ?on  Ver- 
wandten durch  eine  Annahme  an 
Kindesstatt  erlangt  haben,  findet 
die  Vorschrift  des  §.  1236  Abs.  1, 
Nr.  1  keine .  Anwendung.  Es  darf 
jedoch  zwischen  Personen,  von 
welchen  die  eine  die  andere  an 
Kindesstatt  angenommen  hat,  so- 
wie zwischen  der  ersteren  und  den 
Abkömmlingen  der  letzteren,  auch 
wenn  auf  diese  Abkömmlinge  die 
Annahme  an  Kindesstatt  sich  nicht 
erstreckt  hat,  so  lange  die  An- 
nahme an  Kindesstatt  besteht, 
eine  Ehe  nicht  geschlossen  werden. 

§.  1241.  Eine  Frau  darf  vor 
Ablauf  von    zehn  Monaten   von 


IL 


ohne  wichtigen  Qrund  verweigert 
worden  ist. 

Gestrichen^  weil  dieser  Fall  nur 
selten  vorkommt  und  die  Ent- 
scheidung über  beide  Arten  der 
Einwilligung  in  der  Hand  der- 
selben Behörde,  des  Vormund- 
schaftsgerichtes liegt. 


§.  1212.  An  Stelle  der  leib- 
lichen Eltern  eines  an  Kindesstatt 
angenommenen  Kindes  steht  den 
Eltern,  welche  das  Kind  angenom- 
men haben,  das  Recht  zu,  die 
Einwilligung  zur  Eingehung  der 
Ehe  zu  erteilen.  Die  leiblichen 
Eltern  erlangen  das  Recht  auch 
dann  nicht  wieder,  wenn  das  durch 
die  Annahme  an  Kindesstatt  be- 
gründete Rechtsverhältnis  aufge- 
hoben wird. 


§.  1217.  Wer  einen  Anderen  an 
Kindesstatt  angenommen  hat,  darf 
mit  ihm  oder  dessen  Abkömm- 
lingen eine  Ehe  nicht  eingehen, 
solange  das  durch  die  Annahme 
an  Kindesstatt  begründete  Rechts- 
verhältnis besteht. 


§.  1219.    Eine  Frau  darf  erst 
zehn  Monate  nach  der  Anflösuog, 
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§.  1823  Abs.  2  (=  1847  Abs.  2 
des  Gesetzes)  von  dem  Ersätze  der 
>AasIageD€  nicbt  der  »Kosten« 
spricht. 


BV.  1289;  M.  4,  30;  §.  31 
BQ.  V.  6/II,  1875. 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


RV.  1294;  M.  4,  31;  D.681; 
§.  33  Nr.  4  RG.  ?.  6/11,  1875. 
Wird  ohne  Debatte  angenom- 


men« 


IV. 

sie  ohne  wichtigen  Grund  verwei- 
gert wird. 

Vor  der  Entscheidung  soll  das 
Vormundschaftsgericht  Verwandte 
oder  Verschwägerte  des  Kindes 
h(^ren,  wenn  es  ohne  erhebliche 
Verz()gernng  und  ohne  unyerhftlt- 
nisroftssige  Kosten  geschehen  kann. 
Far  den  Ersatz  der  Auslagen  gilt 
die  Vorschrift  des  §.  1847  Abs.  2. 

§.  1306.  Einem  an  Kindesstatt 
angenommenen  Kinde  gegenüber 
steht  die  Einwilligung  zur  Ein* 
gehung  einer  Ehe  an  Stelle  der 
leiblichen  Eltern  demjenigen  zu, 
welcher  das  Kind  angenommen 
hat.  Hat  ein  Ehepaar  das  Kind 
gemeinschaftlich  oder  hat  ein  Ehe- 
gatte das  Kind  des  anderen  Ehe- 
gatten angenommen,  so  finden  die 
Vorschriften  des  §.  1305  Abs.  1 
Satz  1,  2,  Abs.  2  Anwendung. 

Die  leiblichen  Eltern  erlangen 
das  Recht  zur  Einwilligung  auch 
dann  nicht  wieder,  wenn  das  durch 
die  Annahme  an  Kindesstalt  be- 
gründete Rechtsverhältnis  aufge- 
hoben wird. 

§.  1311.  Wer  einen  Anderen  an 
Kindesstatt  angenommen  hat,  darf 
mit  ihm  oder  dessen  Abkömm- 
lingen eine  Ehe  nicht  eingehen, 
solange  das  durch  die  Annahme 
begründete  Rechtsverhältnis  be- 
steht. 


RV.  1296;  M.  4,  82;  §.  35        §.  1313.    Eine  Frau  darf  erst 
RG.  V.  6/II,  1875.  zehn  Monate  nach  der  Aufldsong 


ä 
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I. 


dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem 
ihre  frühere  Ehe  aufgelöst  oder 
für  ungiltig  erklärt  ist,  eine  neue 
Ehe  nicht  schliessen. 
Dispensation  ist  zulässig. 

§.  1242  handelt  von  der  vermö- 
gensrechtlichen Auseinandersetz- 
ung mit  den  erstehelichen  Kindern 
im  Falle  der  Wiederverehelichung. 

§.  1243  handelt  von  der  am& 
liehen  Ehebewilligung  für  Militär- 
personen, Beamte  und  Ausländer. 

§.  1244.  Die  Befugnis  zur  Er- 
teilung der  nach  den  Vorschriften 
der  §§.  1233,  1237,  1241  zuläs- 
sigen Dispensation  steht  dem  Staate 
zu.  Ueber  die  Ausübung  dieser 
Befugnis  haben  die  Landesregier- 
ungen zu  bestimmen. 


n. 


Nichtigkeits-  oder  üngiltigkeits- 
erklärung  ihrer  früheren  Ehe  eine 
neue  Ehe  eingehen. 

Befreiung  von  dieser  Vorschrift 
kann  bewilligt  werden. 

§.  1220  hat  gleichen  Inhalt. 


§.  1221  hat  gleichen  Inhalt. 


§.  1228.  Die  Befugnis  zur  Be- 
willigung einer  nach  den  §§.  1209, 
1218,  1219,  1225  zulässigen  Be- 
freiung steht  dem  Staate  zu.  Ueber 
die  Ausübung  dieser  Befugnis 
haben  die  Landesregierungen  zu 
bestimmen. 


III.  EheschUessung. 

§•  1245.  Die  Ehe  kann  nur  vor 
einem  Standesbeamten  geschlos- 
sen werden. 

Wenn  ein  Standesbeamter  aus- 
serhalb seines  Amtsbezirkes  oder 
bei  der  Schliessung  seiner  -eigenen 
Ehe  als  Standesbeamter  handelt, 
so  gilt  er  nicht  als  Standesbe- 
amter. 


§.  1246.  Die  Eheschliessung  soll 
vor  dem  zuständigen  Standesbe- 
amten erfolgen. 


§.  1222.  Die  Ehe  kann  nur  vor 
einem  Standesbeamten  geschlos- 
sen werden. 

Als  Standesbeamter  gilt  aach 
derjenige,  welcher,  ohne  Standes- 
beamter zu  sein,  das  Amt  eines 
Standesbeamten  öffentlich  ansAbt, 
es  sei  denn,  dass  die  Verlobten  den 
Mangel  der  amtlichen  Befugnis 
bei  der  Eheschliessnng  gekannt 
haben. 

§.  1223.  Die  Ehe  soll  vor  dem 
zoständigen  StandesbeamteD  ge- 
schlossen werden. 
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III. 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
tneiL 


BV.  1297;  M.  4,  33;  §.  38 
Abs.  2  BQ.  V.  6/II,  1875.  Wird 
ohne  Debatte  angenommen. 

RV.  1298;  M.  4,  33;  §.  38 
Hö.  T.  6/II ,  1875.  Der  Antrag 
auf  Streichnng  wird  abgelehnt. 

BV.  1305;  M.  4,  35;  §.  50 
BQ.  V.  6/II,  1875. 

Wird  nach  vorausgegangener 
Oeneraldiscussion  aber  Einführang 
der  Nothciyilebe  oder  facnltativen 
Cirilehe  bezw.  nach  Ablehnung 
der  hierauf  gerichteten  Anträge 
ohne  Specialdiscossion  angenom- 
men. (Kommissionsbericht,  S.  2012 
-2031 ;  Antrag  Qraf  Boon  und 
Schall,  Anlageband  3,  S.  2258 
Aktenstück  Nr.  473  und  Sitzung 
vom  24.  Juni  1896  a.  a.  0. 
S.  2870—2900). 


IV. 

oder  Nichtigkeitserklärung  ihrer 
früheren  Ehe  eine  neue  Ehe  ein- 
gehen, es  sei  denn,  dass  sie  in- 
zwischen geboren  hat 

Von  dieser  Vorschrift  kann  Be- 
freiung bewilligt  werden. 

§.  1314  hat  gleichen  Inhalt  wie 
§.  1242/1  und  1220/11. 


§.  1815  hat  gleichen  Inhalt  wie 
§.  1243/1  und  §.  1221/11. 

§.  1322.  Die  Bewilligung  einer 
nach  den  §§.  1303,  1313  zuläs- 
sigen Befreiung  steht  dem  Bun- 
desstaate zu,  dem  die  Frau,  die  Be- 
willigung einer  nach  §.  1312  zu- 
lässigen Befreiung  steht  dem  Bun- 
desstaate zu,  dem  der  geschiedene 
Ehegatte  angehört.  Für  Deutsche, 
die  keinem  Bundesstaat  ange- 
hören, steht  die  Bewilligung  dem 
Beichskanzler  zu. 

Die  Bewilligung  einer  nach 
§.  1316  zulässigen  Befreiung 
steht  dem  Bundesstaate  zu,  in 
dessen  Gebiete  die  Ehe  geschlos- 
sen werden  soll. 

Deber  die  Erteilung  der  einem 
Bundesstaate  zustehenden  Bewil- 
ligung hat  die  Landesregierung 
zu  b^immen. 


BV.  1802;  M.  4,  35;  D.681. 
Wird    ohne    Discussion  ange- 
nommen, wie  oben. 


RV.  1803;  M.  4,  38. 
Wird    ohne  Discussion 
nommen,  wie  oben. 


ange-» 


§.  1319.  Als  Standesbeamter 
im  Sinne  des  §.  1317  gilt  auch 
derjenige,  welcher  ohne  Standes- 
beamter zu  sein,  das  Amt  eines 
Standesbeamten  öffentlich  ausübt, 
es  sei  denn,  dass  die  Verlobten  den 
Mangel  der  amtlichen  Befugnis  bei 
der  Eheschliessung  kennen« 

§.  1320.  Die  Ehe  soll  vor  dem 
zuständigen  Standesbeamten  ge- 
schlossen werden. 
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Zuständig  ist  derjenige  Standes- 
beamte, in  dessen  Bezirke  einer 
der  Verlobten  seinen  Wohnsitz  hat 
oder  sich  gewöhnlich  aufh&lt. 

In  Ermangelung  eines  solchen 
Standesbeamten  wird,  wenn  beide 
Verlobte  oder  aach  nur  einer  der- 
selben Deutsche  sind,  der  zustän- 
dige Standesbeamte  von  der  ober- 
sten Aufsichtsbehörde  des  Bundes- 
staates bestimmt,  welchem  im 
ersten  Falle  einer  der  Verlobten 
und  im  letzten  Falle  der  Deutsche 
Verlobte  angehört 

unter  mehreren  zuständigen 
Standesbeamten  haben  die  Ver- 
lobten die  Wahl. 

§.  1247.  Auf  Grund  einer 
schriftlichen  Ermächtigung  des 
zuständigen  Standesbeamten  darf 
die  Eheschliessung  auch  ?or  dem 
Standesbeamten  eines  anderen  Be- 
zirkes erfolgen. 


IL 


Zuständig  ist  der  Standesbe- 
amte, in  dessen  Bezirk  einer  der 
Verlobten  seinen  Wohositz  oder 
seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt 
hat. 

Hat  keiner  der  Verlobten  seinen 
Wohnsitz  oder  seinen  gewöhnlichen 
Aufenthalt  im  Inland  und  ist  aach 
nur  einer  von  ihnen  ein  Deutscher, 
so  wird  der  zuständige  Standes- 
beamte von  der  obersten  Aufsichts- 
behörde des  Bundesstaates,  wel- 
chem der  Deutsche  angehört,  und, 
wenn  dieser  keinem  Bundesstaat 
angehört,  von  dem  Reichskanzler 
bestimmt. 

Unter  mehreren  zuständigen 
Standesbeamten  haben  die  Ver- 
lobten die  Wahl. 

§.  1224.  Auf  Grund  einer 
schriftlichen  Ermächtigung  des 
zuständigen  Standesbeamten  darf 
die  Ehe  auch  vor  dem  Standes- 
beamten eines  anderen  Bezirkes 
geschlossen  werden. 

§.  1225.  Der  Eheschliessung  soll 
ein  Aufgebot  vorhergehen.  Das 
Aufgebot  verliert  seine  Kraft,  wenn 
die  Ehe  nicht  binnen  sechs  Mo- 
naten nach  der  Vollziehung  des 
Aufgebots  geschlossen  wird. 

Das  Aufgebot  kann  unterblei- 
ben, wenn  die  lebensgefährliche 
Erkrankung  eines  der  Verlobten 
den  Aufschub  der  Eheschliessnng 
nicht  gestattet. 

Befreiung  von  dem  Aufgebote 
kann  bewilligt  werden. 


§.  1248.  Zur  Eheschliessung  ist 
erforderlich,  dass  die  Verlobten  vor 
dem  Standesbeamten  bei  gleich- 
zeitiger   Anwesenheit    persönlich 


§.  1226.  Die  Ehe  wird  dadurch 
geschlossen,  dass  die  Verlobten  vor 
einem  Standesbeamten  persönlich 
und  bei  gleichzeitiger  Anwesenheit 


CiMeherecht  de^  neuen  bürgert.  Oe$et%huches. 
III.  IV. 


299 


RV.  1304;  M.  4,  34. 
Wird    ohne   Discossion 
nommeo,  wie  oben. 


ange- 


RV.  1299,  D.  171;  §§.44,45, 
46,  47,  49,  50,  51  BG.  v.  6/II, 
1875.  EG.  A.  46 II 50  u,  46 III 67. 

Es  wird  beantragt  beizufügen: 
>Bei  Verlobten,  welche  einer  staat- 
lich anerkannten  Religionsgesell- 
sehaft  angehören,  kann  das  Aaf- 
gebot  nicht  erfolgen  oder  die  Be- 
freiung nicht  bewilligt  werden, 
wenn  nicht  eine  Bescheinigung 
ihrer  kirchlichen  Behörden  dem 
Standesbeamten  dahin  vorgelegt 
ist,  dass  ein  kirchlich  trennendes 
Ehehindernis  nicht  vorliegt,  c  — 
Abgelehnt. 

Zq  §.  1322  Abs.  2  vgl.  S.  297. 


RV.  1300;  M.  4.  39;  D.  681; 
§.  72  RG.  V.  6/II,  1875;  EG. 
Art.  46  lU;  57. 

Es  wird  beantragt  eine  Formu- 


Zost&ndig  ist  der  Standesbe- 
amte, in  dessen  Bezirk  einer  der 
Verlobten  seinen  Wohnsitz  oder 
seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt 
hat. 

Hat  keiner  der  Verlobten  seinen 
Wohnsitz  oder  seinen  gewöhnlichen 
Aufenthalt  im  Inland  und  ist  auch 
nur  einer  von  ihnen  ein  Deutscher, 
so  wird  der  zuständige  Standes* 
beamte  von  der  obersten  Aufsichts- 
behörde des  Bundesstaats,  dem 
der  Deutsche  angehört,  und,  wenn 
dieser  keinem  Bundesstaat  ange- 
hört, von  dem  Reichskanzler  be- 
stimmt. 

Unter  mehreren  zuständigen 
Standesbeamten  haben  die  Ver- 
lobten die  Wahl. 

§.  1321.  Auf  Grund  einer 
schriftlichen  Ermächtigung  des 
zuständigen  Standesbeamten  darf 
die  Ehe  auch  vor  dem  Standes- 
beamten eines  anderen  Bezirkes 
geschlossen  werden. 

§.  1316.  Der  Eheschliessung  soll 
ein  Aufgebot  vorhergehen.  Das 
Aufgebot  verliert  seine  Kraft,  wenn 
die  Ehe  nicht  binnen  sechs  Mo- 
naten nach  der  Vollziehung  des 
Aufgebots  geschlossen  wird. 

Das  Aufgebot  darf  unterblei- 
ben, wenn  die  lebensgefährliche 
Erkrankung  eines  der  Verlobten 
den  Aufschub  der  Eheschliessung 
nicht  gestattet. 

Von  dem  Aufgebote  kann  Be- 
freiung bewilligt  werden. 

§.  1322  Abs.  2.  Die  Bewil- 
ligung  einer  nach  §.  1316  zuläs- 
sigen Befreiung  steht  dem  Bun- 
desstaate zu,  in  dessen  Gebiete  die 
Ehe  geschlossen  werden  soll. 

§.  1317.  Die  Ehe  wird  dadurch 
geschlossen,  dass  die  Verlobten  vor 
einem  Standesbeamten  persönlich 
und  bei  gleichzeitiger  Anwesenheit 
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I. 

und  in  Gegenwart  von  zwei 
Zeugen  den  Willen  der  Eheschlies- 
sung erklären,  und  dass  hierauf  die 
Ehe  von  dem  Standesbeamten  für 
geschlossen  erklärt  wird. 

Die  Erklärungen  können  nicht 
unter  Beifügung  einer  Bedingung 
oder  Zeitbestimmung  erfolgen. 


II. 

erklären,  die  Ehe  mit  einander  ein- 
gehen zu  wollen,  und  dass  hierauf 
der  Standesbeamte  die  Ehe  für  ge- 
schlossen erklärt. 

Die  Erklärungen  kOnnen  nicht 
unter  einer  Bedingung  oder  einer 
Zeitbestimmungabgegeben  werden. 


§.  1249.  Der  Standesbeamte  soll 
bei  der  Eheschliessung  an  die 
Verlobten  einzeln  und  nach  ein- 
ander die  Frage  richten : 

ob  sie  erklären,  dass  sie  die  Ehe 
mit  einander  eingehen  wollen, 

und  nachdem  diese  Frage  von 
den  Verlobten  bejaht  ist,  aus- 
sprechen, dass  er  kraft  des  Qesetzes 
sie  nunmehr  für  rechtmässig  ver- 
bundene Eheleute  erkläre. 

Als  Zeugen  sollen  bei  der  Ehe- 
schliessung Personen,  welchen  die 
bürgerlichen  Ehrenrechte  aber- 
kannt sind,  während  der  für  den 
Verlust  dieser  Rechte  im  Urteile 
bestimmten  Zeit,  sowie  Minder- 
jährige nicht  zugezogen  werden. 
Personen,  welche  mit  einem  der 
Verlobten,  mit  dem  Standesbe- 
amten oder  mit  einander  verwandt 
oder  verschwägert  sind,  dürfen  als 
Zeugen  zugezogen  werden. 


§.  1227.  Der  Standesbeamte 
soll  bei  der  Eheschliessung  in 
Qegenwart  von  zwei  Zeugen  an 
die  Verlobten  einzeln  und  nach 
einander  die  Frage  richten,  ob  sie 
die  Ehe  mit  einander  eingehen 
wollen,  und,  nachdem  die  Ver- 
lobten die  Frage  bejaht  haben, 
aussprechen,  dass  er  kraft  Ge- 
setzes sie  für  rechtmässig  ver- 
bundene Eheleute  erkläre. 

Als  Zeugen  sollen  Personen, 
denen  die  bürgerlichen  Ehren- 
rechte aberkannt  sind,  während 
der  Zeit,  für  welche  die  Aberken- 
nung erfolgt  ist,  sowie  Minder- 
jährige nicht  zugezogen  werden. 
Personen,  die  mit  einem  der  Ver- 
lobten, mit  dem  Standesbeamten 
oder  mit  einander  verwandt  oder 
verschwägert  sind,  dürfen  als 
Zeugen  zugezogen  werden. 
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IlL 

lieniog  ZQ  sacben,  welche  die  dog- 
matische Auffassong  der  katho- 
lischen Kirche  über  den  Eheab- 
schlass  unberührt  lasse  und  dem- 
gemäss  die  Worte  >and  dass  hier- 
aof  der  Standesbeamte  die  Ehe  für 
geschlossen  erklärte  zu  streichen. 
Die  Bedactionskommission  einigte 
sich  sodann  dahin,  dem  Paragra- 
phen die  nebenstehende  Fassung 
zn  geben.  Die  carsiv  gedruckten 
Worte  sind  nea  eingefügt. 

BV.  1301;  M.  4,  40;  D,  681; 
§.  52  RO.  7.  6/II,  1875. 

Redactionelle  Aendernngen  wur- 
den beantragt,  den  letzten  Satz  in 
Abs.  1  dahin  abzuändern,  dass  die 
ursprüngliche  Fassung  ersetzt 
wird  durch  die  Worte: 

»dass  sie  kraft  Gesetzes  nun- 
mehr rechtmässig  verbundene  Ehe- 
leute seienc  oder 

»dass  sie  kraft  bürgerlichen 
Gesetzes  etc.c  oder 

»dass  sie  kraft  dieses  Gesetzes 
nunmehr  rechtmässig  verbundene 
Eheleute  seien.« 

Letztere  Formulierung  wurde 
eodgiltig  beibehalten. 

Der  weiteren  Anregung,  einen 
Zusatz  beizufügen,  dass  sich 
§§.  1300  und  1301  nur  auf  die 
Gbeschliessung  »kraft  bürgerlichen 
Rechts«  beziehen,  wurde  keine 
Folge  gegeben. 

Der  Antrag,  §.  67  RG.  v.  6/n, 
1875  aufzuheben,  wird  abgelehnt; 
der  Antrag,  nur  bei  iebensgeßlhr- 
licher  Erkrankung  eines  der  Ver- 
lobten die  Vornahme  der  kirch- 
lichen Trauung  unter  Aufhebung 
der  Strafbestiramung  in  §.  67  RG. 
Y.  6/II,  1875  zu  gestatten,  wird 
angenommen. 

Der  Antrag,  die  Thätigkeit  des 
Standesbeamten  auf  die  passive 
Wistenz  bei  der  kirchlichen  Trau- 
ung und  die  Registerführung  zu  be- 
schränken, wird  abgelehnt. 


IV. 

erklären,  die  Ehe  mit  einander  ein- 
gehen zu  wollen.  Der  StandesbC'- 
amte  muss  zur  Entgegennahme  der 
Erklärungen  bereit  sein. 

Die  Erklärungen  können  nicht 
unter  einer  Bedingung  oder  einer 
Zeitbestimmung  abgegeben  wer* 
den. 


§.  1318.  Der  Standesbeamte  soll 
bei  der  Eheschliessung  in  Gegen- 
wart von  zwei  Zeugen  an  die  Ver- 
lobten einzeln  und  nach  einander 
die  Frage  richten,  ob  sie  die  Ehe 
mit  einander  eingehen  wollen,  und, 
nachdem  die  Verlobten  die  Frage 
bejaht  haben,  aussprechen,  dass 
sie  iraft  dieses  Gesetzes  nunmehr 
rechtmässig  verbundene  Eheleute 
seien. 

Als  Zeugen  sollen  Personen,  die 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  für 
verlustig  erklärt  sind,  während  der 
Zeit,  für  welche  die  Aberkennung 
der  Ehrenrechte  erfolgt  ist,  sowie 
Minderjährige  nicht  zugezogen 
werden.  Personen,  die  mit  einem 
der  Verlobten,  mit  dem  Standes» 
beamten  oder  mit  einander  ver- 
wandt oder  verschwägert  sind, 
dürfen  als  Zeugen  zugezogen  wer- 
den. 

Der  Standesbeamte  soll  die  Ehe- 
schliessung in  das  Heiratsregister 
eintragen. 
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I. 


IV.  UngiUigJceü  der  Ehe. 

§.  1250.  Die  Ehe  ist  nur  dann 
nichtig : 

1)  wenn  sie  nicht  in  der  durch 
die  §§.  1245,  1248  vorgeschrie- 
benen Form  geschlossen  ist; 


II. 

Dritter  Titel. 

Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der 

Ehe. 

§.  1229.  Eine  Ehe  ist  nar  ia 
den  Fällen  der  §§.  1230  bis  1234 
nichtig. 

§.  1230.  Eine  Ehe  ist  nichtig, 
wenn  die  im  §.  1226  vorgeschrie- 
bene Form  nicht  beobachtet  wor- 
den ist. 

Ist  die  Ehe  in  das  Heirats- 
register eingetragen  worden  and 
haben  die  Ehegatten  nach  der  Ehe- 
Schliessung  zehn  Jahre  als  Ehe- 
gatten mit  einander  gelebt,  so  ist 
die  Ehe  als  von  Anfang  an  giltig 
anzusehen. 


§.  1250,  2)  wenn  einer  der  Ehe- 
schliessenden  zur  Zeit  der  Ehe- 
achliessung  geschäftsunfähig  war. 

§.  1250,  3)  wenn  die  Ehe  gegen 
«ines  der  Verbote  der  §§.  1234, 
1236  verstösst. 

§.  1251.  Die  wegen  der  Qe- 
schäftsunffthigkeit  eines  der  Ebe- 
schliessenden  nichtige  Ehe  wird, 
vorbehaltlich  der  nach  dem  §.  1259 
Nr.  4  zulässigen  Anfechtung,  gil- 
tig, wenn  der  Oeschäftsunfthige, 
nachdem  er  aufgehört  hat,  ge- 
schäftsunfähig zu  sein,  und  bevor 
die  Ehe  aufgelöst  oder  für  ungil- 
tig  erklärt  ist,  die  Eheschliessung 
gegenüber  dem  anderen  Teile  ge- 
nehmigt. 

Die  Qenehmigung  wirkt  auf  die 
Zeit  zurück,  in  welcher  die  Ehe 
geschlossen  ist. 


§.  1231  Abs.  1.  Eine  Ehe  ist 
nichtig,  wenn  einer  der  Ehegatten 
zur  Zeit  der  Eheschliessung  ge- 
schäftsunfähig war  oder  sich  im 
Zustande  der  Bewusstlosigkeit  be- 
fand. 

§.  1231  Abs.  2.  Die  Ehe  ist  als 
von  Anfang  an  giltig  anzusehen, 
wenn  der  Ehegatte  sie  nach  dem 
Wegfalle  der  Geschäftsunfähig- 
keit oder  der  Bewusstlosigkeit  be- 
stätigt, bevor  sie  aufgelöst  oder 
für  nichtig  erklärt  worden  ist. 
Einer  Form  bedarf  die  Bestätigung 
nicht. 


§.  1232.  Eine  Ehe  ist  nichtig, 
wenn  einer  der  Ehegatten  zur 
Zeit  der  Eheschliessung  mit  einem 
Dritten  in  einer  giltigen  Ehe  lebte. 
(Conform  §.  1250,3). 
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III. 

Dritter  TiteL 

NichHgkeii  und  Anfechtbarkeit  der 

Ehe. 

RV.  1306;  M,  4,  47;  D.  681 
bis  684.  CPO.  568  sq. 

Wird  ohne  Debatte  angenommeD. 

BV.  1307;  M.  4,  48;  D.  682. 

Es  wird  der  Antrag  gestellt, 
hinter  »gelebtc  einzuschalten: 

»oder  wird  die  Ehe  nach  min- 
destens dreijähriger  Dauer,  ohne 
dass  ein  auf  Nichtigkeitserklärung 
der  Ehe  gerichtetes  Verfahren 
schwebt,  durch  den  Tod  gelöst« ; 
worauf  die  Bedaictionskoromission 
nebenstehende  Formulirung  vor« 
schlägt. 


BV.  1308;  M.  4,  48;  D.  682. 

Es  wird  angeregt,  den  hier  fest- 
gesetzten Nichtigkeitsgrund  in 
einen  Anfechtungsgrund  zu  ver- 
wandeln. Wenn  Eheleute,  von 
denen  der  eine  im  Zustande  der 
Bewnsstlosigkeit  etc.  gehandelt 
habe,  nachher  mit  dem  Bestände 
der  Ehe  einverstanden  seien,  so 
solle  der  Staatsanwalt  sich  nicht 
einmischen  dürfen  und  die  Be- 
seitigung der  Ehe  lediglich  von 
dem  Belieben  der  Eheleute  ab- 
hängen.   Abgelehnt. 


BV.  1309;  M.  4,  51;  D.  682; 
§.  34  BG.  V.  6/11,  1875;  8.171 
StGB.;  §.  568  sq.  CPO. 

Wird  ohne  Debatte  angenommen. 


IV. 

Dritter  Titel. 

Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der 

Ehe. 

§.  1323.  Die  Ehe  ist  nur  in 
den  Fällen  der  §§.  1324  bis  1328 
nichtig. 

§.  1324.  Eine  Ehe  ist  nichtig, 
wenn  bei  der  Eheschliessung  die 
im  §.  1317  vorgeschriebene  Form 
nicht  beobachtet  worden  ist. 

Ist  die  Ehe  in  das  Heirats- 
register eingetragen  worden  und 
haben  die  Ehegatten  nach  der  Ehe- 
schliessung zehn  Jahre  oder,  falls 
einer  von  ihnen  vorher  gestorben 
ist,  bis  zu  dessen  Tode,  jedoch 
mindestens  drei  Jahre,  als  Ehe- 
gatten mit  einander  gelebt,  so  ist 
die  Ehe  als  von  Anfang  an  giltig 
anzusehen.  Diese  Vorschrift  findet 
keine  Anwendung,  wenn  bei  dem 
Ablaufe  der  zehn  Jahre  oder  zur 
Zeit  des  Todes  des  einen  Ehe- 
gatten die  Nichtigkeitsklage  er- 
hoben ist. 

§.  1325  Abs.  1.  Eine  Ehe  ist 
nichtig,  wenn  einer  der  Ehegatten 
zur  Zeit  der  Eheschliessung  ge- 
schäftsunfähig war  oder  sich  im 
Zustande  der  Bewnsstlosigkeit  oder 
vorübergehender  Störung  der  Gei- 
stesthätigkeit  befand. 

§.  1325  Abs.  2.  Die  Ehe  ist  als 
von  Anfang  an  giltig  anzusehen, 
wenn  der  Ehegatte  sie  nach  dem 
Wegfalle  der  Geschäftsunfähig- 
keit, der  Bewnsstlosigkeit  oder  der 
Störung  der  Geistesthätigkeit  be- 
stätigt, bevor  sie  für  nichtig  er- 
klärt oder  aufgelöst  worden  ist. 
Die  Bestätigung  bedarf  nicht  der 
für  die  Bheschliessung  vorge- 
schriebenen Form. 

§.  1326.  Eine  Ehe  ist  nichtig, 
wenn  einer  der  Ehegatten  zur  Zeit 
der  Eheschliessung  mit  einem 
Dritten  in  einer  giltigen  Ehe  lebte. 


N 
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§.  1252.  Eine  nichtige  Ehe, 
deren  Nichtigkeit  nicht  auf  einem 
Formmangel  bei  der  Eheschlies- 
sung beruht,  ist  so  lange  als  gil- 
tig anzusehen,  bis  sie  aufgelöst 
oder  für  ungiltig  erklärt  ist. 

Wenn  die  Nichtigkeit  einer  Ehe 
auf  einem  Formmangel  bei  der 
Eheschliessung  beruht,  oder  eine 
aus  einem  andern  Grunde  nichtige 
Ehe  aufgelöst  oder  für  ungiltig 
erklärt  ist,  so  ist  es  so  anzusehen, 
als  ob  die  Ehe  nicht  geschlossen 
worden  wäre. 

§§.  1253—1256  enthalten  pro- 
cessrechtliche  Bestimmungen. 

§.  1257.  Eine  nichtige  Ehe, 
deren  Nichtigkeit  nicht  auf  einem 
Formmangel  bei  der  Eheschlies- 
sung beruht,  ist  zu  Gunsten  eines 
Dritten,  welcher  ein  Bechtsgesch&ft 
mit  beiden  Ehegatten  oder  einem 
derselben  geschlossen  oder  ihnen 
gegenüber  vorgenommen  hat,  oder 
welchem  gegenüber  die  Ehegatten 
oder  einer  derselben  ein  Rechts- 
geschäft vorgenommen  haben,  in 
Ansehung  eines  solchen  Rechts- 
geschäft^ für  giltig  zu  erachten, 
es  sei  denn,  dass  zur  Zeit  der 
Vornahme  des  Rechtsgeschäftes 
die  Ehe  bereits  für  ungiltig  er- 
klärt oder  die  Nichtigkeit  dem 
Dritten  bekannt  war. 

Das  Gleiche  gilt  zu  Gunsten 
eines  Dritten  in  Ansehung  eines 


IL 


§.  1233.  Eine  Ehe  ist  nichtig, 
wenn  sie  zwischen  Verwandten  oder 
Verschwägerten  dem  Verbote  des 
§.  1216  Abs.  1  zuwider  geschlossen 
worden  ist  (§.  1250,3). 

§.  1234.  Eine  Ehe  ist  nichtig, 
wenn  sie  wegen  Ehebruchs  nach 
§.  1218  verboten  war. 

Wird  nachträglich  Befreiung  von 
der  Vorschrift  des  §.  1218  bewil- 
ligt, so  ist  die  Ehe  als  von  Anfang 
an  giltig  anzusehen  (§.  1237). 

§.  1235.  Die  Nichtigkeit  einer 
nach  §§.  1231  bis  1234  nichtigen 
Ehe  kann,  solange  nicht  die  Ehe 
aufgelöst  ist,  nur  im  Wege  der 
Nichtigkeitsklage  geltend  gemacht 
werden.  Das  Gleiche  gilt  von  einer 
nach  §.  1230  nichtigen  Ehe,  wenn 
sie  in  das  Heiratsregister  einge- 
tragen worden  ist. 


Gestrichen  und  in  die  Civil- 
processordnung  verwiesen. 

§.  1236.  Einem  Dritten  gegen- 
über können  aus  der  Nichtigkeit 
der  Ehe  Einwendungen  gegen  ein 
zwischen  ihm  und  einem  Ehegatten 
vorgenommenes  Rechtsgeschäft 
oder  gegen  ein  zwischen  ihnen  er- 
gangenes rechtskräftiges  urteil 
nur  hergeleitet  werden,  wenn  zur 
Zeit  der  Vornahme  des  Rechts- 
geschäfts oder  zur  Zeit  des  Ein- 
tritts der  Rechtshängigkeit  die 
Ehe  für  nichtig  erklärt  oder  die 
Nichtigkeit  dem  Dritten  bekannt 
war 

Die  Nichtigkeit  kann  unbe- 
schränkt geltend  gemacht  werden, 
wenn  sie  auf  einem  Formmangei 
beruht ,  und  die  Ehe  nicht  im 
Heiratsregister  eingetragen  wor- 
den ist. 
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RV.  1310 ;  M.  4,  53 ;  D.  683 ; 
§.  33,  Nr.  1,  2,  3,  RQ.  y.  6/II, 
1875. 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 

RV.  1311;  D.  683 ;  §.  33  Nr.  5 
RG.  V.  6/II,  1875. 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


RV.  1812;  M.  4,56;  D.  681; 
§§.  584  c  n.  587  CPO. 
Wird  ohne  Debatte  angenom- 


men. 


IV. 

§.  1327.  Eine  Ehe  ist  nichtig, 
wenn  sie  zwischen  Verwandten  oder 
Verschwägerten  dem  Verbote  dea 
§.  1310  Abs.  1  zuwider  geschlos- 
sen worden  ist. 

§.  1328.  Eine  Ehe  ist  nichtig, 
wenn  sie  wegen  Ehebrnchs  nach 
§.  1312  verboten  war. 

Wird  nachträglich  Befreiung 
von  der  Vorschrift  des  §.  1312 
bewilligt,  so  ist  die  Ehe  als  von 
Anfang  an  giltig  anzusehen. 

§.  1329.  Die  Nichtigkeit  einer 
nach  den  §§.  1325  bis  i:i28  nich- 
tigen Ehe  kann,  solange  nicht  die 
Ehe  für  nichtig  erklärt  oder  auf- 
gelöst ist,  nur  im  Wege  der  Nich- 
tigkeitsklage geltend  gemacht  wer- 
den. Das  Gleiche  gilt  von  einer 
nach  §.  1324  nichtigen  Ehe,  wenn 
sie  in  das  Heiratsregister  einge- 
tragen worden  ist.  . 


RV.   1327;  M.  4,  63;  D.  684. 
Wird  ohne   Debatte  angenom- 


men. 


§.  1344.  Einem  Dritten  gegen- 
über können  aus  der  Nichtigkeit 
der  Ehe  Einwendungen  gegen  ein 
zwischen  ihm  und  einem  der  Ehe- 
gatten vorgenommenes  Rechtsge- 
schäft oder  gegen  ein  zwischen 
ihnen  ergangenes  rechtskräftiges 
Urteil  nur  hergeleitet  werden,  wenn 
zur  Zeit  der  Vornahme  des  Rechts- 
geschäfts oder  zur  Zeit  des  Ein- 
tritts der  Rechtshängigkeit  die  Ehe 
fär  nichtig  erklärt  oder  die  Nich- 
tigkeit dem  Dritten  bekannt  war. 

Die  Nichtigkeit  kann  ohne  diese 
Beschränkung  geltend  gemacht 
werden,  wenn  sie  auf  einem  Form- 
mangel beruht  und  die  Ehe  nicht 
in  das  Heiratsregister  eingetragen 
worden  ist. 


Ai«hiT  fiir  Eirehenrecbt.  LXXYII. 
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rechtskräftigen  Urteiles,  welches 
ia  einem  zwischen  dem  Dritten 
und  den  Ehegatten  oder  einem 
derselben  anhängig  gewordenen 
Hechtsstreite  ergangen  ist,  es  sei 
denn,  dass  zu  der  Zeit,  in  welcher 
die  Nichtigkeit  hätte  geltend  ge- 
macht werden  können,  die  Ehe 
bereits  für  ungiltig  erklärt  oder 
die  Nichtigkeit  dem  Dritten  be- 
kannt war. 

§.  1258.  Wenn  die  Nichtigkeit 
einer  Ehe  auf  einem  anderen 
Grunde  als  auf  einem  Formroangel 
bei  der  Eheschliessung  beruht 
und  der  eine  Ehegatte  bei  der 
Eheschliessung  die  Nichtigkeit 
nicht  gekannt,  seine  Unkenntnis 
auch  nicht  auf  grober  Fahrlässig- 
keit beruht  hat,  der  andere  Ehe- 
gatte aber  die  Nichtigkeit  bei  der 
Eheschliessung  gekannt  hat,  so  hat 
der  erstere,  nachdem  die  Ehe  auf- 
gelöst oder  für  ungiltig  erklärt  wor- 
den ist,  die  Wahl,  ob  gegenüber  dem 
anderen  Ehegatten  in  vermögens- 
rechtlicher Beziehung  es  bei  den 
aus  der  Nichtigkeit  der  Ehe  sich 
ergebenden  Folgen  verbleiben  oder 
das  Verhältnis  so  behandelt  wer- 
den soll,  wie  wenn  die  Ehe  ge- 
schieden und  der  andere  Ehegatte 
für  den  schuldigen  Teil  erklärt 
wäre.  Wird  das  Letztere  gewählt, 
80  ist  als  die  Zeit  der  Scheidung 
die  Zeit  anzusehen,  in  welcher  die 
Ehe  aufgelöst  oder  das  urteil, 
durch  welches  sie  für  ungiltig  er- 
klärt wird,  rechtskräftig  gewor- 
den ist. 

Die  Vorschriften  der  §§.  208, 
209  finden  entsprechende  Anwen- 
dung. Der  Wahlberechtigte  kann 
von  dem  anderen  Teile  aufgefor- 
dert werden,  die  Wahl  binnen 
einer  von  dem  letzteren  dem  Wahl- 
berechtigten zu  bestimmenden  an- 


n. 


§.  1287.  War  dem  einen  Ehe- 
gatten die  Nichtigkeit  der  Ehe 
bei  der  Eheschliessung  bekannt, 
so  hat  der  andere  Ehegatte,  so- 
fern nicht  auch  ihm  die  Nichtig- 
keit bekannt  war,  nach  der  Auf- 
lösung oder  der  Nichtigkeitser- 
klärung der  Ehe  die  Wahl,  ob  es 
in  vermögensrechtlicher  Beziehung 
zwischen  ihnen  bei  den  Folgen  der 
Nichtigkeit  verbleiben  oder  ob  das 
Verhältnis,  insbesondere  auch  in 
Ansehung  der  Unterhaltspflicht,  so 
behandelt  werden  soll,  wie  wenn 
die  Ehe  zur  Zeit  der  Auflösung 
oder  der  Nichtigkeitserklärung  ge- 
schieden und  der  Ehegatte,  wel- 
chem die  Nichtigkeit  bekannt  war, 
für  schuldig  erklärt  worden  wäre. 

Die  Wahl  erfolgt  durch  Er- 
klärung gegenüber  dem  anderen 
Teile ;  die  Erklärung  ist  unwider- 
ruflich. Dem  wahlberechtigten 
Ehegatten  kann  von  dem  anderen 
eine  angemessene  Frist  zur  Er- 
klärung bestimmt  werden ;  erfolgt 
die  Erklärung  nicht  innerhalb  der 
Frist,  so  verbleibt  es  bei  den  . 
Folgen  der  Nichtigkeit. 

Diese  Vorschriften  finden  keine 
Anwendung,  wenn  die  Nichtigkeit 
auf  einem  Formmangel  beruht, 
und  die  Ehe  nicht  in  das  Heirats- 
register eingetragen  worden  ist. 
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IV. 


RV.  1328;  M.  4,  66;  D.  684. 

Am  Scblass  des  ersten  Absatzes 
worden  anstatt  der  Worte 

»für  schuldig  erklärt  worden 
wftrec 

gesetzt : 

»fnr  aKeinschuldig  erklärt  wor- 
den wäret 

um  die  Fassung  in  üebereinstim- 
mung  mit  der  Fassung  der  mass- 
gebenden Paragraphen  im  Titel 
von  der  Scheidung  zu  bringen. 


RV.  1330;  M.  4,  67;  D.  684. 
Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


§.  1345.  War  deip  einen  Ehe- 
gatten die  Nichtigkeit  der  Ehe 
bei  der  Eheschliessung  bekannt, 
so  kann  der  andere  Ehegatte,  so- 
fern nicht  auch  ihm  die  Nichtig- 
keit bekannt  war,  nach  der  Nichtig- 
keitserklärung oder  der  Auflösung 
der  Ehe  verhingen,  dass  ihr  Ver- 
hältnis in  vermögensrechtlicher  Be- 
ziehung, insbesondere  auch  in  An- 
sehung der  Unterhaltspflicht,  so 
behandelt  wird,  wie  wenn  die  Ehe 
zur  Zeit  der  Nichtigkeitserklärung 
oder  der  Auflösung  geschieden  und 
der  Ehegatte,  dem  die  Nichtigkeit 
bekannt  war,  für  allein  schuldig  er- 
klärt worden  wäre. 

Diese  Vorschrift  findet  keine  An- 
wendung, wenn  die  Nichtigkeit  auf 
einem  Formmangel  beruht  und  die 
Ehe  nicht  in  das  Heiratsregister 
eingetragen  worden  ist. 

§.  1347.  Erklärt  der  Ehegatte, 
dem  das  in  §.  1345  Abs.  1  be- 
stimmte Recht  zusteht,  dem  an- 
deren Ehegatten,  dass  er  von 
dem  Rechte  Gebrauch  mache,  so 
kann  er  die  Folgen  der  Nichtig- 
keit der  Ehe  nicht  mehr  geltend 
machen;  erklärt  er  dem  anderen 
Ehegatten,  dass  es  bei  diesen  Fol- 
gen bewenden  solle,  so  erlischt  das 
im  §.  1345  Abs.  1  bestimmte  Recht. 

Der  andere  Ehegatte  kann  den 
berechtigten  Ehegatten  unter  Be- 
stimmung    einer    angemessenen 

20* 
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gemessenen  Frist  zu  vollziehen. 
Wird  die  Wahl  innerhalb  dieser 
Frist  nicht  vollzogen,  so  ist  es  so 
anzusehen,  als  habe  der  Wahlbe- 
rechtigte erklärt,  dass  es  bei  den 
ans  der  Nichtigkeit  der  Ehe  sich 
ergebenden  Folgen  verbleiben  solle. 
§.  1259.  Die  Ehe  ist  nur  dann 
anfechtbar: 

1)  wenn  einer  der  Eheschlies- 
senden  widerrechtlich  durch  Droh- 
ung oder  durch  Betrug  zu  der 
Eheschliessung  bestimmt  worden 
ist ;  war  der  Betrug  nicht  von  dem 
anderen  Eheschliessenden  verübt, 
so  ist  die  Ehe  nur  dann  anfecht- 
bar, wenn  der  letztere  den  Betrug 
bei  der  Eheschliessung  kannte  oder 
kennen  musste ;  als  Betrug,  durch 
welchen  einer  der  Eheschliessen- 
den von  dem  anderen  Teile  wider- 
rechtlich zur  Eheschliessung  be- 
stimmt worden,  ist  es  insbeson- 
dere anzusehen,  wenn  ihm  solche 
persönliche  Eigenschaften  oder 
Verhältnisse  des  anderen  Teiles 
von  diesem  verhehlt  sind,  welche 
ihn  bei  verständiger  Würdigung 
des  Zweckes  der  Ehe  von  der  Ehe- 
schliessung abhalten  mussten,  und 
von  welchen  zugleich  vorauszu- 
sehen war,  dass  sie  ihn,  wenn  er 
sie  gekannt  hätte,  von  der  Ehe- 
schliessung  abgehalten  haben 
würden. 

§.  1259.  Eine  Ehe  ist  nur  dann 
anfechtbar: 

2)  Wenn  einer  der  Eheschlies- 
senden entweder  den  Willen  über- 
haupt eine  Ehe  zu  schliessen,  oder 
den  Willen  eine  Ehe  mit  dem  an- 
deren Teile  zu  schliessen,  bei  der 
Eheschliessung  nicht  gehabt  hat 
und  in  beiden  Fällen  dieser  Mangel 
der  Uebereinstimmung  des  wirk- 
lichen Willens  mit  dem  erklärten 
Willen  auf  einem  Irrtume  des  Er- 
klärenden beruhte. 


§.  1238.  Eine  Ehe  kann  nur  in 
den  Fällen  der  §§.  1239  bis  1243 
und  des  §.  1483  angefochten  wer- 
den. 

§.  1241.  Eine  Ehe  kann  von 
dem  Ehegatten  angefochten  wer- 
den, welcher  sich  bei  der  Ehe- 
schliessung in  der  Person  des  an- 
deren Ehegatten  oder  über  solche 
persönliche  Eigenschaften  oder 
solche  persönliche  Verhältnisse  des 
anderen  Ehegatten  geirrt  hat,  die 
ihn  bei  Kenntnis  der  Sachlage  und 
bei  verständiger  Würdigung  de» 
Zweckes  der  Ehe  von  der  Ehe- 
schliessung abgehalten  haben 
würden. 


§.  1240.  Eine  Ehe  kann  von 
dem  Ehegatten  angefochten  wer- 
den, welcher  bei  der  Eheschlies- 
sung nicht  gewusst  hat,  dass  es 
sich  um  eine  Eheschliessung 
handle,  oder  dies  zwar  gewusst 
hat,  aber  eine  Erklärung,  die  Ehe 
eingehen  zu  wollen,  nicht  bat  ab- 
geben wollen. 


Nr.  3.  Gestrichm,  weil  wegen 
der     vorbeugenden     gesetzlichen 


Civileherecht  des  neuen  bürgerl,  Oeaetzbuches. 


309 


m. 


IV. 

Frist  zur  Erklärung  darüber  auf- 
fordern, ob  er  von  dem  Rechte  Ge- 
brauch mache.  Das  Recht  kann 
in  diesem  Falle  nur  bis  zum  Ab- 
laufe der  Frist  ausgeübt  werden. 


BV.  1313;  M.  4,  71;  D.  683. 
Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 

BV.  1316:  M.  4,  71;  D.  683. 

Es  wird  beantragt,  die  Worte 
>oder  solche  persönliche  Verhält- 
uissec  zu  streichen ;  ferner  wird 
beantragt,  die  Bestimmung  nur  auf 
den  error  personae  zu  beziehen 
und  demgemäss  zu  formulieren: 

»Eine  Ehe  kann  von  dem  Ehe- 
gatten angefochten  werden,  der 
sich  bei  der  Eheschliessung  in  der 
Person  des  anderen  Ehegatten  ge- 
irrt hat.« 

Unter  »persönlichen  Eigen- 
schaften« seien  die  Beiwohnungs- 
fähigkeit, Schwangerschaft,  ge- 
heime eckelhafte  Krankheiten  zu 
verstehen,  welche  dem  einen  Ehe- 
gatten unbekannt  gewesen  seien 
and  nach  dem  modernen  Bewusst- 
sein  die  Anfechtbarkeit  der  Ehe 
begründen  müssen.  Der  erste  An- 
trag wurde  angenommen,  der 
zweite  abgelehnt. 

BV.  1315 ;  M.  4,  78 ;  D.  683. 
Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


§.  1330.  Eine  Ehe  kann  nur 
in  den  Fällen  der  §§.  1331  bis  1335 
und  des  §.  1350  angefochten  wer- 
den. 

§.  1333.  Eine  Ehe  kann  von 
dem  Ehegatten  angefochten  wer- 
den, der  sich  bei  der  Eheschlies- 
sung in  der  Person  des  anderen 
Ehegalten  oder  über  solche  per- 
sönliche Eigenschaften  des  anderen 
Ehegatten  geirrt  hat,  die  ihn  bei 
Kenntnis  der  Sachlage  und  bei  ver- 
ständiger Würdigung  des  Wesens 
der  Ehe  von  der  Eingehung  der 
Ehe  abgehalten  haben  würden. 


§.  1332.  Eine  Ehe  kann  von 
dem  Ehegatten  angefochten  wer- 
den, der  bei  der  Eheschliessung 
nicht  gewusst  hat,  dass  es  sich  um 
eine  Eheschliessung  handle,  oder 
dies  zwar  gewusst  hat,  aber  eine 
Erklärung,  die  Ehe  eingehen  zu 
wollen,  nicht  hat  abgeben  wollen. 
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3)  Wenn  einer  der  Eheschlies- 
senden  zur  Zeit  der  Eheschliessung 
nicht  ehemöndig  war. 

§.  1259.  Die  Ehe  ist  nur  dann 
anfechtbar: 

4)  Wenn  einer  der  Ehescblies- 
senden  zur  Zeit  der  Eheschlies- 
sung oder  im  Falle  des  §.  1251 
der  Genehmigende  zur  Zeit  der 
Genehmigung  in  der  Geschäfts- 
föhigkeit  beschränkt  und  die  Ein- 
willigung zu  der  Eheschliessung 
oder  zu  der  Genehmigung  von  dem 
gesetzlichen  Vertreter  nicht  er- 
teilt war. 

§.  1260.  Eine  anfechtbare  Ehe 
ist,  auch  wenn  die  Anfechtung 
erfolgt  ist,  solange  als  giltig  an- 
zusehen, bis  sie  aufgelöst  oder  für 
ungiltig  erklärt  ist. 

Ist  die  Ehe  infolge  der  An- 
fechtung für  ungiltig  erklärt,  oder 
ist  die  anfechtbare  Ehe  nach  er- 
folgter Anfechtung  vor  Erledigung 
des  Rechtsstreites  aufgelöst  oder 
erst  nach  Auflösung  der  Ehe  an- 
gefochten, so  ist  es  so  anzusehen, 
als  ob  die  Ehe  nicht  geschlossen 
worden  wäre. 

§.  1261.  Zur  Anfechtung  der 
Ehe  ist  nur  berechtigt: 

1)  in  den  Fällen  des  §.  1259 
Nr.  1  der  Ehegatte,  welcher  zu 
der  Eheschliessung  durch  Drohung 
oder  Betrug  bestimmt  worden  ist. 

(Vergl.  §.  1259  Nr.  1). 


II. 


Massregeln  derartige  Fälle  selten, 
und  Missstände  in  Deutschland 
nicht  hervorgetreten  seien. 

§.  1239.  Eine  Ehe  kann  von 
dem  Ehegatten  angefochten  wer- 
den, welcher  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliessung oder  im  Falle  des 
§.  1231  zur  Zeit  der  Bestätigung 
in  der  Geschäftsfähigkeit  be- 
schränkt war,  wenn  die  Eheschlies- 
sung oder  die  Bestätigung  ohne 
Einwilligung  des  gesetzlichen  Ver- 
treters erfolgt  ist. 


§.  1251.  Wird  eine  anfechtbare 
Ehe  angefochten,  so  ist  sie  als  von 
Anfang  an  nichtig  anzusehen. 

Die  Nichtigkeit  einer  anfecht- 
baren und  im  Wege  der  An- 
fechtungsklage angefochtenen  Ehe 
kann,  solange  nicht  die  Ehe  auf- 
gelöst ist,  nicht  anderweit  gel- 
tend gemacht  werden. 


§.  1242.  Eine  Ehe  kann  von 
dem  Ehegatten  angefochten  wer- 
den, welcher  zur  Eingehung  der 
Ehe  durch  arglistige  Täuschung 
über  solche  Umstände  bestimmt 
worden  ist,  die  geeignet  waren, 
ihn  bei  verständiger  üeberlegung 
von  der  Eingehung  der  Ehe  ab- 
zuhalten. Ist  die  Täuschung  nicht 
von  dem  anderen  Ehegatten  ver- 
übt, so  ist  die  Ehe  nnr  dann  an- 
fechtbar, wenn  dieser  die  Täusch- 
ung bei  der  Eheschliessnng  ge- 
kannt hat. 
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IV. 


RV.  1314;  M.  4,  80;  D.  683. 

Es  wurde  gäuzliche  Streichung 
beantragt,  da  sogar  dem  Vormunde 
ein  Anfechtungsrecht  gegeben 
werde,  das  auch  gegen  den  Willen 
des  in  der  Geschäftsfähigkeit  be- 
schränkten Ehegatten  ausgeübt 
werden  k5nne  und  weil  diese  Be- 
stimmung den  religiösen  Anschau- 
ungen der  Katholiken  durchaus 
widerspreche. 

Der  Autrag  wird  abgelehnt. 

RV.  1326;  M.  4,  89;  D.  682 
sq.;  EG.  A.  46  II  55;  §.55  RG. 
V.  6/II,  1875. 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


§.  1331.  Eine  Ehe  kann  von 
dem  Ehegatten  angefochten  wer- 
den, der  zur  Zeit  der  Eheschlies- 
sung oder  im  Falle  des  §.  1325 
zur  Zeit  der  Bestätigung  in  der 
Geschäftsfähigkeit  beschränkt  war, 
wenn  die  Eheschliessung  oder  die 
Bestätigung  ohne  Einwilligung 
seines  gesetzlichen  Vertreters  er- 
folgt ist. 


§.  1343.  Wird  eine  anfechtbare 
Ehe  angefochten,  so  ist  sie  als  von 
Anfang  an  nichtig  anzusehen.  Die 
Vorschrift  des  §.  142  Abs.  2 
findet  Anwendung. 

Die  Nichtigkeit  einer  anfecht- 
baren Ehe,  die  im  Wege  der  Klage 
angefochten  worden  ist,  kann,  so- 
lange nicht  die  Ehe  für  nichtig 
erklärt  oder  aufgelöst  ist,  nicht 
anderweit  geltend  gemacht  werden. 


RV.  1317;  M.  4,  86;  D.  683. 

Es  wird  beantragt,  Satz  1  durch 
die  Fassung  zu  ersetzen:  »Eine  Ehe 
kann  von  dem  Ehegatten  ange- 
fochten werden,  der  zur  Eingehung 
der  Ehe  durch  arglistige  Täusch- 
ung über  solche  persönliche  Eigen- 
schaften bestimmt  worden  ist,  die 
ihn  bei  Kenntnis  der  Sachlage  und 
bei  verständiger  Würdigung  des 
Wesens  der  Ehe  von  der  Eingehung 
der  Ehe  abgehalten  haben  würden.« 

Dieser  Antrag  wird  abgelehnt ; 
damit  aber  »Umstände«  nicht  auf 
die  Vermögensverhältnisse  bezogen 
werden,  Absatz  2  beigefügt. 


§.  1334.  Eine  Ehe  kann  von 
dem  Ehegatten  angefochten  wer- 
den, der  zur  Eingehung  der  Ehe 
durch  arglistige  Täuschung  über 
solche  umstände  bestimmt  worden 
ist,  die  ihn  bei  Kenntnis  der  Sach- 
lage und  bei  verständiger  Wür- 
digung des  Wesens  der  Ehe  von 
der  Eingehung  der  Ehe  abgehal- 
ten haben  würden.  Ist  die  Täusch- 
ung nicht  von  dem  anderen  Ehe- 
gatten verübt  worden,  so  ist  die 
Ehe  nur  dann  anfechtbar,  wenn 
dieser  die  Täuschung  bei  der  Ehe- 
schliessung gekannt  hat. 

Auf  Grund  einer  Täuschung  über 
Vermögensverhältnisse  findet  die 
Anfechtung  nicht  statt. 
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Vergl.    §.    1259    Nr.    1    und 
§.  1261  Nr.  1. 


§.  1261.  Zur  Anfechtung  der 
Ehe  ist  nur  berechtigt: 

2)  in  den  Fällen  des  §.  1259 
Nr.  2  der  Ehegatte,  welcher  ge- 
irrt hat; 

8)  in  den  Fällen  des  §.  1259 
Nr.  3  der  Ehegatte,  welcher  nicht 
ebemündig  war. 

4)  in  den  Fällen  des  §.  1259 
Nr.  4  der  Ehegatte,  welcher  in  der 
Geschäftsfähigkeit  beschränkt  war. 

§.  1262.  Die  Anfechtung  der 
Ehe  ist  ausgeschlossen,  wenn  die 
Ehe  bereits  aufgelöst  ist,  es  sei 
denn,  dass  die  Auflösung  durch 
den  Tod  des  zur  Anfechtung  nicht 
berechtigten  Ehegatten  erfolgt  ist. 

§.  1263.  Die  nach  den  Vor- 
schriften des  §.  1259  Nr.  1  bis  3 
anfechtbare  Ehe  wird  unanfecht- 
bar, wenn  sie  von  dem  anfechtungs- 
berechtigten Ehegatten  nach  Be- 
endigung der  Zwangslage  nach  Ent- 
deckung des  Betruges  oder  Irr- 
tumes  oder  nach  Eintritt  der  Ehe- 
mündigkeit genehmigt  wird.  Die 
Genehmigung  kann  nicht  durch 
einen  Vertreter,  insbesondere  auch 
nicht  durch  den  gesetzlichen  Ver- 
treter, erfolgen.  Ist  der  anfecht- 
ungsberechtigte Ehegatte  in  der 
Geschäftsfähigkeit  beschränkt,  so 
ist  zur  Erteilung  der  Genehmigung 
die  Einwilligung  des  gesetzlichen 
Vertreters  nicht  erforderlich. 

Die  nach  der  Vorschrift  des 
§.  1259  Nr.  3  anfechtbare  Ehe 
wird  auch  da^lurch  unanfechtbar, 
dass  von  dem  Erfordernisse  der 
Ehemündigkeit  nachträglich  Dis- 
pensation erteilt  wird. 

Die   nach   der   Vorschrift   des 


n. 


§.  1243.  Eine  Ehe  kann  von 
dem  Ehegatten  angefochten  wer- 
den, welcher  zur  Eingehung  der 
Ehe  durch  Drohung  mderreeht" 
lieh  bestimmt  worden  ist. 


Ist  geregelt  in  §.  1240. 

Gestrichen  mit  Rücksicht  auf 
die  Streichung  des  §.  1259  Nr.  8. 

Ist  geregelt  in  §.  1239. 


§.  1245.  Die  Anfechtung  ist 
nach  der  Auflösung  der  Ehe  aus- 
geschlossen, es  sei  denn,  dass  die 
Auflösung  durch  den  Tod  des  zur 
Anfechtung  nicht  berechtigten 
Ehegatten  herbeigeführt  worden 
ist. 

§.  1244.  Die  Anfechtung  der 
Ehe  ist  in  den  Fällen  des  §.  1239 
ausgeschlossen,  wenn  der  gesetz- 
liche Vertreter  die  Ehe  genehmigt 
oder  der  Ehegatte,  nachdem  er 
unbeschränkt  geschäftsfähig  ge- 
worden ist,  die  Ehe  bestätigt  hat. 
Steht  die  gesetzliche  Vertretung 
einem  Vormunde  zu,  so  kann  die 
von  ihm  verweigerte  Genehmigung 
auf  Antrag  des  Ehegatten  durch 
das  Vormundschaftsgericht  ersetzt 
werden;  das  Vormundschaftsge- 
richt hat  die  Genehmigung  zu  er- 
setzen, wenn  die  Aufrechterhalt - 
ung  der  Ehe  im  Interesse  des  Ehe- 
gatten liegt. 

In  den  Fällen  der  §§.  1240  bis 
1243  ist  die  Anfechtung  ausge- 
schlossen, wenn  der  anfechtungs- 
berechtigte Ehegatte  nach  der  Ent- 
deckung des  Irrtums  oder  der 
Täuschung  oder  nach  dem  Auf- 
hören der  Zwangslage  die  Ehe  be- 
stätigt hat. 
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III. 

BV.  1318;  M.  4,  86;  D.  684; 
§.  36  Abs.  2  EG.  v.  6/II,  1875. 

Erhält  eiue  redaktionelle  Aen- 
derang. 


IV. 

§.  1335.  Eine  Ehe  kann  von 
dem  Ehegatten  angefochten  wer- 
den, der  zur  Eingehung  der  Ehe 
widerrechtlich  durch  Drohung  be- 
stimmt worden  ist. 

Ist  geregelt  in  §.  1332. 


Ist  geregelt  in  §.  1331. 


RV.  1321;  M.  4,  87;  D.  682. 
Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


RV.  1320 ;  M.  4,  90 ;  D.  684. 
Wird  ohne  Debatte  angenommen. 


§.  1338.  Die  Anfechtung  ist 
nach  der  Auflösung  der  Ehe  aus- 
geschlossen, es  sei  denn,  dass  die 
Auflösung  durch  den  Tod  des  zur 
Anfechtung  nicht  berechtigten 
Ehegatten  herbeigeführt  worden 
ist. 

§.  1337.  Die  Anfechtung  der 
Ehe  ist  in  den  Fällen  des  §.  1331 
ausgeschlossen,  wenn  der  gesetz- 
liche Vertreter  die  Ehe  genehmigt 
oder  der  anfechtungsberechtigte 
Ehegatte,  nachdem  er  unbesckränkt 
geschäftsfähig  geworden  ist,  die 
Ehe  bestätigt.  Ist  der  gesetzliche 
Vertreter  ein  Vormund,  so  kann 
die  Genehmigung,  wenn  sie  von 
ihm  verweigert  wird,  auf  Antrag 
des  Ehegatten  durch  das  Vormund- 
schaftsgericht ersetzt  werden ;  das 
Vormnndschaftsgericht  hat  die 
Genehmigung  zu  ersetzen,  wenn 
die  Aufrechterhaltang  der  Ehe  im 
Interesse  des  Ehegatten  liegt. 

In  den  Fällen  der  §§.  1332 
bis  1335  ist  die  Anfechtung  aus- 
geschlossen, wenn  der  anfechtungs- 
berechtigte Ehegatte  nach  der  Ent- 
deckung des  Irrtums  oder  der 
Täuschung  oder  nach  dem  Auf- 
hören der  Zwangslage  die  Ehe 
bestätigt. 
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§•  1259  Nr.  4  anfechtbare  Ehe 
wird  unanfechtbar,  wenn  sie  von 
dem  gesetzlichen  Vertreter  des  an- 
fechtungsberechtigten Ehegatten 
oder,  nachdem  der  letztere  die  un- 
beschränkte Geschäftsfähigkeit  er- 
langt hat,  von  diesem  selbst  ge- 
nehmigt wird.  Auf  die  Genehmig- 
ung des  letzteren  findet  die  Vor- 
schrift des  ersten  Absatzes  An- 
wendung. 

§.  1264.  Die  Anfechtung  muss 
binnen  einer  Frist  von  sechs  Mo- 
naten erfolgen.  Die  Frist  beginnt 
in  den  Fällen  des  §.  1259  Nr.  1 
bis  3  mit  dem  Zeitpunkte,  in  wel- 
chem die  Zwangslage  aufgehört 
hat,  oder  der  Betrug  oder  Irrtum 
entdeckt  oder  der  anfechtungsbe- 
rechtigte Ehegatte  ehemündig  ge- 
worden ist,  in  den  Fällen  des 
§.  1259  Nr.  4  mit  dem  Zeitpunkte, 
in  welchem  der  anfechtungsbe- 
rechtigte Ehegatte  die  unbe- 
schränkte Geschäftsfähigkeit  er- 
langt hat. 

Die  Vorschriften  der  §§.  164, 
166  finden  entsprechende  An- 
wendung. 


n. 


§.  1265.  Die  Anfechtung  kann 
nur  durch  den  anfechtnngsberech- 
tigten  Ehegatten  selbst,  nicht  durch 
einen  Vertreter,  insbesondere  auch 
nicht  durch  den  gesetzlichen  Ver- 
treter, erfolgen.  Die  Vorschriften 
über  den  Anwaltszwang   bleiben 


§.  1247.  Die  Anfechtung  muss 
binnen  sechs  Monaten  erfolgen. 

Die  Frist  beginnt  in  den  Fällen 
des  §.  1239  mit  dem  Zeitpunkt, 
in  welchem  die  Eingehung  oder 
die  Bestätigung  der  Ehe  dem  ge- 
setzlichen Vertreter  bekannt  ge- 
worden ist,  oder  der  Ehegatte  die 
unbeschränkte  Geschäfts^higkeit 
erlangt  hat,  in  den  Fällen  der 
§§.  1240  bis  1243  mit  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  der  Irrtum 
oder  die  Täuschung  entdeckt  wor- 
den ist  oder  die  Zwangslage  auf- 
gehört hat. 

Auf  den  Lauf  der  Fristen  finden 
die  far  die  Verjährung  geltenden 
Vorschriften  der  §§.  169,  171  ent- 
sprechende Anwendung. 

§.  1248.  Hat  der  gesetzliche 
Vertreter  eines  geschäftsunfähigen 
Ehegatten  die  Ehe  nicht  recht- 
zeitig angefochten,  so  kann  nach 
dem  Wegfalle  der  Geschäftsun- 
fähigkeit der  Ehegatte  selbst  die 
Ehe  in  gleicher  Weise  anfechten, 
wie  wenn  er  ohne  gesetzlichen  Ver- 
treter gewesen  wäre. 

§.  1246.  Die  Anfechtung  der 
Ehe  kann  nicht  durch  einen  Ver- 
treter erfolgen.  Ist  der  anfecht- 
nngsberechtigte  Ehegatte  in  der 
Geschäftsfähigkeit  beschränkt,  so 
bedarf  er  nicht  der  Zustimmung 
seines  gesetzlichen  Vertreters. 
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Die  Vorschriften  des  §.  1386 
Abs.  1  gelten  aach  für  die  Be- 
stätigung. 


BV.  1322;  M.  4,  93;  D.  682.        §.  1339.  Die  Anfechtung  kann 

Wird  ohne  Debatte  angenom-    nur  binnen  sechs  Monaten  erfolgen. 

men.  Die  Frist  beginnt  in  den  Fällen 

des  §.  1331  mit  dem  Zeitpunkt, 
in  welchem  die  Eingehung  oder 
die  Bestätigung  der  Ehe  dem  ge- 
setzlichen Vertreter  bekannt  wird 
oder  der  Ehegatte  die  unbe- 
schränkte Geschäftsföhigkeit  er- 
langt, in  den  Fällen  der  §§.  1332 
bis  1334  mit  dem  Zeitpunkt,  in 
welchem  der  Ehegatte  den  Irrtum 
oder  die  Täuschung  entdeckt,  in 
dem  Falle  des  §.  1335  mit  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  Zwangs- 
lage aufhört. 

Auf  die  Frist  finden  die  für  die 
Verjährung  geltenden  Vorschriften 
der  §§.  203,  206   entsprechende 
Anwendung. 
RV.  1323;  D.  684.  §.  1340.    Hat  der  gesetzliche 

Wird    ohne  Debatte   angenom-  Vertreter  eines  geschäftsunfthigen 
Baen.  Ehegatten  die  Ehe   nicht  recht- 

zeitig angefochten,  so  kann  nach 
dem   Wegfalle   der  Geschäftsun- 
fähigkeit der  Ehegatte  selbst  die 
Ehe  in  gleicher  Weise  anfechten, 
wie  wenn  er  ohne  gesetzlichen  Ver- 
treter gewesen  wäre. 
RV.   1819;  M.  4,  94;  D.  684.        §.  1336.     Die  Anfechtung  der 
Wird  ohne  Debatte  angenom-    Ehe  kann  nicht  durch  einen  Ver- 
men.  treter  erfolgen.    Ist  der  anfecht- 

nngsberechtigte  Ehegatte  in  der 
Geschäftsfähigkeit  beschränkt,  so 
bedarf  er  nicht  der  Zustimmung 
seines  gesetzlichen  Vertreters. 
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unberührt.  Ist  der  anfechtangs- 
berechtigte  Ehegatte  in  der  Qe- 
schäftsföhigkeit  beschränkt,  so  ist 
zu  der  Anfechtung  die  Einwil- 
ligang des  gesetzlichen  Vertreters 
nicht  erforderlich. 

(Vergl.  §.  1263  Abs.  1  Satz  2, 
3,  Abs.  3  Satz  2;  Satz  2  des 
§.  1265  ist  im  II.  Entwürfe  ge- 
strichen). 


§.  1266  Abs.  1.  Die  Anfecht- 
ung der  Ehe  erfolgt,  solange  die 
Ehe  nicht  aufgelöst  ist,  durch  Er- 
hebung der  Anfechtungsklage. 

§.  1266  Abs.  2.  Ist  die  Ehe 
durch  den  Tod  des  zur  Anfechtung 
nicht  berechtigten  Ehegatten  auf- 
gelöst, so  erfolgt  die  Anfechtung 
durch  eine  gegenüber  dem  Nach- 
tassgerichte abzugebende  Willens- 
erklärung. Das  Nachlassgericht 
soll  die  Erklärung  sowohl  denjeni- 
gen Personen  mitteilen,  welche  bei 
Voraussetzung  der  Giltigkeit  der 
Ehe,  als  auch  denjenigen,  welche 
bei  Voraussetzung  der  üngiltig- 
keit  der  Ehe  die  Erben  des  ver- 
storbenen Ehegatten  sind. 

§.  1267.  Auf  den  Rechtsstreit, 
welcher  die  Anfechtung  einer  Ehe 
zum  Gegenstande  hat,  finden  die 
Vorschriften  der  §§.  1254 ,  1255 
mit  der  Massgabe  entsprechende 
Anwendung,  dass  die  Anfechtungs- 
klage von  dem  gesetzlichen  Ver- 
treter eines  geschäftsunfähigen 
Ehegatten  nicht  erhoben  werden 
kann. 

§.  1268.  Die  Zurücknahme  der 
Anfechtungsklage  bewirkt,  dass  die 
Anfechtung  als  nicht  erfolgt  an- 
zusehen ist.  Dasselbe  gilt,  wenn 
die  angefochtene  Ehe,  bevor  die- 
selbe aufgelöst  oder  für  ungiltig 


IL 


Für  einen  geschäftsunfähigen 
Ehegatten  kann  sein  gesetzlicher 
Vertreter  mit  Genehmigung  des 
Vormundschaftsgerichts  die  Ehe 
anfechten.  In  den  Fällen  des 
§.  1239  kann,  solange  der  an- 
fechtungsberechtigte Ehegatte  in 
der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt 
ist,  nur  sein  gesetzlicher  Vertreter 
die  Ehe  anfechten. 

Die  Vorschriften  des  Abs.  1 
gelten  auch  für  die  Bestätigung 
einer  anfechtbaren  Ehe. 

§.  1249  Abs.  1.  Die  Anfecht- 
ung erfolgt,  solange  die  Ehe  nicht 
aufgelöst  ist,  durch  Erhebung 
der  Anfechtungsklage. 
§.  1250.  Ist  die  Ehe  durch  den 
Tod  des  zur  Anfechtung  nicht  be- 
rechtigten Ehegatten  aufgelöst 
worden,  so  erfolgt  die  Anfechtung 
durch  eine  dem  Nachlassgerichte 
gegenüber  in  öffentlich  beglau- 
bigter Form  abzugebende  Er- 
klärung. Das  Nachlassgericht 
soll  die  Erklärung  sowohl  den- 
jenigen mitteilen,  welche  im  Falle 
der  Giltigkeit  der  Ehe,  als  auch 
denjenigen,  welche  im  Falle  der 
üngiltigkeit  der  Ehe  die  Erben 
des  verstorbenen  Ehegatten  sind. 

Oestfichen  und  in  die  Civil- 
processordnung  verwiesen. 


§.  1249  Abs.  2.  Die  Zurücknahme 
der  Klage  bewirkt,  dass  die  An- 
fechtung als  nicht  erfolgt  anzusehen 
ist.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  die 
angefochtene  Ehe,  bevor  sie  auf- 
gelöst oder  für   ungiltig  erklärt 
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IV. 


Ffir  einen  geschäftunfähigen 
Ehegatten  kann  sein  gesetzlicher 
Vertreter  mit  Genehmigung  des 
Vormundschaftsgerichts  die  Ehe 
anfechten.  In  den  Fällen  des 
§.  1331  kann,  solange  der  an- 
fechtungsberechtigte Bhegatte  in 
der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt 
ist,  nur  sein  gesetzlicher  Vertreter 
die  Ehe  anfechten. 


RV.  1324;  M.  4,  95;  D.  682; 
§§.  141b,  575,  576  CPO. 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 

RV.  1325;  M.  4,  95;  D.  682; 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


§.  1341  Abs.  1.  Die  Anfechtung 
erfolgt,  solange  die  Ehe  nicht  auf- 
gelöst ist,  durch  Erhebung  der 
Anfechtungsklage. 

§.  1342.  Ist  die  Ehe  durch  den 
Tod  des  zur  Anfechtung  nicht  be- 
rechtigten Ehegatten  aufgelöst 
worden,  so  erfolgt  die  Anfechtung 
durch  Erklärung  gegenüber  dem 
Nachlassgerichte;  die  Erklärung 
ist  in  öfientlich  beglaubigter  Form 
abzugeben. 

Das  Nachlassgericht  soll  die 
Erklärung  sowohl  demjenigen  mit- 
teilen, welcher  im  Falle  der  Gil- 
tigkeit  der  Ehe,  als  auch  dem- 
jenigen, welcher  im  Falle  der  Nich- 
tigkeit der  Ehe  Erbe  des  verstor- 
benen Ehegatten  ist.  Es  hat  die 
Einsicht  der  Erklärung  Jedem  zu 
gestatten,  der  ein  rechtliches  In- 
teresse glaubhaft  macht. 


RV.  1324;  M.  4,  97;  D.  682. 


§.  1341,  Abs.  2.  Wird  die  Klage 
zurückgenommen,  so  ist  die  An- 
fechtung als  nicht  erfolgt  anzu- 
sehen. Das  Gleiche  gilt,  wenn  die 
angefochtene  Ehe,  bevor  sie  für 
nichtig  erklärt  oder  aufgelöst  wor- 
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erklärt  ist,  von  dem  anfechtungs- 
berechtigten  Ehegatten  nach 
Massgabe  des  §.  1263  Abs.  1,  3 
genehmigt  wird. 

§.  1269.  Das  auf  die  Anfecht- 
ungsklage erlassene,  noch  während 
der  Lebenszeit  der  beiden  Ehe- 
gatten rechtskräftig  gewordene  ur- 
teil wirkt  für  und  gegen  Alle. 

§.  1270.  Die  Vorschriften  der 
§§.  1257,  1258  finden  bei  einer 
anfechtbaren  Ehe,  wenn  die  An- 
fechtung erfolgt,  mit  der  Massgabe 
entsprechende  Anwendung ,  dass 
die  Kenntnis  der  Anfechtbarkeit 
der  Kenntnis  der  Nichtigkeit 
gleichsteht  und  dass  im  Falle 
einer  Anfechtung  der  Ehe  wegen 
Drohung  der  anfechtungsberech- 
tigte  Ehegatte  dem  Ehegatten 
gleichsteht,  welcher  die  Nichtig- 
keit der  Ehe  nicht  gekannt  und 
dessen  Unkenntniss  auch  nicht  auf 
grober  Fahrlässigkeit  beruht  hat. 

§.  1271.  Auf  den  Rechtsstreit, 
welcher  die  Feststellung  des  Be- 
stehens oder  des  Nichtbestehens 
einer  Ehe  zwischen  den  Parteien 
zum  Gegenstande  hat,  finden  die 
Vorschriften  der  §§.  1254,  1256 
entsprechende  Anwendung. 


IL 


worden  ist,  nach  Massgabe  des 
§.  1244  genehmigt  oder  bestätigt 
wird. 

Gestrichen   und  in  die   Civil- 
processordnung  verwiesen. 


§.  1252.  Die  Vorschriften  der 
§§.  1236,  1237  finden  auf  eine 
anfechtbare  Ehe ,  die  ange- 
fochten ist,  entsprechende  An- 
wendung. Das  im  §.  1237  be- 
stimmte Recht  steht  im  Falle  der 
Anfechtung  wegen  Drohung  dem 
anfechtungsberechtigten  Ehegat- 
ten, im  Falle  der  Anfechtung  we- 
gen Irrtums  dem  zur  Anfechtung 
nicht  berechtigten  Ehegatten  zu, 
es  sei  denn,  dass  dieser  den  Irr- 
tum bei  der  Eingehung  der  Ehe 
kannte  oder  kennen  musste. 

Gestrichen  und  in  die  Civil- 
processordnung  verwiesen. 


Zweiter  TiteL 

Wirkungen  der  Ehe. 

§.  1272.  Die  Ehegatten  sind 
unter  einander  zur  ehelichen  Le- 
bensgemeinschaft berechtigt  und 
verpflichtet. 


Vierter  TiteL 

Wirkungen  der  Ehe  im  ÄUge- 
meinen. 

§.  1253.  Die  Ehegatten  sind 
einander  zur  ehelichen  Lebensge- 
meinschaft verpflichtet 

Soweit  sich  das  Verlangen  eines 
Ehegatten  nach  der  Herstellung 
der  Gemeinschaft  als  Missbrauch 
seines  Rechtes  darstellt,  ist  der 
andere  Ehegatte  nicht  verpflichtet, 
dem  Verlangen  Folge  zu  leisten. 
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IV. 

den  ist,  nach  Massgabe  des  §.  1337 
genehmigt  oder  bestätigt  wird. 


RV.  1329;  M.  4,  101;  D.  684. 
Wird  [ohne  Debatte  angenom- 

Ckfl 


men. 


§.  1346.  Wird  eine  wegen  Droh- 
ung angefochtene  Ehe  für  nichtig 
erklärt,  so  steht  das  im  §.  1345 
Abs.  1  bestimmte  Secht  dem  an- 
fechtungsbrechtigten  Ehegatten  zu. 
Wird  eine  wegen  Irrtums  anfecht- 
bare Ehe  für  nichtig  erklärt,  so 
steht  dieses  Recht  dem  zur  An- 
fechtung der  Ehe  nicht  berech- 
tigten Ehegatten  zu,  es  sei  denn, 
dass  dieser  den  Irrtum  bei  der 
Eingehung  der  Ehe  kannte  oder 
kennen  musste. 


Ffinlter  Titel. 

Wirkungen  der  Ehe  im  Auge" 
meinen. 

RV.  1386;  M.  4,  104;  D.  685 
bis  687  §§.  575,  580a,  584  CPO. 

Es  wird  beantragt,  die  Bestim- 
mung zu  streichen,  bezw.  die 
Herstellung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft wegen  eines  wichtigen  Qrun- 
des  verweigern  zu  dürfen. 

Beide  Anträge  werden  abgelehnt. 
Es  wird  beantragt ,  als  Absatz  3 


Fünfter  Titel. 

Wirhmgen  der  Ehe  im  Allge- 
meinen. 

§.  1353.  Die  Ehegatten  sind 
einander  zur  ehelichen  Lebensge- 
meinschaft verpflichtet. 

Stellt  sich  das  Verlangen  eines 
Ehegatten  nach  Herstellung  der 
Gemeinschaft  als  Missbrauch  seines 
Rechtes  dar,  so  ist  der  andere  Ehe- 
gatte nicht  verpflichtet,  dem  Ver- 
langen  Folge   zu   leisten.     Das 
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§.  1273.  Dem  Ehemanne  steht 
die  Entscheidang  in  allen  das  ge- 
meinschaftliche eheliche  Leben  be- 
treffenden Angelegenheiten  za.  Der 
Ehemann  bestimmt  insbesondere 
Wohnort  and  Wohnung. 

Die  Ehefrau  ist  nicht  verpflich- 
tet, der  Entscheidung  des  Ehe- 
mannes Folge  zu  leisten,  wenn  die 
Entscheid  anof  sich  als  ein  mit  der 
rechten  ehelichen  Gesinnung  nicht 
vereinbarer  Missbrauch  des  Rechtes 
des  Ehemannes  darstellt. 

§.  1274.  Die  Ehefrau  erh&lt  den 
Familiennamen  des  Ehemannes. 

Die  nächstfolgenden  §§.  han- 
deln über  die  Stellung  der  Frau  im 
Hauswesen,  über  die  wechselseitige 
Unterhaltungspflicht  von  Mann  und 
Frau  und  von  dem  ehelichen  Güter- 
rechte. 

Ffinfter  Titel. 

Auflösung  der  Ehe. 

L   Scheidimg  und  Trennung  von 
Tisch  und  Bett. 

§.  1440.  Die  Auflösung  der  Ehe 
vor  dem  Tode  eines  der  Ehegatten 
kann  vorbehaltlich  der  Vorschrift 
des  §.  1464  nur  durch  gericht- 
liches Urteil  erfolgen  (Scheidung). 

Die  Scheidung  ist  nur  in  den 
Fällen  zulässig,  welche  in  den  §§. 
1441  bis  1445  bezeichnet  sind. 

Auf  beständige  Trennung  der 
Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  kann 
nicht  erkannt  werden.  Auf  zeitwei- 
lige Trennung  derselben  von  Tisch 
und  Bett  kann  unbeschadet   der 


§.  1254.  Dem  Manne  steht  die 
Entscheidung  in  allen  das  gemein- 
schaftliche eheliche  Leben  betref- 
fenden Angelegenheiten  zu ;  er  be- 
stimmt insbesondere  Wohnort  und 
Wohnung. 

Die  Frau  ist  nicht  verpflichtet, 
der  Entscheidung  des  Mannes  Folge 
zu  leisten,  wenn  sich  die  Ent- 
scheidung als  Missbrauch  seines 
Rechtes  darstellt. 


§.  1255.  Die  Frau  erhält  den 
Familiennamen  des  Mannes. 

§.  1256  sq.  handeln  von  den  ehe- 
lichen und  häuslichen  Rechtsver- 
hältnissen wie  in  Rubrik  I. 


Sechster  Titel. 

Schwung  der  Ehe, 


§.  1459.  Eine  Ehe  kann  nur 
durch  gerichtliches  Urteil  ge- 
schieden werden.  Die  Scheidung 
ist  nur  aus  den  in  den  §§.  1460 
bis  1464  bestimmten  Gründen  zu- 
lässig. 


Gestrichen  und  das  Institut  der 
zeitweiligen  und  beständigen  Tren- 
nung abgelehnt,  weil  die  bestän- 
dige Trennung  nur  das  äussere 
Band  nicht  aber  den  materiellen 
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beizafügen,  dass  ein  Ehegatte  die 
Herstellung  der  häuslichen  Ge- 
meinschaft verweigern  darf,  wenn 
er  berechtigt  ist,  auf  Scheidung 
oder  auf  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  zu  klagen.  Wurde 
anter  Vorbehalt  der  Redaktion  an- 
genommen. 

BV.  1337 ;  M.  4,  105 ;  D.  685. 

Es  wird  beantragt  diese  Be- 
stimmung als  lex  imperfecta  ganz 
zu  streichen,  oder  redaktionell  und 
materiell  umzugestalten. 

Wird  abgelehnt 

Es  wird  beantragt,  die  Oleich- 
berechtigung der  Ehegatten  ge- 
setzlich auszusprechen.  Abgelehnt. 
(Antrag  Auer  a.  a.  0.  Nr.  51). 


IV. 

Gleiche  gilt,  wenn  der  andere  Ehe- 
gatte berechtigt  ist,  auf  Scheidung 
zu  klagen. 


§.  1354.  Dem  Manne  steht  die 
Entscheidung  in  allen  das  gemein- 
schaftliche eheliche  Leben  betref- 
fenden Angelegenheiten  zu ;  er  be- 
stimmt insbesondere  Wohnort  und 
Wohnung. 

Die  Frau  ist  nicht  verpflichtet^ 
der  Entscheidung  des  Mannes  Folge 
zu  leisten,  wenn  sich  die  Ent- 
scheidung als  Missbrauch  seines 
Rechtes  darstellt. 


RV.  1338;  M.  4,  106;  D.  686. 

RV.  1339  sq.  M.  4,  107,  110, 
117  sq.;  D.  685—687. 


§.  1355.  Die  Frau  erhält  den 
Familiennamen  des  Mannes. 

§.  1356  sq.  handeln  von  den 
ehelichen  und  häuslichen  Rechts- 
verhältnissen, wie  in  Rubrik  I. 


Siebenter  Titel. 


Siebenter  Titel. 


Scheidung  der  Ehe* 


Scheidung  der  Ehe. 


RV.  1547;  M.  4,  562,  581; 
D.  S.  700—702.  EG.  Art.  201. 

Antrag:  >Die  in  den  §§.  1550 
bis  1552  angeführten  Ehescheid- 
ungsgründe können  nicht  geltend 
gemacht  werden  von  Personen, 
welche  die  Ehe  auch  in  den  Formen  teils  ein. 
der  Religionsgesellschaft,  welcher 
sie  angehören,  geschlossen  haben.c 

Der  Antrag  wird  abgelehnt. 

Der  Antrag  auf  Beibehaltung 
der  Scheidung  kinderloser  Ehen 
auf  Grund  gegenseitiger  Einwil- 

ArchiT  mr  Kirchenrecht  LXXYII. 


§.  1564.  Die  Ehe  kann  aus  den 
in  den  §§.  1565  bis  1569  be- 
stimmten Gründen  geschieden  wer- 
den. Die  Scheidung  erfolgt  durch 
urteil.  Die  Auflösung  der  Ehe 
tritt  mit  der  Rechtskraft  des  ür- 
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Vorschriften  des  §.  1462  nur  in  den 
Fällen  des  §.  1444  erkannt  werden. 
§.  1441.  Ein  Ehegatte  kann  die 
Scheidung  verlangen,  wenn  der 
andere  Ehegatte  des  Ehebraches 
oder  einer  nach  den  Vorschriften 
der  §§.  171, 175  des  Strafgesetz- 
buches strafbaren  Handlung  sich 
schuldig  gemacht  hat. 

Das  Recht  auf  Scheidung  ist 
ausgeschlossen,  wenn  der  andere 
Ehegatte  der  dieses  Recht  nach 
den  Vorschriften  des  ersten  Ab- 
satzes begründenden  Handlung  zu- 
gestimmt oder  der  Teilnahme  an 
derselben  sich  schuldig  gemacht  hat. 

§.  1442.  Ein  Ehegatte  kann  die 
Scheidung  verlangen,  wenn  der 
andere  Ehegatte  dem  Leben  des 
ersteren  nachgestellt  hat. 


IL 


Inhalt  der  Ehe  bestehen  lasse  etc. 
Reatz,  S.  123. 

§.  1460.  Ein  Ehegatte  kann  auf 
Scheidung  klagen,  wenn  der  an- 
dere Ehegatte  sich  des  Ehebruchs 
oder  einer  nach  den  §§.  171,  175 
des  Strafgesetzbuchs  strafbaren 
Handlung  schuldig  gemacht  hat. 


Das  Recht  des  Ehegatten  auf 
Scheidung  ist  ausgeschlossen,  wenn 
er  dem  Ehebruch  oder  der  straf- 
baren Handlung  zugestimmt  oder 
sich  der  Teilnahme  schuldig  ge- 
macht hat. 

§.  1461.  Ein  Ehegatte  kann 
auf  Scheidung  klagen ,  wenn  der 
andere  Ehegatte  ihm  nach  dem 
Leben  getrachtet  hat. 


§.  1443.  Ein  Ehegatte  kann  die 
Scheidung  verlangen,  wenn  der 
andere  Ehegatte  ihn  böslich  ver- 
lassen hat. 

Bösliche  Verlassung  ist  nur  dann 
anzunehmen,  wenn  der  andere  Ehe- 
gatte nach  rechtskräftiger  Verur- 
teilung zur  Herstellung  der  häus- 
lichen Gemeinschaft  dem  urteile 
ein  Jahr  lang  wider  den  Willen 
des  die  Scheidung  verlangenden 
Ehegatten  böslicher  Weise  nicht 
Folge  geleistet  hat. 

Gegen  einen  Ehegatten,  welcher 
nur  durch  öffentliche  Zustellung 
geladen  werden  kann,  ist  bös- 
liche Verlassung  auch  ohne  vor- 
herige Verurteilung  zur  Herstel- 
lung der  häuslichen  Gemeinschaft 
anzunehmen,  wenn  derselbe  in  der 
Absicht,  den  anderen  Ehegatten 
böslicher  Weise  zu  verlassen,  wider 
dessen  Willen  die  häusliche  Ge- 


§.  1462.  Ein  Ehegatte  kann  auf 
Scheidung  klagen,  wenn  der  an- 
dere Ehegatte  ihn  böslich  ver- 
lassen hat. 

Bösliche  Verlassung  liegt  nur 
vor: 

1)  wenn  ein  Ehegatte,  nachdem 
er  zur  Herstellung  der  häuslichen 
Gemeinschaft  rechtskräftig  verur- 
theilt  worden  ist,  ein  Jahr  lang 
gegen  den  Willen  des  anderen  Ehe- 
gatten in  böslicher  Absicht  dem 
urteile  keine  Folge  geleistet  hat; 

2)  wenn  ein  Ehegatte  sich  ein 
Jahr  lang  gegen  den  Willen  des 
anderen  Ehegatten  in  böslicher 
Absicht  von  der  häuslichen  Ge- 
meinschaft ferngehalten  hat  und 
die  Voraussetzungen  für  die  öf- 
fentliche Zustellung  seit  Jahres- 
frist gegen  ihn  bestanden  haben. 

Die  Scheidung  ist  im  Falle  der 
Nr.  2  unzulässig,  wenn  die  Vor- 
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ligQDg  der  Ehegatten  wird  abge- 
lehnt. 

RV.  1548;  M.  4,  582;  D.  700; 
§.  171  StGB. ;  §.  581  b  CPO. 

Es  wird  beantragt,  aach  die 
nach  den  §§.  174  nnd  176  des 
StGB,  strafbaren  unzüchtigen 
Handlangen  als  Ehescheidangs- 
gründe  anzuerkennen. 

Der  Antrag  wird  abgelehnt. 


IV. 


§.  1565.  Ein  Ehegatte  kann  auf 
Scheidung  klagen,  wenn  der  andere 
Ehegatte  sich  des  Ehebruchs  oder 
einer  nach  den  §§.  171,  175  des 
Strafgesetzbuchs  strafbaren  Hand- 
lung schuldig  macht. 


Das  Recht  des  Ehegatten  auf 
Scheidung  ist  ausgeschlossen,  wenn 
er  dem  Ehebruch  oder  der  straf- 
baren Handlung  zustimmt  odersich 
der  Teilnahme  schuldig  macht. 


RV.  1549;  M.  4,  587;  D.  700. 
Es  wird  beantragt  beizufügen: 
»odersich  ihm  gegenüber  einer  das 
Leben  gefährdenden  Behandlung 
oder  groben  Misshandlung  schul- 
dig macht.«  —  Abgelehnt. 

RV.  1550;  M.  588;  D.  700; 
§.  580  CPO. 

Es  wird  beantragt,  den  ganzen 
Paragraphen  zu  streichen.  —  Ab- 
gelehnt. 

Es  wird  beantragt,  unter  Nr.  1 
ZQ  setzen: 

»wenn  ein  Ehegatte,  nachdem 
ihm  der  gerichtliche  Befehl  zur 
Herstellung  der  häuslichen  Ge- 
meinschaft zugestellt  ist,  in  der 
gerichtlich  festgesetzten  Frist  dem 
Befehl  böslich  nicht  Folge  ge- 
leistet hat.« 

Der  Antrag  wird  abgelehnt. 


Zu  dem  Absätze  2  wird  der  Zu- 
satz beantragt 

>Die  Scheidang  ist  in  diesem 
Falle  unzulässig,  wenn  der  be- 


§.  1566.  Ein  Ehegatte  kann  auf 
Scheidung  klagen,  wenn  der  an- 
dere Ehegatte  ihm  nach  dem  Le- 
ben trachtet. 


§.  1567.  Ein  Ehegatte  kann  auf 
Scheidung  klagen,  wenn  der  andere 
Ehegatte  ihn  böslich  verlassen  hat. 


Bösliche  Verlassung  liegt  nur 
vor: 

1)  wenn  ein  Ehegatte,  nachdem 
er  zur  Herstellung  der  häuslichen 
Gemeinschaft  rechtskräftig  verur- 
teilt worden  ist,  ein  Jahr  lang 
gegen  den  Willen  des  anderen  Ehe- 
gatten in  böslicher  Absicht  dem 
Urteile  nicht  Folge  geleistet  hat ; 

2)  wenn  ein  Ehegatte  sich  ein 
Jahr  lang  gegen  den  Willen  des 
anderen  Ehegatten  in  böslicher 
Absicht  von  der  häuslichen  Ge- 
meinschaft fern  gehalten  hat  und 
die  Voraussetzungen  für  die  öffent- 
liche Zustellung  seit  Jahresfrist 
gegen  ihn  bestanden  haben. 

Die  Scheidung  ist  im  Falle  des 
Abs.  2.  Nr.  2  unzulässig,   wenn 
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meinschaft  aufgegeben  oder  herzu- 
stellen unterlassen  hat  und  von 
dieser  Zeit  an  sowie  seit  dem  Ein- 
tritte der  Voraussetzungen  der  öf- 
fentlichen Zustellung  mindestens 
ein  Jahr  verstrichen  ist.  Liegen 
in  der  ersten  Instanz  oder  in  der 
Berufungsinstanz  zur  Zeit  der 
mündlichen  Verhandlung ,  auf 
welche  das  urteil  zu  erlassen  ist, 
die  Voraussetzungen  der  öffent- 
lichen Zustellung  nicht  mehr  vor, 
so  ist  die  Scheidung  unstatthaft. 
Der  Kläger  kann  jedoch  in  einem 
solchen  Falle,  ohne  dass  es  der  Er- 
hebung einer  neuen  Klage  bedarf, 
die  Verurteilung  des  Beklagten  zur 
Herstellung  der  häuslichen  Ge- 
meinschaft beantragen. 

§.  1444.  Ist  von  einem  Ehe- 
gatten in  anderer  als  der  in  den 
§§.  1441  bis  1443  bezeichneten 
Weise  durch  schwere  Verletzung 
der  ihm  gegen  den  anderen  Ehe- 
gatten obliegenden  ehelichen  Pflich- 
ten, insbesondere  durch  schwere 
Misshandlung  desselben,  oder  durch 
ehrloses  oder  unsittliches  Verhal- 
ten, insbesondere  durch  ein  nach 
Schliessung  der  Ehe  begangenes 
entehrendes  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen, eine  so  tiefe  Zerrüttung 
des  ehelichen  Verhältnisses  ver- 
schuldet worden,  dass  dem  an- 
deren Ehegatten  die  Fortsetzung 
der  Ehe  nicht  zugemuthet  werden 
kann,  so  ist  der  andere  Ehegatte 
die  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
zu  verlangen  berechtigt;  die  so- 
fortige Scheidung  ist  er  in  einem 
solchen  Falle  nur  dann  zu  verlangen 
berechtigt,  wenn  nach  den  Umstän- 
den des  Falles  die  Aussicht  auf  Her- 
stellung des  ehelichen  Verhältnis- 
ses ausgeschlossen  ist. 

Die  Zeit  der  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  ist  in  dem  urteile  zu  be- 


ll. 


aussetzungen  für  die  öffentliche 
Zustellung  am  Schlüsse  der  münd- 
lichen Verhandlung,  auf  welche 
das  Urteil  ergeht,  nicht  mehr  be- 
stehen. 


§.  1463.  Ein  Ehegatte  kann 
auf  Scheidung  klagen,  wenn  der 
andere  Ehegatte  durch  schwere 
Verletzung  der  durch  die  Ehe  be- 
gründeten Pflichten  oder  durch 
ehrloses  oder  unsittliches  Verhal- 
ten eine  so  tiefe  Zerrüttung  des 
ehelichen  Verhältnisses  verschuldet 
hat,  dass  dem  Ehegatten  die  Fort- 
setzung der  Ehe  nicht  zugemuthet 
werden  kann.  Als  schwere  Ver- 
letzung der  Pflichten  gilt  insbe- 
sondere grobe  Misshandlung. 

Abgelehnt  wurde  der  mit  §.  1575 
sachlich  übereinstimmende  Eom- 
missionsantrag :  Der  Ehegatte  der 
auf  Scheidung  zu  klagen  berech- 
tigt ist,  kann  statt  auf  Scheidung 
auf  Authebung  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft klagen. 

(Reatz,  S.  121,  122,  123). 


Gestrichen  und  soll  in  der  Ci- 
vilprocessordnung  ersetzt  werden. 
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klagte  Ehegatte  bis  zum  Schlass 
der  mündlichen  Verhandlung,  auf 
die  das  Urteil  ergeht,  die  häus- 
liche Gemeinschaft  wiederher- 
stellt. € 

Der  Antrag  wird  abgelehnt. 

Es  wird  beantragt  als  155a  ein- 
zuschalten : 

>Ein  Ehegatte  kann  auf  Scheid- 
ung klagen,  wenn  der  andere  Ehe- 
gatte rechtskräftig  zu  Zuchthaus 
verurteilt  ist.c 

Der  Antrag  wird  abgelehnt. 


IV. 

die  Voraussetzungen  für  die  öffent- 
liche Zustellung  am  Schlüsse  der 
mündlichen  Verhandlung,  auf  die 
das  Urteil  ergeht,  nicht  mehr  be- 
stehen. 


RV.  1551;  M.  4,  578,  593;  D. 
700,  701. 

Es  wird  von  einer  Seite  bean- 
tragt, den  zweiten  Satz  zu  strei- 
chen, von  anderer  Seite,  denselben, 
wie  folgt,  abzuändern: 

»Als    schwere  Verletzung   der 
Pflichten  gelten  auch  Misshand- 
lungen, rechtswidrige  Bedrohun- 
gen,   Beschimpfungen    und   Ver- 
läumdungen,«  bezw.  »Als  schwere 
Verletzung  der  Pflichten  gilt  es 
ebenfalls,   wenn  ein  Ehegatte  die 
vor  der  staatlichen  Eheschliessung 
vereinbarte  oder  nach    den  Um- 
ständen als  selbstverständlich  an- 
genommene   kirchliche    Trauung 
verweigert.« 

Sämmtliche  Anträge  werden  ab- 
gelehnt. 

§.  1575  entspricht  sachlich  der 
im  ersten  Entwürfe  genannten 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  mit 
dem  Unterschiede,  dass  der  I.  Ent- 
wurf nur  im  Falle  des  §.  1444  eine 
zeitweilige,  der  Antrag  des  Cen- 
trums auch  eine  dauernde  Tren- 
nung von  Tisch  und  Bett  als  Ersatz 
für  die  Scheidung  einführen  will. 


§.  1568.  Ein  Ehegatte  kann  auf 
Scheidung  klagen,  wenn  der  an- 
dere Ehegatte  durch  schwere  Ver- 
letzung der  durch  die  Ehe  begrün- 
deten Pflichten  oder  durch  ehr- 
loses oder  unsittliches  Verhalten 
eine  so  tiefe  Zerrüttung  des  ehe- 
lichen Verhältnisses  verschuldet 
hat,  dass  dem  Ehegatten  die  Fort- 
setzung der  Ehe  nicht  zugemuthet 
werden  kann.  Als  schwere  Ver- 
letzung der  Pflichten  gilt  auch 
grobe  Misshandlung. 


§.  1575.  Der  Ehegatte,  der  auf 
Scheidung  zu  klagen  berechtigt  ist, 
kann  statt  auf  Scheidung  auf  Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemein- 
schaft klagen.  Beantragt  der  an- 
dere Ehegatte,  dass  die  Ehe,  falls 
die  Klage  begründet  ist,  geschie- 
den wird,  so  ist  auf  Scheidung  zu 
erkennen. 
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stimmen ;  die  Trennung  kann  nicht 
auf  einen  längeren  Zeitraum  als 
zwei  Jahre  bestimmt  werden. 

Motive,  S.  571  erklären  sich  ge- 
gen die  Anerkennung  der  Geistes- 
krankheit als  Scheidungsgrund. 
»Die  Anerkennung  dieses  Scheid- 
ungsgrundes muss  daran  scheitern, 
dass  die  Voraussetzungen  dieses 
Scheidungsgrundes,  wenn  man  dem- 
selben nicht  eine  Ausdehnung  ge- 
ben will,  welche  mit  der  auf  den 
geisteskranken  Ehegatten  zu  neh- 
menden Rücksicht  und  dem  öffent- 
lichen Interesse,  das  Ansehen  und 
die  Würde  der  Ehe  nicht  zu  er- 
schüttern, nicht  vereinbar  sein 
wurde,  sich  in  einer  den  verschie- 
denen Bücksichten  und  Interessen 
gleichmässig  Rechnung  tragenden 
Art,  nicht  feststellen  lassen. c 

§.  1445.  Ist  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  erkannt,  so  kann 
der  Ehegatte,  welcher  das  Urteil 
erwirkt  hat,  nach  Ablauf  der  be- 
stimmten Trennungszeit  auf  Grund 
des  Urieiles  im  Wege  einer  neuen 
Klage  die  Scheidung  verlangen. 

Ist  nach  Ablauf  der  Trennungs- 
zeit von  dem  Ehegatten,  welcher 
das  Urteil  erwirkt  hat,  die  Scheid- 
ung nicht  verlangt,  dagegen  von 
dem  Ehegatten,  gegen  welchen  das 
Urteil  erlassen  ist,  auf  Herstellung 
des  ehelichen  Lebens  Klage  er- 
hoben und  der  andere  Ehegatte  zu 
der  Herstellung  rechtskräftig  ver- 
urteilt worden,  so  ist  der  letztere 
nicht  mehr  berechtigt,  auf  Grund 
des  Trennungsurteiles  die  Scheid- 
ung zu  verlangen. 

§.  1446.  Das  Recht  auf  Scheid- 
ung und  auf  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  ist  ausgeschlossen,  wenn 
der  berechtigte  Ehegatte  die  das 
Recht  begründende  Handlung  ver* 


§.  1464.  Ein  Ehegatte  kann  auf 
Scheidung  klagen,  wenn  der  andere 
Ehegatte  in  Geisteskrankheit  ver- 
fallen ist,  die  Krankheit  während 
der  Ehe  mindestens  drei  Jahre  ge- 
dauert und  einen  solchen  Grad  er- 
reicht hat,  dass  die  geistige  Ge- 
meinschaft zwischen  den  Ehegat- 
ten aufgehoben,  auch  jede  Aus- 
sicht auf  Wiederherstellung  der- 
selben ausgeschlossen  ist. 


§.  1465.  Das  Recht  auf  Scheid- 
ung erlischt  in  den  Fällen  der 
§§.  1460  bis  1463  durch  Ver- 
zeihung. 

Satz  2  Gestrichen,  weil  das  In- 
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EotnmissioDsbericht  (Ä  kten- 
stück  440b  im  Anlageband  3) 
S.  2047,  2049  u.  2158,  §.  1557a. 
Vgl.  auch  EG.  Art.  201,  202. 

RV.  1552  i  M.4,  570;D.  701; 
§.  581  a  CPO. 

Dieser  neue  Ehescheidungsgrund 
wurde  in  der  Kommission  in  erster 
und  zweiter  LesuDg  mit  13  gegen 
8  Stimmen  abgelehot;  in  der 
zweiten  Beratung  im  Plenum  mit 
125  gegen  116  Stimmen  abge- 
lehnt, in  der  dritten  Beratung  im 
Plenum  mit  161  gegen  133  Stim- 
men bei  sechs  Stimmenthaltungen 
angenommen.  Hiezu  gehören  die 
Anträge  Auer  a.  a.  0.  Nr.  57, 
S.  2257;  Lenzmann  Aktenstück 
472,  3  im  Anlageband  3,  S.  2258 ; 
Munckel  Aktenstück  580,  2  ibid. 
S.  2284 ;  B.  4,  S.  2967,  3089. 

Eommissionsbericht  S.  2047, 
2049,  2158,  §.  1557b.  Vgl.  M.  4, 
562,  563,  599,  630. 


IV. 

Für  die  Klage  auf  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  gelten 
die  Vorschriften  der  §§.  1573, 1574. 

§.  1569.  Ein  Ehegatte  kann  auf 
Scheidung  klagen,  wenn  der  andere 
Ehegatte  in  Geisteskrankheit  ver- 
fallen ist,  die  Krankheit  während 
der  Ehe  mindestens  drei  Jahre  ge- 
dauert und  einen  solchen  Grad  er- 
reicht hat,  dass  die  geistige  Ge- 
meinschaft zwischen  den  Ehegat- 
ten aufgehoben,  auch  jede  Aus- 
sicht auf  Wiederherstellung  dieser 
Gemeinschaft  ausgeschlossen  ist. 


§.  1576.  Ist  auf  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  erkannt, 
so  kann  jeder  der  Ehegatten  auf 
Grund  des  Urteils  die  Scheidung 
beantragen,  es  sei  denn,  dass  nach 
der  Erlassung  des  Urteils  die  ehe- 
liche Gemeinschaft  wiederherge- 
stellt worden  ist. 

Die  Vorschriften  der  §§.  1570 
bis  1574  finden  keine  Anwendung; 
wird  die  Ehe  geschieden,  so  ist 
der  für  schuldig  erklärte  Ehegatte 
auch  im  Scheidungsurteil  für 
schuldig  zu  erklären. 


RV.  1553;  M.4,  602;  D.  701. 
Wird  mit  einer  redaktionellen 
Aenderung  angenommen. 


§.  1570.  Das  Recht  auf  Scheid- 
ung erlischt  in  den  Fällen  der 
§§.  1565  bis  1568  durch  Ver- 
zeihung. 

Sachlich  hiemit  hängt  die  Be- 
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ziehen  hat.  Die  Verzeihung  des 
dem  Urteile  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  zu  Qrunde  liegen- 
den Scheidungsgrundes  kann  im 
Falle  des  §.  1^5  auch  noch  gegen- 
über der  Klage  auf  Scheidung  gel- 
tend gemacht  werden,  sofern  die 
Verzeihung  so  spät  erfolgt  ist,  dass 
sie  in  dem  früheren  Rechtsstreite 
nicht  mehr  geltend  gemacht  wer- 
den konnte. 


IL 

stitut  der  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  abgelehnt  worden  ist. 


§.  1447.  Die  Klage  auf  Scheid- 
ung und  die  Klage  auf  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  muss  in  den 
Fällen  der  §§.  1441,  1442,  1444 
binnen  sechs  Monaten  erhoben  wer- 
den. Die  Frist  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  der  be- 
rechtigte Ehegatte  von  der  das 
fiecht  begründenden  Handlung 
Kenntnis  erlangt  hat. 

Die  Frist  zur  Erhebung  der 
Klage  beträgt  dreissig  Jahre  von 
dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem 
die  Handlung  begangen  worden 
ist,  wenn  nicht  die  Klage  in  Ge- 
mässheit  des  ersten  Absatzes  be- 
reits früher  ausgeschlossen  ist. 

Die  Vorschriften  der  §§.  164, 
166,  finden  entsprechende  An- 
wendung. 

Der  Erhebung  der  Klage  steht 
die  Ladung  zum  Sühnetermine 
gleich.  Diese  Ladung  verliert  je- 
doch ihre  Wirkung,  wenn  nicht 
binnen  drei  Monaten  seit  der  Be- 
endigung des  Sühneverfahrens  die 
Klage  erhoben  ist ;  die  Vorschrift 
des  §.  572  Abs.  2  Satz  1  der 
€ivilprocessordnung  bleibt  unbe- 
rührt. 

Ein  Scheidungsgrund  oder  ein 
Trennungsgrund,  welcher  nach  den 
Vorschriften  des  ersten  bis  vierten 
Absatzes  zur  Zeit  der  Erhebung 


§.  1466.  Die  Scheidungsklage 
muss  in  den  Fällen  der  §§.  1460 
bis  1463  binnen  sechs  Monaten 
von  dem  Zeitpunkte  an  erhoben 
werden,  in  welchem  der  Ehegatte 
von  dem  Scheidungsgrunde  Kennt- 
nis erlangt  hat.  Die  Klage  ist 
ausgeschlossen,  wenn  seit  dem  Ein- 
tritte des  Scheidungsgrundes  zehn 
Jahre  verstrichen  sind. 

Die  sechsmonatige  Frist  läuft 
nicht,  solange  die  häusliche  Ge- 
meinschaft der  Ehegatten  aufge- 
hoben ist.  Wird  jedoch  der  zur 
Klage  berechtigte  Ehegatte  von 
dem  anderen  Ehegatten  aufge- 
fordert, entweder  die  häusliche 
Gemeinschaft  herzustellen  oder  die 
Scheidungsklage  zu  erheben,  so 
läuft  die  Frist  von  dem  Empfange 
der  Aufforderung  an. 

Der  Erhebung  der  Klage  steht 
die  Ladung  zum  Sühnetermine 
gleich.  Die  Ladung  verliert  ihre 
Wirkung,  wenn  der  zur  Klage  be- 
rechtigte Ehegatte  im  Sühne- 
termine nicht  erscheint  oder  wenn 
er  nicht  binnen  drei  Monaten  nach 
der  Beendigung  des  Sühnever- 
fahrens die  Klage  erhebt. 

Auf  den  Lauf  der  Fristen  finden 
die  für  die  Verjährung  geltenden 
Vorschriften  der  §§.  169, 171  ent- 
sprechende Anwendung. 
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Kommissionsbericht,  S.  2047  a. 
2049  §.  1566a  Abs.  2.  EG.  Art. 
46  n  55.  Es  wird  beantragt  die 
Bestimmung  zu  fassen,  wie  folgt: 

»Wird  nach  Aufhebung  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  das  eheliche 
Leben  wieder  aufgenommen  und 
die  Wiederaufnahme  dem  Standes- 
beamten angezeigt,  so  treten  die 
Wirkungen  der  Ehe  wieder  ein.c 

Der  Antrag  wird  zurückgezogen. 

RV.  1554;  M.  4,  604;  D.  700, 
701;  §§.  570,  571,  572  CPO. 

Es  wird  beantragt,  statt  »sechs 
Monatec  zu  setzen  »ein  Jahr«  und 
statt  »drei  Monate«  zu  setzen 
»sechs  Monate«,  da  die  sechsmo- 
natliche Frist  zu  knapp  bemes- 
sen sei. 

Der  Antrag  wird  abgelehnt. 

Es  wird  beantragt  Abs.  2  zu 
fassen,  wie  folgt: 

»Die  Fristen  laufen  nicht,  so 
lange  die  häusliche  Gemeinschaft 
der  Ehegatten  aufgehoben  ist. 
Wird  der  zur  Klage  berechtigte 
Ehegatte  von  dem  anderen  Ehe- 
gatten aufgefordert,  entweder  die 
häusliche  Gemeinschaft  herzustel- 
len oder  die  Klage  zu  erheben, 
80  laufen  die  Fristen  von  dem 
Empfange  der  Aufforderung  an.« 

Der  Antrag  wird  im  Princip 
angenommen.  Die  Bedaktions- 
Kommission  trug  dem  Beschlüsse 
in  der  Weise  Becbnung,  dass  sie 
im  Absatz  2  den  Beginn:  «Die 
sechsmonatliche  Frist  läuft  nicht« 
veränderte  in  »die  Frist  läuft 
nicht.« 


IV. 

Stimmung  über  die  freiwillige  Wie- 
derherstellung der  ehelichen  Ge- 
meinschaft zusammen  in 

§.  1587.  Wird  die  eheliche  Ge- 
meinschaft  nach  der  Aufhebung 
wiederhergestellt,  so  fallen  die  mit 
der  Aufhebung  verbundenen  Wirk- 
ungen weg  und  tritt  Gütertren- 
nung ein. 


§.  1571.  Die  Scheidunpfsklage 
muss  in  den  Fällen  der  §§.  1565 
bis  1568  binnen  sechs  Monaten 
von  dem  Zeilpunkt  an  erhoben 
werden,  in  dem  der  Ehegatte  von 
dem  Scheidungsgrunde  Kenntnis 
erlangt.  Die  Klage  ist  ausge- 
schlossen, wenn  seit  dem  Eintritte 
des  Scheidungsgrundes  zehn  Jahre 
verstrichen  sind. 

Die  Frist  läuft  nicht,  so  lange 
die  häusliche  Gemeinschaft  der 
Ehegatten  aufgehoben  ist.  Wird 
der  zur  Klage  berechtigte  Ehe- 
gatte von  dem  anderen  Ehegatten 
aufgefordert,  entweder  die  häus- 
liche Gemeinschaft  herzustellen 
oder  die  Klage  zu  erheben,  so 
läuft  die  Frist  von  dem  Empfange 
der  Aufforderung  an. 

Der  Erhebung  der  Klage  steht 
die  Ladung  zum  Sühnetermine 
gleich.  Die  Ladung  verliert  ihre 
Wirkung,  wenn  der  zur  Klage 
berechtigte  Ehegatte  im  Sühne- 
termine nicht  erscheint  oder  wenn 
drei  Monate  nach  der  Beendigung 
des  Sühneverfahrens  verstrichen 
sind  und  nicht  vorher  die  Klage 
erhoben  worden  ist. 

Auf  den  Lauf  der  sechsmonati- 
gen und  der  dreimonatigen  Frist 
finden  die  für  die  Verjährung  gel- 
tenden Vorschriften  der  §§.  203, 
206  entsprechende  Anwendung. 
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der  Klage  oder  zur  Zeit  der  Lad- 
ung zum  Sahnetermine  noch  nicht 
ausgeschlossen  war,  kann  in  dem- 
selben Rechtsstreite  auch  noch  zu 
der  Zeit  geltend  gemacht  werden, 
in  welcher  die  für  seine  Zulässig- 
keit  in  jenen  Vorschriften  be- 
stimmten Fristen  bereits  ver- 
strichen sind. 

§.  1448.  Eine  Thatsache,  auf 
welche  der  Antrag  auf  Scheidung 
oder  auf  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  nicht  mehr  gegründet  wer- 
den kann,  darf  in  Verbindung  mit 
einer  anderen  noch  nicht  ausge- 
schlossenen Thatsache  zur  Be- 
gründung des  Antrages  auf  Scheid- 
ung oder  auf  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  geltend  gemacht  werden. 

§.  1449.  In  jedem  Urteile,  durch 
welches  auf  Scheidung  oder  auf 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  er- 
kannt wird,  ist  zugleich  zu  be- 
stimmen, dass  der  Ehegatte,  gegen 
welchen  die  Klage  erhoben  ist,  der 
schuldige  Teil  sei,  und,  wenn  ein 
jeder  der  Ehegatten  auf  Scheidung 
oder  auf  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  geklagt  hat  und  beide  Klagen 
für  begründet  erachtet  werden, 
dass  jeder  Ehegatte  der  schuldige 
Teil  sei.  Die  letztere  Bestimmung 
muss  auf  Antrag  des  Beklagten 
auch  dann  erfolgen,  wenn  der  Be- 
klagte die  Scheidung  oder  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu 
verlangen  berechtigt  ist,  eine  Wi- 
derklage aber  nicht  erhoben  hat, 
sowie  auch  dann,  wenn  das  Recht 
des  Beklagten  auf  Scheidung  oder 
auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
durch  Verzeihung  oder  Zeitablauf 
ausgeschlossen  ist,  der  Verlust  des 
Rechtes  aber  erst  nach  Entstehung 
des  von  dem  Kläger  geltend  ge- 
machten Scheidungsgrundes  oder 
Trennungsgrundes  eingetreten  ist. 


II. 


§.  1467.  Ein  Scheidungsgnind 
kann,  auch  wenn  die  für  seine 
Geltendmachung  im  §.  1466  be- 
stimmte Frist  verstrichen  ist,  im 
Laufe  des  Rechtsstreits  geltend 
gemacht  werden,  sofern  die  Frist 
zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage 
noch  nicht  verstrichen  war. 

§.  1468.  Thatsachen,  auf  die 
eine  Scheidungsklage  nicht  mehr 
gegründet  werden  kann,  dürfen 
zur  Unterstützung  einer  auf  andere 
Thatsachen  gegründeten  Scheid- 
ungsklage geltend  gemacht  wer- 
den. 


§.  1469.  Wird  die  Ehe  aus  einem 
der  in  den  §§.  1460  bis  1463  be- 
stimmten Gründe  geschieden,  so  ist 
in  dem  Urteil  auszusprechen,  dass 
der  Beklagte  die  Schuld  an  der 
Scheidung  trägt. 

Ist  von  dem  Beklagten  Wider- 
klage erhoben  und  wird  auch  diese 
farbegründet  erklärt,  so  sind  beide 
Ehegatten  für  schuldig  zu  erklären. 

Ohne  Erhebung  einer  Wider- 
klage ist  auf  Antrag  des  Beklag- 
ten im  Falle  der  Scheidung  auch 
der  Kläger  für  schuldig  zu  er- 
klären, wenn  Thatsachen  vorliegen, 
die  den  Beklagten  berechtigen  wür- 
den, auf  Scheidung  zu  klagen,  oder 
wenn  das  Recht  des  Beklagten  auf 
Scheidung  zwar  durch  Verzeihung 
oder  Zeitablauf  ausgeschlossen  ist, 
aber  zur  Zeit  des  Eintritts  des  von 
dem  Kläger  geltend  gemachten 
Scheidungsgrundes  noch  bestan- 
den hat. 
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III. 

RV.  1556;  M.  4,  604. 
Wird  ohne  Debatte  angenom- 


men. 


BV.  1556,  M.  4,  606. 
Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


IV. 

§.  1572.  Ein  Scheidnngsgrund 
kann,  auch  wenn  die  für  seine 
Geltendmachung  im  §.  1571  be- 
stimmte Frist  verstrichen  ist,  im 
Laufe  des  Rechtsstreits  geltend 
gemacht  werden,  sofern  die  Frist 
zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage 
noch  nicht  verstrichen  war. 

§.  1573.  Thatsachen,  auf  die 
eine  Scheidungsklage  nicht  mehr 
gegründet  werden  kann,  dürfen 
zur  Unterstützung  einer  auf  an- 
dere Thatsachen  gegründeten 
Scheidungsklage  geltend  gemacht 
werden. 


RV.  1557;  M.4,  606;  D.  701; 
§.  284  CPO. 

Wird  mit  einer  redaktionellen 
Aenderung  angenommen. 


§.  1574.  Wird  die  Ehe  aus 
einem  der  in  den  §§.  1565  bis 
1568  bestimmten  Oründe  geschie- 
den, so  ist  in  dem  Urteil  auszu- 
sprechen ,  dass  der  Beklagte  die 
Schuld  an  der  Scheidung  trägt. 

Hat  der  Beklagte  Widerklage 
erhoben  und  wird  auch  diese  für 
begründet  erkannt,  so  sind  beide 
Ehegatten  für  schuldig  zu  er- 
klären. 

Ohne  Erhebung  einer  Wider- 
klage ist  auf  Antrag  des  Beklag- 
ten auch  der  Kläger  für  schuldig 
zu  erklären,  wenn  Thatsachen  vor- 
liegen, wegen  deren  der  Beklagte 
auf  Scheidung  klagen  könnte  oder, 
falls  sein  Recht  auf  Scheidung 
durch  Verzeihung  oder  durch 
Zeitablauf  ausgeschlossen  ist,  zur 
Zeit  des  Eintritts  des  von  dem 
Kläger  geltend  gemachten  Scheid- 
ungsgmndes  berechtigt  war,  auf 
Scheidung  zu  klagen. 
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§.  1450.  Wird  wegen  Ehe- 
braches auf  Scheidung  erkannt 
und  ergeben  die  Verhandlungen 
die  Person  desjenigen,  mit  wel- 
chem der  Ehegatte  des  Ehebruches 
sich  schuldig  gemacht  hat,  so  soll 
in  der  ürleilsformel  der  Ehebruch 
als  Grund  der  Scheidung  sowie 
jene  Person  bezeichnet  werden. 

§.  1451.  Auf  den  Rechtsstreit, 
welcher  die  Scheidung  oder  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  zum 
Gegenstande  hat,  finden  die  Vor- 
schriften des  §.  1254  mit  der 
Massgabe  entsprechende  Anwend- 
ung, dass  die  Klage  von  dem  ge- 
setzlichen Vertretereines  geschäfts- 
unfähigen Ehegatten  nicht  erhoben 
werden  kann. 

§.  1452.  Die  Auflösung  der  Ehe 
tritt  mit  der  Rechtskraft  des  die 
Scheidung  bestimmenden  ürteiles 
ein. 

§.  1453  sq.  handeln  von  Rück- 
gabe der  Schenkungen  und  der 
wechselseitigen  ünterhaltungs- 
pflicht  der  Ehegatten. 

§.  1455.  Die  geschiedene  Ehe- 
frau behält  den  Familiennamen 
des  Ehemannes. 


IL 


Gestrichen  und   in   die  Civil- 
processordnung  verwiesen. 


Gestrichen  und   in  die  Civil- 
processordnung  verwiesen. 


§.  1470.  Die  Auflösung  der  Ehe 
tritt  mit  der  Rechtskraft  des 
Scheidungsurteils  ein. 

§.  1471  sq.  handeln  von  Rück- 
gabe der  Schenkungen  und  der 
wechselseitigen  ünterhaltungs- 
pflicht  der  Ehegatten. 

§.  1478.  Die  geschiedene  Frau 
behält  den  Familiennamen  des 
Mannes. 

Ist  die  Frau  allein  für  schuldig 
erklärt,  so  verliert  sie  den  Fa- 
miliennamen des  Mannes  und  er- 
hält ihren  Familiennamen  wieder, 
wenn  der  Mann  ihr  die  Fortführ- 
ung seines  Namens  untersagt  und 
der  zuständigen  Behörde  hiervon 
Anzeige  macht. 

Ist  die  Frau  nicht  oder  nicht 
allein  für  schuldig  erklärt,  so  kann 
sie  ihren  Familiennamen  oder,  so- 
fern sie  vor  der  Eingehung  der 
geschiedenen  Ehe  verheiratet  war, 
den  zur  Zeit  der  Eingehung  dieser 
Ehe  geführten  Namen  wieder  an- 
nehmen. Die  Annahme  erfolgt 
durch  Erklärung    gegenüber  der 
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RV.  1547  Satz  3;  M.  4,  581,  §.  1564  Satz  3:  Die  Auflösung 
610 ;  D.  701.  EG.  201.  §§.  568,  der  Ehe  tritt  mit  der  Rechtskraft 
573a,  575,  576,  577,  584a,  CPO.    des  Urteils  öin. 

R7. 1559  sq.;  M.  4,  612;  D.  702.        §.   1578  sq.  handeln  von  der 

wechselseitigen       Unterhaltungs- 
pflicht und  von  dem  Widerruf  der 
Schenkungen. 
RV.  1558;  M.  4,  620;  D.  702.        §.  1577.  Die  geschiedene  Frau 
Wird    unverändert    angenom-    behält    den   Familiennamen    des 
men.  Mannes. 

Die  Frau  kann  ihren  Familien- 
namen wieder  annehmen.  War  sie 
vor  der  Eingehung  der  geschie- 
denen Ehe  verheiratet,  so  kann 
sie  auch  den  Namen  wieder  an- 
nehmen, den  sie  zur  Zeit  der  Ein- 
gehung dieser  Ehe  hatte,  es  sei 
denn,  dass  sie  allein  für  schuldig 
erklärt  ist.  Die  Wiederannahme 
des  Namens  erfolgt  durch  Erklär» 
nng  gegenüber  der  zuständigen 
Behörde ;  die  Erklärung  ist  in  öf- 
fentlich beglaubigter  Form  abzu- 
geben. 

Ist  die  Frau  allein  für  schuldig 
erklärt,  so  kann  der  Mann  ihr  die 
FührungseinesNamensuntersagen. 
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IL 


zuständigeu  Behörde;  die  Er- 
klärung ist  in  öffentlich  beglau- 
bigter Form  abzugeben. 


§.  1456.  Die  Sorge  für  die  Per- 
8on  der  gemeinschaftlichen  Kinder 
steht  nach  der  Auflösung  der  Ehe 
durch  Scheidung,  solange  beide 
Ehegatten  leben,  wenn  nur  ein 
Ehegatte  für  den  schuldigen  Teil 
«rklärt  ist,  dem  anderen  Ehegat- 
ten, wenn  beide  Ehegatten  für  den 
schuldigen  Teil  erklärt  sind,  in 
Ansehung  der  Töchter  der  Mutter, 
in  Ansehung  der  Söhne  bis  zum 
zurückgelegten  sechsten  Lebens- 
jahre der  Mutter,  für  die  späteren 
Lebensjahre  xlem  Vater  zu.  Das 
Vormundschaftsgericht  kann  je- 
doch die  Sorge  für  die  Person 
eines  Kindes  an  den  nach  den  vor- 
stehenden Bestimmungen  zu  dieser 
Sorge  nicht  berufenen  Elternteil 
nbertragen,  wenn  dies  durch  beson- 
dere Umstände  im  Interesse  des 
Kindes  geboten  erscheint ;  die  An- 
ordnungen des  Vormundschaftsge- 
richtes können  zu  jeder  Zeit,  so- 
fern es  im  Interesse  des  Kindes 
nöthig  wird  oder  die  Umstände, 
welche  die  Anordnung  veranlasst 
haben,  weggefallen  sind,  aufge- 
hoben oder  geändert  werden. 

Die  Sorge  för  die  Person  des 
Kindes  seh  Messt  in  den  Fällen  des 
ersten  Absatzes,  unbeschadet  der 
aus  der  elterlichen  Gewalt  sich  er- 
gebenden Rechte,  die  gesetzliche 
Vertretung  des  Kindes  nicht  ein. 

§.  1457.  Der  Elternteil,  wel- 
cher in  Gemässheit  des  §.  1456 
von  der  Sorge  für  die  Person  eines 
Kindes  ausgeschlossen  ist,  behält 


§.  1479.  So  lange  die  geschie- 
denen Ehegatten  leben,  steht  die 
Sorge  für  die  Person  der  gemein- 
schaftlichen Kinder,  wenn  nur 
einer  der  Ehegatten  für  schuldig 
erklärt  ist,  dem  anderen  Ehegat- 
ten zu.  Sind  beide  Ehegatten  für 
schuldig  erklärt,  so  steht  die  Sorge 
für  die  Söhne  unter  sechs  Jahren 
und  für  die  Töchter  der  Mutter, 
für  die  Söhne  über  sechs  Jahre 
dem  Vater  zu.  Das  Vormund- 
schaftsgericht kann  eine  abwei- 
chende Anordnung  treffen,  wenn 
eine  solche  aus  besonderen  Grün- 
den im  Interesse  der  Kinder  ge- 
boten ist;  die  Anordnung  kann  auf- 
gehoben werden,  wenn'3as  Inte- 
resse der  Kinder  die  Aufrecht- 
erhaltung nicht  mehr  erfordert. 

Die  Sorge  für  die  Person  im 
Sinne  des  Abs.  1  umfasst  nicht 
die  Vertretung  der  Kinder. 

Im  Uebrigen  werden  die  sich 
aus  der  elterlichen  Gewalt  er- 
gebenden Rechte  und  Pflichten 
durch  die  Scheidung  nicht  be- 
rührt. 


§.  1480.  Der  Ehegatte ,  wel- 
chem nach  §.  1479  die  Sorge  für 
die  Person  eines  Kindes  nicht  zu- 
steht, behält  die  Befugnis  mit  dem 
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KV.  1613;  M.  4,  622;  D.  702, 
705;  §.  584  c  CPO. 

Es  wird  beantragt,  anstatt  »für 
die  Person  des  Kindes«  za  setzen 
»fftr  die  Person  und  für  die  Ver- 
tretung des  Kindes«  and  Ab- 
satz 2  za  streichen. 

Der  Antrag  wird  abgelehnt. 


IV. 

Die  üntersagnng  erfolgt  durch  Er- 
klärung gegenüber  der  zuständi- 
gen Behörde;  die  Erklärung  ist  in 
öffentlich  beglaubigter  Form  ab- 
zugeben. Die  Behörde  soll  der 
Frau  die  Erklärung  mitteilen. 
Mit  dem  Verluste  des  Namens  des 
Mannes  erhält  die  Frau  ihren  Fa- 
miliennamen wieder. 

§.  1635.  Ist  die  Ehe  aus  einem 
der  in  den  §§.  1565  bis  1568  be- 
stimmten Grunde  geschieden,  so 
steht,  so  lange  die  geschiedenen 
Ehegatten  leben,  die  Sorge  für  die 
Person  des  Kindes,  wenn  ein  Ehe- 
gatte allein  für  schuldig  erklärt 
ist,  dem  anderen  Ehegatten  zu; 
sind  beide  Ehegatten  für  schuldig 
erklärt,  so  steht  die  Sorge  für  einen 
Sohn  unter  sechs  Jahren  oder  für 
eine  Tochter  der  Mutter,  für  einen 
Sohn,  der  über  sechs  Jahre  alt  ist, 
dem  Vater  zu.  Das  Vormund- 
schaftsgericht kann  eine  abwei- 
chende Anordnung  treffen,  wenn 
eine  solche  aus  besonderen  Grün- 
den im  Interesse  des  Kindes  ge- 
boten ist;  es  kann  die  Anordnung 
aufheben,  wenn  sie  nicht  mehr 
erforderlich  ist. 

Das  Recht  des  Vaters  zur  Ver- 
tretung des  Kindes  bleibt  unbe- 
rührt. 


RV.  1614;  M.  5,628  ;D.  706; 
EG.  206. 

Wird  ohne  Debatte  angenom- 
men. 


§.  1636.  Der  Ehegatte,  dem 
nach  §.  1635  die  Sorge  für  die 
Person  des  Kindes  nicht  zusteht, 
behält  die  Befugnis  mit  dem  Kinde 
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die  Befugnis,  mit  dem  Kinde  per- 
sönlich zu  verkehren.  Die  näheren 
Anordnungen  über  diesen  persön- 
lichen Verkehr  sind  erforderlichen- 
falls von  dem  Vormundschaftsge- 
richte zu  treffen. 

§.  1459.  Durch  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  wird  während 
der  in  dem  Urteile  bestimmten 
Trennungszeit  die  Verpflichtung 
beider  Ehegatten  zur  häuslichen 
Gemeinschaft  und  zur  Leistung  der 
ehelichen  Pflicht  aufgehoben. 

§§.  1458,  1460  sq.  handeln  von 
der  Sorge  und  den  Unterhaltungs- 
kosten für  die  gemeinschaftlichen 
Kinder  während  aufgelöster  Ehe 
und  enthalten  processrechtliche 
Vorschriften,  welche  gestrichen 
und  in  die  Civilprocessordnung 
verwiesen  wurden. 


II. 


Kinde  persönlich  zu  verkehren. 
Das  Vormundschaftsgericht  kann 
den  Verkehr  näher  regeln. 


Gestrichen  in  Gonsequenz  der 
Ablehnung  des  Instituts  der  Tren- 
nung von  Tisch  und  Bett. 


§.  1481  entspricht  sachlich  dem 
§.  1458/1. 


IL  Auflösung  der  Ehe  in  Folge 
TodeserJdäruffg, 

§.  1464.  Wenn  nach  der  Todes- 
erklärung eines  Ehegatten  der  an- 
dere Ehegatte  eine  neue  Ehe 
schliesst,  der  für  tot  erklärte  Ehe- 
gatte aber  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliessung noch  am  Leben  ist, 
so  wird  mit  Schliessung  der  neuen 
Ehe  die  zwischen  dem  für  tot  er- 
klärten und  dem  anderen  Ehegat- 
ten bestehende  Ehe  aufgelöst. 

Die  Auflösung  der  früheren 
Ehe  bleibt  in  Kraft,  auch  wenn 
die  Todeserklärung  nach  Schlies- 
sung der  neuen  Ehe  aufgehoben 
wird  oder  die  neue  Ehe  anfecht- 
bar ist  und  angefochten  wird. 


Siebenter  Titel. 

Auflösung  der  Ehe  im  Falle  der 
Todeserklärung. 

§.  1482.  Ist  einer  der  Ehegatten 
für  tot  erklärt,  aber  noch  am  Le- 
ben, so  wird  die  Ehe  dadurch  auf- 
gelöst, dass  der  andere  Ehegatte 
sich  wieder  verheiratet.  Die  Ehe 
bleibt  auch  dann  aufgelöst,  wenn 
die  Todeserklärung  in  Folge  einer 
Anfechtungsklage  aufgehoben  wird 
oder  wenn  die  neue  Ehe  nach  den 
§§.  1239  bis  1243  anfechtbar  ist 
und  angefochten  wird. 

Die  Auflösung  tritt  nicht  ein, 
wenn  beide  Ehegatten  bei  der  Ehe- 
schliessung gewusst  haben,  dass 
der  für  tot  erklärte  Ehegatte  die 
Todeserklärung  überlebt  hat,  oder 
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IV. 

persönlich  zu  verkehren.  Das  Vor- 
mondscbaftsgericht  kann  den  Ver- 
kehr näher  regeln. 


Eommissionsbericht.  S.  2047, 
2158,  §.  1566a  Abs.  1 ;  der  vor- 
geschlagene §.  1566a  Abs.  1  wird 
mit  einer  redaktionellen  Aender- 
ung  angenommen.  —  Der  in  der 
dritten  Plenarberathnng  gestellte 
Antrag,  sämtliche  auf  die  Auf- 
hebung der  ehelichen  Qemeinschafl; 
bezüglichen  Bestimmungen  zu 
streichen,  wird  abgelehnt.  Antrag 
Vielhaben,  Akt.  512,  Anlageband 
3,  S.  2285  u.  B.  4,  S.  3089-8091. 


§.82RG.  V.  6/11,1875;  D.  681; 
EG.  Art.  45,  V. 

Eommissionsbericht  S.  2031, 
2033,  2050,  2158. 

Wurde  vom  Reichstage  als 
§.  1566c  (zuerst  als  §.  1305a)  bei- 
gefügt B.  4,  S.  3091. 

Vierter  Titel. 

Wiederverheiratung  im  Falle  der 
TodeserJdärung. 

RV.  1331,  1833,  1334,  1335; 
M.  18, 52,  641,  645;  D.  684,  685. 
EG.  Art.  159,  206. 

Es  wird  Streichung  dieses  Titels 
(§§.  1331—1335)  beantragt  mit 
folgender  Motivierung: 

§.  1331  stelle  eine  Ausnahme 
von  der  allgemeinen  Regel  des 
§.  1309  dar,  dass  eine  neue  Ehe 
nicht  geschlossen  werden  könne, 
ehe  die  frühere  Ehe  aufgelöst  sei, 
bezw.  dass  eine  neue  Ehe,  welche 
geschlossen  werde,  ehe  die  frühere 
Ehe  aufgelöst  worden,  nichtig  sei. 
Diese  Ausnahme  sei  nicht  ge- 
rechtfertigt, widerspreche  dem  ka- 

ArcbiY  für  Kirobenreoht.  LXXVU. 


§.  1586,  Wird  nach  §.  1575  die 
eheliche  Gemeinschaft  aufgehoben, 
so  treten  die  mit  der  Scheidung 
verbundenen  Wirkungen  ein;  die 
Eingehung  einer  neuen  Ehe  ist 
jedoch  ausgeschlossen.  Die  Vor- 
schriften über  die  Nichtigkeit  und 
Anfechtbarkeit  der  Ehe  finden  An- 
wendung, wie  wenn  das  urteil 
nicht  ergangen  wäre. 

Achter  Titel. 

Kirchliche  Verpflichtungen. 

§.  1588.  Die  kirchlichen  Ver- 
pflichtungen in  Ansehung  der  Ehe 
werden  durch  die  Vorschriften 
dieses  Abschnittes  nicht  berührt. 


Vierter  Titel* 

Wiedervertteiratung  im  FaUe  der 
Todeserklärung. 

§.  1348.  Geht  ein  Ehegatte, 
nachdem  der  andere  Ehegatte  für 
tot  erklärt  worden  ist,  eine  neue 
Ehe  ein,  so  ist  die  neue  Ehe  nicht 
deshalb  nichtig,  weil  der  für  tot 
erklärte  Ehegatte  noch  lebt,  es 
sei  denn,  dass  beide  Ehegatten  bei 
der  Eheschliessung  wissen,  dass  er 
die  Todeserklärung  überlebt  hat. 

Mit  der  Schliessung  der  neuen 
Ehe  wird  die  frühere  Ehe  aufge- 
löst. Sie  bleibt  auch  dann  aufge- 
löst, wenn  die  Todeserklärung  in 
Folge  einer  Anfechtungsklage  auf- 
gehoben wird. 

§.  1349  s.  S.  289. 
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I. 


Die  Vorschrift  des  ersten  Ab- 
satzes findet  keine  Anwendung, 
wenn  der  Ehegatte,  welcher  die 
neue  Ehe  schliesst,  bei  der  Ehe- 
schliessung weiss,  dass  zu  dieser 
Zeit  der  für  tot  erklärte  Ehegatte 
noch  lebt,  oder  wenn  die  neue  Ehe 
aus  eiaem  anderen  Grunde  nich- 
tig ist. 


IL 


wenn  die  neue  Ehe  aus  einem  an- 
deren Grunde  nichtig  ist. 

§.  1483.  Jeder  Ehegatte  der 
neuen  Ehe  kann,  wenn  der  für  tot 
erklärte  Ehegatte  noch  lebt,  die 
neue  Ehe  anfechten,  es  sei  denn, 
dass  er  bei  der  Eheschliessung  von 
dessen  Leben  Kenntnis  hatte.  Die 
Anfechtung  muss  binnen  sechs  Mo- 
naten von  dem  Zeitpunkt  an  er- 
folgen, in  welchem  der  anfech- 
tende Ehegatte  erfahren  hat,  dass 
der  für  tot  erklärte  Ehegatte  noch 
lebt. 

Die  Anfechtung  ist  ausgeschlos- 
sen, wenn  die  neue  Ehe  durch  den 
Tod  eines  der  Ehegatten  aufge- 
löst worden  ist. 


§.  1465.  Ist  die  Ehe  in  Ge- 
mässheit  des  §.  1464  aufgelöst,  so 
finden  in  Ansehung  der  gemein- 
schaftlichen Kinder  die  auf  den 
Fall,  dass  beide  Ehegatten  für  den 
schuldigen  Teil  erklärt  sind,  sich 
beziehenden  Vorschriften  der  §§. 
1456,  1457  sowie  die  Vorschriften 
des  §.  1458  entsprechende  An- 
wendung. 


§.  1484.  Macht  der  Ehegatte 
der  früheren  Ehe  von  dem  ihm 
nach  §.  1483  zustehenden  An- 
fechtungsrechte Gebrauch,  so  hat 
er  dem  anderen  Ehegatten  Unter- 
halt nach  Massgabe  der  §§.  1472 
bis  1476  zu  gewähren,  sofern  nicht 
der  andere  Ehegatte  bei  der  Ehe- 
schliessung wusste,  dass  der  für 
tot  erklärte  Ehegatte  die  Todes- 
erklärung überlebt  hat. 

§.  1485.  Ist  die  Ehe  nach 
§.  1482  aufgelöst,  so  bestimmt 
sich  die  Sorge  für  die  Person  der 
gemeinschaftlichen  Kinder  nach 
den  Vorschriften,  welche  gelten, 
wenn  die  Ehe  geschieden  ist  und 
beide  Ehegatten  für  schuldig  er- 
klärt sind.  Auf  die  Unterhalts- 
pflicht finden  die  Vorschriften  des 
§.  1481  Anwendung. 


Oivileherecht  des  neuen  bürgerL  Gesetzbuches. 


839 


IIL 

tbolischen,  wie  dem  protestanti- 
schen Eherecht.  Sie  stelle  eioe 
grosse  Härte  dar  gegen  den  Ehe- 
gatten der  ersten  Ehe,  wenn  der- 
selbe, wie  es  häußg  vorkomme, 
ohne  Schuld  an  den  umständen 
sei,  welche  zu  seiner  Todeserklär- 
ung geführt  hätten.  Wenn  eine 
zweite  Ehe  aaf  Grand  eines  fal- 
schen Sterbescheines  zu  Stande 
komme,  so  sei  diese  zweite  Ehe 
auch  nach  den  Grundsätzen  des 
Entwurfs  nichtig.  Es  sei  kein 
Orund  abzusehen,  weshalb  es  an- 
ders gehalten  werden  solle,  wenn 
«ine  zweite  Ehe  auf  Grund  einer 
innerlich  unhaltbaren  Todeserklär- 
ung abgeschlossen  worden.  Nicht 
bloss  vom  katholischen,  sondern 
auch  vom  evangelischen  Stand- 
punkte aus  sei  diese  Bestimmung 
daher  in  der  Kritik  angegriffen 
worden.  —  Zur  Verteidigung  dieses 
Titels  wurde  ausgeführt,  die  Todes- 
erklärung sei  einem  gerichtlichen 
Urteile  vergleichbar;  die  zweite 
Ehe  sei  also  geschlossen  auf  Grund 
einer  staatlichen  Ermächtigung . . . 
Nach  Kirchenrecht  sei  die  erste  Ehe 
giltig,  nach  staatlichem  Recht  sei 
die  zweite  Ehe  giltig.  Diesem  Kon- 
flikt gegenüber  habe  der  Entwurf 
eine  Vermittlung  gesucht,  indem 
er  in  §.  1333  (der  Regierungsvor- 
lage) demjenigen  Ehegatten,  der 
aus  religiösen  oder  sittlichen  Be- 
denken nicht  in  der  zweiten  Ehe 
aushalten  wolle,  das  Recht  der  An- 
fechtung gebe.  Damit  sei  die  Ge- 
wissensfreiheit gewahrt. 

Der  Antrag  auf  Streichung  des 
Titels  wurde  daraufhin  abgelehnt, 
der  ganze  Titel  unverändert  an- 
genommen. 


IV. 


§.  1350.  Jeder  Ehegatte  der 
neuen  Ehe  kann,  wenn  der  für  tot 
erklärte  Ehegatte  noch  lebt,  die 
neue  Ehe  anfechten,  es  sei  denn, 
dass  er  bei  der  Eheschliessung  von 
dessen  Leben  Kenntnis  hatte.  Die 
Anfechtung  kann  nur  binnen  sechs 
Monaten  von  dem  Zeitpunkt  an 
erfolgen,  in  welchem  der  anfech- 
tende Bhegatte  erßlhrt,  dass  der 
für  tot  erklärte  Ehegatte  noch 
lebt. 

Die  Anfechtung  ist  ausge- 
schlossen, wenn  der  anfechtungs- 
berechtigte Ehegatte  die  Ehe  be- 
stätigt, nachdem  er  von  dem  Le- 
ben des  für  tot  erklärten  Ehegat- 
ten Kenntnis  erlangt  hat,  oder  wenn 
die  neue  Ehe  durch  den  Tod  eines 
der  Ehegatten  aufgelöst  worden  ist. 

§.  1351.  VfTird  die  Ehe  nach 
§.  1350  von  dem  Ehegatten  der 
früheren  Ehe  angefochten,  so  hat 
dieser  dem  anderen  Ehegatten  nach 
den  für  die  Scheidung  geltenden 
Vorschriften  der  §§.  1578  bis  1582 
Unterhalt  zu  gewähren,  wenn  nicht 
der  andere  Ehegatte  bei  der  Ehe- 
schliessung wusste,  dass  der  für 
tot  erklärte  Ehegatte  die  Todes- 
erklärung überlebt  hat. 

§.  1352.  Wird  die  frühere  Ehe 
nach  §.  1348  Abs.  2  aufgelöst,  so 
bestimmt  sich  die  Verpflichtung 
der  Frau,  dem  Manne  zur  Be- 
streitung des  Unterhalts  eines  ge- 
meinschaftlichen Kindes  einen  Bei- 
trag zu  leisten,  nach  den  für  die 
Scheidung  geltenden  Vorschriften 
des  §.  1585. 
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6.  Das  Besteuerungsrecht  der  Kirche. 

Ein  Gniaohten  Ton  Prof.  Dr.  Heiner, 

1.  Dass  die  Kirche  als  solche  ein  Bestenerungsrecht  besitzt, 
ist  wohl  noch  nie  ernstlich  bestritten  worden,  da  dasselbe  von  selbst 
aus  dem  Wesen  der  Kirche  als  einer  sichtbaren  äusseren  Gesellschaft 
liiesst.  Weil  dieses  Becht  ein  selbstverständliches  ist,  finden  wir  es 
auch  in  den  kirchlichen  Bechtsqaellen  seltener  direkt  ausgesprochen, 
um  so  öfter  wird  in  ihnen  das  Recht  der  Auferlegung  einer  Steuer 
vorausgesetzt  Dieses  ist  der  Fall  in  allen  jenen  Stellen,  in  welchen 
von  den  Verpflichtungen  der  Oläubigen,  eine  bestimnUe  Steuer  zu 
zahlen  oder  für  bestimmte  Bedürfnisse  beizutragen,  die  Rede  ist» 
Ebenso  ist  auch  in  den  kirchlichen  Rechtsquellen  ausgesprochen,  wer 
eine  Steuer  auferlegen  kann,  obgleich  sich  dieses  Recht  auch  aus  der 
Verfassung  der  Kirche  von  selbst  ergeben  würde.  Der  Papst  besitzt 
dasselbe  für  die  ganze  Kirche,  der  Bischof  für  seine  Diöcese ;  die  ge- 
setzlichen Organe  der  Vermögensverwaltung  üben  es  aus  in  den  ein* 
zelnen  Gemeinden,  ganz  gleich,  ob  dies  eigentliche  Pfarreien  oder 
Missionspfarreien,  die  rechtlich  mit  jenen  gleichstehen  (Archiv  f.  K.-B. 
Bd.  63.  S.  247  ff.),  sind,  wenn  anch  in  Unterordnung  oder  mit  Zustim- 
mung des  hierarchischen  Vertreters  der  Kirche.  Auch  das  ändert 
nichts  an  diesem  kirchlichen  Rechte,  ob  es  (hatsäcKlieh  immer  aus- 
geübt worden  ist  oder  ziHtweise  in  einzelnen  Ländern  geruht  hat. 
Die  Ausübung  desselben  richtet  sich  eben  nach  den  Verhältnissen 
der  Zeit  und  des  Ortes.  Auch  bringt  es  die  Kirche  thatsächlich  nur 
da  zur  Anwendung,  wo  ein  wirkliches  Bedürfnis  gegeben  ist  und 
andere  aus  einem  besonderen  Rechtstitel  Verpflichteten  zu  seiner  Be- 
streitung nicht  vorhanden  sind.  Die  Steuerpflicht  ist  deshalb  in  ge- 
wisser Hinsicht  nur  eine  subsidiäre.  Das  alles  ändert  aber,  wie  ge- 
sagt, nichts  am  Prinzip  als  solchem.  Wer  das  Besteuerungsrecht  der 
Kirche  leugnet,  bestreitet  dieser  die  Existenzberechtigung  als  einer 
äusseren  sichtbaren  Gemeinschaft  mit  äusseren  sichtbaren  Zwecken^ 
deren  Errichtung  naturgemäss  an  materielle  Mittel  geknüpft  ist. 
Oder  woher  soll  die  Kirche  die  Kosten  der  Errichtung  und  Erhaltung 
ihrer  gottesdienstlichen  Gebäude,  für  den  Verbrauch  beim  Gottasdienste, 
den  Unterhalt  ihrer  Diener,  die  Mittel  für  die  Erziehung  und  den 
Unterhalt  ihrer  Angehörigen  u.  s.  w.  nehmen,  sofern  sie  nicht  aus^ 
eigenem  Vermögen  oder  aus  freiwilligen  Opfern  und  Gaben  alle  diese^ 
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Bedürfnisse  bestreiten  kann,  wenn  nicht  ihren  Mitgliedern  die  Fer- 
pflicktung  obliegt,  für  die  Zwecke  dieser  ihrer  eigenen  Oemeinschaft 
die  notwendigen  Mittel  aufzubringen?  Diese  Verpflichtung  ergiebt 
sich  von  selbst  aus  der  Naiwr  des  Cresdischaftsverhandes  ^  da  die- 
jenigen, welche  die  Vorteile  einer  Oemeinschaft  geniessen,  auch  die 
Lasten  derselben  tragen  und  speziell  die  Mittel  zu  deren  äusseren 
Existenz  beschaffen  müssen.  Das  lehrt  klar  der  hl.  Thomas  Yon 
Aqnin  (Summa  theol.  II.  2.  qu.  87.  a.  1):  »Quod  enim  eis,  qni  di- 
vino  cultui  ministrabant  ad  salutem  populi,  populns  necessaria  yictus 
ministraret,  raUo  naturalis  dictat;  sicut  et  bis,  qui  communi  utili- 
tati  invigilant,  scilicet  principibas  et  militibus,  et  aliis  huiusmodi, 
siipendia  victus  debentur  a  populo.c  Auch  noch  an  einem  anderen 
Orte  stellt  er  dieses  Recht  der  Vorsteher  der  Kirche  aut  Forderung 
einer  Steuer,  bezw.  die  Verpflichtung  der  Olänbig^n  zur  Zahlung 
derselben  als  ein  naturrechtliches  Postulat  hin.  (a  4.  ad  3  1.  c.)  ».Mo* 
turaiis  enim  ratio  dictat^  ut  illi,  qui  habet  curam  de  communi  mul- 
titadinis  statu,  prondeatnr  de  bonis  omnibus,  unde  possit  eiequi  ea, 
quae  pertinent  ad  communem  salutem. c 

2.  Es  ist  daher  ein  natürlicher  Bechtssatz,  dass  derjenige, 
welcher  einer  Oesellschaft  angehört  und  die  Rechte  derselben  ge- 
niesst,  dafür  auch  die  Lasten  derselben  tr&gt,  sofern  er  nicht  durch 
ein  besonderes  E^ivileg  davon  befreit  ist.  Wer  dieser  Oesellschafts- 
pflicht  nicht  nachkommen  will,  dem  steht  es  frei,  das  Band  der  Zu- 
gehörigkeit zu  lösen  und  aus  der  betreffenden  Oemeinschaft  auszu- 
treten. Weder  kirchlicher  noch  staatlicher  Zwang  legen  gegenwär- 
tig einem  Staatsbürger  ein  Hindernis  in  den  Weg,  aus  dem  kirch- 
lichen Beligionsverbande,  dem  er  angehört,  auszuscheiden.  Die  Zu- 
gehörigkeit zur  Kirche  ist  eine  freiwillige;  ein  äusserer,  physischer 
Zwang  besteht  nach  geltendem  Bechte  nicht.  Solange  der  Katholik 
aber  die  Vorteile  der  Zugehörigkeit  zu  ihr  geniessen  will,  obliegen 
ihm  auch  die  Pflichten,  welche  dieselbe  auferlegt,  sei  es  in  geistiger, 
sei  es  in  materieller  Beziehung.  Und  zwar  ist  diese  Beitrags- 
pflicht eine  rein  persönliche^  d.  h.  jeder  Oläubige  bezw.  jedes  Mit- 
glied einer  kirchlichen  Oemeinschaft  ist  verpflichtet,  mit  demjenigen 
Anteil  seiner  Oüter  beizusteuern,  deren  er  zur  Zeit  sich  erfreut ;  denn 
er  ist  dieses  bestimmte  Mitglied  dieser  bestimmten  Oemeinde.  Wo 
die  Kirchengemeinde  als  solche  ein  ausreichendes  Vermögen  besitzt, 
ihre  kirchlichen  Bedürfnisse  zu  decken,  da  ruht  zwar  einstweilen  die 
Beitragspflicht  der  Oläubigen;  dieselbe  tritt  aber  sofort  wieder  ein, 
sobald  die  Einnahmen  der  Kirche  aus  eigenem  Vermögen  zur  Er- 
reichung ihrer  Zwecke  nicht  mehr  ausreichen. 
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3.  Dieses  ist  positives  kirchliches  Becht,  welches  stets  and 
überall  gegolten,  also  als  gemeines  Recht  der  Kirche  zu  betrachten  ist, 
das  deshalb  da,  wo  die  katholische  Kirche  als  öffentliche  Korporation  in 
einem  Staate  anerkannt  ist,  auch  eo  ipso  vor  dem  staatlichen  Forum 
Bechtskraft  besitzt,  wenn  dasselbe  nicht  ausdrücklich  von  ihm  staats- 
gesetzlich ausgeschlossen,  modifiziert  oder  beschränkt  worden  ist. 
Zwar  hat  der  Staat  hiezu  nach  katholischem  Prinzip  keine  Befugnis, 
weil  das  Becht  der  Kirche  auf  Steuer  ein  ihrem  Wesen  auf  Qrund 
ihres  Oesellschaftscharakters  inhärierendes  ist,  wenn  sie  auch  faktisch 
sich  manchen  ihre  Freiheit  beschränkenden  Bestimmungen  unter- 
worfen hat.  Nie  wird  sie  aber  auf  das  Becht  als  solches  verzichten 
können,  falls  ihr  die  Ausübung  desselben  staatlicherseits  prinzipiell 
verwehrt  würde.  Dieses  ist  denn  auch  in  keinem  Staate  Deutsch- 
lands geschehen.  Im  Oegenteil  haben  fast  alle  das  Besteuerungs- 
recht der  Kirche  als  ein  selbstverständliches  anerkannt,  sei  es  aus- 
drücklich oder  stillschweigend  bezw.  implicite  dadurch,  dass  sie  die 
Durchführung  desselben  unterstützten.  Wenn  auch  in  einigen  Län- 
dern staatliche  Gesetze,  welche  das  Besteuerungsrecht  der  Kirche 
beschränken y  bestehen,  so  beziehen  sich  diese  nur  teils  auf  die  Be- 
aufsichtigung bezüglich  der  Höhe  oder  der  Art  der  Veranlagung 
oder  machen  die  Auferlegung  von  der  Zustimmung  der  staatlichen 
Kuratelbehörde  abhängig,  wodurch  indess  nicht  das  Becht  der  Steuer- 
erhebung als  solches  berührt  wird.  Letzteres  wird  eben  als  solches 
auch  von  ihnen  vorausgesetet.  Beruht  aber  das  Steuerrecht  auf  dem 
gemeinen  Kirchenrechte,  so  besteht  es,  wie  gesagt,  staaisrechüieh  in 
Giltigkeit  in  allen  jenen  Ländern,  in  welchen  dasselbe  nicht  durch 
weltliche  Gesetze  ausdrücklich  verboten  ist,  und  zwar  in  dem  von 
den  gesetzmässigen  Organen  der  Kirche  bestimmten  Umfange.  Selbst 
jene  staatlichen  Bestimmungen,  welche  der  Kirche  ihr  Besteuerungs- 
recht heschrävken^  haben  die  kirchlichen  Orgaue,  wenn  sie  sich  auch 
faktisch  darnach  gerichtet  und  sich  denselben  unterwerfen ,  ja ,  die 
Mitwirkung  des  weltlichen  Armes  bei  Durchführung  des  Steuerrechtes 
dankbarst  acceptieren,  im  Prinzip  nie  anerkannt,  da  die  ihaisächiiche 
Unterwerfung  unter  ein  Gesetz  noch  nicht  die  Anerkennung  des 
Rechtes,  solche  erlassen  zu  können,  involviert. 

4.  Kann  nun  bewiesen  werden,  dass  die  Kirche  nach  ihrem 
Bechte  ein  Besteuerungsrecht  ihrer  Mitglieder  besitzt,  so  besteht 
damit  einmal  die  Verpflichtung  der  letzteren,  solange  sie  sich  nicht 
freiwillig  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft  getrennt  haben,  sich  den 
diesbezüglichen  Verfügungen  der  gesetzlichen  Organe  zu  unterwerfen; 
dann  aber  kann  die  weltliche  Gewalt  die  Durchführung  derselben 
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auch  ohne  besondere  diesbezügliche  Gesetze  yennöge  ihrer  allge- 
meinen Schutzpflicht  unterstützen,  da  mit  der  Anerkennung  der 
Kirche  seitens  des  Staates  als  einer  öffentlichen  Anstalt  auch  das 
ihr  eigentümliche  Becht  eo  ipso  anerkannt  ist,  solange  nicht  durch 
seine  Gesetze  andere  dem  gemeinen  Eirchenrechte  entgegenstehende 
Bestimmungen  bestehen.  »Die  Anerkennung  der  Rechtsfähigkeit  der 
Kirche  auch  in  vermögensrechäicher  Beziehung  erscheint  als  Kon- 
sequenz der  allgemeinen  gesetzlichen  Anerkennung  einer  Kirche  oder 
Beligionsgemeinschaft  und  daher  mit  der  letzteren  von  selbst  ge- 
geben.« {GrosSj  Lehrbuch  des  kath.  Kirchenrechts.  1894.  S.  368). 
Einer  ausdrücklichen  Anerkennung  bedarf  daher  das  Besteuerungs- 
recht der  Kirche  durch  den  Staat,  in  welchem  sie  die  Bechte  einer 
öffentlichen  Korporation  besitzt,  erst  nicht  Die  Anerkennung  als 
solcher  involviert  eo  ipso  auch  die  Anerkennung  aller  ihrer  Bechte, 
soweit  sie  den  geltenden  Staatsgesetzen  nicht  entgegenstehen. 

Es  wäre  demnach  zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  Kirche 
in  einem  Lande  das  Besteuerungsrecht  besitze  und  von  diesem  Ge- 
brauch machen  könne,  der  Beweis  zu  liefern,  ob  das  Besteuerungs- 
recht als  wirklich  gemeines  Becht  in  der  Kirche  besteht.  Ist  dann 
in  einem  Staate  a)  die  katholische  Kirche  als  solche  anerkannt, 
b)  bestehen  daselbst  keine  dem  Besteuerungsrechte  der  Kirche  ent- 
gegenstehenden staatlichen  Gesetze,  dann  besteht  auch  vor  dem 
Forum  des  Staates  das  kirchliche  Besteuerungsrecht  von  selbst  in 
Kraft. 

Dass  aber  das  Besteuerungsrecht  in  der  Kirche  gemeines  Becht 
bilde,  geht  hervor  aus  der  Natur  der  Kirche  als  einer  sichtbaren 
Gesellschaft,  aus  der  positiven  Gesetzgebung,  und  ist  übereinstim- 
mende Lehre  der  Canonisten. 

5)  Die  Steuerpflicht  der  Mitglieder  der  Kirche,  bezw.  das  Be- 
steuerungsrecht der  Kirche  folgt  zunächst,  wie  schon  oben  gesagt 
wurde,  aus  dem  Wesen  der  Kirche  als  einer  sichtbaren  Ansialt  mit 
äusserm  Gottesdienst,  mit  besonderen  diesem  Dienst  ausschliesslich 
gewidmeten  Kultusdienern,  mit  materiellen  Kultusstätten  und  Insti- 
tutionen. Der  Besitz  materieller  Güter  ist  ein,  wenn  auch  unter- 
geordnetes, so  doch  notwendiges  Mittel  zur  Verwirklichung  der  ihr 
nach  göttlichem  Auftrage  obliegenden  Zwecke,  die  ohne  zeitliche 
Güter  entweder  gar  nicht  oder  doch  nur  unvollkommen  erreicht  wer- 
den können.  Hat  die  Kirche  das  Becht,  als  sichtbare  Anstalt  in 
einem  Staate  zu  existieren,  so  besitzt  sie  damit  auch  das  Becht  auf 
die  zur  Erreichung  ihrer  Aufgabe  notwendigen  Mittel.  Hieraus  folgt 
aber  von  selbst  das  Becht  der  Kirche,  die  notwendigen  Mittel,  falls 
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ihr  dieselben  fehlen,  voti  ihren  Angehörigen  zu  fordern;  diesergiebt 
sich  aus  der  Natur  des  Oeseüschaßsvefiandes^  da  diejenigen,  welche 
di«  Vorteile  einer  Gemeinschaft  geniessen,  auch  die  Mittel  zu  deren 
äusseren  Existenz  und  der  Erreichung  des  Gesellschaftszweckes  be* 
schaffen  müssen.  Würde  ein  Staat  der  Kirche  dies  Recht  bestreiten 
oder  sie  in  der  Ausübung  desselben  behindern,  so  wftre  dies  nicht 
bloss  ein  Eingriff  in  ihre  innem  Verhältnisse,  sondern  auch  eine 
Leugnung  ihrer  äusseren  Existenzberechtigung. 

6)  Dieses  Becht  der  Kirche  bezw.  die  Verpflichtung  der  Gläu- 
bigen ruht  nach  kathol.  Anschauung  auch  auf  unmittelbar  güMüker 
Anordnung.  Christus  weist  seine  Jünger  auf  die  Liebe  hin,  welche 
die  Gläubigen  ihnen  schulden  wegen  der  Predigt  des  göttlichen 
Wortes  und  begründet  diese  Verpflichtung  mit  den  Worten:  »denn 
der  Arbeiter  ist  seines  Lohnes  werte  (Luc.  10,  7).  Diese  Auffassung 
spricht  eingehend  der  hl.  Paulus  den  Korinthern  gegenüber  aus.  Er 
stellt  es  als  Becht  der  Apostel  auf,  van  den  Oemeinden  unterhalten 
zu  werden.  Er  vergleicht  dies  Becht  mit  dem  des  Soldaten  auf  den 
Sold,  des  Winzers  auf  die  Bebe,  des  Hirten  auf  die  Milch  der  Herde; 
er  stellt  also  die  Verpflichtung  als  eine  rein  ncUurrechÜiehe  hin. 
Dann  beruft  er  sich  aber  auch  geradezu  auf  die  von  Gott  im  Alten 
Bunde  getroffenen  Bestimmungen  und  erklärt,  dass  Christus  für  den 
Neuen  Bund  das  Gleiche  bestimmt  habe  (l  Kor.  9,  7 — 12).  Dieses 
Becht  der  Kirche  auf  Besteuerung  bezw.  die  Verpflichtung  der  Gläu- 
bigen zur  Steuerleistung  ist  daher  ein  positives  Becht  der  Kirche, 
welches  immer  und  überall  gegolten ,  und  wo  und  so  weit  es  die 
Notwendigkeit  gebot ,  ausgeübt  worden ,  also  als  gemeines  Kirchen- 
recht zu  betrachten  ist  und  somit  überall  und  solange  Bechtskraft 
besitzt,  als  es  nicht  durch  entgegenstehende  Gesetze  seitens  der 
rechtmässigen  Autorität  abrogiert  ist.  In  welcher  Form  die  Kirche 
dieses  Becht  ausübt,  ist  nebensächlich  und  eine  Frage  der  Geschichte. 
Sie  passt  sich  hierin,  wie  jede  andere  Gemeinschaft,  den  jeweiligen 
Verhältnissen  an.  Wenn  aber  in  Bezug  auf  den  Modus  auch  Frei- 
heit besteht  im  Unterschied  zum  Alten  Bund,  so  wurde  doch  damit 
nie  das  Prinzip  aufgehoben,  sondern,  wie  der  hl.  Irenäus  (Adv.  hae- 
reses.  IV.  18  n.  2)  schreibt:  »Oblationen  dort  und  Oblationen  hier, 
Opfer  beim  Volke  wie  in  der  Kirche,  nur  die  Art  ist  verändert,  weil 
nicht  mehr  von  Knechten,  sondern  von  Freien  dargebracht  wird,  denn 
einer  und  derselbe  ist  der  Herr.«  In  den  ersten  Jahrhunderten  hatte 
die  Kirche  zwar  nicht  notwendig,  von  ihrem  Bechte  inuner  Gebrauch 
zu  machen.  Der  Eifer  der  ersten  Christen  ging  bekanntlich  soweit, 
dass  sie  alles  verkauften  und  zu  den  Füssen  der  Apostel  legten. 
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Aber  auch  Geldsammlungen  für  die  Kirche  und  ihre  Bedür&isse 
wurden  bereits  yeranstaltet  (Böm.  15,  26). 

7)  Als  der  Eifer  der  Griäubigen  allmählich  erkaltete  und  auch 
die  eindringlichsten  Mahnungen  der  hl.  Vftter  (Ambrosius,  Augustinus, 
Hieronymus)  nicht  mehr  fruchteten  (c.  65.  66.  0.  XVI.  qu.  1 ;  c.  8. 
G.  XYL  qu.  7),  sah  sich  die  Kirche  gezwungen,  im  6.  Jahrhundert 
eine  bestimmte  allgemeine  Steuer  zu  erheben,  indem  sie,  an  die  Vor- 
schriften des  Alten  Bundes  wieder  anknüpfend,  einen  allgemeinen 
Zehnt  einfährte,  wonach  jeder  Christ  bei  Strafe  des  Ausschlusses  aus 
ihrer  Gemeinschaft  verpflichtet  war,  von  seinem  Gesammteinkommen 
den  zehnten  Teil  an  die  Kirche  zum  Unterhalt  der  Geistlichen  und 
für  die  übrigen  kirchlichen  Bedürfnisse  zu  entrichten.  Zahlreich 
sind  die  Stellen  des  kirchlichen  Gesetzbuches,  des  Corpus  iuris  ca- 
nonici, in  welchen  diese  Verpflichtung  ausgesprochen  wird,  wie  dies 
bei  Gratian  in  Causa  XVI.  qu.  1  und  7  und  in  den  Dekretalen 
Gregors  IX.  in  III.  30  zu  sehen  ist.  So  bestimmt  das  Conc. 
Matiscon.  II.  im  Jahre  585  in  can.  5:  Leges  itaque  divinae  .... 
omni  populo  praeceperunt  decimam  fructuum  suorum  locis  sacris 
praestare  —  quas  leges  christianorum  congeries  longis  temporibus 
custodivit  intemeratas  —  ünde  statuimus,  ut  mos  antiqims  a  fideli- 
bus  reparetur,  et  decimas  ecclesiasticis  famulantibus  ceremoniis  po- 
pulus  omnis  inferat,  quas  sacerdotes  aut  in  pauperum  nsum,  aut  in 
capü verum  redemtionem  praerogantes ,  suis  Orationibus  pacem  po- 
pulo et  salutem  impetrent.  Si  quis  autem  contumax  nostris  statutis 
saluberrimis  fuerit,  a  membris  ecclesiae  onmi  tempore  separetur.c 
Die  weltliche  Gewalt  unterstützte  die  Kirche  in  der  Durchführung 
dieser  Besteuerung  der  Gläubigen  seitens  der  Kirche.  So  wurde  in 
Deutschland  die  Zehntenpflicht  vorzüglich  durch  Karl  d.  Gr.  zur 
Durchführung  gebracht.  Ja  dieser  leitete  die  Verpflichtung  auf  un- 
mittelbare, göttliche  Vorschrift  zurück.  (Pippini  encycl.  a.  765; 
Capit.  a.  779  Franc,  c.  7;  Paderb.  a.  785;  Francof.  a.  794  c.  25; 
Aquisgr.  a.  801.  c.  6.  26;  Capit.  episc.  dat.  a.  828.  c.  9).  Noch 
das  Tridentinum  (sess.  XXV.  c.  12.  de  ref.)  droht  denjenigen  mit 
der  Exkommunikation,  welche  die  Kirche  den  Zehnt  entziehen.  »Non 
sunt  ferendi,  qui  variis  artibus  decimas  ecclesiis  obvenientes  sub- 
trahere  moUuntur,  aut  qui  ab  aliis  solvendas  temere  occupant,  et  in 
rem  suam  vertunt,  cum  decimarum  solutio  debita  sit  Deo,  et  qui 
eas  dare  noluerint^  aut  dantes  impediunt,  res  alienas  invadunt.  Prae- 
cipit  igitur  sancta  synodus  omnibus,  cuiuscunque  gradus  et  condi- 
cionis  sint,  ad  quos  decimarum  solutio  spectat,  ut  eas,  ad  quas  de 
iure  tenentur,  in  posteram  cathedrali  aut  quibuscunque  aliis  ecclesiis 
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vel  personis,  quibus  legitime  debentur,  integre  persolvant  Qui  vero 
eas  aut  subtrahunt  aut  impediunt  excommunicentar,  nee  ab  hoc  ori- 
mine  nisi  plena  restitutione  consecuta  absolvantur.  Hortatur  dehinc 
omnes  et  singulos  pro  chriBtiano  debitoque  erga  pastores  snos  mu- 
nere,  ut  de  bonis  sibi  a  Deo  collatis  episcopis  et  parochis,  qui  ten- 
nioribus  praesunt  ecclesiis,  large  subvenire  ad  Dei  laudem  atque  ad 
pastorum  suorum,  qui  pro  eis  inyigilant,  dignitatem  tuendam  non 
graventur.c  Dieser  öffentliche  kirchliche  Zehnt,  welchen  jeder  Gläu- 
bige zu  entrichten  hatte,  eben  weil  er  Mitglied  einer  kirchlichen 
Gemeinde  war,  kam  als  Besteuerungsart  in  manchen  Gegenden  später 
wieder  in  Wegfall,  teils  weil  die  Kirche  vielerorts  selbst  hinreichen- 
des eignes  Vermögen  besass ,  um  aus  dessen  Erträgen  ihre  Bedürf- 
nisse zu  bestreiten,  teils  weil  manche  Zehnten  auch  auf  verschiedenen 
Wegen  in  die  Hände  von  Laien  kamen.  Heute  ist  er  fast  überall  in- 
folge von  Ablösimgen  verschwimden  und  so  auch  als  kanonische 
Kirchensteuer.  Hierdurch  sind  viele  Kirchen  nicht  mehr  in  der 
Lage,  ihre  Bedürfnisse  aus  diesen  Einkünften  zu  decken,  und  da  sie 
auch  kein  sonstiges  ausreichendes  Kirchenvermögen  besitzen,  auf  die 
Hilfe  ihrer  Mitglieder  angewiesen.  Auch  haben  sich  in  letzter  Zeit 
viele  Pfarreien  erst  gebildet,  besonders  in  den  Grossstädten.  Wer 
soll  hier  den  Aufwand  für  Gottesdienst,  Geistliche,  Schulen  etc. 
decken  ?  Jeder  vernünftige  Mann  wird  sagen :  Selbstverständlich  die 
Mitglieder  der  betreffenden  Pfarrei.  Das  ist  das  Naturgemässe,  wes- 
halb auch  die  weltliche  Gesetzgebung  in  allen  Ländern  Deutschlands 
von  dem  Grundsatze  ausgeht,  dass  für  die  Bedürfnisse  einer  Kirche 
die  Kirchengesellschaft  selbst  zu  sorgen  habe.  Sie  stellt  sich  hierin 
ganz  auf  den  Standpunkt  des  natürlichen  Rechts.  Es  ist  nicht  not- 
wendig, weitere  Stellen  aus  der  kirchlichen  Gesetzgebung  anzuhäufen^ 
aus  welcher  die  Verpflichtung  der  Gläubigen  zur  Bestreitung  der 
kirchlichen  Bedürfnisse  hervorgeht.  Die  meisten  Vorschriften  be- 
ziehen sich  zwar  nur  auf  die  Entrichtung  des  Zehnten,  weil  dieser 
zu  jener  Zeit  die  übliche  und  bei  der  damaligen  Naturalwirtschaft 
entsprechendste  Steuer  war.  Aber  die  Grründe,  weshalb  der  Zehnt 
gefordert  wurde,  gelten  auch  für  alle  anderen  Besteuerungsarton. 
Es  war  eben  das  Bedürfnis  der  Notwendigkeit  der  Kirche,  Mittel 
zur  Erreichung  ihres  Gesellschaftszweckes  zu  besitzen,  aus  welcher 
die  Gesetzgebung  das  natürlichste  Becht  zur  Auferlegung  des  Zehnt 
bezw.  zur  Verpflichtung  der  Entrichtung  desselben  ableitete.  Die 
Kirche  brauchte  diese  allgemeine  Verpflichtung  als  solche  gar  nicht 
besonders  zu  betonen,  da  sie  sich  von  selbst  verstand ;  man  hielt  sie 
allgemein  für  eine  natürliche  und  göttliche.     Wo  eine  solche  Ver- 
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pflichtosg  dennoch  eingeschärft  wurde,  bezog  sie  sich  mehr  auf  eine 
bestimmte  Steuer  oder  auf  eine  Steuer  für  einen  bestimmten  Zweck 
als  überhaupt  auf  die  Stenexpflicht  der  Gläubigen  als  solche,  ob- 
gleich auch  derartige  Stellen  sich  vorfinden.  Mehr  betonte  die  Ge- 
setzgebung, da88  die  Gläubigen  nicht  zu  sehr  von  den  kirchlichen 
Organen  bedrückt  würden  mit  Abgaben.  In  c.  4.  X.  III.  39.  wird 
verboten,  von  Annen  eine  Steuer  zu  erheben;  diese  solle  man  viel- 
mehr aus  der  Steuer  erhalten.  Wer  die  Untergebenen  mit  Steuern 
bedrückt,  soll  gezwungen  werden,  sie  an  die  Armen  zu  restituieren 
(c.  8.  X.  ni.  49).  Das  Steuerrecht  selbst  aber  wird  in  einem  vor- 
angehenden Kapitel  (c.  2.)  desselben  Titels  hervorgehoben:  »Omnis 
anima  sublimioribus  potest^tibus  subdita  est.  Et  vos  subditi  esse 
debetis.  Ideo  enim  tributa  praestatis :  quia  haec  est  probatio  sub- 
iectionis.«  Hier  folgert  also  die  Gesetzgebung  die  Steuerpflicht  ge- 
radezu aus  dem  ünterthanenverhältnisse  oder,  wie  wir  allgemein 
sagen  würden,  aus  der  Mitgliedschaft  der  Gesellschaft.  Besonders 
zahlreich  sind  die  Stellen,  in  welchen  die  Gläubigen  für  bestimmte 
kirchliche  Bedürfnisse  beizutragen  angehalten  werden.  Das  Konzil 
von  Trient,  auf  dessen  Bestimmungen  hauptsächlich  das  neuere 
Becht  beruht,  verordnet,  dass  im  Falle  kein  Dritter  zur  Baulast  ver« 
pflichtet  sei,  den  Gemeindemitgliedem  diese  Verpflichtung  obliege. 
Deshalb  sollen  die  Bischöfe  »parochianos  omnibus  remediis  opportunis 
ad  praedicta  cogant^  quacunque  appellatione ,  exemptione  et  contra- 
dictione  remota.«  (Sess.  XXI.  c.  7  de  ref.).  Damach  haben  also 
die  Bischöfe  das  Recht,  die  Gläubigen  zu  zwingen  y  durch  Beiträge 
für  die  Erhaltung  ihrer  Kirchen  zu  sorgen,  also  ihnen  zu  diesem 
Behufe  eine  Steuer  aufzaerlegen.  Dasselbe  Konzil  befiehlt,  dass  die 
Bischöfe  für  arme  Pfarrkirchen  und  ihren  Bektor  sorgen  sollen,  ent- 
weder durch  Vereinigung  von  Benefizien  oder,  wenn  dies  nicht  ge- 
schehen könne,  »primitiarum ,  vel  decimarum  assignatione ,  aut  per 
parochianorum  symbola  ac  coUectas«  .  .  .  also  durch  Beiträge  und 
Kollekten  von  Seiten  der  Pfarrangehörigen.  (Sess.  XXIV.  c.  13). 
Auch  im  caput  4.  Sess.  XXI.  wird  festgesetzt,  dass  der  Bischof  die 
Pfarrer  zwingen  soll,  eine  ausreichende  Zahl  von  Hülfsgeistlichen 
sich  beizugesellen  bezw.  durch  Neuerrichtung  von  Pfarreien  für  die 
geistlichen  Bedürfnisse  der  Gläubigen  zu  sorgen.  Diesen  Geistlichen 
aber  solle  nach  dem  Gutdünken  des  Bischofs  ein  zureichender  An- 
teil an  den  wie  immer  zur  Mutterkirche  gehörigen  Einkünften  an- 
gewiesen werden,  und  »si  necesse  fuerit,  compellere  possit  populum 
ea  subministrarej  quae  sufßciant  ad  vitam  dictorum  sacerdotum 
sustentandam.c 
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8.  Dass  die  Kirche  da,  wo  Bedürfnisse  zu  decken  sind,  das 
Steuerrecht  stets  ausgeübt,  ist  eine  Thatsache,  die  durch  die  Ge- 
schichte der  einzehien  Kirchen  und  Diözesen  auf  jedem  Blatte  be- 
zeugt wird.  Von  keiner  Seite  ist  ihr  je  dieses  Recht  bestritten  wor- 
den, wenn  auch  einzelne  Staaten  geglaubt  haben,  in  Folge  ihres  in 
Anspruch  genommenen  Oberaufsichtsrechtes  eine  gewisse  Kontrolle 
bezüglich  der  Anwendung  desselben  seitens  der  kirchlichen  Organe 
eines  Landes  ausüben  zu  müssen.  Daher  auch  die  übereinstimmende 
Lehre  der  Kirchenrechtslehrer  in  diesem  Punkte.  Wir  wollen  hier 
nicht  die  Kanonisten  aus  den  früheren  Jahrhunderten  zum  Beweise 
anführen,  sondern  nur  die  hauptsächlichsten  Vertreter  der  kirch- 
lichen Rechtswissenschaft  der  neueren  Zeit  in  Deutschland.  So  sagt 
Richter  (Lehrb.  d.  K.-R.  6.  Aufl.  S.  664  ff.):  »dass,  soweit  das 
örtliche  Kirchenvermögen  für  die  Befriedigung  der  lokalen  kirch- 
lichen Bedürfnisse  nicht  ausreicht,  und  nicht  anderweitig  ver- 
pflichtete, welchen  für  kirchliche  Zwecke  Leistungen  obliegen,  vor- 
handen sind,  die  Kirchengemeinden  einzutreten  haben,  ist  eine  For- 
derung des  evangelischen  Prinzips  .  .  .  Aber  auch  die  Befriedigung 
mannigfacher  Bedürfnisse  der  grösseren  kirchlichen  Verbände,  insbe- 
sondere der  Landeskirchen,  für  welche  weder  das  Kirchengeld  noch 
die  staatliche  Beihülfe  ausreichen,  verlangt  die  Aufstellung  von 
Normen  für  die  Besteuerung  der  Kirchenglieder.  Was  hier  Richter 
über  die  evangelische  Kirche  sagt,  gilt  um  so  viel  mehr  auch  be- 
züglich der  katholischen,  die  für  sich  eine  viel  grössere  Freiheit  und 
Selbständigkeit  gegenüber  dem  Staate  auch  in  finanzieller  Be- 
ziehung in  Anspruch  ninunt  als  jene. 

Bei  Walter  (Lehrb.  des  K.-R.  14.  Aufl.  S.  451  f.)  heisst  es: 
»Die  Kirche  bedarf  zum  Unterhalt  des  Qottesdienstes  und  ihrer 
Geistlichen  bestimmter  Einkünfte,  und  diese  müssen,  wenn  es  an 
andern  Mitteln  fehlt,  von  denjenigen,  welche  die  Vorteile  der  kirch- 
lichen Verbindung  geniessen,  beigeschafft  werden  ....  Bei  ausser- 
ordentlichen Fällen  darf  eine  Notsteuer  erhoben  werden.  €  S.  832 
wird  unter  den  Rechten  des  Bischofs  »die  Erhebung  der  herkömm- 
lichen Abgaben  zur  Bestreitung  der  kirchlichen  Bedürfnissec  auf- 
gezählt. 

Phillips  (K.-R.  2.  Bd.  S.  585)  begründet  eingehend  das  Recht 
der  Kirche  auf  die  ihr  nötigen  Sachen  und  die  Verpflichtung  der 
Gläubigen,  diese  ihr  abzugeben.  »Das  Bedürfnis  jeder  der  beiden 
die  Welt  regierenden  Grewalten  erheischt  es,  dass  Menschen  sich 
ihrem  Dienst  widmen  und  sich  diesem  ausschliesslich  hingeben« 
Ebenso  vermag  auch   keine  von  beiden  ihre  Zwecke  zu  erreichen. 
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wenn  ihr  nicht  Sachen,  welche  ausschliesslich  dazu  als  Mittel  dieneUt 
za  Gebote  stehen.  Der  Staat  braucht  für  seine  profanen  Zwecke, 
seine  Heere,  seine  Beamten,  seine  Öffentlichen  Gebäude  und  Anstalten 
zeitliche  Mittel;  daher  die  Pflicht  der  Unterthanen  ihrer  Obrigkeit 
Abgaben  zu  zahlen  .  .  .  Auch  die  Kirche  kann  für  ihren  Zweck, 
sie  kann  für  den  Kultus,  far  den  Klerus,  für  ihre  Gebäuden  und 
ihre  Anstalten  der  zeitlichen  Mittel  nicht  entbehren,  wie  überhaupt 
keine  Religion  ohne  diese,  wie  Vernunft  und  Offenbarung  lehrt,  Be- 
stand haben  kann  .  .  . 

Es  besteht  daher  für  alle  Christen  die  Pflicht,  wie  dem  Staate, 
so  der  Kirche  von  ihrer  Habe  abzugeben  und  ihr  zu  widmen  .  .  .€ 

Zorn  sagt  in  seinem  Lehrbuch  des  K.-B.  (1888  S.  438) :  »Als 
äussere  Gemeinschaft  bedarf  jede  Beligionsgesellschaft  materieller 
Existenzmittel  .  .  .  Reichen  die  vorerörterten  Einkünfte  für  den 
Unterhalt  des  Pfarrers  nicht  aus,  so  muss  für  die  erforderliche  Er- 
gänzung ...  die  Gesellschaft  selbst  sorgen.  Demgemäss  sind  auch 
in  der  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  die  Kirchen  in  mehr  oder 
minder  weitem  umfang  veranlasst  gewesen ,  ihr  Finanzwesen  selbst- 
ständig zu  ordnen,  und  mussten  folglich  insbesondere  die  Grundsätze 
über  die  kirchliche  Besteuerung  den  geänderten  Verhältnissen  ent- 
sprechend ausgebildet  werden.«  (S.  454  f.).  »Die  Kirchengemeinden 
sind  berechtigt,  von  ihren  Angehörigen  Kirchensteuern  zu  erheben.« 
(S.  477). 

Phü.  Hergenröther  schreibt  in  seinem  Lehrbuche  des  Kirchen- 
rechts (1888  S.  507):  »Die  Kirche  hat  das  Becht,  Abgaben  (tri- 
buta  ecclesiastica)  den  Gläubigen,  Klerikern  und  Laien,  aufzuerlegen. 
Bestanden  solche  anfangs  in  freiwilligen  Gaben  (oblationes,  primitiae 
u.  s.  w.),  so  mussten  sie  später  durch  Gesetz  geregelt  werden«  . . . 

SchuUe  (Lehrb.  des  kath.  und  evang.  K.-B.  1886  S.  481)  lässt 
sich  in  ähnlicher  Weise  aus:  »In  der  Neuzeit  ist  zur  Deckung  von 
Ausgaben,  für  welche  das  Einkommen  des  fundierten  Kirchenver- 
mögens und  die  regelmässigen  Opfergelder  u.  dgl.  nicht  ausreichen^ 
das  Mittel  der  Umlage  auf  die  Kirchengenossen  (Kirchensteuer)  in 
allgemeiner  Uebung,  als  Gemeindeabgaben  in  der  katholischen,  als 
solche  und  als  Auflagen  für  den  Kreis,  Bezirk,  die  Provinz,  Landes- 
kirche zu  verschiedenen  Zwecken:  Eremitenfonds,  Wittwenkassen, 
Synodalzwecke  in  der  evangelischen.  Die  Beschlüsse  gehen  aus  von 
den  betreffenden  Organen«  .  .  . 

Vering  (Lehrb.  deö  K.-ß.  1898.  S.  512)  stellt  kurz  als  Rechts- 
satz auf:  »Der  Bischof  kann  auch  kirchliche  Steuern  erheben«  .  .  . 

Äiehner  (Compendium  jur.  eccles.  1882.  p.  781)  lehrt:  »Ex 
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natura  societatis  ecclesiasticae  sequitur,  praesules  ecclesiasticos,  titalo 
subventionis  ad  ferenda  onera  et  expensas  in  bonum  publicum  fa- 
ciendas,  onera  praestationum  a  suis  subditis  exigere  posse.c 

Im  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  von  Stengel,  1.  Bd. 
S.  795  unter  »Kirchliche  Abgabenc  heisst  es :  »Die  wichtigste  kirch* 
liehe  Abgabe  sind  nach  der  heutigen  Entwicklung  die  Kirchensteuern^ 
bare  Geldleistungen ,  analog  den  Staatssteuern.  Die  katholische 
Kirche  zwar  hat  eine  Ausbildung  des  kirchlichen  Besteuerungsrechts 
nicht  für  erforderlich  erachtet,  sondern  reicht  mit  den  Vorschriften 
des  kanonischen  Rechts  .  .  .  aus  .  .  .  Die  Gemeinden  sind  danach 
berechtigt,  von  ihren  Angehörigen  Steuern  zu  erheben,  welche  mit 
den  Mitteln  des  staatlichen  Administrativzwanges  exekutorisch  ein- 
getrieben werden  könnenc  u.  s.  w. 

Wir  könnten  noch  eine  ganze  Beihe  von  Kirchenrechtslehrem 
auffuhren,  welche  alle  einhellig  das  Besteuerungsrecht  der  Kirche 
aussprechen.  Wir  halten  dies  aber  für  überflüssig,  weil  eine  Mei- 
nungsverschiedenheit bezüglich  dieses  kirchenrechtlichen  Satzes  nicht 
besteht,  wenn  auch  einige  die  Ausübung  des  Besteuerungsrechts 
von  der  Genehmigung  der  staatlichen  Autorität  abhängig  machen 
wollen. 

9.  Wie  die  gesetzlichen  kirchlichen  Organe  in  der  Vermögens- 
verwaltung die  Steuerverteilung  vornehmen,  in  welcher  Höhe,  für 
welche  kirchliche  Bedürfnisse,  ist  lediglich  ihre  Sache,  sofern  sie 
dabei  nicht  an  das  Partikularrecht  gebunden  sind  oder  auf  die  staat- 
lichen Bestimmungen,  falls  solche  bestehen,  Rücksicht  zu  nehmen 
faktisch  gezwungen  sind.  An  dem  Prinzip  selbst  wird  durch  die 
Art  der  Ausübung  der  Besteuerung  nichts  geändert ;  letztere  richtet 
sich,  wie  schon  oben  hervorgehoben,  ganz  nach  den  örtlichen  und 
zeitlichen  Verhältnissen,  bezw.  nach  dem  Ermessen  der  gesetzlichen 
Organe.  Unsere  Aufgabe  war  es  nur  nachzuweisen,  dass  die  Kirche 
das  Hecht  als  solches  besitzt,  ihren  Angehörigen  Steuern  aufzuer- 
legen. Aus  diesem  Recht  folgt  aber  von  selbst  auch  die  Pflicht  der 
Beteiligten,  dieselben  zu  entrichten,  und  diese  Steuerpflicht  bindet 
nicht  nur  im  Gewissen,  sondern  auch  pro  foro  extemo,  so  dass,  wo 
sich  die  weltliche  Gewalt  weigert,  die  Kirchensteuer  zu  vollstrecken, 
die  Widerstrebenden  mit  geistlichen  Strafmitteln  zur  Entrichtung 
derselben  angehalten  werden  können.  (Trid.,  Sess.  XXV.  12  de  ref.). 
Zu  dieser  Exekution  hat  jede  weltliche  Gewalt  das  Recht,  auch 
wenn  keine  diesbezüglichen  Gesetze  bestehen,  sobald  nur  die  Kirche 
als  solche  staatsrechtlich  anerkannt  ist;  denn  diese  Anerkennung 
schliesst  von  selbst  die  Anerkennung  ihrer  Rechte  ein,  welche  zu 
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schützen  dem  Staate  als  Pflicht  obliegt.  Wenn  demnach  in  H.,  wo 
die  katholische  Kirche  als  öffentliche  Korporation  anerkant  ist,  ihre 
gesetzlichen  Organe  zur  Deckung  der  örtlichen  Kirchenbedürfnisse  das 
Secht  haben,  Steuern  den  Mitgliedern  der  katholischen  Gemeinde 
au&ulegen,  dann  haben  letztere  auch  die  Pflicht,  solche  zu  ent- 
richten, solange  ihre  Zugehörigkeit  zur  betreffenden  Gemeinde  währt, 
und  kein  weltliches  Gericht  ist  kompetent,  ein  Mitglied  derselben 
Ton  dieser  Verpflichtung  zu  befreien ,  da  kein  staatliches  Gesetz  da- 
selbst besteht,  welches  der  Kirche  ihr  Steuerrecht  entzogen  hat. 
Wenn  der  Staat  die  Kirche  in  der  Durchführung  dieses  Kechtes  be- 
schützt, so  hat  er  dazu  auch  ohne  Spezialgesetz  die  Befugnis  auf 
Grund  der  Anerkennung  der  katholischen  Kirche  innerhalb  seines 
Rechtsbereiches,  da  diese  Befugnis  in  seiner  Schutzpflicht  beruht 
und  kein  Gesetz  in  H.  verbietet,  diese  auch  in  Bezug  aiif  das  Be- 
stenerungsrecht  der  Kirche  auszuüben.  Hinschius  schreibt  daher  mit 
Becht  in  seinem  »Preussische  Kirchenrecht c  (S.  13  Anm.  29):  »Ver- 
knüpft damit  d.  h.  mit  der  Anerkennung  der  Kirche  als  öffentlicher 
Korporation  ist  —  was  nicht  wesentlich  mit  der  Korporation  oder 
Anstalt  des  öffentlichen  Bechts  verbunden  zu  sein  brauclit,  aber 
regelmässig  damit  verbunden  ist,  und  somit  als  Naturale  derselben 
bezeichnet  werden  kann  —  die  Anerkennung  der  juristischen  Per- 
sönlichkeit der  regelmässig  vorkommenden  Einzelnorganisationen  der 
Kirchen  (Gemeinden  . . .)  und  die  Gewährung  der  staatlichen  Macht 
zur  Durchführung  der  Geltung  des  kirchlichen  Bechts  und  der  kirch- 
lichen Anordnungen  .  .  .,  sei  es  in  der  Gestalt  des  Administrativ- 
zwanges, wie  z.  B.  bei  der  Einziehung  der  kirchlichen  Steuern  u.  s.  w.c 
Will  sich  aber  ein  Mitglied  der  Gemeinde  den  Verpflichtungen  ent- 
ziehen, welche  die  Zugehörigkeit  zu  derselben  auferlegt,  dann  kann 
es  dieses  pro  foro  extemo  nur  dadurch  thun,  dass  es  durch  formellen 
Austritt  aus  derselben  das  Band  der  Zugehörigkeit  löst,  wie  dies  in 
der  Natur  der  Sache  liegt  und  auch  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  die  Gesetze  ausdrücklich  aussprechen. 
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IL  Kirchliche  Aktenstücke  und  Entscheidungen» 


1.  Konstitution  „Officiorum  ac  munerum^  Leo's  Xllf.  vom 

25.  Januar  1897. 

Auf  keinem  Qebiete  des  kanonischen  Bechts  herrschten  bisher 
wohl  mehr  Zweifel  und  divergierende  Ansichten  als  auf  dem  des 
kirchlichen  Bücherverbotes.  Manche  Begeln  der  Indexkongregation 
bezüglich  dieses  Gegenstandes  waren  entweder  derogiert  oder  abro- 
giert,  besonders  was  die  in  denselben  aufgestellten  Strafen  betrifft. 
Ja,  einzelne  Eanonisten  und  Moralisten  bestritten  selbst  die  Bechtskraft 
des  Index  für  einige  Länder.  Zwar  hatte  schon  Pius  IX.  durch  die 
Bulle  »Apostolicae  Sedisc  vom  12.  Oktober  1869  die  eo  ipso  ein- 
tretende Censur  auf  eine  zweifache  Klasse  von  Büchern  beschränkt, 
neben  welcher  auch  die  vom  Tridentinum  (Sess.  IV.,  decr.  de  edit.  et 
usu  sacr.  libr.)  aufgestellte  Strafe  weiter  in  Gültigkeit  bestehen  blieb ; 
aber  die  Begeln  des  Index  selbst  wurden  ständig  in  alter  Form  fortge- 
führt. Es  ist  deshalb  mit  Freuden  zu  begrüssen,  dass  Leo  XIII. 
auch  hierin  Klarheit  und  eine  den  Bedürfnissen  der  Zeit  entsprechende 
Milderung  geschaffen  hat.  Wir  geben  vorläufig  den  Wortlaut  des 
für  das  kanonische  Becht  bedeutsamen  Aktenstückes  wieder,  behalten 
uns  aber  vor,  auf  den  Inhalt  desselben  später  zurückzukommen.  Nur 
sei  noch  bemerkt,  dass  die  unten  in  der  Konstitution  genannte  Bulle 
Benedikts  XIV.  »Sollicita  et  providac,  welche  in  ihrer  alten  Kraft 
bestehen  bleiben  soll,  sich  nur  mit  den  Begeln  befasst,  welche  bei 
der  Prüfung  und  dem  Verbot  von  Büchern  seitens  der  Inquisition 
und  der  Indexkongregation  zu  befolgen  sind ;  dieselbe  hat  also  eigent- 
lich nur  Bedeutung  für  die  Beamten  genannter  Behörden. 

LEO  EPISCOPUS 
8EBVÜ8  8£BV0BÜM  DEI 

AD  PEBPETÜAM  REI  MEMORIAM. 

Officiorum  ac  munerum,  quae  diligentissime  sanctissimeque 
servari  in  hoc  apostolico  fastigio  oportet,  hoc  caput  atque  haec 
summa  est  assidue  vigilare  atque  omni  ope  contendere,  ut  integritas 
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fidei  morumque  christianonim  ne  quid  detrimenti  capiat.  Idque,  si 
unqnam  alias,  maxime  est  necessarium  hoc  tempore  ^  cum  effrenatis 
licentia  ingeniis  ac  moribus,  omnis  fere  doctrina,  quam  servator  homi* 
num  Jesus  Gbristus  tuendam  Ecclesiae  suae  ad  salutem  generis  hu- 
mani  permisit,  in  quotidianum  vocatur  certamen  atque  discrimeu.  Quo 
in  certamine  variae  profecto  atque  innumerabiles  sunt  inimicorum 
calliditates  artesque  nocendi:  sed  cum  primis  est  plena  periculorum 
intemperantia  scribendi,  disseminandique  in  vulgus  quae  prave  scripta 
sunt.  Nihil  enim  cogitari  potest  perniciosius  ad  inquinandos  animos 
per  contemptum  religionis  perque  illecebras  multas  peccandi.  Quam- 
obrem  tanti  metuens  mali,  et  incolumitatis  fidei  ac  morum  custos 
et  Yindex  Ecclesia,  maturrime  intellexit,  remedia  contra  eiusmodi 
pestem  esse  sumenda :  ob  eamque  rem  id  perpetuo  studuit,  ut  homines^ 
quoad  in  se  esset,  pravorum  librorum  lectione,  hoc  est  pessimo  veneno, 
prohiberet.  Yehemens  hac  in  re  Studium  beati  Pauli  viderunt  proxima 
originibus  tempora:  similique  ratione  perspexit  sanctorum  Patrum 
Yigilantiam,  iussa  episcoporum,  Conciliorum  decreta,  omnis  conse- 
quens  aetas. 

Praecipue  vero  monumenta  litterarum  testantur,  quanta  cura 
diligentiaque  in  eo  evi^ilaverint  Romani  Pontifices,  ne  haereticorum 
scripta,  malo  publico,  impune  serperent.  Plena  est  eiemplorum  ve- 
tustas.  Anastasius  I  scripta  Origenis  perniciosiora ,  Innocentius  I 
Pelagii,  Leo  magnus  Manichaeorum  opera  omnia,  gravi  edicto  dam- 
navere.  Gognitae  eadem  de  re  sunt  litterae  decretäles  de  recipiendis 
et  non  recipiendis  libris,  quas  Gelasius  opportune  dedit.  Similiter, 
decursu  aetatum,  Monotheletarum ,  Abaelardi,  Marsilii  Patavini, 
Wicleffi  et  Hussii  pestilentes  libros,  sententia  apostolicae  Sedis 
confixit. 

Saeculo  autem  decimo  quinto,  comperta  arte  nova  libraria,  non 
modo  in  prave  scripta  animadversum  est,  quae  lucem  aspexissent, 
sed  etiam  ne  qua  eins  generis  posthac  ederentur,  caveri  coeptum. 
Atque  hanc  providentiam  non  levis  aliqua  causa,  sed  onmino  tutela 
honestatis  ac  salutis  publicae  per  illud  tempus  postulabat :  propterea 
quod  artem  per  se  optimam,  maximarum  utilitatum  parentem,  chri- 
stianae  gentium  humanitati  propagandae  natam,  in  instrumentum  in- 
gens  ruinarum  nimis  multi  celeriter  defiexerant.  Magnum  prave 
scriptorum  malum,  ipsa  vulgandi  celeritate  maius  erat  ac  velocius 
effectum,  Itaque  saluberrimo  consilio  cum  Alexander  VI,  tum  Leo  X 
decessores  Nostri,  certas  tulere  leges,  utique  congruentes  iis  tempori- 
bus  ac  moribuSf'quae  officinatores  librarios  in  officio  continerent. 
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Mox  graviore  exorto  turbine,  molto  vigilantius  ac  fortiua  opor- 
toit  malarum  haereseon  prohibere  contagia.  Idcirco  idem  Leo  X, 
posteaque  Clemens  VII  gravissime  sanxerunt,  ne  cui  legere,  neu  re- 
tinere,  Lutheri  libros  fas  esset.  Cum  vero  pro  illius  aevi  infelicitate 
crevisset  praeter  modum  atque  in  omnes  partes  pervasisset  pemicio- 
sornm  librorum  impura  collavies,  ampliore  ac  praesentiore  remedio 
opus  esse  videbatur.  Quod  quidem  remedium  opportune  primus  ad- 
hibuit  Paulus  lY  decessor  Nester,  videlicet  elencho  proposito  scri- 
ptorum  et  librorum,  a  quorum  usu  cavere  fideles  oporteret.  Non  ita 
multo  post  Tridentinae  Synodi  Patres  gliscentem  scribendi  legendique 
licentiam  novo  consilio  coercendam  curaverunt.  Eorum  quippe  volnn- 
täte  iussuque  lecti  ad  id  praesules  et  theologi  non  solum  angendo 
perpoliendoque  indici,  quem  Paulus  IV  ed  iderat,  dedere  operam,  sed 
Begulas  etiam  conscripsere ,  in  editione,  lectione,  usuque  librorum 
servandas:  quibus  Segulis  Pius  IV  apostolicae  auctoritatis  robur 
adiecit. 

Verum  salutis  publicae  ratio,  quae  Begulas  Tridentinas  initio 
genuerat,  novari  aliquid  in  eis,  labentibus  aetatibus,  eadem  iussit. 
Quamobrem  Romani  Pontifices  nominatimque  Clemens  Vni,  Alexan- 
der YII,  Benedictus  XIV,  gnari  temporum  et  memores  prudentiae, 
plura  decrevere,  quae  ad  eas  explicandas  atque  accommodandas  tem- 
pori  valuenmt. 

Quae  res  praelare  confirmant,  praecipuas  Bomanorum  Pontificum 
curas  in  eo  fuis^e  perpetuo  positas,  ut  opinionum  errores  morumque 
corruptelam,  geminam  hanc  civitatum  labern  ac  ruinam,  pravis  libris 
gigni  ac  disseminari  solitam,  a  civili  hominum  societate  defenderent, 
Neque  fructus  fefellit  operam,  quam  diu  in  rebus  publicis  admini* 
strandis  rationi  imperandi  ac  prohibendi  lex  aetema  praefuit,  rectores- 
que  civitatum  cum  potestate  sacra  in  unum  consensere. 

Quae  postea  consecuta  sunt,  nemo  nescit.  Yidelicet  cum  adiuncta 
rerum  atque  hominum  sensim  mutavisset  dies,  fecit  id  Ecclesia  pro- 
denter  more  suo,  quod,  perspecta  natura  temporum,  magis  expedire 
atque  utile  esse  hominum  saluti  yideretur.  Plures  Begularum  Indi- 
eis  praescriptiones,  quae  excidisse  opportunitate  pristina  videbantur, 
vel  decreto  ipsa  sustulit,  vel  more  usuque  alicubi  invalescente  aiiti« 
quari  benigne  simul  ac  provide  sivit.  Becentiore  memoria,  datis  ad 
Archiepiscopos  Episcoposque  e  principatu  pontificio  litteris,  Pias  IX 
Begulam  X  magna  ex  parte  mitigavit.  Praeterea,  propinquo  iam 
Gondlio  magno  Yaticano,  doctis  viris  ad  argumenta  paranda  delectis, 
id  negotium  dedit,  ut  expenderent  atque  aestimarent  Regulas  Indi- 
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eis  uniyersas,  iudiciumque  ferrent,  quid  de  iis  facto  opus  esset.  Uli 
commutandas ,  coiisentieDtibus  sententüs,  iudicavere.  Idem  se  et 
sentire  et  petere  a  Concüio  plurimi  ex  Patribus  aperte  profitebantor. 
Episcoporam  Galliae  extant  hac  de  re  litterae,  quarum  sententia  est, 
necesse  esse  et  sine  cnnetatione  faciendum,  nt  iUae  JRegulae  et  universa 
res  Indicis  novo  prorsus  modo  nostrae  aetati  melius  aüemperato 
et  observaiu  facUiori  insUmrarentur,  Idem  eo  tempore  iudicium  füit 
Episcoporam  Germaniae,  plane  petentimn,  ut  Begulae  Indicis  .  .  . 
recenU  revisioni  et  redactioni  submittantur.  Quibus  Episcopi  con- 
dnunt  ex  Italia  aliisque  e  regionibus  complures. 

Qui  quidem  omaes,  si  temporum,  si  iiistitutorum  civiliam,  si 
monim  popularium  babeatur  ratio,  sane  aequa  postulant  et  cum  ma- 
tema  Eeclesiae  sanctae  caritate  convenientia.  Etenim  in  tarn  celeri 
ingeniorum  cursu,  nullus  est  scientiarum  campus,  in  quo  no0  litterae 
licentius  excurrant:  inde  pestilentissimoram  librorum^  quotidiana 
coUuvies.  Quod  yero  gravius  est,  in  tarn  grandi  malo  non  modo 
connivent,  sed  magnam  licentiam  dant  leges  publicae.  Hinc  ex 
una  parte,  suspensi  reügione  animi  plurimorum:  ex  altera,  quidlibet 
legendi  impunita  copia. 

Hisce  igitur  inconmiodis  medendum  rati,  duo  facienda  duximus, 
ex  quibus  norma  agendi  in  hoc  genere  certa  et  perspicua  omnibus 
sappetat.  Yidelicet  librorum  improbatae  lectionis  diligentissime  re- 
cognosci  Indicem;  subinde,  matarum  cum  faerit,  ita  recognitum 
ralgari  iussimus.  Praeterea  ad  ipsas  Regulas  mentem  adiecimus 
easqae  decrevimas,  incolumi  earum  natura,  efficere  aliquante  moUiores, 
ita  plane  ut  iis  obtemperare,  dujmnodo  quis  ingenio  malo  non  sit, 
graye  arduumque  esse  non  possit.  In  quo  non  modo  ex^npla  aequi- 
mor  decessorum  Nostrorum,  sed  maternum  Eeclesiae  Studium  imi- 
tamur :  quae  quidem  nihil  tam  expetit,  quam  se  impertire  benignam, 
«anandosque  ex  se  natos  ita  semper  curavit,  curat,  ut  eorum  infirmi- 
tati  amanter  studioseque  parcat. 

Itaque  matura  deliberatione ,  adhibitisque  S.  K  E.  Gardinali- 
bos  e  sacro  Gonsilio  libris  notandis,  edere  Decreta  Qeneralia  statui- 
mus,  quae  infra  scripta,  unaque  cum  hac  Constitutione  coniuncta 
sunt:  quibus  idem  sacrum  Consiliam  posthac  utatur  unice,  quibus- 
•qiM  catholici  homines  toto  orbe  religiöse  pareant.  Ea  yim  legis 
habere  sola  rolumus,  abrogatis  Begidis  Baorosanctae  Tridentinae 
sysodi  iussu  editis,  ObservatUmSbus^  Instrucäonej  Deeretis,  MomtiSf 
et  qaovis  alio  decessorum  Nostrorum  hac  de  re  «tatuto  iussnque, 
una  excq[^ta  Gonstitatione  Benedicti  XIY.  SoOieUa  et  provida,  quam, 
S'cut  adhuc  viguit,  ita  in  posterum  Tigere  integram  Tolumus. 

23* 
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DECBETA  6ENEBALIA 
De  prohibitloiie  et  eensnra  llbrormii. 

TITÜLUS  I.    DE  PKOHIBITIONE  LIBßOBÜM. 

GaptU  I,  De  prohibitis  apostatarum^  haereticorum,  schismcUicorum, 

cUiorufnque  scriptorum  libris, 

1.  Libri  omnes,  qui  ante  annum  MDC.  aut  Summi  Pontifices^ 
aut  CoDcilia  oecumenica  damnarunt,  et  in  novo  Indice  non  recen* 
sentur,  eodem  modo  damnati  habeantur,  sicut  olim  damnati  fuerunt : 
iis  exceptis,  qui  per  haec  Decreta  Generalia  permittuntur. 

2.  Libri  apostatarum,  haereticorum,  schismaticorum  et  quomm- 
cumque  scriptorum  haeresim  vel  schisma  propugnantes ,  aut  ipsa 
religionis  fundamenta  utcumque  evertentes,  omnino  probibentur. 

3.  Item  probibentur  acatholicorum  libri,  qui  ex  professo  de  re- 
ligione  tractant,  nisi  constet  nihil  in  eis  contra  fidem  catholicam 
contineri. 

4.  Libri  eorundem  auctorum ,  qui  ex  professo  de  religione  non 
tractant  f  sed  obiter  tantum  fidei  veritates  attingunt,  iure  ecclesia- 
stico  prohibiti  non  habeantur,  donec  speciali  decreto  proscripti  haud 
fuerini 

Caput  II,    De  EdUianibus  textus  origindlis  et  versumum  non  vuHr 

garium  Sacrae  Scripturae. 

5.  Editiones  textus  originalis  et  antiquarum  versionum  catho-* 
licarum  Sacrae  Scripturae,  etiam  Ecclesiae  Orientalis,  ab  acatholicis 
quibuscumque  publicatae,  etsi  fideliter  et  integre  editae  appareant, 
iis  dumtaxat,  qui  studiis  theologicis  vel  biblicis  dant  operam,  dnm- 
modo  tamen  non  impugnentur  in  prolegomenis  aut  adnotationibus 
catholicae  fidei  dogmata,  permittuntur. 

6.  Eadem  ratione,  et  sub  iisdem  conditionibus ,  permittuntur 
aliae  versiones  Sacrorum  Bibliorum  si?e  latina,  sive  alia  lingua  non 
vulgari  ab  acatholicis  editae. 

Caput  III,  De  Versionibtis  venuu^is  Sacrae  Scripturae, 

7.  Cum  experimento  manifestum  sit,  si  Sacra  Biblia  vulgari 
lingua  passim  sine  discrimine  permittantur,  plus  inde,  ob  hominum 
temeritatem,  detrimenti,  quam  utilitatis  oriri;  Versiones  omnes  in 
lingua  yernacula,  etiam  a  viris  catholicis  confectae,  omnino  prohi* 
bentur,  nisi  fuerint  ab  Apostolica  Sede  approbatae,  aut  editae  sub 
vigilantia  Episcoporum  cum  adnotationibus  desumptis  ex  Santis  Ec- 
clesiae Patribus,  atque  ex  doctis  catholicisque  scriptoribus. 
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8.  InterdicuDtar  versiones  omnes  Sacrorum  Bibliorum,  quayis 
vnlgari  ÜDgaa  ab  acatholicis  qaibascamque  confectae,  atqae  illae 
praesertim,  quae  per  Societates  Biblicas,  a  Bomanis  Pontificibus  noQ 
semel  damnatas,  divulgantur,  cum  in  iis  salubemmae  ficclesiae  leges 
de  divinis  libris  edendis  funditas  posthabeantur. 

Hae  nihilominus  versiones  iis«  qui  studiis  theologicis  vel  biblicis 
dant  operam,  permittuntur :  iis  servatis,  quae  sapra  (n.  5)  statuta  sunt. 

GapiU  IV.  De  Libris  obseenis, 

9.  Libri,  qui  res  lascivas  sen  obdcenas  ex  professo  tractanty 
narrant,  aut  docent,  cum  non  soluro  fidei,  sed  et  morum,  qui  huias- 
modi  librorum  lectione  facile  corrampi  solent,  ratio  habenda  sit,  om- 
nino  prohibentar. 

10.  Libri  auctoram  sive  aatiqaoram,  sive  recentiorum ,  qaos 
classicos  Yocant,  si  hac  ipsa  torpitudinis  labe  infecti  sunt,  propter 
sermoDis  elegantiam  et  proprietatem ,  iis  tantum  permittuntnr,  qaos 
officii  aat  magisterii  ratio  excusat:  nulla  tarnen  ratione  pueris  vel 
adolescentibns ,  nisi  solerti  cura  expurgati,  tradendi  aut  praelegendi 
erunt. 

Caput  F.   De  quümsdam  specialis  argumenti  lä)ris. 

11.  Damnantur  libri,  in  quibus  Deo,  aut  Beatae  Virgini  Mariae, 
vel  Sanctis,  aut  Gatholicae  Ecclesiae  eiusque  Gultni,  vel  Sacramentis, 
aut  Apostolicae  Sedi  detrahitur.  Eidera  reprobationis  iudicio  subiacent 
ea  opera,  in  quibus  inspirationis  Sacrae  Scripturae  conceptus  perver- 
titur,  aut  eins  extensio  nimis  coarctatur.  Prohibentur  quoque  libri, 
qui  data  opera  Ecclesiasticam  Hierarchiam,  aut  statum  clericalem  vel 
religiosum  probris  afficiunt. 

12.  Nefas  esto  libros  edere,  legere  aut  retinere  in  quibus  sor- 
tilegia,  divinatio,  magia,  evocatio  spirituum,  aliaeque  huius  generis 
superstitiones  docentur,  vel  commendantur. 

13.  Libri  aut  scripta,  quae  narrant  novas  apparitiones,  revela- 
tiones,  visiones,  prophetias,  miracula,  vel  quae  novas  inducunt  devo- 
tiones,  etiam  sub  praetextu  quod  sint  privatae,  si  publicentur  absque 
legitiroa  Superiorum  Ecclesiae  licentia,  proscribuntur. 

14.  Prohibentur  pariter  libri,  qui  duellum,  suicidium,  vel  divor- 
tium  licita  statuunt,  qui  de  sectis  massonicis,  vel  aliis  eiusdem  generis 
societatibus  agunt,  easque  utiles  et  non  perniciosas  Ecclesiae  et  ci- 
vili  societati  esse  contendunt,  et  qui  errores  ab  Apostolica  Sede 
proscriptos  tuentur. 
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Caput  VI.   De  Sacris  Imaginibus  et  Indulgentiis. 

15.  Iroagines  quomodocarnque  impressae  Domini  Nostri  Jesu 
Christi,  Beatae  Mariae  Virginis,  Angelornm  atque  Sanctoram,  vel 
aliorum  Servorum  Dei  ab  Ecclesiae  sensu  et  decretis  difformes,  om* 
nino  vetantur.  Novae  vero,  sive  preces  haheant  adnexas,  sive  absqne 
illis  edantur,  sine  Ecclesiasticae  potestatis  licentia  non  publicentnr. 

16.  üniversis  interdicitar  indulgentias  apocrypbas,  et  a  Sancta 
Sede  Apostolica  proscriptas  vel  revocatas  qaomodocumqae  divulgare* 
Quae  diyalgatae  iam  foerint,  de  manibüs  fidelium  auferantur. 

17.  Indulgentiarum  libri  omnes,  snramaria,  libelli,  folia  etc., 
in  qnibus  earum  concessiones  continentar,  non  pnblicentur  absqne 
competentis  auctoritatis  licentia. 

Caput  VIL   De  libris  liturgicis  et  precatariis. 

18.  In  antheDticis  editionibus  Missalis,  Breviarii,  Ritaalis, 
Gaeremonialis  Episcopornrn,  Pontificalis  romani,  aliorumqne  libroram 
litnrgicornm  a  Sancta  Sede  Apostolica  approbatoriiro,  nemo  quidqnam 
immntare  praesnmat:  si  secns  factum  fnerit,  hae  novae  editiones 
prohibentur. 

19.  Litaniae  omnes,  praeter  antiqnissimas  et  commnnes,  qnae 
in  Breviariis,  Missalibns,  Pontificalibus  ac  Ritualibus  continentur,  et 
praeter  Litanias  de  Beata  Virgine,  qnae  in  sacra  Aede  Lanretana 
decantari  solent,  et  litanias  Sanctissimi  Nominis  Jesu  iam  a  Sancta 
Sede  approbatas,  non  edantur  sine  revisione  et  approbatione  Ordinarii. 

201  Libros,  ant  libellos  precum,  deyotionis,  vel  doctrinae  insti- 
tntionisque  religiosae,  moralis,  asceticae,  mysticae,  aliosque  huius- 
modi,  quamvis  ad  fovendam  populi  christiani  pietatem  conducere 
videantnr,  nemo  praeter  legitimae  auctoritatis  licentiam  publicet: 
sectts  prohibiti  habeantur. 

Caput  VIII.    De  Diariis^  folüs  et  libeUis  periodids. 

21.  Diaria,  folia  et  libelli  periodici,  qui  religionem  aut  bonos 
mores  data  opera  impetnut,  non  solum  naturali,  sed  etiam  ecclesia- 
stico  iure  proscripti  habeantur. 

Curent  autem  Ordinarii,  nbi  opus  sit,  de  huiusmodi  lectionis 
periculo  et  darono  fideles  opportune  monere. 

22.  Nemo  e  catholicis,  praesertim  e  viris  ecclesiasticis ,  in  hu- 
iusmodi diariis,  vel  folüs,  vel  libellis  periodicis,  quidqnam,  nisi  sua- 
dente  iusta  et  rationabili  causa,  publicet. 
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Caput  IX,  De  facuUate  legefidi  et  retinendi  libros  jprohibitos. 

23.  Libros  sive  specialibus,  sive  hisce  Oeneralibns  Decretis 
proscriptos,  ii  tantam  legere  et  retinere  poteraot,  qui  a  Sede  Apo- 
stolica,  aut  ab  illis,  quibas  vices  suas  delegavit,  opportanas  fuerint 
consecuti  facnltates. 

24.  ConoedeDdis  liceotiis  legendi  et  retinendi  libros  qaoscamque 
probibitos  Bomani  Pontifices  Sacram  Indicis  (Tongregationem  prae- 
posuere.  Eadem  nihilomihns  potestate  gaudent,  tum  Saprema  Sancti 
Officii  Congregatio,  tarn  Sacra  Congregatio  de  Propaganda  Fide  pro 
tegionibtts  sno  regimini  snbiectis.  Pro  ürbe  tantum,  haec  facultas 
oompetit  etiam  Sacri  Palatii  Äpostolici  Magistro. 

25.  Episcopi  aliique  Praelati  iurisdictione  quasi  Episcopali 
pollentes,  pro  singularibus  libris,  atque  in  casibns  tantum  urgenti* 
bus,  licentiara  concedere  valeant.  Quod  si  iidem  generalem  a  Sede 
Apostoliea  impetraverint  facultatem,  ut  fidelibus  libros  proscriptos 
legendi  retinendique  licentiam  iropertiri  yaleant,  eam  nonnisi  cum 
delectu  et  ex  iusta  et  rationabili  causa  concedant. 

26.  Omnes  qui  facultatem  apostolicam  consecuti  sunt  legendi 
et  retinendi  libros  probibitos,  nequeunt  ideo  legere  et  retinere  libros 
quosiibet,  aut  ephemerides  ab  Ordinariis  locorura  proscriptas,  nisi  eis 
in  apostolico  Indulte  expressa  facta  fuerit  potestas  legendi  et  reti- 
nendi libros  a  quibuscumque  damnatos.  Meminerint  insuper  qui 
licentiam  legendi  libros  probibitos  obtinuerunt,  gravi  se  praecepto 
teneri  huiusmodi  libros  ita  custodire,  ut  ad  altorum  manus  non  per- 
veniant. 

Captd  X,   De  denuncicxtione  pravorum  librarum. 

27.  Quamvis  catholicorum  omnium  sit,  maxime  eorum,  qui 
doctrina  praevalent,  perniciosos  libros  Episcopis,  aut  Apostolicae  Sedi 
denunciare;  id  tarnen  speciali  titulo  pertinet  ad  Nuntios,  Delegatos 
Apostolicos,  locorum  Ordinarios,  atque  Rectores  üniversitatum 
doctrinae  laude  florentium. 

28.  Expedit  ut  in  pravorum  librorum  denunciatione  non  solum 
libri  titulus  indicetur,  sed  etiam,  quoad  fieri  potest,  causae  exponan- 
tur  ob  quas  liber  censura  dignus  existimatur.  lis  autem  ad  quos 
denunciatio  defertnr»  sanctum  erit,  denunciantinm  nomina  secreta 
servare. 

29.  Ordinarii,  etiam  tamquam  Delegati  Sedis  Apostolicae,  libros, 
aliaque  scripta  noxia  in  sua  Dioecesi  edita  vel  diffusa  proscribere,  et 
e  manibus  fidelium  auferre  studeant.  Ad  Apostolicum  iudicium  ea 
deferant  opera  vel  scripta,  quae  subtilius  examen  exigunt,  vel  in  qui- 
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bas  ad  salatarem  effectam  conseqaendam,  sapremae  aactoritatis  sen- 
tentia  reqairi  videatar. 

TITÜLÜS  II.   DE  CENSÜRA  LIBRORÜM. 
Caput  L  De  Praelaiis  librorum  censurae  praeposüis. 

30.  Penes  qaos  potestas  sit  sacroram  biblioram  editionea  et 
versiones  adprobare  vel  permittere  ex  iis  liquet,  quae  supra  {tu  7) 
statuta  sunt. 

31.  Libros  ab  Apostolica  Sede  proscriptos  nemo  aadeat  iteram 
in  lacem  edere :  quod  si  ex  gravi  et  rationabili  causa ,  singularis 
aliqua  exceptio  hac  in  re  admittenda  videatar,  id  Dunquam  fiet,  nisi 
obtenta  prios  sacrae  Indicis  Gongregationis  licentia,  servatisque  coa- 
ditionibos  ab  ea  praescriptis. 

32.  Qaae  ad  causas  Beatificationum  et  Canonizationum  Ser- 
vomm  Dei  utcamque  pertiaent,  absque  beneplacito  Congregationis 
Sacris  Ritibos  tuendis  praepositae  pablicari  nequeant. 

33.  Idem  diceodum  de  GoUectionibas  Decretorum  singularom 
Romanaram  Gongregationam :  hae  nimiram  GoUectiones  edi  nequeant, 
nisi  obtenta  prius  licentia,  et  servatis  conditionibus  a  moderatoribus 
uniuscuisque  Gongregationis  praescriptis. 

34.  Vicarii  et  Missionarii  Apostolici  Decreta  sacrae  Gongrega- 
tionis Propagandae  Fidei  praepositae  de  libris  edendis  fideliter  servent 

35.  Approbatio  librorum,  quorum  censura  praesentium  Decreto- 
rum vi  Apostolicae  Sedi  vel  Romanis  Gongregatiooibus  non  reserva- 
tur,  pertinet  ad  Ordinarium  loci  in  quo  public!  iuris  fiunt. 

36.  Regalares,  praeter  Episcopi  licentiam,  meminerint  teneri 
se,  sacri  Concilii  Tridentini  decreto,  operis  in  lucem  edendi  facul- 
tatem  a  Praelato,  cui  subiacent,  obtinere.  Utraque  autem  concessio 
in  principio  vel  in  fine  operis  Imprimatur. 

37.  Si  Auetor  Romae  degens  librum,  non  in  Ürbe,  sed  alibi 
imprimere  velit,  praeter  approbationem  Gardinalis  ürbis  Vicarii  et 
Magistri  Sacri  Palatii  Apostolici  alia  non  requiritur. 

Captd  II.   De  censorum  officio  in  praetno  librorum  examine. 

38.  Gurent  Episcopi,  quorum  muneris  est  facultatem  libros  im- 
primendi  concedere,  nt  eis  examinandis  spectatae  pietatis  et  doctrinae 
vires  adhibeant,  de  quorum  fide  et  integritate  sibi  poUiceri  qaeant, 
nihil  eos  gratiae  daturos,  nihil  odio,  sed  omni  humane  affectu  post- 
habito,  Dei  dumtaxat  gloriam  spectaturos  et  fidelis  populi  utilitatem. 

39.  De  variis  opinionibos  atque  sententiis  (iuxta  Benedicti  XIV 
praeceptum)  animo  a  praeiudiciis  omnibus  vacuo,  iudicandum  sibi 
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esse  censores  sciant.  Itaqae  nationis,  faroiliae,  scbolae,  institati  af- 
fectum  excutiant,  stadia  partium  seponant.  Ecclesiae  sanctae  dog- 
mata,  et  cotnmanem  Gatholicorum  doctrioam,  qaae  Conciliorum 
geaeraliam  decretiSf  Romanorum  Pontificam  GoDStitutionibas ,  atqne 
Doctornm  consensu  continentur,  unice  prae  oculis  habeant. 

40.  Absolato  examine,  si  nihil  publicationi  libri  obstare  vide- 
bitur,  Ordinarius,  in  scriptis  et  omnino  gratis,  illius  publicandi  licen- 
tiam,  in  principio  vel  in  fine  operis  imprimendam,  auctori  concedat. 

Captä  HL   De  libris  praemae  censurae  stddiciendis. 

41.  Omnes  fideles  tenentur  praeviae  censurae  ecclesiasticae  eos 
saltem  subiicere  libros,  qui  diyinas  Scripturas,  Sacram  Theologiam, 
Historiam  ecciesiasticam ,  Ins  Canonicum,  Theologiam  naturalem, 
Bthicen,  aliasve  hniusmodi  religiosas  aut  morales  disciplinas  respi- 
ciunt,  ac  generaliter  scripta  omnia,  in  quibus  religionis  et  morum 
honestatis  specialiter  intersit. 

42.  Viri  e  clero  secnlari  ne  libros  quidem,  qui  de  artibus 
scientiisque  mere  naturalibus  tractant,  inconsultis  suis  Ordinariis 
publicent,  ut  obsequentis  animi  erga  illos  exemplum  praebeant. 

lidem  prohibentur  quominus,  absque  praevia  Ordinariorum  venia, 
diaria  vel  folia  periodica  moderanda  suscipiant. 

Caput  IV.   De  Typographis  et  Edüaribus  librorum. 

43.  Nullus  Über  censurae  ecclesiasticae  subiectus  excudatur, 
nisi  in  principio  nomen  et  cognomen  tum  auctoris,  tum  editoris 
praeferat,  locum  insuper  et  annum  impressionis  atque  editionis. 
Quod  si  aliquo  in  casu,  iustas  ob  causas,  nomen  auctoris  tacendum 
videatur,  id  permitteudi  penes  Ordinarium  potestas  sit. 

44.  Noverint  Typographi  et  Editores  librorum  novas  eiusdem 
operis  approbati  editiones,  novam  approbationem  exigere,  haue  insuper 
textui  originali  tributam,  eins  in  aliud  idioma  versioni  non  suffragari. 

45.  Libri  ab  Apostolica  Sede  damnati,  ubique  gentium  prohibiti 
censeantur,  et  in  quodcumque  vertantur  idioma. 

46.  Quicumque  librorum  venditores,  praecipue  qui  catholico 
nomine  gloriantur,  libros  de  obscenis  ex  professo  tractantes  neque 
vendant,  neque  commodent,  neque  retineant :  ceteros  prohibitos  venales 
non  habeant,  nisi  a  Sacra  Indicis  Gongregatione  veniam  per  Ordina- 
rium impetraverint ,  nee  cuiquam  vendant  nisi  prndenter  existimare 
possint,  ab  emptore  legitime  peti. 


S62  KonatiL  nOfficiorum  ac  munerum^  v.  25.  Jan.  1897. 

Caput  IV.  De  poenis  in  Decretorwn  Generalium  transgressores  staJMis. 

47.  Omnes  et  singnli  scienter  legentes,  sine  aatoritate  Sedis 
Apostolicae,  libros  apostatarum  et  haereticorum  haeresim  pro- 
pugnantes,  nee  non  libros  cuiasvis  auctoris  per  Apostolicas  Literas 
Dominatim  probibitos,  eosdemque  libros  retinentes,  imprimentes  et 
quomodolibet  defendentes,  excommuDicationem  ipso  facto  incarrant, 
Romano  Pontifici  special!  modo  reservatam. 

48.  Qui  sine  Ordinarii  approbatione  Sacraram  Scriptararam 
libros,  vel  earundem  adnotationes  vel  commentarios  imprimunt,  aut 
imprimi  faciunt,  incidunt  ipso  facto  in  excommanicationem  nemiDi 
reservatam. 

49.  Qai  vero  cetera  transgressi  faerint,  quae  bis  Decretis 
Generalibos  praecipiantnr «  pro  di versa  reatus  gravitate  serio  ab 
Episcopo  moneantur;  et,  si  opportuDum  videbitar,  canooicis  etiam 
poenis  coerceantur. 

Praesentes  vero  litteras  et  qaaecamque  in  ipsis  habentur  nuUo 
unqaam  tempore  de  sabreptionis  aut  obreptionis  sive  intentionis  No- 
strae  vitio  aliove  quovis  defectu  notari  vel  impugnari  posse;  sed 
semper  validas  et  in  sno  robore  fore  et  esse,  atque  ab  omnibus  cu- 
iasvis gradus  et  praeeminentiae  inviolabiliter  in  iudicio  et  extra  ob- 
servari  debere,  decernimus:  irritum  quoque  et  inane  si  secus  super 
bis  a  quoquam,  quavis  auctoritate  vel  praetextu,  scienter  vei  igno- 
ranter contigerit  attentari  declarantes,  contrariis  non  obstantibus 
quibuscumque. 

Volumus  autera  ut  haruni  litterarnm  exemplis,  etiam  impressis, 
manu  tarnen  Notarii  subscriptis  et  per  constitutum  in  ecciesiastica 
dignitate  virum  sigillo  mnnitis,  eadem  habeatur  fides  quae  Nostrae 
voluntatis  significationi  Ins  praesentibns  ostensis  haberetur. 

NuUi  ergo  hominum  liceat  hanc  paginam  Nostrae  constitutionis, 
ordinationis ,  limitationis ,  derogationis ,  voluntatis  infringere,  vel  ei 
ausu  temerario  contraire.  —  Si  quis  autera  hoc  attentare  prae- 
snmpserit,  indignationem  omnipotentis  Dei  et  beatomm  Petri  et  Pauli 
apostolorum  eius  se  noverit  incursurum. 

Datum  Romae  apud  Sanctum  Petrum  anno  Incarnationis  Do* 

minicae  millesimo  octingentesimo  Nonagesimo  septimo,  VIII.  Kai.  Fe- 

bmarias,  Pontificatus  Nostri  decimo  nono. 

A,  Panici  Subdatarins.  A.  Card.  Maeehi. 

Visa 

de  Curia  I.  De  Aquila  e  Vicecomitibus. 

Loco  t  Plumbi. 

Reg.  in  Secret.  Brevium.  L  Ougnonius. 
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2.    Erweiterung  der  Quinquennalfakultäten  pro  foro  intemo» 

Darch  Erlass  der  Pönitentiarie  Yora  5.  Mai  1896  haben  die 
Fakultäten,  welche  die  Bischöfe  von  dieser  Behörde  für  je  fünf  Jahre 
erhalten,  eine  Erweiterung  erfahren.  Hiernach  können  die  Bischöfe 
in  Zukunft  die  Dispensati^sgewalt  bezüglich  des  geheimen  Irnpedi- 
mentes  der  Affinität  ex  copnla  illicita  nicht  blos  für  einzelne  Fälle, 
sondern  habitualüer  den  Pfarrern  ihrer  Diözese  übertragen  unter  den- 
selben Bedingungen,  unter  welchen  sie  selbst  diese  Fakultät  ausüben 
dürfen.  Ferner  können  die  Bischöfe  in  Zukunft  von  dem  geheimen 
IRndemiss  des  einfachen  Verbrechens  auch  dann  dispensieren,  wenn  es 
sich  um  eine  erst  £fu  schliessende  Ehe  handelt,  während  die  Fakultät 
früher  nur  für  das  matrimonium  contractum  galt.  Dann  behalten 
die  Quinquennalfakultäten  auch  noch  Gültigkeit,  wenn  der  Termin 
von  fünf  Jahren  abgelaufen  und  aus  Yergesslichkeit  oder  Versehen 
die  Erneuerung  derselben  nicht  stattgefunden  hat.  Eine  weitere  wich- 
tige Veränderung  besteht  darin,  dass  die  Auflage  der  sakramentalen 
Beichte,  wie  solche  in  verschiedenen  Fällen  vorgeschrieben  wird,  nicht 
mehr  wesentlich  ist,  also  zur  Gültigkeit  der  Di.spens  nicht  mehr  ge- 
fordert wird.  Endlich  können  die  Fakultäten  auch  »cumulatimc  ge- 
braucht werden,  d.  i.  wo  mehrere  Hindernisse  zugleich  vorliegen, 
vermögen  in  Zukunft  die  Bischöfe  selbst  zu  dispensieren,  während 
bisher  solche  Bittgesuche  an  die  Pönitentiarie  gerichtet  werden 
mussten.  Wir  lassen  den  Wortlaut  des  wichtigen  Erlasses  folgen 
nnd  heben  diejenigen  Stellen  durch  Kursivdrnck  hervor,  welche  eine 
Veränderung  oder  Erweiterung  gegenüber  dem  früheren  Texte  ent- 
halten. 

FacültcUes  quinquennales  quoad  casus  S.  Sedi  reservatos  et  dispen- 
saiiones  matrimoniales^  quae  Epis  concedi  sölent. 

BaphaSl  divina  miseratione  Episcopus  Ostiensis  et  Veliternus 
S.  R.  E«  Gardinalis  Monaco  La  Vailetla,  Sacri  CoUegü  Decanus, 
Sacrosanctae  Patriarchalis  Archibasilicae  Lateranensis  Archipresbyter, 
SS.  D.  Nostri  Papae  et  S.  Sedis  Apostolicae  Maior  Poenitentiarius. 

Vobis  Venerabili  in  Christo  Patri  N.  N.  infrascriptas  com-^ 
municamus  facultates  ad  quinquennium  duraturas,  quibus,  non  ob- 
stante  Constitutione  Apostolicae  Sedis,  pro  foro  conscientiae  per  vos 
sive  per  vestrum  vicarium  in  spiritualibus  generalem,  dummodo  in 
sacro  presbyteratos  ordine  sit  constitatus,  etiam  extra  sacramentalem 
confessionem  pro  grege  vobis  commisso  et  iqtra  fines  vestrae  dioe- 
cesis  tantum  atque  de  speciali  in  unoquoqne  casn  exprimenda  Sedis 
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Apostolicae  auctoritate  yobis  delegata,  uti  valeatis ;  qaasque  canonico 
poenitentiario,  nee  dod  vicariis  foraneis  pro  foro  pariter  conscientiae 
ac  in  acta  sacramentalis  confessionis  daintaxat,  etiam  habitaaliter, 
si  vobis  placuerit,  aliis  yero  confessariis ,  cam  ad  vos  sive  ad  prae- 
dictam  vicarium  generalem  in  casibus  particnlaribus  poenitentium 
recnrsnm  habaerint,  pro  exposito  casn  impertiri  possitis,  nisi  ob  pe- 
caliares  causas  aliquibus  confessariis  a  vobis  specialiter  subdelegandis, 
per  tempas  arbitrio  vestro  stataendum,  illas  commanicare  iudicabitis. 

I.  Absolvendi  ab  excommanicatione  Romano  Pontifici  simpli- 
citer  reservata  ob  manns  violentas  iniecias  sive  in  clericos  sive  in 
reguläres,  dummodo  non  fuerit  secuta  mors  vel  mutilatio,  seu  lethale 
vnlnus  aut  ossium  fractio;  et  dummodo  casus  ad  forum  Ordinarii 
dedncti  non  fuerint;  iniunctis  de  iure  iniungendis  et  praesertim  ut 
parti  laesae  competenter  satisfiat. 

II.  Absolvendi  a  censuris  contra  duellantes  statutis  in  casibus 
dumtaxat  ad  forum  Ordinarii  non  deductis :  iniuncta  gravi  poenitentia 
salutari  et  aliis  iniunctis  quae  fuerint  de  iure  iniungenda. 

III.  Absolvendi  quoscumque  poenitentes  (exceptis  haereticis 
publicis,  sive  publice  dogmatizantibus)  a  quibusvis  sententiis,  cen- 
suris et  poenis  ecclesiasticis  incursis  ob  haereses  tam  nemine  andiente 
vel  ad  vertonte,  quam  coram  aliis  externatas;  ob  infidelitatem  et  ca- 
tholicae  fidei  abiurationem  private  admissas,  sortilegia  ac  maleficia 
haereticalia  etiam  cum  sociis  patrata,  nee  non  ob  daemonis  invoca« 
tionem  cum  pacto  donandi  animam,  eique  praestitam  idololatriam  ac 
superstitionem  haereticales  exercitas,  ac  demum  ob  quaecumque  in- 
sinuata  falsa  dogmata  incursis,  postqnam  tamen  poenitens  complices, 
si  quos  habeat,  prout  de  iure  denuntiaverit ;  et  quatenus  ob  iustas 
causas  nequeat  ante  absolutiouem  denuntiare,  facta  a  poenitente  seria 
promissione  denuntiationem  peragendi  cum  primum  et  meliori  modo 
quo  fieri  poterit,  et  postquam  in  singulis  casibus  coram  absolvente 
haereses  secrete  abiuraverit  et  pactum  cum  maledicto  daemone  initum 
expresse  revocaverit;  tradita  eidem  absolventi  syngrapha  forsan  exa- 
rata  aliisque  roediis  superstitiosis  ad  omnia  comburenda  seu  de- 
struenda;  iniuncta  pro  modo  excessuum  gravi  poenitentia  salutari 
cum  frequentia  sacramentorum  et  obligatione  se  retractandi  apud 
persooas  coram  quibus  haereses  manifestavit ,  et  reparandi  illata 
scandala. 

IV.  Absolvendi  a  censuris  incursis  ob  violationem  clausurae  re* 
gularium  utriusque  sexus,  dummodo  non  fuerit  commissa  cum  inten- 
tione  ad  malum  finem,  etiam  effectu  non  secuto,  nee  casus  fuerint 
ad  forum  Ordinarii  deducti;  cum  congrua  poenitentia  salutari.    Et 
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insuper  absolvendi  mulieres  tantum  a  censaris  et  poenis  ecclesiasticis 
ob  Yiolationem  ad  malam  finem  clansarae  virorum  religiosornm  in- 
carsis,  dummodo  tarnen  casas  occolti  remaneant;  iniancta  gravi 
poenitentia  salutari  cam  prohibitione  accedendi  ad  ecciesiam  aut 
conyentam  sea  coenobiam  dictorum  religiosornm  dnrante  occasione 
peccandi. 

V,  Absolvendi  a  ceosoris  ob  retentionem  et  lectionem  libroram 
prohibitorum  incarsis  iniancta  congrua  poenitentia  salatari,  nee  non 
firma  obligatione  tradendi  prout  de  inre  sive  per  se  sive  per  alinm 
absqne  nlla  mora  et  qnantnm  fieri  poterit  ante  absolutionem  libros 
prohibitos  qnos  poenitens  in  sna  potestate  retineat. 

VI.  Absolvendi  a  casn  Sedi  Apostolicae  reservato  ob  accepta 
munera  a  regnlaribus  utrinsqne  sexns ,  iniancta  poenitentia  salutari ; 
et  quando  agitnr  de  maneribas  quae  valorem  decem  scutatorum  non 
excedant»  imposita  aliqua  eleemosyna  absolventis  iudicio  taxanda  et 
caate  eroganda,  cum  primam  poterit,  in  beneficiam  religionis  aat 
conventas  cni  facienda  esset  restitutio;  dummodo  tamen  non  constet 
qaod  illa  fuerint  de  bonis  propriis  religionis:  quatenus  vero  accepta 
munera  vel  fuerint  ultra  valorem  scutatorum  decem  vel  constet  fuisse 
de  bonis  propriis  religionis,  facta  prius  restitutione,  quam  si  de  prae- 
senti  poenitens  adimplere  nequeat,  emissa  seria  promissione  restituendi 
infra  terminum  absolventis  arbitrio  praefiniendum;  alias  sub  reinci- 
dentia. 

YII.  Absolvendi  a  censuris  et  poenis  ecclesiasticis  eos  qui 
sectis  vetitis  massonicis,  aut  carbonariis,  aut  aliis  eiusdem  generis 
sectis  nomen  dederunt,  aut  qualemcumque  favorem  praestiterunt ;  ita 
tarnen  at  a  respectiva  secta  omnino  se  separent  eamque  abiurent, 
libros  f  manuscripta  ac  signa  sectam  respicientia ,  si  quae  retineant, 
in  manus  absolventis  tradant  ad  Ordinarium  quamprimum  caute 
transmittenda ,  aut  saltem ,  si  iastae  gravesque  causae  id  postulent^ 
comburenda;  iniuncta  pro  modo  culparum  gravi  poenitentia  salutari 
cum  frequentia  sacramentalis  confessionis  aliisque  iniunctis  de  iure 
iniungendis :  nee  non  absolvendi  eos  qui  eiusmodi  sectarum  duces  et 
coriphaeos  occultos  denunciare  culpabiliter  neglexerint:  iniuncta  pa- 
riter  salutari  poenitentia  et  firma  obligatione  sub  reincidentia  eosdem 
vobis  vel  aliis,  ad  quos  spectat,  prout  de  iure  denunciandi. 

YIII.  Absolvendi  religiöses  cuiuscumque  ordinis  (etiam  monia- 
les,  per  confessarios  tamen  pro  ipsis  a  vobis  approbatos  vel  specia- 
liter  deputandos)  non  solum  a  praemissis,  sed  etiam  a  casibus  et 
censuris  in  sua  religione  reservatis,  dummodo  religiosi  apud  confes- 
sarium  subdelegatum  legitimam  habuerint  licentiam  peragendi  con-« 
fessionem  sacramentalem. 
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IX.  Dispensandi  ad  peteodam  debitum  coningale  cnm  traasgre»- 
sore  voti  castitatis  privatim  emissi  qni  matrimoniam  cum  dicto  Tota 
«ontrazerit,  huiasmodi  poenitentem  monendo  ipsam  ad  idem  votum 
servandum  teneri  tarn  extra  licitam  matrimonii  usam  quam  si  ma* 
rito  yel  uxori  respective  sapemxerit. 

X.  Dispensandi  cum  incestuoso  vel  incestuosa  ad  petendam 
debitum  coningale ,  cuias  ins  amisit  ex  snperveniente  oocnlta  afBni- 
täte  per  copulam  carnalem  habitam  enm  consangninea  vel  con- 
sangnineo  sive  in  primo,  sive  in  primo  et  secundo,  sive  in  secundo 
gradn  suae  uxoris  sen  respective  mariti:  remota  occasione  peccaodi 
et  inuneta  gravi  poenitentia  saintari  et  confessione  sacramentali  ain- 
gnlis  mensibns  per  tempus  arbitrio  dispensantis  statuendum. 

XL  Dispensandi  super  occulto  impedimento  primi,  nee  non 
primi  et  secundi  ac  secundi  tantum  gradus  affinitatis  ex  illicita 
carnali  copula  provenientis,  quando  agatnr  de  roatrimonio  cum  dicto 
impedimento  iam  contracto,  et  quatenns  agatur  de  copula  cum  suae 
putatae  uxoris  matre,  dnmmodo  illa  secuta  fuerit  post  eiusdero  pu- 
tatae  uxoris  nativitatem  et  non  aliter :  monito  poenitente  de  necessaria 
secreta  renovatione  consensus  cum  sua  putata  uxore  aut  suo  putato 
marito,  certiorata  seu  certiorata  de  nullitate  prioris  consensus  sed  ita 
caute  ut  ipsius  poenitentis  delictum  nusquam  detegatur:  et  quatenus 
haec  certioratio  absque  gravi  periculo  fieri  nequeat,  renovato  consensu 
iuxta  regulas  a  probatis  auctoribus  traditas:  remota  occasione  pec- 
candi  ac  iniuncta  gravi  poenitentia  saintari  et  confessione  sacra- 
mentali semel  in  mense  per  tempus  dispensantis  arbitrio  statuendvm. 

Item  de  speciali  et  expressa  apostolica  auctoritate  vobis  facul- 
tatem  concedimus  dispensandi  super  dicto  occulto  impedimento,  seu 
impedimentis  affinitatis  ex  copula  illicita  etiam  in  matrimoniis  con- 
trahendis,  dispensandique  faeuUatem  subddegandi^  etiam  habihujh' 
liier  parochis  vestrae  dioeeesiSj  quando  tarnen  omnia  parata  eint  ad 
nuptias  nee  matrimonium  usque  dum  ab  Apostolica  Sede  obtineri 
possit  dispensatio  absque  periculo  gravis  scandali  differri  queat:  re- 
mota semper  occasione  peccandi,  et  flrma  manente  conditione  quod 
<;opula  habita  cum  matre  mulieris  huius  nativitatem  non  anteoedat : 
iniuncta  in  quolibet  casu  poenitentia  saintari. 

XII.  Dispensandi  super  occulto  criminis  impedimento,  dnm- 
modo Bit  absque  uUa  roachinatione  et  agatur  de  matrimonio  iam 
contracto :  monitis  putatis  coningibus  de  necessaria  Konsensus  secreta 
renovatione. 

Bern  ex  ec^dem  speciali  et  expressa  apostolica  auctoritate  pa^ 
riter  facuUatem  cancedimtis  dispensandi  super  eodem  oeeuUo  impe^ 
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dimerUo,  dummodo  sU  absque^dla  nMchinaHcyne^  diam  in  matri- 
moniis  canirahendiSf  in  casibus  tarnen  urgentiarU}us  in  quibus  tem^ 
fms  non  suppetat  reeurrendi  ad  8.  Sedem;  imuncta  in  utroque  casu 
gravi  poeniieniia  salutari  et  eanfessione  sacramentcdi  semel  singuUs 
mensibtis  per  tempm  dispensantis  arbilrio  staiuendum. 

N.  B,  Mens  nostra  est  1.  tU  si  forte  ex  oUivione  vel  inadver- 
ienäa  uUra  praedictum  terminum  his  factdtcUibus  vos  tat  contingai, 
ßbscitiHones  ^  sen  dispensationes  exinde  impertUae  rata^  sinl  et  va- 
liäae;  2.  ut  iniunctio  confessionis  sacramenialis,  de  qua  sttb  tm.  Xj 
XI ^  et  XII ^  non  sU  irritativa  sed  tanium  praeceptiva ;  3.  tU  his 
facuUatibus  non  soluvn  singiUatim  sed  etiam  cumviatim  in  uno 
eodemque  casu  uti  possitis. 

Datum  Romae  ex  Aedibus  Nostris^  die  5.  Maii  1896. 

B.  PompUi,  S.  P.  Corrector. 

Ä  Celli,  S.  P.  Substit. 


3.  Statuta 
piae  Societatis  Apostolatus  Orationis. 

I.  Apostolatus  Orationis  est  pia  Societas,  qaae  Apostolicam 
mnnas  divinae  gloriae  et  animamm  salatis  promoveudae  exercet  ora- 
tione,  sive  mentalis  sive  vocali,  et  aliis  etiam  piis  operibas,  qaatenas 
impetratoria  sunt  et  Sanctissimum  Jesa  Gor  nobis  conciliare  possunt 
ad  praedictum  finem  assequendum.  Quare  licet  Apostolatus  Orationis 
quaedam  cum  aliis  piis  Societatibus,  e.  g.  SS.  Cordis  Jesu,  et  Bosarii 
viventis,  communia  habere  videatur,  tarnen  ab  iis  omnibus  tum  fine, 
qui  maxime  universalis  est,  tum  mediis  peculiaribus ,  quibus  utitur, 
prorsus  distinguitur. 

n.  Tres  sunt  hujus  Apostolatus  gradus  pro  operum  varietate, 
quae  exercere  curat,  unde  triplex  sociorum  ordo.  Primus  gradus  (qui 
essentialis  est  et  omnibus  sociis  communis)  ab  iis  constituitur ,  qui 
qnotidie  certa  quadam  formula  suas  preces  omnes,  actiones  et  aerum- 
nas  Deo  offerunt  una  cum  Sanctissimo  Corde  Jesu,  et  in  eos  omnes 
fines,  ob  quos  Dominus  Noster  assidue  interpellat,  et  se  in  sacri- 
fidum  offert  pro  nobis.  Unde  amor  et  devotio  ergo  Sanctissimum 
Jesu  Cor  valde  propria  est  sociorum  omnium  qui  Apostolatui  Ora- 
tionis accensentur ;  siquidem  devotio  baec,  licet  non  constituat  finem 
Societatis,  medium  est  omnium  validissimum  et  prorsus  singulare, 
unde  et  socii  omnes,  exemplo  Sanctissimi  Jesu  Cordis  permoti,  ad 
orationis  Studium  impensius  excitentur,  et  oratio  ipsa,  una  cum  eodem 
Sanctissimo  Corde  peracta,  efficacior  evadat,  et  intentum  finem  gloriae 
divinae  promoveudae  assequatur. 
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Est  igitur  Apostolatus  Orationis  Societas  ab  ArchicoDfraternitate 
Sanctissimi  Cordis  Jesu  plane  distincta,  et  ideo  Societates,  Ecclesiae, 
iiqae  omnes  qoi  sese  haic  pio  operi  adscripsere,  miDime  ceDseantnr 
in  posteram  adscripti  etiarn  ArcMconfraternitati  Sacratissimi  Cordis 
Jesa,  Bomae  erectae  in  templo  S.  Mariae  de  Face,  nisi  in  eamdem 
Archiconf rater nitatem  ab  ejos  Moderatore  rite  recepti  fuerint. 

III.  Alter  gradas  est  eoram,  qui  praeter  illa  qnae  primi  grados 
propria  sant,  id  est  praeter  orationem,  qua  sibi  conciliant  Sanctissimi 
Cordis  intercessionem  apnd  Patrem  ut  gloria  divina  promoveatnr, 
alias  etiam  preces  fundnnt  ad  B.  Virginem  Mariam,  ut  potentissimae 
Matris  opem  implorent,  et  eamdem  in  hoc  piam  opus  salutis  anima- 
rum  procurandae  adjutricem  sibi  adsciscant.  Hi  scilicet  singulis 
diebus  semel  precantur  »Pater  noster«  cum  decem  »Ave  Mariae  ad 
eam  intentionem  qaae  initio  cujusque  mensis  iisdem  indicatur,  per 
Bomanum  Pontificem  approbata,  quin  tamen  ideo  censeri  possint 
adscripti  pio  operi  Rosarii  viventis,  neque  legibus  adstringantur^ 
quibus  id  regitur,  hoc  est  ut  mysterium  sorte  sibi  attributum  inter 
precandum  meditentur,  et  in  tarmas  distribuantur ,  quae  quindecim 
sociis  singulae  constent. 

IV.  Tertius  gradus  iis  constituitur  qui,  opera  saltem  primi  gra- 
dus  exercentes,  impedimenta  praeterea  removere  curant,  ne  preces 
nostrae  pro  salute  animarum  ad  Deum  fusae  effectu  fraudentur.  In 
eum  finem  singulis  mensibus  vel  hebdomadis,  ad  normam  Brevis  die 
10  febr.  1882  dati  Communionem  Beparatricem  peragnnt,  qua  sanctis- 
simum  Jesu  Cor  peccatis  hominum  ad  iram  provocatum  placare  et 
precibus  nostris  propitium  reddere  contendunt.  Quare  hi  omnes  qui 
tertio  huic  gradui  adscribuntur  et  praedictam  Communionem  secun- 
dum  regulas  pro  Pio  Opere  Communionis  Beparatricis  stabilitas  pera- 
gunt,  hujus  associationis  membra  constituuntur ,  ejusdemque  indul- 
gentias  lucrantur. 

V.  Pariter  quamvis  Pia  Sodalitas,  ab  »Hora  Sanctac  nuncupata, 
diversa  sit  a  »Pia  Societate  Apostolatus  Orationisc  tamen  omnibus 
sociis  Apostolatus  Orationis  qui  pium  exercitium  ab  »Hora  Sanctac 
dictum  rite  peragunt,  ut  Sanctissimum  Jesu  Cor  injuriis  hominum 
lacessitum  placent,  nostrisqoe  precibus  benignum  reddant,  integrum 
est  gratias  omnes  spirituales  sibi  comparare  quae  illis,  hoc  pium 
exercitium  peragentibus ,  conceduntur  Bescripto  Pii  IX.  die  13  maii 
1875,  et  Brevi  Leonis  XIIL,  die  30  martii  1886.  Sed  alia  pia  opera 
Apostolatui  adjicere  nemini  fas  erit,  integris  tamen  perstantibus  fa- 
cultatibus,  quibus  locorum  Ordinarii,  pro  sua  quisque  Dioecesi,  gaudent. 

VI.  Christifideles  in  piam  hanc  Societatem  adsciti  qui,  prae 
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ceterU  pietati  dediti ,  singalari  flagrant  animaram  studio ,  adeoque 
Zelatores  et  Zelatrices  dicuntar«  omni  ope  contendant  at  magis  in 
dies  divina  gloria,  animaram  salns  et  cultus  Sanctissimi  Gordis  Jesa 
secundnm  Apostolatus  Statuta,  provehatur.  Idcirco  statis  temporibns 
simul  conyeniant,  at  de  iis  omnibas  statnatur,  qaae  ad  hunc  finem 
procarandum  magis  conferre  videantar. 

YII.  Sedes  princeps  seu  Centram  Societatis  constitutum  est 
Tolosae.  Moderator  vero  Generalis  est  ipse  Praepositus  Generalis 
pro  tempore  Societatis  Jesu,  qui  munus  suum  delegare  potest  alii 
a  se  deligendo,  qui  Tolosae  resideat. 

VIII.  Praeter  Moderatorem  Generalem  erunt  quoque  Moderatores 
Dioecesani  et  Directores  singularum  Societatum.  Moderatores  Dioe- 
cesani,  qui  designandi  sunt  ab  Ordinariis  locorum,  intra  fines  Dioe- 
ceseos,  constituentur  vel  a  Praeposito  Generali  pro  tempore  Societatis 
Jesu  vel  a  Moderatore  Generali,  quem  ipse  Praepositus  delegaverit 
Tolosae.  Directores  autem  singularum  Societatum  constituentur, 
approbante  Ordinario,  a  Moderatore  Diocesano.  Tum  Moderatores 
Dioecesani,  tum  Directores  singularum  Societatum  Ordinario  subji- 
cientur  etiam  in  iis  omnibus,  quae  ad  praedicta  opera  pertinent ;  iis 
ezceptis  quae  spectant  ad  Statuta  ab  Apostolica  Sede  approbata. 

IX.  Ad  socios  adlegendos  satis  est,  Directores  singularum  So- 
cietatum inscribere  eorum  nomina  in  libro  indice  ecclesiarum  vel 
locorum  piorum,  ubi  Apostolatus  institutus  est,  et  tesseras  distribuere; 
quin  necesse  sit  Catalogum  Centro  principi  transmittere. 

X.  Indulgentiae  ceteraeque  gratiae  praedictis  Apostolatus  ope- 
ribus  a  Summis  Pontificibus  hucusque  concessae  vel  extentae  in  suo 
robore  roaneant. 

Sacra  Congregatio  Eminent,  et  Reverend.  S.  R.  E.  Cardinalium, 
negotiis  et  consultationibus  Episcoporum  et  Begularium  praepoaita, 
Statuta,  de  quibus  supra,  benigne  approbavit  et  confirmavit. 

Datum  Bomae  ex  Secretaria  ejusdem  S.  Congreg.  die  11  julii  1896. 

J.  Card.  Verga,  Praef.  Ä.  TrombeCta,  Pro-Secr^». 


4.  Verschiedene  Regeln,  welche  bei  Abfassung  und  Einsendung 
von  Aktenstücken  an  die  Propaganda  zu  beobachten  sind. 

Nachstehende  Instruktion  der  Gongr*  de  Propaganda  Fide  hat 
deshalb  eine  allgemeinere  Bedeutung,  weil  die  darin  aufgestellten  Vor- 
schriften für  den  Geschäftsverkehr  auch  mit  anderen  römischen  Eon- 
Archiv  fUr  Kirchenrecht  LXXVU.  24 
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gregatiooen  passen.    Eine  Beobachtung  derselben  wurde  im  eigenen 
Interesse  der  betbeiligten  Personen  selbst  liegen. 

lllmis  ac  Bmis  Ordmariis  Missumum^  quae  a  8.  CongregaHone  de 

Propaganda  Fide  dependent. 

Cam  maitiplicitas  negotiorum  quae  ab  hac  S.  Gongregatione  de 
Propaganda  Fide  pro  locis  Missionum  sibi  creditis  agenda  sunt,  in 
dies  augeatur,  optatissimum  est  ut  ea,  quae  expeditionem  rerura 
tractandarum  retardant,  removeantur. 

Hinc  est  quod  infrascriptus  Archiepiscopus  S.  Congregationis 
de  Propaganda  Fide  Secretarius  iuxta  mentem  Emi  Cardinalis  eius- 
dem  S.  Congregationis  Praefecti  nonnulla,  quae  experientia  edocuit 
minus  convenire,  Revmis  Locorum  Ordinariis  iudicare  necessarium 
iudicat,  rogans  Eos  ut  pro  sapientia  et  zelo,  quibus  praestant ,  eadem 
in  negotiis  cum  hac  S.  Congfie  curandis  obser?anda,  quibus  oportet 
commendare  velint. 

Et  in  primis  plurimum  interest  ut  non  solum  litterae  ad  haue 
S.  Congregationem  expeditae,  sed  etiam,  et  praesertim,  documenta 
iisdem  adiuncta,  latino  exarata  sint  sermone,  vel  italico  aut  gallico, 
ceterarum  enim  linguarum  communis  adhuc  non  habetur  cognitio» 
et  interpretum  opera  langior  evadere  solet  nee  semper  satis  est  secura. 

Insnper  non  raro  accidit  ut  litterae,  quae  recipiuntur  tarn  in- 
formi  calamo  conscripta  sint,  ut  eas  perlegere  difficillimum  sit  etiam 
peritis,  neque  id  obtinetur  absque  magna  temporis  iactura  gravique 
labore.  Aliquando  etiam  chartae  adhibentur  coloris  caerulei,  aut 
subobscuri,  aut  transpareutis,  atramentum  vero  coloris  fere  albi,  ita 
ut  lectoris  visus  improbe  defatigetur.  Instanter  igitur  rogatur  ut 
huiusmodi  impedimenta  e  medio  toUantur. 

Nee  incongruum  est  animadvertere  nonnunquam  in  epistolis, 
quae  ad  S.  Congregationem  vel  ad  Sanctitatem  Suam  per  ipsam 
S.  Congregationem  mittuntur,  formam  exteriorera  magis  responden- 
tem  dignitati  virorum,  quibus  praesentandae  sunt,  desiderari.  Tum 
fplia  litterarum  et  documentorum  ita  saepissime  scripta  sunt,  nt  ordo 
scriptionis  unius  paginae  sit  inversus  in  successiva,  et  hinc  cum  ex 
bis  foliis,  pro  eomm  conservatione  in  Archivio,  libri  conficiuntur,  isti 
pro  singulis  paginis  legendis  ab  imo  deorsum  verti  debent,  non  sine 
inutili  lectoris  incommodo  et  fastidio. 

Tandem  et  aliud  ineonveniens  aliquando  locom  habet,  quod 
scilicet  a  S.  Congregatione  in  receptione  epistolamm,  pro  insnfficienti 
solutione  pretii  transmissionis  a  mittentibus,  duplex  taxa  aolfenda 
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68t;  unde  qnotannis  non  exigaa  pecuniae  samma  necessitatibas  quo- 
tidie  crescentibas  Missionum  sabtrahitur. 

Ad  haec  omnia  incommoda  efficaciter  removenda  infrascriptas 
Secretarias  desideriam  huius  S.  Consilii,  noD  sibi  semel  patefactum, 
per  praesentes  litteras  evnlgare  censet,  iteruroque  rogat  nt  litterae 
et  docomenta,  quae  ad  hanc  S.  Congregationem  niittantar: 

1^  Latino  idiomate,  vel  saltem  italico  aut  gallico,  exarata  sint, 
sie  cautnm  fuit  per  litteras  circulares  haias  S.  Congregationis  diei 
1  Febroarii  1892. 

2^  Dt  intelligibili  charactere  conscribaDtor ,  praesertim  quoad 
nomina  propria  personaram  et  locorom,  convenientemqae  exteriorem 
praeseferant  formam  qaoad  chartae  dimensiones,  quae  Charta  sit  albi 
eolorig  et  atramentam  nigrum. 

8^  Ut  ordo  scriptionis  paginarora  is  sit  qai  servatar  in  libris, 
qai  typis  eduntur. 

4^  üt  praescripta  a  lege  in  singalis  regionibus  pro  expediendis 
litteris  taxa  exacte  a  tnittentibas  solvatur. 

Datum  Romae  ex  aedibus  S.  Congregationis  de  Propaganda 
Fide  diei  18  Maii  1896. 

t  Augustinus  Ciasca  Archiep.  Lariss.  Secretarius. 


5.  Die  Uebergabe  der  Instrumente  und  die  Handauflegung 

bei  der  Ordination. 

Folgende  Antwort  auf  ein  dubium ,  welches  im  vorigen  Jahre 
dem  hl.  Offizium  in  Kom  zur  Beantwortung  vorgelegt  wurde,  dürfte 
ein  allgemeines  Interesse  beanspruchen: 

B.  P.  D.  Episcopus  N.  N.  sequentia  exposuit: 
N.  N.  Sacerdos  dubitat  de  validitate  suae  Ordinationis  ob  se- 
quentes  rationes: 

1.  Episcopus  ordinans,  dum  calicem  cum  patena,  vino  et  hostia 
ordinandis  traderet  et  formam  Pont.  Bom.  proferret,  forsan  ipsa  in- 
strumenta non  tangebaty  quamquam,  ante  eum  genuflexi,  Interim 
candidati  tangerent,  aliquo  modo  clerico  ea  sustentante. 

2.  Ipse  N.  N.  ordinatus,  post  primam  manuum  impositionem, 
ab  altari,  ut  alii  sex  ordinandi  bini  et  bini  accederent  impositionem 
huismodi  accepturi,  secessit,  spatio  circiter  trium  metrorum,  ibi 
seamno  innitens  gennflexus  institit,  fortassis  seinnctos  ab  aliis  or- 

2i* 
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dinandis,  qui  erant  propius  altari,  nee  ad  altare  accessit  com 
Episcopos  et  Sacerdotes  secundam  dexterae  manas  agerent  impositio- 
nem,  quae  est  de  essentia  Ordinationis. 

Dignetur  Em.  V.  rescribere  mihi  an  Sacerdos  sie  ordinatus 
rursns  ordinationem  sub  canditione  suseipere  teneatar,  vel  iroponi  ei 
possit  nt  eonseientiae  tranqaillitatem  resnmat,  tum  qaia  traditio  in- 
straroentoram  probabilius  non  est  de  essentia  Ordinationis,  tum  qnia 
dam  Episeopus  et  Saeerdotes  manam  extensam  tenerent,  in  seeonda 
impositione,  ipse  ordiaatus  moraliter  vieinus  seu  aliis  unitas  et  phy- 
siee  praesens  erat,  in  ipso  Presbyterio,  seu  Sanetis  Sanetorum,  quam- 
quam  ut  supra  ab  altari  distans. 

Quibus  dubiis  ad  exaroen  sedulo  yoeatis,  in  Congregatione 
Generali  habita  feria  IV  die  2  Deeembris  1896,  Emi  ae  Rmi  Domini 
Gardinales  Inquisitores  Generales,  praehabito  voto  DD.  Consultorum, 
respondendum  mandarunt: 

Ad  utrumque:  Ädquiescat. 

Sequenti  yero  feria  VI  die  4  eiusdem  mensis,  SSmus  D.  N.  Leo 
divina  Providentia  Papa  XIII,  in  solita  audientia  r.  p.  d.  Adsessori 
impertita,  relatam  Sibi  Emorum  Patrum  resolutionero  benigne  ad- 
probare  et  confirmare  dignatus  est. 

I.  Can.  Mancini,  S.  R.  et  ü.  I.  Notarius. 

Zu  dieser  Entseheidung  bemerkte  der  ^Monitore  Ecel.  (Dee. 
1896,  p.  217): 

Ex  hae  responsione  non  eolligatur  quod  non  debeat  instaurari 
Ordinatio,  si  Epus  non  tetigerit  instrumenta,  dum  illa  ordinandis 
tradit.  Besponsam  est  in  easu  ädquiescat^  quia  apparait  merum 
dubium  negativum,  seu  serupulum.  Sed  quidquid  sit  de  theoretica 
quaestione,  utrum  ad  validitatem  sufficiat  tactus  moralis,  vel  etiam 
requiratur  tactus  physicus,  magis,  forsan  quoad  Epum,  quam  quoad 
ordinandum,  (ex  vi  verborum  tradere)  in  praxi  tamen  quoties  deficit 
tactus  physicus  ex  parte  Epi,  S.  C.  solet  novam  imponere  eonditiona- 
tam  ordinationem.    Liter  alia,  sit  hocce  S.  Officii  doeumentum: 

»Feria  IV  die  1  Augusti  1697.  Sanetissimus,  auditis  votis 
Eminentissimorum,  adprobayit  in  omnibus  votum  DD.  Gonsultorura. 
Votum  autem,  de  quo  supra,  est  prout  sequitur:  DD.  Consultores 
fuerunt  in  voto  in  casu  de  quo  agitur  tutius  esse,  quod  sab  con- 
ditione  reiterentur  collationes  Sacrorum  Ordinum:  ideoque  rescriben- 
dum  esse  Arcbiepiscopo  B.  nt  Ordinati  ad  Ordines  Subdiaconatus, 
Diaconatus  et  Presbyteratus  ab  Episcopo  A.,  non  porreeta  per  ipsam 
materia  dictorum  Ordinum,  iterum  sab  conditione  ae  singillatim  ad 
dictos  ordines,  serirata  forma  in  Pontificali  Romano  praescripta  ordi- 
nentur.  Etiam  extra  tempora,  et  non  servatis  interstitiis  in  tribus 
diebus  Dominicis,  vel  festivis  de  praecepto,  ae  etiam  una  eaderoque 
die  quoad  curam  animarum  habentes,  prout  urgens  necessitas  arbitrio 
Ordinantis   postulaverit,   tribaendo   eidem  Arcbiepiscopo  facultatem 
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dandi  licentiara  qiioad  eos,  qui  extra  sni  ac  dicti  Episcopi  A.  Dioe- 
cesim  morantar,  ut  a  quocanique  catholico  Episcopo  gratiam  et  com- 
munionem  S.  Sedis  Äp.  habente,  iteram  sub  dicta  conditione  extra 
tempora,  non  servatis  interstitiis,  ac  alias  ut  sapra  ordinari  possint, 
concedendo  insuper  eidem  Emo  facaltatem  couvalidandi  GoIIationes 
beDeficiorum,  etiam  cnratoram  sie  ordinatis  factas,  eisdemqae  fractas 
ex  beneficiis  perceptos  remittendi,  ac  quaecamqne  officia  etiam  rega- 
laria  convalidandi,  ac  gesta  qaaecumqae  confirmabilia  confirmandi, 
nee  non  absolvendi.  —  Quo  vero  ad  dabiam  facti  circa  eos,  qui 
ordinati  fuerant  ante  annum  1688  inclusive,  quibus  porrexisse  per 
se  ipsum  materiam  credit  dictus  Episcopus  A.  et  ipsi  ordinati  adhuc 
dnbitant  sibi  fuisse  ab  eodem  materiam  porectam,  fuerunt  in  voto, 
quod  sie  dnbitantes,  vel  expresse  negantes  absque  alio  iuramento  ad 
novam  ordinationem  sub  conditione  praedicta  ut  supra,  admittantur; 
si  vero  qui  fuerunt  ordinati  ab  anno  1688  citra,  quibus  ex  facto 
praesumitur  non  fuisse  per  Episcopum  traditam  materiam,  omnes 
indistincte  iterum  sub  dicta  conditione  ordinentur.c 

Die  Analecta  ecci.  knüpfen  hieran  noch  folgenden  Fall:  Si 
Epus  certo  non  imposuerit  corporaliier  manum  super  Ordinando  dia- 
cono,  iteretur  sub  conditione  ordinatio,  secreto  et  quocumque  anni 
tempore. 

Italus  quidam  Episcopus  Sacrae  Congregationi  S.  Officii  humi- 
liter  exponit,  quod  cum  annis  abhinc  circiter  quatuor,  optimo  cuidam 
fluae  Dioecesis  Subdiacono  Diaconatus  ordinem  conferre  vellet,  in 
illius  ordinatione  peragenda  manum  utique  dexteram,  et  ad  mini- 
mam  quidem  distantiam,  super  caput  eins  suspendit,  quin  tamen 
praedictum  illius  caput  corporaiiter  attingeret.  Cumque  mox  hie 
defectus  haud  essentialis  praedicto  Episcopo,  aliisque  ecclesiasticis 
viris  ab  eodem  consultis  visus  fiierit,  eumdem  clericum  non  ita  multo 
post  ad  sacerdotalem  ordinem  promovit,  quem  ipse  clericus  a  tribus 
iam  annis  laudabiliter  exercet.  Verum  illius  defectus  recordatio 
magnam  nunc  eidem  Episcopo  anxietatem  et  de  praedictae  diaconalis 
ordinationis  validitate  dubitationem  affert.  Eapropter  ipse  Revmis 
EE.  yv.  duo  haec  dubia  reverenter  proponit,  videlicet: 

L  An  ad  reparandum  praedictae  ordinationis  defectum  ordinatio 
tota  diaconatus  in  illo  sacerdote  sub  conditione  iterari  debeat.  — 
Et  quatenus  affirmative: 

IL  An  haec  ordinationis  iteratio  st^  condüione  fieri  possit  a 
quocumque  catholico  Episcopo  secreto,  quocumque  anni  tempore,  etiam 
in  sacelio  private,  uti  responsum  est  in  quodam  Bescripto  Congre- 
gationis  S.  Officii  die  28  Januarii  anno  1835  ad  reparandum  quem- 
dam  defectum  impositionis  manuum,  qui  in  Ordinationem  cuiusdam 
presbyteri  irrepserat. 
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S.  C.  mature  examinato  casu,  in  feria  IV,  20  Januarii  1875, 
rescripsit:  »Ad  ntrumqne  affirmative,  facto  verbo  com  SSmo.  — 
Eadem  feria  ac  die  SSmus  EE.  DD.  resolotionera  confirmayit,  ae 
facnltates  omnes  necessarias  et  opportanas  impertiri  dignatas  est.c 


6.  Taufe  schwerkranker  Kinder  nichtchristlicher  Eltern. 

Ab  Episcopo  Kishnaghurensi  d.  28  Ang.  1886  dubia  proposita 
sont  Sac.  G.  de  Prep.  Fide:  quae,  ad  S.  Officium  transmissa,  die 
18  Julii  1892  demum  tuleruut  responsum  a  S.  Pontifice  approbaturo : 

1.  »An  possiut  baptizari  filii  infidelium,  in  periculo,  uon  vero 
in  articulo  mortis  constituti? 

2.  »An  iidem  possint  saltem  baptizari,  quando  non  est  spes 
eos  denuo  revisendi? 

8.  »Quid  si  valde  prudenter  dubitetur,  quod  ex  infirmitate,  qua 
actu  afficinntnr,  non  vivaat,  sed  moriantur  ante  aetatem  discretionis  ? 

4.  »An  baptizari  possint  filii  infidelium  in  periculo  vel  articulo 
mortis  constituti,  de  quibus  dubitatur,  an  attigerint  statum  discretio* 
nis,  et  non  adest  opportunitas  eos  docendi  in  rebus  fidei? 
Besp.  ad  1,  2,  8  »Affirmative«; 

ad  4.  »Gonentur  missionarii  eos  instruere  eo  meliori  modo,  quo 
fieri  possit;  secus  baptizentur  sub  conditione.« 


7.  Pflege  der  kranken  Eltern  und  Geschwister  seitens  einer 

Schwester  mit  einfachen  GelUbden. 

Die  Congr.  episc.  et  reg.  nberlässt  es  dem  Outdänken  des  Bi- 
schofs, den  Schwestern  eines  DiOzesaninstituts  mit  einfachen  Ge- 
lübden zu  erlauben,  zu  Hause  die  Eltern  oder  Brüder  in  schweren 
Krankheitsfällen  zu  pflegen,  wie  aus  nachstehender  Anfrage  bezw. 
Antwort  ersichtlich  ist. 

Eroi  Patres:  —  Episcopus  Maioricensis  in  Hispania  Sacrae 
Episcoporum  et  Begularinm  Gongregationi  sequens  reverenter  exponit 
dubium :  —  An  possit  tolerari  consuetudo  adeundi  in  domo  parentum 
vel  fratrum,  quam  habent  Sorores  Tertiariae  votorum  simplicium 
sine  clausura,  quarum  Gonstitutiones  nondum  sancitae  fuerunt  a  Sede 
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Apostolicai  in  casa  gravis  infirmitatis  Hierum^  ad  id  ut  eos  assistant, 
et  ibi  sökie  Mmanere  quamdiu  infirmitas  duraverit? 

Dum  ad  hoc  responsam  praestolor,  prospera  vobis  ex  toto 
corde  desidero.  Obsequentissiinns  ati  frater  Ep,  Maiaricen,  Palmae, 
8  Augasti  1896. 

Illustriss.  atque  adro.  Revde.  Domine  ati  frater:  —  Circa  du- 
bium  quod  Amplitado  Toa  soWendam  proponit  buic  8.  Gongregationi 
Episcopornm  et  Begalarium:  »Utrum  scilicet  tolerari  possit  consae- 
>tado,  quam  habent  Sorores  Terttariae  votoraro  Bimplicium  sine 
»clausura,  quarutn  Constitationes  nondum  sancitae  (aerunt  a  Sede 
»Apostolica,  adeandi  parentes  vel  fratres  in  casu  gravis  infirmitatis 
»illornm,  ad  boc  ut  eos  assistant,  et  apad  illos  solas  remanere 
»quamdin  infirmitas  duraveritc;  eadero  S.  Congregatio  respondendum 
censnit  prent  respondet:  —  Cum  agatar  de  Institute  votornm  sim- 
plicium  dioecesano  et  sine  clausnra,  consuetudo  de  qua  in  precibus, 
dependet  a  prudenti  Ordinarii  arbitrio,  praescriptis  tarnen  debitis 
I  cautelis.  —  Haec  a  me  significanda   erant  AropIitudiDi   Taae,  cui 

'  omnia  fausta  feliciaque  adprecor  a  Domino. 

Bomae  26  Augusti  1896.  —  Amplitudinis  tuae  —  Uti  frater 

I.  Card.  Verga^  Praefectus, 

A.  Trombetta^  Pro-Secret. 


8,  Ausschmückung  des  hl.  Grabes  in  der  Charwoche. 

Instantibus  plerisque  Rmis  Episcopis  variarnm  regionum,  qui 
sacros  ritus  et  caeremonias  iuxta  ecclesiasticas  praescriptiones  ac 
laudabiles  consuetudines  in  suis  dioecesibus  observari  satagunt, 
quaestio  super  Altari  quod  communiter  dicitur  septdcrum  alias  agi- 
tata,  Sacrae  Bituum  Congregationi  sub  duplici  sequenti  dubio  repro- 
posita  fuit;  nimirum: 

I.  ütrum  in  Altari,  in  quo,  Feria  V  et  VI  Maioris  Hebdomadae, 
publicae  adorationi  exponitur  et  asservatur  Sanctissimum  Eucharistiae 
Sacramentura,  repraesentetur  sepultura  Domini,  aut  institutio  eius- 
dem  Augustissimi  Sacramenti? 

IL  ütrum  liceat  ad  exornandum  praedictum  Altare  adhibere 
statuas  aut  picturas,  nempe  Beatissimae  Virginis,  S.  loannis  Evan- 
gelistae,  S.  Mariae  Magdalenae  et  militum  custodum,  aliaque  hu- 
iusroodi  ? 

Sacra  porro  Bituum  Congregatio  in  ordinariis  Comitiis  sub- 
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signata  die  ad  VaticaDum  habitis,  ad  relatiooem  iDfrascripti  Gar- 
dinalis  Sacrae  eidem  Congregationi  Praefecti,  exqnisitis  triam  Brno- 
ram  Consultorum  suffragiis  scripto  ezaratis,  attenta  qaoqae  antiqna 
et  praesenti  Ecclesiae  disciplina,  omnibusque  maturo  examine  per- 
pensis,  rescribendum  censuit; 

Ad  I.  JJtrumque. 

Ad  II.  Negative.  Poteraut  tarnen  Episcopi,  nbi  antiqaa  cod- 
suetudo  vigeat,  haiusmodi  repraesentationes  tolerare;  caveant  autim 
ne  novae  consaetudines  hac  in  re  introducantur. 

Atque  ita  rescripsit,  contrariis  qaibuscamque  decretis  abrogatis. 
Die  15  Decembris  1896. 

Facta  postmodum  de  bis  Sanctissimo  Domino  Nostro  Leoni 
Papae  XIII  per  ipsum  infrascriptum  Cardinalem  relatione,  Sanctilas 
Sua  Rescriptum  Sacrae  Congregationis  ratam  habnit,  et  confirmavit, 
iisdem  die,  mense  et  anno. 

t  Cai.  Card.  Äloisi-MaseUa,  S.  R.  C.  Praef. 

L.  f  S.  D.  Famd,  Secretarius. 


9.  Wann  verlieren  benedicirte  Sachen  durch  Verkauf  ihre 

Weihe? 

Qaamvis  Haec  S.  Congtio  Indalgentiis  Sacrisque  Reliqaiis  prae- 
posita  decreverit  sub  die  16  lulii  1 887  res  indulgentiis  ditatas  tradi 
debere  fidelibus  omoino  gratis,  ita  ut,  si  aliquid  quocumque  titalo 
reqairatar  vel  accipiatar,  indulgeotiae  rebus  adnexae  amittantur ;  ni- 
hilominus  ab  Hac  S.  Congne  humiliter  petitur  seqaentium  dubiorum 
solutio : 

I.  An  amittant  Indulgentias  Gruces,  Goronae,  etc.  si  quis  eas 
emens,  ipsi  venditori  earum  benedictionem  nomine  suo  carandam  com- 
mittat,  soluturus  pretium  expensasque  transmissionis ,  in  ipso  actui 
quo  res  illas  iam  benedictas  sibi  tradentur? 

Et  qucUenus  negative, 

IL  An  amittant  Indulgentias  Gruces,  Goronae,  etc.  si  quis 
praevidens  eas  iam  benedictas  postulatum  iri  certa  occasione,  puta 
magni  concursns  fidelium,  in  antecessnm  benedicendas  cnret  pro  iis 
qui  eas,  restituto  pretio  expenso,  petituri  sint? 

Sacra  vero  Gongregatio  Indalgentiis  Sacrisque  Reliquiis  prae- 


Entscheidungen  der  röm,  Kongr»  377 

posita,  audito  etiam  unias  ex  Consaltoribns  voto,  sab  die  10  lalii 
1896  relatis  dobiis  respondere  mandayit: 

Ad  1.  Negative,  —  Ad  2.  Affirmative. 

Datum  Bomae  ex  Secret.  eiasdem  S.  G.  die  et  anno  ati  supra. 
Andreas  Card.  Steinhuber,  Praef. 

L.  t  S.  t  Alexander  Archiep.  Nicopolit^  Secret. 


10.    Bischöfe  besitzen  auf   Plenar-  und  Provinziallconzilien 
eine  eigentliche  gesetzgebende  Gewalt  für  ihre  Territorien. 

Bmns  Archiepas  S.  Ladovici,  in  Statibus  Foederatis  Americae, 
S.  Officio  dao  seqaentia  proposait  declaranda  qaaesita: 

1.  Utrum  Episcopi  io  Concilio  sive  plenario  sive  provinciali 
legitime  coadunati  vera  potestate  legislativa  potiri  censeantarP 

2.  ütram  decreta  Gonciliorum  sive  plenarioram  sive  provin- 
cialium  a  S.  Sede  in  forma  communi  confirmata  vel  adprobata  vel 
saltem  regognita,  omnimoda  vi  legum  careant,  nisi,  in  statuta  dioe- 
cesana  iam  fuerint  incorporata,  et  quidem  tantum  valeant  in  qnan-^ 
tum  sie  faerunt  incorporata? 

Die  30  Sept.  1896  fuit  ab  Emo  Card.  Secretario  rescriptum: 
Ad  1.  Affirmative.  —  Ad  2.  Negative. 


11  Bei  Verschiebung  des  Festes  Portiunicula  kann  die  Beicht 

am  Donnerstag  vorher  stattfinden. 

Beatissime  Pater, 

P.  Minister  Prov.  Beforraatae  S.  Leopoldi  in  Tyrolo  Sept.  ad 
pedes  S.  V.  humillime  provolutns  exponit,  quod  in  Ecclesiis  suae  Pro- 
vinciae  Indulgentia  de  Portinncula  anncapata,  vi  privilegii  a  S.  Sede 
pro  toto  Anstriaco  dominio  concessi,  lacratur  a  fidelibus  populis 
prima  dominica  post  diem  secundam  Augnsti.  —  Cam  vero,  per  de- 
cretnm  diei  14  Jalii  1894  (1)  a  S.  Congr.  Indulg.  latnm,  concessum 
iam  Sit,  ut  Confessio  Sacramentalis  peracta  etiam  die  30  Julii,  ni- 
mirnm  die  immediate  praecedenti  pervigilium  diei  quo  a  primis  Ves- 
peris  datar  perfrui  Indulgentia  de  Portinncula ,  saffragari  valeat  in 
posterum  ad  memoratam  Indulgentiam  acquirendam  pro  universis 
Christifidelibus;  ideo  humilis  Orator  instanter  postulat,  an  praedicto 
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Indalto,  anticipandi  scilicet  Confessionem,  frai  possint  fideles  in  loeis 
ubi  lodalgentia  de  Porti  ancola  transfertar  ad  inaeqoentem  domiai- 
cam,  ita  ot  inibi  Coofessio  peragi  possit  et  valeat  etiam  feria  5*  ante 
praefatam  doniinicam?  —  Et  quatenus  Negati?e,  sapplicatar  pro 
gratia  iuxta  petita. 

Quam  ob  gratiam  etc. 

Sacra  Gongregatio  Indulgeatiis  Sacrisqoe  Beliqniis  praeposita^ 
tttendo  facultatibus  a  SS.  D.  N.  Leone  PP.  XIII  sibi  specialiter  tri- 
butis,  benigne  annnit  pro  gratia  inxta  preces  ad  tramitem  Decreti 
hnius  S.  G.  d.  d.  14  Julii  1894.  Praesenti  valitnro  absque  olla 
Brevis  ezpeditione.    Contrariis  qnibuscnmqne  non  obetantibas. 

Datum  Bomae  ez  Secretaria  eiusdem  S.  G.  die  20  Julii  1896. 

A.  Card.  Steinhuber,  Praef. 

L.  t  S.  t  Ä.  Archiep.  NieopolU.^  Beeret. 


12.  Neue  Insignien  fOr  die  Breslaiier  Domherrn. 

Laut  nachstehendem  Breve  vom  3.  Juli  d.  J.  hat  Se.  Heilig- 
keit Papst  Leo  XIII.  den  Mitgliedern  des  Domcapitels,  soweit  die- 
selben nicht  ein  solches  Privilegium  schon  besitzen,  das  Becht  ver- 
liehen, das  domcapitularische  Brustkreuz  an  einer  goldenen  Kette 
statt  wie  bisher  an  einem  schwarzseidenen  Bande  zu  tragen. 

Das  Breve  lautet : 

LEO   P.  P.  XIIL 

Ad  perpetuam  rei  memoriam.  Ecclesiasticos  vires  in  Gathe- 
dralibus  templis  vetustis  memoriis,  pernobili  structura  et  splendidis 
antiquae  pietatis  monumentis  decoris,  sacri  ministerii  munera  obeun- 
tes,  ut  ipso,  quantum  caeteris  antecellant,  prodant,  et  christianae 
plebis  obsequium  sibi  magis  magisque  concilient,  Bomanorum  Pon- 
tificum  Praedecessorum  Nostrorum  vestigiis  insistentes,  peculiarium 
insignium  accessione  pro  re  ac  tempore  augustiores  efficere  solemos. 
Jamvero  expositum  est  Nobis,  Gapitulares  Gathedralis  Ecclesiae 
Vratislaviensis  jam  inde  ab  anno  MDGLXXXXII  privilegio  ab  bac 
Sancta  Sede  fuisse  donatos  gestandi  nigram  coUo  circumductam  seri- 
cam  fasciam,  atque  ex  ea  pendentem  Grucem  desectum  S.  Joannis 
Baptistae  Gaput  in  medio  referentem  cum  verbis  aversa  parte  in- 
scriptis:  Secura  mens  jnge  conviviuro.  Praeterea  Gapitularibus  ipsios 
Capituli  dignitatibus  Mitrae  et  pedi  usum  fe:  me:  Benedictus  PP. 
XIII  Praedecessor  Nester  indulsit.  Nunc  autem  cum  dilectns  fiiiiig 
Nester  Georgins  S.  B.  E.  Presbyter  Gardinalis  Kopp  ex  Apostolica 
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dispensatione  Episcopas  Vratislaviensis  Nos  flagitaTerit,  at  luemorati 
sni  Capituli  Canonicis,  quemadmodum  nonnulUs  aliis  Aastriaci  Im- 
perii  Gapitnlis  concessam  fuit,  privilegiam  concedamas  gestandi  loco 
fasciae  sericae  snpradictae  aureum  collo  torquem,  Nos  votig  bujus* 
modi  aonuendam  libenti  quidem  aniroo  existimavimus.  Qaare  omnea 
et  singolos,  qaibas  hae  literae  Nostrae  favent,  pecaliari  boDevoleatia 
complectentes  et  a  quibusvis  excommunicationis,  suspensionis  et  inter- 
dicti  aliisque  ecclesiasticis  sententiis,  censuris  et  poenis,  si  qaas  forte 
incnrrerint,  hujas  tantum  rei  gratia  absolventes  et  absolutos  fore 
censentes  Apostolica  Nostra  aactoritate  praesentium  vi  perpetaamqae 
in  modum  concedimas,  ut  omnes  et  singuli  oanc  et  in  posteram 
existentes  Capituli  Vratislaviensis  Canonici  loco  sericae  circurodactae 
collo  fasciae  aoream  gestare  torqaem  licite  possint  et  valeant.  Decer- 
nentes  praesentes  litteras  firmas,  validas  et  efficaces  existere  ac  fore 
suosque  plenarios  et  integres  effectas  sortiri  atque  obtinere,  illisqae 
ad  quos  spectat  et  in  faturuni  spectabit,  in  omnibas  et  per  oronia 
pleoissime  saffragari  sicque  in  praemissis  per  quoscumque  jadices 
ordinarios  et  delegatos  jadicari  ac  definiri  debere  atque  irritum  et 
inane«  si  secus  super  bis  a  quoquam  quavis  auctoritate  scienter  vel 
ignoranter  contigerit  attentari.  Non  obstantibus  Constitutionibus  et 
Ordinationibus  Apostolicis  ceterisque  contrariis  quibuscumque. 

Datum  Romae  apud  S.  Petrum  sub  annulo  Piscatoris  die  IIL 
Jnlii  MDCCCXCVI  Pontificatus  Nostri  anno  decimo  nono. 

C.  Card,  de  Ruggiero. 


13.  Apostolische  Sanation  die  Bruderscliaften  betreffend. 

Nachstehender  Erlass  des  Hochwürdigsten  Herrn  Bischofs  von 

Mfinster  (Kirchl.  Amtsblatt  d.  Diöz.  Munster  Nr.  1  Jahrg.  SI  vom 

28.  Jan.  1897)  dürfte  auch  für  weitere  Kreise  von   Interesse  und 

Nutzen  sein: 

Die  uns  in  Folge  des  Erlasses  vom  12.  Januar  1895  (KirchL 
Amtsblatt,  Jahrg.  1895  S.  7)  zugegangenen  Berichte  über  die  in  der 
DiOzese  bestehenden  Bruderschaften  haben  eine  Ueihe  von  Unregel- 
mässigkeiten ergeben,  welche  uns  bewogen  haben,  den  h.  Vater  um 
eine  Generalsanation  zu  bitten.  Dieselbe  ist  durch  Dekret  der 
S.  Congregatio  Indulgentiarum  vom  9.  December  1896  im  weitesten 
Umfange  ertheilt  worden  und  zwar  »quoad  omnes  cujtisqae  generis 
defectus  in  Confraternitatum  erectione,  aggregatione,  Indulgentiarum 
communicatione,  Statutorum  approbatione,  sodalium  receptione  forsan 
commissos.« 
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Damit  nun  in  Zukunft  nicht  ähnliche  Unregelmässigkeiten  sich 
wiederholen,  sehen  wir  uns  veranlasst,  die  Ehrwürdige  Geistlichkeit 
der  Diözese  auf  folgende  Punkte  in  Bezug  auf  die  Errichtung  und 
Leitung  kirchlicher  Bruderschaften  aufmerksam  zu  machen. 

I.   Errichtung  einer  Bruderschaft. 

1.  Soll  in  einer  Kirche  eine  Bruderschaft  errichtet  werden, 
dann  hat  der  Rektor  der  Kirche  den  Antrag  auf  Kanonische  Er- 
richtung bezw.,  wenn  es  sich  uro  eine  Bruderschaft  handelt,  deren 
Errichtung  ausschliesslich  einem  Ordensobern  zusteht,  auf  Aus- 
fertigung von  Litterae  testimoniales  bei  uns  zu  stellen.  Dem  Antrag 
ist  ein  Statutenentwurf  in  duplo  beizufügen  und  zugleich  ein  Rektor 
bezw.  Präses  der  Bruderschaft  in  Vorschlag  zu  bringen. 

Handelt  es  sich  um  eine  Marianische  Cangregation  (Sodalität), 
80  ist  auch  der  Titel  (Fest  oder  Geheimniss  der  seligsten  Jungfrau) 
anzugeben,  unter  welchem  sie  errichtet  werden  soll.  Wird  noch  ein 
zweiter  Patron  gewählt,  so  ist  auch  dieser  zu  benennen.  Für  Männer- 
Oongregationen  empfiehlt  es  sich,  den  h,  Joseph,  für  Jünglings-Con- 
gregationen  den  h.  Äloysius  und  für  Jungfrauen-Congregationen  die 
h,  Agnes  als  zweiten  Patron  zu  wählen.  Jedoch  besteht  darin  volle 
Freiheit. 

Endlich  ist  bei  Marianischen  Congregationen  auch  noch  die  Art 
der  Personen  zu  bezeichnen,  aus  welchen  sie  bestehen  sollen.  (Män- 
ner, Jünglinge,  Jungfrauen  —  Studenten,  Kaufleute  u.  s.  w.). 

IL    Rektor  der  Bruderschaft 

1.  Zu  Rektoren  (Präsides)  der  sämmtlichen  an  den  einzelnen 
Pfarrkirchen  bestehenden  Bruderschaften  ernennen  wir  hierdurch  bis 
auf  Widerruf  die  gegenwärtigen  betreffenden  Herren  Pfarrer  und 
deren  jeweilige  Nachfolger  cum  facultate  sibi  substituendi  alium  sa- 
cerdotem  pro  receptione  fidelium  —  soweit  dies  nicht  bereits  ge- 
schehen ist. 

Für  die  Marianischen  Congregationen  aber  und  für  den  Ver- 
ein  der  christlichen  Mütter  behalten  wir  uns  und  unsern  Nach- 
folgern die  besondere  Ernennung  eines  Rektors  in  jedem  einzelnen 
Falle  vor*). 

Hiernach  können  die  Herren  Pfarrer  in  die  Marianischen  Con- 
gregationen und  in  den  Mütterverein  nur  dann  gültig  aufnehmen,  wenn 
a)  an  der  betreffenden  Kirche  neben  der  Pfarrstelle  keine  andere 

geistliche  Stelle  besteht;  oder 

1)  Bei  der  Bosenkranzbraderschaft  erfolgt  die  Ernennung  des  Bektors 
darch  den  P.  General  der  Dominikaner. 
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b)  wenn  in  den  vom  Ordinarius  bestätigten  Statuten  der  jeweilige 
Pfarrer  als  Rektor  bezw.  Präses  bezeichnet  ist;  oder 

c)  wenn  sie  eine  spezielle  Ernennung   vom  Ordinariate  erbalten 
haben. 

Einer  solchen  speziellen  Ernennang  bedürfen  auch  alle  übrigen 
Leiter  von  Gongregationen  und  Müttervereinen.  Sollte  sie  bisher  nicht 
erfolgt  sein,  dann  ist  sie  ehestens  bei  uns  zu  beantragen. 

2.  Der  Rektor  (Präses)  hat  ein  besonderes  Bmderschafbsregister 
zu  fuhren,  in  welches  die  Namen  der  Aufgenommenen  einzutragen 
sind.  Die  Einschreibung  ist  ein  wesentliches  Erfordemiss  zur  Ge- 
winnung der  Bruderschafts-Ablässe  —  sie  braucht  aber  in  der  Regel 
nicht  gerade  vom  Rektor  selbst  zu  geschehen.  Er  kann  vielmehr  mit 
der  materiellen  Einschreibung  auch  einen  Andern  beauftragen.  — 
Für  die  Vergangenheit  ist  übrigens  die  unterbliebene  Einschreibung 
durch  das  Eingangs  erwähnte  Dekret  vom  9.  December  1896  sanirt. 

3.  Mit  der  blossen  Ernennung  zum  Rektor  (Präses)  einer  Bru- 
derschaft hat  derselbe  noch  nicht  sofort  die  Fakultät,  die  etwa  in 
der  Bruderschaft  gebräuchlichen  Rosenkränze,  Skapuliere,  Medaillen 
u.  8.  w.  mit  der  betreffenden  Ablassweihe  zu  versehen,  sondern  er 
muss  dazu  speciell  die  Vollmacht  erhalten,  sei  es  vom  Bischöfe  oder 
von  dem  betreffenden  Ordensobern. 

4.  Der  Rektor  muss  im  Auge  behalten,  dass  eine  Bruderschaft 
nur  in  der  vom  Bischöfe  bestimmten  Weise  Almosen  annehmen  und 
darüber  verfügen  darf. 

IIL    Aufnahme  in  eine  Bruderschaft. 

1.  Die  Aufzunehmenden  haben  sich  dem  Rektor  behufs  Auf- 
nahme persönlich  zu  stellen.  Unbedingt  erforderlich  ist  das  bei  den 
Bruderschaften,  welche  für  die  Aufnahme  einen  eigenen  Ritus  (z.  B. 
Anlegen  des  Skapuliers)  vorschreiben.  Aber  auch  bei  den  andern 
sollen  Abwesende  der  Regel  nach  nicht  aufgenommen  werden. 

2.  Ist  für  die  Aufnahme  eine  bestimmte  Form  als  unerlässlicb 
vorgeschrieben  wie  bei  den  Skapulierbruderschaften ,  so  muss  diese 
beobachtet  werden  —  sonst  genügt  es,  dass  der  Rektor  bezw.  Präses 
in  irgend  einer  Weise  seine  Einwilligung  zur  Aufnahme  erklärt.  Es 
kann  das  in  verschiedener  Weise  geschehen,  durch  Einschreibung 
des  Namens  des  Aufzunehmenden  in  das  Bruderschaftsbuch,  durch 
Aushändigung  eines  Aufnahmescheines  u.  s.  w. 

3.  Für  die  Vergangenheit  ist  auch  rücksichtlich  den  beiden 
letzten  Punkten  volle  Sanation  gewährt. 

Für  die  Zukunft  aber  wollen  die  bevorstehenden  Bemerkungen 
um  so  sorgföltiger  und  gewissenhafter  beobachtet  sein,  als  davon 
meistens  die  Gewinnung  der  Ablässe  abhängig  ist. 
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R  Neueste  Privilegien  der  Kapuziner  der  rlieiniscli- 

westfälisclien  Ordensprovinz. 

Mit^etheilt  von  Pater  Leo  in  Sigolsheim. 

Ui  Capucc.  Prov.  Westphcdicae  sacras  Missianes  vd  spirü,  Exer- 
cUia  dantes  in  actu^  possint  Maiutinum  cum  Laudihus  anticiparej 

ad  decennium  permitiitur. 

Bme  Pater,  —  Minister  Westphalicae  Pro?inciae  Ordinis  Mi- 
noram  S.  Francisci  Capuccinoram,  ad  pedes  S.  V.  proyolatos,  hnmi- 
liter  exponit  quod  suae  Provinciae  Patres  Sacris  Expedilionibus  vel 
Spiritoalibus  Exercitiis  persaepe  dant  operaro  in  bonum  Gbristifideliam. 
Qaum  vero  dorante  ejusmodi  ministerio,  niniis  gravis  Missionariis  fiat 
recitatio  Divini  Officii  horis  statatis,  Orator  Indnltum  iraplorat  quo 
Missionarii  Gapaccini  dictae  Provinciae  enuntiati  ministerii  Mata- 
tinam  cam  Laudibas  anticipare  possint  immediate  post  boram  dao- 
decimaro.  —  Et  Dens  etc. 

ORDINIS  MINOBUM 
Sancti  Francisci  Gapuccinoruni. 

Sacra  Rituum  Gongregatio  vigore  facnltatura  sibi  specialiter  a 
Sanctissimo  Domino  Nostro  Leone  Papa  XIII  tribntaram,  attentis 
expositis  et  commendationis  officio  Rmi  P.  Procuratoris  Generalis  sa- 
prascripti  Ordinis,  benigne  indulsit,  ut  Missionarii  ennnciatae  Pro- 
vinciae Regularis,  perdurantibus  sacris  expeditionibus ,  vel  quando 
praedicationi  ob  spiritaalia  exercitia  dant  operam,  immediate  post 
meridiem  Matntini  cum  Laadibus  recitationem  prldie  anticipare  va- 
leant.  Valitnro  praesenti  Indalto  ad  proximum  decenniam.  Contrariis 
Qon  obstantibos  qnibuscamque.     Die  20  Novembris  1896. 

Gaj.  Gard.  Älom-MaseUa,  Praef. 

L.  t  S.  D.  Paniei^  Secret. 

Dispensanfur   Concionatares  Capucc.   R'ov.    Westphalieae   in  fine 

sacrarum  Missionum  ab  impositüme  perscnali  scapularium,  quae 

sibi  ipsi  fideles  imponere  valent:  ad  guinquennium. 

Beatissime  Pater, 

Minister  Provinciae  Min.  Gapuccinorum  Westphalicae  ad  pedes 
S.  V.  provolutns  humiliter  exponit,  qualiter  in  fine  SS.  Exercitioruro 
aat  Missionum,  quibus  Patres  suae  provinciae  incumbunt,  nonnunquam 
plurimi  fideles  (interdum  vel  circa  duo  millia)  scapularibus  investiri 
cupiani  Gnm  vero  fere  impossibile  sit,  nt  Missionarii  unicuiqae 
fidelinm  scapularia  imponere  valeant,  humilis  orator  enixis  precibus 
supplicat  pro  benigne  indulto,   vi  cuius  tempore  Missionum  publica 
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fit  vestitio  scapulariam,  at  Missionarii  ab  eoram  impositione  dispen- 
sentar,  et  ipsi  fideles  sibi  iroponere  valeant. 

Et  Dens  .  .  . 

SSmus  DAus  Noster  Leo  Pp.  XIII.  in  Audientia  habita  die 
7  Decembris  1896  ab  infrascripto  Card.  Sac.  Gongüis  Indulgentiis 
Sacrisqae  Reliqaiis  praepositae  Praefecto,  attentis  expositis,  et  de 
special!  gratia  benigne  indalsit,  nt  quo  tempore  Patres  Ord.  Capucc. 
praedictae  Provinciae  Sacras  Missiones  ad  popalum  erant  habitnri, 
adscribentes  Christifideles  Confraternitatibus  SS.  Scapularium  recitent 
quidem  ex  suggesta  formnlam  uniuscujusque  Scapularis  proprianif 
quin  tarnen  eadem  S.  Scapalaria  fidelibus  singulatim  imponant,  sed 
nnnsqaisqne  de  populo  sibimet  imponere  valeat,  caeteris  seryatis  de 
jnre  servandis.  Praesenti  ad  quinqaenniam  valitnro  absqne  alla 
Brevis  expeditione.  Gontrariis  quibascarnque  non  obstantibns,  Datum 
Bomae  ex  Secretaria  ejudem  S.  Gong,  die  7  Decembris  1896. 

Fr.  Hieronymus  M/  Gard.  GoUi^  Praef. 

L.  f  S.  A.  Archiep.  Niccpolis^  Secret. 


15.  Bischöfliche  Reservate  der  DiOzese  Trier. 

Ad  solvenda  dubia  circa  casus  a  Nobis  reservatos  oborta  hisce 
mentem  Nostram  declaramus: 

1.  Gasus  manere  reservatos  etsi  poenitens  reservationem  igno- 
raverit  vel  ad  eam  non  adverterit. 

2.  Si  confessarins  potestate  a  reservatis  episcopalibus  absolvendi 
munitus  per  inculpabilem  inadvertentiam  poenitentem  a  reserratis 
absolverit,  hanc  absolutionem  validaro  esse. 

3.  Sacerdotes,  qui  facnltate  a  casibus  Nobis  reservatis  absolvendi 
poUent,  etiam  absolvere  posse  a  censuris  in  Gonstitutione  »Apostolicae 
Sedisc  Episcopo  reservatis. 

4.  Insuper  facultatem  a  casibus  et  censuris  Nobis  resenratis 
absolvendi  omnibus  confessariis  pro  confessione  emittenda  ante  pri- 
mam  communionem  necnon  confirmationis  et  matrimonii  susceptionem 
impertimur. 

Treveris,  die  15.  Decembris  1896. 

t  Jf.  FdiXf  Ep.pus  Treviren. 
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in.  staatliche  Aktenstücke  nnd  Entscheidungen» 

A.   Entseheidangen  der  deatschen  Behörden. 

1.  Verpachtete  Exrchengrundstücke  sind  in  Preussen  von  Entrichtung 

der  Gemeindesteuer  nicht  befreit. 
Mitgetheilt  von  Landesrath  Schmedding. 

Der  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts  II.  Senats,  vom 
1.  Juli  1896  —  II  1343  — ,  in  welcher  obiger  Grundsatz  ausge- 
sprochen, entnehmen  wir  Folgendes:  Der  §.  24  Bachstabe  i  des 
Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893  gewährt  die  Befreiung 
der  Kirchen  und  Kapellen  von  der  Qrnndsteuer  nur  soweit,  als  die 
Qrundstücke  für  deren  Zwecke  unmittelbar  benatzt  werden.  Es  lässt 
sich  aber  unmöglich  sagen,  dass  ein  Qrandstück  unmittelbar  ffir 
kirchliche  Zwecke  benatzt  wird,  wenn  der  Acker  oder  das  Gut  zu 
dem  Betriebe  der  Landwirthschaft  oder  etwa  auch  zu  einem  land- 
wirthschaftlichen  Nebengewerbe  verwendet  wird.  In  dem  der  Ent- 
scheidang  zu  Grunde  liegenden  Falle  waren  die  Grandstücke  über- 
dies verpachtet,  und  der  Zweck  der  Verpachtang  ist  bei  der  Kirche 
kein  anderer  wie  bei  jedem  Privatmanne,  nämlich  die  Erzielung  von 
Gewinn.  Dass  ein  Vermögen,  wie  ein  Stiftungsvermögen,  öffentlichen 
und  gemeinnützigen  Zwecken  aach  dann  diene,  wenn  nicht  die  Sub- 
stanz, sondern  die  Erträge  oder  der  Erlös  der  Früchte  für  diese 
Zwecke  verwendet  werden,  ist  unerheblich;  denn  das  Gesetz  knüpft 
die  Befreinng  nicht  schon  an  die  Verwendung  der  Revenuen  eines 
Vermögens,  sondern  erst  an  die  unmittelbare  Benntzung  des  Grund- 
stücks selbst  zum  kirchlichen  Zwecke.  Desgleichen  genügt  nicht  die 
Verwendung  der  Einnahmen  zu  Beamtengehältern,  da  die  Thätigkeit 
der  Beamten  erst  ein  noch  ferneres  Mittel  für  die  Beförderung  der 
kirchlichen  Zwecke  darstellt. 

Ebensowenig  kann  die  Befreiung  der  kirchlichen  Grundstücke 
von  der  qa.  Steuer  aus  der  Kabinetsordre  vom  8.  Jani  1834  be- 
gründet werden.  Dieselbe  hat  zwar  ihrem  Wortlaute  nach  nicht  die 
»unmittelbare  Benutzung  für  die  Zwecke  der  Körperschaftc ,  wohl 
aber  die  »Bestimmung  zu  öffentlichen  oder  gemeinnützigen  Zweckenc 
zur  Voraussetzung.  Auch  hierbei  muss  der  Zusammenhang  der  Be- 
stimmung und  Verwendung  mit  dem  öffentlichen  Zwecke  ein  not- 
wendiger, naher  und  unmittelbarer  sein,  während  ein  mehr  oder  min- 
der zufälliger  entfernter  und  loser  nicht  hinreicht.  Eine  solche  Be- 
stimmung zum  Zwecke  des  öffentlichen  Dienstes  ist  in  der  Recht- 
sprechung daher  unter  anderen  zwar  Artillerieschiessplätzen  und 
Exerzierplätzen   (Entsch.  des  O.-V.-G.  Bd.  II  S.  23)   und   Baum- 
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schalen,  deren  Stämme  zur  Bepflanzung  einer  Chansse  dienen  (Entsch. 
Bd.  VII  S.  162)  zuerkannt  worden,  nicht  aber  landwirthschaftlich 
benutzten  Vorwerken  (Entsch.  Bd.  IV  S.  63). 


2.  Reichsgerichis-Uriheile  in  Strafsachen  1895196. 

Zosammengestellt  yom  kais.  Beg.-Rath  a.  D.  Geigel  zu  StrassbuTg  i.  E. 
ans  Band  XXVIII  der  Entscheidungen  (=  E.)  des  Reichsgerichtes  in  Straf- 
sachen, der  Jurist.  Wochenschrift  (=:  jnr.  W.),  Organ  des  D.  Anwalt-Vereins 
1896,  Regeres  yerwaltongsrechtlichen  »Entscheidnngenc  n.  s.  w. 

(Fortsetinng  zn  Archiv  Ib.  S.  286). 

a)  1.  Juli  1895,  IIL  S.,  Beger  XVI  431.  Eine  Mnsikkapelle 
sang  zur  Melodie  »Die  Gigerlkönigin«  ein  Kirckenliedj  um  »einen 
Witz  in  der  Form  musikalischer  Travestie  zum  besten  zu  geben«, 
biedurch  »berechtigtes  Missfallen  bei  einem  Theile  der  Zuhörer  er- 
regend« ;  sie  »konnte  und  musste  den  Eindruck  voraussehen,  welchen 
mitten  im  Tanzlärm  ein  laut  und  unschön  gesungenes  KirehenW^  auf 
die  Umgebung  macht.  Das  Reichsgericht  »beanstandet  nicht«,  dass 
hierin  das  Oericht  groben  Unfug  St.-O.-B.  860^^  fand.  »Es  reicht 
aus  (Beger  VIII  87,  Arch.  61  S.  320,  64  S.  273,  66  S.  267  u.  73 
S.  176),  dass  die  Handlung  eine  vorsätzliche,  der  Thäter  sich  der 
Bechtswidrigkeit  bewusst  ist  und  bei  pflichtmässiger  üeberlegung  den 
Erfolg  (ungebührliche  Belästigung  des  Publikums)  voraussehen 
konnte.  Die  Handlung  braucht  nicht  von  oMen  Personen ,  zu  deren 
Wahrnehmung  sie  gelangt,  als  Belästigung  empfunden  zu  werden; 
ein  Theil  der  Wahrnehmenden  kann  infolge  von  Verrohung  und  Zucht- 
losigkeit  sie  wohlgefällig  aufgenommen  haben  (s.  unten  d). 

b)  30.  Dec.  1895,  IV.  S.,  j.  W.  96  S.  493  (v.  551).  Ein  Zeuge, 
welcher  nach  St.-P.-O.  §.  54  (Arch.  75  S.  340)  die  Beantwortung 
von  Fragen  ablehnen  darf,  gleichwohl  Zeugniss  ablegt,  muss  auch 
beeidigt  werden. 

[Im  Reichstage  sagte  21  XI  96  Geh.  Rath  v.  Lenthe :  »Nach  §.  52  kann 
der  Geistliche  sein  Zengniss  für  alles  verweigern,  was  ihm  in  Aosübang  der 
Seelsorge  anrertraut  ist.  Ich  habe  in  dieser  Beziehung  noch  keine  Beschwerde 
von  Geistlichen  gehört.  Zadem  haben  Sie  jetzt  noch  zu  §.  54  der  Strafprocess- 
ordnung  eine  Bestimmung  angenommen,  wonach  der  Geistliche,  wenn  er  nnter 
Berufang  auf  §.  52  sein  Zengniss  rerweigert,  einfach  zu  sagen  braucht:  »Ich 
weiss  nichts  von  einem  Gegenstand,  ausser  dem,  was  mir  in  Ausübung  der 
Seelsorge  anvertraut  ist.«  Ich  halte  es  für  einen  gewissenhaften  Geistlichen  für 
angemessener  und  Wünschenswerther,  wenn  er  einfach  die  Auskunft  verweigert, 
weil  er  über  den  Gegenstand  ausser  dem,  was  er  als  Seelsorger  darüber  er- 
fahren hat,  nichts  weiss,  als  dass  er  angeben  soll,  er  habe  keine  Eenntniss  da- 
von, wahrend  er  sie  doch  hat.«  Dag.  Pichler  und  Dr.  Bachem.  Die  Beschlüsse 
des  Reichstags  fanden  nicht  die  Zustimmung  des  Bundesraths]. 

Archiv  für  Kirchenrecht.  LXXVII.  25 
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c)  9.  April  1896,  I.  S.,  E.  28  S.  303,  jur.  W.  96  S.  471  und 
Reger  XVI  425.  Mit  unrecht  nimmt  das  ürtheil  an,  die  von  der 
(Allerheiligen-)  Prozession  berührten  Theile  der  Ortsstrasse  seien  zu 
jener  Zeit,  ^»weil  ihre  Benutzung  zu  den  Ptossessionen  ortsüblich 
seif ,  »zu  rdigiösen  Versammlungen  bestimmte  Ortet  gewesen. 
St.-G.-B.  167  setzt  die  »Verwendung  zu  religiösen  Versammlungen 
i^ls  wesentliche  Bestimmung  des  Ortes«  voraus ,  was  bei  öffentlichen 
Strassen  nicht  zutrifft.  Dies  ist  zwar  verträglich  mit  (a)  Unter- 
brechungen der  thatsächlichen  Verwendung  zum  erwähnten  Zwecke 
oder  auch  mit  einer  Verbindung  eweier  so  eng  eusammenhängender 
Zwecke  wie  Beerdigung  und  kirchliches  Leichehbegängniss  bei 
(Arch.  64  S.  272,  66  S.  264)  Friedhöfen,  aber  nicht  mit  der  Be- 
stimmung der  Land-  und  Ortsstrassen  zur  regelmässigen  und  un- 
unterbrochenen Vermittlung  des  allgemeinen  Verkehrs.  Da  sich  zu 
diesem  allgemeinen  Zwecke  die  Benutzung  der  Strassen  zu  Umzügen 
aller  Art,  also  auch  kirchlichen  Prozessionen,  naturgemäss  einordnet, 
so  ändert  sich  die  Bestimmung  der  Strasse ,  dem  allgemeinen.  Ver-* 
kehre  zu  dienen,  dadurch  nicht,  dass  ortsüblich  gewisse  herkömm- 
liche Prozessionen  darauf  verkehren.  Sie  gewinnt  dadurch  nicht  jene 
enge  Beziehung  zur  Religion,  deren  Schutz  St.-G.-B.  166  und  167 
bezielen.  Sofort  freigesprochen  konnte  der  Angeklagte  nicht  werden, 
weil  immer  noch  seine  Bestrafung  auf  Grund  St.-G.-B.  360^^  eintreten 
kann  (s.  oben  a). 

[Also  auch  das  vorsätzliche  Stören  einer  Prozession  darch  überlautes 
Schreien  and  Fahren  zwischen  den  Reihen  der  Betenden  und  selbst  das  Dorch* 
brechen  der  Reihen  wäre  nnr  »grober  Unfug*;  nar  Leichenbegängnisse 
sollen  noch  durch  St.-G.-B.  167  geschützt  sein.  Diese  Ünterscheidang  ist  eine 
sehr  künstliche  (Geigel  fr.  St-E.-R.  48).  Wenn  die  Ortspolizei  die  Ver- 
wendung der  Strasse  ausschliesslich  für  die  Prozession  gestattet,  solche  für 
den  sonstigen  Verkehr  aber  schliesst,  so  ändert  sich  hiednrch  allerdings  die 
*  Bestimmung  der  Strassec,  selbstredend  nicht  bleibend,  sondern  nur  für  diese 
(a)  »Unterbrechung  der  thatsächlichen  Verwendung«.  Nur  in  der  Ertheiluug  oder 
Versagung  der  ortspolizeilichen  Bewilligung,  welche  selbstredend  im  Be- 
schwerdewege durch  höhere  Entscheidung  ersetzt  werden  kann,  dürfte  das  Ent- 
scheidende liegen.  Hätte  die  Strafkammer  festgestellt,  dass  die  Ortspolizei 
oder  der  Eigenthümer  der  Strasse  letztere  (unter  Sperrung  des  Fuhr'  und 
sonstigen  Verkehrs)  der  Prozession  zur  Verfügung  überwiesen  habe,  so  wäre 
dem  Urth.  des  B.-G.  hiedurch  die  Grundlage  entzogen]. 

d)  2.  Juni  1896,  II.  S.,  jur.  W.  96  S.  536  u.  E.  28  S.  403. 
Wenn  auch  die  Form  nicht  besonders  roh  ist,  namentlich  Schimpf« 
Worte  fehlen,  so  kann  doch  schon  die  Behauptung  von  Thatsachen 
(Ritualmord)  in  Bezug  auf  den  i^ Judengott j  oder  die  jud.  Rel-Ge- 
sellschaftc  oder  ihre  Einrichtungen  und  Gebräuche  eine  Beschimpfung 
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St.-G.-B.  166  enthalten,  falls  die  behauptete  oder  verbreitete  That- 
Sache  an  sich  schimpflicher  Art  und  so  ehrenrührig  ist,-  dass  der- 
jenige, bezüglich  dessen  sie  behauptet  wird,  hiedurch  ohne  Weiteres 
der  Verachtung  preisgegeben  ist.  Auch  der  Glaube  an  die  Wahr- 
heit der  ehrenrührigen  Thatsache  benimmt  der    Behauptung   nicht 

den  Charakter  der  Beschimpfung.  (Aehnlich  E.  6  S.  77,  IL  8.  8  in  82, 
Arch.  58  S.  70  v.  82.  v.  71  S.  95). 

e)  25.  Sept.  1896,  IL  S.,  E.  29  S.  73.  Preuss.  Synagogen 
dürfen  ohne  Genehmigung  des  Ministeriums  nur  Inländer  zu  Be- 
amten bestellen  (E.  13  S.  207).  Die  Vorstände  sind  strafbar,  wenn 
sie,  ohne  die  erforderlichen  Erkundigungen  einzuziehen,  Ausländer  in 
Dienst  nehmen. 

0  27.  Okt.  1896,  n.  S.,  E.  29  S.  139.  Auch  Friedhöfe  wer- 
den durch  §.  18  des  preuss.  Feld-  u.  Forst-Pol.-G.  V48O  geschützt,  wenn 
sie  nach  Art  ?on  Gärten  angelegt  sind  (E.  7  S.  190,  v.  23  S.  269). 


3.  Reichsgerichts- Urtheile  in  streitigen  Sachen  1895\96. 

ZosammeDgestellt  vom  kais.  Beg.-Bath  a.  D.  Qeigel  za  Strassbarg  i.  E. 

aus  Band  XXXV  bis  XXXVII  der  Entcheidungen  (=  £.)  des  Beicbsgerichts 
in  Civilsachen,  der  jarist.  Wochenschrift  (=  j.  W.)  Organ  des  D.  Anwalt-Ver- 
eins 1896  and  Band  XX  Bolze*  Praxis*  des  Beicbsgerichts  in  Oinlsachen. 

(Fortsetzang  zu  Arch.  75  8.  352—357). 

Es  betreffen :  a  Eigenthnm ,  0  Simaltangebranch  der  Kirchen  und  t  Theilang 

Ton  Sprengein, 
a,  i  und  q  Eirchen&aulast,  e  nnd  n  Patronat, 
c  and  l  Leistungen  an  Schalen  and  stillschweigende  Yerleihang  der  Rechts- 

fShigkeit, 
d  and  r  Stolgebühren  and  Umlagen,  u  i^Hlndfn- Niessbraach, 
/,  p  and  q  Friedhof  and  (c)  Oewohnheitsrochtf 
g,  h,  k  Eherecbt,  m  Handgeschenke, 
s  Behörden  als  Schiedsrichter  and  v  Haftang  für  Beamte. 

a)  27.  Febr.  1895,  V.  S.,  Bolze  XX  350.  Die  Gutsherrschaft 
hat  als  Eigenthümerin  der  (Filial)  Kirche  stets  die  Schlüssel  ver- 
wahrt, zudem  das  Eirchhorsthor  den  Zagang  zum  herrschaftlichen 
Parke  bildet ;  sie  hat  die  Schlüssel  nicht  für  st&ndig ,  sondern  nur, 
so  oft  die  Eirchengemeinde  gottesdienstliche  Handinngen  vornimmt, 
herauszugeben.  Die  Gutsherrschaft  hat  zwar  häufig  IVivo/geistliche 
für  den  Gottesdienst  angenommen,  aber  stets  nur  mit  Genehmigung 
des  Pfarrers;  seit  länger  als  100  Jahren  fand,  bes.  an  Sonntagen, 
(öffentlicher  Gottesdienst  hierin  statt.  Die  Eirche  ist  deshalb  ein 
öffentliches  Gotteshans.     [Arch.  73  S.  404;  rh.  Arch.  61   n  A.  64:  res 
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Sacra  (Code  c  2226)  wird  ein  EircheDgebaade  nicht  schon  dadurch,  dass  der  Eigen» 
thümer  es  zur  Abhaltung  des  öff.  Gottesdienstes  bestimmt,  sondern  erst  da* 
durch,  dass  er  es  hiezu  auch  verwendet}, 

b)  4.  April  1895,  IV.  S.,  Bolze  XX  351.  Die  frühere  Filiale 
hat  sich  eine  eigene  Kirche  gebaut  und  ihr  Mitbenutzangsrecht 
(Arch.  67  S.  127,  66  S.  255,  75  S.  354)  an  der  Pfarrkirche 
verloren;  daher  ist  auch  die  Beitragspflicht  zum  Kirchenbau,  ein 
Korrelat  zur  Mitbenutzung,  weggefallen. 

c)  18.  April  1895,  IV.  S.,  Bolze  XX  351  (?,  302).  Nicht  zu 
beanstanden  ist  die  von  der  k.  Regierung  zwangsweise  angeordnete 
Fortzahlung  eines,  auf  notorischer  Ortsverfassung  beruhenden  ob- 
servanzmässigen  Zuschusses  der  Kirche  zum  Gymnasium,    (vgl.  Arch. 

f.  K.-B.  66  S.  255,  78  S.  406,  409,  418,  419.  Einen  Besitz  in  der  Erhebung 
wiederkehrender  Leistungen  kennt  das  bürg.  Ges.  für  d.  D.  R.  nicht  mehr. 
S.  4762  Prot,  der  11.  Reichstagskommission  i.  B.  6.-6.). 

d)  30.  Sept.  1895,  VI.  S.,  S.  182.  Der  zuständige  Pfarrer  be- 
hält von  Bechtswegen  Anspruch  auf  die  Stolgebühr,  wenn  er  auch 
die  Vornahme  einer  Amtshandlung  innerhalb  seines  Sprengeis  durch 
einen  anderen  Geistlichen  gestattet. 

(Friedb.,  K.-R.  3.  Aufl.  S.  448,  Krück,  Pfründewesen  2.  Aufl.  8.  104, 
Richter-Kahl,  8.  Aufl.  S.  581  u.  1315 ;  also  kann  er  das  diroissoriale  von  vor- 
gSngiger  Erlegung  der  Stolgebühr  abhängig  machen.  Nur  wenn  die  Familie 
auf  religiöse  Beerdigung  überhaupt  verzichtet,  gilt  jur.  W.  86  S.  77,  v.  Civ.-E. 
28  S.  428  =  Arch.  63  S.  428,  Geigel,  franz.  St-E.-R.  168  u.  283). 

e)  4.  Jan.  1896,  IV.  S.,  jur.  W.  96  S.  157.  Neben  dem  JBr- 
cAanpatronat  kennt  das  gemeine  B.  kein  besonderes  iy*arrpatronat ; 
aber  auch  schon  durch  Stiftung  eines  einzelnen  beneficium  (Arch.  57 
S.  124)  könnte  ein  Eirchenpatronat  begründet  werden,  selbst  wenn 
die  Stiftung  nur  durch  ein  Fideikommiss  ohne  förmliche  Staatsge" 
nehmigung  erfolgte. 

f)  16.  Jan.  1896,  IV.  S.,  jur.  W.  96  S.  137  (?.  211).  Wenn 
für  diejenigen  Ortsangesessenen,  welche  einen  Friedhof  der  Kirchen- 
gemeinde mitgescheukt  haben,  kostenfrei  ein  Begräbnissplatz  seit 
Jahrzehnten  zur  Verfügung  gestellt  wurde,  so  kann  sich  hieraus  eine 
Observanz  zu  Gunsten  einer  gewissen  Klasse  von  Gemeindemitglie- 
dem  gebildet  haben. 

(Links  des  Rheins  kaum  anwendbar). 

g)  24.  Jan.  1896,  III.  S.,  jur*  W.  96  S.  149,  158  u.  159.  In 
Württemberg  (Jahrb.  der  württ.  Bechtspflege  2  S.  262  und  ß  S.  7) 
gilt,  wie  in  Hannover  jüdisches  Etocht  für  Ehescheidung. 

h)  7.  Febr.  1896,  III.  S.,  E.  36  S.  423.  Gegen  Oberlandes* 
gerichtliche  Urtheile  betr.  jüdisches  Ehe-B.  findet  Bevision  statt. 
(Kais,  V.  28  IX  1879  §.  1). 
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i)  23.  März  1896,  IV.  S.,  j.  W.  S.  275.  Nach  mark.  R.  (16 
XII  1702,  Arch.  73  8.  403  a.  421)  beruht  die  Kirchenbaulast  auf 
dem  Wohnsitze  innerhalb  der  pölü.  Gemeinde,  unabhängig  von  der 
Eigenschaft  als  Mitglied  der  Kirchengemeinie ;  das  Gesetz  v.  14.  Mai 
1873  änderte  mcMa  hieran,  v.  Arch.  66  S.  256. 

k)  31.  März  1896,  III.  S.,  jur.  W.  96  S.  273  (v.  97  S.  19). 

Zeitweilige  Trennung  findet  statt,  wenn  in  Folge  Erschfltterung  der 

sittlichen  Grundlage  der  Ehe  die  Fortsetzung  der  Gemeinschaft  eur 

Zeit  eine  unerträgliche  Härte  für  den  Ehetheil  enthielte.      Arch.  66 
S.  258,  73  S.  407,  Jahrb.  d.  wQrtt.  Bechtspfl.  2  S.  265,  4  S.  80. 

1)  14.  April  1896,  II.  S.,  jur.  W.  96  S.  310.  Nach  franz.  R. 
genügt  die  stillschweigende  (Arch.  63  S.  420)  Anerkennung  einer 
Unterrichtsanstalt  (oben  c)  als  Rechtsperson  staatlicher  Seits,  um 
ihr  juristische  Persönlichkeit  zu  verleihen  (Gymnasium  Saarbrücken, 
vgl.  Arch.  75  S,  357). 

m)  1.  Mai  1896,  IL  S.,  jur.  W.  S.  329,  Als  von  der  Form 
«iner  Schenkung  befreites  ^an(2geschenk  gilt  die  üebergabe  auch 
eines  JnAa^erpapiers,  nicht  dagegen  auch  schon  die  eines  Schuldscheins 
(ohne  förmliche  üebertragungsurkande,  v.  jar.  Ztschr.  f.  E18.-L.  19  S.  211  und 
20  S.  199). 

n)  4.  Mai  1896,  IV.  S.,  jur.  W.  96  S.  405.  Vereinbarungen 
entgegen  preuss.  Verord.  30  VIII  1816,  wornach  Patronate  über 
christliche  Kirchen  ruhen,  solange  sich  die  berechtigten  Güter  im 
Besitze  von  Israeliten  befinden,  sind  ungültig.  (Ebenso  in  Bayern, 
Krick,  Pfründewesen,  2.  Aufl.,  S.  61). 

o)  5.  Mai  1896 ,  II.  S. ,  jur.  W.  96  S.  330.  Trotz  aller  Ein- 
wendungen der  prot.  Stände  wurde  auch  Art.  4  des  Ryswicker  Frie- 
dens in  den  Friedensschlüssen  von  Rastatt  7  III  1714  und  Baden  7 
IX  1714  anerkannt ;  die  1697  in  den  R^nnionen  auf  Seite  der  Ka- 
tholiken bestehende  thatsächliche  Benützung  der  Kirche  wurde  auch 
rücksichtlich  des  ümfangs  in  ein  Hecht  umgewandelt.  Wenn  auch 
im  Laufe  der  Zeiten  einzelne  gottesdienstliche  Forderungen  ausser 
Uebung  kamen,  so  beruhte  dies  doch  (in  Kleinblittersdorf)  nicht  auf 
einem  Widerspruche  des  Gegners,  also  trat  kein  Verlust  durch  Ver- 
jährung ein.     (Arch.  57  8.  122  «  jur.  W.  86  S.  122). 

p)  16.  Mai  1896,  I.  S.,  jur.  W.  96  S.  360  E.  37  S.  179.  Eine 
aus  Zweckmässigkeitsgründen  erlassene  rein  polizeiliche  Vorschrift 
(§.  7  der  Hamburger  Hafenordnung)  konnte  gewohnhettsrechüich  da- 
durch ausser  Kraft  treten,  dass  sie  auch  erst  seit  1888  deshalb 
nicht  mehr  angewendet  wurde,  weil  »nach  der  in  dem  beteiligten 
Personenkreise  herrschenden  Meinung  sie  nicht  mehr  als  gültig  er- 
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achtet  wurde.«  »Gegenüber  einem  Gesetze  von  erhdilicher  aUge^ 
meiner  Bedeutung  wird  sich  aber  ein  zu  gleichßrmiger  Unterlassung 
ihrer  Anwendung  führender  Wechsel  der  22ecAfoan8chauung  nicht 
leicht  innerhalb  weniger  Jahre  schon  vollziehen.  Für  die  zur  Bildung 
eines  entgegengesetzten  Gewohnheitsrechtes  erforderliche  Zeitdauer 
fehlt  es  an  einem  einheitlichen  Massstabe.« 

(Vorsnsgesetzt  ist,  dast  das  Gewohnheitareebt  sich  im  ganzen  Geltungs' 
bereiche  der  geschriebenen  Norm  bildet;  durch  eine  rein  örtliche  üebang 
könnte  eine  allgemeine  Pol.-Verord.  auch  nickt  für  den  einzelnen  Ortsbezirk 
beseitigt  werden.    Geigel,  Gewohnheitsr.  S.  283). 

q)  8.  Juni  1896,  IV.  S.,  jur.  W.  96  S.  405.  Zwei  zeitlich 
völlig  tjetrenrUe  Begebenheiten  (130  Jahre  auseinanderliegend,  vgl. 
Arch.  73  S.  421,  D.  Ztschr.  f.  K.-R.  IV.  S.  285)  genügen  nicht  für 
den  Beweis  einer  Observanz  §.  731  A.  L.  R.  II  11  betreffs  primärer 
oder  subsidiärer  Eirchenbaulast  (vgl.  württemb.  Arch.  f.  Recht  20 
S.  298,  21  S.  423,  Jahrb.  d.  wörtt.  Rechtspfl.  5  S.  53). 

r)  8.  Juni  1896,  IV.  S.,  jur.  W.  96  S.  405,  E.  87  S.  344. 
Auch  gegenüber  (landes)kirchlichen  Umlagen  (vgl.  Arch.  69  S.  57 
u.  269)  zur  Aufhebung  der  Stolgebühren  findet  der  Rechtsweg  nur 
gemäss  §.  79  A.  L.  R.  II  14  u.  Oes.  24  V  1861  §.  9  u.  10  statt. 
(Arch.  57  S.  127). 

s)  10.  Juli  1896,  III.  S.,  E.  37  S.  427.  Derjenigen  Behörde, 
welche  in  dem  zur  Entscheidung  überwiesenen  Rechtsstreite  Vertreter 
der  einen  Partei  ist,  kann  auch  nicht  durch  regierungsseitig  be- 
stätigte Satzungen  des  Verbandes  die  schiedsrichterliche  Entscheidung 

von  Rechtsstreitigkeiten  übertragen  werden  [ebenso  Reichsgericht  12  IV 
92  II  S.,  Annalen  der  bad.  Gerichte  58  S.  846,  Arch.  f.  K.-R.  74  S.  431,  Z.  franz. 
Civ.-R.  24  S.  15,  240  a.  541,  23  S.  536,  also  auch  nicht  dem  Direktorinm  der 
mecklenb.  BrandveraicherongsgesellBchaft  f&r  AnsprQche  gegen  letztere;  ^öf- 
fentliche  Behörde^  ist  nur  eine  dem  staatlichen  oder  kommunalen  (»öffent*^ 
lichenc)  Organismus  eingegliederte  Amtsstelle,  nicht  auch  der  Vorstand  oder 
gar  die  Versammlung  eines  rein  privatrechtlichen  Vereins]. 

t)  1.  Okt.  1896,  IV.  S.,  jur.  W.  96  S.  665.  Eine  neu  er- 
richtete  Pfarrei  hat  nicht  ohne  Weiteres  mittels  der  actio  communi 
dividundo  verfolgbaren  Anspruch  auf  einen  Theil  des  Vermögens  der 
Stammpfarrei;  doch  Icann  ihr  die  Behörde,  welche  die  Abzweigung 
festsetzt,  einen  verhältnissmässigen  Theil  zuweisen,  Arch.  f.  K.-R.  2 
S.  400,  rhein.  Arch.  66  I  22,  Qeigel  fr.  St.-K.-R.  86,  Hinschius 
E.-R.  n  S.  400  u.  407.  Dasselbe  gilt  bei  der  Theilung  eines  Schul- 
sprengels  (§.  192  A.  L.  R.  II  6). 

u)  19.  Okt.  1896,  IV.  S.,  jur.  W.  96  S.  678.  Der  Niessbrauch 
des  Pfarrers  an  den  Pfarrgütern  bildet  einen  Theil  seines  Dienst- 
einkommens und  kann  daher  nicU  schlechthin  nach  den  allgemeinen 
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Begeln  vom  Niessbrauch  (AUg.  L.  R.  I  21)  beurtheilt  werden.  Auch 
wenn  nicht  aasdrficklich  Abweichungen  hievon  festgesetzt  sind,  so  k5n- 
D6n  doch  (Reichsgericht  7  X  1880,  Arch.  f.  K.-R.  61  S.  329  Civ.-E.  2 
S.  329)  die  allgemeinen  Regeln  auch  sonst  überall  da  keine  Anwendung 
finden,  wo  sie  mit  der  Eigenart  der  Stellung  des  Pfarrers  als  un- 
vereinbar  sich  ergeben.  Durch  die  Heranziehung  zu  hohen  öffent- 
lichen Lasten  darf  das  ausreichende  ständige  Amtseinkommen  nicht 
beeinträchtigt  werden;  letzteres  wäre  trotz  eines  Amtseinkomraens 
von  jährlich  etwa  8000  Jl  der  Fall,  wenn  der  Pfarrer  ausser  dem 
oräenüichen  Beitrage  von  jährlich  im  Durchschnitte  bisher  110  Ji 
in  Folge  aussergewohnlicher  Ereignisse  in  4  Jahren  noch  je  weitere 
200  tS  zur  genossenschaftlichen  Entwässerung  zahlen  roüsste. 
(Beruht  mehr  auf  der,  den  übrigen  Gesetzgebungen  fremden  Haftung  der 
Kirchengemeinde  fQr  anssergewöhnliche  Lasten,  vgl.  prenss.  Minist.-Bl.  f.  in- 
nere Verw.  1860  S.  85). 

v)  17.  Nov.  1896,  II.  S.,  jur.  W.  97  S.  33.  Nicht  die  Ge- 
meinde, sondern  der  Staat  haftet  für  Schäden,  welche  der  Eleraentar- 
lehrer  der  Gemeinde  durch  Ueberschreitung  seines  Züchtigungsrechtes 
herbeigeführt  hat;  denn  nicht  die  Gemeinde,  sondern  der  Staat  hatte 
die  Leitung  und  wenigstens  die  Ueberwachung^  und  gilt  daher  als  Ge- 
schäftsherr [Kommittent,  vgl.  rhein.  Arch.  89  II  63  u.  90  I  222.  Daraus 
allein,  dass  der  höhere  Verband  den  Beamten  ernannt  (Sirey  1881  I  260)  hat 
oder  beaoldet,  folgt  noch  kein,  die  Haftpflicht  begrQndendes  »Abhfingigkeits- 
yerhfiltuisst]. 

B.    Entseheidangen  der  osterr.  Behörden. 

Mitgetheilt  von  Dr.  jur.  et  phil.  Johann  Berger. 

1.  Der  Versehgang  des  JcathoKschen  Priesters  ist  von  Erhdmng  des 
ÄUerheäigsten  aus  dem  labernakel  an  bis  zu  dessen  ebendort  ver* 
fügter  Reponirung  als  öffenüiehe  Religionsübung  (§  303  Strafgesetz) 

anzusehen. 

(Entscheidung  des  K.  K.  Obersten  Gerichts-  als  Cassationshofes  vom  18.  Ok- 
tober 1895  ZI.  8261.) 

Der  Gerichtshof  erster  Instanz  hatte  in  thatsächlicher  Be- 
ziehung festgestellt,  dass  die  Angeklagten  A  und  B  dem  im  kirch* 
liehen  Gewände  auf  einem  Versehgange  begriffenen,  das  AUerheiligste 
tragenden  Pfarrer  0  begegneten,  dass  sie  in  unmittelbarer  Nähe  an 
ihm  vorübergingen,  aber  gleichwohl  den  Hut  nicht  abnahmen,  trotz- 
dem sie  sehen  mussten,  dass  sie  einen  im  Versehgange  begriffenen 
Priester  vor  sich  haben,  von  dem  sie  überdies  wegen  Unterlassung 
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der  Ehrenbezeugung  zur  Rede  gestellt  wurden.  Der  Gerichtshof  er- 
kannte beide  Angeklagten  des  ihnen  zur  Last  gelegten  Vergehens 
der  Beleidigung  einer  gesetzlich  anerkannten  Kirche  nach  §  SOS 
Strafgesetzes  schuldig. 

Die  von  den  Verurtheilten  erhobene  Nichtigkeitsbeschwerde  ver- 
warf der  Cassationshof  aus  folgenden  Gründen: 

Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  das  Moment  einer  öffent- 
lichen Beligionsübnng  im  vorliegenden  Falle  gegeben  sei,  da  der  öffent- 
liche Versehgang  des  Priesters  von  der  Erhebung  des  AUerheiligsten 
aus  dem  Tabernakel  bis  zur  Keponirnng  des  hochwfirdigsten  Gutes 
ebendaselbst  gewiss  als  eine  öffentliche  Beligionsübung  anzusehen  ist. 

Was  das  Merkmal  des  unanständigen  Benehmens  anlangt,  so 
wird  von  der  Nichtigkeitsbeschwerde  ausgeführt,  dass  das  unanstän- 
dige Betragen  in  einer  positiven  Handlung  bestehen  und  qualitativ 
an  die  Merkmale  der  Verspottung,  Herabwürdigung  oder  Beleidigung 
heranreichen  müsse,  welche  rücksichtlich  der  im  vorausgehenden 
Theile  des  §  303  Strafgesetzes  normirten  DelictsfäUe  aufgenommen 
sind.  Allein  für  diese  letztere  Auffassung  bietet  das  Gesetz  keinen 
Anhaltspunkt,  denn  die  Voraussetzungen  der  ersten  zwei  DelictsfäUe 
des  §  303  sind  eben  völlig  verschieden  von  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Bestimmung.  In  Beziehung  auf  diese  muss  §  303  St. 
Ges.  nach  seinem  Inhalte  im  Zusammenhalte  mit  §  122  lit.  b  St. 
Ges.  interpretirt  werden,  wonach  jede  Störung  einer  im  Staate  be- 
stehenden Beligionsübung  bereits  das  Verbrechen  der  Beligionsstörung 
begründet.  Der  von  der  Vertheidigung  vertretenen  Interpretation 
des  Wortes  »unanständige  kann  mit  Bücksicht  hierauf  nicht  beige- 
pflichtet werden,  weil  es  gewiss  nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers 
lag,  im  letzteren  Falle  des  §  303  St.  Ges.  einen  mit  §  122  lit.  b. 
sich  fast  in  allen  Fällen  deckenden  Thatbestand  aufzustellen.  Was 
als  ein  unanständiges  Benehmen  zu  betrachten  sei,  muss  vielmehr 
nach  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  entschieden  werden  und 
nach  diesem  ist  jedes  Verhalten  unanständig,  welches  den  allgemein 
giltigen  Begeln  des  Anstandes  widerspricht.  Nach  diesen  liegt  un- 
anständiges Betragen  gewiss  auch  bei  Unterlassung  derjenigen  Höf- 
lichkeitsacte  vor,  deren  Bezeigung  Anstand  und  Sitte  zur  Bethätigung 
der  Achtung  vorschreiben.  Jedes  vorsätzliche  Unterlassen  einer 
solchen  Achtungsbezeigung  involvirt  demnach  eine  Verletzung  des 
Anstandes  und  erscheint  »unanständig«.  Auch  ist  es  unbestreitbar, 
dass  der  gewöhnlichen  Sitte  und  dem  allgemeinen  Gebrauche  nach 
durch  Abnahme  der  Kopfbedeckung  Achtung  und  beziehungsweise 
Ehrfurcht,   durch  Verweigerung  derselben  Missachtung  beziehungs- 
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weise  Geringschätzung  bezeigt  wird.  Nach  dem  Gesagten  ist  es  also 
z.  B.  gewiss  unanständig,  bei  dem  Betreten  einer  Kirche  und  dem 
Verweilen  io  derselben  das  Haupt  bedeckt  zu  lassen,  und  es  gilt 
dies  ebenso  gewiss  für  Jedermann  ohne  Unterschied  des  Glaubens- 
bekenntnisses. Wenn  nun  der  Staat  gestattet,  dass  eine  öffentliche 
Beligionsübnng  auf  der  Strasse  vorgenommen  werde,  so  muss  in 
gleicher  Weise  auch  da  anständiges  Betragen  von  Jedermann  ver- 
langt werden,  der  an  einer  solchen  Religionsübung  theilnimmt,  oder 
auch  nur  bei  derselben  gegenwärtig  ist. 

Was  schliesslich  die  unter  Berufung  auf  den  Art.  14  des 
Staatsgrundgesetzes  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger 
vom  21,  Dezember  1867  Nr.  142  Reichsgesetzblattes  vorgebrachte 
Behauptung  anbelangt,  dass  das  Abnehmen  des  Hutes  während  einer 
Beligionsübnng  als  eine  derselben  dargebrachte  Verehrung,  somit  als 
Theilnahme  an  einer  kirchlichen  Handlung  erscheine,  zu  welcher  die 
Angeklagten  nach  der  citirten  Gesetzesstelle  nicht  verhalten  werden 
konnten,  so  ist  es  allerdings  richtig,  dass  Niemand  zur  Theilnahme 
an  einer  Religionsübung  gezwungen  werden  kann.  Allein  die  Acht- 
ung, welche  einer  Religionsübung  bezeigt  wird,  ist  mit  dem  An- 
schlüsse an  diese  Uebung,  also  mit  der  Theilnahme  an  einer  kirch- 
lichen Handlung  keineswegs  gleichbedeutend,  und  aus  der  Gestattung, 
selbst  als  Glaubensgenosse  den  Religionsübungen  ferne  zu  bleiben, 
kann  die  Befugnis,  sich  während  derselben  auf  eine  zum  Aerger- 
nisse  für  Andere  geeignete  Weise  unanständig  zu  betragen,  gewiss 
nicht  hergeleitet  werden.  Anständiges  Benehmen  gegenüber  einer 
öffentlichen  Religionsübung  ist  in  Ansehung  einer  jeden  im  Staate 
gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religionsgenossenschaft  Jeder- 
mann zur  Pflicht  gemacht. 

2.  Ernennung  und  Enthebung  von  Chorregenten  hei  PfarrJcirchen 

in  Oesterreich, 

Zur  Enthebung  sowie  zwr  Ernennung  des  bei  der  Pfarrkirche 
bestellten  Chorregenten  ist  das  Pfarramt  und  nicht  der  Patron  be^ 
berechtigt. 

(Erkenntniss  des  k.  k.  Reichsgerichtes  vom  20.  Juni  1895,  Z.  3143). 

Josephine  Lorenz  und  Ignaz  Simecek  (Adv.  Dr.  Hahn)  contra 
Min.  für  Cultus  und  Unterricht  (Bez.-K.  Dr.  v.  Brattenberg) ;  E.  vom 
28.  Juli  1893,  Z.  28145,  puncto  Besetzung  der  Chorregentenstelle 
in  Rimau. 

»Die  Beschwerde  wird  als  unbegründet  abgewiesen.c 
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Entscheidungsgründe,  Mit  der  angefochtenen  Entscheidang 
wurde  ausgesprochen,  dass  das  Pfarramt  in  Bimau  zur  Enthebung 
des  bei  der  Pfarrkirche  bestellten  Chorregenten  vom  Dienste  sowie 
zur  Ernennung  seines  Nachfolgers  in  diesem  Dienste  berechtigt  ge- 
wesen ist.  —  Die  Beschwerde  bestreitet  die  Gesetzmässigkeit  dieser 
Entscheidung  darum,  weil  dem  Patronate  von  Rimau  das  Recht  der 
Ernennung  des  Chorregenten  oder  doch  zum  mindesten  das  Recht  der 
Präsentation  desselben  zukomme.  —  Zum  Nachweise  des  in  Anspruch 
genommenen  Rechtes  beruft  sich  die  Beschwerde  darauf,  dass  im  Jahre 
1809,  weiter  in  den  Jahren  1844  und  1847  der  Chorregentenpostea 
durch  den  Patron  besetzt  worden  ist,  und  legt  zum  Beweise  dessen 
die  Anstellungsdecrete  vor. 

Allein  aus  diesen  Anstellungsdecrete n  ergibt  sich,  dass  es  sich 
bei  jenen  Besetzungen  eigentlich  und  in  erster  Reihe  um  die  Be- 
stellung, bezw.  Ernennung  des  Schullehrers  gehandelt  hat.  —  Dass 
der  Schullehrer  zugleich  Chorregent  gewesen  war,  ist  allerdings  rich- 
tig und  unbestritten;  allein  dies  war  lediglich  die  Folge  der  da- 
maligen Schul  Verfassung  (vergL  §.  168  der  politischen  Schulver- 
fassnng)  und  es  kann  somit  daraus,  dass  dem  Schulpatron  die  Be- 
stellung des  Lehrers  zugestanden  ist,  noch  keineswegs  ein  Recht  zur 
selbstständigen  Bestellung  des  Chorregenten  (Messners),  und  zwar 
umsoweniger  abgeleitet  werden,  als  —  wie  aus  dem  Hofdecrete  vom 
18.  Oktober  1770,  Polit.  Oes.-Samml.  Bd.  VI,  pag.  293,  sich  er- 
gibt —  die  Ausübung  des  Dispositionsrechtes  der  Eirchenvorstehun- 
gen  bei  der  Bestellung  des  Messners  eben  nur  darum  und  nur  inso- 
weit eine  beschränkte  gewesen  ist,  als  eben  der  Eirchendienst  mit 
dem  Schuldienste  vereinigt  war.  —  Da  nunmehr  der  Schul-  und 
Eirchendienst  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  mehr  von 
Gesetzes  wegen  vereint  erscheint,  und  nach  Art.  15  des  Staatsgrund- 
gesetzes vom  27.  December  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  142,  die  Eirche  das 
Recht  der  freien  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  besitzt,  so  kann 
aus  den  eben  besprochenen  Acten  keinerlei  Schluss  auf  ein  dem  Pa- 
tronate zugestandenes  Recht  zur  Ernennung  des  Chorregenten  oder 
zur  Einflussnahme  auf  dieselbe  gezogen  werden.  —  Sache  des  Pa- 
trons wäre  es  sonach  gewesen,  den  Bestand  des  in  Anspruch  genom- 
menen Rechtes  durch  anderweitige  Titel  und  Rechtsakte  darzuthun. 

Nun  beruft  sich  der  Patron  allerdings  darauf,  dass  er  im  Jahre 
1873,  und  zwar  unter  Zustimmung  des  Pfarramtes,  die  Bestellung 
des  Chorregenten  vorgenommen  habe.  —  Davon  nun  abgesehen,  dass 
die  zum  Erweise  der  aufgestellten  Behauptung  producirten  Urkunden, 
und  zwar  die  Zuschrift  des  Pfarramtes   vom   3.  August  1872,   das 
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Decret  des  Patronates  ddto.  3.  Januar  1873  und  das  ZeugDi3S  des 
Vicariatsamtes  vom  5.  Januar  1872  (recte  1873)  nur  erweisen,  dass 
in  jenem  Falle  es  sich  um  eine  einverständliche  Bestellung  des  Chor- 
regenten gehandelt  hat,  welche  , —  wie  das  Zeugniss  des  Vicariats- 
amtes sich  ausdrückt  —  »in  Anbetracht  gewichtiger  Gründet  er- 
folgt ist,  so  würde  dieser  einzelne  Act  nicht  zureichen,  den  Erwerb 
des  Ernennungsrechtes  zu  begründen,  da  aus  dieser  einzelnen  Be- 
stellung nicht  gefolgert  werden  könnte,  dass  bei  der  Pfarrkirche  von 
Bimau  gewohnheitsrechtlich  die  Bestellung  der  niederen  Eirchen- 
dienste  durch  den  Patron  stattzufinden  hat. 

Aber  auch  den  Beschwerdepunkt,  dass  das  Verfahren  in  der 
vorliegenden  Angelegenheit  darum  ein  mangelhaftes  gewesen  sein 
soll,  weil  die  Behörden  es  unterlassen  haben,  weitere  Nachforsch- 
ungen über  die  Bestellungen  des  Chorregenten  zu  pflegen,  konnte 
der  Ver waltun g»gerichtshof  nicht  für  begründet  erkennen,  weil  es 
Sache  des  Patrons  gewesen  ist,  jene  Daten  den  Behörden  vorzu- 
legen, aus  welchen  er  den  Anspruch  auf  das  Recht  zur  Bestellung 
des  Chorregenten  und  auf  den  Schutz  der  Behörden  für  dieses  Recht 
erheben  zu  können  vermeint. 
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IT.  Mlttheiluugen. 


1.  Dismembration  von  Franciskaner-Pfarreien  in  Bosnien 

und  Heroegovina. 

Mitgetheilt  von  Dr.  J.  E.  Danner  S.  J»,  Professor  dos  canon.  Becbtes  in  Sarajevo. 

Darch  Litterae  apostolicae  dd.  5.  Juli  1881  »Ei  hac  aagostac 
(Archiv  Bd.  46  S.  434  ff.)  wurde  in  Bosnien  und  Hercegovina  die 
ordentliche  Hierarchie  eingeführt.  Weil  bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
Beit  der  im  Jahre  1463  erfolgten  Invasion  der  Türken  nur  Mitglie- 
der des  Franciskaner-Ordens  (mit  Ausnahme  des  Gebietes  der  Dioe- 
cesis  Tribnniensis,  Trebinje,)  dortselbst  pastorirten,  so  musste  selbst- 
verständlich eine  Regelung  und  genaue  Fixirung  der  Bechte  auf  die 
Pfarren  und  Seelsorgsstationen  zwischen  dem  Episcopate  und  Francis- 
kaner-Orden  erfolgen.  Die  Grundlage  bildete  das  Decret  der  S.  ü. 
super  negotiis  ecclesiast.  extraordinariis  dd.  10.  Dec.  1881  »Cum  pro- 
videntiac ,  welchem  dann  zur  besseren  Klarstellung  der  Sache  das 
Decret  vom  14.  März  1883  »Cum  interc  derselben  S.  Gongreg. 
folgte.  (Archiv  Bd.  50.  S.  146-153  und  S.  447—455).  Damit 
schien  die  leidige  Pfarrfrage  in  Bosnien,  welche  unnöthiger  Weise 
viel  Staub  aufgewirbelt,  zur  beiderseitigen  Zufriedenheit  entschieden. 
Das  Decret  vom  14.  März  1883  deutet  in  Nr.  IV  schon  an,  was  zu 
gelten  habe,  wenn  aus  einer  einem  Franciskaner-Convente  incor- 
porirten  Pfarre  eine  neue  Pfarre  dismembrirt  werden  sollte,  indem 
es  also  heisst :  »Quod  attinet  ad  paroeciarum  regularium  territorium 
dismembrandum  et  ad  praeficiendum  rectorem  novae  paroeciae  ex 
dismembratione  constitutae  ea  erunt  servanda,  quae  in  Constitutione 
Apostolica  »Romanos  Pontificesc  pro  Anglia  et  Scotia  praescribuntur.c 

In  England,  wo  die  kath.  Hierarchie,  wie  bekannt,  doch  schon 
unter  Pius  IX.  durch  die  Const  »Universalis  Ecclesiaec  dd.  20.  Sept. 
1850,  und  in  Schottland,  wo  sie  unter  Leo  XIII.  durch  die  Const. 
»Ex  supremoc  dd.  4.  März  1878  eingeführt  worden,  waren  ähnliche 
Pfarrfragen  zwischen  dem  Episcopate  einerseits  und  allen  dort  thä- 
tigen  Ordensfamilien  andererseits  zu  lösen,  was  durch  die  erwähnte 
Const.:  »Romanos  Pontificesc  dd.  8.  Mai  1881  in  erschöpfender  Weise 
geschah.  (Archiv  Bd.  46.  S.  220—237).  Während  also  in  England 
and  theilweise  in  Schottland  geraume  Zeit  nach  Einfährung  der 
kath.  Hierarchie  verflossen  war,  bevor  die  aus  dem  Missionszustande 
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herübergenommene  Seelsorge  geregelt  wurde,  nahm  man  in  Bosnien 
in  kInger  Weise  diese  Regelung  gleich  anfangs  vor,  was  zam  beider- 
seitigen Vortheil  gereichte.  Zudem  haben  Bosnien  und  Hercegovina 
seit  Einführung  der  ordentlichen  Hierarchie  gänzlich  aufgehört, 
»Terrae  Missionum«  zu  sein.  Da  gilt :  »Ut  doctorum  fert  adagium : 
Episcopus  intentionem  habet  in  jure  fundatam  in  rebus  omnibns« 
quae  ad  dioecesim  suam  administrandam  attineant.1 

Um  aber  die  Sache  der  Dismembration  bei  den  Franciskaner- 
Pfarreien  in  Bosnien  ganz  klar  zu  haben,  wurde  noch  zweimal  an  den 
h.  Stuhl  in  Rom  rekurrirt:  das  erstemal  geschah  dies  im  Jahre  1893 
durch  den  P.  T.  Bischof  Marianus  Markovid,  apostolischen  Admini- 
strator der  Diöcese  Banjftluka,  0.  S.  Fr.;  das  zweitemal  im  Jahre 
1896  durch  das  Provincialat  der  Franciskaner-Provinz  Bosna  Ar- 
gentina, als  es  sich  darum  handelte,  in  Doboj ,  (Station  der  Bahn 
Brod-Sarajevo)  eine  neue  Pfarrei  zu  errichten,  weil  sich  in  Doboj 
mehrere  Hundert  Katholiken  niedergelassen  und  die  Pfarrkirche 
Siväa,  zu  der  Doboj  gehörte,  mehrere  Stunden  abseits  hinter  einem 
Berge  liegt.  Es  sollten  aber  von  der  Pfarrei  Siväa  drei  katholische 
Dörfer  getrennt  und  mit  der  neuen  Pfarrei  Doboj ,  wohin  sie  näher 
haben,  vereinigt  werden. 

Auf  diesen  Recurs  hin  langte  vom  Staatssekretär  des  hU  Vater» 
folgendes  Schreiben  an  den  P.  T.  Erzbischof  Dr.  Josef  Stadler  in 
italienischer  Sprache  herab: 

Nr.  34,165. 

Illmo  e  Revmo  Signore! 

Essende  stato  praesentato  alla  Santa  Sede  testl  un  ricorso,  ri- 
guardante  la  dismembrazione  di  una  parocchia,  fatta  dalla  S.  V» 
Ilhna  e  Revma  nella  Sua  Archidiocesi ,  credo  opportune  farle  co- 
noscere  un  dispaccio  inviato  dalla  Santa  Sede  ai  5  Settembre  1893 
air  Amministratore  Apostolico  di  Banjaluka. 

Con  tale  dispaccio  si  dava  communicazione  allo  stesso  Vescovo 
di  alcune  risoluzioni  prese  dalla  S.  G.  degli  A.  A.  E.  E.  S.  S.  (af- 
fari  ecclesiastici  straordinarii)  circa  la  dismembrazione  delle  par- 
rocchie.    II  dubbio  proposto  era  il  seguente: 

>Se,  essendovi  la  necessitä  di  dividere  alcune  parrocchie  af* 
fidate  pleno  jwre  ai  religiosi  missionari ,  le  nuove  parrocchie  figliali 
debbano  considerarsi  come  aflfette  dal  medesimo  diritto  a  favore  degli 
stessi  religiosi,  qualora  questi  se  ne  assumano  col  rispettivo  popolo 
tutti  gli  oneri.c 

A  siffatto  dubbio  rispondevasi : 
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»1.  La  divisione  delle  parrocchie  (propriamente  dette)  deve  farsi 
ad  normam  juris ; 

2.  I  Beligiosi  non  hanno  diritto  alla  nuova  parrocchia,  nh  il 
Vescovo  pa5  loro  concederla; 

3.  Se  il  Vescovo  non  paö  provvederla  altrimenti,  ricorra  alla 
S.  Sede  per  le  relative  facoltä  di  affidarla  ai  religiosi  provvisoria- 
mente,  restando  secolare  e  di  libera  coUazione.c 

Qaesta  comunicazione  mi  reco  a  premara  di  farle ,  per  dispo- 
sizione  data  da  Saa  Santitä  in  ndienza  dei  10  del  corrente  mese, 
affinch^,  Le  possano  servire  di  norma  opportuna:  avvertendo  per  cid  che 
rigaarda  il  primo  punto,  richiedersi  dal  diritto  che  nel  fare  la  die- 
membrazione  di  una  parrocchia  anzitatto  siano  sentite  le  parti  in- 
teressate. 

Proiitto  intanto  di  questa  favorevole  occasione  per  rinnovar  Le 
i  eensi  della  pin  distinta  stima,  con  cai  mi  e  grate  ripetermi 

di  V.  S.  Illma  e  Bevma 

Roma  16.  Novembre  1896.  servitor  vero 

M.  Card.  BampoUa. 

Das  erwähnte  Decret  vom  5.  Sept.  1893  warde  nicht  pablicirt 
und  blieb  demnach  unbekannt;  das  diesbezügliche  Schreiben  des 
päpstlichen  Staatssecretärs  vom  16.  Nov.  1896  wurde  in  der  amt- 
lichen »Vrhbosnac  Nr.  23,  S.  371  sq.  unter  der  offic.  Nr.  973  als 
Erzbischöfliche  Ordinariats-Eundmachung  mitgetheilt.  Aus  diesem  er- 
gibt sich  nun,  dass  1)  bei  jeder  derartigen  Pfarrtheilung  im  eigent- 
lichen Sinne,  welche  auch  eine  einem  religiösen  Orden  einverleibte 
JPfarrei  betrifft,  ein  Bischof  als  Ordinarius  die  canonischen  Bestim- 
mungen genau  einhalten  müsse;  es  muss  eine  solche  Theilung  aber 
eine  Parochie-Pfarrei  im  streng  juridischen  Sinne  und  nicht  etwa 
blos  eine  Missionsstation  betreffen.  In  Bosnien  und  Hercegovina  sind 
bereits  alle  selbstständigen  Seelsorgsposten  als  »ParocAtaec,  Pfar- 
reien  erklärt  und  anerkannt. 

2)  Die  Religiösen^  von  deren  Pfarrei  eine  neue  dismembrirt 
worden  ist,  haben  kein  Recht  auf  diese  Ausbruch pfarrei ;  wenn  auch 
die  Mutterpfarrei  pleno  jure  einem  Religiosen-Convente  incorporirt  ist 
und  bleibt,  verliert  doch  der  betreffende  Orden  alle  Rechte  auf  die 
abgezweigte  Filial- Pfarrei  und  wird  diese  neue  Pfarrei  eine  Säcular- 
Pfründe  und  liberae  coUationis  derart,  dass  auch  der  Bischof-Ordi- 
narius, selbst  wenn  er  wollte  und  eine  besondere  Gunst  dem  Orden, 
der  dieses  Qebiet  bisher  pastorirt,  erweisen  wollte,  eine  solche  Pfarrei 
nicht  als  Ordenspfarrei  überlassen  und  zueignen  kann,  da  der 
Ordinarius  die  Rechte  seiner  Diöcese  gewissenhaft  und  streng  zu 
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wahren  verpflichtet  ist  and  die  der  Diöcese  annexen  Pfründen  dem 
Säkidar^Klerus  genan  zu  erhalten  bestrebt  sein  muss  und  ohne  aus- 
drückliche Erlaubniss  des  hl.  Stuhles  keine  einzige  dem  Säkular- 
Klerus  gehörige  Pfründe  an  irgend  einen  Orden,  an  einen  Convent 
oder  an  eine  religiöse  Gongregation  definitiv  und  in  perpetuum  ver- 
geben kann. 

3.  Wenn  aber  der  Bischof  eine  fragliche  Pfarrei,  welche  von 
dem  religiösen  Orden  abgezweigt  worden  ist^  nicht  mit  einem  Welt- 
priester besetzen  kann,  der  hiezu  die  vom  canonischen  Gesetze  ge- 
forderten Eigenschaften  hat,  so  darf  er  diese  neue  Pfarrei  auch  nicht 
einmal  promsorisch  oder  aur  Administration  dem  bisherigen  Orden 
überlassen  ohne  ausdrückliche  Zustimmung  und  Erlaubniss  des 
hl.  Stuhles,  von  dem  er  in  jedem  einzelnen  Falle  diese  Vollmacht 
sich  erbitten  muss;  dabei  wird  ausdrücklich  betont,  dass  diese  neue 
Pfarrei  eine  Säktdar- Pfarrei  und  liberae  coUaUonis  bleibt. 

Nicht  blos  das  Interesse  des  Diöcesanbischofes ,  sondern  auch 
das  Wohl  des  Ordens  erheischt  es,  dass  eine  nicht  gar  zu  grosse 
Anzahl  von  Pfarreien  den  Ordensleuten  eingeräumt  werde.  In  weiser 
Fürsorge  hat  daher  der  hl.  Stuhl  besonders  in  England  und  Schott- 
land diese  Pfarrfrage  durch  die  Const. :  »Romanos  Pontificesc  in 
Ordnung  gebracht,  wozu  Bosnien  ja  nur  eine  Kleinigkeit  bietet. 

Wenn  aber  auch  aUe  neu  zu  errichtende  Pfarreien  liberae  col- 
lationis  Episcopi  sein  werden,  kommt  der  Franciskaner-Orden  in 
Bosnien  und  Hercegovina  doch  nicht  zu  kurz,  dass  er  nicht  noch 
eine  sehr  breite  materielle  Unterlage  seiner  Existenz  hier  hätte. 
Denn  nach  dem  letzten  officiellen  Ausweis:  Schematismus  almae 
Missionariae  provinciae  Bosnae-Ärgentinae  Ordinis  minorum  S.  P. 
Francisci  regularis  observantiae  concinnatus  anno  Domini  1893,  Sa* 
rajevi  1895,  (S.  123)  besitzt  diese  Provinz  noch  jetzt  gesichert:  Pa- 
rochias  Gonventibus  incorporatas  habet:  59;  Parochias  actu  admini- 
strant  religiosi  101 ;  Sacerdotes  in  cura  animarum  extra  conventum 
120 ;  ferner  zählt  sie  Conventus  cum  ecclesiis  9  und  2  Besidentias ; 
und  von  den  59  incorporirten  Pfarreien  20  residentias  titulares 
(S.  16)  und  weist  an  Personalstand  auf:  Numerus  sacerdotum  217, 
clericorum  52,  laicorum  5.  Die  Provinz  Bosna  Argentina  aber  er- 
streckt sich  nur  über  die  beiden  Bisthümer:  Erzbisthum  Vrhbosna 
(Sarajevo)  und  Banjaluka;  denn  für  die  Hercegovina  besteht  ja  eine 
eigene  Provinz:  Provincia  Hercegovina,  welche  nach  dem  offic.  Aus- 
weis von  1895:  »Administrat  parochias  33«,  darunter  sind  2  Con- 
ventus; Sacerdotes  provinciae  67,  Clerici  23,  Fr.  Laici  5.  Diese 
Provinz  umfasst  das  Bisthum  Mostar.  Nur  ein  oberflächlicher  Blick 
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in  die  Monumente  frfiherer  Zeiten  zeigt  alsogleich  den  grossen  Zu- 
wachs, welchen  der  seraphische  Orden  in  Bosnien  nnd  Hercegovina 
in  diesem  Jahrhundert  und  besonders  seit  der  Osterr.  Occnpation  ge- 
wonnen hat.  Um  das  Jahr  1235  durften  nach  Lucas  Wadding 
»Annales  Minorumc  schon  Franciskaner  in  diesen  Gegenden  ihre 
Th&tigkeit  begonnen  und  an.  1260  eine  Custodia  Bosnae  bestanden 
haben;  vom  Jahre  1839  erscheint  diese  seraphische  Niederlassung 
sicher  als  Vicaria  Bosnae.  L.  Wadingus  erkl&rt  T.  IV  S.  134  die 
Bedeutung  einer  Vicaria,  nachdem  er  die  Pro?inzen  nach  dem 
General- Capitel  von  Narbonne  1260  anfgez&hlt:  »Hucusque  enume- 
ratae  sunt  Provinciae,  deinde  subjungabantur  Vicariae^  qnae  propter 
paucitatem  Fratrum  (im  Vergleiche  zu  den  Provinzen)  vel  Mona- 
steriorum  ad  Provinciarnm  dignitatera  non  ascendebant.« 

Diese  »per  totum  pene  Illyrium  Romanum  diffusac  Vicaria 
wurde  1517  zur  Provinz  »Bosna  Argen tinac  erhoben,  nachdem  schon 
abgetrennt  waren  1)  Hungaria  ut  Vicaria  an.  1447  durch  Bulle  Ni- 
colaus V.  ineffabilis  s=  die  sp&tere  Provinz  Ss.  Salvatoris ;  2)  S.  Hie- 
ronymi  in  Dalmatia  ut  Vicaria  an.  1469 ;  3)  Ragusina  veluti  Vicaria 
an.  1474  divisa  a  Dalmatia;  4)  Garniolia  nach  Decret  v.  29.  Juni 
1514  das  Bosna-Croatia  als  Provinz  constitnirt;  sodann  das  den 
Türken  unterworfene  Gebiet  als  Provinz  Bosna  Argentina  im  Jahre 
1517  anerkannt  und  bestätigt  von  Papst  Leo  X.  durch  die  Bulle: 
»Ite  et  vos.c 

Von  dieser  Provinz  Bosna  Ärgenäna^  welche  das  traurige  und 
wechselvolle  Geschick  der  türkischen  Herrschaft  theilte,  wurde  1735 
wieder  abgetrennt  die  Provincia  SS.  Salvatoris  in  Dalmatia  und  end* 
lieh  die  Provincia  S.  Joannis  a  Capistrano  von  Benedict  XIV.  1757 
für  Groatien,  Slavonien  und  Ungarn,  welcher  die  alte  Rrovina  Bosna 
Argentina  zur  einfachen  ^Oustodia€  herabsetste^  da  sie  nurmehr  die 
3  Convente  Sutjeska,  Fojuica  und  KreSevo  hatte.  Clemens  XIII.  aber 
setzte  die  Märtyrer-Provinz  Bosna  Argentina  wieder  in  ihren  früheren 
Bang  ein  durch  Breve  »Post  diutinasc  dd.  15.  Dec.  1758. 

Der  offic.  Ausweis  der  Provinz  Bosna  Argentina  vom  J.  1895 
bringt  S.  153  folgende  von  den  Türken  bis  zum  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts zerstörte  Convente: 

»Loca  in  Bosna  et  Hercegovina,  in  quibus  Conventus  Fratrum 
antea  exstiterant: 

1)  Mili  seu  MiloSevo,  paucis  horis  a  Modriöa  distans.  2)  Ska- 
kava  in  territorio  parochiae  Dubrave.  3)  [Jsora  in  territorio  parochiae 
Siv§a.  4)  Laäva  prope  Travnik.  5)  Vesela  straia  penes  Bugojno« 
6)  Jaice.  7)  Glamoö.  3)  Zveiaj.  9)  Zvomik  anno  1523  a  turcis  di- 
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rutus.  10)  KoDJic  circa  annum  1521  a  tardis  eversus.  11)  Mostar 
anno  1563  a  barbaris  excisas«  12)  Ljaboöki  eodem  anno  quo  ille 
de  Mostar  solo  equatas.  13)  Modriöa,  unde  Fratres  anno  1685  primo 
Eopanicam  dein  Djakovam  fugerant,  14)  Srebrenica  a  Fratribas  anno 
1686  derelictns.  15)  Olovo  a  Religiosis  1687  desertns.  16)  Visoko 
nnde  Religiosi  fagientes  anno  1688  in  Gradiäka  consederunt.  17)  Grado 
vrh  prope  Tnzlam  superiorem,  unde  Fratres  1688  ad  Baö  confugernnt. 
18)  Tozla  sab  finem  seculi  XVII  existere  cessavit.  19)  Rama,  unde 
Beligiosi  anno  1687  in  Dalmatiam  emigrantes  pauIo  post  Conventum 
in  Sinj  erexerunt.€  Nach  Decret  d.  S.  C«  de  propag.  fide  wurde 
dd .  18.  Sept.  1847  von  Pias  IX.  die  Lostrennung  der  Hercegovina 
von  der  Provinz  Bosna  Argentina  als  Custodia  ^H€rcegovina€  be- 
stätigt und  in  neuerer  Zeit  zur  IVavinjg  erhoben. 

Bei  der  Trennung  der  Custodia  Hercegovina  gab  es  aber  in 
Bosnien  und  Hercegovina  nur  die  drei  alten  Convente  Sutjeska, 
Fojnica  und  Eregevo.  Von  1845  angefangen  bis  1895  weist  dieser 
offic.  Schematisnaus  erfreulichen  stetigen  Fortschritt  und  nicht  Rück- 
schritt nach;  so  wird  der  seraphische  Orden  in  den  Occnpations- 
ländern  gerade  bei  grosserer  Concentration  und  Verinnerlichnng  einer 
neuen  Blute  entgegengehen. 

Obige  Entscheidung  der  S.  C.  super  negotiis  ecciesiasticis  extra- 
ordinariis  dd.  5.  Sept.  1893  gilt,  weil  allgemein  gegeben,  für  alle 
Bischöfe  Bosniens  und  der  Hercegovina,  und  betrifft  demnach  beide 
hiesigen  Franciskaner- Provinzen  sowohl  die  Provincia  Bosna  Argen- 
tina als  auch  die  Provincia  Hercegovina.  Für  anderw&rts  schafft  sie 
jedenfalls  ein  bedeutendes  Präjudiz  und  dürfte  hiefür  in  ähnlichen 
Fällen  beim  hl.  Stahle  aach  als  Norm  gelten. 


2.  Eine  neue  geplante  Herauegabe  der  Papsiurkunden. 

Mitgetheilt  von  J.  Sauer  (Coli.  Sap.) 

Fasst  man  die  eminente  Macht-  und  Weltstellung  des  Papst- 
tums ins  Auge,  so  berührt  es  eigentümlich,  erst  in  der  allerjüngsten 
Zeit  Versuche  wahrzunehmen,  die  diese  Weltstellung  bestätigenden 
und  auf  ihr  gründenden  Kundgebungen  des  apostolischen  Stuhles  zu 
sichten  und  kritisch  zu  bearbeiten,  um  so  eigentümlicher,  als  die 
Geschichte  fast  jedes  Kulturlandes  eng,  stellenweise  aufs  engste  mit 
diesen  Aeusserungen  der  christlichen  Gentralmacht  verknüpft  ist.  In 
Deutschland  ist  die  Herausgabe  der  Kaiserurkunden,  mit  denen  sich 
dank  der  thatkräftigsten  Anregung  Böhmers  der  grösste  Teil  unseres 
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Jahrhunderts  beschäftigt  hat,  gesichert.  Noch  aber  harren  die  Papst- 
urkunden einer  ähnlichen  Bearbeitung  und  die  Geschichtswissenschaft 
ist  vorerst  noch  immer  auf  die  sicherlich  verdienstvolle  Regestenaus- 
gabe durch  JafK  und  seine  Fortsetzer  angewiesen. 

Aehnlichen  Gedanken  hat  Prof.  P.  Kehr  in  der  ordentlichen 
Sitzung  der  kgl.  Gesellschaft  der  Wissenschaften  zu  GOttingen  am 
7.  Nov.  V.  J.  Ausdruck  verliehen  ^),  zugleich  aber  auch  nähere  Mit- 
teilungen gegeben  über  das  grossartige  Unternehmen  dieser  Gesell- 
schaft, das  Versäumnis  der  Vergangenheit  nachzuholen  und  der  deut- 
schen Wissenschaft  des  zu  Ende  des  Jahrhunderts  noch  einen  neuen 
Ruhmestitel  zu  verschaffen. 

Den  Plan  dieser  Gesellschaft,  eine  kritische  Herausgabe  der 
Papsturkunden  bis  Innocenz  III.  in  die  Hand  zu  nehmen,  hätte  man 
nach  seinem  Umfang  und  nach  dem  Inhalt  des  in  Betracht  kommenden 
Materials  eher  von  einer  internationalen  Vereinigung  erwarten  sollen, 
denn  von  einem  CoUegium  einer  mittleren  Hochschule.  Aber  auch  dann 
noch  wären  die  aufzuwendenden  Opfer  an  Geld  und  Zeit  gross  genug 
gewesen.  Enthält  doch  die  2.  Auflage  des  Jaffe'schen  Werkes,  das 
den  gleichen  Zeitraum  wie  der  Plan  der  Urkundenausgabe  umfasst, 
die  Regesten  von  nicht  weniger  als  17,900  Urkunden  und  Prof.  Kehr 
spricht  die  sichere  Erwartung  aus,  dass  bei  Verwirklichung  des  neuen 
Unternehmens  noch  eine  grosse  Anzahl  bisher  unbekannter  oder  un- 
veröffentlichter Dokumente  sich  auffinden  und  verwerten  lassen  dürfte. 
Von  einer  Publikation  dieser  ganzen  gewaltigen  Masse  von  Schrift- 
stficken  musste  die  vorerst  noch  ganz  auf  sich  angewiesene  Gesell* 
Schaft  aus  inneren  wie  äusseren  Gründen  absehen.  Wie  aber  hat 
sie  ihren  Plan  abgegrenzt?  Nach  oben  bildet  der  Beginn  des  Pon- 
tifikates  von  Innocenz  III.  die,  wie  Kehr  meint,  natürliche  Grenze. 
Die  Ausgabe  soll  eine  Illustration  zur  Entwickelungsgeschichte  des 
päpstlichen  Urkunden  wesens  sein.  Diese  Entwickelung  geht  streng 
parallel  mit  der  äusseren  Machtentfaltung  des  Papsttums;  zur  Zeit, 
wo  dieses  seine  Weltstellung  erlangte,  ist  auch  jenes  vollkommen 
ausgebildet,  bis  in  seine  einzelnen  Formen,  an  denen  die  ganze  Folge- 
zeit wie  an  einem  Kanon  festgehalten  hat.  Mit  Beginn  dieser  Welt- 
fitellung  häufen  sich  die  Urkunden  zur  unabsehbaren  Masse.  Zugleich 
aber  liegen  von  dieser  Zeit  an  die  Registerbücher  der  päpstlichen 
Kanzlei  als  eine  ununterbrochene  Serie  vor  und  bieten  dem  Historiker 
wie  Ganonisten  eine  genügende  Orientierung. 

1)  Ueber  den  Plan  einer  kritischen  Aasgabe  der  Papstarknnden  bis  Inno- 
cenz III.,  abgedruckt  in  ,,Ge8ch&ftL  Mitteilangen**  derselben  Gesellschaft,  1896. 
IL  2  S.  72-86. 
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Aber  aach  innerhalb  dieses  grossen  Zeitraumes  von  12  Jahr- 
hunderten sind  wieder  die  Grenzen  enger  gezogen.  Die  genannte 
Gesellschaft  will  nur  eine  kritische  Ausgabe  der  selbständig  und 
verstreut  überlieferten  Papstnrkunden  veranstalten;  sie  schliesst  so- 
rait  all  das  Material  aus ,  das  teils  auf  den  Titel  päpstliche  Schrei- 
ben keinen  Anspruch  haben  kann,  weil  es  gefälscht  ist  (wie  die 
pseudo-isidor'sche  Sammlung),  teils  nicht  für  sieh  aUeinj  sdbsUmäig 
überliefert  ist  und  vielfach  eine  Trübung  seines  ursprünglichen  Ge- 
baltes und  seiner  eigentümlichen  Form  erfahren  hat,  indem  es  nach 
bestimmten,  praktischen  Gesichtspunkten  von  Canonisten  oder  Histo- 
rikern zu  für  sich  abgeschlossenen  Sammlungen  vereinigt  (wie  z.  B. 
die  fiispania,  Hadriana,  Avellana  und  die  Quesnersche  GoUektion) 
oder  gar  nur  auszugsweise  wiederg^sgeben  und  noch  besonders  ver- 
arbeitet worden  ist,  (so  wie  wir  in  der  Londoner  und  Cambridger 
Sammlung  von  Registerbüchern  nicht  einmal  direkte  Fragmente  der 
älteren  Registerbände  haben,  sondern  nur  Auszüge  und  Bearbeitungen). 

Kehr  scheidet  aber  noch  viel  mehr  aus ;  er  lässt  »das  ganze 
ältere  Material  als  aus  den  Rahmen  der  Aufgabe  fallend  beiseite.c 
9 Den  über  das  ganze  Abendland  zerstreuten  Urkunden,  nicht  den  in 
geschlossenen  Sammlungen  selbständiger  üeberlieferung  erhaltenen 
Briefen  gilt  unser  Plan.«  Urkunde  wird  hier  im  engsten  Sinn  der 
Diplomatik  gefasst  als  »ein  Schriftstück  der  römischen  Kanzlei,  das 
in  irgend  einer  Weise  in  die  rechtlichen  Verhältnisse  einzugreifen 
bestimmt  war,  .  .  .  das  zugleich  weniger  den  Theologen,  um  so  mehr 
aber  den  Historiker  und  Juristen  angeht,  .  .  nicht  als  Briefe  und 
Dekrete  des  die  Gläubigen  belehrenden  und  die  Canones  interpre- 
tierenden Oberhauptes  der  Kirche,  sondern  als  die  Urkunden 
des  die  Kirche  und  die  mittelalterliche  Welt  regierenden  Papst- 
tums.« Urkunden  in  diesem  engen  Sinn  aber  existieren  nach 
Kehr  aus  den  vier  ersten  Jahrhunderten  nicht;  die  »päpstliche 
Autorität  war  zwar  eine  eminent  moralische,  aber  weit  davon  ent- 
fernt eine  rechtliche  zu  sein.«  Hier  ist  ein  Unterschied  zwischen 
den  älteren  Papst&ri^en  und  den  späteren  Urkunden  rechtlicher 
ITatur  aufgestellt,  den  zu  begründen  schwer  sein  dürfte,  und  es  ist 
vollends  als  Grund  dieses  Unterschiedes  eine  angebliche  historische 
Thatsache  angegeben,  die  in  der  Geschichte  des  christlichen  Alter- 
tums keine  Anhaltspunkte  hat.  Aus  der  weniger  häufigen  Ausübung 
der  päpstlichen  Jurisdiktion  darf  noch  nicht  geschlossen  werden,  dass 
diese  von  Anfang  an  mit  der  päpstlichen  Würde  nicht  vereinigt  ge- 
wesen sei.  Ist  diesen  ältesten  Briefen  auch  noch  nicht  die  später 
genau  fixirte  Form  gegeben,  aus  der  die  Bestimmung  sofort  erkenn- 
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bar  ist,  in  Rechtsverhältnisse  einzagreifen ,  so  ist  damit  der  Beweis 
noch  nicht  erbracht,  dass  sie  diese  Bestimmang  in  Wirklichkeit  auch 
nicht  erreicht  haben.  Sollten  sie  aas  diesem  formellen  Grand  nnr 
ausgeschieden  werden,  so  dürfte  Prof.  Kehr  seine  Ausgabe  fiberhanpt 
erst  da  beginnen  lassen,  wo  die  festen  Eanzleiregeln  ansetzen.  Er 
hat  aber  für  obige  ünterscheidang  noch  einen  innern  Grand:  diese 
ältesten  Schreiben  sollen  den  Papst  wohl  als  obersten  Glaubens*  und 
Sittenrichter,  aber  nicht  als  Regenten  der  Kirche  zeigen.  Hiebei 
scheint  Kehr  die  Ausäbung  der  Jurisdiktionellen  Gewalt  durch  die 
Päpste  nur  im  Eingreifen  in  das  rein  äussere  Rechtsverhältnis  der 
Kirche  zu  erblicken  und  darum  auch  im  Höhepunkt  der  weltlichen 
Machtstellung  des  Papsttums  diese  Jurisdiktionsgewalt  als  auf  ihrer 
höchsten  Entwickelungsstufe  angekommen  zu  betrachten.  So  wird  e» 
ihm  leicht,  die  Festsetzung  und  Veränderung  der  innern  kirchlichen 
Rechtsordnung  durch  die  Päpste,  wofür  auch  aus  dieser  ersten  Zeit 
sich  genug  Beispiele  anfuhren  lassen,  zu  ignoriren. 

Kehr  glaubt  so  als  unterste  Grenze  die  päpstlichen  Schreiben 
über  die  Errichtung  der  päpstlichen  Vikariate  zu  Thessalonich  und 
Arles  ansetzen  zu  können ;  wenn  auch  noch  ohne  die  späteren  testen 
Kanzleiformen  seien  dies  die  ersten  Schriflistücke ,  die  thatsächlich 
Veränderungen  in  der  Kirche  geschaffen  hätten  (2.  Hälfte  des  4.  Jahrb.). 
Ganz  besonders  aber  kommen  schon  aus  dieser  frühesten  Zeit  inbe- 
tracht  Privilegien  über  das  Verhältnis  einzelner  Klöster  zu  ihren  Or- 
dinarien. Für  diesen  Teil  der  Arbeit,  der  »die  erste  kritische  Ge- 
schichte dieser  Klosterprivilegien  darbieten  wird,  soll  als  einzige  Aus- 
nahme das  Registrum  Gregors  des  Grossen  herangezogen  werden. 

Die  Grundsätze,  die  Kehr  für  diese  Arbeit  aufstellt,  sind  eben- 
so klar  wie  einfach.  Ueberall  soll  zunächst  das  Original  in  Frage 
kommen  oder,  da  die  Originale  von  Papsturkunden  bis  zum  Anfang 
des  9.  Jahrhunderts  fehlen,  die  älteste,  beste,  kritisch  geprüfte 
Ueberlieferung.  Alle  Schriftstücke  sollen  genau  nach  den  Gesetzen 
der  Wissenschaft  untersucht  und  die  unechten  ausgeschieden  werden. 

Welche  Bedeutung  dieses  Unternehmen  für  sich  beansprucht, 
hätte  Prof.  Kehr  kaum  noch  besonders  darzulegen  brauchen.  Das 
Papsttum  hat  im  Lauf  der  Jahrhunderte  in  so  verschiedenartige 
Verhältnisse  eingegriffen,  hat  einen  so  tiefen  Einfluss  auf  die  viel- 
fachen Zweige  der  Kultur  ausgeübt,  dass  kaum  eine  Kategorie  der 
menschlichen  Thätigkeit  sich  finden  wird,  die  von  diesem  Einfluss 
wäre  unberührt  geblieben.  Die  Geschichte  der  päpstlichen  Kanzlei 
vor  allem ,  die  aus  altrömischer  Verwaltung  herübergenommen  Pro- 
totyp für  alle  ähnlichen  Institute  wurde,  dann  aber  auch  die  poli- 
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tische  Geschichte  des  Mittelalters,  die  Geschichte  des  canonischen 
Rechtes  (namentlich  die  Geschichte  der  Palliamverleihangen) ,  die 
Eirchengeschichte  und  darin  in  erster  Linie  die  Geschichte  des 
Papsttums  werden  darch  diese  Publikation  die  weitestgehende  F5r- 
derang  erfahren. 

3.  Zur  Charakteristik  der  päpstliclien  Unfehlbarkeit. 

Von  Job.  Biederlack  S.  J. 

In  seinem  »Lehrbuche  des  katholischen  Kirchenrechtes.  Mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  particulären  Gestaltung  desselben  in 
Oesterreich.€  (Wien.  1896.  2.  Aufl.  Manz'sche  Hof^  und  üniyersitäts- 
fouchhandlung.  XIY  u.  434  S.)  spricht  sich  Prof.  Dr.  Gross  für  die 
Meinung  aus,  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  komme  der  Charakter 
eines  ordo  zu^).  Er  hat  als  Gewährsmann  für  diese  Ansicht  Prof. 
Dr.  Heinze,  der  in  einer  in  der  »Zeitschrift  ffir  das  Privat-  und 
^öffentliche  Becht  der  Gegenwart«  (Von  Dr.  Gruuhut.  3.  Bd.  S.  535 
his  570)  im  Jahre  1876  veröffentlichten  Untersuchung  zu  dem  Be- 
sultat  gelangt  Y  man  habe  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  a]s  einen 
ordo  anzusehen.  Gross  meint,  diese  Ansicht,  welche  Heinze  mit  so 
überzeugenden  Gründen  dargelegt  habe,  sei  noch  nicht  genug  ge- 
würdigt worden.  Der  neue  ordo  konmie  als  achter  oder,  falls  man 
die  Bischofsweihe  als  einen  eigenen  von  der  Priesterweihe  verschie- 
denen ordo  anerkennt,  als  neunter  zu  den  bekannten  sieben  hinzu. 
Ja,  Gross  meint  sogar,  es  sei  nicht  ausgeschlossen,  dass  mit  dem 
ordo  der  Mallibilität  auch  ein  character  indelebilis  verbunden  sei. 
Damach  würde  man  die  Infallibilität  wohl  unter  jene  Weihen,  denen 
die  Natur  und  das  Wesen  eines  Sacramentes  zukömmt,  einzureihen 
haben. 

Dass  die  von  Gross  adoptirten  Darlegungen  Heinzens  in  Zu- 
kunft grössere  Beachtung  als  bisher  finden  werden,  dürfte  kaum  zu 
erwarten  sein.  Nichts  destoweniger  wird  ein  kurzes  Eingehen  auf 
diese  Meinung  aus  mehreren  Gründen  gerechtfertigt  erscheinen.  Von 
anderen  theils  ganz  unrichtigen ,  theils  schiefen  Auffassungen ,  die 
wir  bei  Heinze  gefunden  haben,  sehen  wir  ab  und  beschäftigen  uns 
nur  mit  dem,  was  unmittelbar  zu  der  angegebenen  Frage  gehört. 


1)  Auch  in  der  2.  Auflage  findet  eich  diese  Meinung  beibehalten,  obgleich 
wenigstens  drei  Becensionen  dieselbe  als  unrichtig  bezeichnet  hatten;  vergl. 
Oesterr.  Litteraturblatt  1894  N.  7  S.  215  (▼.  Dahlau),  Linier  theol.-prakt. 
Qnartalschrift  1894  S.  677  (Prof.  Dr.  Hofmann),  Innsbrucker  theolog.  Zeitschrift 
1895  S.  524  (▼.  Verfasser  obiger  Zeilen). 
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Yorausgescliickt  sei  nur  eine  Bemerkung  über  die  besondere 
Absicht,  welche  Heinze  mit  seiner  Dissertation  verfolgt  »Mich  inter- 
essirt,  sagt  er  gleich  anfangs  (S.  536),  an  dieser  Stelle  nur  die  ju- 
ristische Gonstruction  der  päpstlichen  InfaUibilität  €  Der  gleiche 
Qedanke  liegt  dann  auch  den  folgenden  Worten  zu  Grunde:  »Die 
bisherigen  Erörterungen  über  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes ,  beson- 
ders die  gelegentlich  des  vaticanischen  Concils  stattgefundenen,  be- 
schränken sich  insgesammt  auf  theologische,  geschichtliche  und  po- 
litische Gesichtspunkte.  Eine  Klarstellung  und  Fixirung  des  kirchen- 
recMicA^it^)  Standpunktes  ist  überhaupt  nicht,  insbesondere  nicht  im 
Concil,  am  wenigsten  in  der  Constitution  Pastor  aeternus  unternom- 
men worden.!  (S.  552).  Also  auf  dem  Wege  der  »juristischen  Gon- 
structionc  kommt  Heinze  zu  dem  von  Gross  angenommenen  Resultate^ 
die  päpstliche  Unfehlbarkeit  sei  ein  ordo!    Doch  zur  Sache. 

1.  Dem  Wesen  nach  besteht  zwischen  der  päpstlichen  Unfehl- 
barkeit und  der  eines  ökumenischen  Concils  kein  Unterschied.  Nicht 
nur  hat  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  nichts  anderes  zum  Gegen- 
stande, als  die  Unfehlbarkeit  eines  ökumenischen  Concils,  nicht  mehr 
und  nicht  weniger,  sondern  auch  in  sich  oder  formell  betrachtet  be- 
steht zwischen  der  einen  und  der  andern  keinerlei  Unterschied» 
Dieser  liegt  lediglich  im  Träger  oder  im  Subjecte  der  Unfehlbarkeit ; 
im  ersten  Falle  ist  es  eine  einzelne  Person,  im  zweiten  eine  Mehr- 
heit von  Personen.  Heinze  allerdings  nimmt  einen  formellen  Unter- 
schied an;  er  sagt:  »Die  Untrüglichkeit  der  Concilsbeschlüsse  be- 
ruht auf  einer  Inspiration,  diejenige  des  Papstes  auf  einer  persön- 
lichen Eigenschaftc  (S.  555).  Sehen  wir  hier  ab  von  dem  merk- 
würdigen Gegensätze  zwischen  einer  Inspiration  und  einer  persön- 
lichen Eigenschaft,  als  ob  die  Inspiration  nicht  auch  einer  Einzel- 
person zukommen  könnte.  Die  Behauptung,  die  InfaUibilität  eines 
Concils  beruhe  auf  einer  Inspiration,  ist  vollkommen  unrichtig.  Die 
Inspiration  ist  ihrem  Wesen  und  Begriffe  nach  etwas  ganz  anderes 
als  die  Unfehlbarkeit.  Sie  besteht  nämlich  in  einer  positiven  Ein- 
wirkung Gottes  auf  den  Verstand  und  den  Willen  eines  Menschen, 
etwas  Bestimmtes  zu  schreiben  und  zu  sagen.  Das  aut  diese  Weise 
von  dem  Inspirirten  Geschriebene  oder  Gesprochene  ist  und  heisst 
Wort  Gottes;  es  geht  ja  von  Gott  aus.  Die  Unfehlbarkeit  setzt 
aber  eine  solche  positive  Einwirkung  Gottes  auf  denjenigen,  der  den 
untrüglichen  Ausspruch  thut,  gar  nicht  voraus,  weder  eine  innere 
Erleuchtung  des  Geistes  noch  auch  eine  ausserordentliche  Einwirkung 


1)  Der  Sperrdruck  findet  «ich  bei  Heinze. 
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auf  den  Willen;  sie  besagt  nur,  dass  Gott  in  was  immer  ffir  einer 
Weise  denjenigen,  welchem  er  unter  gewissen  ümst&nden  die  Prä- 
rogative der  Unfehlbarkeit  verleiht,  davor  bewahrt,  Irriges  zu  lehren. 

Heinze  bahnt  sich  den  Weg  zu  seinem  Ziele  durch  Zugrunde- 
legung unrichtiger  Begriffe  und  Erklärungen.  Wenn  demnach  die 
Unfehlbarkeit  eines  ökumenischen  Concils  und  die  Unfehlbarkeit  des 
Papstes  sich  nicht  dem  Begriffe,  sondern  nur  dem  Subjecte  nach 
unterscheiden,  welcher  Orund  sollte  dann  vorliegen,  von  der  päpst- 
lichen Unfehlbarkeit  zu  behaupten,  sie  sei  ein  ordo,  der  Unfehlbar- 
keit des  Cioncils  aber  den  Charakter  eines  ordo  abzusprechen?  Dass 
letztere  kein  ordo  ist,  gibt  Heinze  zu.  Er  muss  folgerichtig  auch 
zugeben,  dass  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  kein  ordo  ist.  Warum 
soll  man  denn  sagen,  eine  Prärogative,  die  einer  Mehrheit  zukom- 
mend kein  ordo  ist,  werde  dadurch  zum  ordo,  dass  sie  einer  Einzel- 
person zukommt? 

2.  Unrichtig  wird  sodann  von  Gross,  und  wohl  auch  von  Heinze, 
der  unmittelbare  Träger  oder  das  unmittetbafe  Subject  der  päpst- 
lichen Unfehlbarkeit  angegeben.  Gross  versteht  nämlich  unter  der 
päpstlichen  Unfehlbarkeit  »die  ganz  singulare  und  exclusiv  über- 
natfirliche  Fähigkeit  unfehlbarer  Erkenntniss  in  Glaubenssachenc 
(S.  82  Anm.  3).  »Die  potestas  ordinis,  so  sagt  er  S.  83,  besteht 
a)  in  der  fibematfirlichen  Fähigkeit,  in  unfehlbarer  Weise  zu  er- 
kennen, was  reine  christliche  Offenbarungslehre  sei,  b)  in  den  übrigen, 
durch  den  ordo  (die  Weihe)  vermittelten  resp.  übertragenen  Fähig- 
keiten zur  Bereitung  und  Ausspendung  der  kirchlichen  Heilsmittel 
(Sacramente  und  Sacramenta]ien)c  u.  s.  w.  Nicht  so  deutlich  aller- 
dings spricht  sich  hierüber  Heinze  aus.  Er  charakterisirt  durch- 
gehends  die  persönliche  Unfehlbarkeit  des  Papstes  mit  mehr  allge- 
meinen Ausdrücken  als  eine  »spirituelle  Begabungc,  »geistige  Be- 
f&higungf,  »Ausrüstung  mit  einer  geistigen  Kraft«  u.  s.  w.  Aber  es 
finden  sich  doch  auch  bei  ihm  solche  Ausdrücke,  welche  speciell  das 
Erkenntnissvermögen  als  den  Empfänger  dieser  Begabung,  als  Träger 
dieser  Befähigung  erscheinen  lassen.  So  besagt  »der  Unterschied  zwi- 
schen der  ganzen  übrigen  irrthumsfähigen  katholischen  Christenheit 
und  dem  unfehlbaren  Papst«  nach  ihm  dasselbe  wie  das  Fernabliegen 
der  »Trüglichkeit  des  allgemein  menschlichen,  von  der  Untrdglich- 
keit  des  päpstlichen  Erkenntnissvermögens«  (S.  563).  Gross,  der  sich 
an  Heinze  anschliesst,  dürfte  ihn  auch  in  diesem  Punkte  nicht  un- 
richtig aufgefasst  haben. 

Nun  ist  es  aber  gewiss  falsch,  ^die  Unfehlbarkeit  im  Sinne  der 
Constitution  Pastor  aeternus  so  aufzufassen,  als  beziehe  sie  sich  aus- 
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schliesslich  oder  auch  nur  vornehmlich  auf  das  Erkennen  desjenigen» 
der  die  unfehlbare  Glanbensentscheidnng  trifft.  Würde  die  päpst- 
liche Unfehlbarkeit  gleichbedentend  sein  mit  der  unfehlbaren  Er» 
kenntniss,  dann  wäre  sie  keineswegs  geeignet,  den  Zweck  zu  er- 
reichen, welchen  Christus  verfolgte,  als  er  dem  Apostelfärsten  und 
dessen  Nachfolgern  die  Gabe  der  Unfehlbarkeit  verlieh.  Auch  ein 
vollkommen  richtiges  Erkennen  der  zu  definirenden  Wahrheit  schliesst 
die  Anwendung  ungeeigneter,  sinnstörender,  unrichtiger  Worte  bei 
der  Definition  nicht  aus.  Die  Lehre  des  unfehlbar  Erkennenden  kann 
doch  noch  verfänglich  und  irrig  sein.  Ja  die  untrügliche  Erkennt- 
niss  schliesst  sogar  in  dem  unfehlbar  Erkennenden  den  Willen  nicht 
aus,  absichtlich  die  Unwahrheit  zu  sagen,  etwas  Falsches  in  die  zu 
erlassende  Entscheidung  aufzunehmen  und  so  die  Kirche  in  Irrthum 
zu  führen.  Gewiss  ist,  dass  man  als  unmittelbaren  Träger  der  Irr- 
thuroslosigkeit  nicht  das  Erkenntnissvermögen  des  Papstes  ansehen 
kann.  Unfehlbar  oder  irrthumslos  ist  der  Ausspruch.  Man  muss 
sogar  sagen,  der  Ausspruch  oder  die  Entscheidung  ist  irrthumslos, 
unabhängig  von  der  subjectiven  Erkenntniss  des  Papstes,  der  den- 
selben gethan  hat.  Wir  müssen  hier  der  vermeintlichen  juristischen 
Construction,  die  Heinze  vornehmen  will,  die  wahre  juristische  Auf- 
fassung entgegensetzen.  Eine  päpstliche  Lehrentscheidung  gehört 
zum  genus  der  Gesetze;  sie  ist  ein  Glaubensgesetz ^).  Darum  fasst 
das  Vaticanische  Concil  das  magisterium  ecclesiasticum  als  einen 
Theil  der  potestas  jurisdictionis  auf,  wie  Heinze  selbst  ganz  richtig 
bemerkt  (S.  537).  Die  päpstliche  Lehrentscheidung  oder  das  Glan- 
foensgesetz  enthält  unfehlbare  Wahrheit,  jedesmal  wenn  dasselbe  als 
giltig  anerkannt  werden  muss.  Allerdings  wird  nach  dem  gewöhn- 
lichen Laufe  der  Dinge  der  Papst  keine  Glaubensentscheidung  treffen, 
ausser  nach  allseitiger  Prüfung  und  Durchdringung  derselben  mit 
seinem  eigenen  Erkenntniss  vermögen.  Aber  wie  die  Giltigkeit  der 
kirchlichen  Disciplinargesetze ,  in  ganz  ähnlicher  Weise  wie  die  der 
Staatsgesetze,  sehr  wohl  eintreten  kann,  ohne  dass  der  Gesetzgeber 
selbst  die  Nützlichkeit  derselben  anerkennt,  indem  er  sich  dem  Willen 
anderer,  die  ihm   zur  Erlassung  der  Gesetze  rathen,  accomodirt; 


1)  Darin  liegt  aach  der  Grund,  warum  das  kirchliche  Gesetibnch  mit 
dem  Titel  De  summa  Trinitate  et  fide  catholica  beginnt.  Die  leges  credendi 
sind  wirkliche  Gesetze  und  bilden  die  Grandlage  der  leges  agendi  oder  dis- 
ciplinares.  Damit  widerlegt  sich  aach  der  Einwarf,  den  man  gegen  das  kirch- 
liche Gesetzbach  and  die  Heraasgabe  desselben  erhoben  hat  (Litterar.  Rand- 
schau  1886  S.  105),  als  ob  sie  Recht  und  Religion  in  ungeh&riger  Weise  mit 
einander  in  Verbindung  gebracht  hätten. 
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ebenso  moss  man  auch  ein  solches  Glaabensgesetz  als  gütig  und 
darum  als  anfehlbar  anerkennen,  das  ein  Papst  auf  den  Bath 
Anderer  erlassen  würde,  wenngleich  er  selbst  die  Richtigkeit  des  zu 
deflnirenden  Satzes  nicht  einsieht  Die  Unrehlbarkeit  des  Papstes 
bringt  es  mit  sich ,  dass  er  nie  ein  solches  Olaubensgesetz  erlassen 
wird,  welches  unwahres  zu  glauben  Yorsehreibt.  Wie  sich  die  6il- 
tigkeit  eines  solchen  Glaubensgesetzes,  dessen  Inhalt  die  Billigung 
des  Papstes  gar  nicht  oder  nur  in  sehr  beschränktem  Masse  findet, 
nicht  bezweifelt  werden  kann,  falls  nur  der  verpflichtende  Wille  des 
Papstes  vorhanden  war,  so  lässt  sich  auch  die  üntrnglichkeit  oder 
Unfehlbarkeit  desselben  nicht  bezweifeln. 

8.  Nach  dem  Gesagten  kommt  die  Irrthumslosigkeit  oder  Un- 
trfiglichkeit  unmittelbar  den  vom  Papste  ausgehenden  Glaubensvor- 
schriften oder  Lehrentscheidungen  zu.  Diese  Irrthumslosigkeit  wird 
keineswegs  nothwendig  durch  eine  positive  Einwirkung  Gottes  auf 
das  ErkenntnissvermOgen  oder  den  Willen  des  die  Entscheidung  tref- 
fenden Trägers  des  obersten  Lehramtes  herbeigeführt.  Vielmehr  be- 
deutet die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  lediglich  den  besonderen 
Schutz  Gottes,  durch  den  das  Sicheinschleichen  eines  Irrthums  in  die 
vom  Papste  zu  treffende  Entscheidung  verhütet  wird.  Die  Verhütung 
eines  Irrtumes  aber  kann  Gott  auf  sehr  verschiedene  Weise  bewirken. 
Znmeist  wird  die  richtige  Erkenntniss  der  zu  treffendefi  Glaubens- 
entscheidung durch  das  allseitige  und  gründliche  Studium  des  be- 
treffenden Gegenstandes,  mit  welchem  Bischöfe  oder  Theologen  be- 
auftragt werden,  herbeigeführt,  worauf  dann  der  Papst  das  von  ihnen 
festgestellte  Resultat  sich  zu  eigen  macht  und  die  Entscheidung 
trifft.  Ganz  ähnlich  ist  ja  auch  der  Weg,  auf  welchem  die  Defini- 
tionen der  ökumenischen  Concilien  zu  Stande  kamen.  Die  zu  den 
Concilien  versammelten  Bischöfe  berathen  den  Stoff  reiflich  durch 
und  entscheiden  sich  für  das,  was  ihnen  als  das  einzig  Richtige  vor- 
kommt. Ihre  Entscheidung  wird  vom  Papste  bestätigt,  da  er  gleich- 
falls die  Meinung  billigt  und  den  Inhalt  derselben  für  von  Gott 
geoffenbart  anerkennt.  Die  assistentia  Spiritus  Sancti,  unter  welcher 
eine  Glaubensentscheidung  zu  Stande  kommt,  verhält  sich  demnach 
viel  mehr  negativ  als  positiv,  und  falls  eine  positive  Einwirkung 
stattfindet ,  kann  sie  sich  ebensowohl  unmittelbar  auf  jene  beziehen, 
welche  mit  dem  Studium  oder  der  Vorbereitung  einer  dogmatischen 
Definition  beauftragt  sind,  als  auf  den  Papst  selber.  Man  bezeichnet 
demnach  mit  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  keineswegs  eine  spirituelle 
Begabung,  eine  innere  Kraft,  eine  geistige  Befähigung,  sondern  ledig- 
lich die  von  Gott  auf  was  immer  für  eine  Weise  herbeigeführte  Un- 
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mOglichkeit  y  dass  in  eine  päpstliche  Glaubensentscheidung  ein  Irr- 
thnm  sich  einschleiche.  Dagegen  lässt  sich  von  einem  ordo  aller- 
dings sagen,  dass  er  in  einer  spirituellen  Fähigkeit  besteht  Es  ent- 
fällt also  jeglicher  Orund,  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  zu  den  or- 
dines  za  rechnen.  Damit  entfällt  dann  auch  alles  Weitere,  was 
Heinze  aber  die  Inconsequenzen  sagt,  die  das  vaticaniscbe  Concil 
durch  die  Einführung  dieses  neuen  ordo  in  das  kirchliche  Lehrge- 
bäude gebracht  habe.  Zu  diesen  Inconsequenzen  rechnet  er  z.  B.  dass 
die  Erlangung  und  der  Gebrauch  der  Unfehlbarkeit  an  keinerlei 
Formen  gebunden  ist,  da  doch  die  Erlangung  der  ordines  die  Vor- 
nahme des  ritus  der  Ordination  voraussetzt.  »Die  päpstliche  Unfehl- 
barkeit, meint  er,  trägt  hier  die  Merkmale  einer  unfertigen  Neu- 
schöpfung an  der  Stirn;  der  stylvolle  Bau  der  mittelalterlichen  und 
der  tridentinischen  Kirche  hat  einen  disparaten  Zusatz  und  Abschluss 
erhaltene  (S.  568). 

4.  Hinzugefügt  sei  endlich  noch,  dass,  selbst  wenn  man  die 
päpstliche  Unfehlbarkeit  als  eine  »spirituelle  Begabungt,  »geistige 
Befähigungc,  »Ausrüstung  mit  einer  geistigen  Kräfte  charakterisiren 
könnte,  immer  noch  nicht  ihr  Charakter  als  ordo  bewiesen  wäre. 
Die  Weihen  in  der  katholischen  Kirche  haben  eine  Beziehung  auf 
das  Priesteramt,  d.  h.  auf  das  heilige  Messopfer  und  die  Vermit- 
telnng  übeffnatürlicher  innerer  Gnaden  an  die  Gläubigen  also  der 
heiligmachenden  und  der  wirklichen  Gnade  (gratia  sanctificans  und 
gratia  actualis).  Die  päpstliche  Unfehlbarkeit  hingegen  hat  ledig- 
lich die  Vermittelung  einer  vollkommen  irrthumsfreien  Lehre  zum 
Zwecke,  die  Reinheit  des  Wortes  Gottes  von  jeder  irrthümlichen  Bei- 
mischung. Gewiss  ist  diese  Reinheit  etwas  Gutes,  eine  Wohlthat, 
eine  Gnade,  darf  aber  weder  mit  der  heiligmachenden,  noch  mit  der 
wirklichen  Gnade  verwechselt  werden. 

5.  Was  dann  weiter  die  Ansicht  von  Dr.  Gross  betrifft,  es  sei 
»durch  die  Constitutio  Pastor  aeternus  der  character  indelebilis  auch 
für  diesen  ordo  keineswegs  ausgeschlossene  (Gross,  Lehrbuch  S.  83 
Anm.),  so  genügen  schon  Heinzens  Erwägungen  (S.  567),  um  diese 
Ansicht  als  unannehmbar  zu  erweisen.  Nur  der  im  Amte  stehende 
Papst  geniesst  die  Prärogative  der  Unfehlbarkeit  für  seine  Lehrent- 
scheidungen. Was  müsste  denn  aus  dem  character  indelebilis  der 
Unfehlbarkeit  werden,  wenn  der  Papst,  wie  es  geschehen  kann  und 
wiederholt  geschehen  ist,  auf  sein  Amt  verzichtet?  Er  würde  natür- 
lich den  Charakter  indelebilis  beibehalten,  aber  doch  nicht  unfehl- 
bar sein ! 

Wir  können    die   Darlegungen  Heinzens   nicht   nur  nicht  als 
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äberzeugend,  wir  müssen  sie  als  vollkonunen  verfehlt  bezeichnen. 
Derartige  »joristische  Gonstrnctionenc  sind  ganz  geeignet,  den  »jari* 
stiscben  Constructionenc  überhaupt  den  Kredit  za  nehmen. 


4.  Zur  Designationsfrage  ^). 

Von  ProfeMor  Dr.  J.  HoUweek. 

Auf  die  Kritik,  welche  Holder  an  meiner  Abhandlang  über  das 
Designationsrecht  der  Päpste  (Archiv  f.  K.  R.  1895  Bd.  74  S.  329 
ff.)  jüngst  geübt  hat  (daselbst  1806  Bd.  76  S.  352  ff.),  gestatte  ich 
mir  der  Sache  wegen  folgendes  zu  erwiedern ,  mich  dabei  auf  die 
Richtigstellung  des  Thatsächlichen  beschränkend,  da  eine  weitere 
Erörterung  des  Gegenstandes  H.  gegenüber  überflüssig  erscheint.  Ich 
liabe  keine  Neigung  über  die  Elementarfragen  der  Theologie  zu  dis- 
pntiren,  und  die  Leser  des  Archivs  würden  wenig  dankbar  dafür  sein. 
Holder  glaubt  seine  These  zu  retten,  indem  er  das  Alte  noch  einmal 
sagt.  Wer  sich  für  die  Controverse  interessirt,  darf  nur  nach  Holders 
Erwiderung  meine  Abhandlung  noch  einmal  lesen,  er  findet  dann 
ohne  Mühe  die  Antwort  auf  dessen  Einwendungen.  Mit  Redewen- 
dungen wie:  »Ist  nicht  neu,»  »Hollweck  setzt  voraus,  was  er  beweisen 
soll,«  ist  diese  Frage  nicht  geklärt  und  meine  Beweisführung  nicht 
widerlegt. 

1.  Es  ist  nicht  richtig,  dass  ich  -^den  Historikern  Belehrungen 
erteile«  oder  »über  die  Historiker  absprechend  urteile«.  Ich  habe  in 
einer  mehr  allgemeinen  Wendung,  um  Holder  nicht  nennen  zu  müs- 
seUy  aber  deutlich  genug,  dessen  Aeusserung  gegen  Granderath  und 
sein  geringschätzendes  Drteil  über  den  Standpunkt  der  Dogmatiker 
(und  Ganonisten),  von  dem  er  doch  keine  klare  Vorstellung  zu  haben 
scheint,  zurückweisen  wollen.  Neuerdings  erkennt  er  ja  diesen  Stand- 
punkt, den  er  sich  in  geeigneter  Weise  zurecht  richtet,  überhaupt 
nicht  als  »wissenschaftlich«  an. 

2.  Meine  Abhandlung  war  bereits  gesetzt  und  corrigirt,  sogar  die 
Separatabzüge,  welche  der  Verfasser  erhält,  waren  bereits  in  meiner 
Hand,  als  der  Artikel  Holders  im  »Katholik«  erschien,  in  welchem 
er   »auf  dogmengeschichtlichem  Weg  die  Designationsbefognis   des 


1)  Die  Bed.  glaubte,  Herrn  Prof.  Dr.  Hollweck  als  dem  angegriffenen 
Theile  das  Wort  zar  Selbstvertbeidigung  nicht  verwehren  za  dürfen.  Wir  be- 
merken aber  zugleich ,  dass  wir  die  Diskussion  über  die  Designations  frage  vor- 
Ifinfig  als  abgeschlossen  betrachten. 
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Papstes  als  dogmatisch  unhaltbar  nachgewiesen«  haben  will.  Es 
war  mir  also  nicht  möglich  in  m.  Abhandlung  auf  jenen  Artikel  Be- 
zug zu  nehmen.  Ich  hatte  auch  nachher  keine  Veranlassung,  auf 
den  Artikel  zu  reagiren,  da  ich  dessen  Inhalt  bereits  für  widerlegt 
halten  konnte,  was  mir  von  durchaus  competenter  Seite  auch  be- 
stätiget wurde. 

3.  Es  ist  unrichtig,  dass  ich  die  Rechtsverbindlichkeit  in  die 
Designation  in  sensu  strictissimo  >hineindefinirt«  habe.  Ich  habe 
nur  dieses  toesentliche  Merkmal  des  Begriffs  hervorgehoben  und  in 
seiner  rechtlichen  Bedeutung  umschrieben.  Wenn  es  nicht  darin  liegt, 
durch  was  ist  dann  die  Designation  von  der  Commendation  verschie- 
den? Es  wird  hier  nichts  »vorausgesetzt«,  was  bewiesen  werden  ^oS, 
sondern  es  wird  erklärt,  was  bewi^en  werden  wiU.  Wo  auf  geord- 
nete Discussion  einer  These  gesehen  wird,  verlangt  man,  dass  der 
Defendent  die  Begriffe  feststellt,  sofern  sie  nicht  ohnedies  klar  sind. 
Ich  setzte  nur  dies  als  allgemein  bekannt  voraus. 

4.  H.  spricht  mir  geradezu  die  Fähigkeit  ab,  in  dieser  Frage 
ein  Wort  mitzureden.  »Ein  Mann,  welcher  mit  solchen  methodologi- 
schen Grundsätzen  an  eine  solche  Frage  herantritt,  kann  dieselbe 
unmöglich  objektiv  behandeint.  —  Das  ist  bekanntlich  die  »wissen- 
schaftlichste« Art,  einen  Gegner  tot  zu  machen.  Ich  betrachte  die 
Frage  als  eine  canonistische ^  oder  wenn  man  will,  als  eine  dogma- 
tische. Es  ist  in  meiner  Abhandlung  genügend  betont,  warum  dies 
anzunehmen  sei.  Ich  behandle  sie  auch  vom  canonisäschen  Stand- 
punkt aus,  nicht  vom  historischen.  Will  Holder  mir  Vorlesungen 
halten  über  die  Methodologie  des  canonischen  Rechtes?  Ich  darf  das 
zurückweisen,  da  Holder's  Art  zu  citiren,  den  sehr  gegründeten  Verdacht 
erweckt,  dass  er  nicht  einmal  mit  dem  Corpus  iuris  canonici  genügend 
vertraut  sei ;  vgl.  z.  B.  das  Citat  Holders :  Glossa  Beatus  ad  can. 
Apost.  6  c.  8  qu.  1 :  Papa  nullatenus  potest  sibi  successorem  eligere, 
ac  si  eligat,  irrita  est  electio.  Das  Citat  lautet:  Glossa  ad  v.  beatus 
dict.  Grat,  ad  c.  7  C.  VIII,  qu.  1:  Sed  numquid  adhuc  papa  posset 
facere  sibi  successorem?  Non,  quia  hoc  esset  immutare  statum  ec- 
clesiae,  et  quia  statutum  facit  in  id  tempus,  in  quo  non  est  futurus 
iudex  (vgl.  m.  Abb.  S.  337 1).  Ist  das  »objektiv«  und  zeugt  es  von 
»methodologischen  Grundsätzen«?  Schon  früher,  ich  habe  es  absicht- 
lich unbeachtet  gelassen,  citirt  Holder  im  Archiv,  Bd.  72,  S.  409 
in  sehr  eigenthümlicher  Weise  das  Dekret. 

5.  Es  ist  nicht  richtig,  dass  »das  Wesentliche«  meiner  Beweis- 
führung schon  Granderath  hat.  »Das  Wesentliche«  meiner  Beweis- 
führung liegt  doch  offenbar  in  III,  C,  (S.  410  ff.  m.  Abb.),  d.  h.  in 
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der  Aasnätzüng  der  Funde  Amellis  für  die  Lösung  der  Frage. 
Granderath's  Artikel  erschien  im  J.  1874,  Amellis  Funde  fallen  in 
das  Jahr  1888,  konnten  also  von  Gr.  noch  nicht  benätzt  werden. 
Anch  die  Ausführung  III,  A  (S.  382-893  m.  Abb.)  hat  Or.  nicht. 
Wo  ich  analoge  Ausführungen  habe,  ist  dies  getreulich  angegeben 
(S.  894*),  und  ein  Vergleich  wird  jeden  Unbefangenen  überzeugen^ 
dass  ich  auch  da  auf  eigenen  Füssen  stehe. 

6.  Es  ist  nicht  richtig,  dass  ich  »bei  meinen  Erörterungen  vom 
Satze  ausgehe:  Papa  omnia  potest.c  Holder  (S.  353)  übergeht  das 
Weitere  einfach.  (Vgl.  m.  Abb.  a.  a.  0.  S.  379  und  S.  394).  Ich 
habe  dort  den  gelegentlich  citirten  Satz  der  älteren  Canonisten,  der 
richtig  verstanden  nichts  Exorbitantes  enthält,  gegen  Missdeutung 
zu  schützen  gesucht;  wie  ich  sehe,  vergebens. 

7.  Es  ist  unrichtig,  dass  ich  mich  »auf  die  Vollgewalt  des 
Papstes  berufe  und  argumentire:  Atqui,  wenn  der  Papst  das  Desig- 
nationsrecht nicht  hat,  so  kann  von  einer  plenitndo  potestatis  nicht 
die  Rede  sein.c  Wo  ist  in  meiner  ganzen  Abhandlung  ein  Satz 
oder  eine  Ausführung,  welche  das  bestätigen  könnte? 

8.  Es  ist  unrichtig,  dass  ich  »das  Designationsrecht  als  nicht 
per  se  unter  die  von  Christus  dem  Papste  übertragene  Machtvoll- 
kommenheitc  gehörig  bezeichne.  Das  Gegenteil  steht  S.  375  m.  Abb., 
wo  es  heisst,  dass  dieses  Recht  »an  sich  jedem  Papst  zuzusprechen 
sei«,  und  wo  es  ausdrücklich  als  zum  Inhalt  der  potestas  ordinaria^ 
der  Amtsgewalt,  die  ja  jeder  Papst  in  gleicher  Weise  besitzt,  ge- 
hörend bezeichnet  ist.  Weil  aber  nur  in  Ausnahmefällen  die  Mög- 
lichkeit gegeben  ist,  von  diesem  Rechte  in  aedificationem  ecclesiae 
Gebrauch  zu  machen,  daher  die  a.  a.  0.  gegebene  Limitirung.  — 
Eine  solche  ignoratio  elenchi ,  wie  es  die  Dialektiker  heissen ,  sollte 
denn  doch  nicht  vorkommen» 

9.  Es  ist  nicht  richtig,  dass  das  »Dekret«  Pins'  IV.  mir  »Kopf- 
zerbrechen« machte.  Meine  Vermutung,  dass  nie  ein  solches  erlassen 
worden  sei,  hat  Sägmüller  ^)  zur  Gewissheit  erhoben.  Das  »Dekret« 
hat,  weil  nie  ein  solches  publizirt  wurde,  weder  eine  dogtnaiische 
noch  eine  juridische  Bedeutung.  »Auch  im  Jahre  1565  ist  nur 
erst  Yon  einer  einzusetzenden  Commission  für  Fertigung  der  Bulle  die 
Bede«  (Sägmüller).    Den  Infallibilisten  macht  natürlich  ein  solches 


1)  Sägmaller  gegenüber  (Archiv,  Bd.  75 ,  S.  417}  bemerke  ich ,  dass  ick 
trotz  der  Betonung  der  sonstigen  Genauigkeit  Victorelli*s  doch  einen  genügen- 
den Grund  hatte,  denselben  >im  nemlichen  Athemzagc  in  der  Datirung  des 
Consistoriums  fdr  ungenau  zu  halten,  denn  es  war  da  der  Monat  ausgeblieben^ 
also  eine  offenbare  Flüchtigkeit  gerade  hier  vorhanden. 
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«Dekrete  auch  kein  »Kopfzerbrechenc,  sondern  ist  für  sie  ein  wahr- 
baft  classisches  Beispiel ,  wie  die  Vorsehung  wacht,  dass  nicht  ein 
Act  zustande  kommt,  welcher  die  Unfehlbarkeit  eines  der  Nachfolger 
Petri  in  Zweifel  ziehen  Hesse.  Wäre  ein  Dekret  erlassen  worden, 
dann  fielen  seine  Worte  wie  Keulenschläge  auf  das  Haupt  eines 
Papstes  (Felix  IV.) ,  den  die  Kirche  noch  dazu  als  einen  Heiligen 
verehrt  —  und  auf  die  Onfehlbarkeit  selbst.  Denn  durch  seine  De- 
signation hat  Felix  IV.  dieses  Recht  als  zum  Inhalt  des  Primates 
gehörend  genügend  affirmirt.  Dieses  Factum  wäre  ein  Argument  für 
den  Satz:  Bomani  Pontifices  a  limitibus  potestatis  suae  recesserant. 
Syllab.  tb.  28.  —  Bei  dieser  Gelegenheit  spricht  Holder  davon,  dass 
dieses  iDekretc  allerdings  nicht  »eine  dogmatische  Entscheidung 
nach  aussen  Am«  sei.  Die  Unterscheidung  zwischen  dogmatischen 
Definitionen  nach  attssen  hin  und  nach  innen  ist  allerdings  »neu«! 

10.  Es  ist  unrichtig,  dass  ich  den  »einen  Teil  des  Berichtes 
des  Liber  pontificalis,  der  mir  passt,  annehme,  den  andern,'  von  dem- 
selben Verfasser  herrührenden  Teil  als  unzuverlässig  ablehne.«  Ich 
habe  nur  Holder  darauf  hinweisen  müssen  (m.  Abb.  S.  383  ff.  bes. 
387^),  dass  er  als  Historiker,  der  sich  den  Dogmatikern  und  Gano- 
nisten  gegenüber  mit  solchem  Nachdruck  »auf  die  Beurteilung  der 
Thatsachen  in  und  aus  ihrer  Zeit«  beruft,  die  historischen  Quellen 
«twas  kritischer  zu  nehmen  hat,  wozu  ihm  Duchesne,  dessen  Be- 
urtbeilung  jenes  Berichtes  des  Liber  Pontificalis  mir  wenigstens 
massgebend  ist,  ja  die  beste  Hilfe  bot.  Quellenkritik  gehört  doch 
auch  zur  »Methodologie«  des  Historikers.  Holder  hat  auch  sonst 
von  seiner  »Methode«  keine  starken  Proben  gegeben  (vgl.  m.  Abb. 
a.  a.  0.  S.  391*,  415  >). 

11.  Nicht  richtig  skizzirt  Holder  sodann  meine  Argumentation 
im  letzten  Teil  m.  Abb.  Bei  dem  Mangel  an  Praecision,  welchen 
die  Arbeiten  Holders  vielfach  verraten,  will  ich  nicht  annehmen, 
dass  irgend  eine  Absicht  dabei  unterlief.  Mein  Argument  ist  dieses : 

Obersatz:  Die  im  Primat  enthaltenen  Rechte  erkennt  der  Papst 
unfehlbar  und  affirmirt  sie  entweder  durch  lehramtliche  Declarationen 
oder  dadurch,  dass  er  sie  übt. 

Untersatz:  Felix  IV.  und  Bonifaz  II.  haben  die  Designation 
faktisch  geübt. 

Schluss:  Also  affirmiren  zwei  Päpste  das  Recht  zur  Designa- 
tion als  ein  im  Primat  enthaltenes. 

Ich  »setze«  bei  dieser  Gelegenheit  nichts  »voraus«,  sondern  habe 
die  beiden  Praemissen  meines  Syllogismus  nach  allen  Seiten  hin  er- 
härtet.    Wenn  Holder  den   Schluss    ablehnen    will,    dann    moss 
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er  nach  den  Regeln  der  Logik  zuerst  die  Praemissen  als  unrichtig 
erweisen,  oder  wenigstens  darthun,  dass  die  Beweise  dafür  nicht 
stichhaltig  sind. 

12.  Auf  die  Frage,  wie  es  kommen  konnte,  dass  ein  Recht, 
das  einmal  als  zum  Inhalt  des  Primates  gehörend  erkannt  war, 
wieder  unbekannt  wurde,  habe  ich  am  Schlüsse  m.  Abh.  bereits  die 
Antwort  genügend  gegeben  (S.  423  f.).  Wer  beharrlich  ignorirt,  was 
schon  in  der  Diskussion  erledigt  ist,  kann  keine  Antwort  mehr  be- 
anspruchen« Bei  dieser  Gelegenheit  macht  Holder  als  »unabweisbare 
Consequenzt  die  sonderbare  Bemerkung,  ich  hätte  ein  »von  der 
kirchlichen  Gesetzgebung,  Päpsten,  Gonsistorien  und  Canonisten  direkt 
verworfenes  Recht  wieder  in  die  Reihe  der  Primatialrechte  einge- 
fiigt.t  Bekanntlich  vertreten,  von  den  älteren  sehr  bedeutenden 
Auetoren  abgesehen,  hervorragende  katholische  und  protestantische 
Canonisten  der  Gegenwart  die  Designationsbefngnis  des  Papstes,  z. 
B.  Tarquini,  Granderath,  Hinschius  %  Friedberg  und  neuestens  auch 
der  römische  Canonist  Pezzani  (Codex  S.  Cath.  Rom«  Ecclesiae,  can. 
48,  p.  137  n.  25).  Ich  darf,  da  ich  mich  in  so  guter  Gesellschaft 
befinde,  die  Bemerkung  Holders  als  ungebührlich  zurückweisen.  Wer 
in  der  Weise  einem  Gegner  gegenübertreten  will,  sollte  sich  vorerst 
um  siichhcUtige  Beweise  umsehen.  So  genügsam  sind  Canonisten 
und  Dogmatiker  denn  doch  nicht,  dass  sie  kräftige  Worte  und  ein 
ohne  Würdigung  des  juridischen  Werthes  znsammengehäuftes  Ma- 
terial als  Beweis  gelten  lassen.  Fände  ich  es  entsprechend,  eine  wis- 
senschaftliche Discussion  mit  ähnlichen  Bemerkungen  zu  begleiten, 
man  könnte  dem  Kritiker  mit  Zinsen  heimzahlen. 


5.  Zur  Frage  des  staatlichen  Rechts  der  Exciusive  in  der 

Papstwahl*). 

Eine  Erkl&ruiig  Ton  Prof.  Dr.  Wahrmund* 

In  Heft  IV.  des  Jahrganges  1896  dieser  Zeitschrift  (Bd.  76, 
S.  25  fi.)  hat  Prof.  J.  B.  Sägmüller  unter  der  Ueberschrift  »Neueste 
Lösungsversuche  in  der  Frage  nach  dem  staatlichen  Recht  der 
Exciusive  in  der  Papstwahlc  einen  hauptsächlich  gegen  mein  Referat 
in  der  krit.  Vierteljahresschrift  (Jg,   1896,  S.  140  ff.)  gerichteten 

1)  K.-B.  J,  8.  292,  wo  H.  gerade  auf  Grand  allgemeiner  Erwägangen  die 
herrschende  (negatire)  Anriebt  bekämpft.  Er  h&tte  sich  wohl  noch  entschie- 
dener ansgesprocben,  wären  damals  die  Fonde  Amelli^s  schon  bekannt  gewesen. 

2)  Die  Polemik  anch  in  dieser  Frage  müssen  wir  hiermit  als  abge- 
schlossen betrachten.  Die  Bed. 
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Aufsatz  pnblicirt,  der  zwar  nichts  Neues  oder  Bemerkenswertes  ent- 
hält, dafür  aber  die  ?on  mir  bereits  hinlänglich  charakterisirte  Art 
und  Weise  Sägmüller*scher  Polemik  von  neuem  dokumentirt.  Ich 
hielt  es  anfangs  far  überflüssig,  von  diesem  Aufsatze  auch  nur  mit 
einem  Worte  Notiz  zu  nehmen.  Da  ich  jedoch  befürchten  muss,  dass 
Herr  S.  mein  Schweigen  abermals  für  sich  ausnutzen  und  Behaup- 
tungen (seinerseits) ,  auf  welche  näher  einzugehen  dem  Gegner  nicht 
der  Mühe  verlohnt,  als&eu^^en,  unwiderspr&Mich  u.  dgL  hinstellen 
und  daraas  Gapita]  schlagen  werde,  da  ich  endlich  in  den  Kreisen 
der  Facbgenossen  auch  nicht  die  geringsten  Zweifel  über  die  wahren 
Motive  meines  ferneren  Verhaltens  aufkommen  lassen  möchte,  so  er- 
laube ich  mir  hiermit  folgendes  zu  erklären: 

1.  In  merito^  d.  h.  die  wissenschaftliche  Streitfrage  anbelangend, 
habe  ich  meinen  Standpunkt  wiederholt  und  eingehend  präcisirt,  habe 
dem  derzeit  nichts  hinzuzufügen  und  überlasse  die  Prüfung  der  Richtig- 
keit meiner  Ansichten  getrost  der  unbefangenen  Kritik  der  Oeffent- 
lichkeit,  denn  nicht  kleinliche  Rechthaberei,  sondern  Förderung  der 
Wissenschaft  ist  das  Ziel  meiner  Publicationen. 

2.  Was  die  von  S.  beliebte  Form  der  Polemik  betrifft,  so  habe 
ich  gleichfalls  schon  deutlich  genug  zu  erkennen  gegeben,  dass  mir 
nichts  ferner  liegt,  als  in  den  forensischen  Satzschriftenstil  meines 
Gegners  zu  verfallen,  dass  ich  ihm  in  dieser  Hinsicht  vielmehr  be- 
reitwilligst die  Palme  zugestehe. 

3.  So  wenig  man  mir  schliesslich  —  wie  ich  glaube  —  zu- 
muthen  kann,  all'  jene  offenbaren  Entstellungen  von  Thatsachen, 
welche  sich  S.  zu  Schulden  kommen  lässt  ^),  einzeln  zu  verfolgen  und 


1)  Beispiele  hiefÜr  Tgl.  Mittheilnngen  des  Instituts  für  österr.  Geschichts- 
forschung Jg.  1893,  S.  518,  n.  2  and  Krit.  Yierteljahresschrift,  Jg.  1896,  S.  149, 
D.  1.  Als  weiteren  Beleg  folgendes.  Nach  Pablication  meines  Ansschliessangs- 
rechtes  (Sommer  1888)  sammelte  ich  im  Winter  1888/89  in  römischen  Archiyen 
das  anf  die  Ezclasivenlitteratnr  des  17.  Jahrhunderts  bezügliche  Quellenmaterial, 
bearbeitete  es  in  der  folgenden  Zeit  und  legte  es  im  März  1890  in  Gestalt  einer 
druckfertigen  Abhandlung  der  Akademie  der  Wissenschaften  in  Wien  zur  Auf- 
nahme in  ihre  Sitzungsberichte  vor  (s.  Anzeiger  der  Academie  vom  23.  April 
1890).  Einige  Zeit  spater  erschien  das  »die  Papstwahlen  und  die  Staaten  von 
1447— 1555c  (Tübingen  1890)  betitelte  erste  Buch  SSgmüliers,  welches  über  die 
eben  genannte  Litteratur  allerdings  die  wenigen,  langst  bekannten  Notizen 
brachte  (und  sich  hiebei  u.  A.  auch  auf  mein  Ausschliessungsrecht  S.  141  be- 
zog) ,  von  ihrer  inzwischen  geschehenen  Auffindung  und  ihrem  Inhalte  jedoch 
noch  nicht  die  geringste  Kenntnis  hatte.  Angesichts  dieser  leicht  constatirbaran 
und  Herrn  Dr.  S.  bekannten  Thatsachen  behauptet  derselbe  dennoch  (cit.  Auf«^ 
satz  S.  36,  n.  2),  durch  ihn  und  sein  eben  genanntes  Buch,  S,  30  sei  ich 
erst  auf  die  Exclusivenlitteratur  des  17,  Jahrh.  aufmerksam  gemacht 
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ZU  zergliedern  oder  seiner  so  beliebten  Phrase:  »Da  und  dort  habe 
ich  bewiesen  (recte  behauptet),  dass  es  sich  so  and  so  verhält  und 
dabei  hat  es  sein  Bewenden,«  weitere  Beachtung  zu  schenken,  ebenso 
wenig  werde  ich  mich  dazu  verstehen,  dass  meinerseits  das  Ge- 
ringste beigetragen  werde,  um  eine  ursprünglich  wissenschaftliche 
Gontroverse  in  eine  jener  kleinlichen  Publicisten-Zänkereien  ausarten 
zu  lassen. 

Damit  ist  für  mich  die  vorliegende  Sache  definitiv  erledigt, 
damit  haben  alle  weiteren  Auseinandersetzungen  mit  Herrn  Dr.  Säg- 
müller jetzt  und  für  alle  Zukunft  ihr  Ende  erreicht. 


6.  Prof.  Dr.  Franz  Quirin  von  Kober, 

geb.  6.  März  1821,  gest.  25.  Januar  1897. 
Von  Prof.  Dr.  SägmüUer. 

Am  Nachmittag  des  letztvergangenen  28.  Januar  wurde  Prof. 
Dr.  Franz  Quirin  von  Kober  mit  allem  Gepränge  einer  akademischen 
Leichenfeierlichkeit  zur  Erde  bestattet.  Da  mit  dem  Verstorbenen 
wohl  der  Nestor  der  katholischen  Eanonisten  aus  dem  Leben  ge- 
schieden ist,  der  in  der  Disziplin  des  Eirchenrechts  fast  ein  halbes^ 
Jahrhundert  hindurch  eine  angesehene  und  segensreiche  Wirksamkeit 
entfaltet  hat,  so  ist  sicher  ein  kurzer  Nekrolog  in  diesem  Organ 
am  Platze. 

Der  Verstorbene  wurde  als  der  Sohn  einfacher  Landleute  ge- 
boren den  6.  März  1821  zu  Warthausen  im  württemhergischen  Ober- 
schwaben. Er  besuchte  zunächst  die  Lateinschule  in  der  benachbarten 
Oberamtsstadt  Biberach  a.  d.  R.  Hernach  war  er,  entsprechend  dem 
Bildungsgang  der  Theologiestudierenden  der  Diözese  Bottenburg,  als 
Insasse  des  niederen  Konvikts  zu  Ehingen  a.  d.  D.  Schüler  des  dorti^ 
gen  Obergymnasiums.  Darauf  studirte  er  als  Zögling  des  Wilhelms- 
stiftes in  Tübingen  in  den  Jahren  1840 — 44,  zu  der  Zeit,  wo  die 
dortige  katholisch-theologische  Fakultät  mit  den  verhältnissmässig 
noch  jungen  Dozenten  Kuhn,  Hefele,  Weite  einen  Ruf  weit  über  die 
Grenzen  des  engeren  Vaterlandes  hinaus  genoss,  den  freilich  bereits 
andere,  wie  Möhler,  Hirscher  und  der  auch  noch  lehrende  Drey  be- 
gründet hatten.  Am  4.  September  1845  erhielt  E.  die  Priesterweihe 
mit  47  anderen  Alumnen,  unter  welchen  sich  mehrere  befanden,  deren 

worden  (I).  Aehnlich  besitzt  Herr  Dr.  S.  (ibid.  S.  39,  n.  2)  den  Math,  in  Hin- 
blick anf  einen  Ton  mir  zum  erstenmale  vollinhaltlich  publidrten  Brief 
des  Card.  Lndovisio  (vgl.,  meine  »Balle  Aeterni  patris  filiasc ,  S.  60  ff.)  za  be- 
merken, ich  hätte  nichts  za  seinem  Bekanntwerden  beigetragen  a.  dgl.  m. 
Archiv  fdr  Kirohenrecht.  LXXVU.  27 
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Name  später  ebenfalls  den  besten  Klang  bekam,  wie  der  alt- 
testamentliche  Exegete  Felix  y.  Himpel,  der  durch  seine  Arbeiten 
über  das  Eherecht  verdiente  Grratns  Kreutzer,  der  noch  lebende  Na- 
turforscher und  Pfarrer  Joseph  Probst  in  ünteressendorf,  der  hervor- 
ragende, geistreiche  Jesuit  Florian  Riess  und  endlich  der  um  Kunst- 
verständnis und  Kunstpfiege  in  der  DiOzese  Bottenburg  hochverdiente 
Prälat  Franz  Joseph  Schwarz.  Kurze  Zeit  ward  dann  der  junge 
Priester  in  der  Seelsorge  in  der  Stadt  Ulm  verwendet. 

Aber  schon  im  Mai  1846  kam  K.  als  Repetent  an  das  Wil- 
faelmsstift  nach  Tübingen  zurück.  So  wieder  versetzt  auf  den  bereits 
lieb  gewonnenen  Boden,  unter  die  studierenden  jungen  Theologen, 
hinein  in  den  Ereis  gleichaltriger,  gleichgesinnter  und  gleich  streb- 
samer Repetenten,  welchen  Männer  wie  Drey,  Kuhn,  Hefele,  Weite 
als  erhabene  Beispiele  wissenschaftlicher  Arbeit  und  echt  kirchlicher 
Gesinnung  voranleuchteten,  hat  K.  alsbald  ein  reges  wissenschaftliches 
Streben  bethätigt.  Denn  während  seiner  Repetentenjahre  hielt  er 
Vorlesungen  in  der  Philologie,  über  Epistolarei^egese  und  namentlich 
über  Kirchenrecht,  welches  die  Konviktoren  immer  noch  bei  dem 
Josephiner  L.  A.  Warnköoig  zu  hören  hatten.  So  wurde  der  bisherige 
Repetent  für  die  akademische  Laufbahn  aufs  beste  vorbereitet,  die 
er  denn  auch  wirklich  betreten  sollte. 

Mit  Rücksicht  auf  vorhandene  Bedürfnisse  nämlich  und  in 
Würdigung  seiner  bisherigen  erfolgreichen  Lehrthätigkeit  wurde  K. 
am  28.  Januar  1851  als  Hilfslehrer  an  der  katholisch-theologischen 
Fakultät  in  der  Eigenschaft  als  Privatdozent  mit  einem  Lehrauftrag 
über  Pädagogik  und  Didaktik  und  über  Epistolarexegese  angestellt. 
Daneben  setzte  er  seine  Vorlesungen  über  Kirchenrecht  fort.  Durch 
Dekret  vom  19.  April  1853  erhielt  derselbe  Titel  und  Rang  eines 
ausserordentlichen  Professors,  und  am  8.  September  1857  wurde  er 
ordentlicher  Professor  des  Kirchenrechts  und  der  Pädagogik  inner- 
halb der  katholisch-theologischen  Fakultät. 

Im  Hinblick  auf  diesen  Werdegang  kann  K.  mit  vollsten^  Recht 
als  seif  made  man  bezeichnet  werden  und  nicht  ungern  hat  derselbe 
im  vertraulichen  Gespräch  darauf  hingewiesen,  wie  mühsam  er  nicht 
etwa  sich,  sondern  gerade  seiner  Disziplin,  die  man  heute  ganz  selbst- 
verständlich wieder  unter  die  theologischen  rechnet,  den  gebührenden 
Platz  miterrungen  habe.  Freilich  war  er  dabei,  was  ebenso  dankbar 
anerkannt  wurde,  getragen  von  den  Sympathien  der  Glieder  der  ka- 
tholisch-theologischen Fakultät  und  deren  tiefem  Verständnis  für  die 
Wichtigkeit  der  Sache,  namentlich  dem  Hefeies. 

Diese  Genesis  nun  ist  von  der  grössten  Bedeutung  für  Kobers 
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Lehrweise  geworden.  Frühe  schon  mit  Vorlesungen  verschiedener  Art 
beauftragt,  musste  derselbe  durch  ein  ganzes  Dezennium  hindurch 
seine  ganze  Zeit  und  schöne  Kraft  der  Ausfertigung  von  Kollegheften 
zuwenden.  Und  darin  ist  er  ein  anerkannter  Meister  geworden.  Sein 
Ideal  war  ein  Hefk,  in  dem  nichts  Wesentliches  übergangen,  in  das 
nichts  unwesentliches  aufgenommen  war.  Der  so  gewonnene  Stoff 
wurde  dann  äusserst  übersichtlich  geordnet  und  bis  auf  den  letzten 
Ausdruck  hinaus  pr&zis  dargestellt.  Ebenso  bestimmt  war  der  münd- 
liche Vortrag.  War  dann  einmal  alles  mit  Mühe  und  Sorge  in  die 
geeignete  Form  gegossen,  so  änderte  K.  nur  mehr  ungern,  was  bis- 
weilen den  Schein  erwecken  konnte,  als  sei  der  neuesten  Fortentwick- 
lung nicht  immer  die  gebührende  Aufmerksamkeit  geschenkt.  Viel- 
leicht auch  wurde  um  der  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit  willen 
manchmal  eine  andere  als  die  rein  genetische  Einteilung  gewählt.  Aber 
der  Praktiker  verstand  das  Wort:  qui  bene  distinguit,  bene  docet,  und 
schuf  so  ein  Kollegheft,  das  ein  treffliches  Studierheft  war  far  die 
Zuhörer  aus  dem  engeren  und  weiteren  Vaterland  und  aus  der  Schweiz. 
Eine  Folge  der  angestrengten  Thätigkeit  auf  dem  Katheder  war 
freilich,  dass  K.  es  in  den  ersten  zehn  Jahren  zu  keiner  grösseren 
wissenschaftlichen  Publikation  brachte.  Erst  im  Jahre  1857  erschien 
sein  erstes  Buch:  Der  Kirchenbann,  der  1863  in  zweiter  unveränderter 
Ausgabe,  durch  ein  Sachregister  vermehrt,  herauskam.  Im  Jahre 
1862  war  bereits  auch  die  zweite  Monographie  gefolgt :  Die  Suspen- 
sion der  Kirchendiener,  eine  Erweiterung  eines  im  Jahre  1859  er- 
schienenen akademischen  Programms.  Dem  schloss  sich  1867  das 
umfangreiche  Buch  über  die  Deposition  und  Degradation  an.  Des 
Verfassers  Zweck  war,  in  diesen  Arbeiten  die  Gesamtlehre  von  den 
Kirchenstrafen  in  einer  neuen,  zusammenhängenden,  dem  gegenwär- 
tigen Standpunkt  der  Wissenschaft  nach  Möglichkeit  entsprechenden 
Bearbeitung  vorzulegen.  Und  dieses  Ziel  ward  nach  der  Kritik  voll- 
ständig erreicht.  Anerkannt  wurde  ganz  besonders  die  gute  Dar- 
stellung der  historischen  Entwicklung,  wodurch  sich  K.  als  Adept 
erwies  der  von  Richter  und  Phillips  auch  auf  dem  Gebiete  des  ka- 
nonischen Rechts  inaugurierten  historischen  Schule.  Wiederholt 
erklärte  er  auch,  dass  er  dem  Lehrbuch  des  katholischen  und  evan- 
gelischen Kirchenrechts  von  Richter  für  die  ersten  Jahre  seiner  Lehr- 
thätigkeit  ausserordentlich  viel  zu  verdanken  gehabt  habe.  Trotz  des 
allseitigen  Beifalls  hat  aber  K.  merkwürdigerweise  nach  dem  Jahre 
1867  kein  Buch  mehr  geschrieben,  obgleich  die  von  ihm  nun  einmal 
bevorzugte  Sparte  im  Kirchenrecht,  die  kirchliche  Strafgewalt,  Stoff 
zu  noch   mancher  wenigstens  kleineren  Monographie  geboten  hätte. 
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Was  aber  zunächst  noch  an  poenae  medicinales  und  Tindicatiyae  wie 
Interdikt,  Geftngnis-  und  Geldstrafen  zu  behandeln  war,  das  stellte 
er  in  der  Folge  im  Archiv  und  in  der  Theologischen  Quartalschrift  dar. 

Dieses  letztere  Organ  nämlich  enthält  eine  Reihe  von  Artikeln  ans 
der  Feder  des  Verstorbenen :  Beryllus  von  Bostra,  eine  dogmenhistorische 
Untersuchung,  Jahrgang  1848,  Band  XXX,  Seite  57  ff. ;  Ueber  den  Ur- 
sprung und  die  rechtliche  Stellung  der  Oeneralvikare ,  Jhgg.  1853, 
Bd.  XXXV,  S.  535  ff. ;  Die  rechtlichen  Wirkungen  der  Exkommuni- 
kation, Jhgg.  1856,  Bd.  XXXVIII,  S.  357  ff.,  531  ff.,  Jhgg.  1857, 
Bd.  XXXIX,  S.  62  ff.    (Bruchstück  aus  dem  in  eben  diesem  Jahre 
erschienenen  Werk  über  den  Kirchenbann);   Ueber  den  Einfluss  der 
Kirche  und  ihrer  Gesetzgebung  auf  Gesittung,   Humanität  und  Gi- 
vilisation  im  Mittelalter,  Jhgg.  1858,  Bd.  XL,  S.  443  ff.;  Medicin 
und  Kirchenrecht,  Jhgg.  1873,  Bd.  LV,  S.  598  ff.;  Die  körperliche 
Züchtigung  als  kirchliches  Strafmittel  gegen  Kleriker  und  Mönche, 
Jhgg.  1875,   Bd.  LVII,  S.  3  ff.,   S.  855  ff.;    Die  Gefängnisstrafe 
gegen  Kleriker  und  Mönche,  Jhgg.  1877,  Bd.  LIX,  S.  3  ff.,  S.  551  ff.; 
Die  Geldstrafen  im  Kirchenrecht,  Jhgg.  1881,  Bd.  LXIII,  S.  3  ff.; 
Die  Residenzpflicht  der  Kirchendiener  bei  feindlichen  Verfolgungen 
und  ansteckenden  Krankheiten,  Jhgg.  1882,   Bd.  LXIV,   S.  3  ff. ; 
S.  245  ff.  Im  Archiv  für  katholisches  Kirchenrecht  endlich  erschien 
der  Aufsatz  über  das  Interdikt,  Jhgg.  1869,  Bd.  XXI,  S.  3  ff.,  S.  291  ff., 
Bd.  XXII,  S.  3  ff.  Alle  diese  Arbeiten  nun,  die  manchmal  sehr  umfang- 
reich sind  und  bisweilen  über  hundert  Seiten  füllen,  fanden  als  den 
betreffenden  Gegenstand  erschöpfend   und  wegen  ihres  glatten  Stils 
allgemeinen  Beifall.   Das  beste  Zeugnis  für  deren  Gediegenheit,  wie 
für  alle  Arbeiten  Kobers  ist  der  Umstand,   dass  auch  andere  durch 
sie   zum   Arbeiten   auf  gleichem  oder   ähnlichem  Gebiet  angeregt 
wurden.    Und  wenn  Hinschius  auf  ein  bestimmtes  Gebrechen  der 
Monographien  Kobers  hinzuweisen  weiss  (Kirchenrecht  Bd.  IV,  Vor- 
wort), so  zeigt  doch  seine  freilich  unvergleichliche  Darstellung  des 
kirchlichen  Strafrechts  an  ungezählten  Orten,  wie  viel  Anregung  und 
Belehrung  auch  er  K.  verdankt. 

Noch  ist  auf  des  Verstorbenen  Mitarbeit  am  Kirchenlexikon 
von  Wetzer  und  Weite  hinzuweisen.  Oefters  erzählte  er,  wie  der  Mit- 
redakteur  Weite  einfach  mit  dem  betreffenden  Stichwort  auf  seinem 
Zimmer  erschienen  sei  und  auf  Grund  des  einmal  gegebenen  Ver- 
sprechens kategorisch  die  baldige  Herstellung  des  Artikels  verlangt  habe. 
Thatsächlich  zählt  denn  auch  schon  die  erste  Auflage  des  Kirchen- 
leiikons  eine  Reihe  kirchenrechtlicher  Artikel  aus  der  Feder  Kobers, 
dessen  Arbeitsweise  besonders  dazu  geeignet  war.  Diese  Beiträge  er* 
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hielten  dann  in  der  zweiten  Auflage  die  notwendigen  Verbesserungen 
und  Erweiterungen.  Auch  wurden  ganz  neue  Artikel  geliefert.  Gerade 
die  Arbeit  fQrs  Eirchenlexikon  bildete  schliesslich  die  letzte  litterarische 
Thätigkeit  des  Verstorbenen,  die  aber  mit  Liebe  bis  in  die  letzten 
Monate  herein  fortgesetzt  wurde,  wie  die  jüngsten  Hefte  des 
10.  Bandes  noch  beweisen.  Es  mag  dabei  die  Erinnerung  an  die 
besten  Mannesjahre,  die  bei  Eober  eine  sehr  lebhafte  war,  helfend 
zur  Seite  gestanden  haben.  Sonst  aber  war  im  letzten  Dezennium 
die  litterarische  Produktion  in  Stillstand  gekommen.  Dann  und  wann 
noch  erschien  eine  kleine  Rezension,  die  sich  von  jeher  durch  ruhigen 
Ton  und  sachliche  Verbesserungen  des  rezensirten  Werkes  auszeichneten. 

Blickt  man  nun  auf  all  das  hin,  so  versteht  man  wohl,  dass  der 
akademische  Lehrer  die  Liebe  seiner  Schüler,  die  Hochachtung  des 
Klerus,  die  Wertschätzung  seiner  Kollegen  besass,  wie  er  denn  auch 
im  Jahre  1878  auf  79  Rector  magnificus  war,  und  dass  er  die  Gnade 
seines  Königs  in  hohem  Grade  genoss,  der  ihm  das  Ritterkreuz  erster 
Klasse  des  Ordens  der  Württembergischen  Krone  und  den  Personaladel 
im  Jahre  1877  und  im  Jahre  1895  anlässlich  des  goldenen  Priester- 
jubiläums das  Kommenthurkreuz  zweiter  Klasse  des  Friedrichsordens 
verliehen  hat.  .Gerade  anlässlich  der  genannten  Feierlichkeit  zeigte 
es  sich,  welch  grosser  Sympathien  Professor  von  Kober  sich  allenthalben 
erfreute,  Sympathien,  die  ihren  letzten  Grund  im  ganzen  Charakter 
des  Mannes  hatten,  wie  er  sich  im  persönlichen  Verkehr,  im  Freundes- 
kreise, im  Auftreten  und  Stellungnahme  in  Kirche  und  Staat  erwies. 

Aber  mit  dem  zunehmenden  Alter  stellten  sich  auch,  wie  hoch- 
ragend die  Gestalt  des  Verstorbenen  immer  noch  war,  dessen  Gebrechen 
ein.  Namentlich  fiel  nach  einer  Erkrankung  im  Sommer  1894  das 
Gehen  mehr  und  mehr  beschwerlich,  so  dass  er  seine  zweite  Vorlesung, 
die  über  Pädagogik,  nicht  mehr  selbst  halten  konnte.  Zuletzt  konnte  er 
sich,  wie  sehr  auch  die  seit  fast  einem  halben  Jahrhundert  geübte 
akademische  Lehrthätigkeit  zum  täglichen  Lebensbedarf  zu  gehören 
schien,  doch  der  Erkenntnis  nicht  mehr  verschliessen,  dass  seine  schwin- 
denden Kräfte  ein  Halt  geboten.  So  suchte  er  denn  um  seine  Pensionier- 
ung nach,  die  er  auch  am  11.  August  vergangenen  Jahres  in  aus- 
drücklicher Anerkennung  seiner  »vieljährigen  treuen  und  vorzüglichen 
Dienstec  erhielt.  Aber  schon  Ende  Oktober  warf  ein  Schlaganfall  den 
bisher,  abgesehen  von  den  schwachen  Füssen,  noch  gesund  Erscheinen- 
den aufs  Krankenlager,  auf  welchem  sich  innerhalb  dreier  Monate 
seine  Kraft  und  sein  Leben  aufisehrte.  Am  25.  Januar  ist  Kober  sanft 
im  Herrn  entschlafen.  Seine  Name  aber  wird  noch  lange  allenthalben 
einen  guten  Klang  haben,  besonders  unter  den  Kanonisten.    R.  L  P. 
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A.   Recensionen. 

1.  Mauri  Sarti  et  Mauri  Fattorini  De  claris  archigymnasii 
Bononienais  prafessaribtts  a  saeculo  XI  %i8que  ad  saecukm  XIV 
Herum  edideruni  Caesar  Albicinius  Farolivietms  in  Baiuh 
niensi  arehigymnasio  iuris  ptMici  professar  et  Carcius  Ma* 
lagola  Ravennas  in  eodem  arehigymnasio  paJeograjMae  et 
difilomaticae  publicus  leetar  et  regii  tabularii  Bonaniensis 
praefectus.  Bononiae,  ex  officina  regia  Fratram  Merlani, 
MDCCCLXXXVIII  -  MDCCCLXXXXVI.  2  tomi  (28,  XXXVI, 
675,  386  S.). 

Der  Verfasser  der  »Geschichte  des  römischen  Bechts  im  Mit- 
telaltert, F.  C.  von  Savigny  hat  ebenso  den  Werth  und  die  Be- 
dentang  des  rorliegenden  Werkes  anerkannt,  wie  F.  v.  Schalte  in 
seiner  »Geschichte  der  Qaellen  und  Literatur  des  canonischen  Rechts. c 
Das  urteil  des  ersteren  (a.  a.  0.  III,  2.  Ausgabe,  Heidelberg  1834, 
S.  69):  »Eine  Geschichte  der  Glossatoren  ist  erst  durch  dieses  Werk 
möglich  gewordene ,  wird  von  dem  letzteren  wiederholt  (a.  a.  0.  I, 
Stuttgart  1875,  S.  15  f.).  Wie  die  Darstellung  des  Lebens  der  Bo- 
lognesischen  Civilisten  bei  Savigny  auf  Sarti's  Werk  fusst,  so  gilt 
ein  Gleiches  auch  von  Schulte's  Arbeit  über  die  Üanonisten  von 
Bologna. 

Als  das  Jubiläum  der  Universität  Bologna  (1888)  den  Blick  in 
erhöhtem  Masse  auf  die  Geschichte  derselben  lenkte,  fasste  ein  Mit- 
glied derselben,  Professor  Conte  Cäsar  Albicini,  den  Entschluss, 
eine  Neuausgabe  der  Arbeit  SartPs  und  seines  Fortsetzers,  Fattorini 
zu  veranstalten.  Der  Tod  hinderte  ihn,  dieselbe  zu  vollenden;  sein 
dankbarer  Schüler,  der  auch  in  Deutschland  wohl  bekannte  Vorstand 
des  Staatsarchivs  von  Bologna,  Carl  Malagola,  besorgte  den  Ab* 
druck  der  Urkunden,  die  den  zweiten  Band  der  neuen  Ausgabe  füllen. 
Conte  Albicini  hat  sich  im  allgemeinen  darauf  beschränkt,  den 
Text  der  Originalausgabe  wiederzugeben ;  die  Stücke,  die  seine  Aus- 
gabe allgemeiner  zugänglich  macht  oder  zum  ersten  Mal  veröffent- 
licht (s.  die  prefazione  alla  seconda  edizione  S.  24  f.)  enthalten  je- 
denfalls für  den  Canonisten  nichts  von  Bedeutung.  Während  bei  den 
Civilisten,  die  das  Werk  behandelt,  die  neuere  Literatur  doch  inso- 
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fern  berücksichtigt  ist,  als  die  italieniscbe  Uebersetzung  von  Sa- 
vigny's  obengenanntem. Werke  citiert  wird,  fehlt  bei  den  Biographieen 
der  Canonisteu  jeder  Hinweis  auf  neaere  Arbeiten.  Die  reiche  För- 
derang, die  die  Eenntniss  der  kanon istischen  Literatur  seit  Gratian 
den  Forschungen  von  Schulte,  Maassen,  Thaner  u.  A.  ver- 
dankt, ist  dem  Werke  nicht  zu  gut  gekommen ;  die  Biographien  der 
Canonisten  erscheinen  hier  in  derselben  Qestalt,  die  sie  in  der  ersten 
Ausgabe  haben. 

Bietet  auch  der  erste  Band  der  Neu-Ausgabe  dem  Canonisten 
keine  Bereicherung  seiner  Kenntnisse,  so  wird  derselbe  doch  dankbar 
das  Verdienst  anerkennen,  das  Malagola  um  den  zweiten  Band  sich 
erworben  hat.     Die  Urkunden,  die  derselbe  enthält,  waren  von  Fat- 
torini  in  sehr  mangelhafter  Weise  veröffentlicht  worden  (s.  die  pre- 
fazione  alla  seconda  edizione  S.  26).   Malagola  hat  die  grosse  Mühe 
nicht  gescheut,  anf  die  Vorlagen,  die  Fattorini  zur  Verfügung  stan- 
den, zurückzugehen  und  so  die  zahlreichen  Fehler,  die  der  ürkunden- 
theil  der  Originalausgabe  enthält,  zu  verbessern. 
Ji.  Pfeüschifler  (Oearg),  Der  Ostgcienkönig  Theoderich  der  Grosse 
und  die  hatholisehe  Kirche.  Munster  i.  W.,  Heinrich  Schöningh, 
1896.   VIII,  271  S.    (Kirchengeschichtliche  Studien  herausge- 
geben von  Dr.  Knöpfler,   Dr.  Schrörs,  Dr.  Sdralek,   III.  Bd. 
L  und  II.  Heft). 

Eine  ansehnliche  Reihe  von  Qaellenpublikationen ,  insbesondere 
in  der  Abtheilung  der  Auetores  antiquissimi  der  Monumenta  Ger- 
maniae  historica,  und  von  darstellenden  Arbeiten  hat  in  den  letzten 
Jahren  soviel  Licht  über  die  Gründung  des  Ostgotenreiches  und  die 
dadurch  geschaffenen  Verhältnisse  verbreitet,  dass  der  Versnch  freudig 
begrüsst  werden  mass,  auf  Grund  dieser  neueren  Forschungen  die 
Beziehungen  des  auf  italienischem  Boden  bestehenden  Germauen- 
reiches und  seines  ersten  Herrschers  zur  katholischen  Kirche  »in 
einer  einheitlichen  und  allseitigen  Darstellnngc  (s.  Vorwort  S.  VI) 
zur  Anschauung  zu  bringen. 

So  reich  auch  der  Stoff  fliesst ,  der  Verfasser  der  vorliegenden 
Schrift  hält  sich  strenge  an  sein  Thema;  mit  weisem  Masshalten 
wählt  er  nur  das  aus,  was  Licht  auf  dasselbe  werfen  kann.  Er  be- 
handelt wohl  die  verschiedenen  Seiten  desselben;  indem  aber  alles 
Licht,  das  uns  zukömmt,  ein  und  denselben  Gegenstand  beleuchtet, 
dient  die  ganze  Erörterung  nur  der  tieferen  Erkenntniss  der  näm- 
lichen Sache. 

Nach  den  traurigen  Tagen  der  Eroberung  hatten  sich  die  Be- 
ziehungen der  katholischen  Kirche  zu  Theoderich  günstig  gestaltet. 
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Die  katholische  Kirche  lebte  unter  dem  königlichen  Scepter  des 
Amalers  in  ungeschmälertem  Besitz  ihrer  alten  Rechte  und  unter 
vollständiger  Anerkennung  ihrer  alten  Stellung;  im  friedlichen  Ge- 
nuss  einer  allmählich  beginnenden  Ruhe  erfreute  sie  sich  der  that- 
kräftigen  Unterstützung  auch  seitens  der  neuen  Herrschaft  (S.  85  f.). 
Papst  Gelasius  (492 — 496)  stand  in  einem  freundschaftlichen  Ver- 
hältniss  zu  dem  Ostgotenkönig;  er  gibt  ihm,  den  er  rex  nuignißcus^ 
domntis  ßius  meus  rex  nennt,  das  Zeugniss,  er  sei  pro  stM  sapienKa 
causis  ecclesiasticis  in  nnUo  contrarius  (Oassiodori  Senatoris  Variae 
rec.  Th.  Mommsen,  S.  390,  Mon.  Qerm.  bist.  Auct.  antiquiss.  XII). 
»Ohne  die  geringste  Spur  von  königlichem  Einflüsse  (S.  87)  ward 
Anastasius  II.  (496—498)  zu  seinem  Nachfolger  gewählt.  Als  nach 
seinem  baldigen  Tode  das  Schisma  in  der  römischen  Kirche  aus- 
brach und  dem  rechtmässigen  Papste  Symmachus  (498—514)  der 
Archipresbyter  Laurentius  gegenüber  gestellt  wurde,  waren  es  die 
streitenden  Theile  selbst,  die  ein  Eingreifen  des  Königs  hervorriefen 
(S.  57) ;  Theoderich  entschied  für  Symmachus.  Doch  die  Ruhe  ward 
mit  seinem  urteil  nur  für  kurze  Zeit  hergestellt;  »die  Gegensätze 
waren  nur  gehemmt  und  zurückgedrängt  wordene  (S.  61).  »Das  ganze 
Auftreten,  die  ganze  Haltung  Theoderichsc  in  den  schweren  Kämpfen, 
die  nun  folgten,  »war  inspiriert  und  geleitet  von  dem  Geiste  des 
Friedensf  (S.  67).  Er  berief  wohl  eine  Synode,  um  den  Streit  zu 
schlichten,  doch  lag  es  ihm  nach  seinen  eigenen  Worten  ferne,  selbst 
ein  urteil  zu  fällen  (non  nostrum  iudieatnmus  de  ecclesiasticis  aliquid 
censere  negotiis.  Cassiodori  S.  Variae  rec.  Mommsen  S.  424).  Als 
es  dem  Concil,  das  P.  in  das  Jahr  502  verlegt  (S.  71  f.),  nicht  ge- 
lang, die  vom  Könige  gewünschte  Ruhe  wieder  herzustellen,  nahm 
derselbe  »eine  durchaus  abwartende  Haltungc  ein  (S.  94).  Gründe 
mannigfacher  Art  musstea  ihn  von  einem  raschen  Einschreiten  zu- 
rückhalten. Wie  ein  Blick  auf  die  Persönlichkeiten ,  die  in  beiden 
Lagern  standen,  klar  zeigt  (s.  S.  76  f.),  war  es  auch  für  den  Ka- 
tholiken schwer,  in  diesen  Streitigkeiten  zu  einem  sicheren  urteil  zu 
kommen;  in  dieser  »Zeit  des  Werdens  und  der  äusseren  Ent Wickel- 
ungc,  wie  der  Vf.  sagt  (S.  70),  waren  die  prinzipiellen  Fragen,  von 
deren  Lösung  alles  abhing,  noch  zu  wenig  geklärt.  »Woran  hätte  ein 
Arianerc  wie  Theoderich  »sich  ein  urteil  bilden  sollent  (S.  98). 
Ueberdies  drängte  die  Rücksicht  auf  den  mächtigen  römischen  Adel, 
der  das  Schisma  hervorgerufen  hatte  und  nun  durch  dasselbe  ge- 
spalten war,  den  König  fast  mit  Noth wendigkeit  in  die  Neutralität 
(s.  S.  94).  Erst  als  die  Verhältnisse  von  innen  heraus  sich  geändert 
hatten,  ein  entschiedener  Umschwung  zu  Gunsten  des  Symmachus 
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eingetreten  war,  auf  dessen  Seite  zu  Beginn  des  Jahres  507  der 
ganze  Senat  stand,  trat  auch  Theoderich  mit  seiner  königlichen  Au- 
torität für  den  schwer  geprüften  Papst  ein  (S.  104). 

Was  Papst  Symmachus  nicht  gelungen  war,  glöckte  dessen 
Nachfolger  Horraisdas  (514 — 523).  Das  Schisma,  das  Rom  und  By* 
zanz  mehr  als  drei  Jahrzehnte  (484 — 519)  gespalten  hatte,  ward 
unter  ihm  beseitigt.  Mit  dem  Abschluss  der  Union  zwischen  den 
beiden  Hauptkirchen  des  Orients  und  Occidents  »verschwand  die  all- 
gemein-kirchengeschichtliche Bedeutung  Theoderichs.  Eine  funda- 
mentale Wandlung  hatte  sich  dadurch  in  dem  ganzen  Verhältnisse 
Theoderichs  zur  katholischen  Kirche  seines  Landes  vollzogene  (S.  155). 
»Nunmehr  hatte  Theoderich  aufgehört  der  katholischen  Kirche  Italiens 
ein  natürlicher  Bückhalt  und  erwünschter  Damm  gegen  die  Expan- 
sionsgelüste  eines  häretischen  Kaisers  zu  sein  (S.  156). 

Der  Lebensabend  des  Gtotenkönigs  gestaltete  sich  sehr  trübe. 
Sein  Schwiegersohn  Eutharich,  den  Justin  als  seinen  Nachfolger  an- 
erkannt hatte  (S.  152),  starb  unerwartet  früh  (S.  163).  Zwei  andere 
»Stützen  des  allgemeinen  Friedensc  (S.  163)  Theoderichs  Schwager, 
der  Vandalenkönig  Thrasamund  und  Papst  Hormisdas  folgten  ihm 
bald  im  Tode  nach  (im  J.  523).  Bange  Sorge  um  die  Zukunft  des 
Reiches  »seiner  persönlichsten  Schöpfung«  (S.  163)  erfüllte  den  greisen 
Herrscher  in  Ravenna ;  die  Bitterkeit,  die  das  Fehlschlagen  der  Hoff- 
nungen im  Menschen  erzeugt,  bemächtigte  sich  auch  seiner.  Der 
Gegensatz  von  Nationalität  und  Religion  war  von  den  siegreichen, 
wenig  gebildeten  Ooten  wohl  nie  hart  empfunden  worden  (S.  172); 
die  Stütze,  die  Theoderich  während  des  acacianischen  Schismas  der 
katholischen  Kirche  in  Italien  war,  hatte  auch  die  Italiener  das 
Drückende  ihrer  Lage  weniger  empfinden  lassen.  Das  mächtige 
Wiederaufleben  des  orthodoxen  Kaiserthums  bewirkte  auch  einen 
neuen  Aufschwung  der  nationalrOmischen  Partei,  dem  die  konserva- 
tive, gotenfreundliche  Richtung,  die  »in  Cassiodor  sicher  ihr  be- 
kanntestes Gliedc  (S.  172)  hatte,  wohl  ziemlich  machtlos  gegenüber 
stand.  Durch  den  Abfall  des  Burgunder-  und  des  Vandalenreiches 
(s.  S.  169  f.)  von  der  germanischen  Sache  war  Theoderich  in  eine 
isolierte  Stellung  gerathen;  die  Abneigung  der  Italiener  gegen  die 
Gotenherrschaft  ward  von  ihren  zu  Byzanz  in  der  Verbannung  leben- 
den Landesgenossen  geschürt;  Justinian,  der  schon  vor  dem  Tode 
Justins  die  Geschäfte  leitete,  »legte  jedenfalls  bei  so  günstiger  Ge- 
legenheit die  Hände  nicht  unthätig  in  den  Schosse  (S.  173).  So  kam 
Theoderich  dazu,  an  der  Treue  seiner  italienischen  ünterthanen  zu 
zweifeln.    Dieser  politische  Argwohn  veranlasste  den  KOnig  zu  dem 


426  Recensionen, 

harten  Verfahren  gegen  Boethius  und  dessen  Schwiegervater  Sym- 
machus.  Wohl  trägt  die  knechtische  Feigheit  des  römischen  Senates 
selbst  die  Hauptschuld  an  dem  schmählichen  Ende  des  »ersten 
Scholastikers«  (s.  S.  176/77),  doch  auch  Theoderich  ist  von  schwerer 
Schuld  nicht  freizusprechen  (S.  175). 

Als  das  Ergebniss  der  Gesandtschaftsreise,  die  Papst  Johannes  I. 
auf  Befehl  Theoderichs  zu  Gunsten  der  arianischen  Stanomesgenossen 
desselben  nach  Byzanz  unternommen  hatte,  den  Wünschen  des  Königs 
nicht  entsprach,  die  £[r5nung  des  Kaisers  Justin  durch  den  Papst 
diesen  »seinem  Fürsten  politisch  verdächtig  machte«  (S.  198),  traf 
auch  den  Papst  die  königliche  Ungnade  (S.  200  f.).  Der  baldige 
Tod  Johannes  I.  (18.  Mai  d.  J.  526)  war  »fär  Theoderich  nach  jeder 
Seite  hin  ein  grosses  Glück«  (S.  201).  Der  Nachfolger  Johannes  I., 
Papst  Felix  IV.,  war  zwar  aus  einer  Wahl  hervorgegangen,  und 
nicht  unmittelbar  vom  Könige  ernannt  worden  (S.  206),  doch  hatte 
die  Gegenpartei  ihren  Kandidaten  erst  dann  fallen  lassen,  als  Theo- 
derich auf  das  entschiedenste  für  Felix  eingetreten  war.  So  war  dem 
König  noch  in  den  letzten  Tagen  seines  Lebens  ein  Erfolg  zu  Theil 
geworden;  »am  30.  August  des  Jahres  526  endete  eine  kurze,  nur 
dreitägige  Krankheit  sein  70jähriges,  thatenreiches  Leben«  (S.  214). 
Die  Nachricht  des  Anonymus  Valesianus  (Chronica  minora  saec.  IV. 
V.  VI.  Vn.  ed.  Th.  Mommsen  I,  828,  Mon.  Germ.  bist.  Auct. 
antiquiss.  IX),  Theoderich  habe  wenige  Tage  vor  seinem  Tode 
den  Befehl  gegeben,  sämmtliche  katholische  Kirchen  seines  Landes 
zu  schliessen  und  dem  Arianismus  auszuliefern ,  hält  P.  mit  guten 
Gründen  für  unwahr  (S.  209  f.). 

Der  Eindruck,  den  nach  der  Bemerkung  eines  feinsinnigen 
italienischen  Historikers  die  Bauwerke  Bavennas,  der  Herrscherstadt 
Theoderichs,  machen,  wird  auch  im  Leser  des  vorliegenden  Buches 
hervorgerufen.  »Le  questiani  piu  antiche  diventano  in  Ravenna  le 
cose  di  ieri  (Carlo  Cipolla,  Per  la  storia  dltalia  e  de*  suoi  conqui- 
statori  nel  medio  evo  piü  antico  ricerche  varie,  Bologna  1895, 
S.  510).  Der  Vf.  lässt  uns  »den  inneren  Zusammenhang  und  das 
Widerspiel  aller  mitwirkenden  Factoren  erkennenc  (S.  42).  Theoderich 
erscheint  nach  P.'s  Darstellung  in  glänzendem  Lichte  (s.  S.  216). 
Schon  die  urteile  der  alten  Schriftsteller  (s.  S.  43)  lauten  für  den 
König  so  günstig,  dass  über  den  allgemeinen  Charakter  seiner  Re- 
gierung kein  Zweifel  obwalten  kann ;  Italien  genoss,  soweit  es  in  der 
Macht  Theoderichs  stand,  unter  ihm  eines  wohlgeordneten  Zustandes, 
jener  dvüiias^  die  in  den  Erlassen  des  Königs  so  oft  erwähnt  wird 
(s.  die  Zusammenstellung  von  Traube  s.  h.  v.  im  Index  rerum  et 
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verborum  von  Mommsen^s  Ausgabe  der  Variae  Cassiodors  S.  521). 
Nur  die  Haltung  des  Königs  in  einzelnen  Fragen  und  das  Mass 
seiner  Theilnahme  an  den  Regierungshandlungen  wird  Gegenstand 
des  Streites  sein.  Die  Würdigung  der  Persönlichkeit  Theoderichs 
bietet  grosse  Schwierigkeiten,  die  der  Yf.  des  vorliegenden  Buches 
wohl  nicht  immer  genügend  beachtet  hat;  das  eigene  Denken  und 
Fahlen  des  Ostgotenkönigs  bleibt  uns  vielfach  verborgen,  Theoderich 
ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  Sphinx,  als  die  ihn  Cipolla  so 
lebhaft  geschildert  hat  (a.  a.  0.  S.  523).  So  hoch  aber  auch  das 
Verdienst  der  Italiener  sein  mag,  deren  sich  der  König  bei  der  Ver- 
waltung seines  Reiches  bediente,  der  sich  stets  gleich  bleibende  Zug 
der  Regierung  Theoderichs  zeigt  deutlich,  dass  die  Eingeborenen 
einen  festen  Halt  an  der  Geistesschärfe  und  dem  natürlichen  Edel- 
sinn (fondo  di  onesia  naturale^  Cipolla  a.  a.  0.  S.  512)  des  »Bar- 
barenc  hatten,  der  über  sie  herrschte. 

Das  Buch  schildert  in  lebhaften  Farben  die  eigenthümliche 
Stellung,  welche  die  katholische  Kirche  Italiens  zu  Anfang  des 
6.  Jahrhunderts  gegenüber  der  staatlichen  Gewalt  eingenommen  hat. 
Während  die  Päpste  mit  dem  Kaiser  in  Konstantinopel  wegen  des 
HenotikoDS  im  Streite  lagen,  fanden  sie  eine  Stütze  an  dem  ariani- 
sehen  Ostgotenkönig,  der  dem  Namen  nach  ein  Vertreter  des  griechi- 
schen Kaisers  in  ViTahrheit  Italien  selbständig  regierte.  So  empfiehlt 
sich  das  Buch  durch  seinen  kirchenpolitischen  Inhalt  von  vornherein 
der  Beachtung  des  Ganonisten;  die  Untersuchungen,  die  die  Arbeit 
im  Anhang  (S.  225  f.)  bietet,  nehmen  aber  das  besondere  Interesse 
desselben  in  Anspruch,  unter  der  üeberschrift  >Die  Gesetzgebung, 
bezw.  Rechtspflege  Theoderichs  und  die  katholische  Kirchec  handelt 
P.  »vom  Kirchenvermögen  und  den  Immunitätenc,  »dem  Gerichts- 
stand des  Klerusc ,  »der  Kirche  und  der  weltlichen  Rechtspflege.« 
Fliesst  auch  das  Quellenmaterial  oft  recht  spärlich  (S.  225),  so  ent- 
hält dasselbe  doch  manches  werthvoUe  Material ;  es  sei  hier  nur  auf 
die  Formel  für  staatliche  Ehedispensen  zwischen  Geschwisterkindern 
hingewiesen,  die  uns  in  Cassiodors  Variae  (VII,  46,  rec.  Mommsen^ 
S.  225)  erhalten  ist  (s   S.  248). 

Der  Vf.  war  bemüht,  seinen  Gegenstand  von  allen  Seiten  zu 
erfassen;  er  widmet  daher  einen  besonderen  Abschnitt  (§.  12  S.  125  f.) 
der  katholischen  Kirche  im  ostgotischen  Südgallien.  Doch  ist  nicht 
blos  der  Stoff  mit  vielem  Fleisse  herbeigeschafft,  derselbe  ist  auch 
mit  grossem  Geschick  verarbeitet.  An  einigen  Stellen  setzt  P. 
Kenntnisse  bei  dem  Leser  voraus,  die  nur  der  Specialforscher  be- 
sitzt   Die  rasche  Erfassung  des  Inhalts  wird  dadurch  erschwert.  — 
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Eine  historische  Monographie  soll  durch  die  ihr  eigene  Vollständig- 
keit ein  in  sich  abgeschlossenes  Ganzes  bilden;  gegen  diese  Forder- 
ung verstösst  der  Vf.,  indem  er  nur  selten  die  Quellenstellen  in  ihrem 
Wortlaute  mittheilt.  Die  Prüfung  der  Ansichten,  die  der  Autor 
selbst  äussert,  kann  so  nur  unter  grossem  Zeitaufwand  geschehen. 

—  Die  Vorrede  des  Dionysius  Eiiguus  ziu*  Decretalensammlung  war 
nicht  nach  dem  ungenügenden  Abdruck  bei  Migne  zu  eitleren 
(s.  S.  34  ^),  sondern  nach  Maasseriy  Geschichte  der  Quellen  und  der 
Literatur  des  canonischen  Sechts,  Gratz  1870,  I,  der  im  Anhange 
seines  VTerkes  (Beilage  XIX  G.  S.  962  f.)  dieselbe  auf  Grund  einer 
neuen  Vergleichung  der  Handschriften  ediert  hat.  —  Der  Vf.  be- 
spricht S.  116  f.  näher  den  Brief  des  Papstes  Symmachus  an  Kaiser 
Anastasius,  in  dem  der  erstere  das  Verhältniss  des  Papstthums  und 
Eaiserthums  erörtert ;  der  Papst  sagt  hier :  quia  his  praecipue  duo- 
bus  officiis  regitur  humanuni  genus,  et  non  debeai  aliquid  eorum 
existere^  quo  vdleat  offendi  Divinüas,  maocime  quam  uterque  honor 
videatur  esse  perpetuus  cUque  ita  hutnano  generi  ex  atterutro  con- 
sulatur  (Thiel,  Epistolae  Bomanorum  Pontificum  genuinae  I,  Bruns* 
bergae  1868,  703).  Der  Texst  selbst,  die  Gleichstellung  von  uierque 
honor  mit  duo  officia  zeigt  hier,  dass  die  vom  Vf.  gewählte  üeber- 
setzung  »Beide  Ehrenämterc  (S.  117  Z.  7)  unrichtig  ist  und  durch 
den  Ausdruck  »Beide  Aemter«  oder  »Beide  Würdenc  zu  verbessern. 

—  Durch  ein  Schreibversehen  steht  S.  104  Z.  9  Verbannungsurteil 
statt  Verdammungsufiheü  {consentiens  quae  veneranda  synodus  iu- 
dicavit  atque  constituit^  anathematizans  Petrum  et  Laurentium 
Bomanae  ecclesiae  pervasorem  et  schismaücum  Thiel  a.  a.  0. 1,  697). 

—  Die  Kirchenverfassung  war  zur  Zeit  des  Papstes  Symmachus  noch 
nicht  vollkommen  entwickelt,  die  Rechte  des  Papstthums  nicht  in 
allweg  klar  gestellt,  manches  konnte  damals  als  strittig  erscheinen, 
was  heutzutage  allgemein  zugegeben  wird.  So  offen  auch  eine  un- 
befangene, wahrheitsliebende  Forschung  diesen  Thatbestand  anerken- 
nen wird,  der  nur  zeigt,  dass  das  Werk  des  göttlichen  Stifters  der 
Kirche  unter  dem  Einflass  menschlicher  Ursachen  sich  weiter  ent- 
wickelt hat,  so  scheint  mir  doch  der  Ausdruck  »kirchliche  Präten- 
sionenc  (s.  S.  95)  für  solche  damals  bestrittene  Hechte  des  Papst- 
thums als  unpassend.  Prätensionen  haben  keinen  rechtmässigen 
Grund,  sind  angemasste,  nicht  bestrittene  Rechte. 

Trotz  der  wert hv ollen  Vorarbeiten,  die  dem  Vf.  zu  Gebot 
standen,  musste  derselbe  doch  selbst  ein  bedeutendes  Stück  Arbeit 
leisten.  Durch  die  Umsicht,  mit  der  P.  die  Literatur  herangezogen, 
die  Sicherheit,  mit  der  er  die  historische  Methode  beherrscht,  durch 
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die  frische  Daxstellung,  die  fast  stets  die  Arbeit  auszeichnet,  ge- 
reicht dieselbe  dem  kirchenhistorischen  Seminar  des  Prof.  Dr.  Knöpfler 
an  der  Universität  in  München  zu  hoher  Ehre. 

Mönchen.  Dr.  Heinrich  Maria  GrietL 

8.  Zbirha  najva  inijih  crhvenih  eakcma  %  naredaba  sastavio  ju 
Luka  luröiö^  iupnik  Kaimöki.    (Sa  doz  volom  duhovne  oblasti 
u  zagrebu.)    Enjiga  I.    Erizevci,  Tisak  Enjizare  G.  Neuberga. 
1895.    Vel.  8«-,  469  stv.    Sammlung  der  wichtigsten  kirch- 
lichen  Gesetze   und    Verordnungen,   herausgegeben  von  Lukas 
Turöiö,  Pfarrer  in  Ealnik.    (Mit  Genehmigung   der  geistlichen 
Behörde   in  Agram.)    Ereuz,   Buchdruckerei  von  G.  Neuberg. 
1895.  gr.  80,  469  Seiten.    I.  Bd.    (I.  Buch). 
Ein  einfacher,  aber  in  den  Wissenschaften  entschieden  bewan- 
derter Landpfarrer  der  Erzdiözese  Agram  bietet  hier  eine  sehr  inter- 
essante Sammlung  von  Gesetzen  und  Verordnungen,  welche  sich  ins- 
besondere auf  die  katholische  Eirche  und  den  katholischen  Glerus 
in  Eroatien  und  Slavonien  beziehen,    wofar  ihm  der  Glerus  dieser 
Länder  sicher  grossen  Dank  wissen  wird.    Diese  Sammlung  enthält 
Gesetze  und  Verordnungen  nicht  nur  kirchlicher,  sondern  auch  staat- 
licher Behörden  im  getreuen  Wortlaute ,  wie  solche  seit  mehr  denn 
100  Jahren  in  kroatischer,  lateinischer  oder  deutscher  Sprache  für 
den   katholischen   Glerus   obengenannter  Eönigreiche  erfiossen  sind. 
Daher  ist  der  Titel  des  Buches  allerdings  nicht  adäquat,  sondern 
hätte  beschränkt  werden  sollen,  da  es  sich  eben  bloss  um  die  Dar- 
stellung partikulärer  Bechtsbestimmungen  handelt. 

Die  Abtheilung  des  Buches,  nach  welcher  die  betreffenden 
Bechtsmaterien  eingereiht  werden,  ist  folgende:  T.  kirchliche  Be- 
hörden (S.  1 — 72);  II.  Verwaltung  des  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Vermögens,  betreffend  die  Eirchen,  Benefizien  und  Pfründen 
(78 — 192);  III.  Bau  und  Aufbesserung  der  Eirchen,  Pfarrhöfe  und 
anderer  Benefizialgebäude  (193—244) ;  IV.  Pfarrarchiv  (245—273) ; 
V.  Ausweise  und  Familienregister  (274—363) ;  VI.  Bezüge  des  Gurat- 
klerus  (364-402);  VII.  Abgaben  (403—410);  VIH.  Buhegehalte 
und  Testamente  der  Priester  (411 — 457);  Register  nach  den  Ueber- 
schriften  (459 — 469).  Die  Quellen,  woraus  die  einzelnen  Stücke  ge- 
nommen sind,  werden  fleissig  angegeben;  nicht  selten  werden  erläu- 
ternde Summarien  vorgesetzt,  sonst  j^ie  Texte  genau  angeführt;  an 
Druckfehlern  fehlt  es  allerdings  nicht.  Die  Sammlung  selbst 
erweist  sich  sehr  praktisch;  sie  gewährt  dem  Glerus  dieser  Länder 
bei  den  betreffenden  Gegenständen  oft  sehr  erwünschte  Auskünfte. 
Die  sonst  zerstreuten  Verordnungen   und  Erlasse  findet  er  so  be- 
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quem  zusammengestellt;  dazu  bietet  er  für  den  etwaigen  Grebrauch 
an  betreifender  Stelle  gleich  passende  Formulare  und  einfahrende 
Tabellen.  Es  wäre  zu  wünschen ,  dass  auch  far  andere  Länder  und 
Provinzen  resp.  Diözesen  ähnliche  Sammlungen  veranstaltet  und  ge- 
druckt wurden.  Diözesanverordnungen  und  Erlasse,  welche  seit  De- 
zennien neben  yerschiedenen  ephemeren  Mittheilungen  zerstreut  oft 
veröffentlicht  worden  sind ,  in  einem  Buche  bequem  beisammen  zu 
haben,  erleichtert  dem  Geistlichen  gar  sehr  die  Amtsführung;  um 
80  mehr,  wenn,  wie  hier,  für  die  betreffenden  Gegenstände  auch  die 
diesbezüglichen  staatlichen  Gesetze,  Verordnungen,  Erlasse  und  Auf- 
träge beigefügt  erscheinen.  Der  Priester  muss  nun  einmal  mit  derlei 
staatlichen  Vorschriften,  welche  sein  Amt  betreffen,  rechnen,  sofern 
sie  kirchlicherseits  angenommen  oder  wenigstens  toleriert  sind.  Die 
Nichtbeachtung  derselben,  welche  auch  nur  aus  Unkenntnis  geschieht, 
kann  ihm  Verlegenheiten  bereiten. 

Sarajevo.  Danner. 

4,  Quasiafßnität,  Recktshistorische  Untersuchungen  über  ÄfftnitätS' 

Wirkungen  des  Verlöbnisses  nach  weltlichem  kirchlichem  Hechte 

(imped.  publicae  honestatis)  von  Dr.   W.  von  Hörmann  ^  a.  o. 

Prof.  der  Rechte  an  der  Univers.  Innsbruck.  L  Abtheilg. :  Böm. 

und   byzantin.  Becht.    Lehre   der   Orient.   Kirche.    Innsbruck, 

Wagner'sche  Ünivers.-Buchhandlung  1897  (X,  306  S.). 

Im  Jahre  1891  hat  Prof.  v.  Hörmann  einen  schätzenswerthen 
Beitrag  zur  Entwicklungsgeschichte  des  Eherechts  geliefert  in  seiner 
Schrift:  die  desponsatio  impuberum,  über  welche  ich  im  Archiv 
(Bd.  68,  S.  329)  eingehend  berichtet  habe.  Jetzt  hat  er  eine  weitere 
eherechtsgeschichtliche  Abhandlung  über  die  Quasiaffinität  folgen 
lassen,  von  der  einstweilen  nur  die  1.  Abtheilung  vorliegt,  nämlich 
die  Entwicklung  der  Quasiaffinität  im  römischen  und  byzantinischen 
Rechte  und  im  orientalischen  Eirchenrechte.  -  Das  Werk  ist  in 
zwei  Abschnitte  eingetheilt.  Der  erste  behandelt:  Eigentliche  und 
lingirte  Afßnitätsverhältnisse  im  röm.  Rechte  bei  Justinian.  Die 
Ueberschrifb  dieses  Abschnittes  ist  nicht  ganz  genau,  da  in  demsel- 
ben die  ganze  Entwicklung  der  Affinitätsverhältnisse  im  röm.  Rechte 
bis  zur  Eodifizirung  Justinian's  einschliesslich  gegeben  wird.  Der 
2.  Abschnitt  behandelt  die  Afifinitätswirkungen  des  Verlöbnisses  im 
nachjusiinianischen  Rechte  und  .zwar  A.  im  byzantinischen  Reiche  und 
B.  im  Abendlande.  Die  Entwicklung  des  nachjustinian.  byzantin. 
Rechts  wird  dann  wieder  in  zwei  Unterabtheilungen  behandelt  1)  bis 
zur  Redaktion  des  Civilrechts  durch  die  Basiliken,  2)  Umgestaltung 
der  Lehre  durch  das  Verlöbnissrecht   der  orientalischen  Kirche.  — 
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Was  ich  in  dem  Referate  über  die  desponsatio  impuberum  gesagt 
habe,  kann  ich  bei  dieser  Schrift  wiederholen,  dass  der  Verfasser  mit 
grossem  Fleisse  ein  zum  Theil  weitschichtiges  Material  beigebracht 
und  mit  Scharfsinn  bearbeitet  hat.  Mir  kommt  zwar  die  Bearbeitung 
etwas  breit  vor,  und  Wiederholungen  scheinen  mir  zu  häufig  und 
mehr  als  höthig  vorzukommen.  Allein  die  Billigkeit  verlangt,  zu  be- 
rücksichtigen,  was  der  Verfasser  im  Vorwort  (S.  VII)  sagt:  »Die 
Bestrittenheit  der  Materie,  die  Unklarheit  über  den  eigentlichen  Ur- 
sprung und  die  Ausbildung  des  genannten  kanonistischen  Ehehinder- 
nisses rechtfertigen  die  Arbeit  noch  mehr  als  etwa  der  nebensäch- 
liche Umstand,  dass  diese  ganze  Lehre  bisher  nirgends  mehr  als 
skizzenhaft  (Freisen*s  Darstellung  allein  ausgenommen)  berücksich- 
tigt wurde.  Wenn  trotz  aller  Gewissenhaftigkeit  in  der  Darstellung 
der  civilrechtlichen  Entwicklung  manches  nicht  die  volle  Billigung 
des  Fachkundigen  finden  und  hier  und  dort  Mängel  aufweisen  sollte, 
die  den  unsichem  Schritt  des  Fremdlings  bekunden,  so  möge  man 
dem  Umstände  Rechnung  tragen,  dass  ich  als  Nichtfachroanu  mir 
grösstentheils  fern  stehende  Rechtsgebiete  betrat,  deren  volles  Er- 
kennen stets  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden  ist  und  weit- 
gehende Detailkenntnisse,  jahrelanges  Studium  erheischt,  für  welche 
Bedingungen  mir  die  Zeit  ihr  Veto  sprach.  Jedenfalls  habe  ich  nach 
meinen  besten  Kräften  versucht,  den  Forderungen  exakter  Forschung 
Genüge  zu  leisten.c  S.  IX:  »Man  möge  endlich  nicht  über  die  Un- 
zahl von  Anmerkungen  klagen.  Sie  sind,  abgesehen  von  blossen 
Quellencitaten ,  durch  das  Bedürfniss  unerlässlich  geworden,  viele 
Detailfragen  vom  Haapttexte  abzusondern,  um  diesen  nicht  zu  über- 
lasten und  von  schleppendem  Beiwerk  möglichst  frei  zu  halten  .  .  . 
Da  es  sich  hiebei  vielfach  um  neue  Quellen  oder  um  neue  Ansichten 
handelte,  musste  manches  wiederholt^  manches  ausführlicher  berück- 
sichtigt werden,  c 

Im  Einzelnen  erlaube  ich  mir  noch  Folgendes  zu  bemerken: 
S.  31  heisst  es :  »Andererseits  hat  das  Recht  erst  sehr  spät  unter  dem 
Einfluss  christlicher  Anschauung  (unter  Diocletian)  die  Rechtswirk- 
ung der  Affinität  auf  die  Seitenverwandten  der  eigentlichen  Affinen 
ausgedehnt« ;  und  S.  85 :  >  Ganz  besonders  kommt  dies  in  Dio- 
cletian's  und  Maximian*s  Edikt  zum  Ausdruck,  das  neben  der  ge- 
wöhnlichen Affinität  noch  die  Eheverbote  »quae  antiquo  jure  prohi- 
bentur«  zusammenfasst.  Der  Einfluss  christlicher  Anschauungen  ist 
in  dieser  Constitution  wie  in  der  Folgezeit  unverkennbar.«  Ich  kann 
mir  doch  nicht  recht  denken,  dass  in  der  Gesetzgebung  des  letzten 
und  grausamsten  Christenverfolgers  sich  der  Einfluss  christlicher  An- 
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schauung  geltend  gemacht  habe.  —  üebersichtlicher  wäre  es,  wenn 
die  Zeitbestimmungen  der  gesetzgeberischen  Akte  immer  nach  der 
Christi.  Zeitrechnung  gegeben  würden,  nicht,  wie  es  zuweilen  ge- 
schieht, nach  der  Gründung  der  Stadt  Bom.  —  S.  249  heisst  es: 
>Besondere  Betonung  erfuhr  diese  Lehre  in  den  Schriften  des 
h.  Chrysostomus  (unter  Leo  phü.j  Ende  des  neunten  Jahrh.).€  Ich 
kenne  nur  Einen  h.  Chrysostomus,  den  berühmten  Patriarchen  von 
Constantinopel,  der  aber  schon  im  J.  407  unter  Kaiser  Theodosius  ü. 
gestorben  ist.  —  S.  247  ff.  liest  man :  »Viel  früher  schon  erscheint 
ganz  allgemein  der  der  Bibel  entnommene  Begriff  der  unitas  camis 
der  Eheleute  als  lex  nuptiarum  überhaupt  und  ähnlich  wie  im  jü- 
dischen Rechte  als  begründender  Thatbestand  der  Affinität  hinge- 
stellt .  .  .  Auch  diese  Aenderang  in  der  Beurtheilung  des  ehelichen 
Verhältnisses  im  Allgemeinen  und  damit  im  Begriff  und  Thatbestand 
der  Affinität  geht  hauptsächlich  auf  Sätze  des  h.  Basilius  zurück. 
Vereinzelt  findet  sich  die  unitas  camis  schon  früher  flüchtig  berührt. 
Besondere  Betonung  erfuhr  diese  auf  jüdischer  Auffassung  beruhende 
Lehre  in  den  Schriften  des  h.  Chrysostomus,  wurde  dann  im  Tomus 
des  Patr.  Sisinnius  präziser  formulirt  und  kehrt  seit  dieser  Zeit  in  den 
einschlägigen  kirchlichen  und  civilrechtlichen  Quellen  beständig  wie- 
der. Auf  dieser  neuen  Grundlage  entwickelt  sich  bald  die  Lehre, 
dass  eine  gewisse  Analogie  zwischen  den  Eheverboten  der  Blutsver- 
wandtschaft und  denen  der  Affininität  angenommen  werden  müsse, 
welche  eine  gleich  grosse  Ausdehnung  der  entsprechenden  ehehin- 
dernden Wirkung  rechtfertige.  Diese  Analogie  sei  darin  begründet, 
dass  mit  der  unitas  carnis  der  Eheleute  auch  eine  reciproke  Ge- 
meinschaftlichkeit der  beiderseitigen  Blutsverwandten  entstehe. 
Diese  neue  Lehre,  welche  fast  gleichzeitig  im  Gebiete  der  abend- 
ländischen Kirche  durch  Sätze  des  h.  Augastin  vertreten  wurde, 
finden  wir  in  der  griech.  Kirche  im  kanonischen  Briefe  ad  Diodorum 
Tarsensem  des  Kirchenvaters  BasiUus,  später  mit  Berufung  auf  diesen 
im  Tomus  Sisinnii,  in  präciser  Forroulirung  jedoch  erst  bei  den  Ca- 
nonisten  und  Civilisten  des  11.  und  12.  Jahrh.  ausgesprochen  ^).< 
Aehnlich  nennt  S.  262  der  Verf.  die  »unitas  camis«  die  ältere  kirch- 
liche (eigentlich  mosaische)  Auffassung  der  Ehe.  Hiergegen  ist  doch 
zu  bemerken,  dass  der  Heiland  diese  unitas  carnis  als  seine  Lehre 
hinstellt:  »Qui  respondens  ait  eis:  Non  legistis,  quia,  qui  fecit  ho- 
minem  ab  initio,  masculum  et  feminam  fecit  eos?  et  dixit:  Propter 
hoc  dimittet  homo  patrem  et  matrem,  et  adhaerebit  uxori  suae,  et 

1)  Die  angeführten  Sätze  sind  zugleich  ein  Beispiel  für  die  nnnöthige 
Wiederholangen  Uebeude  Darstellnngs weise  des  Verfassers. 
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enmt  dtu>  in  came  una:  itaque  jam  non  sunt  dno,  sed  una  caro,€ 
Matth.  19,  4—6.  Ebenso  sagt  Paulus  im  Briefe  an  die  Ephes.  Y, 
31 ,  32 :  »Propter  hoc  relinquet  homo  patrem  et  matrem  suam  et 
adhaerebit  uxori  suae;  et  ertmt  duo  in  came  una.  Sacramentum 
hoc  magnam  est:  ego  autem  dico  in  Christo  et  in  ecclesia.«  Wie 
man  nach  diesen  Worten  der  h.  Schrift  die  unitas  carnis  eine  jü- 
dische oder  mosaische  Auffassung  der  Ehe  nennen  und  für  dieselbe 
den  hl.  Basilius  verantwortlich  machen  kann,  ist  mir  unerfindlich. 
Der  Verf.  scheint  mir  von  der  vorgefassten  Meinung  beherrscht,  als 
wenn  die  unitas  carnis  und  die  unitas  voluntatis  gegensätzliche  Auf- 
fassungen der  Ehe  wären.  In  den  oben  citirten  Worten  des  Heilandes 
und  des  h.  Paulus  heisst  es  doch  zuerst :  »Der  Mann  wird  Vater  und 
Mutter  verlassen  und  seinem  Weibe  anhangen.«  Das  ist  doch  Wil- 
lensentschluss ,  Zustimmung;  consensusfacit  nuptias;  matrimonium 
ratum.  Und  dann  folgt  erst:  »sie  werden  zwei  in  einem  Fleische 
sein.«    Das  ist  matrimonium  ratum  et  consummatum. 

Prof.  Dr.  hingen. 
5.  Kirchliche  Gerichtsbarkeit  von  Dr.  Emil  OU,  Wien  1896,  82  S. 
Das  Buch  ist  ein  Separatabdruck  aus  dem  österreichichen 
Staatswörterbuch,  überschreitet  aber  weitaus  den  Rahmen,  in  wel- 
chem sich  derartige  Artikel  zu  bewegen  pflegen,  denn  die  Arbeit  ist 
eben  nicht  eine  einfache  Zusammenstellung  des  einschlägigen  Materials, 
sondern  das  Resultat  einer  selbständigen,  ziemlich  eingehenden 
Studie.  Dass  der  Verf.  seine  Aufgabe  historisch  gelöst  hat,  ist  ihm 
als  ein  besonderes  Verdienst  anzurechnen.  (Vgl.  dagegen  die  betr.  Ar- 
tikel im  Lexikon  des  Sarchenrechts  von  Müller,  Innsbrucker  Staats- 
lexikon, Bealenzyklopädie  für  prot.  Theologie,  Freiburger  Eirchen- 
lexikon).  Auf  Vollständigkeit  kann  natürlich  ein  Anspruch  nicht 
gemacht  werden,  namentlich  gilt  dies  nicht  betr.  des  L  Abschnittes : 
Anfänge  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  in  Zivil-  und  Strafsachen 
und  deren  Ausbildung  im  römischen  Becht  (S.  1 — 11).  Dem  für 
diese  Zeit  zur  Verfügung  stehenden  zahlreichen  Material  (vgl.  Tho- 
massin,  p.  2.  1.  2.  c.  101)  können  in  dieser  Beziehung  noch  manche 
Seiten  abgewonnen  werden.  Betr.  des  II.  Abschnittes:  Schicksale 
der  kirchlichen  G.  im  fränk.  und  deutsch.  Beich ;  Einfluss  der  Samm- 
lung Pseudo-Isidors  wäre  es  wohl  gut  gewesen,  wenn  der  Verf.  gegenüber 
den  vielfach  falschen  Ansichten  von  Weyl,  Fränkisches  Staatskirchen- 
recht, Stellung  genommen  hätte,  Löning  und  Sohm  sind  berücksich- 
tigt. Der  in.  Abschnitt  handelt  von  der  kirchlichen  Gerichtsbar- 
keit nach  dem  Dekret  Gratians  (G.  11.  qu.  1),  den  dazu  entstande- 
nen Summen  und  den  Dekretalensammlungen  (S.  28 — 46).    Die  Be- 

Archiv  für  Kirohenreebt.  LXXVII.  28 
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deutung  Rufins  für  die  Entwickelang  dieses  Zweiges  der  kirchlichen 
Jurisdiktion  finden  wir  hier  zum  ersten  Mal  hervorgehoben  (S.  83  ff.). 
Dieselbe  bietet  überhaupt,  namentlich  für  die  Geschichte  der  Straf- 
rechtsdisziplin eine  grossartige  Fundgrube  des  interessantesten  Ma- 
terials. In  den  beiden  letzten  Abschnitten  ist  die  Bede  von  in 
Frankreich,  Deutschland  und  Osterreich  aufgetretenen  Reaktionen, 
gegen  die  weite  Ausdehnung  der  kirchl.  G.  (S.  46—55;  S.  55 — 82). 
Dieselben  bieten  weniger  wissenschaftliches  Interesse.  Es  wäre  zu 
wünschen,  dass  der  Verf.  seine  Studien  auf  diesem  Gebiete  fortsetzte. 
Er  würde  damit  einen  grossen  Baustein  liefern  für  eine  Geschichte 
des  kanonischen  Bechts,  wofür  bis  jetzt  im  Verhältnis  zu  der  grossen 
Anzahl  der  litterarischen  Erscheinungen  dogmatisch-rechtlichen  In- 
halts fast  gar  noch  nichts  geleistet  worden  ist 

Dr.  Stiegler. 

6.  Die  anglicanischen  Weihen  und  ihre  neueste  Apologie.  Von 
Dr.  theol.  Beiehsfreiherm  von  Hackelberg'Landau ,  Ganonicus 
an  der  Metropolitankirche  zu  Wien.  Separatabdruck  aus  dem 
»literar.  Anzeiger  f.  d.  kath.  Oesterreich.c  Jahrg.  X.  Graz. 
1897.    61  S.     Pr.  70  Pfg. 

Das  Schriftchen  führt  sich  als  eine  Erstlingsarbeit  ein.  Es 
bespricht,  unter  fleissiger  Benutzung  der  hauptsächlichsten  Literatur, 
der  Beihe  nach  die  von  Denny-Lacey  in  ihrer  Dissertatio  apologetica 
de  Hierarchia  anglicana  vorgeführten  Beweisgründe.  Das  Besultat, 
dass  die  letzteren  im  Wesentlichen  die  Giltigkeit  der  anglicanischen 
Weihen  nicht  zu  retten  imstande  seien,  ist  inzwischen  durch  die 
authentische  Entscheidung  bestätigt  worden.  Wenn  aber  der  Verf. 
im  »Nachtrage  S.  57  f.  meint,  dass  hier  eine  päpstliche  Eatfaedral- 
Entscheidung  vorliege,  so  dürfte  er  doch  damit  zu  weit  gehen.  Nicht 
jede  Thatsache,  die  sich  durch  Anwendung  dogmatischer  Sätze  be- 
weisen lässt,  wie  die  Giltigkeit  oder  üngiltigkeit  eines  bestimmten 
sacramentalen  Situs,  ist  ein  »factum  dogmaticumc,  sondern  nur 
solche  Thatsachen,  ohne  die  sich  die  Hinterlage  der  Offenbarung 
nicht  verteidigen  und  genügend  wahren  lässt.  Es  handelt  sich  viel- 
mehr um  ein  caput  disciplinae  (etsi)  jure  jam  definitum,  wie  die 
Bulle  sagt;  und  dieses  wird  nicht  dadurch  schon  zu  einer  »doctrina 
fideif,  dass  zu  seiner  Begründung  dogmatische  Lehren  herangezogen 
werden. 

Im  Einzelnen  sei  hervorgehoben,  dass  die  Bedenken  gegen  die 
Consecration  Barlow's  im  Anschluss  an  die  neuesten  Ausführungen 
von  P.  Sydney  Smith  mit  Becht  betont  werden  (S.  12—22).  Auch 
stinmie  ich  dem  Verf.  bei  in  Betreff  der  Materie  des  Weihesacra- 
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mentes  und  in  der  Behauptung,  dass  man  die  Giltigkeit  der  Bischofs- 
weihe ohne  vorausgegangene  Priesterweihe  als  mindestens  wahrschein- 
lich zugeben  könne.  Aber  der  Hauptgrund,  auf  den  hin  er  den 
anglicanischen  Ritus  f&r  ungenügend  erklärt,  kann  mich  nicht  über- 
zeugen. Er  glaubt  nämlich,  die  Materie  dieses  Sacramentes  sei  von 
Christus  in  specie  bestimmt,  die  Form  aber  nur  in  genere,  und  fol- 
gert daraus,  der  Kirche  sei  die  Gewalt  eingeräumt,  sie  in  specie  zu 
bestimmen ;  der  anglicanische  Ritus  sei  also  einfach  deshalb  ungiltig, 
weil  er  (von  der  Staatsgewalt  und)  von  Bischöfen  fixiert  sei,  welche 
als  Häretiker  und  Schismatiker  der  Jurisdiction  entbehrten  (S.  23. 
25.  31).  —  Woher  soll  da  bewiesen  werden,  dass  die  Kirche  einen 
Ritus,  der  nach  Materie  und  Form  das  von  Christus  eingesetzte  Zei- 
chen darstellt,  invalidieren  könne?  Der  Papst  hat  jedenfalls  nicht 
aus  dieser  Rechtsfrage  in  Bezug  auf  die  Einführung  eines  neuen 
Weiheritus  den  Mangel  der  kirchlichen  Weiheform  hergeleitet,  wie 
S.  60  angedeutet  zu  werden  scheint. 

Auch  an  anderen  Stellen  wäre  eine  grössere  theologische  Prä- 
cision  erwünscht.  Z.  B.  scheint  es  wiederholt,  als  werde  das  Fehlen 
der  notwendigen  Intention  aus  den  häretischen  Anschauungen  der 
Compilatoren  geschlossen  (S.  42.  43.  44.  50)  —  obwohl  der  Verf. 
vielleicht  nur  sagen  will,  aus  jenen  häretischen  Anschauungen  und 
Absichten  lasse  sich  der  sonst  allenfalls  noch  zweideutige  Sinn  der 
Weiheformeln  nur  dahin  erklären,  dass  dieselben  nicht  mehr  das 
wahre  Priestertum  bedeuteten. 

Druckfehler  wie  x^^P^^^^^'^  u-  ^-  hätten  nicht  stehen  bleiben 
sollen.  Leider  wird  die  etwas  hochgespannte  Hoffnung,  dass  nach 
der  autoritativen  Verwerfung  der  anglicanischen  Weihen  »Massen- 
übertritte zur  katholischen  Kirche  zu  gewärtigen«  seien,  wohl  von 
den  wenigsten  ^  geteilt  werden,  welche  die  thatsächliche  Lage  der 
Dinge  in  England  aus  eigener  Anschauung  kennen. 

Innsbruck.  E.  Lingens^  S.  J. 

7,  Die   RdigianS' Politik  Kaiser  JtisHnians  L    Eine  kirchenge- 
schichtliche  Studie   von  Dr.   ihed.   August  Knecht^    Priester. 

Würzburg,  ööbel.  1896.  VEI.    S.  148.    2  M.      . 

Dass  mit  Constantin  d.  Or.  das  Scepter  des  röm.  Reiches  in 
christliche  Hände  übergegangen,  wjir  ein  Ereigniss  von  unschätzbarem 
Werthe. 

Die  Art  und  Weise  jedoch,  in  der  nunmehr  so  mancher  Trä. 
ger  dieses  Scepters  in  die  allerinnersten  Angelegenheiten  der  Kirche 
sich  zu  mischen  für  gut  befunden,  ist  für  sie  auch  Quelle  zahlloser 
Bedrängnisse  und  schwerer  Uebel  geworden. 

28* 
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Einer  der  Wenigen  nun,  die  zwar  sehr  viel,  aber  auch  mit 
sehr  tiefem  Yerständniss  und  mit  aufrichtigem  Wohlwollen  in  die 
kirchlichen  Verhältnisse  eingegriffen,  ist  eben  der  Kaiser,  dessen 
religions-politische  Thätigkeit  in  vorliegender  Schrift  behandelt  wird 
—  Justinian  I.  Was  alles  dieser  grosse  Kaiser  gethan,  um  in  sei- 
nem Beiche  die  Einheit  und  Eeinheit  derBeligion  herzustellen  oder 
zu  erhalten;  von  welchen  Beweggründen  er  dabei  geleitet  war; 
welche  Stellung  zumal  er  dem  Oberhaupte  der  Kirche  gegenüber 
eingenommen,  wird  hier  ebenso  gründlich  als  übersichtlich  vor  Augen 
gefuhrt.  Und  wie  erfreulich  wenigstens  das  Gesammtbild  ist,  das 
Verf.  uns  gezeichnet ,  bekunden  u.  a.  die  Worte ,  in  die  Papst  Jo- 
hannes n.  sein  Urtheil  über  Justinian  I.  gekleidet,  wenn  er  diesem 
geschrieben :  »In  dem  Buhmeskranze  Eurer  Weisheit  und  Frömmig- 
keit, allerchristlichster  Fürst,  strahlt  ein  Stern  in  besonderem  Lichte, 
der  nämlich,  dass  Ihr  in  Glaubenseifer  und  christlicher  Liebe,  genau 
bekannt  mit  den  kirchlichen  Lehren,  die  Ehrfurcht  vor  dem  römischen 
Stuhle  bewahret,  ihm  alles  unterwerfet  und  zur  Einheit  mit  ihm  f&h- 
ret.€  (S.  65).  Dass  Justinian  allerdings  bisweilen  zu  weit  gegangen 
in  seinen  religions-politischen  Bestrebungen,  indem  er  auf  Gebiete  sich 
begeben ,  die  trotz  seiner  ungewöhnlichen  theol.  Bildung  nun  einmal 
nicht  die  seinigen  waren;  oder  indem  er  den  gottbestellten  Lenkern 
der  Kirche  —  Papst  und  Bischöfen  —  gegenüber  jene  Achtung  und 
Ehrfurcht  verletzte,  die  er  als  kath.  Christ  ihnen  schuldete,  das  lässt 
sich  zwar  nicht  rechtfertigen,  es  darf  aber  unseres  Erachtens  wenig- 
stens um  der  ganz  eigenartigen  Schwierigkeit  der  damaligen  Ver- 
hältnisse willen  auch  nicht  allzu  hart  beurtheilt  werden.  Dass  einem 
Herrscher  von  der  theol.  Bildung  und  dem  offenbar  weiten  Sinne 
eines  Justinian  »die  Beligion  nur  als  Dienerin  des  Staates  für  Staats- 
zwecke« gegolten,  »der  Begriff  einer  Weltreligion  ihm  unverständ- 
lich« erschienen  und  bei  ihm  »die  Idee  einer  internationalen  Kirche 
von  der  Beichskirche«  verdrängt  war  (S.  147),  scheint  uns  denn 
doch  zu  viel  behauptet. 

Im  Uebrigen  ist  Verf.  sehr  zurückhaltend  mit  seinem  Urtheile, 
ruhig  und  rein  sachlich  in  der  Polemik.  Die  Darstellung  bewegt 
sich  mit  Vorliebe  in  kurzen  Sätzen,  ist  daher  anregend  und  klar. 
Die  einschlägige  Literatur  wird  erschöpfend ,  doch  nicht  ermüdend 
verwerthet. 

Wer  deshalb  den  berühmten  Pandecten-Kaiser  auch  in  seiner 
Bolle  als  »Bischof  nach  aussen  und  iimen«  (S.  146)  keimen  lernen 
will,  dem  kann  vorliegende  Schrift  allerbestens  empfohlen  werden. 

Leinjg. 
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8.  Dr.  W.  Koekler,  Die  hathoUschen  Kirchen  des  Morgenlandes. 
J.  Waitz.     Darmstadt  1896.    6  Mark. 

»Die  Notizen,  welche  sich  bei  Hinschius,  Mejer  und  Katten* 
busch  über  die  katholischen  Kirchen  des  Morgenlandes  finden,  ge- 
nügen dem  durch  Papst  Leo's  XIII.  ünionsbestrebungen  geweckten 
Interesse  nicht.  Was  von  katholischen  Theologen  über  den  Gegen- 
stand geschrieben  ist,  muss  mit  Vorsicht  aufgenommen  werden. c 
Deshalb  hat  sich  der  Verfasser  zur  Abfassung  dieses  Werkes  ent- 
schlossen. Es  ist  bewundernswerth ,  dass  Dr.  Eoehler  sich  eine  so 
eingehende  Eenntniss  der  bezüglichen  Verhältnisse  zu  erwerben  ver- 
mocht hat.  Im  Allgemeinen  sind  die  Angaben  ausführlich  und 
richtig.  Nur  in  gewissen  Einzelheiten  ist  hier  und  da  eine  etwas 
minder  richtige  Angabe,  die  indess  nicht  dem  Verfasser  zur  Last 
ffiUt.  So  wird  8.  115  Anm.  100  »dem  Lemberger«  ein  selbststän- 
diges Consekrationsrecht  zugeschrieben.  Dasselbe  besteht  längst 
nicht  mehr.  S.  159  fehlt  die  Neuordnung  der  beiden  syro-malaba- 
rischen  Diöcesen.  Ausser  den  angefahrten  Quellen  wären  auch  die 
Missiones  catholicae  (Roma  Prop.  F.)  zu  berücksichtigen.  Seiner 
Abneigung  gegen  Rom  giebt  der  Verfasser  mehrfach  Ausdruck.  — 
Nebenbei  bemerke  ich  noch,  dass  ich  im  Artikel  (Archiv  LXXI.  Bd.), 
welcher  von  den  Rechtsverhältnissen  der  Riten  handelte,  nicht  auf 
Hergenröthers  Schultern  gestanden  habe,  wie  Dr.  K.  mir  zuschreibt, 
sondern  einzig  auf  dem  Boden  der  von  mir  citirten  Dokumente. 

Arndts  S.  J. 

9.  Oesnhichte  des  kirchlichen  Benefizuüwesens  von  seinen  Anfangen 
bis  auf  die  Zeit  Alexanders  III.  von  Dr.  Virich  Stuts ,  Privat- 
dozenten des  deutschen  und  Eirchenrechtes  an  der  Universität 
Basel.  Ersten  Bandes  erste  Hälfte.  S».  371  S.  Berlin  1895. 
Veri.  V.  H.  W.  Müller.    Pr.  12  M. 

Wenn  obiges  Werk  leider  erst  jetzt  zur  Besprechung  gelangt, 
so  liegt  der  Grund  in  äusseren  umständen.  Indes  kommt  eine 
solche  auch  jetzt  noch  früh  genug,  da  sie  einem  Werke  gilt,  wel- 
ches einer  Veraltung  so  rasch  nicht  anheimfallen  wird.  Ausserdem 
hat  der  inzwischen  als  ordentlicher  Professor  nach  Freiburg  berufene 
Verf.  vorläufig  nur  den  ersten  Theil  seines  auf  zwei  Bände  berech- 
neten Werkes  der  Öffentlichkeit  übergeben. 

Die  Aufgabe  der  ganzen  Arbeit  präcisirt  der  Verf.  selbst  dahin^ 
»die  Entstehung,  die  Blüthe  und  den  Verfall  der  kirchlichen  Leihe  auf 
Grund  der  Quellen  und  unter  Benutzung  der  Ergebnisse  der  historisch- 
kritischen Forschung  unserer  Tage  möglichst  allseitig  und  erschöpfend 
darzustellen.«   Insbesondere  will  der  Verf.   nachweisen,   »dass  das 


438  Recensionen. 

beneficium  ecclesiasticum  ursprünglich  nichts  anderes  war,  als  das 
gemeine,  nichtvasallitische  Benefizium  des  weltlichen  fränkisch- 
langobardischen  Rechtes,  das  in  karolingischer  Zeit  deswegen  auf 
die  Kirchen  allgemeine  Anwendung  fand  und  finden  konnte,  weil  fast 
jedes  niedere  Gotteshaus  zu  einer  Eigenkirche  geworden  war,  d.  h. 
zu  einer  Kirche,  über  die  ein  Herr  unter  der  Form  des  £igenthums 
eine  sowohl  yermögensrechtliche  als  auch  publizistisch-spirituelle 
Herrschaft  ausübte.«  Im  ersten  Buche  »wird  gehandelt  von  den  Grund- 
lagen des  kirchlichen  Benefizialwesens.  Es  wird  gezeigt,  dass  seine 
Wurzeln  nicht  im  vorgermanischen  Kirchenrecht  zu  suchen  sind^ 
sondern  dass  das  germanische  Eigenkirchenwesen  sowohl  wegen  seiner 
allgemeinen  Verbreitung  als  auch  wegen  seiner  rechtlichen  Gestalt 
allein  das  Fundament  des  beneficium  ecclesiasticum  hat  bilden  kön- 
nen. Das  zweite  Buch  soll  die  Dogmati  k  des  kirchlichen  Benefizium» 
bringen  und  die  Bechtsstellung  des  Benefiziaten  schildern.  In  ihm 
wird  die  Geschichte  der  cartula  ordinationis ,  die  Investitur  in  nie- 
dere Benefizien,  das  Spolienrecht  u.  a.  m.  zur  Sprache  kommen. 
Das  dritte  Buch  wird  darthun,  wie  die  Kirchenherrschaft  gleich  dem 
übrigen  mittelalterlich-deutschen  Grundeigenthum  in  Folge  von  Ober- 
sättigung sich  auflöste,  so  dass  Alexander  III.  bloss  an  eine  bereits 
im  Fluss  begriffene  Entwicklung  anzuknüpfen  brauchte,  um  auf  den 
Kirchenpatronat  zu  kommen  und  damit  wie  der  Eigenherrschaft  über 
Kirchen  so  auch  der  wahren  Benefizialleihe  ein  Ende  zu  bereiten.« 
Das  ist  kurz  der  Gedankengang  des  ganzen  Werkes,  dessen  Vollen- 
dung man  mit  Becht  mit  Spannung  entgegensehen  darf. 

Was  nun  den  Inhalt  des  vorliegenden  ersten  Theiles  des  Näheren 
anbetriflft,  so  gibt  der  Verf.  im  ersten  Abschnitt  (S.  1 — 88)  eine  Ge- 
schichte der  Verwaltung  und  Nutzung  des  kirchlichen  Vermögens  in 
den  Gebieten  des  weströmischen  Reiches  von  Konstantin  dem  Grossen 
bis  zum  Eintritt  der  germanischen  Stämme  in  die  katholische  Kirche. 
In  den  ersten  Jahrhunderten  war  die  christliche  Kirche  Missions- 
kirche, nicht  Bechtskirche,  Die  ganze  Verwaltung  lag  lediglich  in 
der  Hand  des  Bischofs.  Seit  der  öffentlich-rechtlichen  Anerkennung 
der  Kirche  waren  Träger  des  kirchlichen  Vermögens  die  bischöflichen 
Kirchen  in  den  Städten,  die  Verwalter  desselben  die  Bischöfe.  Die 
übrigen  Kleriker  erhielten  aus  der  gemeinsamen  Masse  ihren  unter* 
halt.  Später  wurden  die  kirchlichen  Einnahmen  in  vier  bezw.  in 
drei  Theile  getheilt;  ein  Theil  gehörte  den  Geistlichen,  während  je 
ein  Theil  für  den  Bischof,  die  Kirche  und  die  Armen  bestimmt  war. 
Als  auch  auf  dem  Lande  Kirchen  mit  eigenen  Geistlichen  entstanden 
und  mit  Schenkimgen,  besonders  in  liegenden  Gütern,  bedacht  wur- 
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den,  anerkannte  man  auch  diese  Kirchen  nach  nnd  nach  als  Träger  des 
Vermögens.  Es  lag  nahe,  dass  den  von  ihnen  angestellten  Geist- 
lichen auch  allmählich  die  Verwaltung  desselben  überlassen  wurde, 
was  besonders  in  Spanien  und  Gallien  der  Fall  war.  Eine  besondere 
Form  der  Verwaltung  und  Nutzung  waren  die  Landverleihungen 
oder  Prekarien  der  Kleriker  an  den  Landkirchen.  Als  das  germa- 
nische Element  in  die  Kirche  eintrat,  machten  sich  germanisches 
fiecht  und  germanische  Anschauungen  und  Verhältnisse  geltend. 
Bei  Sueven,  Westgoten,  Burgunder,  Langobarden  und  Franken  stan- 
den viele  Kirchen  im  Privateigenthum ,  besonders  ihrer  Stifter;  ja, 
das  Institut  der  Eigenkirchen  war  bei  den  Franken  vorherrschend. 
Abgesehen  von  Eigengründungen  unterstanden  viele  Kirchen  nament- 
lich in  Folge  der  Säkularisation  unter  Karl  Martell  dem  Eigenthum 
des  Königs.  Auch  Klöster  besassen  Eigenkirchen.  Solche  Kirchen  gab 
es  auch  in  Bayern.  Selbst  Hinkmar  von  Reims  vertheidigt  dieses 
Institut  in  einer  eigenen,  erst  neuestens  wieder  aufgefundenen  Schrift 
De  eccL  et  capell.  (Schrörs,  Hinkmar,  Erzbisch,  von  Beims,  117, 
134).  Der  Verf.  geht  noch  weiter.  Er  zeigt,  dass  das  Eigenkirchen- 
recht  seit  der  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  auch  auf  die  bischöflichen 
Kirchen  überging,  so  dass  der  Bischof  an  der  bischöflichen  Eigen- 
kirche dieselben  Rechte  ausübt,  welche  der  Grundherr  an  der  seinen 
besitzt.  Auf  Grund  dieser  Bechtsanschauung  veräusserten  die  Bi- 
schöfe vielfach  die  Kirchen  durch  Tausch,  Verkaut  oder  Schenkung, 
ein  Zustand,  welcher  für  die  Gesamtkirche  von  unheilvollen  Kon- 
sequenzen werden  musste.  Dies  ist  in  Kürze  der  Gedankengang  vor- 
liegender Hälfte  des  ersten  Bandes. 

Dass  der  Verfasser  seine  Aufgabe  bis  hierher  glänzend  gelöst, 
muss  ihm  jeder  Sachverständige  zugestehen.  Wenn  auch  die  These 
von  dem  Eigenthumsrechte  an  Kirchen ,  welches  Dritte  auf  Grund 
des  Privatrechtes  besassen,  nicht  ganz  neu  ist,  so  hat  sich  doch  der 
Verf.  das  Verdienst  erworben,  nach  allen  Seiten  hin  Klarheit  in 
dieses  bisher  dunkele  Gebiet  des  Kirchenrechts  zu  bringen.  Ein 
ganz  neues  Licht  verbreitet  sich  jetzt  über  verschiedene  andere  kirch- 
liehe Institute,  welche  mit  obiger  These  im  engsten  Zusammenhange 
stehen,  wie  über  Inkorporation,  Patronatsrecht  etc.  Aus  einem  gros- 
sen Quellenmaterial  hat  der  Verf.  das  wirklich  bewiesen,  was  bisher 
vielfach  nur  Hypothese  war,  und  das  ausgeführt,  was  bislang  nur 
angedeutet  worden,  oder  nur  in  vereinzelten  Spuren  vorlag.  Für  die 
mühevolle  Arbeit  wird  dem  Verf.  jeder  Kanonist  dankbar  sein.  Auf 
die  Sache  als  solche  können  wir  erst  eingehen,  wenn  das  ganze  Werk 
erschienen  ist.    Möge  der  Verf.  auch  in  Zukunft  seine  Objektivität, 
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welche,  von  einigen,  jedenfalls  unbedachten  Redewendungen  abge- 
sehen, wohlthuend  hervortritt,  sich  wahren,  sich  aber  besonders  vor 
Verallgemeinerungen  hüten ,  in  welchen  Fehler  jeder  so  leicht  fällt, 
der  eine  These  unter  allen  Umständen  beweisen  will.  Es  würde 
auch  mehr  im  Interesse  der  Wissenschaftlichkeit  Hegen,  wenn  Be- 
merkungen, die  nicht  zur  Sache  gehören,  in  Zukunft  wegblieben  und 
so  eine  unnöthige  Anhäufung  der  Fussnoten  und  von  Belegen  ver- 
mieden würde.  Jedenfalls  sollte  ein  Dahn  als  Beweiszeuge  perhorres- 
ciert  werden.  Sprachlich  dürfte  mehr  Klarheit  erwünscht  sein.  Ver- 
schiedene Sätze  muss  man  zweimal  lesen,  um  sie  zu  verstehen.  Ein 
Satz  z.  B..  in  welchem  »das  diec,  »die  diec ,  »die  siec,  »dass  diec, 
»die  derc  (S.  281)  vorkommt,  bedarf  gewiss  noch  der  Feile.  Doch 
das  sind  Nebensächlichkeiten.  Möge  es  dem  Verf.  auch  in  seiner 
neuen  Stellung  bald  möglich  werden,  im  Interesse  der  Kirchenrechts- 
wissenschaft uns  bald  mit  der  Fortsetzung  seines  Werkes  zu  erfreuen. 

Heiner. 
10.  Handbibliothek  für  die  pfarramüiche  GescJiäfisführung  im  Kö- 
nigreich Bayern.  Unter  Mitwirkung  von  Ign.  Körbling  und 
Max  Muggenthäler,  herausgegeben  von  Ludwig  Heinrich  Kriek^ 
Pfarrer.  Zweiter  Band.  Handbuch  des  kaih.  Pfründewesens 
von  Ltidwig  Heinrich  Krick^  Pfarrer.  Passau  (E.  Abt)  1897. 
80.    S.  XII,  440.    Pr.  5,40  M. 

Nachdem  im  vorigen  Jahre  bereits  als  dritter  Band  der  Hand- 
bibliothek für  die  pfarramtliche  Geschäftsführung  im  Königreich 
Bayern  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  erschienen  (R.  I. 
S.  204),  liegt  nunmehr  als  zweiter  Band  das  Handbuch  des  kathol. 
Pfründewesens  von  demselben  Verf.  vor,  und  zwar  in  dritter ^  vielfach 
verbesserter  und  grösstentheils  umgearbeiteter  Auflage.  Im  ersten 
Teile  handelt  der  Verf.  von  »Stiftung,  Errichtung  und  Veränderung 
der  Pfründen«  (S.  1 — 27);  im  zweiten  von  der  »Besetzung  und  Er- 
ledigung der  Pfründen«  (S.  29 — 82) ;  im  dritten  von  dem  »Einkommen 
der  Pfründebesitzer«  (S.  85 — 178);  im  vierten  von  der  »Verwaltung 
des  Pfründe  Vermögens«  (S.  181—380).  In  diesem  Abschnitte  hat  der 
Verfasser  einige  Paragraphen  grösstenteils  aus  dem  Handbuche  der  Ver- 
waltung des  Kirchenvermögens,  insbesondere  jene  über  die  Verwaltung 
des  Kapitalvermögens,  die  Bewirtschaftung  der  Stiftungswaldungen,  die 
Fixierung,  Ablösung  und  Oberweisung  der  grund-  und  zehentherr- 
lichen  Rechte,  die  sekundäre  Baupflicht  und  die  Behandlung  der  Neu- 
bauten wiederholt  Hierbei  liess  sich  derselbe  mit  Hecht  von  der 
Voraussetzung  leiten,  dass  die  genannten  zwei  Handbücher  zum  Teile 
ein  verschiedenes  Absatzgebiet   finden  würden  und  ein  in  sich  ab- 
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geschlossenes  Handbuch  des  PMndewesens  den  Lesern  willkommen 
sein  werde.  Daf&r  ist  eine  Beihe  von  Verordnungen,  welche  in  den 
früheren  Auflagen  im  Anhange  wörtlich  zum  Abdruck  gebracht  waren, 
in  vorliegender  Auflage  weggelassen;  dagegen  wurde  die  Zahl  der 
Formularien  beträchtlich  vermehrt.  Was  wir  früher  (H.  I.  S.  204) 
über  das  Handbuch  der  Verwaltung  des  Eirchenvermögens  sagten, 
gilt  in  erhöhtem  Masse  von  dem  Handbuche  des  Pfründenwesens. 
Das  beste  Zeugniss  für  die  Brauchbarkeit  des  Werkes  ist  die  dritte 
Auflage,  in  welcher  dasselbe  erschienen  ist.  Wir  kennen  kein  ähn- 
liches Werk  in  einem  anderen  Lande,  welches  so  gründlich,  klar, 
übersichtlich  und  praktisch  die  betreffenden  Materien  für  dasselbe 
darstellt,  als  dies  bei  vorstehendem  Werke  des  H.  Pfarrers  Erick 
für  Bayern  der  Fall  ist.  Der  bayerische  Elerus  ist  zu  beneiden  um 
ein  solches  Handbuch.  Nirgendswo  sind  freilich  auch  derartige 
Handbücher  nothwendiger,  als  gerade  in  Bayern,  denn  die  staats- 
kirchenrechtlichen  Verordnungen  sind  gerade  in  der  Materie  der 
kirchlichen  Vermögensverwaltung  Legionen.  Einen  peinlichen  Ein- 
druck macht  bei  der  Lektüre  auch  dieses  Buches  das  Hineinregieren 
des  Staates  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  und  bis  in  das  eigenste 
Gebiet  der  Eirche.  Auch  nicht  ein  Plätzchen  Land  besitzt  diese, 
wohin  sie  ihren  Fuss  selbständig  setzen  könnte.  Unumwunden  er- 
kennt dies  der  Verf.  an.  Wir  wollen  nur  aus  der  grossen  Anzahl 
von  Belegen,  welche  wir  hierfür  beibringen  könnten,  nur  ein  Beispiel 
hersetzen.  Bezüglich  der  Stolgebühren  schreibt  der  Verf. :  »Die  nach 
dem  Eirchenrechte  den  Bischöfen  zustehende  Regulierung  der  Std- 
gebühren  wird  in  Bayern  als  ein  Kecht  der  Staatsgewalt  in  An- 
spruch genommen.  Während  für  die  protestantische  Eirche  die  Re- 
gelung der  Stolgebühren  gemäss  §  73  der  Eonsistorialordnung  vom 
8.  September  1808  und  M.-E.  vom  19.  Dezember  1839  durch  die 
kirchlichen  Behörden  mit  ministerieller  Genehmigung  erfolgt,  ist  den 
katholischen  Kirchenbehörden  gesetzlich  nicht  einmal  ein  Anrecht 
auf  die  Einholung  ihres  Gutachtens  eingeräumt;  doch  werden  die- 
selben thatsächlich  mit  ihren  gutachtlichen  Aeusserungen  regelmässig 
vernommen.  Die  Regulierung  der  Stolgebühren  ist  nach  der  herr- 
schenden Praxis  den  königl  Kreisregierungen  überlassen«  etc.  Also 
nicht  bloss  eine  kontrollierende  Mitwirkung  nimmt  der  Staat  in  An- 
spruch, nein,  er,  der  Staat  regtdiert  das  Stolgebührenwesen.  und  erst 
die  Mitwirkung  des  Staates  bei  Besetzung  der  Pfarrpfründen!  Doch 
das  gehört  nicht  hierher.  Es  ist  eben  mit  den  gegebenen  Verhältnissen 
zu  rechnen ;  der  Verf.  wollte  bezw.  musste  das  in  Bayern  geltende 
Becht  zur  Darstellung  bringen.    Ein  genaues  Sachregister  orientiert 
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rasch  über  die  einzelnen  Materien  des  Werkes.  Wir  bemerken  auch 
hier  wieder,  dass  die  Ausstattung  desselben  eine  durchaus  solide  ist. 
11.  Der  konfessionelle  Kirchhof  nach  den  kirchlichen  Kegeln  und 
den  für  Elsass-Lothringen  geltenden  CivUgesetzen  mit  Berück- 
sichtigung des  Neudorfer  Earchho&streites  von  Dr.  J.  Chr.  Joder 
Ehrendomherr,  Generalsekretär  des  Bistums  Strassburg.  Strass- 
bürg,  Verl.  von  F.  H.  Le  Roux  &  Cie.  1897.  gr.  8^  S.  48. 
Pr.  0,80  M. 

Der  durch  verschiedene  kirchen-  und  kirchenpolitische  Publi- 
kationen rühmlichst  bekannte  Verfasser  dokumentirt  auch  darch  vor- 
stehende Schrift  seine  eingehende  Kenntniss  auf  dem  juristischen  Ge- 
biete und  sein  klares  ürtheil  in  der  Auslegung  und  Anwendung  von 
Bechtssätzen  für  besondere  Verhältnisse.  Die  Veranlassung  zur  Ver- 
öffentlichung bot  ihm  der  Neudorfer  Eirchhofsstreit.  Im  Verlaufe 
des  letzten  Jahres  nämlich  wurde,  wegen  üeberfüllung  des  Fried- 
hofs St.  Urban,  die  »Anlage  eines  speziellen  Friedhofs  für  den  Vor- 
ort Neudorf  (Strassburg)  c  vom  Gemeinderath  beschlossen.  Auf  Grund 
des  Art.  15  des  Dekrets  vom  23.  Prairial  J.  XII.  forderte  der  ka- 
tholische Pfarrer  die  Jconfessioneüe  Eintheilung  dieser  Grabstätte, 
und  wurde  hierin  von  der  kath.  Presse  und  den  Vereinen,  sowie  vom 
Bischof  unterstützt.  Die  Stadtverwaltung  jedoch  entschied  sich  auf 
Antrag  des  protestantischen  Pfarrers  Metzger  —  der  Vorgänger  des- 
selben hatte  sich  mit  der  Anlegung  eines  konfessionellen  Friedhofs 
einverstanden  erklärt  —  für  den  konfessionslosen,  gemischten  Kirch- 
hof. Eine  gegen  diesen  Beschluss  an  den  Bezirkspräsidenten  unterm 
6.  Nov.  1896  von  sämmtlichen  katholischen  Vereinen  gerichtete  Be- 
schwerde wurde  abschlägig  beantwortet.  Gegen  diesen  Bescheid  ist 
Berufung  eingelegt  und  beabsichtigen  die  Katholiken  ihre  Bechte 
durch  alle  Instanzen  zu  verfolgen.  »Eine  Vertheidigung  dieser  Rechte 
und  zugleich  einen  Beitrag  zur  Lösung  der  Friedhofsfragec  will  obige 
Schrift  bieten. 

Zunächst  weist  der  Verf.  (S.  4 — 8)  nach,  däss  die  Friedhofs- 
frage eine  Frage  gemischter  Natur  sei  und  deshalb  nicht  eiuseitig 
von  der  staatlichen  Gewalt  könne  geregelt  werden.  Die  französische 
Gesetzgebung  hält  diesen  kirchlichen  und  christlichen  Standpunkt 
fest,  speziell  in  dem  Dekret  vom  23.  Prairial,  welches  durchaus 
nicht,  wie  die  Gegner  einwenden,  veraltet  ist,  sondern  in  voller 
Bechtskraft  steht  (S.  9 — 10).  Auch  kehrt  sich  die  Phrase :  Die  For- 
derung konfessioneller  Kirchhöfe  seitens  der  Katholiken  sei  ein  Akt 
der  Intoleranz  gegen  Andersgläubige,  ins  gerade  Gegentheil  um, 
wenn  man  bedenkt,   welche  Unduldsamkeit  darin  liegt,  Katholiken 
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zwingen  zu  wollen ,  gegen  ihre  religiösen  üeberzeugungen  und  ihre 
Bechte  auf  einem  Kirchhofe  sich  beerdigen  lassen  zu  müssen,  wel- 
cher nicht  durch  den  Segen  der  Kirche  geweiht  ist.  Die  Katholiken 
haben  nichts  dagegen,  wenn  Andersgläubige  sich  nach  ihrer  Art  be- 
statten lassen  (S.  10 — 15).  Die  Kirchhöfe  sind  nicht  bloss  nach 
kirchlichen  Bestimmungen,  sondern  auch  nach  den  französischen 
Civilgesetzen  Kultusstätten  und  konfessionell;  der  Katholik  hat  das 
Hecht,  in  geweihter  Erde  beerdigt  zu  werden ;  darin  schützt  ihn  das 
Gesetz  (S.  15 — 24).  Sodann  widerlegt  der  Verf.  die  Auffassung, 
dass  »die  gesonderten  Friedhöfe  nur  vorgeschrieben  seien  für  die- 
jenigen Gemeinden,  in  welchen  mehrere  Kulte  nebeneinander  in  Aus- 
übung stehen,  d.  h.  im  Besitze  geordneter  gottesdienstlicher  An- 
stalten sind.  Ein  vereinzelter  Andersgläubiger,  der  in  einem  katho- 
lischen Orte  stirbt,  werde  einfach  auf  dem  ungeteilten  Gemeinde- 
kirchhofe neben  den  Katholiken  begraben  werden  müssen.  Der  Ge- 
danke, einen  Sonderkirchhof  auch  für  diesen  herzurichten  ...  sei  ein 
willkürlicher  Notbehelf  und  habe  im  Texte  des  Gesetzes  keinen 
Boden.«  Das  ist  falsch.  Es  ist  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  dass 
auch  für  vereinzelt  in  kath.  Pfarreien  lebende  Andersgläubige  eine 
besondere  Abteilung  zuzuweisen  sei.  Nur  so  bleiben  die  beiderseiti- 
gen Eechte  gewahrt  und  behält  das  Gesetz  seine  volle  Geltung. 
(S.  24 — 85).  Dann  beleuchtet  der  Verf.  die  Entscheidung  des  Be- 
zirkspräsidenten, speziell  dessen  Berufung  auf  den  entgegengesetzten 
Gebrauch  in  Strassburg.  (S.  85 — 37).  Zu  Gunsten  des  konfessionell- 
gemischten Kirchhofs  werden  sogar  gegnerischerseits  die  zahlreichen 
Mischehen  angefahrt!  Aber  darf  der  Mischehen  wegen  das  Becht 
gebeugt  werden?  Wenn  Eheleute  im  Leben  verschiedene  Kirchen  be- 
sucht, wanmi  soll  nicht  auch  nach  dem  Tode  jeder  Eheteil  auf 
seinem  Gottesacker  ruhen  dürfen  ?  Haben  denn  die  Eheleute  dies  bei 
Eingehung  der  Ehe  nicht  gewusst,  dass  sie  nicht  >in  einem  Grabe 
ruhen«  könnten  ?  Mit  Sentimentalität  schafft  man  kein  Eecht  aus  der 
Welt.  (S.  87—40).  Endlich  verbreitet  sich  der  Verf.  über  die  Ver- 
Weigerung  des  kirchlichen  Begräbnisses.  Speziell  den  Selbstmördern 
ist  nach  kath.  Grundsätzen  das  kirchliche  Begräbniss  versagt.  Zum 
kirchlichen  Begräbniss  gehört  auch  das  Beerdigen  in  geweihter  Erde. 
Auch  diese  kirchlichen  Grundsätze  und  Vorschriften  können  nach  den 
bestehenden  Civilgesetzen  gehandhabt  werden.  (S.  40—47). 

Würden  die  Kirchenverwaltungen  berechtigt  sein,  neben  den 
Gemeindekirchhöfen  ihre  eigenen  Gottesäcker  zu  besitzen,  so  wären 
dadurch  am  besten  alle  üebelstände  der  gemischten  Kirchhöfe  be- 
seitigt.   Dabei  bliebe  nach  wie  vorher  die  Aufsicht  der  Polizei  in 
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sanitärer  Hinsicht  bestehen.  Dies  Becht  ist  aber  den  Katholiken 
verwehrt.  Um  so  mehr  ist  es  deshalb  Pflicht  der  Behörde,  die 
Bechte,  Gebräuche  und  kirchlichen  Satzungen  einer  jeden  Eultus- 
genossenschaft  zu  wahren.  Das  einzige  Mittel  hierzu  ist  die  Zer- 
legung des  Kirchhofes  in  Abtheilungen  für  die  einzelnen  Beligions- 
gemeinschaften. 

Hoflen  wir,  dass  das  herrliche  Schrifkchen  seinen  Zweck  er- 
reicht und  die  berechtigten  Forderungen  der  Katholiken  erfallt 
werden.  Nur  so  wird  der  Friede  gewahrt,  nicht  aber  durch  Verge- 
waltigung der  religiösen  Gefühle  und  üeberzeugungen.  Der  Staat 
wahre  seine  Bechte  in  Beziehung  auf  die  öffentliche  Gesundheit, 
aber  er  schütze  auch  die  Grundsätze  der  Gewissensfreiheit. 

Heiner. 


B.   Zeitschriftenschau. 

(Geschlossen  Ende  Februar  1897.) 

Analecta  ecciesiastica  annus  IV.  fasc.  7:  An  liceat  SSmum 
Eucharistiae  Viaticum  moribunde  in  lupanari  degenti  administrare  ? 
S.  325—30.  Autor  respondet,  per  se  licere,  remoto  tamen  periculo 
ne  SSmum  sacramentum  contumeliis  impiorum  exponatur  et  dum- 
moclo  secreto  administretur.  —  fasc.  8.  UoUectio  resolutionum  re- 
sponsorumque  S.  Officii  S.  361—66,  Fortsetz.  fasc.  9  et  10  S.  421.  — 
fasc.  8.  M.  Lega,  De  modo  procedendi  Sacris  Rom.  C!ongregationibu8 
communi  S.  366 — 72.  —  fasc.  8.  Pitis  a  Lmigonio,  De  communi- 
catione  indulgentiarum  inter  Reguläres  S.  372 — 74.  —  fasc.  9  et  10. 
Forma  inquisitionis  promovendorum  ad  Ecclesiam  cathedralem  s.  oben 
S.  193  f.  —  fasc.  9  et  10.  C.  Dilgskron^  De  revisione  et  approba- 
tione  librorum  typis  describendorum  S.  422 — 28. 

Annales  de  l'Universitö  de  Grenoble  tom.  8^  N^  3:  E.  Beau- 
douin^  Remarques  snr  la  preuve  par  le  serment  du  d^fendeur  dans 
le  droit  iranc.  S.  407 — 513.  Wenn  auch  die  Lex  Salica  nicht  ein 
von  den  übrigen  germanischen  Volksrechten  ganz  und  gar  verschiedenes 
Beweisverfahren  verfolgt,  so  legt  sie  doch  im  unterschied  von  den- 
selben dem  Eide  des  Beklagten  und  seiner  Eideshelfer  nicht  die 
überwiegende  Bedeutung  bei,  die  er  nach  den  anderen  Volksrechten 
hat  (S.  440).  Der  Zeugenbeweis  spielt  in  ihr  eine  nicht  unbedeu- 
tende Rolle.  B.  bespricht  mehrere  Stellen  aus  Gregor  von  Tours, 
die  auf  die  Geschichte  des  Reinignngseides  in  den  kirchlichen  Ge- 
richtshöfen, den  ursprünglichen  Charakter  und  die  Anfange  desselben. 
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grosses  Licht  werfen  (S.  466  f.).  Der  Beinigungseid  ist  eine  wesent- 
lich germanische  Einrichtung,  die  Kirche  hat  ihn  den  Volksrechten 
entlehnt,  noch  am  Ende  des  6.  Jh.  glaubt  Gregor  von  Tours,  derselbe 
sei  durch  die  Canones  nicht  erlaubt;  nur  dem  König  Chilperich  zu 
Liebe  (cama  regis)  entschliesst  sich  Gregor  einen  Beinigungseid  zu 
leisten.  —  Von  Anfang  an  hat  die  Kirche  dem  Eide,  den  der  ange- 
schuldigte Kleriker  leistete,  grosse  Bedeutung  beigelegt,  inbesondere 
wenn  derselbe  in  einer  Kirche  oder  am  Grabe  eines  Märtyrers  ge- 
leistet wurde.  B.  verweist  hier  auf  eine  interessante  Stelle  aus 
Augustin  (epist.  78  al.  137  n.  3,  Migne  33,  268  f.)  und  mehrere 
Stellen  aus  den  Briefen  Gregors  des  Grossen  (s.  S.  493  f.).  Als  feste 
Gewohnheit  begegnet  uns  der  Beinigungseid  in  der  fränkischen 
Kirche  nicht  vor  dem  Anfang  des  8.  Jh.  (S.  495).  Von  grosser 
Bedeutung  für  die  allgemeine  Entwickelung  der  Institution  war  der 
Beinigungseid,  den  Papst  Leo  in.  im  J.  800  in  der  Peterskirche  in 
Bom  leistete  (S.  496  f.).  —  Der  Beinigungseid  ist  im  kanonischen 
Becht  subsidiärer  Natur  (S.  501)  und  wurde  anfangs  —  im  Gegen- 
satz zu  den  Bestimmungen  der  Volksrechte  —  ohne  Eideshelfer  ge- 
leistet (S.  502).  —  Durch  Umsicht  in  der  Behandlung  des  Stoffes 
und  durch  Kenntniss  der  Literatur  reiht  sich  die  Arbeit  B.s  wär- 
dig  den  Leistungen  seines  CoUegen  P.  Foumier  an. 

Archiv  fOr  borgerliches  Recht  hgg.  von  J.  Kohler,  Y.  Bing  und 
P.  Oertmann.  12.  Bd.  1.  Heft:  E.  Neukamp^  Das  Gewohnheitsrecht 
in  Theorie  und  Praxis  des  gemeinen  Bechts.  Beferat  und  Kritik 
S.  89—184.  Gibt  im  1.  Abschnitt  ein  durch  die  Heranziehung 
reicher  Literatur  überaus  anschauliches  Bild  der  Ansichten  der 
Theoretiker,  kennzeichnet  dann  die  Lehre  von  Gewohnheitsrecht, 
wie  sie  nach  der  Bechtssprechung  des  Beichsgerichts  sich  darstellt. 
Ein  2.  Abschnitt  behandelt  »die  hauptsächlichsten  Fehlerquellen  in 
der  Lehre  vom  Gewohnheitsrechte  (S.  141  f.). 

Archiv  fflr  Öffentliches  Recht  hgg.  von  P.  Laband  und  F.  Stoerk. 
12.  Bd.  1.  Heft:  A.  A/foÜer,  Der  Positivismus  in  der  Bechtswisseu- 
schaft  S.  23—43.  Der  Beamte  hat  an  das  im  Staate  geltende  Becht 
sich  zu  halten,  das  fordert  die  positive  Bichtung  der  Bechtswissen- 
schaft.  Die  Uebertreümng  des  SaUfes^  dass  nur  das  staatliche  Becht 
im  Staate  Anerkennung  finden  dürfe,  bezeichnet  A.  als  PosUwismm 
in  der  BecfUstoissenscha^t.  Aus  der  Entstehung  des  Bechts,  das  auf 
einem  Denkprozess  beruht,  folgert  A.,  dass  dem  Beamten,  welcher 
der  Mandatar  der  Staatsgewalt  ist  (S.  36  ^%  ein  gewisses  Mass  von 
Freiheit  bei  Handhabung  der  Gesetze  einzuräumen  sei.  »Der  Zwang 
ist  etwas  für  sich;  er  gehört  nicht  dem  Bechte  selbst  anc     »Nicht 


446  Zeitschriftenschau, 

das  Recht  wird  erzwungen,  sondern  nur  etwas,  das  das  Recht  will.« 
Das  Gesetz  ist  nach  Ä.  nicht  Befehl  an  den  einzelnen  Bürger;  für  da8 
Publikum  besteht  nur  die  indirekte  Nöthigung,  um  Nachtheilen  aus* 
zuweichen,  die  Rechtssätze  anzuerkennen.  Mit  Entschiedenheit  wendet 
sich  A.  gegen  den  Vertreter  des  Rechtspositivismus  E.  Bergbohm, 
Jurisprudenz  und  Rechtsphilosophie  I,  Leipzig  1892,  S.  375  f.,  und 
dessen  Lehre  vom  »rechtsleeren  Raum.« 

Blätter  fOr  administrative  Praxis  hgg.  von  M.  von  Seydel  und 
K.  Krazeisen.  47.  Bd.  Nr.  1 :  E.  Knüling,  Zur  Lehre  von  der  Kirchen- 
baulast  nach  altbayerischem  Rechte  S.  1-^51.  In  methodischer 
Weise  handelt  E.  zuerst  von  den  hier  in  Betracht  kommenden 
Rechtsquellen,  dann  nacheinander  vom  Gegenstand  und  Umfang  der 
kirchlichen  Baulast,  der  Reihenfolge  der  Bauconcurrenzpflicht ,  der 
sogenannten  Baupflicht  der  vermOglichen  Eultusstiftungen ,  schliess- 
lich von  der  Zuständigkeit.  (Streitigkeiten  über  die  kirchliche  Bau- 
pflicht  sind  bürgerliche  Rechtssachen  und  gehören  vor  die  ordent- 
lichen Gerichte,  mag  nun  die  Verpflichtung  an  sich  oder  nur  ihr 
Umfang  bestritten  sein.  S.  40). 

Historisches  Jahrbuch.  17.  Bd.  4.  Heft:  J.  Müllner,  Die  Taufe 
des  römischen  Eönigs  Heinrich  IV.  S.  715 — 46.  Den  Eirchenge- 
setzen  des  11.  Jahrh.  entsprechend  wurde  die  Taufe  des  am  11.  No- 
vember 1050  geborenen  Eönigskindes  am  nächsten  Termin  für  die 
feierliche  Taufe,  am  Osterfeste  des  Jahres  1051  (31.  März)  voll- 
zogen. —  18.  Bd.  1.  Heft:  R.  von  Nostitz-Rimeck,  Die  Briefe 
Papst  Leos  I.  im  Codex  Monacensis  14540  S.  117—33.  Neben  der 
Hormisda-Eorrespondenz  der  Avellana  ist  die  Briefsammlung  des 
Codex  Monacensis  14540  die  älteste  grössere  Sammlung  von  Briefen 
eines  einzelnen  Papstes,  die  auf  das  lateranensische  Register  zurück- 
weist. N.-R.  gibt  ein  lohaltsverzeichniss  der  Hs.,  und  handelt  über- 
dies von  den  Adressen  der  71  Briefe  Leos,  die  in  ihr  enthalten  sind, 
von  den  Datierungen  derselben,  der  Ordnung  und  Vollständigkeit 
dieser  Sammlung,  die  schon  den  Ballerini  bekannt  war.  —  R.  von 
NostUa-Bieneck,  Besprechung  der  beiden  Werke :  Episitda^  impera- 
iorumj  pantifkum,  äliorutn  inde  ab  a.  367  usque  ad  a.  553  dcUae,  Avel- 
lana quae  dicitur  colledio.  Ex  recensione  OUon.  Guenther.  Pars  I, 
Prolegomena,  epistolae  1—104.  Vindobonae,  F.  Tempsky.  1895.  8®. 
2  Bl.  XOIY,  493  S.  (Corpus  Script,  ecclesiasticor.  vol.  35)  und 
0.  Ouenther,  Avellana-Studien.  Wien,  C.  Gerold.  1896.  8«.  134  S. 
{Sonderabdruck  aus:  Sitzungsber.  der  E.  Akademie  der  Wissen- 
schaften in  Wien.  Phil.-hist.  Cl.  Bd.  134)  S.  146—54.  »Jeder  Eir- 
€hen-  oder  Profanhistoriker,  der  die  Zeiten  studiert,  denen  die  avel- 
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lanischen  Documente  angehören,  wird  Guenthers  Arbeiten  nicht  bloss 
benützen  müssen,  sondern  auch  wie  der  Referent  dem  Heransgebei 
für  seine  mühevolle  und  vorzügliche  Leistung  aufrichtigen  Dank 
wissen.  € 

Mittheilungen  des  Instituts  fQr  Osterreichische  Geschichts- 
forschung. 17.  Bd.  1.  Heft:  M.  Mayr-Adlivang^  Ueber  Expensenrech- 
nungen  für  päpstliche  Provisionsbullen  des  15.  Jhs.  S.  71 — 108. 
Lehrreiche,  durch  die  Beispiele,  die  sie  bringt,  sehr  anschauliche 
Darstellung. 

Passauer  theologisch-praktische  Monatsschrift.  7.  Bd.  1.  Heft: 
A.  Lehmhuhl,  Befragung  der  römischen  Kongregationen  und  deren 
Antworten  und  Decrete  S.  17—26.  L.  warnt  vor  »dem  Unfug,  bei 
jeder  Kleinigkeit  eine  römische  Entscheidung  veranlassen  zu  wollene ; 
diesem  Uebelstande  abzuhelfen  erörtert  derselbe  die  Bedeutung  und 
Tragweite  der  Entscheidungen  der  römischen  Kongregationen. 

Neues  Archiv  der  Gesellschaft  für  ftit.  deutsche  Geschichtskunde. 
22.  Bd.  2.  Heft :  K.  Hampe,  Beise  nach  England  vom  Juli  1895  bis 
Februar  1896.  II.  Mittheilungen  aus  einzelnen  englischen  Hand- 
schriften. VIII.  Aus  einem  Eegister  des  Cardinais  Ottobonus  von 
S.  Adrian  (etwa  1259—1267).  S.  337—72.  Die  Formelsammlung,  die 
im  Cod.  Laud.  Mise.  645  der  Bodleiana  zu  Oxford  enthalten  ist,  hat 
ihre  Quelle  in  dem  heute  verlorenen  Briefregister  des  genannten 
Cardinais.  —  X.  Papstbriefe  des  12.  und  13.  Jh.  in  englischen 
Handschriften.  S.  387—410.  »Den  Beichthum  ungedruckter  Papst- 
briefe des  12.  und  13.  Jh.  in  englischen  Handschriften  gründlich 
auszuschöpfen,  ist  eine  Aufgabe,  die  noch  der  Lösung  harrt,  c  H.  be- 
richtet sowohl  über  mehrere  Decretalensammlungen,  wie  über  verein- 
zelte Papstbriefe.  —  Th.  Momtnsen^  Das  Nonnenalter  S.  545—47. 
Kaiser  Maiorian  hat  in  einem  Beichsgesetz  vom  J.  458  bestimmt, 
dass  der  Schleier  nicht  vor  dem  vollendeten  vierzigsten  Lebensjahre 
genommen  werden  darf.  Der  Liber  Pontificalis  setzt  dagegen  im 
Leben  Leos  I.  das  sechzigste  Jahr  als  diesbezügliche  Altersgrenze. 
Wie  die  cononische  Epitome  der  älteren  Becension  des  liber  ponti- 
ficalis zeigt  y  war  auch  in  diesem  ursprünglich  das  vierzigste  Jahr 
genannt.  Mommsen  vermuthet,  dass  die  Interpolation,  die  die  jüngere 
Becension  zeigt,  an  der  Hand  einer  Stelle  in  einem  Briefe  Gregors  I. 
(4,  11  vom  J.  593  ed.  Ewald-Hartmann,  I,  245)  geschehen  ist. 

Nouvelle  Revue  historique  de  droit  fran^ais  et  ötranger.  20«'  an- 
n^e.  N^  6 :  E.  Meynial,  Le  mariage  apr^s  les  invasions  (2''  article) 
S.  7H7 — 62.  Die  Abhandlung,  in  der  fast  nur  Quellenstellen,  aber 
keine  Litteratur  citiert  wird,  schildert  den  Einfluss,  den  nach  dem 
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späteren  römischen  Recht  die  Familie  und  die  staatliche  Gewalt  bei 
der  Eheschliessung  ausübten,  erörtert  dann  die  Ehehindemisse ,  die 
aus  der  Verwandtschaft,  der  Verschiedenheit  der  Nationalität  und  der 
socialen  Stellung  entsprangen,  und  schliesst  mit  einer  interessanten 
Darstellung  der  ehelichen  Verhältnisse  der  Colonen. 

TObinger  Theologische  Quartaischrift  78.  Jhg.  4.  Heft:  J.  B. 
SägmiUle^',  Die  Idee  Gregors  VII,  vom  Primat  in  der  päpstlichen 
Kanzlei  S.  577—613.  Nicht  blos-  die  Formeln  für  die  Schutzbriefe 
—  im  weiteren  Sinn  des  Wortes  auch  Privilegien  genannt  —  wie 
sie  im  Liber  diurnus  erhalten  sind,  sondern  auch  die  thatsächlich 
ausgestellten  Urkunden  zeigen,  dass  die  Päpste  ihre  Nachfolger  zur 
unverbrüchlichen  Beobachtung  des  von  ihnen  geschaffenen  oder  ab- 
erkannten Bechtszustandes  verpflichteten.  Diese  Bindung  der  Nach- 
folger durch  die  Vorgänger  im  Papstthum  verschwindet  seit  Gre- 
gor VII.  fast  wie  mit  einem  Schlage,  nachdem  sie  in  den  letzten 
Jahren  Alexanders  II.  (1061—1073)  schon  seltener  geworden  war. 
S.  stimmt  zunächst  Fr.  Thaner  (üeber  Entstehung  und  Bedeutung 
der  Formel  Scdva  sedis  Apostolicae  auctoritate  in  den  päpstlichen 
Privilegien,  Sitz.-Ber.  der  k.  Akademie  der  Wissenschaften  Philos.- 
Hist.  Cl.  LXXI  (Wien  1872) ,  887  f.)  zu ,  dass  die  Klausel  salva 
sedis  Apostolicae  auctoritate  in  den  Privilegien  vor  Cölestin  II. 
(1143—1144)  im  allgemeinen  nur  eineeine  geistliche  und  weltliche 
Bechte  der  Päpste  wahre.  Eine  Anzahl  von  Urkunden,  die  Thaner 
noch  nicht  kannte,  die  aber  S.  untersuchen  konnte,  gebrauchen  die 
Klausel  in  diesem  Sinn.  Doch  auch  S.  fand,  wie  Thaner,  einige  Pri- 
vilegien, in  denen  die  Klausel  nicht  die  Wahrung  einzelner  Bechte 
zum  Zwecke  haben  kann.  —  Unter  dem  Einfluss  Gregors  VIL  unter- 
blieb in  den  päpstlichen  Privilegien  nicht  blos  die  Bindung  der  nach- 
folgenden Päpste,  den  von  ihren  Vorgängern  geschaffenen  Bechtszu- 
stand  aufrecht  zu  halten,  man  fing  auch  an,  der  Formel  salva  sedis 
Apostolicae  auctoritate  die  abstrakt  theoretische  Bedeutung  vom  ab- 
soluten Gesetzgebungsrecht  des  Papstes  zu  unterlegen  (S.  603).  Die 
Privilegien  für  die  Klöster  zeigen  seit  Cölestin  II.  neben  dem  päpst- 
lichen Vorbehalt  (der  Formel:  salva  sedis  Apostolicae  auctoritate) 
auch  die  Klausel  salva  dioecesani  episcopi  canonica  iustitia  das  ist 
den  bischöflichen  Vorbehalt.  Neben  der  Berücksichtigung  der  Bechte 
der  Bischöfe  war  doch  auch  eine  Hervorhebung  der  päpstlichen 
Bechte  am  Platze.  Nicht  im  Anschluss  an  Gratians  Erörterung  zu 
c.  16  §  2  G.  XXV  q.  1  hat  die  Formel  salva  sedis  ApostoUcae 
auctoritate  ihre  abstrakte  Bedeutung  erhalten,  wie  Thaner  vermuthete, 
dieser  Sinn  der  Formd  ist  gana  organisch  aus  dem  Privilegien'' 
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toesen  seit  Gregor  VII.  herausgeivachsen  (S.  613).  —  F.  Funky  Die 
Statuta  ecclesiae  antiqua  S.  693 — 96.  Diese  kanonistische  Sammlung 
(s.  den  Abdruck  bei  Migne  Pat.  lat.  LVI,  879  f.),  die  Maassen,  Ge- 
schichte der  Quellen  und  der  Literatur  des  canonischen  Bechts  I,  393, 
Gallien  und  der  2.  Hälfte  des  5.  Jh.  zugewiesen,  Malnory,  Saint 
Cesaire  evgque  d'Arles  503—543,  Paris  1894,  S.  50-58  (Biblio- 
thfeque  de  Tdcole  des  hautes  6tudes,  Sciences  philologiques  et  histo- 
riques  fasc.  103)  als  ein  Werk  des  Cäsarius  von  Arles  angesehen, 
das  er  vor  dem  Concil  von  Agde  (506)  verfasst  habe,  ist  nach 
Peters  Les  pretendus  104  canons  du  4*  concile  de  Carthage  de  Tan 
398  (Compte  rendu  du  3«  Congrfes  scientifique  international  des  ca- 
tholiques,  Bruxelles  1895,  2'  section  S.  220—231)  gegen  die  Mitte 
des  5.  Jh.  in  Spanien  entstanden.  Funk  ist  geneigt,  der  Ansicht 
des  letzteren  sich  anzuschliessen  und  mit  ihm  in  den  Statuta  eine 
gevässe  Beziehung  auf  den  Priscillianismus  zu  finden. 

Zeitschrift  fflr  katholische  Theologie.  21.  Bd.  1.  Heft:  B.  von 
Nosti0'Bieneck^  Die  päpstlichen  Urkunden  für  Thessalonike  und 
deren  Kritik  durch  Prof.  Friedrich  S.  1—50.  Die  Collectio  Thes- 
salonicensis  (s.  Maassen,  Geschichte  der  Quellen  und  der  Literatur 
des  canonischen  Bechts  I,  766),  die  uns  nur  im  Cod.  Yaticanus  5751 
enthalten  ist,  bildet  für  eine  Beihe  von  Papstbriefen  die  einzige 
Quelle  der  Ueberlieferung.  Gegen  Friedrich  (Sitz.-Ber,  der  philos.- 
philolog.  und  bist.  Classe  der  k.  b.  Akademie  der  Wissenschaften  zu 
München  Jhg.  1891  S.  771—887),  der  die  Unechtheit  dieser  Briefe 
behauptet,  vertheidigt  N.-B.  deren  Echtheit.  Er  untersucht  genau 
die  Beschaffenheit  der  Ueberlieferung  in  der  Vaticanischen  Hand- 
schrift, prüft  in  Bezug  auf  Adressen  und  Datierungen  die  in  der 
Sammlung  enthaltenen  Briefe,  und  vertheidigt  zum  Schluss  noch  die 
Echtheit  von  epist.  14  Leos  I.  (Migne  LIV,  666) ,  deren  Echtheit 
Friedrich  gleichfalls  angestritten.  N.-E.  stand  eine  von  P.  Ehrle 
besorgte  CoUation  der  Vaticanischen  Hs.  zur  Verfügung.  Auch  die 
Literatur,  die  in  Frage  kommen  kann,  ist  genau  berücksichtigt,  so 
dass  die  Abhandlung  als  ein  sehr  werthvoller  Beitrag  zur  Geschichte 
der  Quellen  des  kanonischen  Bechts  bezeichnet  werden  muss. 

Oesterreichische  Zeitschrift  fOr  Verwaltung  hgg.  von  Dr.  K. 
Hugelmann  30.  Jhg.  Nr.  7:  B.  von  Scherer,  Ueber  Stolatax-Con- 
traventionen  S.  39 — 40.  Die  Stolaordnungen,  die  in  Oesterreich  im 
vorigen  Jahrhundert  erlassen  worden  sind,  wurden  zwar  bisher  nicht 
ausdrücklich  aufgehoben,  doch  bestehen  die  Modificationen ,  die  im 
Laufe  der  Zeit  an  denselben  vorgenommen  wurden,  so  sicher  zu  Becht, 
dass  es  dem  einzelnen  Pfarrer  nicht  erlaubt  ist,  eigenmächtig   vom 
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USUS  modernus  der  Taxordnung  abzuweichen.  Das  österreichische  Ge- 
setz vom  J.  1874  über  die  äusseren  Bechtsverhältnisse  der  katho- 
lischen Kirche  wollte  in  den  §.  23—27  keineswegs  das  Meritorische 
des  Stolabezugs  ordnen. 

Zeitschrift  für  ungarisches  öffentliches  und  Privatrecht.  2.  Jhg. 
5/9  Heft:  J.  Reiner^  Ungarns  kirchliche  Organisation  S.  162—84. 
Nach  einer  sehr  summarisch  gehaltenen  Geschichte  der  einzelnen 
Konfessionen  und  Riten  in  Ungarn  schildert  R.  in  allgemeinen  Zügen 
den  gegenwärtigen  Bestand  derselben. 

Kritische  Vierteljahresschrift  fOr  Gesetzgebung  und  Rechtswis- 
senschaft. 3.  Folge  3.  Bd.  2.  Heft :  L.  Wahrmund,  Besprechung  des 
Werkes  von  U.  SkUg,  Geschichte  des  kirchlichen  Beneficialwesens 
von  seinen  Anfängen  bis  auf  die  Zeit  Alexanders  III.  1.  Bd.  1.  Hälfte 
(Berlin  1895)  S.  268—79.  Stutz  hat  manches  mehr  oder  weniger 
bekannte  Moment  aus  neuen  Gesichtspunkten  betrachtet,  sein  Arbeits- 
thema stets  im  Zusammenhange  mit  der  allgemeinen  Rechtsent- 
wickelung aufgefasst.  Im  Grossen  und  Ganzen  stimmt  W.  den  Aus- 
führungen und  Ergebnissen  des  Werkes  zu.  —  L.  Wahrmmid, 
Kritik  des  Werkes :  Pramataro  (Umberto)  II  diritto  di  sepolcro  nella 
sua  evoluzione  storica  e  nelle  speciali  attinenze  col  diritto  moderno, 
Torino  1895,  XXIV,  415  pagg.,  S.  279-85.  W.  hält  die  Arbeit  für 
verdienstlich,  doch  ist  sie  ebensowenig  erschöpfend,  wie  das  ähnliche 
Werk  von  Garbasso,  Del  diritto  di  sepolcro  nel  diritto  romano,  nel 
diritto  canonico  e  nel  giure  moderno  (Casale  1873). 


C.  BOcherverzeichniss. 

I.  Qaellensammliuigen. 

Acta  et  decreta  synodi  provincialis  Ruthenorum  Galiciae  habitae 
Leopoli  an.  1891.  Romae  (Typ.  Polyglotta),  1896.  8^  S.  LXXVIll, 
538.    Pr.  4  M. 

Actes  et  decisians  du  synode  generäl  officieux  des  eglises  reformees 
de  Irance  tenu  ä  Sedan  du  2  au  11  juin  1896.  Alencon  (V«  Huy). 
8«.    S.  VII,  337. 

Beer,  Rieh,:  Urkundliche  Beiträge  zu  Johannes  de  Segovia^s  Ge- 
schichte des  Basier  Concils  auf  Grund  von  Forschungen  in  den 
Archiven  von  Basel,  Genf,  Lausanne  und  Avignon.  ( Aus  Sitz.-Ber. 
d.  k.  Akad.  d.  Wiss.).  Wien,  C.  Qerold's  Sohn  in  Komm.  gr.  8^ 
60  S.     Pr.  1,30  M. 

Buttarium  Trajectense.  Roraanoram  Pontificum  diplomata  quotquot 
olim  usque  ad  Urbanum  Papam  VI.  (an.  1378)  in  veterem  episco- 
patum  Trajectensem  destinata  reperiuntar,  collegit  et  ed.  D.  CHs- 
bertus  Brom.   Tomi  II  fasc.  4.    Haag.    Pr.  5,70  M. 
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Consiüutiones  synodales  seu  statuta  dioecesana  ab  illustrissinio  ac 
reverendlssirao  D.  D.  Leonardo  episcopo  BasileeDsi  et  Luganensi 
decretae  et  in  dioecesana  synodo  Lucernae  rite  celebrata  promul- 
^'atae.  Solodori  (Typ.  »Union«),  1896.  161  p.  Dazu  noch  Acta, 
43  p.  und  ein  Appendix,  162  p. 

Fredericq,  P. :  Corpus  documentorum  inquisitionis  haereticae  pra- 
viiatis  Neerlmidicae,  Verzanieling  vau  stuicken  betreffende  de  pau- 
selijke  en  bissohoppelijke  inquisitie  in  de  Nederlanden.  II.  Stukken 
tot  aanvulling  van  het  eerste  deel  (1077—1518).  Gand  (J.  Vuyl- 
steke),  1896.    8^.    S.  XXIV,  411.    Pr.  10  fr. 

Jordan,  K:  Les  registres  de  Clement  IV,  (1265—68).  Becueil  des 
bulles  de  ce  pape  publ.  ou  analysö  d'apres  les  maniiscrits  origin. 
des  archives  du  vatican.  fasc.  2  et  3.  Paris  (Ponteraoing),  1895.  4^ 

Schmidtj  G. :  Die  Kirchenrechtlichen  Entscheidungeti  des  Reichsge- 
richts und  der  Bayerischen  obersten  Gerichtshöfe  aus  dem  Gebiete 
der  in  Bayern  geltenden  Rechte.  II.— V.  Lief.  München  (Schweitzer), 
1896/97.    gr.  8«.    S.  241—848.  2.  Bd.  S.  1-242.    Pr.  10,60  M. 

Urknndefibuch  der  Stadt  Strassburg.    Strassburg  (Tröbner),    1896. 

1128  S.  Bd.  V.  reicht  von  1332  bis  1380  und  bezieht  sich  S.  1102  auf 
den  hl.  Stuhl  (aber  100  ürk.!],  auch  die  Bisthumer  Augsburg,  Bamberg,  Be- 
san9on,  Freisiug,  Köln,  Konstanz,  Lüttich,  Mailand,  Mainz,  Magdeburg,  Min- 
den, Prag,  Speyer,  Toul,  Trier,  Verden,  Verdun,  Worms  und  Würzburg, 
ferner  die  Klöster  bezw.  Abteien  Andlau,  Ettenheimm&nster,  MaursmOnster, 
Moyenmoutier,  Murbach,  Ncuweiler.  Paris  (Cistercienser),  Weissenburg  u.  s.  w. ; 
den  Kapuzinern  wird  S.  827  (v.  1077)  das  Beichthören  gestattet.  —  Bd.  IVb 
(309  S.,  1888)  handelt  S.  303  vom  Klosterpfieger,  805  von  Seelgeräten,  295 
von  der  Wahl  und  den  Hechten  des  Strassb.  Bischofs. 

Zbirka  najvainijih  crJcvenih  eakona  i  naredaba  sastavio  ja  Luka 
Turöi6^  iupnik  Kalniiki.  (Sa  doz  volom  duhovne  oblasti  u  zagreba). 
Knjiga  I.  Krizevei,  Tisak  Knjiiare  G.  Neuberga,  1895.  Vel.  8*, 
469  stv.  Sammlung  der  wichtigsten  kirchlichen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, herausgegeben  von  Lukas  Turöiö,  Pfarrer  in  Kalnik. 
(Mit  (Genehmigung  der  geistlichen  Behörde  in  Agram),  Kreuz 
(Buchdruckerei  von  G.  Neuberg),  1895.   I.  Bd.    gr.  S«.    S.  469. 

II.  Bearbeitungen  des  Kirchenreehts. 

Colmiati^  Emanuel:  Code:p  Juris  Pontificii  seu  Canonici,    Taurini 

(Typogr.  G.  Derossi),  1888/93.    4».    pag.  1093. 
Cours  complet  de  droit  canonique  et  de  jurisprudence  canonico-civile. 

Tom.  I  et  XIU.  Paris  (Oudin),  1896.  8».  S.  XVIII,  433,  177  u. 

659.    Pr.  ä  8  fr. 
Institutiones  Juris  ecclesiastici  tum  publici  tum  privati.  P.  —  Chr. 

Makee.    2  voll.    8^    S.  500  u.  505.  Romae  (Typ.  G.  Marietti), 

1896/97.  —  Selbstverl.  des  Verf. 
De  Martinis^  B. :  Jus  pontificium  de  Propaganda  fide.    Pars  prima 

complectens  bullas,  brevia,  acta  s.  Sedis  a  congregationis  institutione 

ad  praesens ,  juxta  temporis  seriera  disposita.  VI,  pars  II.   Romae 

(Typ.  de  Propaganda  fide),  1897.  4».  S.  474. 
Milai:   Das  Kirchenrecht  der  morgenlätidischen  Kirche  y  übersetzt 

von  Pessid,  Zara  (Selbstverlag),  1897.   gr.  8^  S.  621. 

29* 
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IIL    Eherecht. 

Bagosy,  JB.:  Feladatunh  a  polgdri  hdeassdggal  szemhen,  (Unsere  Auf- 
gabe gegenüber  dem  Gesetze  über  die  Civilebe).  II.  Szatmär 
(J.  Reizer),  1897.   S«.    S.  275.    Pr.  4  fl. 

Coulon,  H,:  De  la  condition  des  enfants  naturds  reconnus  dans  la 
succession  de  leurs  pere  et  mere.  Commentaire  de  la  loi  du 
25  mars  1896.  Paris  (Marchai  et  Billard),  1896.  16o.  S.  480. 
Pr.  6,50  fr. 

v.  Hörmann  ^  W.:  Quasiaffinität.  Rechtshistorische  Untersuch- 
ungen Ober  Affinitätswirkungen  des  Verlöbnisses  nach  toeltlichpm 
und  kirchlichen^  Rechte  (Iraped.  publicae  honestatis).  I.  Abtheilung: 
Römisches  und  byzantinisches  Recht.  Lehre  der  orientalischen 
Kirche.   Innsbruck  (Wagner),  1897.    gr.  8<>.   S.  XVII,  360. 

Jacobi,  L. :  Das  persönliche  Eherecht  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
für  das  deutsche  Reich.  Berlin  (Guttentag),  1897.  gr.  8«.  S.  90. 
Pr.  1,80  M. 

Plagge,  J. :  Die  gemischten  Ehen  im  Lichte  der  Vertmnft,  des  Glau- 
bens und  der  Erfahrung.  2.  Aufl.  Paderborn  (Bonifatius-Druckerei), 
1897.    80.   S.  158. 

Rosset^  Mich.:  De  Sacramento  Matrimonii  tractatus  dogmaticus, 
moralis,  canonicus,  liturgicus  et  judiciarius.  6  tomi.  8^.  S.  656. 
616.  627.  687.  603.  524.  Monstrolii  (Selbstverlag  des  Verf.), 
1895-96.  Pr.  ä  tora.  7  L.  Zu  beziehen  durch  Herder,  Freib.  i.  Br. 
Eine  Besprechung  dieses  grossartig  angelegten  Werkes  des 
Bischofs  von  St.  Jean  de  Maurienne  wird  im  nächsten  Hefte  erfolgen. 

Schilling^  Äug. :  Ehe  und  Eheschliessung  im  Lichte  der  Offenbarung 
und  nach  den  Gedanken,  welche  der  modernen  Gesetzgebung  zu 
Grunde  liegen.  Leipzig  (Volksschriften- Verlag),  gr.  8<>.  S.  29. 
Pr.  0,50  M. 

Schroeder^  R, :  Das  eheliche  Güterrecht  und  das  bürgerl.  Gesetzbuch 
f  d.  deutsche  Reich.  Berlin  (Guttentag),  1897.  gr.  8«.  S.  36. 
Pr.  1  M.    (Einzeldarstellungen). 

SteriOf  M.:  Delle  incapacitä  proibitive  neu'  esercizio  della  pairia 
potestä.    Torino  (Bocca),  1896.   8«.   S.  76. 

Thomas,  L. :  Des  droits  du  conjoint  survivant.  l^tude  de  la  loi  des 
9 — 10  mars  1891  qui  a  modifie  les  droits  de  Tepoux  dans  la  suc- 
cepsion  de  son  conjoint  prödöcödö.  Paris  (Marchai  et  Billard), 
1896.   80.   S.  VI,  372.   Pr.  7  fr. 

lY.  Einzelabhandiangen. 

Baur^  P.  Joan.j  B.  0.  Cap. :  Argumenta  contra  orientalem  ecclesiam 
eiusque  synodicam  encyclicam  anni  MDCCGXOV.  Fere  unice 
hausta  ex  libris  eius  confessionalibus  aliisque  ipsius  scriptoribus 
atque  auctoribus.   Oeniponte  (Pel.  Rauch),  1897.    8«.    S.  IV,  100. 

Brandt,  Sälvat.  Jf.,  S.  J.i  La  condanna  deUe  ordifiazioni  anglicane. 
Studio  storico  teologico.  Seconda  Edizione  con  ritocchi  e  giunte. 
Roma  (Civiltä),  1897.   8\   S.  80. 

Engelmann,  A.:  Der  Oivilprozess.  Geschichte  und  System.  II.  Ge- 
schichte des  Civilprozesses.  III.  Der  romanisch-kanonische  Prozess 
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und  die  Entwicklung  des  Prozessrechts  in  Deutschland  bis  zum 
Erlass  der  deutschen  Civilprozessordnung.  Breslau  (Köbner),  1896. 
80.    S.  VI,  117.    Pr.  3  M. 

Ermonh  V-  -'  L*£glise  romaine  en  face  de  V£glise  grecque  schisma- 
tique.    Paris  (Poussielgue),  1896.    S«.   ^.  63. 

Ferradou^  Ä,:  Des  hiens  des  monasteres  ä  Byzance.  Bordeaux 
(Cadonet),  1896.    gr.  8«.   S.  256. 

Gaspari,  P.:  De  la  valeur  des  ordincUions  anglicanes,  Paris  (Imp. 
Le?ö),  1896.    80.  S.  91. 

Hackelberg-Landau  f  Reichsfreiherr  vr.  Die  anglikanischen  WeiJien 
und  ihre  neueste  Apologie.  Ein  Beitrag  zur  Lösung  der  Frage 
betrefifend  ihre  Giltigkeit.  (SeparatabJr.  aus  (J.  »Literar.  Anzeiger 
f.  d.  kath.  Oesterreich« ,  Jhg.  X).  Graz  (Styria),  1897.  gr.  S«. 
S.  II,  61.    Pr.  0,40  fl. 

Hermann  v.  Hermriä,  ü. :  Das  österr.  Stiffungs-RechL  Mit  Be- 
rücksichtigung der  ausländ.  Gesetzgebung  und  mit  Benützung  amt- 
licher Quellen  dargestellt.  Wien  (Manz),  1807,  8«.  S.  XVIII,  225. 
Pr.  5,60  M. 

Joder,  J.  Chr.:  Der  konfessionelle  Kirchhof  nach  den  kirchliciien 
Regeln  und  den  für  Elsass- Lothringen  geltenden  Civilgesetzen  mit 
Berücksichtigung  des  Neudorfer  Kirchhofstreites.  Strassburg  (Le 
Roux),  1897.    gr.  8».    S.  48. 

Kahl,  W.:  Bekenntnis,  Gebufidenheit  und  Lehrfreiheit,  akad.  Fest- 
rede. Berlin  (J.  Becker),  S.  30.    gr.  i^    Pr.  1  M. 

Knoke,  P. :  Histor.-dogm.  Untersuchung  der  Verwendung  weUlieher 
Strafen  im  kirchlichen  Strafrechte  der  kath,  Kirche  während  der 
vorgratianischen  Zeit,    Göttinger  Diss.  1896.    8*^.    S.  54. 

Moulart,  J,:  L'jSglise  et  V tltat  ou  les  deux  puissances ;  leur  origine, 
leurs  relations,  leurs  droits  et  leurs  limites.  1  vol.  Louvain  (Pee- 
ters),  1895.    557  p. 

Müller,  R.:  Die  rechtlichen  Wandlungen  der  ^advocatia  ecclesiae* 
des  röm.  Kaisers  deutscher  Nation.  Erlanger  Diss.  1896.  8^  S.  51. 

Rinaldis,  Bart,  de:  Modißche  legislative  alle  leggi  ecdesiastiche 
eversive  esistenti  in  Italia;  osservazioni  pratiche.  Napoli  (tip.  Gar- 
giulo),  1897.    80.    S.  24. 

La  Rappresentanza  giuridica  della  Parrocchie  per  Pavvocato  Fran- 
cesco Ruffini,  Professore  di  diritto  ecclesiastico  nelT  ünivcrsitil  di 
Genova.  Torino  (Uniono  Tipografico-Editrice),  1896.  gr.  8^.  p.  255. 

Zdkon  piirosenf  zdkladem  eakonodärstvi  lidskeho.  (Das  Naturgesetz 
als  Grundlage  der  menschlichen  Gesetzgebung).  V.  Praze  (Prag, 
Selbstverl.),  1896.    S.  59. 

Scheuffgen,  F.  J.:  Die  Hierarchie  in  der  kathol.  Kirche.  Münster 
(Rüssel).   Pr.  2  M. 

Stösser,  L.  v. :  Die  badische  KircJienratsiftstruktion  von  6.  VIL  1797 
und  die  Lehrfreiheit  der  evangeh  Kirche^  ein  Beitrag  zur  Kennt- 
nis der  bad.  kirchl.  Einrichtungen.  Preiburg  i.  B.  (Mohr).  8®. 
S.  48.    Pr.  0,75  M. 

Van-Gestet:  De  iusliiia  et  lege  civili.  Praelectiones  theologicae.  De 
principiis  juris  et   iustitiae  deque  vi  legum  civilium    in    materia 
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iustitiae  juxta  S.  Thomam   Doctoresque  scholasticos.    Ed.  altera 
plurimum  auctum.   Qroningae  (Woltero),  1896. 
Wdhrmundy  L. :  Das  Kirche^tpatronatsrecht  und  seine  Entwicklung 
in  Oesterreich.  II.  (Schluss-)  Abt. :  Die  staatl.  Kechtsentwicklung. 
Wien  (Holder),  1897.    gr.  8».   S.  327.    Pr.  6  M. 

T.  Zur  Praxis. 

Kirchengebührefiy  die,  (Stola-Tax- Ordnung)  für  Boehmen  (laut.  Pat. 
V.  30.  Mai  1750),  Maehren  und  Schlesien  (laut  Pat.  v.  15.  April 
1749)  für  Niederöstorreich  (laut  Pat.  v.  27.  Januar  1781),  Wien 
(laut  Pat.  V.  25.  Januar  1782),  für  Steiermark  (laut  Pat.  v.  13.  Dez. 
1774),  Kärnten  (laut  Pat.  v.  6.  Juni  1799),  Oberösterreich  (laut 
Pat.  V.  20.  Januar  1783)  und  Tirol  (laut  Hofdekret  v.  28.  Mai 
1820).  Mit  einer  Einleitung:  Taxüberschreitungen  von  Wiener 
Pfarrern  und  eine  Belehrung  vom  Reichsr.-Abg.  Dr.  Perd.  Krona- 
wetter  über  die  Kückerstattungspflicht  der  Pfarrer  für  zu  viel  er- 
hobene Kirchengebühren.  Verm.  Ausg.  Wien  (Wiener  Volks- 
buchhandlung),   gr.  80.    (16  S.).    Pr.  0,10  M. 

Kirchengehühreny  die,  (Stola-Tax- Ordnung)  für  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  etc.,  welche  durch  Ges.  v.  7.  Mai  1874  als  zu  Recht  be- 
stehend erklärt  wurden.  Mit  einer  Einleitung:  Taxüberschreitungen 
von  Wiener  Pfarrern  und  eine  Belehrung  vom  Keichsr.-Abgeordn. 
Dr.  Ferd.  Kronawetter  über  die  Ilückerstattungspflicht  der  Pfarrer 
für  zu  viel  erhobene  Kirchengebühren.  3.  Ausg.  gr.  8^.  (15  S.) 
Pr.  0,10  M. 

Krick,  L.  II.:  Handbuch  des  kaih,  Pfründewesens.  Passau  (Abt), 
1897.    80.    S.  XII,  440.    Pr.  5,40  M. 

TL   Zar  Geschichte  des  K.-B. 

AUies,  T.  W, :  The  monastic  life^  from  the  fathers  of  the  desert  to 

Carleniagne.    London  (Kegan  Paul).   S.  382   Pr.  9  sh. 
Brandenburg^  E.:  Herzog  d.  Fromme  von  Sachsen  und  die  Bdi- 

gionsparteien  im  Reiche  (1537—1541).  Dresden  (Baensch),  1897. 

gr.  80.   S.  142.   Pr.  3  M. 
Brigkt^  W.:  The  roman  see  in  the  early  church  and  other  studies 

in  church  history.    London  (Longmans).    Pr.  7,6  sh. 
Orisar,  Ä,  8.  J.:  Das  römische  Pallium  und  die  ältesten  liturgi- 
schen Schärpen.    Mit  einer  Lichtdrucktafel.  (Sonderabdruck  aus  der 

»Festschrift   zum   1100jährigen   Jubiläum  des  deutschen   Campo 

Santo  in  Rom.   S.  83—114. 
Höhler,  Math.:  Die  Berufung  der  allgemeinen  Goncilien  des  Älter- 

thums.    Separat- Abdruck  aus  der  Linzer  »Theol.-prakt.  Quartal- 

schriftt.    Heft  IL    1897.    Linz. 
Lesetre:  La  Sainte  J^glise  au  siecle  des  Apötres.  Paris  (Lethielleux), 

1896.    S.  670.    Pr.  7,50  fr. 
Mauri  Sarti  et  Mauri  Fattorini :   De  claris  archigymnasii  Bono- 

niensis  professoribus  a  saeculo  XL  usque  ad  saeculum  XIV.  ite- 

rum  edid-erunt  Caesar  Albicinius  Foroliviensis  in  Bononiensi  ar- 

chigymnasio  iuris  imblici  professor  et  Carolus  MalagoJa  Bavennas 
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in  eodem  gymnasio  paleographiae  et  diplomaücae  publicus  lector 
ei  regit  tabularii  Bononiensis  praefedtis,  Bononiae,  (ex  officina  re- 
gia Pratrum  Merlani),  1888—96,  2  tomi  (28,  XXXVI,  675, 
386  p.), 

ValoiSy  Noel:  La  France  et  le  Grand  Schisme  d'Occident.  Pari3 
(Picard  et  fils),  1896.  2  vol.  S».  S.  XXX,  406  et  516.  Fr.  15  fr. 

Vassal,  Äug, :  Le  Celihat  ecclesiastique  au  I^'  siede  de  Veglise  depuis 
K'S.  J.-a  jusqu'ä  Van  100.  Paris  (Oudin),  1897.  8o.  Pr.  8  fr. 

YII.  Sonstiges  hfilfswissenschaftliches  Haterial. 

AlbrecM:  In  welchen  Formen  errichtet  man  ein  Testament  ?  Leipzig 
(Staeglich),  1897. 

ChamboiSj  E.  L.:  Repertoire  historique  et  biographique  du  dioecese 
du  Mans  (Sarthe  et  Mayenne)  et  table  g^närale  de  la  Sernaine  du 
fidfele.  (1862—1892).  II.  Le  Mans  (Lequicheux).  1896.  8».  S.  276. 
Pr.  5  fr. 

Harnack:  Geschichte  der  alichristlichen  Literatur  bis  Eusebit^s, 
2.  Tbl.  Die  Chronologie.  1.  Bd.  Berlin  (Boas) .  1897.  gr.  8^. 
S.  XVI,  732.     Pr.  25  M. 

Heimbucher,  M, :  Die  Orden  und  Kongregationen  der  kath.  Kirche, 
2.  (Schluss-)  Bd.  Paderborn  (F.  Schoeningh),  1897.  S.  564, 
Pr.  6  M. 

Honig  ^  Rod,:  Rapporti  tra  Federico  IL  e  Gregorio  IX,  rispetto 
alla  spedizione  in  Palestina.  Bologna  (Andreoli),  1896.  H^.  S.  56. 

Janssen,  J,:  Geschichte  des  deutschen  Volkes  seit  dem  Ausgang  des 
Mittelalters,  IV.  Bd.:  Allgero.  Zustände  des  deutschen  Volkes  seit 
dem  sogen.  Augsburger  Religionsfrieden  vom  J.  1555  bis  zur  Ver- 
kündigung der  Concordienformel  im  J.  1580.  15.  u.  16.  Aufl., 
bes.  von  L.  Pastor.  Freiburg  (Herder),  1897.  gr.  8».  S.  XXXV, 
560.    Pr.  5  M. 

Kirchhoff  und  Moock :  Hülfsbuch  zur  Aufstellung  der  Steuer -Er- 
Märung  und  Vermögens- Anzeige  ra.  Mustern.  Wiesbaden  (Brems 
&  Plaum),  1897.    S.  90. 

Köhler,  W.:  Die  katholischen  Kirchen  des  Morgenlandes.  Darm- 
stadt (Waitz),  1896.   8».    Pr.  6  M. 

Lohmann,  S.  J.:  Ueber  den  Priesterstand.  Paderborn  (Junfermann), 
1896.   80.    256  S.    Pr.  2  M, 

Maurus:  UJSglise  et  la  France  moderne.  Paris  (Lecoffre),  1897. 
120.    s.  XII,  294.    Pr.  2,50  fr. 

Michael,  Emil,  S.  J,:  Geschichte  des  deutschen  Volkes  seit  dem 
dreizehnten  Jahrh.  bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters,  Erster 
Band:  Deutschlands  wirtschaftliche,  gesellschaftliche  und  recht- 
liche Zustände  während  des  13.  Jahrh.  oder :  Kultur-Zustände  des 
deutschen  Volkes  während  des  13.  Jahrh.  Erstes  Buch.  Freiburg 
(Herder),  1897.   gr.  8».    S.  XLVI,  344.    Pr.  5  M. 

Neukamp,  E.:  Die  Reichs- Gewerbeordnung  in  ihrer  neuesten  öe- 
stalt.  2.  Aufl.    Berlin  (Siemenroth  &  T.),  1897.  gr.  8».   S.  498. 

Nilles,  Nie,  S,  J,:  Kalendarium  manuäle  utriusque  Ecclesiae 
Orientalis  et  Occidentalis ,    Academiis    clericorum   accomodatnm, 
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aaspiciis  Commissarii  Äpostolici,  auctiiis  atqne  emendatius  iterum 
edidit.  Oeniponte  (Rauch),  1896.  vol.  I.  S».  p.  LXXII,  5^6. 
Pr.  9  fr. 

Pressense^  F.  de:  Le  cardinal  Manning.  Paris  (Perrin),  1896.  16<>. 
S.  322.   Pr.  3,50  fr. 

Probst:  Die  abendländische  Messe  vom  5,  bis  zum  8.  Jahrh,  Mün- 
ster (Aschendorf),  1896. 

Pnidhnaano,  Fr.:  Francesco  d^Assisi  e  il  sito  secolo,  consideralo  iii 
relazione  cou  la  politica,  cogli  svolgimenti  del  pensiero  e  colla 
civiltä.  Nuova  ediz.  Napoli  (Diogene),  1896.  8«.  S.  418.  Pr.  8,50  L. 

Rauschen ,  Gerh. :  Jahrbücher  der  christlichen  Kirche  unter  dem 
Kaiser  Theodosius  d.  Grossen.  Versuch  einer  Erneuerung  der  An- 
nales ecclesiastici  des  Baronins  f.  d.  Jahre  378 — 395.  Preiburg 
(Herder),  1897.    gr.  8».   S.  XVII,  609.    Pr.  12  M. 

Romano  (Candida  M.) :  Delle  opere  di  s.  Alfonso  Maria  De'  Liguori 
vescovOy  dotiere  di  s.  chiesa  e  fondatore  della  congregazione  del 
SS.  Redentore;  saggio  storico.  Roma  (libr.  Salesiana),  1896.  8®. 
S.  XVI,  508.    Pr.  4  L. 

RealencyMopädie  f.  protest.  Theologie  und  Kirche.  3.  verm.  «.  verb. 
Aufl.  hgg.  von  Dr.  Albert  Hauck.   Leipzig  (Hinrichs),  1896/97. 

Rudolphi^  W.:  Zur  Kirchenpolitik  Preussens.  Paderb.  (P.  Schoeningh), 
1897.    gr.  8«.  S.  182.    Pr.  1,80  M. 

Rükl,  F.:  Chronologie  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit.  Berlin 
(Reuther  &  Reichard),  1897.   gr.  8o.  S.  VIII,  312.    P.  6,50  M. 

Die  RecMsgrundsätze  des  hönigl.  preuss.  Oberverwaltungsgerichtes. 
3.  Aufl.    Lfg.  1.    Berlin  (Heine),  1897.   S   80. 

Schmidt  F.:  Die  Sakramentali.en  der  kath.  Kirche.  Brixen  (Press- 
verein), 1896.    gr.  8.    S.  IV,  276.    Pr.  3  M. 

V.  Seydel :  Commentar  zur  Verfassungs-  Urkunde  f.  d.  deutsche  Reich. 
2.  Aufl.    1.  Abth.    Preiburg  i.  Br.  (Mohr),  1897.   gr.  S».  S.  218. 

Simonsfeld,  H. :  Neue  Beiträge  zum  päpstlichen  ürkundenwesen  im 
Mittelalter  und  zur  Geschichte  des  XI F.  Jahrhunderts,  München 
(Franz),  1896.    4«.    S.  92. 

Die  StacUskirche  und  das  Volks- Elend.  Pastorenbriefe,  herausgegeben 
von  A.  M.  Zürich  (Verlags-Magazin),  1897.   8».   S.  76. 

Staatslexikon  der  Görresgesellschaft.  Preiburg  i.  Br.  (Herder),  1897. 
Heft  44.    üebertretungen  —  Versuch. 

Waäl,  A.  de:  Der  Campo  Santo  der  Deutschen  zu  Rom.  Geschichte 
der  national.  Stiftung,  zum  llOOjähr.  Jubiläum  ihrer  Gründung 
durch  Karl  d.  Gr.  Mit  4  Abbildungen.  Freiburg  (Herder),  1896. 
gr.  80.   S.  XI,  324.    Pr.  4  M. 

Wetzer  und  Wdte's  Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  Freiburg  (Herder), 
Heft  107.    Rudolf  I.  -  Sailer. 

Woker,  W.:  Das  Arbeitsgebiet  des  Bonifatius-Vereins.  üebersicht- 
liche  Darstellung  der  seelsorglichen  Versorgung  der  deutschen 
Katholiken  im  Deutschen  Reiche  und  den  Nachbarländern.  Pader- 
born (Bonif.-Druckerei),  1897.   gr.  4«.   S.  193. 
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I.    Abhandlnngen. 


1.  Die  Buile  Leo's  Xill.  Apostolicae  Curae  Ober  die  UngOltig- 

Iceit  der  anglilcanisclien  Weihen. 

Von  Alphona  Bellesheim,  der  Theologie  und  beider  Rechte  Doctor,  Prälat 

und  Kanonikus  am  CoUegiatstift  in  Aachen  ^). 

1.     Vorgeschichte  der  BuUe. 

Die  berühmte  Bulle  Leo's  Xin.  vom  13.  September  1896») 
über  die  anglikanischen  Weihen  ist  im  Lichte  der  auf  Wiederver- 
einigung der  Kirchen  gerichteten  hochherzigen  Bemühungen  des 
heiligen  Vaters  aufzufassen  und  gehört  in  die  Reihe  jener  Lehr- 
schreiben des  Papstes,  welche  die  einzig  wahren  Gesichtspunkte  er- 
örtern, nach  denen  die  Aufhebung  der  bestehenden  Trennungen  sich 
zu  vollziehen  hat. 

Vorab  ist  daran  zu  erinnern,  dass  das  Rundschreiben  Leo's  XIII. 
vom  29.  Juni  1894  an  sämmtliche  Fürsten  und  Völker  des  Erd- 
kreises mit  der  Aufforderung,  die  göttlich  ausgestellten  Creditive  der 
katholischen  Kirche  ernsthafter  Prüfung  zu  unterwerfen  und  sich  unter 
ihre  rechtmässige  Auctorität  zu  beugen,  besonders  in  England  tiefsten 
Wiederhall  fand  und  der  seit  Jahrhunderten  bestehenden  Sehnsucht 


1)  Die  im  Archiv  77  (1897)  98  mitgetheilte  Literatur  über  die  anglikani- 
schen Weihen  ist  in  folgender  Weise  za  erg&nzen:  1.  A.  Bellesheim,  Die  Un- 
gültigkeit der  anglikanischen  Weihen,  in  dieser  Zeitschrift  31  C1874)  1—34. 
2.  The  Way  to  the  Bennion  of  Christendom.  By  Eis  Eminence  Cardinal 
Vauffhan.  London  1895.  3.  Anglican  Fallacies,  or  Lord  Halifax  on  Bennion. 
Lona.  1895.  By  Luke  Bivington.  4.  Gasparri,  De  la  valear  des  ordinations 
anglicanes.  Paris  1895.  5.  Üeber  die  Einignne  der  Kirchen.  Bede  des  Lord 
Halifax.  Uebersetzt  und  mit  herichtigenden  Erklärungen  yersehen  von  C.  M. 
Schneider.  Begensburg  1895.  6.  Companion  to  the  Encyclical  »Satis  Cognitum.« 
With  a  Beply  to  the  Bishop  of  Stepnejr.  By  Sydney  Smith  S.  I.  Lond.  1896. 
7.  Documenta  ad  legationem  Cardinahs  Pol!  spectantia  (Bomae  1895).  Von 
dieser  nicht  im  Druck  erschienenen  Sammlung  konnte  ich ,  Dank  der  Güte  des 
Herrn  P.  Brandi  in  Bom  Gebrauch  machen.  8.  Salvatore  M.  Brandi  S.  I,  La  con- 
danna  delle  ordinazioni  anglicane.  IL  Ediz.  con  ritocchi  e  ginnte.  Boma  1897. 
9.  The  Bull  on  Anglican  Orders.  By  Sydney  Smith  S.  L  Lond.  1897.  10.  Luke 
Bivington:  The  l^tnation,  1897.  Dublin  Beview  120  (1897)  141-180.  Be- 
handelt die  Bulle  »Apostolicae  Curae«  und  dann  das  Schreiben  »Satis  cognitum.« 
11.  G.  B.  Tepe  S.  I.  Institution,  theologicae  IV  (Paris.  1896)  600—607:  De 
ordin.  anglicanis.  12.  Silyester  Hunter,  Outlines  of  do^roatic  Theology  III  (Lon- 
don 1896)  381—386.  13.  Von  Hackelberg- Landau,  Die  anglikanischen  Weihen 
und  ihre  neueste  Apolo^e.  Gras.  1896.  Im  Folgenden  wird  die  Bulle  »Aposto- 
licae Curae«  nach  dem  im  Archiv  gegebenen  Texte  citirt  werden,  unter  Be- 
zeichnung der  Band-  und  Seitenzahl  mit  arabischen  Ziffern. 

2)  Die  Bulle  ist  datirt  Idibus  Septerobribus.  Brandi  3  schreibt:  Con  la 
data  del  giomo  otto  settembre  .  .  .  f u  pubblicata  da  S.  S.  Leone  XIII  la  bolla 
Apostolicae  Curae. 

Archiv  fdr  Kirchenrecht.  LXXVU.  30 
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nach  Backkehr  zar  römischen  Mutterkirche  eine  vorher  nie  geahnte 
Kraft  verlieh  ^).  Wer  auch  nur  oberflächlich  mit  englischer  Kirchen- 
geschichte bekannt  ist,  muss  in  der  herrschenden  romfreundlichen 
Stimmung  sovieler  Kreise  in  England  das  Ergebniss  von  Bemühungen 
erkennen,  die  seit  der  Lostrennung  des  Reiches  von  Rom  1534  niemals 
erlahmt  sind.  Im  siebenzehnten  Jahrhundert  tritt  uns  am  englischen 
Hofe  der  p&pstliche  Agent  Gregorio  Panzani,  Mitglied  des  römischen 
Oratoriums  vom  hl.  Philippus  Neri,  entgegen,  ürban  Vni.  suchte 
durch  ihn,  wenn  auch  in  schfichterner  und  vorsichtiger  Weise,  die 
durch  den  Erzbischof  Laud>),  sowie  durch  die  Bischöfe  Montague 
von  Ghichester  und  Goodman  von  Gloucester  vertretene  anglo-katho- 
lische  Richtung  zunächst  im  Interesse  einer  Erleichterung  der  eng- 
lischen Katholiken,  weiterhin  aber  auch  zum  Zwecke  der  Zurück- 
führung  der  Anglikaner  in  den  Schooss  der  katholischen  Kirche  zu 
verwerthen  ^).  In  den  Unterredungen  Panzani's  mit  König  Karl  I. 
wurde  die  Frage  nach  der  Wiedervereinigung  der  Kirchen  nicht  be- 
rührt, um  so  lebhafter  behandelte  der  Agent  des  Papstes  diesen 
Punkt  in  den  Besprechungen  mit  dem  Staatssekretär  Windebank, 
welcher  damals  starke  Hinneigung  zum  Katholicismus  bekundete  und 
nachmals  auch  öffentlich  zur  Kirche  zurücktrat.  Panzani  zerstreute 
die  falsche  Auffassung  Windebank*s  bezüglich  der  Erlaubtheit  des 
Treueides ,  indem  er  zeigte ,  dass  nicht  etwa  blos  die  Jesuiten,  son- 
dern auch  die  gesammte  Weltgeistlichkeit  denselben  ablehnten. 
Den  Wünschen  Windebank's,  Rom  möchte  auf  die  Comraunion 
unter  einer  Gestalt,  auf  die  Liturgie  in  lateinischer  Sprache,  sowie 
auf  die  Ehelosigkeit  der  Geistlichkeit  Verzicht  leisten,  setzte  Panzani 
zunächst  die  höchst  berechtigte  Forderung  entgegen,  die  englische 
Regierung  solle  die  Gewissensfreiheit  der  englischen  Katholiken 
achten  und  den  Treueid  fallen  lassen  ^). 

Ausdrücklich  mit  der  Frage  der  Wiedervereinigung  befasst 
sich  der  Staatssekretär  Cardinal  Barberini  in  seinem  Briefe  an 
Panzani  vom  13.  März  1635.  Der  Agent  empfängt  den  Auftrag, 
die  zur  Erledigung  stehende  Hauptfrage  des  Ausgleichs  zwischen 
der  Welt-  und  Ordensgeistlichkeit  unverrückt  im  Auge  zu  behalten. 
Die  Frage  der  Reunion  im  gegenwärtigen  Augenblick  zu  behandeln, 

1)  Leo  XIII :  Praeclara  gratalationis  29.  Janii  1894. 

2)  lieber  Land  vgl.  meinen  Artikel  im  neaen  Kirchenlexikon  7  (1891) 
1510—1513,  sowie  die  werth^olle  Biographie:  A  Life  of  Archbishop  Land.  By 
»A  Bomish  Becasant«  London  1894 ,  and  dazu  meinen  Artikel  im  Katholik  2 
(1894)  290—307. 

3)  Memoire  of  Panzani  bv  J.  Berington. 

4)  Bivington,  Anelican  Fallaeies  52.  Üeber  diese  bedeutende  Arbeit  Tgl. 
meine  Besprechung  im  Literar.  Handweiser  Nr.  629. 
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verbiete  die  den  Katholiken  nicht  besonders  geneigte  Stimmung  des 
Königs.  Das  nämliche  gelte  vom  Treneid.  Unter  dem  9.  Mai  1635 
verständigte  der  Cardinal  den  Agenten,  der  heilige  Stnhl  werde  den 
von  Windebank  aasgegangenen  Vorschlägen,  Rom  möchte  auf  einige 
Artikel,  wie  Communion  unter  beiden  Gestalten  und  Verbot  der 
Priesterehe,  Verzicht  leisten,-  niemals  entgegenkommen.  Hieran 
schloss  sich  die  überaus  wichtige  Aufforderung,  »die  Engländer 
möchten  sich  auf  ihre  Lostrennung  von  Rom  besinnen,  die  Grunde 
prüfen,  welche  zu  derselben  geführt  und  endlich  bedenken,  dass  sie 
mit  Bezug  auf  die  genannten  Forderungen  die  ganze  christliche 
Welt  gegen  sich  habenc  i).  Das  ist  genau  der  Standpunkt,  welchen 
Leo  XIII.  in  seinem  Schreiben  »Amantissimae  voluntatisc  vom  14. 
April  1895  an  das  christliche  England  eingenommen  hat'). 

Auch  die  weitern  Verhandlungen  Panzani's  mit  dem  angli- 
kanischen Bischof  Montague  ^)  von  Ghichester  beweisen,  dass  Rom  im 
17.  Jahrhundert  mit  Bezug  auf  die  Wiedervereinigung  der  Kirchen 
sich  zu  denselben  Grundsätzen  wie  heute  bekannte.  Bereits  1625 
hatte  dieser  katholisirende  Prälat  »die  römische  Kirche  eine  wahre 
Kirchec  genannt,  ferner  ihr  nachgerühmt,  dass  sie  auf  dem  unver- 
änderlichen Grunde  der  göttlich  eingesetzten  Sakramente  und  Glau- 
benslehre stets  beharrt  und  »dass  sie  in  jenen  Punkten,  die  zum 
Glauben  und  den  Sitten,  Hoffnung  und  Liebe  geborene,  nicht  ge- 
irrt. Vor  einem  Gerichtshofe  von  fünf  Bischöfen,  zu  denen  auch 
der  berühmte  Laud,  damals  Bischof  von  St.  David,  gehörte,  auf 
Befehl  des  Königs  zur  Verantwortung  gezogen,  wurde  er  losge- 
sprochen. Jetzt  hatte  seine  Annäherung  an  Panzani  zur  Folge, 
dass  der  letztere  in  Rom  um  neue  Verhaltungsmassregeln  nach- 
suchte, die  ihm  auch  alsbald  zu  theil  wurden.  Mit  der  Bitte, 
Panzani  möchte  in  seinen  Bemühungen  um  Wiedervereinigung  der 
beiden  Kirchen  nicht  erlahmen,  verbindet  Cardinal  Barberini  die 
Aufforderung ,  nur  IVagen  von  allgemeiner  principieUer  NcUur  zu 
berühren.  Lisbesondere  möchte  er  die  anglikanischen  Bischöfe  und 
ihre  Geistlichkeit  zu  sorgfältiger  Prüfung  jener.  Beweggründe  ver- 
anlassen, welche  die  Trennung  von  Rom  herbeigeführt.  Habe  man 
diese  in  ihrer  Haltlosigkeit  erkannt,  dann  liege  den  Anglikanern  die 
Pflicht  ob,  dem  Papst  die  Bitte  um  Aussöhnung  mit  der  Kirche 
vorzutragen.  Die  Anerkennung  des  päpstlichen  Primats  bilde  die 
Hauptsache.   Gemäss  unveränderlichem  Brauch  der  römischen  Kirche 

1)  Bivington  54.  —  2)  Vgl.  darüber  meinen  Artikel  in  den  Histor.-Polit. 
Blatt.  115  (1895),  893—905.  —  3)  Ueber  Montague  vgl.  Dictionaiy  of  National 
Biography  38  (London  1894)  266. 
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seien  Besprechungen  über  Einzelfragen  so  lange  ausgeschlossen,  bis 
jener  Hauptpunkt  erledigt  sei.  Als  eine  solche  Frage  zweiten  Banges 
fasste  der  päpstliche  Agent  die  Anerkennung  der  sogenannten  anglikani- 
schen Weihen  auf.  Denn  als  Bischof  Montague  dieses  letztere  Gebiet 
mit  dem  Bemerken  betrat,  die  Gültigkeit  seiner  Weihe  stehe  für 
ihn  ausser  Frage,  lehnte  Panzani  eine  Erörterung  darüber  ab  mit 
dem  Bemerken,  die  Prüfung  der  Gründe  der  Trennung  von  Rom 
und  die  Anerkennung  des  Primats  bilde  die  Hauptsache^). 

Auch  die  heute  wie  ein  Zauber  auf  gewisse  edle,  aber  mit 
wenig  Scharfsinn  begabte  Geister  einwirkende  Idee  der  corporativen 
Vereinigung  (Corporate  Reunion)  Englands  mit  Rom  tritt  uns  schon 
1635  entgegen.  Denn  der  Präsident  des  englischen  CoUegs  in  Douai 
und  nachmalige  Apostolische  Vikar  Dr.  Leyburn  versicherte  Panzani 
in  verbo  sacerdotis,  der  Primas  Land  habe  die  katholisirende  Her- 
zogin von  Buckingham  zum  Verbleiben  in  der  Staatskirche  mit  dem 
Bemerken  aufgefordert,  binnen  kurzer  Zeit  werde  sie  die  Vereinigung 
von  ganz  England  mit  dem  römischen  Stuhl  erleben.  Erzbischof 
Laud  erweist  sich  damit  als  würdigen  Vorgänger  des  Lord  Halifax 
und  des  Abb^  Portal  am  Ende  des  neunzehnten  Jahrhunderts  >). 

Das  Ergebniss  dieser  Bemühungen  zur  Wiedervereinigung 
Englands  mit  Rom  war  äusserst  gering.  Staatssekretär  Windebank 
und  Lord  Cottington  traten  zum  Katholicismus  über,  und  der  Bischof 
Goodman  von  Gloucester  legte  unter  dem  Beistande  seines  Ver- 
wandten, des  Franziskaners,  Franciskus  a  Sancta  Clara,  auf  dem 
Todesbett  das  katholische  Glaubensbe  kenntniss  ab.  Im  Debrigen 
jedoch  ist  die  traurige  Thatsache  zu  verzeichnen ,  dass  Karl  I.  an 
seiner  geistlichen  Suprematie  über  die  anglikanische  Kirche  krampf- 
haft festhielt,  die  anglikanischen  Prälaten  den  sittlichen  Muth  nicht 
besassen,  offen  die  Frage  der  Wiedervereinigung  mit  Rom  zu  be- 
sprechen und  die  Nation  von  Tag  zu  Tag  tiefer  unter  das  Joch 
der  Puritaner  sank,  welche  den  Hass  gegen  Rom  und  den  Ritualis- 
mus im  Blute  Laud's  und  Karl's  I.  erstickten^). 

Einem  neuen  Versuch  zur  Vereinigung  Englands  mit  Rom  be- 
gegnen wir  im  ersten  Viertel  des  achtzehnten  Jahrhunderts^).  Gal- 
likaner  der  am  kühnsten  fortgeschrittenen  Richtung  arbeiteten  mit 
dem  Erzbischof  Wake  von  Canterbury  an  der  Verwirklichung  des 
Gedankens  der  Beunian.  Nachdem  Elie  Dupin,  der  Verfasser  der 
Bibliotheque  des  auteurs  eccl^iastiques ,  wegen  seiner  Betheiligung 

1)  Rivington  56.  —  2)  Ibid.  59.  —  3)  Ibid.  60. 

4)  J.  H.  Lupton,  Archbishop  Wake  and  the  Project  of  Union  (1717-1720) 
between  the  Gallican  and  Anglican  Churches.  London  1896.  Ausführliche  Be- 
sprechung im  Tablet  1  (1897)  249. 
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an  der  jansenistischen  Bewegung  im  Jahre  1703  seiner  Professar 
entsetzt  worden,  trat  er  1718  darch  Mr.  Beauvoir,  Kaplan  beim 
englischen  Botschafter  Grafen  Stair  in  Paris,  mit  Erzbischof  Wake 
in  Verbindung.  Wenige  Jahre  vorher  (1713)  war  die  berühmte 
Bulle  ünigenitus,  das  Wahrzeichen  des  rechtmässigen  Glaubens,  er- 
schienen, und,  um  dieses  sich  schaarend,  suchte  die  französische 
Kirche  sich  der  in  sie  eingedrungenen  jansenistischen  Elemente  zu 
entledigen.  Die  Unruhe  der  Feinde  der  Kirche  gab  sich  unter  An- 
derem in  einer  gewissen  Annäherung  an  die  Anglikaner  kund.  Der 
Briefwechsel  zwischen  beiden  Männern  gestattet  indess  keinen  Zweifel 
darüber,  dass  der  Primas  von  Canterbury  an  der  Aufrichtigkeit  des 
Wunsches  der  Franzosen  zur  Yereinigang  der  Kirchen  ernste  Zweifel 
hegte.  In  der  That  hat  Wake  seinen  principiellen  Stand  nie  ver- 
leugnet, während  Dapin  sich  mit  Halbheiten  begnügte.  In  seinem 
leider  bei  der  Beschlagnahme  seiner  Papiere  verloren  gegangenen 
€ommonitorium  erbot  er  sich,  auf  Ohrenbeichte,  Gelübde,  Fasten  und 
Priesterehe  Verzicht  zu  leisten  und  »den  Papst  zu  ignorirenc  ^). 
Dem  gegenüber  betonte  Wake,  dass  er  »offen  und  ehrlich  dem  Papst 
jede  geistliche  Gewalt  über  uns  absprechet  >).  Mit  dem  Ableben 
Dupin's  erhielten  die  kraft-  und  saftlosen  Versuche  den  Todesstoss. 
Mit  einem  Scheinpapst  an  der  Spitze,  ohne  Sakramente,  Transsub- 
stantiation,  ohne  Fasten  und  Gelübde,  hätte  die  gallikanische  Kirche 
im  Falle  der  Vereinigung  mit  England  auch  noch  das  Joch  des  staat- 
lichen Supremats  eingetauscht.  Der  ganze  Vorgang,  aus  welchem  Lord 
Halifax  in  seinen  verschiedenen  Anreden  soviel  Aufhebens  gemacht, 
verlief  elend  im  Sande.  In  weit  höherem  Grade  als  den  Namen 
eines  Versuches  zur  Wiedervereinigung  der  Kirchen  verdient  er  den 
Titel  einer  Verschwörung  gegen  den  Apostolischen  Stuhl. 

Die  Periode  des  Laiitudinarismus  in  der  anglikanischen  Theo- 
logie konnte  ebensowenig  wie  die  Zeit  des  sogenannten  evangelikalen 
Christenthums  irgend  einem  Versuche  zur  Aussöhnung  mit  Rom  die 
Wege  bereiten.  Erst  mit  dem  Anbrechen  der  Oxfordbewegung  be- 
gann ein  neuer  Frühling  im  Gebiete  der  Religion.  Die  tiefgehende 
Unzufriedenheit  mit  den  herrschenden  Zuständen  der  Kirche,  die 
immer  schärfer  hervortretende  Unfähigkeit  der  anglikanischen 
Bischöfe  zur  Beschützung  der  Hinterlage  der  Wahrheit  gegenüber 
den  Eingriffen  des  Unglaubens '),  wie  der  Staatsgewalt,  das  Studium 


1)  Bivinjjtou  74.  —  2)  Tablet  1.  c.  249. 

3)  Rivington  49.  Im  Mai  1895  schrieb  der  Guardian,  das  massgebende 
Organ  der  hoch  kirchlichen  Partei:  »Werden  wir  gefragt,  ob  die  anglikanische 
Kirche  eine  lebendige  Stimme  in  Betreff  der  heiligen  Ehe  hat,  so  müssen  wir 
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der  Eirchenväter,  die  an  Verwegenheit,  um  nicht  zu  sagen,  an  Wahn* 
sinn  streifende  Aasdeatung  der  anglikanischen  Bekenntnissschriften  in 
katholischem  Sinne  und  —  last  bnt  not  least  —  die  Aufnahme  katho- 
lischer Qebräuche,  Andachtsäbungen,  ja  selbst  der  Messe  —  all  diese 
umstände  haben  die  Sehnsucht  nach  der  alten  Kirche  verstärkt*  Sie 
gewann  einen  mächtigen  Ausdruck  in  dem  »Verein  zur  Bef^^rderung 
der  Einheit  des  Ghristenihums  ^)«  ?  Die  edlen  Absichten  dieser  Män- 
ner in  Ehren  gehalten,  so  konnte  Pins  IX.  nicht  umhin,  durch 
Schreiben  der  Inquisition  vom  8.  November  1865  dem  Verein  seine 
Billigung  zu  versagen.  Denn  derselbe  huldigte  der  Zweigtheorie» 
gemäss  welcher  die  katholische,  anglikanische  und  griechische  Kirche 
drei  gleichberechtigte  Theile  ein  und  derselben  Kirche  Christi  sind» 
und  leugnete  in  Folge  dessen  die  Sichtbarkeit  der  Kirche.  Die  Un- 
haltbarkeit  dieser  und  ähnlicher  Theorien,  welche  namentlich  in 
Pusey  einen  verhängnissvollen  Vertreter  fanden,  hat  der  Erzbischof 
Manning  mit  einer  Schärfe  der  Dialektik  und  Gründlichkeit  des 
theologischen  Wissens  in  seinem  berühmten  Werke  »England  and 
Christendome  widerlegt,  die  auch  heute  noch  unübertroffen  dastehen» 
Seine  Ausführungen  gipfeln  in  den  Worten:  »Mit  irgend  einem  nicht- 
katholischen Bekenntniss  verhandeln,  heisst  die  ausschliessliche  Un- 
fehlbarkeit der  wahren  Kirche  leugnen'). 

In  unseren  Tagen  haben  die  Unionsideen  in  England  einen 
beredten,  eifrigen,  wohlgesinnten ,  aber  mit  höchst  einseitigen  und 
ungesunden  theologischen  Anschauungen  erfüllten  Vertheidiger  an 
Viscount  Halifax  gefunden.  Mit  ihm  verband  sich  der  französische 
Lazarist  Abbö  Portal,  vormals  Professor  der  Theologie  im  Seminar 
zu  Cahors.  Von  Leo  XIII.  freundlich  1894  im  Vatikan  empfangen 
und  zur  Ausdauer  in  seinen  edlen  Bemühungen  ermuntert,  hat  Lord 
Halifax  in  seiner  Rede  zu  Bristol  am  14.  Februar  1895  seine  An- 
sichten über  die  Union  der  Kirche  entwickelt.  In  allen  katholischen 
Kreisen  haben  dieselben  berechtigtes  Erstaunen  hervorgerufen.  Seine 
entstellende  Auffassung  der  Ertheilung  der  Ablässe  durch  die  Päpste 
gegen  Ausgang  des  Mittelalters  ist  in  einem  magistralen  Artikel 
zurückgewiesen  worden  >).  Sein  Hauptirrthum  liegt  in  den  folgenden 
Sätzen.  Erstens:  »Die  englische  Kirche  hat  die  Gemeinschaft  mit 
Rom  nie  aufgegeben.«  Zweitens:  »Kann  es  für  irgend  einen  Kenner 
der  Lage  der  anglikanischen    Kirche   zweifelhaft   sein,   dass,   wenn 

mit  Nein  antworten,  c  In  der  That  hat  sich  der  fesammte  anglikanische 
Episkopat  ^e^en  die  ünanflösbarkeit  des  christlichen  Ehebandes  ausgesprochen. 

1)  BiTington  7. 

2)  A.  Beilesheim,  Henry  Edward  Manning.   Mainz  1892.   S.  55. 

8)  S.  Smith,  The  Dnchess  Bona's  Indulgence,  Month  84  (1895)  174—190» 
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unsere  Landsleute  zar  vollen  Anerkennung  der  in  ihren  Bekenntnisse 
Schriften  niedergelegten  katholischen  Religion  zurückgeführt  werden 
sollen,  dieses  nur  durch  unsere  nationale  Landeskirche,  sonst  aber 
überhaupt  nicht,  geschehen  könne ^)p€  Was  den  ersten  Satz  an- 
langt, so  sind  die  Ergebnisse  der  grossartigen  geschichtlichen 
Forschungen,  die  in  den  State  Papers  Heinrichs  VIU.  und  seiner 
Kinder  Eduards  VL  uud  Elisabeths  niedergelegt  sind ,  an  Halifax 
spurlos  Torübergegangen.  Jede  Seite  derselben  bezeugt  in  blutigen 
Lettern  die  Trennung  von  Born,  welche  Maria  wieder  aufhob,  die 
Elisabeth,  entgegen  dem  Willen  Pius  IV.  durch  Abberufung  ihres 
Gesandten  Garne  wieder  einleitete^).  Der  zweite  Satz  aber  drängt 
zu  der  Frage:  Wenn  die  Trennung  von  Rom  ihren  Ausdruck  in  der 
Aufrichtung  der  Landeskirche  empfing,  wie  ist  es  denkbar,  dass  die 
letztere  ihren  Ursprung  verleugnen  und  England  mit  Rom  wieder 
verbinden  könne? 

Die  Bemühungen  der  1895  im  Vatikan  zugelassenen  heilsbe- 
gierigen Anglikaner,  Leo  XIIL  für  ihre  Reunionsbestrebungen  zu 
gewinnen,  fielen  auf  fruchtbaren  Boden.  Am  Ostersonntag,  14.  April 
1895,  erging  Leo's  VIIL  Schreiben  »Amantissimae  voluntatis«  an 
alle  Mitglieder  der  englischen  Nation,  welche  sich  den  Glauben  an 
den  Sohn  Gottes  bewahrt.  Der  Papst  ermuntert  dieselben  durch 
heisse  Gebete,  die  Einheit  des  Glaubens  von  Gott  zu  erflehen. 
Indem  er  rein  menschliche  Mittel,  wie  die  Veranstaltung  von 
Religionsgesprächen  und  theologischen  Disputationen  verschmähte 
und  das  übernatürliche  Mittel  des  Gebetes  forderte,  kam  er  dem 
innigsten  Verlangen  des  christlichen  Englands  entgegen.  Aus  häufigen 
Unterredungen  mit  Anglikanem  habe  er  diese  Sehnsucht  kennen 
gelernt.  Nachdem  der  Papst  der  Glaubensfestigkeit  des  alten,  vor- 
reformatorischen  Englands  gedacht,  welche  in  dem  von  Gott  im 
römischen  Stuhl  errichteten  Mittelpunkt  der  Einheit  ihren  Grund 
besass,  kommt  er  auf  die  Trennung  Englands  von  Rom  im  16.  Jahr- 
hundert zu  sprechen.  Wenngleich  in  den  schonendsten  Ausdrücken 
dieses  schmerzliche  Ereigniss  berührend,  bezeichnet  Leo  XIIL  das- 
selbe als  ein  Unglück,  durch  welches,  »England  jenes  heiligen 
Glaubens  verlustig  ging,  welcher  Jahrhunderte  lang  die  Quelle  seines 
Ruhmes  und  seiner  Freiheit  gebildete  Darauf  erwähnt  er  die  lange 
Reihe  christlicher  Tugenden  in  der  anglikanischen  Kirche,  sowie 
die  täglich  mehr  sich  verbreitende  Werthschätzung  katholischer 
Gebräuche  und  Andachten.  Gerade  diese  Ausführungen,  welche  die 
zartesten  Saiten  der  englischen  Volksseele  berühren,    hatten  sich  in 

1)  Rivington  44.  Schneider  96.  —  2)  Rivington  37. 
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der  protestantischen  Presse  Englands  der  günstigsten  Aufnahme  zu 
erfreuen.  Wie  an  die  Anglikaner,  so  erging  auch  an  die  englischen 
Katholiken  der  Wunsch  des  Papstes^  sie  naOchten  durch  erhöhten 
Gebetseifer  den  Tag  der  Wiedervereinigung  der  Kirchen  herbei- 
führen helfen.  Zu  diesem  Ende  schrieb  der  Papst  ein  besonderes  Ge- 
betsformular vor  und  verband  mit  dessen  Benutzung  reiche  Ablässe  ^). 

Das  tiefsinnige  Lehrschreiben  des  Papstes  vom  14.  April  1895, 
welches  die  Beunionsbewegung  in  England  mächtig  förderte,  wurde 
alsbald  Gegenstand  von  zwei  officiellen  Besprechungen,  die  grosses 
Aufsehen  hervorriefen.  Fast  zu  der  nämlichen  Zeit,  wo  Cardinal 
Vaughan  seine  Rede  über  »den  Weg  zur  Vereinigung  der  Christenc 
auf  dem  katholischen  Congress  zu  Bristol  hielt  ^),  erschien  der  grosse 
Hirtenbrief  des  Erzbischofs  Benson  von  Canterbury  über  den  näm- 
lichen Gegenstand.  Im  Namen  des  gesammten  anglikanischen  Episko- 
pates erlassen,  beklagt  das  Hirtenschreiben  die  bestehenden  Spalt- 
ungen auf  dem  Gebiete  der  Religion,  stellt  aber  zu  deren  Hebung 
eine  Reihe  solcher  Mittel  auf  und  begründet  diese  in  so  bedenklichen 
Sätzen ,  dass  man  sagen  muss :  Jede  Art  von  Wiedervereinigung  ist 
ausgeschlossen,  und  von  sogenannter  corporativer  Beunion  der 
Anglikaner  mit  Rom  kann  am  allerwenigsten  Rede  sein»  Denn 
nach  der  Auffassung  Benson's  und  seiner  bischöflichen  Amtsbrüder 
ist  die  Lostrennung  sovieler  Nationen  vom  hl.  Stuhl  lediglich  dem 
Verschulden  der  Päpste  beizumessen,  femer  dürfe  der  Papst  die 
Ausführung  der  Reunion  nicht  in  die  Hand  nehmen,  da  er  viel  zu 
wenig  mit  den  Verhältnissen  des  Anglikanismus  vertraut  sei,  der 
»teutonische  Sympathienc  pflege  und  mit  den  Italienern  keine  Ge- 
meinschaft unterhalte.  Endlich  fordert  das'  Schreiben  auch  Aufnahme 
nicht-bischöflicher  Bekenntnisse  in  die  grosse  Vereinigung.  Der 
Grundton  des  Hirtenbriefes  liegt  in  dem  Satze:  Sowohl  mit  dem 
Papste,  wie  mit  der  Partei  des  Lord  Halifax  wird  jede  Gemeinschaft 
abgelehnt^). 

Wohlthuend  sticht  ab  gegen  diese  unklare  Kundgebung,  in  wel- 
cher das  treue  Abbild  der  im  Schoosse  der  anglikanischen  Staats- 
kirche sich  bekämpfenden,  schier  zahllosen  Geistesrichtungen  uns  ent- 
gegentritt, die  genannte  herrliche  Rede  des  Gardinais  Vaughan. 
Massvoll  in  der  Form,  vom  Geiste  christlicher  Milde  durchweht,  das 
Wehen   des  hl.  Geistes  in  der  anglikanischen  Kirche,  aber  nicht 

1)  Histor.-Polit.  Blätter  115  (1895)  896.  S.  Smith,  Leo's  XIII.  Letter  to 
the  Endish  People.  Month  84  (1895)  1  -16. 

2)  The  Waj  to  the  Beunion  of  Christeudom.  An  Address  given  ad  the 
opening  of  the  catholic  Conference  at  Bristol,  Sept.  9.  1895. 

3)  S.  Smith,  The  two  recent  Addreases  on  Reunion,  Month 85 (1895)  153—173. 
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durch  dieselbe,  um  mit  Cardinal  Manning  zu  reden,  bereitwillig  aner- 
kennend ,  betont  die  Bede  mit  majestätischer  Würde  die  uralten 
Principien  des  katholischen  Glaubens.  Während  der  Anglikanismus 
seiner  innersten  Natur  nach  aus  Compromissen  mit  den  verschiedenen 
Schattirungen  des  Irrthums  besteht,  sind  solche  Vergleiche  für  die 
katholische  Kirche,  als  nachweisbar  gottbestellte  Hüterin  der  Wahr- 
heit, vollkommen  unmöglich.  Mit  andern  Worten:  der  Kern  der 
Frage  der  Wiedervereinigung  der  Christen  besteht  in  der  Anerken- 
nung des  päpstlichen  Primats.  Hier  liegt  die  ganze  Frage  wie  in 
einer  Nussschale.  »Es  handelt  sich  nicht  um  die  Annahme  einer 
langen  Liste  von  einzelnen  katholischen  Wahrheiten,  es  ist  einfach 
eine  Frage  nach  der  fundamentalen  und  wesentlichen  Verfassung  der 
Kirche  ^). 

Der  letztere  Gedanke  bildet  die  Brücke,  welche  zur  Weiter- 
entwicklung des  Beunionsgedankens  überleitet. 

Katholikenfreundliche  Anglikaner,  wie  Viscount  Halifax,  und 
anglikanerfreundliche  französische  Geistliche ,  wie  Duchesne  und 
Portal,  hatten  den  heiligen  Vater  um  eine  Kundgebung  in  Sachen 
der  Beunion  ersucht,  zugleich  aber  darauf  hingewiesen,  wie  der  Ver- 
such einer  solchen  eine  wesentliche  Förderung  erfahren  werde  durch 
nochmalige  Prüfung  der  Frage  nach  der  Gültigkeit  der  angliJcani' 
sehen  Weihen.  Nach  der  Anschauung  Leo*s  XIII.  stand  die  Frage 
der  Beunion  der  Kirchen  in  innigster  Verbindung  mit  der  katho- 
lischen Lehre  von  der  göttlichen  Verfassung  der  Kirche,  in  welcher 
hinwiederum  das  Kapitel  vom  Primat  des  Papstes  den  Ausgangs- 
punkt bildet.  Jeder  Versuch  der  Beunion  war  nach  der  Auffassung 
des  Papstes  von  der  Annahme  dieser  Lehre  bedingt.  Anders  dachten 
die  genannten  Franzosen  über  die  Präcedenz.  Für  sie  und  ihre 
anglikanischen  Freunde  kam  zunächst  die  Frage  der  Weihen  in  Be- 
tracht, die  Betonung  der  göttlichen  Verfassung  der  Kirche  war  zwar 
nicht  ausgeschlossen,  sollte  aber  erst  an  letzter  Stelle  zur  Sprache 
kommen.  Dieses  Verfahren  erhob  offenbar  eine  Detailfrage  zur  Haupt- 
sache. Denn  nie  und  nimmer  kann  zugestanden  werden,  dass  der 
Besitz  der  richtigen  Weihen  die  Bedeutung  eines  Kriteriums  der 
rechten  Kirche  Christi  besitzt.  Allerdings  befindet  sich  die  wahre 
Kirche  im  Besitz  des  von  Christus  eingesetzten  Sakramentes  der 
Weihe,  aber  nicht  jedes  Bekenntniss,  welches  dieses  Sakrament  hat, 
ist  desshalb  die  wahre  Kirche  Christi^). 


1)  Yaaghan,  1.  c.  8. 

2)  Tablet  1  (1897)  244,  beginnt  eine  Reihe  von  Artikeln  über  die  Thä- 
tigkeit  der  Theologen-Commission  nach  ungedrnckten  Dokamenten. 
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In  seiner  väterlichen  Farsorge  zur  Wiedervereinigung  der  Ge- 
trennten erfüllte  Leo  Xm.  den  Wunsch  der  Anglikaner  und  Fran- 
zosen, ohne  aber  seinen  principiellen  Standpunkt  zu  opfern.  Den 
letztem  brachte  er  mit  der  ihm  eigenthümlichen  dogmatischen 
Sch&rfe  und  patristischen  Gelehrsamkeit  zum  Ausdruck  in  seinem 
Lehrschreiben  Satis  cognitum  vom  29.  Juni  1896  Über  die  Einheit 
der  Kirche.  Wenn  auch  nicht  ausdräcklich ,  nimmt  dasselbe  doch 
stillschweigend  f  wie  man  auf  katholischer  und  anglikanischer  Seite 
in  England  sofort  herausgefühlt,  auf  die  englische  Beunistenpartei 
an  zahlreichen  Stellen  Bezug  i).  Mit  Recht  hat  ein  gewiegter  Kenner 
der  Verhältnisse  sie  als  »einen  Markstein  in  der  Entwicklung  des 
religiösen  Lebens  in  England  bezeichnet ').c  Den  falschen  Auffassungen 
der  Anglikaner  stellt  Leo  XIII.  die  katholische  Lehre  entgegen.  Als 
Hauptpunkte  seien  hervorgehoben:  1.  Die  Kirche  ist  eine  sichtbare 
Heilsanstalt.  Diese  Sichtbarkeit  ist  im  formalen  Sinne  des  Wortes, 
also  von  einer  Kirche  zu  verstehen,  die  ein  in  sich  vollendetes  Ganzes 
ist  und  mit  vernehmbarer,  auctoritativer  Stimme  redet')«  2.  Sie 
umfasst  nicht  verschiedene,  einander  ähnliche,  aber  doch  für  sich  be- 
stehende Bekenntnisse.  3.  Die  Leugnung  auch  nur  einer  Glaubens- 
wahrheit ist  Häresie.  4.  Neben  der  Häresie  trennt  auch  das  Schisma 
von  der  Kirche.  5.  Der  Primat  des  Papstes  beruht  auf  göttlichem 
Rechte.  Pusey,  Gladstone,  Halifax  u.  A.  haben  die  in  diesen  Sätzen 
verworfenen  Irrthümer  mit  grossem  Aufwand  von  Dialektik  zu  ver- 
treten gesucht  Der  Grundirrthum  liegt  in  der  Annahme  einer  un- 
sichtbaren Kirche,  deren  massgebende  Stimme  nicht  vernommen  wer- 
den kann^). 

2,    Berufung  der  Cammission  der  Theologen. 

Während  Leo  XIII.  das  Rundschreiben  »Satis  Oognitumc 
plante,  trat  er  zugleich  ein  in  die  Prüfung  der  Nebenfrage  nach 
der  Gültigkeit  der  anglikanischen  Weihen.  Den  ersten  Schritt  bildete 
die  Ernennung  einer  Commission  von  Theologen  zur  Prüfung  dieser 
Angelegenheit    Indem  der  Papst  in  Anerkennung  der  Dringlichkeit 

1)  Archiv  77,  99  Leo  XIII:  Qanm  communibas  nniverse  litteris  de  uni- 
täte  Ecciesiae  fasias  agere  visum  est,  non  altlrao  loco  rcspeximns  Angliam,  spe 
prfilacente  posse  docamenta  Nostra  tum  catholicis  firmitatem,  tum  dissidentibns 
salatare  lamen  affcrrc. 

2)  Smith,  CompanioD  pag.  III. 

3)  Christ.  Pesch,  Praelection,  doffmat.  I  (Fribargi  1894)  188:  Vides  ec- 
clesiam  non  die!  eo  sensu  yisibilem,  qnod  mera  sensili  perceptione  apprehendatnr 
nt  ecclesia  .  .  .,  sed  quod  sensibilia,  quae  exhibet,  ea  sunt,  ez  quibns  ratio 
possit  veram  eins  nataram  cognoscere  et  intelligere  hanc  esse  illam  societatem 
quam  Christas  institaerit. 

4)  Luke  Rivington :  The  Situation ,  1897  in  Dublin  Beview  120  (1897) 
141—182. 


über  die  Ungültigkeit  der  anglikan.  Weihen.  467 

der  Berathungen  den  Beginn  der  Verhandlangen  in  den  Monat  März 
1896  festsetzte,  ernannte  er  zu  Mitgliedern  der  Gommission:  den  Dom- 
herrn James  Moyes  von  Westminster,  den  Benediktiner  Francis  Aidan 
Gasquet,  den  Pfarrer  von  Sheerness,  Thomas  Scannell,  den  Abb^  Lonis 
Dncbesne,  Präsidenten  der  Ecole  franfaise  de  Rome,  den  Professor 
am  Institut  catholique  de  Paris,  Msgr.  Pietro  Qasparri,  den  Jesuiten 
Emilio  de  Augustinis,  den  englischen  Franziskaner  David  Fleming 
und  den  spanischen  Capuziner  Giuseppe  Calasancio  de  LIevaneras  ^). 
Zum  Präsidenteil  wurde  Cardinal  Camillo  Mazzella,  zum  Sekretär 
Msgr.  Merry  del  Val,  Sohn  des  spanischen  Botschafters  in  Etom  und 
diensthuender  Kämmerer  des  Papstes,  berufen*).  Die  Art  der  Zu- 
sammensetzung der  Gommission  bezeugt  die  hohe  Weisheit  des 
heiligen  Vaters.  Vier  Mitglieder  gehörten  England  an,  die  vier 
anderen  waren  Ausländer.  Auch  die  allbereits  bekannt  gewordene 
Stellung  der  einzelnen  Mitglieder  zu  der  Weihefrage  zog  man  in 
Betracht.  Während  Moyes  und  Gasqnet  als  entschiedene  Gegner 
der  Gültigkeit  der  anglikanischen  Weihen  hervorgetreten,  schienen 
Duchesne,  Scannell,  Gasparri  und  de  Augustinis  ihr  günstig  ge- 
stimmt zu  sein.  Dass  gerade  Cardinal  Mazzella  das  Amt  des  Präsi* 
denten  empfing,  wird  durch  die  Thatsache  erklärt,  dass  derselbe 
lange  Jahre  das  Amt  eines  Professors  der  Theologie  im  Collegium 
der  Jesuiten  zu  Woodstock  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika bekleidet  und  sich  mit  den  religiösen  Geistesrichtungen  in 
der  anglo-amerikanischen  Welt  vollkommen  vertraut  gemacht  bat. 

Es  ist  eine  offenkundige  Thatsache,  dass  sofort  nach  Eröffnung 
der  Sitzungen  zwei  Anglikaner  in  Rom  erschienen  und  mit  der  den 
Angelsachsen  eigenthümlichen  Standbaftigkeit  bis  zum  Abschluss  der 
Commissions-Sitzungen  dort  verblieben,  um  die  ihrer  Sache  günstigen 
Theologen  mit  ihrem  Rath  zu  unterstützen  und  nöthigenfalls  das 
vorhandene  Beweismaterial  zu  ergänzen.  T.  A.  Lacey  ist  Mitver- 
fasser der  letzten  officiellen  anglikanischen  Vertheidigung  der 
Weihen  der  Staatskirche  ^) ,  von  welcher  den  meisten  Cardinälen 
in  Rom,  wie  den  Beamten  des  S.  Uffizio  ein  Exemplar  zugestellt 
wurde.  In  Gemeinschaft  mit  ihm  trat  als  Anwalt  der  Weihen  in 
Rom  auf  Rev.  Ptdler ,  Vorsteher  des  Pusey-Hauses  in  Oxford ,  der 
sich  aber  für  dieses  Amt  in  äusserst  bedenklicher  Weise  empfohlen 
hat  durch  seine  fortgesetzten,  von  bodenloser  Unwissenheit  zeugenden 

1)  Ungenau  ist  das  Verzeichnias  bei  Hackelbcrg*Landaa  61. 

2)  Civilta  cattolica,  16.  Ottob.  1896  pag.  227. 

3)  Eduardus  Dennj  et  T.  A.  Lacey,  De  hierarchia  anglicana.  Londini 
1895.  Vgl.  meine  Besprechnng  im  Katholik  1895  II.  272—275.  Eine  be- 
achtenswerthe  Widerlegung  dieser  Schrift  lieferte  Hackelberg-Landau. 
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Angriffe  auf  die  katholische  Theologie  im  Ausgang  des  Mittelalters  ^). 
Beide  Männer  haben  in  Rom  im  Interesse  ihrer  Sache  einen  Eifer 
entwickelt,  welcher  mehr  kräftig,  als  erleuchtet  genannt  werden  muss. 
Das  uralte,  loyale  Verfahren  des  apostolischen  Stuhles y  vor 
jeder  Entscheidung  auch  die  Beweisgründe  der  Gegenpartei  anzu- 
hören, hat  hier  eine  neue  Bestätigung  erfahren.  Den  beiden 
Anglikanern  wurde  reichlich  gestattet  ihren  Freunden  im  Schoose  der 
Commission  1.  in  jedem  Stadium  der  Verhandlungen  die  unterdess 
erschienene  Literatur  zu  unterbreiten,  2.  die  während  der  Verhand- 
lungen vorgebrachten  neuen  Beweisgründe  zu  verstärken,  und  ihre 
dessfallsigen  Ausführungen  ihren  Freunden  schriftlich  zu  überweisen, 
3.  auch  den  ausserhalb  der  Commission  stehenden  Cardinälen  und 
übrigen  Beamten  der  Curie  ihre  Wünsche  und  Ansichten  vorzu- 
tragen. In  welcher  umfassenden  Weise  die  Anglikaner  von  diesen 
Vergünstigungen  Gebrauch  gemacht,  dafür  zeugt  ihr  ausgedehnter 
Briefwechsel  mit  ihren  Freunden  in  der  Commission.  Anderseits  ist 
ebensowenig  die  Thatsache  zu  verkennen,  dass  von  einer  officiellen 
Stellung  der  beiden  Anglikaner  zu  der  Commission  der  päpstlichen 
Theologen  keine  Rede  sein  konnte.  In  gewissen  anglikanischen 
Kreisen  hat  man  die  Nichtzulassung  der  Herrn  Lacey  und  Puller 
zu  den  Sitzungen  der  Theologen-Commission  tadeln  zu  sollen  ge- 
glaubt. Mit  Unrecht.  Denn  die  genannten  Männer  besassen  kein 
Mandat  seitens  der  anglikanischen  Hierarchie,  welche  innerlich  zer- 
rissen und  in  geradezu  entgegengesetzten  theologischen  Richtungen 
sich  bewegend,  zur  Ausstellung  eines  zielbewussteif  Auftrags  sich 
unmöglich  auch  nur  hätte  ermannen  können.  Männer,  wie  die 
Bischöfe  von  Liverpool,  Worcester;  Sodor  und  Man,  Gloucester  und 
Exeter  mit  ihren  grandstürzenden  Ansichten  über  das  Messopfer,  das 
Ordinal  Eduard*s  VI.  und  die  apostolische  Succession  würden  in  Ver- 
bindung mit  den  conservativen  Prälaten  Benson  von  Canterbury, 
Wordsworth  von  Salisbury,  Stubbs  von  Oxford  und  King  von  Liucoln 
nie  in  dieser  Frage  zusammengegangen  sein.  Da  Lacey  und  Puller 
nur  die  English  Church  Union  und  ihre  katholisirende  Richtung  ver- 
traten, so  hätte  ihre  officielle  Zulassung  auch  die  Noth wendigkeit, 
mit  Vertretern  der  liberalen  englischen  Theologie  sich  in  Verbindung 
zu  setzen,  begründet^). 

1)  Der  gelehrte  Redemptorist  Livius  lieferte  eine  Reihe  bedeatender  Ar- 
tikel gegen  Paller's  irrthüinliche  Darstel langen  der  katholischen  Lehre  vom 
hl.  Messopfer,  der  Attrition  und  Contrition,  and  gegen  seine  Vertheidigaxig  des 
Erzbischofs  Cranraer.  Tablet  2  (1896)  688,  728.  780,  807.  Vgl.  auch  Jos.  Maus- 
bach, Historisches  und  Apologetisches  zur  scholastischen  Reuelehre,  Katholik  1 
(1897)  48  ff.,  97  ff. 

2)  Tablet  1  (1897)  245. 
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Hier  dürfte  der  Ort  sein ,  kurz  der  Hauptschriften  und  Äb^ 
hancUungen  zu  gedenken,  aus  welchen  die  Anglikaner  und  ihre 
Freunde  in  der  Commission  ihre  Beweisgründe  entlehnten.  In  erster 
Linie  ist  die  höchst  oberflächliche,  von  gänzlicher  Unkenntniss  der 
katholischen  Theologie  zeugende  Abhandlung  von  Portal  zu  er- 
wähnen^). Das  Buch  von  Estcourt,  die  bedeutendste  Schrift  der 
anglikanischen  Weihen  ist  ihm  ebenso  unbekannt,  wie  die  fast  über- 
einstimmenden Zeugnisse  der  katholischen  Theologen  Englands  bis 
herab  auf  unsere  Tage,  in  welchen  die  Weihen  verworfen  werden  ^). 
Mit  dieser  Einseitigkeit  verbindet  sich  ein  grundstürzender  Optimis- 
mus hinsichtlich  der  anglikanischen  Theologen.  Das  dogmatische 
Bewusstsein  derselben  hinsichtlich  der  Wesensverwandlung  im  hei- 
ligen Messopfer  hat  er  übersehen.  Auch  ist  ihm  die  Thatsache 
entgangen,  dass  das  anglikanische  Qebetbuch  schon  in  der  ersten 
Auflage  von  1549  an  die  Stelle  des  Canon  der  hl.  Messe  ein  der 
protestantischen  Liturgie  von  Nürnberg  entlehntes  Gebet  setzte 
und  dass  Erzbischof  Granmer,  seit  1549  von  der  lutherischen  zur 
calvinischen  Dogmatik  fortgeschritten,  diese  Veränderung  in  der  Aus- 
gabe des  Gebetbuches  von  1552  zum  Ausdruck  brachte^).  Durchaus 
im  Geiste  der  englischen  Protestanten  wiederholt  Dalbus  gegen  die 
katholischen  Theologen  des  16.  Jahrhunderts  die  freventliche  An- 
klage, als  hätten  sie  gelehrt,  das  Ereuzesopfer  habe  nur  die  Erb- 
sünde gesühnt,  in  dem  Messopfer  geschehe  Sühne  für  unsere  persön- 
lichen Vergehen,  und  als  habe  Granmer  in  den  39  Artikeln  nur  diese 
falsche  Theorie,  nicht  aber  die  wahre  katholische  Lehre  von  der 
hl.  Messe  verworfen.  Niemand  hat  diese  aller  Geschichte  des  Pro- 
testantismus in  England,  wie  in  Deutschland  hohnsprechende  Er- 
klärung der  39  Artikel  siegreicher  abgewiesen  als  Dr.  Nikolaus 
Paulus.  Er  verfolgt  den  Irrthum  von  Dalbus  bis  zu  seinem  Ent- 
stehen, und  zeigt,  dass  derselbe  auf  einer  falschen  Deutung  einzelner 
Stellen  in  den  Werken  Albert's  des  Grossen  besteht  und  dass  schon 
seit  den  Tagen  der  augsburgischen  Gonfession  die  neugläubigen 
Theologen  diesen  Vorwurf  gegen  die  katholischen  Gottesgelehrten  er- 
hoben,  wogegen  diese  als  eine  Verleumdung  sofort  einmüthig  Ver- 


1)  Vgl.  meine  Abhandlang  im  Katholik  1894 II  502—514:  Nene  Literatur 
zur  Frage  der  Ungültigkeit  der  anglikanischen  Weihen. 

2)  Eine  hervorragende  Arbeit  ist :  T.  E.  Brideett,  Early  catholic  Witness 
on  Anglican  Orders,  Dublin  Review  118  (1896)  1-40. 

3)  Edward  VI.  and  the  Book  of  Common  Prayer.  An  Ezamination  into 
its  Origin  and  early  History  with  an  Appendix  of  nnpublisbed  Docaments.  By 
P.  A.  Gasquet  and  E.  Bishop.  London  1890,  Vgl.  daza  meinen  Aufsatz  im  Ka- 
tholik 1  (1891)  1—24. 
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Wahrung  eingelegt.  Nicht  einmal  Ambrosias  Catharinas  hat  dieser 
Ansicht  gehuldigt^). 

Mit  Bezag  auf  die  anglikanischen  Weihen  erscheinen  die  Irr- 
thumer  von  Dalbas  nicht  minder  tiefgehend.  Nach  seiner  Auf» 
fassung  genügt  das  Ordinal  Eduard's  VL,  als  dessen  Hauptverfasser 
die  neuere  Forschung  eiumüthig  den  Erzbischof  Oranmer  bezeichnet, 
wenigstens  zur  gültigen  Ertheilung  der  Weihen.  In  seineu  wesent- 
lichen Theilen  soll  es  mit  dem  römischen  Pontiflkal  übereinstimmen. 
Und  doch  steht  fest,  dass  Cranmer  das  uralte  Gonsecrationsgebet  des 
römischen  Pontifikals  von  seiner  Stelle  verrückt ^  zu  einer  blossen 
Anrede  erniedrigt,  ihm  jede  Hinweisung  auf  das  Priesterthum  be- 
nommen und  an  dessen  Stelle  einen  willkürlich  ausgewählten  Schrift- 
text gesetzt  hat'). 

Das  Hauptarsenal  der  Anglikaner  bildete  die  vom  Bischof 
Wordsworth  bevorwortete  Schrift  von  Benny  und  Lacey  über  die 
anglikanische  Hierarchie.  Sie  behandelt  1.  die  Consecration  des 
Erzbischofs  Parker  von  Canterbury,  2»  die  Consecration  des  Bischofs 
Barlow  von  Chichester,  3.  den  bei  der  Weihe  Parker's  beobachteten 
Ritus,  4.  die  Intention  des  Spenders,  5.  das  Priesterthum,  6.  die 
Praxis  der  römischen  Kirche.  Dazu  kommen  sieben  Anhänge  1.  Tafel 
der  Consecration  Laud's,  2.  über  Bischofswahlen,  3.  das  Register  des 
Erzbischofs  Parker,  4.  die  Fabel  von  der  in  einem  Wirthshaus  voll- 
zogenen Weihe  Parkers,  5.  Formulare  der  Weiheriten,  6,  der  abys- 
sinische  Weiheritus,  7.  Facultäten  des  Cardinallegaten  Pole.  Hier 
kann  nur  im  Allgemeinen  betont  werden,  dass  auch  dieser  letzte 
Versuch  zur  Rettung  der  anglikanischen  Weihen  die  Kritik  nicht  be- 
steht. Sein  Hauptargument  liegt  im  Weiheritus,  der  allen  Anforder- 
ungen der  katholischen  Kirche  genfige.  Aber  die  Verfasser  haben  nicht 
bedacht,  dass  die  Worte  einer  jeden  Sprache  nur  den  Sinn  besitzen, 
welchen  man  damit  verbindet.  Die  Theologie  der  Reformatoren^  die 
anglikanischen  Bekenntnissschriften,  endlich  das  Ordinal  Eduard's  VI. 
mit  seinen  verstümmelten,  der  neugläubigen  Theologie  angepassten 
Weiheriten  stellen  es  über  allen  Zweifel,  dass  ein  Bischof  und  Priester 
im  anglikanischen  Sinn  mehr  als  die  Nacht  vom  Tag  sich  von  einem 
katholischen  Bischof  und  Priester  unterscheidet.  Die  von  Dalbus  der 
Scholastik  angedichtete  Opfertheorie  wird  auch  in  De  hierarchia 
anglicana  kühn  vorgetragen,  ohne  zu  bedenken,  warum  gerade  unter 
Cranmer  die  Opferaltäre  der  katholischen  Kirche  freventlich  zerstört 

1)  Nikolaus  Paulas:  1.  Katholik  2  (1896)  229,  die  angebliche  Lehre, 
Christas  sei  nur  für  die  Erbsünde  gestorben  2.  Revue  Anglo- Komaine  Nr.  23 
(1896)  p.  252^261,  Une  pr^tendue  »doctrine  monstraeusec  sur  TEacharistie. 

2)  Brandi  13.    Katholik  2  (1894)  511. 
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und  an  deren  Stelle  der  Tisch  (Table)  aufgerichtet  wurde  >).  Ein 
stärkerer  Beweis  für  den  Verlast  der  Opferidee  im  Anglikanismus  ist 
kaum  denkbar.  Den  Verfassern  ist  die  1896  wieder  in  Erinnerung 
gebrachte  Thatsache  entgangen,  dass  Barlow,  der  Gonsecrator  Parkers, 
des  Vaters  der  anglikanischen  Hierarchie  (1559),  unter  Königin  Maria 
ZQ  Emden  als  Flüchtling  weilend,  ein  höchst  gotteslästerliches  Buch 
über  die  hl.  Messe  verfasste,  in  welchem  er  die  katholische  Lehre 
verwarf*).  Erst  unter  Laud  wagte  sich  die  Idee  des  Priesterthums 
schüchtern  hervor.  Im  Jahre  1662  fugte  man  im  Ordinal  den  ganz 
allgemeinen  Worten  »Accipe  Spiritum  Sanctumc  den  katholisch 
klingenden  Zusatz  »in  officium  et  opus  episcopi  (presbyteri)  in  ec- 
clesia  Deu  bei,  nachdem  die  bischöfliche  Succession  und  Weihegewalt 
längst  verloren  gegangen  >).  Wohlweislich  schweigen  die  Verfasser 
von  jenen  hundertdreissig  Jahren,  die  zwischen  der  Thronbesteigung 
Wilhelm's  III.  (von  Oranien)  und  der  Oxfordbewegung  liegen  (1689 
— 1830),  in  welcher  die  geistloseste  latitudinarische  Theologie  in 
England  das  Seepter  führte  und  kein  Theolege,  der  von  Opferpriestern 
geredet,  seines  Lebens  sicher  gewesen  wäre. 

Nach  Schluss  der  Sitzungen  der  Theologen-Commission  wurde 
schon  ruchbar,  nach  welcher  Seite  das  Zünglein  an  der  Wage  sich 
hinneige.  Da  rafften  Lacey  und  Puller  noch  einmal  ihre  Kräfte  zu- 
sammen und  vertheilten  an  die  Oardinäle  des  S.  ITffizio  ein  »De  re 
anglicanac  betiteltes  Schriftstück,  welches  die  gesammte  Entwicklung 
des  Anglikanismus  seit  1559  als  ein  allmäliges  Fortschreiten  zum 
Katholicismus  darzustellen  suchte.  Ihr  Zweck  gipfelte  in  dem  Be- 
mühen, die  Cardinäle  günstig  zu  stimmen  für  die  über  den  angli- 
kanischen Weihen  demnächst  zu  erlassende  Entscheidung.  Am  1.  Juni 
1896  zur  Abreise  aus  Rom  bereit,  verschoben  Domherr  Moyes  und 
Dom  Oasquet  nach  Empfang  dieser  Denkschrift  die  Heimkehr,  und 
verfassten  eine  Antwort  (Risposta),  welche  bereits  am  8.  Juni  den 
Gardinälen  eingehändigt  wurde.  Sie  besitzt  grosse  Bedeutung  wegen 
ihrer  Schärfe,  Klarheit  und  Fülle  des  Materials.  Folgende  hervor- 
ragende Punkte  gelangen  hier  zur  Mittheilung*). 

1.  »Die  Reformation,  welche  Heinrich  VIII.  begonnen,  brachte 
keine  von  dem  katholischen  Glauben  abweichende  Wirkung  hervor.« 

1)  Tablet  I  (1897)  297  bringt  ein  Verzeichniss  der  Löhne  for  pulling  doan 
ye  hy  altar  v.  J.  1558  in  der  Pfarrkirche  zu  Barrington  (Cambridge). 

2)  Tablet  1  (1896)  658,  Barlow's  Book  »Barial  of  the  Mass.c 

8)  Brandi  17.  üeber  diesen  Zasatz  bemerkt  Leo  XIII.  Archiv  77,  104: 
Forma  uninamodi  (Die  Formel  der  Priesterweihe)  ancta  qnidem  est  postea  iis 
yerbis  ad  officium  ei  opu9  presbyteri:  led  hoc  potias  convincit,  Anglicanos 
Tidisse  ipsos  primam  eam  formam  faisse  mancam  neqae  idoneam  rei. 

4)  Abgedrackt  im  Tablet  2  (1896)  744—746. 
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Antwort:  Unter  diesem  König  wurde  das  Schisma  begründet,  die  ka- 
tholische Lehre  vom  Primat  des  Papstes  geleugnet  und  die  Häresie 
vorbereitet. 

2.  Unter  Eduard  VI.  »behaupteten  jene  Bischöfe,  die  in  ihrem 
Sinn  und  Glauben  katholisch  waren,  ihre  Stühle  und  haben  sich  nach 
besstem  Vermögen  dem  neuen  Stande  der  Dinge  anbequemt.  Aber 
einige  wurden  abgesetzt.«  Antwort :  Die  unter  Eduard  VI.  in  ihren 
Stellen  belassenen  Bischöfe  waren  Opportunisten,  die  kein  Wort  der 
Verwahrung  gegen  die  vom  König  und  Cranmer  verfügte  Zerstörung 
der  Altäre  hatten.  Nicht  einige  Bischöfe,  sondern  alle  Prälaten,  die 
katholisch  dachten  und  handelten,  verloren  ihre  Stellen. 

3.  Unter  Maria  (1553 — 1558)  »wurden  einige  Bischöfe,  unter 
ihnen  auch  Cranmer,  abgesetzt,  die  übrigen  blieben  in  ihren  Stellen.« 
Antwort:  Dreizehn  neugläubige  Bischöfe  wurden  abgesetzt,  sechs  von 
Eduard  VI.  entlassene  wieder  eingeführt,  sechs  andere  nach  über- 
nommener Busse  und  Abschwörung  des  Irrthums  von  Cardinal  Pole 
rehabilitirt  i). 

4.  »Sie  (Elisabeth  1558-1603)  behielt  zum  grössten  Theil  die 
Bäthe,  welche  unter  Maria  die  Regierung  geführt.«  Antwort:  Ganz 
im  Gegeniheil.  Sie  umgab  sich  mit  protestantischen  Rathgebem, 
welche  alsbald,  entgegen  den  Verwahrungen  der  katholischen  Bischöfe, 
die  Gesetze  über  die  königliche  Suprematie  in  geistlichen  Dingen, 
die  Unterdrückung  der  katholischen  Liturgie  und  Einführung  der 
protestantischen  Liturgie  Eduard's  VI.  mit  wenigen  Abänderungen 
im  Parlamente  durchsetzten'). 

5.  Unter  Elisabeth  »haben  sich  wenig  Geistliche  geweigert,  die 
neue  Lage  der  Dinge  anzuerkennen.«  Antwort:  Sämmtliche  Bischöfe, 
einer  ausgenommen,  blieben  der  katholischen  Kirche  treu.  Die 
meisten  Mitglieder  des  niedern  Klerus  fielen  ab.  Pocock's  Unter- 
suchungen über  die  Reformation  haben  indess  erwiesen,  dass  die  Zahl 
der  treu  gebliebenen  Pfründner  weit  grösser  war,  als  bisher  angenom- 
men wurde,  und  dass  viele  aus  ihnen  freiwillig  von  ihren  Stellen  zu- 
rücktraten und  vor  den  königlichen  Commissaren  nicht  erschienen*). 


1)  Tablet  2  (1896)  99  wird  grandlich  gezeigt,  dass  Cardinal  Pole  den 
Bischof  Barlow  nicht  wie  die  rechtmässig  consecrirten  Bischöfe  Hodgkins  nnd 
Hol^ate  behandelte.  Er  hat  ihm  lediglich  die  Temporalien  genommen  nnd  ihn 
damit  anf  eine  Linie  mit  dem  nicht  consecrirten  Scory  gestellt. 

2)  Es  ist  Pflicht,  an  die  vielen  unbekannten  Mittheilangen  der  Schrift 
zn  erinnern:  T.  E.  Bridgett,  The  trne  Storj  of  the  catholic  Hierarchy  deposed 
bv  Queen  Elizabeth.  London  1889.  Vgl.  meine  Abhandlung  darüber  in  den 
Histor.-Polit.  Blättern  105  (1890)  278—299. 

3)  J.  Forbes,  La  r^volntion  religieuse  en  Angleterre  a  rayenement 
d'Elizabeth  et  la  r^sistance  du  clerge  cathoiique.  Besan9on  (Jacquin)  1894.  pg.  64. 
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6.  »Als  Pias  V.  Elisabeth  mit  dem  Bann  belegt,  zogen  sich 
diejenigen,  welche  die  päpstliche  Anctorität  begünstigten,  von  der 
englischen  Kirche  zurück.«  Antwort :  Diejenigen ,  welche  die  päpst- 
liche Auetorität  stützten,  waren  die  echten  Katholiken,  von  welchen 
zugleich  feststeht,  dass  sie  zu  der  Sekte  der  Hochkirche  keine  Be- 
ziehungen unterhielten  und  desshalb  unm<^glich  sich  von  ihr  zurück- 
ziehen konnten.  Nach  Ausweis  unserer  Archive  haben  die  Katholiken 
dem  von  Elisabeth  für  alle  ünterthanen  verfügten  Besuch  des  angli- 
kanischen Gottesdienstes  den  zähesten  Widerstand  entgegengesetzt  und 
eine  Million  Pfund  Sterling  an  Strafgeldern  bezahlt^). 

7.  Kirchliche  Parteien  unter  Elisabeth.  »Die  puritanische  Par- 
tei, und  jene  Partei,  die  wir  katholisch  nennen,  behaupteten  sich  in 
der  Einheit  der  anglikanischen  Kirche,  genau  wie  vordem  in  Frank- 
reich eine  ultramontane  und  gallikanische  Partei  bestand.«  Ant- 
wort: Es  ist  geschichtlich  unerwiesen,  dass  die  heute  mit  dem  Namen 
»Katholiken«  belegte  Partei  der  Bitualisten  von  den  Tagen  der 
Königin  Elisabeth  an  bestanden  hat.  Vor  der  Oxfordbewegung  (1830) 
hat  man  die  heute  von  den  Bitualisten  vorgetragenen  Lehren  in 
anglikanischen  Kreisen  nicht  gekannt.  Sodann  ist  zu  bedenken,  dass 
die  Lehren  der  Bitualisten  vom  katholischen  Glauben  toto  caelo  ver- 
schieden  sind. 

8.  »Die  anglikanische  Kirche  . .  .  bat  sich  von  andern,  in  der 
katholischen  Einheit  beschlossenen  Nationalkirchen  nur  dadurch  un- 
terschieden, dass  sie  mit  dem  hl.  Stuhl  in  sacris  keine  Gemeinschaft 
hatte.«  Antwort :  Dieser  Satz  enthält  so  viele  Irrthümer  als  Worte. 
Denn  die  englische  Staatskirche  ist  ihrem  innersten  Wesen  nach  pro- 
testantisch. Die  Bitualisten  mögen  sich  Katholiken  nennen.  Die 
Anglikaner  aber  verwerfen  deren  Lehren,  welche,  dem  Schein  nach 
katholisch,  dem  Wesen  der  Sache  nach  protestantisch  sind.  Es  ist 
Täuschung  und  Hohn,  die  Bitualisten  als  »die  anglikanische  Kirche« 
zu  bezeichnen. 

9.  »Seit  den  letzten  fünfzig  Jahren  ist  das  ganze  Angesicht  der 
Kirche  verändert.  Die  katholische  Lehre  wird  überall  gepredigt,  das 
Volk  in  den  Geboten  des  neuen  Bundes,  den  Gnadenmitteln  und  dem 
Gebrauch  der  Sakramente  unterrichtet.«  Antwort:  Dieser  Satz  ist 
durchaus  falsch  und  irreführend.  Allerdings  haben  einzelne  katho- 
lisirende  Anglikaner  sich  zu  einzelnen  katholischen  Glaubenslehren, 
die  ihrer  jeweiligen  geistigen  Verfassung  zusagten,  bekannt.    Da- 

1)  F.  A.  Gasquet,  Hampshire  Beeasants.  A  Story  of  their  Troobles  in 
the  Time  of  Queen  Elizabeth.  London  1896.  Vgl.  daza  meinen  Bericht  im  Ka- 
tholik 1  (1896)  462-465. 

Archiv  für  Kirchenrecht.  LXXVU.  31 
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gegen  widerspricht  die  Behauptung,  dass  die  katholische  Lehre, 
d.  h.  als  solche,  und  zwar  überall  verkündet  werde,  der  täglichen 
Erfahrung  in  dem  Masse,  dass  man  sich  fragen  muss,  ob  die  Herrn 
Puller  und  Lacey  in  England  oder  am  Nordpol  leben  ^). 

10.  »Die  Verdienste  der  Heiligen,  die  Bäthe  der  Vollkommen- 
heit  werden  nicht  mehr  mit  Stillschweigen  übergangen.  Wo  die 
Eucharistie  vormals  selten  gefeiert  wurde,  wird  jetzt  das  Opfer  fort- 
während dargebracht.  Während  früher  wenige  zum  Tische  des  Herrn 
traten,  nimmt  jetzt  das  Volk  zahlreich  mit  pflicbtmässiger  An- 
betung an  der  himmlischen  Speise  theil.c  Antwort:  1.  Kein  einziger 
anglikanischer  Bischof  gestattet  die  Anrufung  der  Heiligen.  2.  Die 
eucharistische  Feier  hat  sich  gehoben,  dass  sie  täglich  stattfinde, 
widerspricht  der  Wahrheit.  3.  Die  Anbetung  der  Eucharistie  ist 
durch  Artikel  28  (der  39  Artikel)  untersagt  >).  Durch  Uebertretung 
dieser  Bestimmung  der  öffentlich-rechtlichen  Bekenntnissschrift  sind 
es  nur  einige  ritualistische  Kirchen,  in  denen  die  Anbetung  der  Eu- 
charistie üblich  ist. 

11.  Zur  Wahrung  der  Freiheit  der  Kirche  »ist  ein  Kampf 
unternommen  worden,  gegen  die  bürgerliche  Gewalt,  welche  die 
Kirche  in  Ketten  zu  fesseln  wünschte,  und  gegen  die  Puritaner, 
welche  dem  Aufschwung  des  kirchlichen  Lebens  den  hartnäckigsten 
Widerstand  entgegensetzten.  Die  puritanische  Partei  ist  erobert  wor- 
den, obwohl  sie  nicht  verschwunden  istc  Antwort:  1.  unter  Puri- 
tanern versteht  die  Denkschrift  jene  Anglikaner  der  altern  Richtung, 
welche  dem  Neu-Anglikanismus  der  Ozford-Bewegungf  wie  auch  dem 
Bitualismus  sich  entgegenstellen.  Das  ist  im  höchsten  Grade  irre- 
führend, denn  diese  sogen.  Puritaner  bilden  vielmehr  die  überwie- 
gende Mehrzahl  des  englischen  Volkes.  Sie  sind  keine  Sekte,  wie  die 
Denkschrift  sie  darstellen  möchte,  sondern  ebenso  gut  Mitglieder  der 
Staatskirche,  wie  die  Bitualisten,  ja  deren  machtvollster  Theil.  Man 
kann  und  muss  sie  als  die  einzig  wahren  Anglikaner  bezeichnen, 
weil  sie  am  Bekenntniss  der  39  Artikel  festhalten  und  zu  den 
Bischöfen  stehen.  Ausserhalb  Englands,  und  namentlich  in  Rom 
sich  den  Anschein  gebend,  als  verachteten  sie  diese  sogen.  Puritaner, 
machen  die  Ritualisten  in  England  gemeinsame  Sache  mit  ihnen 
gegen  den  Papst  und  die' katholische  Kirche.  2.  Von  einer  >Er- 
oberungc  dieser  Puritaner  kann  keine  Rede  sein.  Die  Mehrzahl  des 
englischen  Volkes  lässt  sich  nicht  so  leicht  erobern. 


1)  Tabiet  2  (1896)  769—770. 

2)  Edgar  C.  S.  Gibson,  The  thirtv  nine  Articles  of  the  Chnrch  of  Eng- 
land. London  1896.  vol.  I.  VgL  Tabiet  2  (1896)  90. 
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12.  »Vier  oder  fünf  Bischöfe  neigen  za  dieser  Richtung  (der 
puritanischen  Partei),  die  übrigen  sind  in  ihren  Anschauungen  Ea- 
tholiken.€  Antwort:  Diese  Behauptung  der  beiden  Anglikaner  ist 
von  verblüffender  Kühnheit:  1.  Die  angliicanischen  Bischöfe  von 
Liverpool,  Worcester,  Exet^r  und  Sodor  sind  energische  Qegner  der 
BitualisteUf  aber  eben  desshalb  keine  Puritaner,  sondern  treue  Be- 
kenner  der  Staatskirche.  2.  Die  übrigen  Bischöfe  verdienen  das 
Prädikat  »katholisch«  nicht  einmal  ins  Sinne  des  Bitualismus,  nach 
welchem  es  den  Glauben  an  die  Priesterwürde,  das  Messopfer  und 
die  wirkliche  Gegenwart  Christi  bezeichnet.  Nur  die  drei  Bischöfe 
Maclagan  von  Tork,  Eing  von  Lincoln  und  Wordsworth  von  Salis- 
bury  begünstigen  den  Ritualismus.  3.  Dem  Namen  nach  katholisch, 
leugnen  aber  auch  diese  drei  Bischöfe  im  Gegensatz  zur  römisch- 
katholischen Eirche  die  Transsubstantiation,  ihnen  ist  die  Messe  nur 
ein  Opfer  der  Erinnerung,  und  die  wirkliche  Gegenwart  Christi  im 
Altarsakrament  fassen  sie  in  rein  geistiger  Weise  im  Sinne  der 
lutherischen  Impanationslehre  auf. 

13.  Mit  Bezug  auf  die  neue  Bewegung  der  Geister  . .  .  wird 
durch  die  Anerkennung  der  anglikanischen  Weihen  »ein  Weg  zur 
Versöhnung  der  Seelen«  eröffnet  werden.  Antwort,  unwiderlegliche 
Gründe  sprechen  fSr  das  Gegentheil.  1.  Bis  zur  Oxfordbewegung 
herrschte  der  alte  starre  Anglikanismus,  der  lediglich  eine  insulare, 
nationale,  mit  den  Bekenntnissschriften  der  Reformatoren  übereinstim- 
mende Eirche  wollte.  2.  Mit  den  Werken  der  Eirchenväter  vertraut  und 
auf  dem  Festlande  mit  der  Schönheit  des  katholischen  Gultus  be- 
kannt geworden,  suchten  die  Vertreter  der  Oxfordbewegung  den 
anglikanischen  Gottesdienst  durch  Entlehnung  katholischer  Andachten 
und  Gebräuche  wiederzubeleben^).  Dabei  wahrte  man  sich  aber 
volle  Unabhängigkeit  vom  hl.  Stuhl  und  wollte  auf  diese  Weise  die 
Conversionen  verhindern,  weil  der  Anglikanismus  ja  dieselben  Yor- 
theile  ¥ne  Rom  gewähre.  3.  In  denselben  Bahnen  wandeln  die 
Ritualisten.  Anerkennung  der  anglikanischen  Weihen  würde  den 
Bruch  mit  Rom  nur  erweitern,  nicht  überbrücken.  Von  einer  Ver- 
einigung Englands  mit  Rom  könnte  bei  dieser  Sachlage  nur  dann 
die  Rede  sein,  wenn  der  Papst  abdanken  und  zum  Anglikanismus 
übertreten  würde  ^). 

Dem  Inhalt   der  den  Cardinälen  unterbreiteten  anglikanischen 

1)  üeber  diesen  Gegenstand  handelte  Cardinal  Vaughan  in  seiner  Hede 
auf  der  Tagnng  der  Catbolic  Trnth  Society  18d4.  Vgl.  meine  Abhandlung  im 
Katholik  2  (1894)  552—516  über:  Die  englische  Oesellschaft  zur  Vertheidigung 
der  katholischen  Wahrheit. 

2)  Tablet  2  (1896)  823—825. 
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Deukschriit  wurde  desshalb  hierorts  Baum  gegeben,  weil  sie  einer- 
seits ein  treues  Bild  von  der  Unsicherheit  und  Unklarheit  des  religiösen 
Standpunktes  der  Anglo-Eatholiken  und  Bitualisten,  sowie  von  der 
Zerfahrenheit  der  englischen  Staatskirche  gewährt ,  anderseits  aber 
auch  helles  Licht  auf  die  Sichtbarkeit  und  Einheit  der  katholischen 
Kirche  wirft,  die  im  Primat  des  Papstes  den  kräftigsten  Ausdruck 
gewinnt. 

Während  der  Verhandlungen  der  Theologen •Gommission  trat 
plötzlich  der  ehrwürdige  Staatsmann  Mr.  Gladstane  auf  die  Schau- 
bühne. Dass  seine  Bemühungen,  die  englische  Begierung  zu  An- 
griffen auf  das  Vatikanische  Goncil  zu  verleiten,  des  Erfolges 
ermangelten,  hat  die  Kirche  den  ewig  denkwürdigen  Anstrengungen 
des  Erzbischots  Manning  in  Bom  1870  zu  verdanken  *).  Der  näm- 
liche Prälat  war  es,  welcher  Qladstone's  frivolen  Angriff  auf  die 
Unterthanentreue  der  englischen  Katholiken  1874  siegreich  ablenkte. 
Jetzt  näherte  sich  Gladstone  als  Versucher  dem  Papst  Leo  XIIL 
durch  seinen  Brief  über  die  anglikanischen  Weihen  an  den  Erz- 
bischof Maclagan  von  Tork.  Den  Grundsatz  der  Zweigtheorie  betonend 
und  die  anglikanische  Kirche  auf  eine  Linie  mit  der  römischen  und 
griechischen  Kirche,  und  zwar  in  voller  Unabhängigkeit  von  Bom 
stellend,  ersucht  Qladstone  den  Papst,  diese  Verhältnisse  anzuer- 
kennen und  sich  mit  den  genannten  Bekenntnissen  zur  Vertheidigung 
der  Dogmen  der  Dreifaltigkeit,  Menschwerdung  und  apostolischen 
Succession  zu  verbünden').  Ein  Mittel  zum  Erweis  einer  gewissen 
Oleichberechtigung  dieser  drei  Kirchen,  um  deren  Anerkennung  er 
den  Papst  bittet,  erblickt  er  in  der  Gültigkeit  der  anglikanischen 
Weihen.  In  schmeichelnder  Sprache  bittet  er  den  Papst,  diese 
Gültigkeit  auszusprechen.  Als  Kritik  dieses  Aktenstückes  diene  der 
grosse  Leitartikel  der  Times  vom  1.  Juni  1896,  welcher  ausführte» 
durch  Erfüllung  dieser  Wünsche  würde  der  Papst  von  seinen  Prin- 
cipien  abfallen  und  sich  mit  seinen  Vorgängern  in  Widerspruch 
setzen  ^). 

Auch  selbst  dann,  wenn  die  Bulle  sowie  die  ihrer  Verkündigung 
voraufgegangene  Thätigkeit  der  Theologen-Commission  nicht  eben  so 
heftige  wie  unwürdige  und  unbegründete  Vorwürfe  in  der  angli- 
kanischen Presse  erfahren,  wie  wir  das  jetzt  seit  Monaten  erleben» 
müsste  die  Kenntniss  des  thatsächlich  innegehaltenen  Geschäftsgang 

1)  Vgl.  meine  Abhandlung  im  Katholik  1  (1806)  454. 

2)  Dublin  Review  120  (1897)  126  seigt,  dass  die  Schrift  »The  Doctrine 
of  the  Incamation.  By  R.  Ottley.  Lond.  1896c  dem  Monophysitismos  hnldigt. 
SelbstTerständlich  rührt  sich  kein  Bischof  der  Staatskirche  dagegen. 

3)  Tablet  1  (1896)  883.  898. 
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ges  das  Interesse  jedes  Eanonistea  beanspruchen.  Auf  Grund  der 
offenbar  aus  der  Feder  eines  Mitgliedes  der  Theologen-Commissim 
entstammenden  Darstellung  im  Tablet  sei  Folgendes  mitgetheilt. 

Am  Dienstag  den  24.  März  1896  traten  die  obengenannten 
Theologen  unter  dem  Vorsitz  des  Cardinais  Mazzella  in  dem  vom 
Papst  im  Vatikan  eigens  bestimmten  Saal  zur  ersten  Berathung  zu- 
sammen. Ehedem  befanden  sich  in  diesem  Theil  des  Vatikan  die 
Bäume  der  Suprema,  wesshalb  derselbe  noch  den  Namen  »il  quar- 
tiere del  s.  üffiziot  fahrt  Auf  dem  Tische  stand  ein  Grucifix,  an 
den  Langseiten  und  auf  einem  Nebentisch  lagerte  die  Literatur  der 
Katholiken  und  Anglikaner  über  die  anglikanischen  Weihen.  Nach 
Verrichtung  des  üblichen  Gebetes  erinnerte  der  Cardinal  die  Theologen 
an  ihre  Pflicht,  den  Gegenstand  der  Berathung  freimüthig,  gründlich, 
erschöpfend  zu  behandeln,  und  zwar  vom  Standpunkt  der  Dogmatik, 
wie  der  Kirchengeschichte.  Gemäss  besonderem  Befehl  des  Papstes 
sollte  alles  einschlägige  Material  im  Archiv  des  S.  üffizio  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden.  Die  Bestimmung  der  Geschäftsordnung 
wurde  den  Theologen  mit  dem  Bemerken  überlassen,  dass  Jeder  zu 
jeder  Zeit  neues  Beweismaterial  vorlegen  dürfe.  Persönliche  Gefühle 
nach  der  einen,  oder  der  andern  Seite,  bemerkte  der  Cardinal,  seien 
zu  unterdrücken  und  Gott  allein  vor  Augen  zu  halten.  Die  Methode 
der  Verhandlungen  betreffend,  so  legte  jedes  Mitglied  seinen  Stand- 
punkt saromt  den  Beweisgründen  in  einem  gedruckten  Gutachten 
(Votum)  dar,  von  dem  jedem  andern  Mitglied  ein  Exemplar  einge- 
händigt wurde.  Die  Fertigstellung  dieser  Vota  erfolgte  zwischen 
den  einzelnen  Sitzungen  und  nahm  viele  Mühe  in  Anspruch.  Wäh- 
rend der  Sitzungen  wurde  mündlich  verhandelt  und  vollste  Bede- 
freiheit gestattet.  Besondere  Beachtung  verdient  die  Thatsache, 
dass  Cardinal  Mazzella,  so  oft  die  Verhandlungen  gewisse  Wende- 
punkte erreicht  hatten,  eine  Zusammenfassung  der  Interim -Resultate 
verlangte.  Ohne  seiner  eigenen  Meinung  Ausdruck  zu  leihen,  be- 
zeichnete er  gewisse  Hauptfragen,  über  die  jedes  Mitglied  seine 
Ansicht  schriftlich  dem  Sekretär  einzureichen  hatte. 

Die  Beihenfölge  für  die  Gegenstände  der  Berathung  lag  in  der 
Natur  der  Sache  selbst.  In  erster  Linie  kam  das  geschichtliche 
Material  zur  Erörterung,  mithin  die  noch  zu  erwähnenden  Doku- 
mente Julius  III.  und  PauVs  IV.,  sämmtliches  Aktenmaterial  der 
Entscheidungen  über  anglikanische  Weihen  von  1684,  1704  und 
1875.  Die  Thatsache,  dass  dasselbe  weit  umfangreicher  und  wich- 
tiger war,  als  die  bisherige  wissenschaftliche  Forschung  auch  nur 
ahnen  Hess,  hat  die  Bulle  »Apostolicae  Curaec   ausdrücklich  betont. 
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Zu  dem  theoretischen  Theile  ihrer  Aufgabe  übergehend,  hat  die 
Commission  drei  Fragen  in  Berathnng  gezogen :  1.  Haben  die  angli- 
kanischen Weihen  ihren  Ursprung  in  einem  gültig  geweihten  Aas- 
spender? 2.  Besitzen  sie  eine  gültige  Form?  3.  Sind  sie  mit  gültiger 
Intention  gespendet  worden?  Bei  Prüfung  des  ersten  Punktes 
wurde  die  Streitfrage ,  ob  Barlow ,  der  Gonsecrator  Parkers ,  des 
Vaters  der  anglikanischen  Hierarchie,  die  bischöfliche  Weihe  empfan- 
gen, nach  allen  Seiten  discutirt.  Za  2.  hat  die  Commission  die 
Frage  geprüft,  ob  Eduard*s  VI.  Ordinal  den  katholischen  Anfor- 
derungen genüge.  Endlich  wurde  das  Ordinal  nach  Ursprung  und 
Geschichte  in  Berücksichtigung  der  liturgischen  Zwecke,  denen  es 
dienen  sollte,  durchgesprochen.  Am  7.  Mai  1896  hielt  die  Com- 
mission ihre  letzte  Sitzung  und  übergab  ihre  Akten  dem  Papste, 
der  sie  der  Suprema,  oder  dem  S.  Uffizio  zustellen  Hess  ^). 

Die  Cardinäle  des  S.  Uffizio,  die  schon  seitens  der  Anglikaner 
mit  der  Literatur  zu  Ounsten  ihrer  Weihen  reichlich  versehen  wor- 
den, empfingen  nunmehr  das  gesammte  Aktenmaterial  der  Theologen- 
Commission  zur  Durcharbeitung.  Von  der  seltenen  Wichtigkeit  der 
schwebenden  Angelegenheit  durchdrungen,  dispensirte  Leo  XIIL  die 
Mitglieder  der  Cardinals-Commission  für  die  Dauer  des  Studiums  der 
Acten  von  allen  übrigen  Verpflichtungen.  Ausserdem  nahm  der 
Papst  selbst  persönlich  das  lebendigste  Interesse  an  der  Sache,  in- 
dem er  sämmtliche  Acten  durchprüfte,  die  Mitglieder  der  Theologen- 
Commmission  in  Gruppen,  oder  einzeln  zur  Audienz  beschied  und 
ihre  Ansichten  entgegennahm ')  und  sich  so  auf  die  feierliche  Sitzung 
vom  16.  Juli  1896  gründlich  vorbereitete.  Dieselbe  fand  im  Thron- 
saal des  Vatikan  statt,  und  zwar  im  Gegensatz  zu  den  gewöhnlichen 
Mittwochs-Sitzungen,  feria  quinta  und  in  Anwesenheit  des  Papstes 
statt.  Einhellig  gaben  die  Cardinäle  ihre  Stimme  ab  für  die  Un- 
gültigkeit der  anglikanischen  Weihen.  Leo  XIIL  bestätigte  den  Be* 
Bchluss.  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  dieses  Urtheil,  und  in  wel- 
cher Form  es  der  Oeffentlichkeit  zu  übergeben  sei,  behielt  der  hl.  Vater 
sich  selbst  vor.  Dieser  Aufschub  entsprang  nicht,  wie  man  vorge- 
geben, einem  Zweifel  an  der  Richtigkeit  der  Entscheidung.  In  dieser 
Beziehung  befand  der  Papst  sich  in  voller  Uebereinstimmung  mit  den 
Cardinälen.   Der  Aufschub  hing  mit  der  feierlichen  Form  der  Publi- 


1)  Tablet  1  (1897)  283—286. 

2)  Archiv  77,  100  Leo  XIII. :  Eos  deinde  ad  Nos  accitos  inssimas  com- 
mQDicare  intcr  se  scripta.  Tablet  1  (1897)  284.  The  Pope  not  only  Himself 
appointed  the  membera  of  the  Commission,  bat  admitted  each  of  them  invidaally 
or  in  groaps  into  his  presence  and  enabled  them  to  saj  to  him  freely  all  that 
they  have  wished  upon  the  snbject. 
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katioQ  zasammen,  in  welcher  die  hochwichtige  Entscheidung  über  die 
dogmatische  ThatsachCy  dass  das  anglikanische  Ordinal  die  zur  gül- 
tigen Spendung  der  heiligen  Weihen  erforderlichen  Bedingungen  nicht 
erfüllt,  der  Welt  mitgetheilt  werden  sollte.  Die  Zeit  vom  16.  Juli 
bis  13.  September  widmete  der  Papst  dem  Qebet  um  Erleuchtung, 
sowie  den  Vorarbeiten  für  die  Fertigstellung  der  Bulle.  Sie  ist  das 
eigenste  Werk  Leo's  XIII.  Nach  Mittheilung  der  Entscheidungs- 
gründe haben  die  Eanzleibeamten  den  Entwurf  im  Rohen  fertigge- 
stellt, der  Papst  hat  aber  jedes  Wort  wiederholt  geprüft  und  so  ist 
die  Bulle  fertig  gestellt  worden. 

In  England  hat  man  die  Fahd  zu  verbreiten  gesucht,  die  Bulle 
Apostolicae  Curae  sei  das  Werk  des  von  unüberwindlicher  Abneigung 
wider  die  anglikanischen  Weihen  erfüllten  Gardinais  Vaughan  und  von 
ihm  dem  Papste  zur  Genehmigung  und  Veröffentlichung  unterbreitet 
worden.  Der  famose  Entdecker  dieser  Fälschung  verschweigt  seinen 
Namen.  Dagegen  hat  er  sich  unter  den  Mantel  des  Bischofs  von 
London  Dr.  Greighton  und  seines  Weihbischofs  Dr.  Browne  (Titular- 
bischofs  von  Stepney)  geflüchtet,  welche  an  der  Spitze  der  Gesell- 
schaft für  Kirchengeschichte  (Ghurch  Historical  Society)  stehen,  und 
hat  in  einer  Broschüre  dieser  Gesellschaft  seine  Auffassung  der  Welt 
kundgemacht.  Indem  wir  unser  tiefes  Bedauern  darüber  zu  erkennen 
geben,  dass  Prälaten  von  solcher  Stellung,  die  sonst  im  Brustton  der 
Wissenschaft  zu  reden  pflegen,  zu  derartig  unwürdigen  Mitteln  ihre 
Zuflucht  nehmen,  stellen  wir  folgende  Thatsachen  fest:  1.  Der 
>grössere  Theilc  der  Bulle  ist  nicht  in  England  entstanden.  2.  Kein 
Theil,  nicht  einmal  ein  einziger  Satz  der  Bulle  ist  in  England  ver- 
fasst.  3.  Die  Bulle  beruht  nicht  auf  einem  englischen  Original.  Ein 
solches  hat  nie  ezistirt.  4.  Kein  englischer  Katholik  hat  auch  nur 
einen  Satz  der  Bulle  verfasst.  5.  Kein  englischer  Katholik,  Gardinal 
Vaughan  nicht  ausgeschlossen,  hat  die  Bulle,  oder  auch  nur  einen 
Satz  derselben  vor  der  Veröffentlichung  gesehen.  6.  Die  Bulle  ist 
das  ausschliessliche  Werk  Leo's  XIII.  und  seiner  Beamten.  Der 
Vorwurf  des  »Hundelateinc  (Dog  Latin)  fällt  auf  den  anonymen 
Verfassser  der  Broschüre  und  seine  beiden  bischöflichen  Patrone  zu- 
rück. Alle  anständigen  und  kenntnissreichen  Leute  wissen,  dass 
Leo  Xin.  ein  Humanist  ersten  Banges  ist,  und  sind  ferner  davon 
überzeugt,  dass  die  wenigen  technischen  Ausdrücke  der  Bulle  vom 
Standpunkte  der  Geschichte  der  lateinischen  Sprache  zu  beurtheilen, 
und  daher  als  vollkommen  berechtigt  aufzufassen  sind  ^). 


1)  Tablet  1  (1897)  165. 
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3.    Inhalt  und  Bedeutung  der  Bulle. 

Am  13.  September  1896  erschien  endlich  das  von  den  eng- 
lischen Katholiken  heiss  ersehnte,  von  den  sogen.  Änglo-Eatholiken 
und  ihren  franz((sischen  Freunden  gefürchtete  päpstliche  Schreiben. 
Während  Pius  IX.  zur  Wiederherstellung  der  katholischen  Hierarchie 
in  England  sich  am  29.  September  1850  lediglich  eines  Breve's  be- 
diente, wählte  Leo  XIII.  in  der  vorliegenden  Frage,  welche  die  Göl- 
tigkeit  des  Sakraments  der  Weihe  und  in  Abhängigkeit  davon  die 
Gültigkeit  des  Messopfers  und  der  Firmung  betraf,  die  feierliche 
Form  einer  Bulle.  Dieselbe  zerfällt  in  zwei  Theile,  einen  geschicht- 
lichen und  einen  dogmatischen,  deren  reicher  Inhalt  kurz  skizzirt 
werden  mag. 

/.  Geschichtlicher  Theil.  1.  Der  heilige  Vater  gedenkt  in 
erster  Linie  seines  Schreibens  an  das  christliche  England  vom 
14.  April  1895,  sodann  seiner  Encyklika  über  die  Einheit  der  Kirche 
vom  29.  Jani  1896,  mit  dem  wichtigen  Bemerken,  er  habe  dabei 
»nicht  in  letzter  Linie  England  im  Auge  gehabt  ^).€  In  innigster 
Verbindung  mit  diesen  Lehrschreiben  steht  für  den  Papst  die  Frage 
nach  der  Gültigkeit  der  anglikanischen  Weihen,  sowie  nach  der 
Rechtmässigkeit  der  bischöflichen  Succession  der  Staatskirche.  Denn 
nach  dem  Abfall  vom  Mittelpunkt  der  christlichen  Einheit  sei  ein 
vollständig  neues  Weiheritual  unter  Eduard  VI.  eingeführt  worden. 
Nach  allgemeiner  Meinung  (der  Theologen)  und  gemäss  der  bestän- 
digen üebung  der  Kirche  sei  in  Folge  dessen  das  Sakrament  der 
Weihe,  wie  Christus  dasselbe  eingesetzt,  ebenso  verloren  gegangen, 
wie  die  Rechtmässigkeit  der  bischöflichen  Reihenfolge').  Hiermit 
hat  der  Papst  auf  Grund  oflfenkundiger ,  beständiger  Ueberlieferung 
den  Standpunkt  umgrenzt,  von  welchem  aus  er  die  Thatsachen  der 
Geschichte  zu  betrachten  gedenkt.  Wer  die  Bedeutung  der  fiber- 
einstimmenden Anschauung  der  Theologen,  sowie  das  Gewicht  der 
Praxis  des  hl.  Stuhles  in  einer  Frage  von  solcher  Bedeutung  kennt, 
wird  gerne  zugeben,  dass  hier  schon  ein  »In  decisis  et  ampliusc, 
wie  es  bei  der  Congregatio  Concilii  heisst,  am  Platze  gewesen. 

2.  Nichtsdestoweniger  Hess  Leo  XIII.  eine  neue  Untersuchung 
anstellen.  Zwei  Gruppen  von  Männern,  welche  die  Frage  der  angli- 
kanischen Weihen  erörtert,  wollte  er  entgegenkommen.  Erstens 
«inigen  anglikanischen,    sodann  auch   einigen   katholischen,   nicht- 

1)  Archiv  77,  99. 

2)  Archiv  77,  99  Leo  XIII.:  Novns  plane  ritas  ordiaibus  sacris  con- 
ferendis  sub  rege  Edaardo  VI.  fait  publice  indactus,  defecisse  idcirco  verum 
ordinis  sacramentum. 
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englischen  Schriftstellern.  Damit  sind  nicht  undeutlich  Lord  Halifax, 
ferner  Mr.  Gladstone,  nebst  Denny,  Lacey  und  Puller,  sowie  die  ihnen 
freundlich  gesinnten  Franzosen  Portal,  Boudinhon^),  Gasparri  und 
Duchesne  bezeichnet.  Der  Theorie  des  letztern,  die  sich  auf  neue 
Gründe  der  christlichen  Archäologie  stützte,  scheint  der  Papst  eben- 
falls zu  gedenken^).  Denn  nach  Duchesne  hätten  die  römischen 
Gongregationen ,  der  Darreichung  der  hl.  Gefässe  übermässiges  Ge- 
wicht beilegend,  den  Mangel  dieser  Ceremonien  in  den  anglikanischen 
Weihen  als  Hauptgrund  für  deren  Ungültigkeit  angesehen').  Ausdrück- 
lich bezeugt  Leo  XIII.,  dass  das  gerade  Gegentheil  von  Duchesne's 
Ansicht  der  Fall  war^). 

8.  »Die  ihm  vorgetragenen  Zwecke  und  Wünsche  keineswegs 
übersehend,  zugleich  aber  auch  der  Stimme  der  apostolischen  Liebe 
Gebür  schenkende,  hat  Leo  XIIL  eine  neue  Untersuchung  eröffnet. 
Hiermit  ist  eingeräumt,  dass  auch  von  anglikanischer  Seite  die  Bitte 
um  Prüfung  der  Weihefrage  dem  Papst  vorgetragen  worden.  Wenn 
Lord  Halifax  und  seine  Partei  nach  Erlass  der  Bulle  Apost  Gurae 
diese  Thatsache  zu  leugnen  wagen,  so  ist  einzuräumen,  dass  zwar  ein 
officielles  Gesuch  seitens  der  anglikanischen  Kirche,  oder  ihrer  Bischöfe 
nach  Rom  nicht  gelangt  ist.  Dass  aber  einzelne  Privatpersonen  in 
dieser  Richtung  vorstellig  beim  Papst  geworden,  ist  hier  bezeugt.  Die 
bochkirchliche  Presse  verübt  daher  grosses  Unrecht  gegen  den  Papst, 
indem  sie  die  Bulle  als  unberechtigten  Angriff  auf  die  religiösen  Ge- 
fühle Englands  darstellt.  Nach  den  Unterredungen  mit  Lord  Halifax 
und  seinen  Freunden  und  nach  Abschluss  der  Untersuchung  hatte 
Leo  XIII.  die  Wahl,  entweder  die  Bulle  zu  veröffentlichen,  oder  aber 
grenzenlosen  Missverständnissen  Thür  und  Thor  zu  öffnen^). 

4.  Die  Mitglieder  der  Theologen-Commission  wählte  der  Papst 
aus  Vertretern  der  beiden  hier  in  Betracht  kommenden  Auffassun- 
gen^).   Um  allen  und  jeden  Zweifel  für  die  Zukunft   zu  beseitigen. 


1)  Ueber  A.  Boadinhoiif  £tade  theolofi^iqae  aar  les  ordinations  anglicanes : 
Paris  1894  vgl.  meine  zustimmende  Besprechung  im  Katholik  2  (1894)  513.  Der 
andern  Abhandlang  desselben  Gelehrten  gegenüber  De  la  yalidite  des  ordinations 
anglicanes.  Paris  1896  habe  ich  mich  m  der  Besprechung  im  Literar.  Hand- 
weiser Nr.  639  ablehnend  yerhalten.  Vgl.  Zcitschnft  für  kathol.  Theologie  20 
(1896)  588  und  Laacher  Stimmen  51  (1896)  114. 

2)  Archiv  77,  99 :  lam  studiis  in  eo  genere  cum  aetate  provectis  novisque 
litterarum  monumentis  ex  oblivione  emtis. 

3)  Bulletin  critiaue  15.  Jnillet  1894.  pag.  263.  Katholik  2  (1894)  511. 

4)  Archiv  77,  103  Leo  XIII.  Quae  sententia  (Clementis  XI.  a.  1704) ,  id 
sane  eonsiderare  refert,  ne  a  defectn  quidem  traditionis  instrumentorum  quid- 
qnam  momenti  duxit. 

5)  S.  Smith,  The  Condemnation  of  Anglican  Orders,  Month  88  (1896)  328. 

6)  Archiv  77, 100  Leo  XIII.:  Viris  .  .  qnorum  compertae  erant  dissimiles 
in  ipsa  causa  opiniones. 
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wurde  die  grösste  Sorgfalt  der  Untersuchung  nebst  schriftlicher 
Fixirung  der  Ansichten  anbefohlen  und  ausserdem  sämmtliche  ein- 
schlägige Urkunden  des  Vatikanischen  Archivs  und  der  Inquisition 
(Suprema)  der  Commission  zur  Verfügung  gestellt.  Besonders  erwähnt 
der  Papst  vier  Urkunden:  1.  Die  Bulle  Julius  III.  mit  der  Ernennung 
des  Cardinais  Pole  zum  Legaten  vom  5.  August  1553,  2.  Die  Breven 
an  denselben  vom  5.  August  1553  und  vom  8.  März  1554  mit  den 
Facultäten  und  deren  Erweiterung.  Ferner  von  Paul  IV.,  3.  Die 
Bulle  Praeclara  carissirai  vom  21.  Juni  1555  und  4.  dessen  Breve 
Begimini  vom  80.  Oktober  1555.  Die  drei  ersten  Aktenstucke 
waren  bekannt^),  die  beiden  letzten  hat  der  Benediktiner  Qasquet 
1895  im  Vatikanischen  Archiv  aufgefunden').  Zum  richtigen  Ver- 
ständniss  dieser  vier  bedeutenden  Dokumente  fügt  der  Papst  die 
principielle  Bemerkung  bei,  dieselben  hätten  nicht  den  Zweck  ver- 
folgt, in  abstracto  diejenigen  Bedingungen  festzustellen,  ohne  welche 
die  Spendung  der  Weihen  gültig  nicht  erfolgen  konnte,  sie  sollten 
vielmehr  Normen  aufstellen  zur  Beurtheilung  der  eoncreten  in  Eng- 
land zur  Frage  stehenden  Weihen.  In  den  seit  dem  Sommer  1895 
im  Londoner  Tablet  immer  heftiger  auftretenden  Debatten  über  die 
anglikanischen  Weihen  hatte  der  Geistliche  Scanneil  die  hik^hst 
sonderbare  Anschauung  vertreten,  Paul  IV.  habe  in  den  genannten 
Urkunden  Regeln  über  die  wesenüichen  Elemente  geben  wollen« 
Leo  XIII.  widerlegt  diese  Meinung  mit  einem  Hinweis  auf  die  Natur 
der  Aktenstücke,  sodann  auf  die  theologische  Gelehrsamkeit  des 
Gardinais  Pole,  der  keiner  Belehrung  über  das  Wesen  der  Weihe, 
wohl  aber  über  die  Frage  bedurfte ,  welche  Weihen  im  eoncreten 
Falle  als  gültig  gespendet  angesehen  werden  dürften.  Solche  Be- 
lehrungen hatte  er,  sobald  die  Frage  nach  der  Gültigkeit  der  auf 
Grund  des  eduardinischen  Ordinals  von  1551  gespendeten  Weihen 
ihm  entgegengetreten,  in  Rom  beantragt,  solche  hatte  er  auch 
empfangen  >). 


1)  1.  Documenta  ad  legation.  Card.  Poli  spectantia  pa^.  1—9.  1.  Balle 
5.  Aug.  1553  qoae  vocatar  Institatoria.  2.  Breve  \  Aog.  1553  de  facult  lega- 
tionis  d.  8.  Martii  1554,  qaod  facult.  extraord.  eztendit. 

2)  Die  Bulle  Praeclara  carissimi  ist  abgedruckt  in  der  Civilta  cattolica 
1  Gingno  1895.  pag.  562.  Das  Breve  Regimiui  vom  30.  Oktob.  1555  habe  ich 
abdrucken  lassen  im  Katholik  2  (1895)  275. 

8)  Archiv  77,  101  Leo  XIIL :  Normae  agendi  ab  eisdem  eidem  Legato 
quaerenti  impertitae  minime  quidem  esse  poterant  ad  illa  generatim  decemenda 
sine  quibus  sacrae  ordinationes  non  valeant,  sed  debebant  attinere  proprio  ad 
providendum  de  ordinibus  sacris  in  eo  regno,  prout  temporum  monebant . .  con- 
ditiones.  Eine  vergleichende  Zusammenstellung  des  katholischen  und  des  angli« 
kanischen  Ritus  der  Weihen  habe  ich  im  Archiv  für  kathol.  Eirchenrecht  31 
(1874)  26—32  und  im  Katholik  2  (1894)  512  gegeben. 
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5.  In  den  genannten  zwei  Aktenstücken,  Julins'  IIL,  betont  der 
hl.  Vater  weiter,  wird  unterschieden  zwischen  solchen  Geistlichen, 
welche  Vorschrift^*  und  gesetzroässig  ordinirt  und  in  ihren  Weihen 
zu  belassen  seien,  und  solchen,  die,  zu  den  höhern  Weihen  nicht 
aufgestiegen,  nachdem  sie  würdig  und  tauglich  befunden,  zu  den- 
selben befördert  werden  könnten.  In  die  erste  Glasse  gehörten  die- 
jenigen, welche  entweder  vor  der  Trennung  Englands  von  der  Kirche 
(1584),  oder  nach  derselben  während  des  Schisma  bis  zum  Erlass 
des  eduardinischen  Ordinals  1549 ,  nach  dem  römischen  Pontifikale 
ordinirt  worden.  Der  zweiten  Klasse  waren  jene  beizuzählen,  die 
nach  dem  eduardinischen  Ordinal,  also  ungültig  geweiht,  zu  den 
höhern  Weihen  erst  angenommen  werden  könnten.  Eine  andere 
Alternative  ist  unmöglich,  »denn  ausser  der  eduardinischen  und  der 
katholischen  Weiheform  gab  es  damals  in  England  keine  andere  i).« 

6.  Bevor  der  Papst  die  beiden  Dokumente  PauFs  IV.  prüft, 
gedenkt  er  des  feierlichen  Anlasses,  der  zu  ihrem  Erlass  führte. 
Im  Monat  Februar  1555  erschien  in  Rom  eine  Gesandtschaft  der 
Königin  Maria  Tudor,  bestehend  aus  dem  Bischof  Thirlby  vonEly^) 
und  den  königlichen  Käthen  Montague  und  Garne,  welche  über  die 
Lage  des  Reiches  berichten,  für  die  Massnahmen  des  Cardinais  Pole 
die  päpstliche  Bestätigung  nachsuchen  und  zugleich  die  hier  ein- 
schlagenden Theile  des  eduardinischen  Rituals  zur  Prüfung  vorlegen 
sollten.  Zur  feierlichen  Widerlegung  der  noch  jüngst  aufgestellten 
verwegenen  Behauptung,  1555  sei  man  in  Rom  ohne  genügende 
Kenntniss  der  englischen  Zustände  vorgegangen,  betont  Leo  XIII. 
die  Thatsache,  auf  Befehl  Paul  IV.  habe  eine  Oardinals-Commission 
das  eduardinische  Ordinal  einer  genauen  Prüfung  unterzogen.  Auf 
Grund  ausgedehnter  Berathungen  erging  am  20.  Juni  1555  die 
Bulle  Praeclara  carissimi.  Sie  bestimmte,  •  dass  alle,  die  von  einem 
andern  als  von  einem  rechtmässig  und  richtig  geweihten  katholischen 
Bischof  geweiht  worden,  die  nämlichen  Weihen  von  neuem  zu  em- 
pfangen hätten.  Dnter  nicht  rechtmässig  und  nichtig  richtig  ge- 
weihten Bischöfen  und  Inhabern  der  andern  Weihestufen  seien  aber 
alle  jene  zu  verstehen,  die  nicht  in  der  üblichen  Form  der  Kirche 
die  Weihen  empfangen.  Von  solchen  bemerkt  die  Bulle  ausserdem, 
sie  hätten  Pfründen  und  Weihen  ungültig  (nulliter  et  de  facto)  em- 
pfongen.    Als  weiter  in  England  Zweifel   darüber  entstanden,    wer 

1)  Maskelly  Monum.  ritaalia  ecciesiae  anglicanae.  2.  ed.  3  toIs.  Oxford 
1882.  Ueber  diese  Sammlang  vgl.  meine  Besprechang  in  der  Literar.  Rand* 
schau  (Freibarg  1882)  S.  555. 

2)  Ueber  Thirlby  vgl.  Bridgett,  The  tme  Story  of  the  catholic  Hierarchy 
(Lond.  1889).  pag.  35.  90. 
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im  Sinne  des  Papstes  als  rechtmässig  und  richtig  consecrirter  Bischof 
angesehen  werden  könne,  entschied  Paul  IV.  durch  das  Breve 
Begimini  vom  80.  October  1555 ,  als  solcher  sei  nur  derjenige  zu 
betrachten,  der  gemäss  der  in  der  Kirche  üblichen  Form  die  Weihen 
erlangt.  In  diesem  Sinne  hat  der  Legat,  Cardinal  Pole,  sodann 
aber  auch  Königin  Maria  die  Urkunden  aufgefasst  ^). 

Dafür,  dass  der  Gardinallegat  nach  den  Weisungen  des  Papstes 
verfahren,  zeugen  die  Begister  der  englischen  Bisthümer,  welche 
Dr.  Browne,  Titularbischof  von  Stepney,  Weihbischof  des  angli- 
kanischen Bischofs  von  London,  jüngst  untersucht  hat.  Er  hat 
vierzehn  Fälle,  davon  acht  in  der  Diöcese  London,  aufgefunden,  in 
welche  Geistliche,  die  nach  dem  eduardinischen  Ordinal  geweiht 
worden,  »von  neuem  und  vollständig  die  Weihen  empfangen  haben ').€ 

7.  Je  weniger  Gewicht  die  Anglikaner  und  ihre  französischen 
Freunde  der  Praoois  des  apostolischen  Stuhles  und  der  römischen 
Gongregationen  beigelegt,  um  so  ausführlicher  hat  Leo  XIII.  sich 
über  dieselbe  verbreitet.  Der  erste  Fall  gehört  dem  Jahre  1684  an 
und  betraf  einen  nach  dem  eduardinischen  Ordinal  geweihten  fran* 
zösischen  Protestanten.  Auf  Grund  der  schriftlichen  Gutachten  nicht 
weniger  Gonsultoren,  und  nach  stattgehabter  mündlicher  Berathung 
erfolgte  der  Beschluss,  die  Weihe  sei  ungültig.  Nur  aus  Gründen 
der  Opportunität  fügten  die  Gardinäle  das  »Dilata«  (Aufschub  zum 
Zweck  einer  endgültigen  Entscheidung)  bei.  Bios  in  den  allgemein- 
sten Umrissen  hat  Leo  XIII.  diesen  Fall  beschrieben.  Willkommene 
Ergänzungen  dazu  aus  dem  Archiv  des  S.  Uffizio  gewährt  P.  Brandi. 
Danach  hat  der  päpstliche  Nuntius  in  Paris  am  24.  Juli  1684  den 
Fall  in  Rom  angeregt.  Er  betraf  einen  vom  Bischof  von  London 
zum  Priester  geweihten  französischen  Galvinisten,  welcher  nach  seiner 
Heimkehr  nach  Frankreich  und  Bückkehr  zum  Katholicismus  eine 
Ehe  zu  schliessen  wünschte.  Auch  hier  hat  die  Suprema  mit  grösster 
Gewissenhaftigkeit  verfahren.  Die  Berathungen  fanden  statt  unter 
dem  Vorsitz  des  apostoL  Vikars  Bischof  Leyburn'),  und  an  ihnen 
nahmen  Theil  acht  gelehrte  englische  Theologen,  sowie  Doctoren  der 
Sorbonne  und  von  Douai.  Den  Grund,  wesshalb  man  von  einer  Ver- 
kündigung des  Urtheils  Abstand  nahm,  beruhte  in  der  damaligen 
schwierigen  Lage  Jakob's  II.  von  England^).  Die  bisher  angeführten 
Behandlungen  der  anglikanischen  Weihen  durch  den  hl.  Stuhl  ent- 

1)  Brandi  86.  Ueber  Brandi  vgl.  meine  Besprechang  im  Literar.  Hand- 
weiser Nr.  660.  —  2)  Ibid. 

8)  Üeber  Leybarn  vgl  A.  Bellesheim,  Wilhelm  Cardinal  Allen  und  die 
englischen  Seminare  auf  dem  Festlande  (Mainz  1885)  S.  225 — 227. 

4)  Brandi  87. 
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halten  eine  stillschweigende  Widerlegang  der  1895  aufgestellten  Be- 
hauptung, als  reiche  die  heutige  päpstliche  Praxis  nicht  über  den 
gleich  zu  erwähnenden  Fall  Gordon  v.  J.  1704  hinauf.  Im  äegen- 
theil,  wie  klar  zu  Tage  liegt,  ist  der  heilige  Stuhl  seit  1553  sich  in 
der  Heurtbeilnng  dieser  Frage  Tollkomroen  gleich  geblieben. 

8.  Ausfuhrlicher  gedenkt  die  Bulle  »Apostolicae  Curae«  des 
Falles  des  schottischen  Bischofs  Clemens  Gordon,  welcher  nach  Em* 
pfang  der  Bischofsweihe  unter  Verwendung  des  eduardinischen  Or- 
dinals,  zum  Eatholicismus  zurückgekehrt,  in  den  geistlichen  Stand 
zu  treten  wünschte  und  demnach  eine  Entscheidung  über  die  Gültig- 
keit seiner  Weihe  beantragte.  In  den  Sitzungen  des  S.  Ufßzio  wur- 
den die  Noten  des  vorigen  Falles  zu  Rathe  gezogen,  und  ausserdem 
weitere  Gutachten  von  Doctoren  der  Sorbonne  und  der  Hochschule 
von  Douai  eingefordert,  das  anglikanische  Ordinal  und  die  orientali- 
schen Biten  geprüft  und  dann  auf  Grund  des  Mangels  der  Form  und 
der  Intention  die  Ungültigkeit  ausgesprochen  ^).  Dass  bei  dem  ge- 
heimnissvollen Dunkel,  mit  welchem  die  Anglikaner  die  Vornahme 
der  bischöflichen  Weihe  Parker's  am  16.  Dezember  1559  umgaben, 
und  bei  dem  durch  den  Druck  drakonischer  Strafgesetze  erzeugten 
tiefen  religidsen  ünmuth  der  Katholiken  die  Fabel  von  der  Consecration 
Parker's  in  einem  Wirthshaus  sich  bilden  konnte,  ist  ebenso  begreif- 
lich, wie  anderseits  der  Pietät  gegen  den  hl.  Stuhl  die  bei 
Anglikanern  verbreitete  Annahme  widerstrebte,  als  sei  diese  Fabel 
je  bei  einer  Entscheidung  in  Rom  auch  nur  leise  berührt  worden. 
Wahr  ist  die  Thatsache,  bemerkt  Leo  XIII.,  dass  Gordon  dieser 
Fabel  in  seiner  Bittschrift  gedachte,*  aber  der  Spruch  der  Congre- 
gation  hat  dieselbe  gänzlich  unbeachtet  gelassen  und  blos  den  Mangel 
der  Form  und  Intention  erwogen').  In  der  Donnerstags- Süaung 
(Feria  quinta)  am  17.  April  1704  befahl  Clemens  XI.  nach  An- 
hörung des  einstimmigen  Beschlusses  der  Cardinäle:  Johannes 
Clemens  Gordon  soll  von  neuem  bedingungslos  alle  Weihen,  die 
heiligen  Weihen  und  den  Presbyterat  nicht  ausgenommen,  empfangen 
und  ausserdem,  wenn  das  noch  nicht  geschehen,  auch  gefirmt  wer- 
den. Jenen  strengen  Vertretern  der  Archäologie,  welche  den  römi- 
schen Behörden  ohne  den  mindesten  Grund  die  Thatsache  unter- 
schoben, als  hätten  sie  im  Mangel  der  Darreichung  der  hl.  Gefässe, 
der  sich  im  anglikanischen  Ordinal  kundgibt,  den  Hauptgrund  für 


1)  Einen  vollständigen   and  genauen  Abdruck  der  Entscheidung   vom 
17.  April  1704  hat  zum  ersten  Mal  geliefert  Brandi  38. 

2)  Archiv  77,  103  Leo  XIII. :  In  sententia  tarnen  ferenda  omnino  seposita 
est  ea  causa  (Parkeri),  ut  documenta  produnt  integrae  fidei. 
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die  Verwerfung  der  Weihen  gefunden,  gibt  der  hl  Vater  zur  Er- 
wägung anheim,  dass  dieser  Qrund  in  dem  Spruch  des  Papstes  nicht 
berührt  wurde,  denn  in  diesem  Falle  hätte  Clemens  XL  bedingangs- 
weise  Wiederholung  der  Weihe  angeordnet.  Wenngleich  aus  Anlass 
eines  besondern  Falles  ertheilt,  besass  das  Dekret,  well  auf  einem 
bei  allen  anglikanischen  Weihen  zutreffenden  Grunde  beruhend,  all- 
gemeine Gültigkeit  ^). 

Vielfach  haben  die  Anglikaner  sich  an  eine  angebliche  Ent- 
scheidung der  Suprema  von  1704  angeklammert,  welche  die  Formel 
der  Weihe  bei  den  Eopten  »Accipe  Spirit.  Sanctumc  als  genügend 
erklärt  haben  soll.  Aus  der  vom  S.  üffizio  1875  an  Cardinal  Man- 
ning  ergangenen  Entscheidung  erhellt,  dass  jene  Worte  nicht  den 
vollständigen  Ritus  der  Abyssinier  darstellen  und  dass  eine  solche 
Entscheidung  nie  ergangen  sei  %  Die  neuesten  Untersuchungen  aber 
haben  ergeben,  dass  es  sich  hier  nur  um  ein  Gutachten  eines  Con- 
sultors  handelt,  wie  P.  Franzelin  (der  nachmalige  Cardinal)  1874  zu 
Rom  in  einem  längeren  Gutachten  nachgewiesen  hat'). 

Eine  Abhandlung  über  »neue  Literatur  zur  Frage  der  Ungül- 
tigkeit der  anglikanischen  Weihenc  vom  J.  1894  habe  ich  mit  dem 
Satze  geschlossen:  »Professor  Duchesne  wünscht  nochmalige  Prüfung 
dieser  Frage  in  Rom.  Und  kann  diese  anders  lauten  als,  wie  es  in 
der  Terminologie  der  Congregatio  Concilii  heisst:  In  decisis  et 
amplius^)?«  In  der  That  lässt  die  Praxis  des  apostolischen  Stuhles 
«ine  andere  Auffassung  nicht  zu,  wesshalb  der  hl.  Vater  bemerkt, 
schon  längst  vorher  sei  die  jetzt  aufgeworfene  Frage  durch  das  Dr- 
theil  des  apostolischen  Stuhles  «entschieden  worden^). 

In  den  langwierigen  Erörterungen  über  die  anglikanischen 
Weihen  in  der  englischen  Presse  wurden  auch  die  orientalischen 
Weiheriten  zu  Gunsten  der  Anglikaner  angeführt.  Zwar  gedenkt 
Leo  XIII.  einer  Prüfung  dieser  Riten  nur  im  Falle  des  Schotten 
Oordon  (1704).  Die  Aufsätze  im  Londoner  Tablet^)  über  die 
Thätigkeit  der  Theologen-Gommission  lassen  indess  keinen  Zweifel 
darüber,  dass  man  die  morgenländischen  Riten  auch  1896  zur  Ver- 


1)  Brandi  41:  In  einer  Urkunde  des  S.  Uffizio  ist  das  ausdrücklich  in 
folp^ender  Bemerkung  betont:  Snmmns  Pontifex  pronnntiavit  iudiciam  directe 
•quidem  de  facto  in  casn  speciali  proposito,  indirecte  vero  de  iure  generali  in- 
Taliditatis  ordinnm  Anglicanomm. 

2)  k,  Bellesheim,  H.  E.  Manning  S.  UO. 
8)  Tablet  2  (1896)  805.  Brandi  57. 

4)  Katholik  2  (1894)  514. 

5)  Archiv  77,  104  Leo  XIII:  Non  videt  nemo  controversiam  temporibos 
nostris  exsQsdtatam  Apostolicae  Sedia  iudicio  deflnitam  mnlto  antea  fnisse. 

6)  Tablet  1  (1897)  323. 
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gleichung  herbeigezogen^).    Diese   zerfallen   in   folgende   Gruppen: 

1.  Griechischer  Ritus  mit  den  Zweigriten:  dem  rein  griechischen^ 
greko-melchitischen,    ruthenischen ,    rumänischen    und   bulgarischen. 

2.  Syrischer  Ritus  mit  dem  rein  syrischen,  syro-chaldäischen,  syro* 
maronitischen  und  syro-malabarischen.  8.  Armenischer  Ritus  und 
4.  Koptischer  Ritus  (Aegypten  und  Abyssinien).  5.  Apostolische 
Constitutionen  und  6.  Ganones  des  h.  Hippolytus.  Von  den  meisten 
dieser  Riten  hat  Brandi  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  ge- 
liefert, welche  zeigt,  dass  dieselben  entweder  den  betreffenden  Weihe- 
grad mit  dem  ihm  eigenthfimlichen  Namen  bezeichnen,  oder  die  für 
die  Erfüllung  der  Pflichten  der  neuen  Weihe  nothwendigen  Gnaden 
ausdrücken.  Und  Gasparri  hat  gezeigt,  dass  diese  Vorzüge  sämmt- 
lichen  von  der  Kirche  genehmigten  morgenländischen  Weihen  zu- 
kommen >). 

IL  Dogmatisher  Theil.  Die  vorstehend  angeführten  That- 
sachen  der  Geschichte  beleuchtet  Leo  XIII.  im  zweiten  Theil  der 
Bulle  durch  die  Grundsätze  der  katholischen  Glaubenslehre. 

1.  Wie  im  metaphysischen  Sinne  des  Wortes  die  Materie  das 
bestimmbare,  die  Form  dagegen  das  bestimmende  Element  ist,  so  reden 
die  Theologen  in  analogem  Sinne  von  Materie  und  Form  bei  den  heiligen 
Sakramenten ').  Als  sichtbare  Zeichen  einer  unsichtbaren  Gnade, 
welche  sie  bewirken,  müssen  die  Sakramente  in  ihrer  Materie  und 
in  ihrer  Form,  in  der  letztern  als  dem  bestimmenden  Elemente  aber 
vorwiegend,  die  innere  Gnade  genau  bezeichnen^).  Wenn  also  die 
bei  der  Spendung  der  Weihe  verwendeten  Worte  (die  Form)  diesem 
aus  dem  Wesen  eines  Sakraments  fliessenden  Grundsatz  nicht  ent- 
sprechen, wenn  ihnen  die  bestimmende  Kraft  gegenüber  dem  mate- 
riellen oder  bestimmbaren  Element  der  Handauflegung  mangelt, 
dann  können  sie  die  besondern  Weihegrade  nicht  bewirken  und  zum 
Ausdruck  bringen.  Gerade  dieser  Mangel,  bemerkt  der  Papst,  haftet 
dem  eduardinischen  Ordinal  an ,  welches  den  Bischof  bei  der  Spen- 


1)  Eine  beachtenswerthe  Reihe  von  Artikeln  über  die  orientalischen  Riten 
lieferte  Professor  Oasartelii  im  Tablet  1  (1896)  724  ff.  Ferner  sei  verwiesen 
auf:  Liturnes  Eastern  and  Western.  Edited  with  Introdactions  and  Appendices 
bjr  F.  E.  Briffhtroan  vol.  I  (Oxford  1896).  Vgl.  dazu  meine  Besprechung  in  der 
Literar.  Bunaschau.  Freiburg  1896.  S.  302.  Der  zweite  Band  wird  die  Weihe- 
riten bringen. 

2)  Brandi  49—52. 

3)  Job.  Sasse,  S.  J. :  Institut,  theologicae  de  sacramentis  1  (Friburg^  1897)  24. 
41  S.  Thomas  S.  th.  III  q.  60  art  7.    Cum  ig^itur  in  sacramentis  requi- 

rantur  aeterminatae  res  sensibiles,  quae  se  habent  sicut  materia,  multo  magis 
requiritur  in  eis  determinata  forma  verborum.  Archiv  77,  104.  Leo  XIu.: 
Omnes  norunt,  sacramenta  novae  legis,  utpote  signa  sensibilia  atque  gratiae 
invisibilis  efficientia,  debere  gratiam  et  significare  quam  efficiunt  et  efficere 
quam  significant.    Quae  .  .  .  praecipue  tamen  ad  formam  pertinet. 


488  A.  Bellesheim,  Bulle  Leo's  XIIL 

dang  der  sog.  Priesterweihe  die  ganz  allgemeinen^)  Worte  sagen 
lässt  »Accipe  Spiritum  Sanctam« ,  während  jeder  Hinweis  auf  die 
Gewalt,  den  wahren  Leib  und  das  Blat  des  Herrn  za  consecriren 
und  anfzuopfern,  mangelt.  Hiergegen  rufe  man  nicht  die  Tbatsache 
an,  dass  dem  eduardinischen  Ordinal  von  1551  die  Worte  »ad  offi- 
cium et  opus  presbyteri«  1662  beigefügt  wurden.  Denn  damals  hatte 
das  Ordinal  schon  mehr  als  hundert  Jahre  Anwendung  gefunden  und 
Zeit  genug  gehabt,  die  ganze  Succession  zu  unterbrechen.  Das  Heil- 
mittel kam  viel  zu  spät. 

2.  Es  ist  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dass  eine  an 
sich  unbestimmte  Weiheform  durch  die  sie  umgebenden  Verhältnisse 
eine  scharfe  Umgrenzung  erhalte*).  Aus  diesem  Qrunde  verwirft 
der  Papst  die  anglikanischen  Weihen  nicht,  ohne  dieser  Möglich- 
keit gerecht  zu  werden.  Indess  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
lassen  sich  die  Weihen  nicht  retten,  denn  die  das  eigentliche  Weihegebet 
begleitenden  Gebete  lassen  dasselbe  in  seiner  Unbestimmtheit  voll- 
kommen bestehen,  da  sie  jedweden  Hinweises  auf  das  priesterliche 
Amt  nicht  nur  ermangeln,  sondern  desselben  mit  zielbewusster  Ab- 
sicht durch  Granmer  entleert  worden  sind^).  Nach  einer  klaren 
und  unzweideutigen  Bezeichnung  der  Priesterweihe,  oder  der  in  ihr 
beruhenden  Gewalt,  oder  der  durch  dieselbe  zu  erzielenden  Wirkun- 
gen sucht  man  vergebens^).  Mit  Recht  bemerkt  daher  Leo  XIIL, 
dass  das  Ordinal  »eben  dasjenige  verschweigt,  was  es  zum  Ausdruck 
bringen  soUtec  &). 

3.  Diese  Bemerkungen  des  Papstes  gelten  zunächst  von  der 
Priesterweihe,  beziehen  sich  aber  auch,  wie  ausdrücklich  betont, 
auch  auf  die  anglikanische  Bischofsweihe.  Im  Weiheformular  haben 
die  anglikanischen  Eirchenbehörden  1662  nach  den  Worten  »Accipe 
Spirit.  Sanctumc  die  Glausel  »ad  officium  et  opus  episcopic  mit  der 
unzweideutigen  Absicht,  einem  Mangel  abzuhelfen,  beigefügt.  Offen- 
bar konnte  damit  die  längst  unterbrochene  Succession  nicht  wieder- 
hergestellt werden.  Eine  Berufung  der  Vertheidiger  der  Weihen 
auf  das  im  Ordinal  beibehaltene  Weihegebet  »Omnipotens  Dens« 
lässt  der  Papst  nicht  gelten,  weil  in  demselben  jede  Bezeichnung 
auf  das  Summum  Sacerdotium  fehle.  Dem  ist  beizufügen,  dass 
Granmer  dieses  uralte   Gonsecrationsgebet ,    in    welcher    die   ange- 

1)  Brandi  47. 

2)  S.  Smith,  The  Condemnation  of  AngUcan  Orders,  Month  88  (1896)  323. 

3)  Tablet  2  (1896)  720.  Livius  spendet  längere  Auszüge  ans  Cranmer's 
Werken  über  seine  Irrthümer  bezüglich  des  Messopfers. 

4)  Brandi  48.  52. 

5)  Arohiv  77,  105  Leo  XIIL:  Non  ea  igitar  forma  esse  apta  etsufficiens 
sacramento  potest,  quae  id  nerope  reticet  quod  deberet  proprie  significare. 
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sehensten  Litargiker  die  eigentliche  Form  der  Bischofsweihe  er- 
blicken, von  seiner  ehemaligen  Stelle  entfernt,  in  die  Einleitung 
zum  Consecrationsritas  verwiesen,  in  eine  vom  Gonsecrator  an  den 
Bischofscandidaten  zu  haltende  Anrede  umgestaltet  und  endlich  von 
der  Handauflegnng  getrennt  hat  ^).  Mit  andern  Worten :  Das  uralte 
Weihegebet  Omnip.  Dens  ist  bis  zur  Unkenntlichkeit  entstellt,  seine 
alte  Bedeutung  ist  geschwunden,  um  wenigstens  die  anglikanische 
Bischofsweihe  zu  retten ,  hatte  man  auf  die  Thatsache  hingewiesen, 
dass  ehemals  nicht  selten  die  Bischofsweihe  blossen  Diakonen  ohne 
voraufgegangene  Priesterweibe  gespendet  worden.  Angenommen  also 
die  Ungültigkeit  der  anglikanischen  Priesterweihe,  so  lasse  sich 
daraus  nichts  gegen  die  bisch(^fliche  Consekration  schliessen.  In 
die  Streitfragen,  ob  der  Episkopat  das  Complement  des  Priester- 
thums,  oder  eine  davon  verschiedene  Weihe  bilde,  und  ob  er,  einem 
Nicht-Priester  gespendet,  gültig  sei,  will  Leo  XIII.  nicht  eingehen. 
Dagegen  betont  er  die  Thatsache,  dass  der  Episkopat  nach  der  Ein- 
richtung Christi  zum  Sakrament  der  Weihe  geh()rt,  und  bei  den 
Kirchenvätern  und  in  den  Bitualbüchern  Summum  sacerdotium  heisst^ 
während  im  Anglikanismus  die  Priesterweihe  mit  ihrer  im  Messopfer 
auszuübenden  Consecrationsgewalt  verworfen  und  bei  der  bischöflichen 
Gonsecration  den  Anglikanern  kein  Priesterthum,  mithin  auch  keine 
bischofliche  Würde  mitgetheilt  wird.  Diesem  Drtheil  des  Papstes 
stimmt  der  anglikanische  Archidiakon  Taylor  vollkommen  bei.  Denn 
es  ist  eine  geschichtliche  Thatsache,  dass  im  Ordinal  von  1551  im 
Weiheformular  nicht  blos  jede  Sacrifical-Formel ,  sondern  auch  jede 
Spur  einer  Idee  von  Priesterthum  und  Opfer  mit  berechneter  Absicht 
unterdrückt  wurde*).  Die  Bezeichnung  »Priester  ist  gebliebeui  aber 
die  Verrichtungen  des  Priesters  sind  geschwunden«.  Und  der  Angli- 
kaner  A.  W.  Huttou  betont:  »Die  Weihen  einer  jeden  Kirche  sind 
gültig  im  Sinne  und  nach  den  Zwecken  der  Kirche«.  Nun  aber 
hat  die  anglikanische  Kirche  1559  Messe  und  Priesterthum  ver- 
werfen.  Im  Sinne  der  katholischen  Kirchengeschichte  besitzt  sie 
also  keine  Weihen.  Kein  Wunder,  wenn  daher  der  jansenistische 
Bischof  Heykamp  von  Utrecht  auf  die  Anfrage  des  Bischofs  von 
Salisbury  Dr.  Wordsworth  in  dem  Schreiben  »De  successione  epis- 
coporum  in  ecclesia  anglicana«  der  anglikanischen  Kirche  den  Besitz 
wahrer  Weihen  aberklärte  >). 


1)  Pontificale  Roman.  Editio  typica,  Batisbon.  1888.  I,  48.  Deus  honoram 
anctor  et  distributor.    Brandi  58. 

2)  Tablet  2  (1896)  570. 
S)  Tablet  1  (1897)  221. 

Archiv  Ar  Kirehenrecbt.  LXXVU.  32 
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i.  Von  der  Form  des  eduardinischen  Ordinals  geht  der  Papst 
über  zur  Prüfung  der  Intention.  Auch  nach  dieser  Seite  entspricht 
dasselbe  den  Anforderungen  der  katholischen  Kirche  nicht.  Ohne  es 
besonders  hervorzuheben,  nimmt  der  hl.  Vater  hier  Bücksicht  auf 
jene  zahlreichen  anglikanischen  Theologen,  welche  die  Frage  nach 
der  Intention  des  Spenders  mit  derjenigen  nach  der  Gültigkeit  der 
anglikanischen  Weihen,  zu  der  sie  in  keiner  Verbindung  steht,  ver- 
knüpft haben.  Die  katholischen  Theologen  Englands  haben  sich  von 
dieser  Hereinzerrung  eines  fremden  Elements  in  die  Frage  freigehalten  ^). 
Für  die  Anglikaner  besass  diese  unnatürliche  Verbindung  die  Be- 
deutung eines:  Tu  quoque,  indem  man  zu  erkennen  gab,  auch  bei 
den  Katholiken  sei  durch  Männer  wie  Talleyrand-P6rigord  u.  A.  die 
Rechtmässigkeit  des  Episkopats  eines  ganzen  Landes  in  Frage  ge- 
steint. Der  Intention  wendet  der  Papst  nur  insofern  seine  Aufmerk- 
samkeit zu,  als  sie  in  sichtbaren  Handlungen  Ausdruck  gewinnt. 
Wird  der  Ritus  der  Kirche  im  Ernste  zur  Anwendung  gebracht, 
dann  muss  man  die  richtige  Intention  vermuthen.  »Wo  immer  man 
dagegen  die  Riten  der  Kirche  verwirft,  und  an  deren  Stelle  neue 
Geremonien  setzt,  da  lässt  sich  nur  auf  eine  entgegengesetzte,  das 
Sakrament  zerstörende  Intention  schliessen.c  Mit  Recht  hat  man  be- 
tont, dass  dieser  Beweisgrund  des  Papstes  nicht  mit  dem  unmittelbar 
voraufgehenden,  welcher  der  neugläubigen  Theologie  der  Reformatoren 
über  das  Messopfer  entnommen  war'),  zusammenfällt.  »Der  Papst 
will  sagen,  dass,  wenn  ein  Anglikaner,  der  katholische  Anschauungen 
in  Betreff  der  Weihen  hegt,  den  anglikanischen  Weiheritus  vollzieht 
mit  der  erklärten  Absicht,  dieses  im  katholischen  Sinne  zu  thon,  der 
Grund  der  Ungültigkeit  im  Ritus  selbst,  nicht  in  der  Intention  des 
Spenders  liege.  Würde  dagegen  der  Ritus  vollzogen  von  einem  Diener 
des  Anglikanischen  Bekenntnisses,  welcher  auch  jene  Intention  theilt, 
welche  der  Verfasser  des  Ordinals  in  demselben  niedergelegt,  so  würde 
die  Ungültigkeit  des  Aktes  aus  einem  doppelten  Defekte  hervor- 
gehen «).€ 


1)  S.  Smith,  Month  88  (1896)  S24.  From  the  oatset  he  (Leo  XIIL)  makes 
it  clear  that  he  is  founding  no  argiiment  on  the  hypothesis  of  parely  internal 
withholdings  of  Intention.  The  possibilitj  of  sach  withholdinrs  does  indeed 
come  up  for  consideration  in  the  theologj  of  the  sacraments,  bat  it  has  no 
bearines  on  the  yalae  of  Anglican  ordere,  nor  have  Catholic  wiiters  ever  thoaght 
to  appW  it  to  them. 

2)  Archiv  77,  105  Leo  XIIL :  Eins  namqae  aetatis  memoria  satis  diserte 
loqnitnr,  cnins  animi  essent  in  Ecclesiam  catholicam  anctorea  Ordinalis,  qaos 
adsciverint  faatores  ab  heterodoxis  sectis,  qao  demnm  consilia  referrent.  Di^ 
Diecnssionen  im  Londoner  Tablet  1  (1896)  51  haben  zur  Evidenz  erwiesen,  dass 
das  edaardinische  Ordinal  mit  Bncefs  Schriften  in  engster  Verbindang  steht. 

8)  S.  Smith,  1.  c.  825. 
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5.  Wie  am  Anfange,  so  lässt  der  hl.  Vater  aach  gegen  Ende 
der  Balle  die  Stimme  des  gaten  Hirten  ertönen  nnd  alle  Angli- 
kaner,  Laien  wie  Geistliche  zur  Rückkehr  in  den  Schoss  der  Kirche, 
einladen.  Weil  aber  diese  Heimkehr,  die  schon  dem  Laien  bedeutende 
Opfer  auferlegt,  für  den  Qeistlichen  der  anglikanischen  Kirche  gleich- 
bedeutend ist  mit  vollständigem  Verlust  seiner  materiellen  Hülfs- 
quellen,  und  vielfach  auch  mit  gesellschaftlichem  Ostracismus,  so 
hat  der  Papst  die  Mildthätigkeit  des  katholischen  England  ange- 
rufen. In  seinem  Schreiben  vom  26.  August  189^6  an  Cardinal 
Vaughan  bezeichnet  er  die  Lage  convertirter  Prediger  als  schmerz- 
lich, schildert  die  Opfer,  welche  sie  nach  vielen  Richtungen  gebracht 
und  wünscht  ihnen  nach  Kräften  beizuspringen,  um  ihre  Lage  zu  er- 
leichtern. Desshalb  ergeht  an  die  englischen  Bischöfe  die  Bitte,  im 
Verein  mit  hervorragenden  Laien  einen  Fonds  zu  diesem  Zweck  zu 
sammeln.  Dem  Wunsche  des  hl.  Vaters  hat  der  Cardinal  pünktlich 
entsprochen  *). 

6.  Zum  Schluss  erlässt  der  hl.  Vater  sein  ürtheil.  Die  in  dieser 
Angelegenheit  ergangenen  Dekrete  seiner  Vorgänger  bestätigend,  er- 
klärt er  die  nach  dem  anglikanischen  Ritus  vollzogenen  Ordinationen 
als  null  und  nichtig. 

In  diesem  feierlichen  Aussprach  handelt  es  sich  nicht  um  die 
Erklärung  einer  neuen  Wahrheit,  sondern  um  ein  feierliches  ürtheil 
über  eine  dogmatische  Thatsache*).  Unter  einer  solchen  ist  die- 
jenige Tbatsache  zu  verstehen,  welche  mit  einer  Glaubens-  oder  Sit- 
tenlehre derart  enge  verbunden  ist,  dass  die  Kirche  nicht  über  die 
genannten  Lehren  entscheiden  kann,  ohne  zagleich  die  Thatsache  zu 
berühren').  Dieses  dogmatische  Ürtheil  Leo's  XIII.  ist  an  die  ganze 
Kirche  gerichtet.  Denn  indem  der  Papst  die  nach  anglikanischem 
Ritus  vollzogenen  Ordinationen  für  null  und  nichtig  erklärt,  ver- 
pflichtet er  zugleich  alle  diejenigen,  welche  in  die  Reihen  der  Geist- 
lichkeit zu  treten  wünschen,  von  den  anglikanischen  Bischöfen  keine 
Weihen  zu  empfangen,  und  erlässt  an  alle  Gläubigen  das  Verbot, 
von  so  geweihten  Geistlichen  die  Sakramente  sich  spenden  zu  lassen^). 

1)  Givilta  cattoliea  17.  Ottob.  1896  pag.  227.  Da  nicht  bemerkt  ist,  dass 
wir  es  mit  einer  Uebersetzang  sa  than  haben,  so  darf  man  annehmen,  dass  das 
Original  italienisch  ist 

2)  Civilta  cattoi.  17.  Ottob.  1896  pag.  226.  Non  si  tratta  c^ai  di  nna  de- 
fnizione  di  nna  nova  verita  o  dogma;  sl  solamente  d^una  decbione  autentica 
d*an  fatto  storico,  da  cni  nasce  nn  diritto,  o  meglio  d*an  gindizio  solenne  sa 
di  an  fatto  dogmatico. 

8)  J.  Heinrich,  Dogmatische  Theologie  2  (Mainz  1876)  585.  Christ  Pesoh, 
Praeleet.  dogmat.  1  (Frib.  1894)  328. 

4)  Bernard.  Tepe,  Institut,  theol.  4  (Paris.  1896)  601.  Die  Ansfahrnn^en 
des  Verfassers   gelten  znnfichst  von   der  Bulle  PauKs  IV.  Praeclara  carissimi, 

82* 
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Es  ist  also  unzweifelhaft,  dass  alle  Kriterien  einer  Entscheidung  ex 
cathedra  vorhanden,  dass  der  Sprach  des  Papstes  unfehlbar  ist  und 
innere  Zustimmung  verlangt. 

4.    Aufnahme  der  BtiUe  in  England. 

Von  den  englischen  Katholiken  ist  die  Bulle  »Apostolicae 
Guraec  mit  dem  Gefflhie  innigsten  Dankes,  aber  ohne  jedwede  Reg- 
ung einer  üeberraschung  aufgenommen  worden.  Stets  lebten  sie  der 
festesten  Ueberzeugung,  dass  ein  anderer  Spruch  in  dieser  ihre  wich- 
tigsten religiösen  Anschauungen,  wie  auch  das  Seelenheil  von  Mil- 
lionen getrennter  Brüder  berührenden  Frage  seitens  des  hl.  Stuhles 
unmöglich  erfolgen  könne.  »Kein  kluger  Mann,€  bemerkte  Cardinal 
Vaughan  in  seiner  Rede  zu  Bristol  1894,  »kann  die  Gültigkeit  der 
anglikanischen  Weihen  behaupten,  oder  seine  Seele  ihrer  sakramentalen 
Wirksamkeit  anvertrauenc  i).  Tief  im  Glauben  befestigt,  dass  es  sich 
hier  nicht  um  eine  Parteisache,  sondern  lediglich  um  die  Beschätzung 
der  katholischen  Wahrheit  handele,  haben  die  katholischen  Schrift- 
steller wegen  der  Enttäuschung,  die  über  ihre  anglikanischen  Mit- 
bürger hereingebrochen,  kein  Triumphgeschrei  erhoben,  sondern  sich 
lediglich  darauf  beschränkt,  die  Annahme  der  Bulle  zu  begründen '). 
Neben  der  Rechtmässigkeit  der  Entscheidung  selbst  durften  sich  die 
Katholiken  auf  den  ebenso  warmen  und  herzlichen,  wie  majestätischen 
und  anziehenden  Ton  berufen,  welcher  das  Aktenstück  durchdringt. 
»Wir  sind  sichere,  bemerkt  das  Tablet,  »dass  die  von  uns  dem 
Papste  bezeugte  Dankbarkeit  nicht  nur  von  den  Katholiken  in  Eng- 
land und  den  Englisch  redenden  Ländern,  sondern  von  denen  der 
ganzen  Welt  getheilt  wird  >).€  Und  auf  dem  Congress  der  eng- 
lischen Katholiken  in  Stanley  am  28.  September  1896  wurde  auf  den 
Antrag  des  Cardinais  Vaughan  dem  hl.  Vater  nach  Erlass  der  Bulle 
eine  feierliche  Ovation  dargebracht^). 

Die  Stimmen  aus  den  Reihen  der  Anglikaner  unterscheiden 
sich  nach  der  Manigfaltigkeit  des  religiösen  Standpunktes,  welchen 


aber  in  noch  höherem  Grade  yon  der  Bulle  Apostolicae  curae  Leo*8  XIII.  Ad 
locationem  ex  cathedra  requiritar,  nt  Yerba  Pontificis  dirigantur  ad  totam 
Ecclesiam,  saltem  mediale  et  virtualiter.  Porro  verba  Pauli  lY.  saltem  mediale 
et  virtualiter  dirignntur  ad  totam  Ecclesiam.  Nam  damnando  quasdam  ordina- 
tiones  factas  ab  Episoopis  et  Archiepiscopis  Anglicanis  eo  ipso  simul  obligat 
oranes,  qoi  altari  deservire  cupiunt,  ut  a  talibus  hominibus  ordines  non  susci- 
piant,  et  praeterea  oranibus  fidelibus  impHcite  praecipit,  ut  ab  hnjusraodi  mini- 
stris  sacramenta  non  petant.  —  Hunter,  Outlines  of  dogmatic  theology  3  (Lon- 
don 1896)  853.  üeber  Hunter  vgl.  meine  Besprechung  im  Katholik  2  (1896)  546. 
1)  Katholik  2  (1894)  510.  —  2)  Menth  88,  153.  —  3)  Tablet  2  (1896) 
489.  —  4)  Ibid.  2  (1896)  543. 
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die  Hochkirche  so  bereitwillig  gestattet.  In  einem  Leitartikel  der 
Times  wird  ausgeführt,  dass  die  Entscheidung  des  Papstes  nicht 
übereilt,  sondern  wohl  überlegt  sei,  dass  sie  ein  Entschlüpfen  nicht 
gestatte,  sondern  vollkommene  Unterwerfung  fordere.  »Wir  glauben 
nicht,  dass  sie  (die  Anglikaner)  den  Spruch  annehmen,  aber  unmög- 
lich können  sie  gleichgültig  daran  vorübergehen,  so  sehnsüchtig  haben 
sie  darauf  gewartet^).!  Jeder  englische  Protestant c,  schrieben  Daily 
News,  »wird  sich  freuen,  dass  sie  (die  romanisireude  Partei)  den  Lohn 
für  ihre  Mühen  empfangen  hat  >).«  Nach  dem  streng  hochkirch- 
lichen Guardian,  dem  Organ  der  Partei  des  Lord  Halifax,  hätte  die 
Eotscheidong  nicht  klarer  ausfallen  können.  Die  Fall  Mall  Gazette 
sieht  die  trügerischen  Anerbietungen,  die  von  einem  kleinen  Bruch- 
theil  von  Anglikanern  ausgegangen,  hoffnungslos  zerstört').  Er- 
barmungslos mittelalterlich  in  der  Hauptsache,  ist  die  Bulle  von 
einer  Würde  umkleidet,  die  zur  Bewunderung  zwingt^).  »Gott  segne 
den  Papst«  —  das  ist  der  Grundton  des  grossen  Artikels  in  der 
Review  of  Reviews.  »Wenn  ein  stahlharter  evangelikaler  Protestant«, 
bemerkt  sie,  »je  in  seinem  Leben  die  Neigung  verspürte  zum  Ruf 
»Gott  segne  den  Papst«,  dann  muss  das  bei  der  Leetüre  des  päpst- 
lichen Briefes  über  die  anglikanischen  Weihen  der  Fall  gewesen 
sein  .  .  .  Als  ehrlicher  Manu,  welcher  seine  Stellung  gründlich  kennt, 
hat  er  mit  unerbittlicher  Entschiedenheit  auf  all  den  Unsinn  seinen 
Fnss  gestellt^).«  . 

Der  »Rock«  weist  dem  Lord  Halifax  eine  lange  Reihe  von 
Widersprüchen  nach,  in  die  er  durch  seine  Berufung  nach  Rom, 
die  Leo  XIIL  abgewiesen,  sich  verwickelt.  Nach  der  Methodist 
Times  wird  »jeder  nicht  in  Yorurtheilen  befangene  Mann  von 
Herzen  gern  darin  dem  Papst  Recht  geben,  dass  jene  anglikani- 
schen Geistlichen,  welche  in  ihr  Ritual  einen  Sinn  hineinzerren,  der 
mit  berechneter  Absicht  in  der  Reformation  daraus  entfernt  wurde, 
sich  eines  Verfahrens  schuldig  machen,  das  man  in  allen  andern 
Lebensstellungen  als  unehrlich  bezeichnen  würde«  ^). 

In  den  Stimmen  aus  den  Kreisen  der  anglikanischen  OeisÜich- 
Jceit  herrscht  ein  wahres  Chaos.  Archidiakon  Taylor  von  Liverpool 
belobt  den  Papst,  weil  er  dem  Klerus  der  Staatskirche  die  Würde 
von  Opferpriestern  aberkannt  und  »die  unhaltbare  Stellung  derjenigen 
in  unserer  Kirche  aufgedeckt,  welche  vorgeben  »Opferpriester«  zu 
sein  7).«  In  öfientlichen  Anreden  haben  die  Bischöfe  von  Liverpool 
und  Salisbury  der  anglikanischen  Geistlichkeit  die  Priesterwürde  im 

1)  Tablet  1.  c.  501.  —  2)  Ibid.  502.  —  3)  Ibid.  502.  -  4)  IWd.  502.  — 
5)  Ibid.  655.  —  6)  Ibid.  543.  -  7)  Ibid.  571. 
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Nicht  nur  einzeln ,  sondern  auch  gemeinsam  haben  sich  die 
anglikanischen  Bischöfe  zur  Balle  über  die  Weihen  geäussert.  Am 
19.  Februar  1897  datirt,  ist  die  Antwort  der  beiden  Erzbischöfe 
Temple  von  Canterbury  und  Maclagan  von  Tork  am  8.  März  in 
lateinischer  und  englischer  Sprache  erschienen^).  Bei  jedem  vor- 
urtbeilsfreien  Leser  muss  das  Schriftstück  tiefe  Enttäuschung  her- 
vorrufen. Kein  einziges  neues  Argument  ist  beigebracht,  kein  einziger 
neuer  Gesichtspunkt  geltend  gemacht,  und  gerade  das,  was  man 
am  ehesten  zu  erwarten  berechtigt  war,  die  Widerlegung  der  Bulle 
des  Paptes,  wird  am  schwersten  vermisst*).  Aus  zwei  Gründen  hatte 
Leo  XIII.  das  anglikanische  Ordinal  als  ungenügend  zur  üeber- 
tragung  der  katholischen  Weihen  bezeichnet:  Als  treuer  Spiegel  der 
Theologie  der  Reformatoren  ermangele  es  des  nöthigen  Hinweises 
auf  Priesterthum  und  Messopfer.  Zur  Widerlegung  der  Bulle  hätte 
eine  einzige  Druckseite  mit  Anerkennung  dieser  beiden  katholischen 
Lehren  hingereicht.  Allein  diesen  Schritt  konnten  die  Prälaten  nicht 
thun,  ohne  die  Bekenntnissschriften  der  Staatskirche  umzustossen 
und  ihre  eigene  Absetzung  zu  unterzeichnen.  Statt  dessen  umgehen 
sie  die  Hauptfrage  und  bezeichnen  die  Eucharistie  als  Andenken 
an  den  Tod  Christi,  als  Lob-  und  Dankopfer  und  als  Opfer  der 
Gläubigen  selbst.  Dass  Christus  auf  Grund  der  Consecration  in  der 
Eucharistie  eine  wahre,  wirkliche  und  wesentliche  Gegenwart  feiere 
und  vom  Priester  in  der  hl.  Messe  dargebracht  werde ,  sind  Sätze, 
die  man  vergebens  sucht. 

Wenn  die  Prälaten  nach  dem  Vorgange  des  Verfassers  des 
Ordinals,  Erzbischofs  Oanmer,  von  einer  Consecration  in  der  angli- 
kanischen Kirche  reden  >),  so  kann  das  nur  Diejenigen  täuschen, 
welche  dem  Gang  der  englischen  Keformation  nicht  gefolgt  sind 
und  von  den  Schriften  Cranmefs  keine  Kenntniss  genommen.  Die 
Auszüge  aus  den  letztern,  welche  Smith ^)  und  Livius^)  geben, 
zeigen  unwiderleglich  den  zwingli'schen  Charakter  der  Theologie 
Cranmers,  wobei  einzuräumen  ist,  dass  seine  Ausdrucksweise  sich 
einen  katholischen  Klang  bewahrt.  Denn  seine  Politik  ging  dahin, 
dem  englischen  Volke,  mit  dessen  religiösem  Empfinden  und  Leben 
die  katholische   Kirche   auf   das  Innigste    verschmolzen    war,   den 

1)  Responsio  Archiepiscoporam  Angliae  ad  litteras  apostolicas  Leonis 
Papae  XIII.  de  ordinationibas  anglicauis.  Üniversis  Ecclesiae  catholicae 
Episcopis  inscripta.  Londini.  liongmans,  Green  et  Soc.  1897.  pag.  43.  Englische 
Üebersetzung  in  demselben  Verlag. 

2)  Tablet  1  (1897)  402. 

3)  Responsio  16. 

4)  Smith,  Reasons  for  rejecting  anglican  Orders.  74—84. 

5)  Tablet  2  (1896)  688.  780.  807. 
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Uebergang  zum  neuen  Olauben,  so  gerftascblos  als  möglich  zu  ver- 
mitteln. So  oft  aber  Cranroer  von  Gardiner  zur  genauem  Erläuterung 
seiner  katbolich  klingenden  Worte  gedrängt  wurde,  hat  er  regelmässig 
den  unter  denselben  verborgenen  zwingli'scben  Sinn  enthüllt^)« 

Es  ist  einfach  unerklärlich,  dass  die  Erzbischöfe  den  von 
Brandi  mitgetheilten  authentischen  Text  des  Dekretes,  welches 
Clemens  XL  in  Sachen  des  schottischen  Bischofs  Gordon  erliess, 
fibersehen  und  sich  an  den  keineswegs  genauen  Text  bei  Le  Quien  und 
Estcourt  halten.  Aus  diesem  Grunde  hat  Brandi  das  Original  des 
genannten  Dekrets  in  Zinkotypie  abbilden  lassen.  Des  Weiteren 
bringt  er  aus  dem  Archiv  des  S.  Uffizio  die  bedeutende  Mittheilung, 
dass  der  verdienstvolle  Internuntius  Tanari  in  Brüssel  dem  Cardinal 
Casanate  ein  Exemplar  der  anglikanischen  Weiheformulare  am 
4.  Mai  1685  sandte.  Und  damit  den  Klagen  der  Erzbischöfe, 
Clemens  XI.  habe  ohne  genügende  Kenntniss  der  anglikanischen 
Weiheformulare  entschieden,  für  immer  der  Boden  entzogen  werde, 
hat  Brandi  den  Brief  Tanari's  an  Casanate  mitgetheilt,  und  ausser- 
dem die  Vorrede  des  von  ihm  eingesandten  Weiheformulars,  sammt 
der  Einleitung  zur  Weihe  der  anglikanischen  Diakonen  ebenfalls  in 
Zinkotypie  wiedergegeben >).  Kurzum:  Aus  dem  Briefe  der  beiden 
Erzbischöfe  spricht  Zweifel  und  Unsicherheit.  Er  stellt  sich  dar  als 
ein  wohlgemeinter,  aber  misslungener  Versuch,  einen  Schleier  zu 
werfen  über  die  grundstfirzenden  Vergleiche  in  Fragen  der  Religion, 
deren  sich  die  Breitkirchlichen  schuldig  machen,  über  die  Anfein- 
dungen, welche  die  Bischöfe  von  den  Niederkirchlichen  erfahren, 
endlich  über  die  anmassenden  Forderungen  der  Hochkirchlichen, 
deren  sich  die  Prälaten  nur  mit  Mühe  erwehren. 

Durchaus  unbegründet  erscheint  auch  der  gegen  den  Papst 
erhobene  Vorwurf,  als  habe  er  mit  den  anglikanischen  Weihen  auch 
die  der  Morgenländer  verworfen  >).  Durch  die  ganze  Erwiderung 
zieht  sich  das  Bemühen,  beide  Arten  von  Weihen  auf  eine  Linie  zu 
stellen.  In  der  That :  Blosse  Identität  in  den  Worten  beweist  nichts 
zu  Gunsten  der  Anglikaner,  welche  den  Sinn  der  Worte  verändert 
haben.  Es  gibt  keinen  orientalischen  Bitus,  der  nicht  irgendwie  die 
besondern  Functionen  der  betreffenden  Weihe  ganz  im  Sinne  der 
Katholiken  betont,  was  man  im  Ordinal  der  Anglikaner  vergebens 
sucht.    Und  selbst  jene  Riten  der  Morgenländer,  die  bei  verhältniss- 


1)  Tablet  1  (1897)  402.  üeber  den  Einflass  Bacer^s  auf  das  Ordioal  vgl. 
Tablet  1  (1896)  51. 

2)  Civilta  cattolica  17.  Aprile  1897:  Roma  e  Canterburj.  pag.  145.  U9. 
8)  Responsio  35. 
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massiger  Kurze  im  Ausdrack  einen  durchaas  rechtglftabigen  Sinn 
einschliessen,  weichen  nnermesslich  vom  Ordinal  ab,  dessen  Ver- 
fasser mit  zielbewnsster  Absicht  und  in  unübersteiglichem  Qegen-^ 
satz  zor  katholischen  Kirche  jedweden  Hinweis  anf  Priestertham« 
Gonsecration,  Messopfer  und  reale  wesentliche  Gegenwart  Christi  im 
Altarsakrament  entfernt  haben. 

Das  Schlusswort  der  Erwiderung  ist  mehr  als  der  ganze  übrige 
Inhalt  des  Dokuments  geeignet,  den  protestantischen  Charakter  der 
Staatskirche  zu  offenbaren.  Die  Bulle,  so  wird  betont,  komme  im 
Namen  des  Friedens  und  der  Eintracht.  Von  diesen  Gesinnungen 
seien  auch  die  Verfasser  der  Besponsio  beseelt.  So  lange  aber  der 
»alte  Irrthum  der  Römer  besteht €,  welcher  ein  sichtbares  Haupt  an 
die  Stelle  Christi  als  des  unsichtbaren  Hauptes  setzte  i),  könne  von 
Einheit  keine  Rede  sein.  Diese  Worte  zeigen  besser  als  alle  Aus-* 
fahrungen  katholischer  Schriftsteller,  dass  der  göttlich  verordnete 
Primat  des  Papstes  bei  der  Frage  nach  der  Wiedervereinigung  der 
Kirchen  die  erste  Bolle  spielt,  dass  der  Streit  um  die  Gültigkeit  der 
Weihen  untergeordnete  Bedeutung  besitzt,  dass  der  Papst  den  angli- 
kanischen Weihen  ihre  Gültigkeit  mit  Recht  abgesprochen,  dass 
endlich  das  grösst^  Hinderniss  zur  Wiedervereinigung  der  Kirchen 
auf  Seiten  der  Anglikaner  liegt  *). 


1)  Responsio  37.  —  2)  Eine  hervorragende  Leistung  ist:  TheBeanion  of 
Ohristendom  and  its  Critics.  By  the  Cardinal  Archbishop  (Moran)  of  Sydney. 
Sydney  1896.  8«.  pag.  207. 
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Z  Civilehe  und  Civileherecht  in  Deutschland  1872— 1896  M. 

Von  Dr.  Karl  August  Geiger, 

Die  Verfassungsurkande  des  deutschen  Reichs  beruht  auf  dem 
Princip  der  Trennung  von  Kirche  und  Staat:  dieselbe  hat  alle  Be- 
ziehungen zu  den  in  Deutschland  bestehenden  Religionsgesellschaften 
gelöst,  gibt  keiner  Kirche  staatsgrundgesetzliche  Anerkennung,  ge- 
währt keiner  Konfession  einen  besonderen  Rechtsschutz^);  sie  kennt 
nur  Rechtsverhältnisse  der  Bundesstaaten  und  Buudesangehörigen, 
welche  unabhängig  von  dem  persönlichen  Glaubensbekenntnisse  alle 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte  gemessen'),  und  bestimmt  aus- 
schliesslich die  Pflichten  und  Rechte  der  Bundesstaaten  und  Staats- 
bürger. Obwohl  nun  eine  Durchführung  dieses  Princips  im  Hinblick 
auf  die  vielfach  verschlungenen  Verhältnisse  von  Kirche  und  Staat 
thatsächlich  unmöglich  erscheint,  so  wurde  doch  die  vollständige 
Scheidung  der  kirchlichen  und  staatlichen  Rechtsverhältnisse  bereits 
im  Reichstage  beantragt  ^)  und  bei  Ausarbeitung  und  Durchberatung 
von  Reichsgesetzen  in  Anwendung  gebracht').     Zu  diesen  Gesetz- 

1)  Ausgearbeitet  anter  Benützang  der  Beichstagsverhandlan^en,  der  Mo- 
tive erster  Lesung  und  Protocolle  zweiter  Lesung  des  Entwurfs  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuches  för  das  deutsche  Reich. 

2)  Vrgl.  die  Verhandlungen  des  deutschen  Reichstages  vom  Jahre  1871 
über  den  Antrag  Reichensperger  (Olpe)  vom  27.  März  1871  betreffend  die  Auf- 
nahme von  Grundrechten  m  die  Reichs  Verfassung,  wonach  den  alten  deutschen 
Landeskirchen  reichsgesetzliche  Anerkennung  und  Selbständigkeit  in  Verwaltung 
ihrer  Angelegenheiten  gewährt  werden  sollte.  Der  Antrag  wurde  mit  223  gegen 
59  Stimmen  im  Reichstage  abgelehnt;  ebenso  wurde  die  motivierte  Tagesord- 
nung, wonach  diese  Sache  dem  weiteren  Ausbau  der  Reichsverfassung  vorbe- 
halten bleibt,  abgelehnt.  Reichstagsverhandlungen  (=  RV.  oder  VR.)  187 1, 
Stenographische  Berichte  B.  8,  Aktenstück  12,  S.  62;  Sitzungen  vom  1.,  3.  u. 
4  April  1871,  B.  1,  S.  104  sq.,  124,  B.  2.  S.  154.  155.  Vrgl.  B.  3,  Akten- 
stück 64,  B,  S.  174,  175,  Aktenstück  113,  III  S.  326. 

3)  Bundesgesetzblatt  1869,  Nr.  28,  S.  292,  1870,  S.  648,  654,  Reichsge- 
setzblatt 1871,  S.  87;  Beilage  zum  Gesetzblatt  des  Königreichs  Bayern  von 
1870/71,  S.  32,  33. 

4)  Antrag  Gravenhorst-Sonnemann,  das  Reich  möge  sich  mit  den  Bundes- 
staaten Über  gemeinschaftliche  Grundsätze  verständigen,  welche  eine  vollstän- 
dige Trennung  von  Staat  und  Kirche  herbeizuführen  geeignet  sind.    VR.  1872 

1.  Legislatarperiode  3.  Session,  B.  3,  S.  346,  Aktenstück  80.  Aehnlich  der  Antrag 
Schulze.  Vrgl.  Oeorg  Hirtha  Annalen  des  deutschen  Reichs  1871 ,  S.  77  sq. : 
Kompetenzerweiterungen  der  Reichsrerfassung  zum  Zwecke  der  Trennung  Yon 
Staat  und  Kirche;  1872,  S.  1  sq. 

5)  Die  Reichsgesetze,  welche  religiöse  und  kirchliche  Angelegenheiten 
per  accidens  behandeln,  sind  zusammengestellt  bei  Wilhelm  Kahl,  Lehrsystem 
des  Kirchenrechts  und  der  Kirchenpolitik,  Freiburg  und  Leipzig  1894,  B.  1, 
S.  182,  183  und  Franz  Heiner,  Katholisches  Kirchenrecht,  Paderborn  1897, 

2.  Aufl.  B.  1,  S.  106. 


SOO         Civilehe  und  dvileherecht  in  Deutachland  1872—1896. 

gebungsakten  gehört;  auch  die  Schaffung  eines  deutschen  Civilehe- 
rechts,  welche  arn  19.  Juni  des  Jahres  1872  durch  Annahme  der 
Resolution  Volk  und  Genossen  begonnen  und  am  1.  Juli  des  Jahres 
1896  durch  Verabschiedung  des  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buches für  das  deutsche  Reich  vollendet  wurde.  Das  Schlussergeb- 
niss  dieser  langjährigen  Entwicklung  besteht  darin,  dass  nunmehr 
eine  vollständige  Trennung  von  Kirche  und  Staat  auf  dem  Gebiete 
des  Eheschliessungs-  und  Ehescheidungsrechtes  herbeigeführt  ist^). 

Das  Institut  der  Civilehe  und  der  damit  zusammenhängenden 
staatlichen  Gesetzgebung  ist  bekanntlich  in  Deutschland  keine  neue 
Erscheinung.  Bereits  am  Anfange  dieses  Jahrhunderts  wurde  das- 
selbe in  dem  linksrheinischen  deutschen  Sprachgebiete  gleichzeitig 
mit  der  französischen  Gesetzgebung  durch  Kaiser  Napoleon  einge- 
führt, bei  der  Formulierung  der  deutschen  Grundrechte  wurden  die 
Grundlinien  des  gegenwärtigen  Civileherechts  vorgezeichnet  *),  in  den 
nächstfolgenden  Jahrzehnten  wurde  die  Civilehe  in  verschiedener 
Form  —  als  obligatorische,  fakultative  oder  Nothcivilehe  —  in  den 
einzelnen  Staaten  des  deutschen  Bundes  eingeführt^). 

Die  vom  Frankfurter  Parlament  in  den  Grundrechten  prokla- 
mierten Grundsätze  über  die  Civilehe  wurden  von  dem  deutschen 
Reichstage  bereits  in  seiner  ersten  Legislaturperiode  übernommen  und 
versuchsweise  zu  einer  gesetzgeberischen  Aktion  verwendet.  Die 
erste  Anregung  zur  Erlassung  eines  Gesetzes  über  die  obligatorische 
Civilehe  gab  die  liberale  Reichspartei  ^).  Da  aber  nach  der  ersten 
Fassung  der  Verfassungsurkunde  des  deutschen  Reichs  der  Reichs- 
gewalt keine  Kompetenz  in  civilrechtlichen  Angelegenheiten  einge- 
räumt war,  so  konnte  die  Ausführung  dieses  Planes  nicht  ohne  wei- 
teres in  Angriff  genommen  werden.  Deshalb  beschloss  die  Reichs- 
partei vorläufig  mit  anderen  Fraktionen  in  Fühlung  und  Berathung 

1)  Yigl.  Franz  Heiner,  Kirchenrecht  Bd.  2,  S.  256—258  und  die  Be- 
merkungen des  Abgeordneten  Dr.  Theodor  Majer  (Centram)  in  der  Sitzung  vom 

4.  Jani  1873  bei  der  zweiten  Berathang  des  Antrages  Dr.  Volk  nnd  Dr.  Hin- 
schias  über    die  Civilehe   VB.   1873,   1.  Legislatarperiode  4.  Session,  B.  2, 

5.  950  sq.  953. 

2)  Dentsches  Reichsgesetzblatt  1848,  Bo^enbeilage  zum  8.  St&ck  vom 
28.  December  1848:  §.  20.  Die  bürgerliche  Gilti^keit  der  Ehe  ist  nnr  von  der 
Voilziehnng  des  Civilaktes  abhängig.  Die  kirchliche  Trauung  kann  nur  nach 
der  Vollziehung  des  Civilaktes  statmnden.  Die  Beligionsverschiedenheit  ist  kein 
bürgerliches  Ehehindemis. 

§.  21.  Die  Standesbücher  werden  von  den  bürgerlichen  Behörden  geführt. 

3)  Eine  genaue  Zusammenstellung  in  den  Ännalen  des  deutschen  Reichs 
1874,  S.  443,  444 ;  Friedrich  H.  Vering,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts .  Frei- 
burg  1893,  3.  Aufl.  S.  877 ;  VB.  1873,  B.  4,  Aktenstück  Nr.  142,  S.  683. 

4)  Zum  Folgenden  vrgl.  die  Annalen  des  deutschen  Reichs  1872,  8. 1229  *, 
1873,  S.  335;  1874,  S.  188,  237,  811,  408;  1875.  S.  641,  1181,  1553;  1876  A, 
S.  85. 
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ZU  treten  und  die  Stimmung  des  Bundesraths  zu  sondieren.  Wie 
nicht  anders  zu  erwarten  stand,  fand  die  angeregte  Idee  bei  den 
gleichgesinnten  liberalen  Parteien  sofort  beifällige  Annahme  und  Zu- 
stimmung, so  dass  eine  rasche  Erledigung  der  Sache  gesichert  schien. 
Allein  die  zuerst  geäusserte  Geneigtheit  der  nationalliberalen  Partei 
war  nicht  von  langer  Dauer;  man  führte  den  bald  bemerkbaren,  un- 
erwarteten Stimmungswechsel  auf  eine  längere  Unterredung  des  Ab- 
geordneten von  Bennigsen  mit  dem  Reichskanzler  Fürst  Bismarck  zu- 
rück, dessen  Thatendrang  durch  den  alten  Kaiser  Wilhelm  I.  etwas 
gemässigt  wurde.  Diese  anfilnglich  ablehnende  Haltung  des  Reichs- 
kanzlers und  Bundesraths  konnte  leider  den  Gang  der  Gesetzgebung 
nur  vorübergehend  beeinflussen.  Denn  trotz  des  von  Allerhöchster 
Stelle  kundgegebenen  Wunsches,  den  ohnehin  schon  bestehenden 
kirchlichen  Konflikt  nicht  durch  Erlassung  des  in  Rede  stehenden 
Gesetzes  zu  verschärfen,  wurden  von  Seite  des  Reichstages  die  vor- 
bereitenden Schritte  zu  diesem  Zwecke  unternommen.  In  der  aus- 
gesprochenen Absicht,  die  reichsgesetzliche  Einführung  der  obliga- 
torischen Civilehe  zu  ermöglichen  oder  wenigstens  zu  erleichtern,  be- 
antragten die  Abgeordneten  Lasker  und  Miquäl  eine  Aenderung  der 
•  Verfassungsurkunde  des  deutschen  Reichs  vorzunehmen  und  die 
Reichsgesetzgebungskompetenz  auf  das  gesammte  bürgerliche  Recht 
auszudehnen  ^) ;  die  Absicht  dieser  gesetzgeberischen  Aktion  ging 
dahin,  der  Opposition  einen  Haupteinwand  gegen  die  reichsgesetz- 
liche Regelung  der  Ehegesetzgebung  zu  entziehen  >}.  Noch  während 
der  Berathung  dieser  Verfassungsänderung  brachten  die  stürmisch 
vorwärts  drängenden  Befürworter  der  Civilehe  unter  Führung  des 
Augsburger  Advokaten  Dr.  Volk  unmittelbar  nach  der  Annahme  des 
Gesetzentwurfes,  betreffend  die  Beschränkung  des  Rechtes  zum  Auf- 
enthalte der  Jesuiten  im  deutschen  Reich,  eine  vom  15.  Juni  1872 
datierte  Resolution  ein:  »Es  sei  der  Reichskanzler  zu  ersuchen,  dass 
dem  Reichstage  bei  seinem  nächsten  Zusammentritt  Gesetzentwürfe 
vorgelegt  würden: 

1)  YR.  1872,  B.  3,  S.  260,  Aktenstück  63.  Antrag  zu  Art.  13  Ziffer  4  der 
Eeichsyerfassnng  Tom  6.  Mai  1872 :  An  Stelle  der  Nr.  18  des  Art  4  der  Yer- 
fassun^  des  deutschen  Reichs  tritt  nachfolgende  Bestimmang :  Die  gemeinsame 
Gesetzgebang  aber  das  gesammte  bürgerliche  Recht,  das  »trafrecnt  nnd  das 
gerichtliche  Verfahren. 

2)  Vrgl.  die  sntreffenden  Bemerkungen  Windthorsts  in  der  Reichstags- 
sitzang  Tom  19.  Jani  1872  YR.  B.  2,  S.  1152,  1153  and  Reichenspergers  (Olpe): 
»Meine  Herrn,  ich  habe  es  hier  mit  eigenen  Ohren  angehört,  xvie  bei  der  Recht- 
fertigane  des  Antrages  der  Herren  Abgeordneten  Lasker  nnd  Miqu^l  gerade 
die  Noth wendigkeit  der  Ueberweisnng  der  Ci?ilgesetzgebang  an  das  Reich 
darauf  gegründet  werden  soll,  die  obligatorische  Ciyilehe  einzuführen,«  in  der 
Sitzung  vom  23.  April  1873  RY.  B.  1,  S.  267. 
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1)  über  die  Einführung  der  obligatorischen  Ci?ilehe, 

2)  über  die  Ordnung  der  Givilstandsregister  ^). 

Nachdem  Volk  in  hochtönenden  Phrasen  seinen  Antrag  be<- 
gründet  hatte,  erhob  sich  Windthorst  als  Vertreter  des  katholischen 
Standpunktes  und  protestierte  mit  Ernst,  Würde  und  Geschick  gegen 
eine  derartige  Rechtsbeugung,  vermochte  aber  auf  die  Majorität, 
welche  dem  Antrage  in  namentlicher  Abstimmung  beitratt  keinen 
Eindruck  hervorzubringen.  Nur  die  damals  zum  guten  Ton  gehörige 
leidenschaftliche  Stimmung  gegen  die  katholische  Kirche  konnte  mit 
rücksichtsloser  Umgehung  der  Beichskompetenz  ein  derartiges  Vor- 
gehen veranlassen  und  befördern.  Denn  zur  Einführung  der  obliga- 
torischen Civilehe  lag  überhaupt  kein  sachlicher  Grund  vor,  da 
ein  Bedürfnis  hiefür  nirgends  nachgewiesen  werden  konnte  und  die 
dahingehende  Bewegung  künstlich  geweckt  und  gesteigert  wurde. 
Dieses  leidenschaftliche  Drängen  musste  um  so  grösseres  Befremden 
erregen,  da  die  seit  Jahrhunderten  zu  Becht  bestehende  kirchliche 
Eheschliessungsform  und  Ehegerichtsbarkeit  zum  Segen  von  Land 
und  Volk  gewirkt  und  nur  zu  vereinzelten  und  zwar  vollkommen  un- 
berechtigten Beschwerden  Veranlassung  gegeben  hatte.  ViTenn  aber 
die  obligatorische  Civilehe  um  jeden  Preis  eingeführt  werden  sollte, 
so  erschien  eine  Uebereilung  der  Gesetzgebungsfaktoren  in  dieser 
Sache  umsoweniger  gerechtfertigt,  da  derartige  Rechtsvorschriften, 
welche  so  tief  in  das  bürgerliche,  religiöse  und  kirchliche  Leben  ein- 
greifen, nur  nach  reiflichster  Untersuchung  und  leidenschaftsloser 
Prüfung  aller  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  in's  Leben  treten 
sollen.  Allein  sachliche  Erwägungen  fanden  bei  den  massgebenden 
Personen  des  Beichstages  kein  geneigtes  Ohr.  Es  sollte  eine  gegen 
die  Kirche  gerichtete  Tendenzgesetzgebung  ausgebaut  und  deshalb 
ohne  formelle  Berechtigung  und  gründliche  Ueberlegung  ein  Gesetz- 
entwurf ausgearbeitet  werden,  welcher  die  Aufrechthaltung  und  Hand- 
habung der  katholischen  Ehegesetzgebung  und  Ehegerichtsbarkeit 
ausserordentlich  erschweren  und  teilweise  unmöglich  machen  sollte. 
Trotz  dieser  provokatorischen  Haltung  der  Majorität  des  Beichtages 
verhielt  sich  der  Bundesrath  vorläufig  noch  ablehnend,  da  sich  die 
verbündeten  Begierungen  über  die  Frage,  ob  die  Angelegenheit  aaf 

1)  VB.1872, 6.2,8.1152— 1154.  Die  eigentümliche  Ueberschrift  des  Antrages 
»Resolution  von  Dr.  Volk  zum  Gesetz  betreffend  die  Beschränkung  des  Rechtes 
zum  Aufenthalt  der  Jesoiten  in  Deutschland«  wurde  damit  begründet,  dass  es 
sich  hier  um  zwei  weitere  Massnahmen  handle,  durch  welche  m  dem  zwischen 
Staat  und  Kirche  entbrannten  Kampf  die  Selbständigkeit  des  Staates  und  seiner 
Anffehöriffen  gegenüber  hierarchischen  Uebergriffen  aufrechterhalten  werden 
sollte.  VR.  1872,  B.  3,  Aktenstück  Nr.  188,  S.  702;  der  Antrag  wurde  mit  151 
gegen  100  Stimmen  angenommen. 
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dem  Wege  der  Reichs-  oder  Landesgesetzgebung  za  regeln  sei,  noch 
nicht  schlüssig  gemacht  hatten.  Diese  zuwartende  Stelinng  des 
Bandesraths  fand  beim  Reichstage  keinen  Beifall.  Den  Beschlüssen 
des  Bondesraths  vorgreifend  brachten  der  bereits  genannte  Abge- 
ordnete Dr.  Volk  und  der  Berliner  Professor  des  Eirchenrechts 
Dr.  Hinschins,  unterstfitzt  von  68  Mitgliedern  der  liberalen  Fraktionen 
in  der  nächstfolgenden  Session  am  2.  April  1873  den  vollständig  aus- 
gearbeiteten Entwarf  eines  Gesetzes  über  die  Formalitäten  der  obli- 
gatorischen Civilehe  bei  dem  Reichstage  in  Vorlage  ^). 

Der  Entwurf  handelt  in  25  Paragraphen,  welche  in  fünf  Ab- 
schnitte verteilt  sind,  von  der  Eheschliessung,  dem  Aufgebote,  dem 
Einsprüche  gegen  eine  beabsichtigte  Ehe,  von  den  Ehestandsbeamten 
und  von  der  Ausübung  der  staatlichen  Ehegerichtsbarkeit  <).  Der- 
selbe leidet  an  auffallenden  Qebrechen,  Lücken  und  Widersprüchen, 
über  welche  auch  die  glänzenden  Namen  der  in  der  Juristenwelt 
hervorragenden  Ausarbeiter  nicht  hinwegtäuschen  können.  Das  Prin- 
cip  des  ganzen  Entwurfes  enthält  §.  l  mit  der  Bestimmung: 

»Eine  rechtsgiltige  Ehe  kann  nur  vor  den  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  zur  Entgegennahme  von  Ehe-Erklärungen  bestellten 
Beamten  (Ebestands-Beamten)  geschlossen  werden. 

Die  Vollziehung  der  von  den  einzelnen  Religionsgesellschaften 
für  die  Eingehung  der  Ehe  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  darf  erst 
nach  Abschliessung  der  Ehe  vor  dem  Ehestandsbeamten  erfolgen.c 

Als  bemerkenswerth  ist  ferner  zu  erwähnen,  dass  die  Möglich- 
keit offen  gelassen  wurde,  die  Funktion  eines  Ehestands-Beamten 
den  Pfarrern  zu  übertragen;  ein  scheinbares  Zugeständnis,  welches 
sich  bei  genauer  Betrachtung  in  ein  wahres  Danaergeschenk  ver- 
wandelt. Denn  da  der  Entwurf  in  den  Hauptpunkten  ein  selbstän- 
diges, konfessionsloses  Eherecht  schafft,  so  hätte  der  mit  der  Funktion 
eines  Ehestands-Beamten  beauftragte  Geistliche  nicht  nach  dem 
Eirchenrechte  seiner  Eonfession,  sondern  nach  dem  staatlichen  Ehe- 
rechte zu  verfahren;  ein  solches  Mandat  involviert  also  eine  absurde 
Zumuthung,  einen  Widerspruch  mit  dem  Grundgedanken  des  ganzen 
Entwurfes,  welcher  auf  dem  Gebiete  des  Eheschliessungs-  und  Ehe- 
scheidungsrechtes Trennung  von  Eirche  und  Staat  bezweckt  und  in 

1)  VB.  18d3  Aktenstück  Nr.  87,  B.  a,  S.  165—167.  üeber  die  SteUnng 
des  Bnndesraths  VB.  B.  1,  S.  186 ;  Aktenstück  Nr.  14,  B.  8,  &  68;  Nr.  27,  S.  150. 

2)  §.  24  Abs.  8  Streitigkeiten  über  die  Nichtigkeit  and  Seheidang  der 
auf  Grund  des  Gesetzes  eingegangenen  Ehen  werden  von  den  Gollegialgerichten 
erster  Instanz  entschieden.  Nach  §.  24  Abs.  2  sollten  die  staatlichen  Behörden 
Ton  den  Ehehindemissen  dispensiren :  Die  Ehehindemisse  sind  aber  im  Gesetze 
nicht  genannt.  Yrgl.  dazn  die  Bemerknngen  von  Dr.  Uinschins  YR.  1878,  B.  1, 
S.  267,  268. 
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merkwfirdiger  Selbstverkennang  gleichzeitig  die  Wiederverbindong 
der  gelösten  Bechtsverhältnisse  ermöglichen  wilU). 

Der  Entwarf  Völk-Hinschins  über  die  bürgerliche  Form  der 
Eheschliessang  gelangte  am  23.  April  1873  zur  ersten  Berathung^) 
und  wurde  von  den  Antragstellern  eingebend  befürwortet,  üeber  die 
Zuständigkeitsfrage  ging  Volk  einfach  mit  der  Bemerkung  hinw^: 
»Ich  glaube,  dass  die  Legitimation  der  Antragsteller  zur  Einbringung 
eines  Antrages  wegen  Erlassung  eines  Beichsgesetzes  über  die  bürger» 
liebe  Form  der  Eheschliessung  schon  durch  die  Annahme  eines  von 
mir  gestellten  Antrages  in  der  letzten  Session  als  gegeben  erscheint,  c 
Weiterhin  erklärte  er,  ein  solches  Gesetz  sei  namentlich  in  Folge  der 
altkatholischen  Bewegung  >)  zu  einer  inneren  Nothwendigkeit  ge- 
worden, es  involviere  keinen  Angriff  auf  die  Kirche,  sondern  lasse 
das  Gebiet  des  Gewissens  und  der  Religion  vollkommen  unberührt  etc. 
Volk  und  dessen  Gesinnungsgenossen  Hinschius,  Herz  etc.  traten 
von  katholischer  Seite  Reichensperger,  Windthorst  und  Mallinkrodt, 
später  auch  Theodor  Mayer  entgegen.  Den  Glanzpunkt  der  ganzen 
Debatte  bildeten  die  lebendigen  und  fesselnden  Darlegungen  Bei- 
chenspergers,  welcher  eine  Art  programmatischer  Erklärung  über  die 
katholische  Auffassung  des  Instituts  der  Civilehe  gab.  Nach  ein- 
leitenden Worten  über  die  gesetzlich  mangelnde  Zuständigkeit  be- 
merkte er:  »Es  soll  bestimmt  werden,  dass  künftighin  die  kirchliche 
Trauung  keinen  Rechtseffekt  mehr  habe,  sondern  dass  die  einzige 
Form  zur  Eingehung  der  Ehe  nach  der  rechtlichen  Seite  bin  die 
Civilehe  sein  solle.    Wenn  ich  mich  dieser  Frage  gegenüber  stellen 


1)  Vgl.  hiezu  die  Bemerkangen  Windthonts  VB  1873,  B.  1,  S.  278,  279 
and  Theodor  Mayers  YR.  1878,  B.  2,  S.  951.  Anderer  Meinung  ist  der  Antrag 
Ton  Dr.  Banmgarten,  welcher  umgekehrt  in  das  Civilstandsgesets  vom  Jahre 
1875  die  Bestimmang  aufgenommen  wissen  wollte,  dass  auch  Geistliche  und  Be* 
ligionsdiener  als  Standesheamte  fungieren  können.  BV.  1874/75  (II.  Legislatur- 
periode II.  Session)  B.  8,  S.  1138  Aktenstück  Nr.  179/III. 

2)  18.  Sitzung  der  IV.  Session  I.  Legislaturperiode  VE.  B.  1,  S.  265  sq. 
8)  Der  von  Y5lk  ans^eführte  Vorfall  aus  Augsburg  beweist  nichts  für  die 

Nothwendigkeit  der  CiTilehe.  Ein  konfessionell  gemischtes  Brautpaar  —  der 
Bräutigam  war  altkatholisch,  die  Braut  protestantisch  —  hatte  sich  bei  dem 
katholischen  Pfarramte  zur  Trauung  angemeldet.  Nachdem  der  Pfarrer  ver- 
nommen hatte,  dass  der  Bräutigam  die  Lehre  von  der  Unfehlbarkeit  nicht  an- 
erkenne, verweigerte  er  die  Vornahme  der  Trauung.  Die  Brautleute  wandten 
sich  nunmehr  an  den  zustandigen  Pfarrer  der  Braut,  welcher  die  Trauung  an- 
standslos vornahm.  Die  Ehe  ist  nach  staatlichem  und  kirchlichem  Rechte 
gUtig,  da  die  Angsburger  Protestanten  der  Tridentinischen  Eheschliessungsform 
nicht  unterworfen  sind  und  die  Braut  vermöge  der  Privilegien-Kommunikation 
ihre  Exemption  dem  Bräutigam  mitteilt.  —  Die  richtige  Antwort  auf  Volks 
Erzählung  erteilte  Mallinkrodt  (S.  275  a.  a.  0.):  Die  Kirche  hat  sich  zu  be- 
fassen mit  den  Mitgliedern.  Wenn  jemand  aus  dem  Kirchenverband  e  ausge-* 
schieden  ist,  dann  ist  die  betreflfende  Kirche  nicht  mehr  in  der  Lage,  die  Sa- 
kramente zu  spenden  und  ihm  die  Ehe  einzusegnen.« 
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wollte  von  dem  Standpunkte  des  einseitigen  Katholiken,  dann  bin 
ch  mit  dem  Herrn  Antragsteller  völlig  einverstanden,  dass  es  das 
Nächstliegende  wäre,  wenn  ich  mich  rein  negativ  verhielte  und  stumm 
mein  verneinendes  Votum  abgebe ;  denn  mir  steht  ja  so  klar  und  be- 
wusst  die  weitverbreitete  und  langjährige  Erfahrung  gegenüber,  welche 
den  Beweis  geführt  hat,  dass  in  der  That  das  religiöse  Leben,  die 
religiöse  Yolksanschauung  in  den  vorherrschend,  überwiegend  katho- 
lischen Landesteilen  keinen  sonderlichen  Nachteil  aus  der  obligatori-  « 
sehen  Civilehe  genommen  hat  und  dass  die  geringe  Zahl  von  Aus- 
nahmsfällen ,  wo  die  Nupturienten  sich  mit  der  Civilehe  begnügten, 
im  Mindesten  nicht  dazu  beigetragen  hat,  dieses  christliche  Volks- 
gefühl  zu  schwächen ,  sondern  im  Gegenteil  durch  Hervortreten  sol- 
cher vereinzelter  Ausnahmen  es  zu  verstärken  und  zu  vertiefen.  Es 
kommt  ja  hinzu,  dass  gerade  vom  Standpunkte  der  katholischen  An- 
schauung weit  weniger  von  einem  dogmatischen  Bedenken  die  Bede 
sein  kann,  weil  es  durch  alle  Jahrhunderte  festgehaltenes  dogma- 
tisches Princip  der  katholischen  Kirche  ist,  dass  die  Ehe  abge- 
schlossen werde  nicht  durch  den  kirchlichen  Segen,  sondern  durch 
die  Willensentschliessung  der  Nupturienten  selber,  eine  dauernde 
Lebensverbindung  zu  gründen.  Wenn  hierbei  das  Tridentinum  dazu 
übergegangen  ist,  wegen  der  praktischen  Schädlichkeit  der  Klande- 
stinität  der  Ehe  und  der  sponsalia  de  praesenti  die  kirchliche  Form 
der  Eheschliessung  unter  Strafe  der  Nichtigkeit  des  unter  den 
Nupturienten  eingegangenen  Ehebundes  festzusetzen,  indem  es  vor- 
schrieb, dass  die  Willenserklärung  coram  parocho  competente  et 
duobus  testibus  stattfinden  müsse,  dann  ist  das  ja  kein  dogmatisches 
Grundgesetz,  sondern  es  war  angeordnet  zum  Zwecke  der  äusseren 
Bechtssicherung ;  es  lag  der  Grund  darin,  dass  eine  allgemeinere, 
bessere  Form  damals  überhaupt  nicht  zu  erreichen  war.  Also  an  und 
für  sich  liegt  der  katholischen  Kirche  gegenüber  eine  absolute  Un- 
möglichkeit gar  nicht  einmal  vor,  dass  sie  zurücktretend  von  der 
strengeren  Form  des  Tridentinums ,  sich  auch  mit  einer  staatlichen 
Form  der  Beglaubigung  des  Konsenses  der  Nupturienten  begnügen 
könnte.c 

Nach  dieser  korrekten  Darstellung  des  zwischen  dem  katho- 
lischen Kirchenrecht  und  dem  vorliegenden  Entwürfe  bestehenden 
Verhältnisses  kam  Beichensperger  auf  die  Unvereinbarkeit  der  Civil- 
ehe mit  den  Beligionsanschauungen  der  Beformierten  zu  sprechen, 
er  wies  eindringlich  auf  das  vollständig  mangelnde  Bedürfnis  nach 
Erlassung  des  in  Frage  stehenden  Gesetzes  hin  und  mahnte  den 
Beichstag,  die  religiös-sittliche  und  rechtliche  Seite  der  Ehe  nicht 
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gewaltsam  zu  trennen,  da  ein  derartiger  tiefgehender  Eingriff  in  die 
persönliche  Handlangsfreiheit  mit  den  Einrichtungen  eines  Bechts«- 
staates  unverträglich  sei^).  Nach  längerer  Debatte,  an  welcher  sich 
anffallender  Weise  die  ungewöhnlich  zahlreich  anwesenden  Mitglieder 
des  Bundesrat hs  nicht  beteiligten,  wurde  der  Entwurf  wegen  seiner 
offensichtlichen  Mängel  und  wegen  der  Wichtigkeit  der  Sache  an 
eine  Kommission  von  14  Mitgliedern  verwiesen. 

In  der  •  Kommission  vertrat  die  überwiegende  Majorität  die 
Meinung ,  dass  der  Staat  die  Befugnis  habe ,  erforderlichen  Falls 
Bestimmungen  darüber  zu  erlassen,  in  welcher  Form  eine  bürgerlich 
rechtsgiltige  Ehe  abzuschliessen  sei  >).  Der  Staat,  welcher  das  mensch- 
liche und  sittliche  Bedürfnis  der  Ehe  anerkennen  müsse  und  dessen 
Wohl  zum  grössten  Teil  von  der  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses 
bedingt  sei,  erscheine  befugt  und  verpflichtet,  seinen  Staatsange- 
hörigen die  Möglichkeit  zu  verschaffen,  in  dieses  sittliche  Verhältnis 
einzutreten  und  eine  Familie  zu  begründen. 

Die  Minorität  gab  der  Anschauung  Ausdruck,  dass  die  bürger- 
liche Ehe  als  ein  für  gewisse  und  ganz  ausnahmsweise  vorkom- 
mende Verhältnisse  nothwendiges  Uebel  anzusehen  sei,  und  dass  der 
Staat  mit  einem  solchen  Institute  lediglich  denjenigen,  welchen  die 
Eingehung  einer  Ehe  innerhalb  ihrer  Beligionsgemeinschafb  unmög- 
lich sein  würde,  die  Möglichkeit  zur  Gründung  einer  Familie  ge- 
währen solle. 

Bei  der  Berathung  der  weiteren  Frage,  welche  Art  der  Civil- 
ehe, ob  die  fakultative,  obligatorische  oder  Nothcivilehe  den  Vorzug 
verdiene,  herrschte  keine  Meinungsverschiedenheit  darüber,  dass  die 
fakultative  Civilehe  jedenfalls  nicht  zu  empfehlen  sei.  Man  war  der 
Ansicht,  dass  das  Ansehen  der  kirchlichen  Ehe  untergraben  und  eine 
Verwirrung  in  den  Anschauungen  der  Bevölkerung  hervorgerufen 
werde,  wenn  es  in  den  Willen  der  Heiratenden  gestellt  sei,  entweder 
vor  dem  bürgerlichen  oder  kirchlichen  Beamten  die  Ehe  abzu- 
schliessen ').  Ein  Teil  der  Kommission  beanstandete  auch  mit  Recht 
die  ganz  allgemeine  Einführung  der  bürgerlichen  Eheschliessung,  weil 

1)  A.  a.  0.  S.  267-270. 

2)  Nach  dem  Eommissionabericht  des  Hofgerichtsadvokaten  Dr.  Hoffmann- 
Darmstadt  mitgeteilt  BV.  187S,  B.  4,  S.  Aktenstück  142  S.  682—698;  in  den 
Anoalen  des  deutschen  Reichs  1874,  S.  487  sq. 

8)  Vrgl.  hieza  Isidor  Silbemagl,  Katholisches  Kirchenrecht,  Begens- 
barff  1880,  S.  435;  Rudolf  v.  Scher  er,  Eirchenrecht,  Graz  und  Leipzig  1891, 
B.  2,  I,  S.  225b.  —  Aehnlicb  äusserte  sich  der  Staatssekretär  des  Beichsjustiz- 
amtes  Nieberding  in  der  Sitzung  Tom  24.  Juni  1896  über  den  Antrag  des  kon- 
senratiyen  Grafen  von  Boon  Über  die  Einführung  der  facultativen  Civilehe. 
Stenographische  Berichte  über  die  Beichstagsverhandlungen  1895/97  9.  Legis- 
laturperiode, 4.  Session,  B.  4,  S.  2875  u.  Anlageband  3  Aktenst.  473,  S.  2258. 
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ein  Bedürfnis  dafür  nicht  vorhanden  sei,  weil  der  grössere  Teil  der 
Bevölkerung  des  deutschen  Reichs  ihr  nicht  zuneige  und  weil  es  ge- 
nügend erscheine,  die  bürgerliche  Ehe  als  Anshilfsmittel  auf  Noth- 
fftlle  zu  beschränken,  also  die  Nothcivilehe  einzufuhren.  Oegen  die 
obligatorische  Civilehe  wurde  weiter  geltend  gemacht,  ein  wesent- 
liches, nicht  zufälliges  Moment  der  Ehe  sei  deren  religiöse  Weihe 
und  der  Staat  müsse  mindestens  die  Anschauungsweise,  welche  die 
religiöse  Weihe  für  wesentlich  halte,  ebenso  respektieren,  wie  die 
andere,  welche  die  religiöse  Weihe  für  etwas  zufälliges  halte  und 
zwar  müsse  der  Staat  jene  Ansicht  umsomehr  respektieren,  als  sie 
die  Auffassung  der  weitaus  grössten  Majorit&t  des  christlich  ge- 
sinnten Volkes  sei.  Bei  einer  doppelten  Form  der  Eheschliessung 
müsse  die  eine  oder  andere  Form  für  die  Beteiligten  wirkungslos 
sein.  Diese  Ansicht  würde  auch  durch  die  Zustände  in  den  Bhein- 
landen  bestätigt,  wo  nur  ausnahmsweise  Ehen  ohne  kirchliche  Trau- 
ung geschlossen  würden.  Allerdings  scheine  man  an  anderen  Orten 
z.  B.  in  Hamburg,  Mannheim  bereits  andere  Erfahrungen  gemacht 
zu  haben.  Dagegen  hielt  die  Majorität  die  allgemeine  Einfuhrung 
der  bürgerlichen  Eheschliessungsform  für  ein  wirkliches  Bedürfnis 
und  erklärte  sich  gegen  die  Einführung  der  Nothcivilehe,  da  letztere 
in  der  Bevölkerung  vielfach  Anstoss  errege,  dem  angeblichen  Bedürf- 
nis nicht  genüge  und  zur  Folge  habe,  dass  das  principale  kirchliche 
Becht  der  Eheschliessnng  durch  den  Staat  sanktioniert  werde.  Nur 
die  obligatorische  Civilehe,  erklärte  die  Majorität,  wahre  das  Recht 
des  Staates,  seinen  Angehörigen  den  Abschluss  der  Ehe  zu  ermög- 
lichen, ohne  durch  konfessionelle  Bücksichten  gestört  zu  werden, 
während  sie  die  Gewissen  derer  nicht  beschwere,  welche  die  kirch- 
liche Trauung  für  erforderlich  erachteten.  Mache  doch  sogar 
die  katholische  Kirche  die  sakramentale  Wirkung  der  Ehe  nicht  von 
der  religiösen  Weihe  abhängig,  sondern  einzig  und  allein  von  der 
Willenserklärung  der  Heiratenden  in  Gegenwart  zweier  Zeugen  vor 
dem  zuständigen  Pfarrer^).  Auch  auf  protestantischer  Seite  habe 
man  früher  die  Einsegnung  durch  den  Geistlichen  nicht  für  wesent- 
lich zur  Giltigkeit  der  Eheschliessung  gehalten  und  erst  in  späterer 
Zeit  habe  man  diese  verlangt.  Ferner  lehre  die  Erfahrung  in  den- 
jenigen Ländern,  in  welchen  die  obligatorische  Civilehe  gelte,  dass 
der  religiöse  Sinn  der  Bevölkerung  darunter  nicht  zu  leiden  habe. 

1^  Diese  nicht  korrekt  ^efasste  Stelle  des  Eommissionsberichtes  bedarf 
der  Benchtignn^  dahin,  das»  die  obige  Eheschliessnngsform  nur  im  Geltanffs- 
bereiche  des  Tndentinisohen  Dekretes  »Tametsi«  vorgeschrieben  ist,  in  den 
übrigen  Uebietsteiien  gilt  der  Qrandsatz  des  vortridentinischen  Rechts  »Safficit 
solns  napturientiam  consensas«  sc  zur  Giltigkeit  der  Eheschliessung. 
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Die  Mehrheit  der  Kommission  war  mit  den  Antragstellern  auch 
darin  ganz  einverstanden,  dass  in  dem  zu  erlassenden  Gesetze  von 
der  Aufnahme  weitergehender  familienrechtlicher  bezw.  eberechtlicher 
Bestimmungen  abzusehen  sei,  dass  insbesondere  über  Ehehindernisse 
und  Ehescheidungsgründe,  ferner  über  die  gegenseitigen  Rechte  und 
Pflichten  der  Verlobten  und  Ehegatten  hier  keine  Vorschriften  ge- 
troffen, sondern  in  allen  diesen  Beziehungen  die  bestehenden  Rechts- 
verhältnisse beibehalten  werden  sollten.  Eine  dringende  Veranlassung 
zur  reichsgesetzlichen  Ordnung  dieser  Verhältnisse  wurde  für  den 
Augenblick  nicht  anerkannt  und  andererseits  die  Besorgnis  gehegt, 
dass  die  enge  Verbindung  dieser  Fragen  mit  den  übrigen  Gegen- 
ständen des  üivilrechts  Schwierigkeiten  bieten  und  eine  Verzögerung 
bei  Erlass  des  vorliegenden  Gesetzes  herbeiführen  könnte.  Es  war 
also  lediglich  die  Schwierigheit,  Unbeholfenheit  und  Dnerfahrenheit 
in  der  gesetzgeberischen  Behandlung  des  eherechtlichen  Stoffes,  welche 
zu  dieser  Eoncession  an  die  bisherige  Gesetzgebung  veranlasste. 

Der  wiederholt  über  die  Ansichten  des  Bundesraths  interpel- 
lierte Kommissär  des  Reichskanzleramtes,  Geheimrath  von  Möller« 
erwiderte,  »bisher  sei  noch  von  keiner  der  verbündeten  Regierungen 
beantragt,  die  Form  der  Eheschliessung  in  das  Gebiet  der  Reichs- 
gesetzgebung hineinzuziehen.  Der  Bundesrath  sei  daher  noch  nicht 
in  der  Lage  gewesen,  sich  darüber  schlüssig  zu  machen,  welcher  der 
verschiedenen  Formen  der  Eheschliessung  er  den  Vorzug  gebe,  üebri- 
gens  werde  der  Bundesrath  unter  den  durch  den  vorliegenden  An- 
trag veränderten  Umständen  einen  Gesetzentwurf  über  die  Civil- 
standsregister  bis  auf  weiteres  nicht  vorlegen.«  Um  auch  diese  Sache 
zu  beschleunigen,  brachten  Volk  und  Hinschius  bereits  am  folgen- 
den Tage  einen  Antrag,  betreffend  den  Erlass  eines  Reichsgesetzes 
über  die  Beurkundung  des  bürgerlichen  Standes  ein,  welcher  in  26 
Paragraphen  die  Einrichtung  der  Givilstandsregister  behandelt  ^). 

Die  Aussichten  auf  das  Zustandekommen  der  beiden  genannten 
Gesetze  wurden  dadurch  gehoben,  dass  sich  der  Bundeskommissär 
eifrig  an  der  Berathung  der  Einzelnbeiten  der  Gesetze  beteiligte 
und  vielfach  mit  neuen  Vorschlägen  hervortrat,  die  er  aus  einem 
litographierten  Entwürfe  entnahm,  in  welchem  man  eine  Vorarbeit 
des  Beicbskanzleramtes  oder  des  preussischen  Ministeriums  vermuthete. 

Nach  16  Sitzungen  legte  die  Kommission  am  13.  Mai  187S 
ihren  Bericht  nebst  dem  Entwürfe  eines  Gesetzes  über  die  bürger- 
liche Eheschliessung  und  die  Beurkundung  des  Personenstandes  vor, 


1)  VR.  1873  B.  3,  Aktenstück  77,  S.  403. 
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in  welchem  beide  Initiativanträge  der  Abgeordneten  Volk  und  Hin- 
schius  zusammengefasst  waren.  Die  Durchberathung  dieser  umfang- 
reichen und  wichtigen  Arbeiten  im  Plenum  des  Reichstages  fand  je- 
doch nicht  mehr  statt.  Die  am  4.  Juni  1873  stattfindende  zweite 
Berathung  ^)  mnsste  schon  vor  der  Abstimmung  über  den  §.  1  abge- 
brochen werden,  weil  das  Gentrum  von  dem  einzigen,  einer  unter- 
drückten Minorität  geschäftsordnungsmässig  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  Gebrauch  machte  —  in  diesem  Fall  mit  mehr  Glück,  als  bei 
der  Berathung  des  Jesuitengesetzes  —  und  durch  den  Abgeordneten 
Bischof  Freiherm  v.  Eetteler  einen  motivierten  Antrag  auf  Aus- 
zählung des  Hauses  stellen  Hess'),  wobei  die  Beschlussunfähigkeit 
des  Reichstages  konstatiert  wurde.  Dr.  Volk  machte  zwar  wieder- 
holt den  Versuch,  die  Fortsetzung  der  Berathung  auf  die  Tagesord- 
nung zu  bringen.  Da  aber  das  Gentrum,  wie  alsbald  bekannt  wurde, 
beschlossen  hatte,  durch  Entfernung  seiner  Mitglieder  den  Reichstag 
beschlussunfähig  zu  machen  und  auf  diese  Weise  an  der  Erledigung 
des  Gesetzentwurfes  zu  verhindern,  so  ging  der  Reichstag  zur  Be- 
rathung anderer  Vorlagen  über,  welchen  ohnehin  zeitlich  die  Priorität 
gebührte. 

Die  Erlassung  eines  Beichsgesetzes  über  die  Einführung  der 
obligatorischen  Givilehe  war  vorläufig  —  natürlich  nicht  bloss  wegen 
der  Beschlussunfähigkeit  des  Reichstages,  welche  leicht  zu  verhindern 
gewesen  wäre,  sondern  hauptsächlich  wegen  der  noch  nicht  hin- 
reichend geklärten  Haltung  der  Bundesstaaten  und  der  zur  Zeit  noch 
mangelnden  Beichsgesetzgebungs-Eompetenz  —  als  gescheitert  an- 
zusehen, und  das  Vorrecht  der  kirchlichen  Ehe  noch  auf  einige  Zeit 
gewahrt.  Dennoch  war  die  privilegierte  Stellung  der  kirchlichen  Ehe 
unheilbar  erschüttert:  denn  seitdem  die  Frage  der  Einführung  der 
Givilehe  auf  den  Weg  der  legislatorischen  Erledigung  gebracht  war, 
verschwand  sie  nicht  mehr  von  der  Tagesordnung').  Die  nunmehr 
vorhandenen  Gesetzgebnngsarbeiten  bildeten  die  Materialien,  aus  wel- 
chen das  Personenstands-  und  Givilehegesetz  später  geschaffen  wurde. 


1)  VB.  1873  1.  Legislaturperiode  4.  Session  B.  2,  S.  951. 

2)  »Bei  der  grossen  Wichtigkeit ,  die  das  aagenblicklich  zar  Berathang 
stehende  Gesetz  für  das  ganze  Land  hat,  und  bei  den  vielen  leeren  Plätzen  hier 
im  Hause  halte  ich  mich  för  berechtigt,  nach  §.  51  der  Geschäftsordnung  den 
Antrag  auf  Auszählung  des  Hauses  zu  stellen.«  (B.  2,  S.  955).  Der  Namensauf- 
ruf ergab  die  Anwesenheit  von  131  Mitgliedern.  Das  Haus  war  also  nicht  be- 
schlussfahifif  und  die  Sitzune  wurde  geschlossen. 

3)  Vrgl.  die  Verhandlungen  des  Jahres  1874  und  die  Interpellation  Herz 
vom  9.  November  1874:  Wird  dem  Reichstage  noch  in  dieser  Session  ein  Ge- 
setz über  die  Beurkundung^  des  Personenstandes  und  die  Einführung  der  obli- 
gatorischen Civilehe  vorgelegt  werden.  BV.  1874/75  (2.  Legislaturperiode  2.  Ses- 
sion) B.  3,  Nr.  34  S.  737,  Coiumne  2  u.  B.  1,  S.  113,  114. 
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Die  vom  Reichstage  gegebenen  Anregungen  warden  vom  Bandes- 
ratbe  weiter  verfolgt  und,  obwohl  der  Entwurf  Völk-Hinschius  auch 
nach  wiederholter  Durchberathung  und  Annahme  im  Plenum  des 
Beichstages  am  24.,  26.,  27.  u.  28.  März  1874  ^)  die  Genehmigung 
der  verbündeten  Begierungen  nicht  fand  und  namentlich  durch  Ein- 
fuhrung der  obligatorischen  Civilehe  in  Preussen  im  Jahre  1874  >) 
eine  reichsgefletzliche  Regelung  der  Sache  weit  hinausgeschoben 
schien,  so  wurde  doch  bereits  am  6.  Januar  des  Jahres  187& 
der  Begierangsentwurf  eines  Gesetzes  über  die  Beurkundung 
des  Personenstandes  und  die  bürgerliche  Eheschliessung  bei  dem 
Reichstage  in  Vorlage  gebracht^).  Unterdessen  war  die  Beichsge- 
setzgebangs*Eompetenz  auf  das  gesamte  bürgerliche  Becht  ausge- 
dehnt worden  *)  und  somit  ein  Haupteinwand  gegen  die  reichsgesetz- 
liche Begelung  des  Civileherechts  zum  Verstummen  gebracht.  Re- 
ligiöse Bedenken  wurden  nicht  weiter  in  Erwägung  gezogen,  die 
Bedürfhisfrage  ohne  Nachweis  unbedingt  als  gegeben  angenommen. 
Die  Motive  des  Entwurfes^)  knüpfen  an  die  Vorgänge  im  deutschen 
Beichstage  an,  welcher  am  28.  März  1874  bereits  einem  sachlich 
übereinstimmenden  Gesetzentwurfe  seine  Zustimmung  erteilt  habe. 
»Obwohl  der  Bundesrath  das  Princip  des  Entwurfes  billigte,  musste 
er  aus  mehrfachen  Bücksichten  Bedenken  tragen,  denselben  in  der 
vorgelegten  Fassung  za  genehmigen  und  ersuchte  demgemäss  den 
Herrn  Beichskanzler  unter  Beteiligung  der  Bundesregierungen  einen 
anderweiten  Entwurf  aufstellen  zu  lassen.  Infolge  dessen  sind  die 
Bundesregierungen  um  Abgabe  ihrer  schriftlichen  Aeusserungen  er- 
sucht worden.  Nachdem  diese  vollständig  eingegangen  waren,  hat 
sich  der  Justizausschuss  unter  Zuziehung  einiger  Autoritäten  des 
Eirchenrechts  einer  eingehenden  Berathung  des  gesamten  Materials 
unterzogen.  Hiebei  überzeugte  man  sich,  dass  in  dem  Entwürfe  des 
Beichstages  eine  geeignete  Grundlage  für  das  Gesetzgebungswerk 
dargeboten,  dieselbe  jedoch  in  mehrfacher  Hinsicht  einer  Aenderung 
und  Vervollständigung  bedürftig  sei.  —  Diese  Erwägung  führte  zar 

1)  BV.  1874  2.  Legislaturperiode  1.  Session  B.  1 ,  S.  587  sq. ,  571  sq., 
597  sq.,  641  sq.  Der  Entwurf  wurde  nahezu  unverändert  in  der  Fassung  der 
Antragsteller  in  der  Sitzung  vom  28.  März  1874  mit  180  gegen  81  Stimmen 
angenommen,  B.  1  S.  646.  Der  Entwurf  findet  sich  in  B.  3,  Aktenstück  52, 
S.  204-208.  Vrgl.  auch  B.  3,  Aktenstacke  126  u.  197;  ferner  die  Anträge  der 
kathoUschen  Abgeordneten  Moufang  Aktenstück  112,  S.  389  und  Mayer  Akten- 
stück 115 ,  S.  3^  Nr.  1 :  Reiigionsdiener  dürfen  als  Standesbeamte  nicht  be- 
stellt werden;  Nr.  2:  Anstatt  »rechtsgiltige  Ehe«  zu  setzen  »bürgerlich  giltige 
Ehe«  etc. 

2)  Annalen  des  deutschen  Beichs,  1874  S.  1551. 

3)  BV.  1874/75  B.  4,  Aktenstück  Nr.  153,  S.  1041—1047. 

4)  Beichsgesetz  vom  20.  December  1873,  Reich sgesetzblatt,  S.  379. 

5)  RV.  B.  4,  Aktenstück  Nr.  153,  S.  1047—1061. 
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weiteren  Erkenntnis,  dass  der  stoffliche  Inhalt  des  Gesetzes  über  die- 
jenigen Grenzen  hinaus,  welche  sich  der  Reichstagsentwurf  gesteckt 
batte,  erweitert  werden  müsse.  Man  überzeugte  sich  zunächst  von 
der  Nothwendigkeit  neben  dem  formellen  auch  das  materielle  Ehe- 
schliessuQgsrecht  in  den  Bereich  des  Gesetzes  hineinzuziehen.  Denn 
die  kirchlichen  Satzungen  sind  einerseits  wegen  ihres  konfessionellen 
Charakters  zur  Anwendung  durch  den  Standesbeamten  nicht  geeignet, 
indem  sie  insbesondere  keine  Entscheidungsnormen  für  gemischte  und 
Dissidentenehen  darbieten,  andererseits  stehen  die  von  ihnen  aufge- 
stellten Ehehindernisse  in  so  untrennbarem  Zusammenhange  mit 
dogmatischen  Lehrs&tzen,  dass  einem  bürgerlichen  Beamten  nicht 
zugemuthet  werden  darf,  ihr  Vorhandensein  zu  erforschen  und  fest- 
zustellen. Ein  bloss  stückweises  Eingreifen  würde  bei  dieser  Lage 
der  Sache  nicht  zum  Ziele  fahren.  Es  musste  vielmehr  als  uner- 
lässlich  erkannt  werden,  in  dem  Reichsgesetze  einen  vollständigen 
Ersatz  für  das  bisherige  Eheschliessungsrecht  zu  schaffen  und  damit 
das  letztere,  soweit  es  nicht  in  einzelnen  Bestimmungen  ausdrücklich 
aufrecht  erhalten  bleibt,  ausser  Geltung  zu  setzen. c 

Die  Motive  besprechen  auch  das  Verhältnis  des  Civilehegesetzes 
zur  kirchlichen  Ehegesetzgebung  und  den  hieraus  entspringenden 
sittlich-religiösen  Verpflichtungen  und  stellen  jede  tendenziöse  Richt- 
ung des  vorliegenden  Gesetzes  entschieden  in  Abrede.  »Das  Band, 
welches  die  Einzelnen  mit  ihrer  Kirche  verbindet,  zu  lockern  und 
insbesondere  die  Verpflichtungen  zur  Taufe  und  kirchlichen  Trauung 
zu  alterieren,  kann  nicht  in  der  Absicht  liegen,  da  der  Staat  unver- 
kennbar ein  eigenes  hohes  Interesse  hat,  dieses  Band  ungeschwächt  zu 
erhalten  und  die  den  kirchlichen  Verpflichtungen  entsprechenden 
Sitten  und  Gewöhnungen  zu  konservieren  ^).«  Diesem  Gedanken  gibt 
die  in  §.  79  des  Entwurfes  (==  §.  82  des  Gesetzes)  enthaltene  Be- 
stimmung, dass  die  kirchlichen  Verpflichtungen  in  Beziehung  anf 
Taufe  und  Tauung  durch  das  Gesetz  nicht  berührt  werden  sollen  >), 
bestimmten  gesetzgeberischen  Ausdruck. 

Unter  den  denkbar  günstigsten  Aussichten  auf  eine  rasche  Er- 
ledigung wurde  die  Regierungsvorlage  im  Reichstage  eingebracht 
und  hier,  weil  von  der  Majorität  principiell  gutgeheissen  und  mit 
Ungeduld  erwartet,  mit  Umgehung  einer  vorbereitenden  Koromissions- 


1)  RV.  a.  ai  0.  S.  1054.  1055. 

2)  Der  Antrag  von  Dr.  Baningarten  den  §.  79  zu  formulieren:  »Die  kirch- 
lichen YerpflichtaDgen  und  Beziehung  auf  Taufe  und  Trauung  werden  infolge 
dieses  Gesetzes  nicht  aufgehoben,  sondern  im  Gegenteil  erhöht«  —  wurde  ab- 
gelehnt. RV.  1874/75  B.  4,  S.  1142,  Aktenstück  188,  II. 
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berathung  sofort  im  Plenum  verhaodelt^).  Das  Centram  beteiligte 
sich  eifrig  an  der  Durchberathang  der  Vorlage,  trat  auch  mit  Ver- 
be8serang8vorsch]ftgen  heryor,  welche  keine  materielle  Aendemng' 
des  Gesetzes  enthielten,  sondern  nur  die  Wahrnehmung  des  prin- 
cipiellen  Standpunktes  bezweckten  *),  fand  aber  bei  der  erdrückenden 
Majorität  der  Gegner  wenig  Beachtung.  Nach  umfangreichen  lang- 
wierigen Debatten,  in  welchen  die  gegensätzliche  Stellung  der  ein- 
zelnen Reichstagsabgeordneten  oft  zum  Ausdrucke  kam,  wurde  die 
Vorlage  mit  einigen  Modificationen  in  dritter  Lesung  in  der  Sitzung 
vom  25.  Januar  1875  mit  207  gegen  72  Stimmen  angenommen. 
Da  der  Bundesrath  zu  den  Abänderungen  seine  Zustimmung  erteilte, 
wurde  bereits  am  6.  Februar  1875  das  Gesetz  über  die  Beurkundung 
des  Personenstandes  und  die  bürgerliche  Eheschliessung  publiciert. 
Das  Gesetz  sollte  am  1.  Januar  1876  in  Kraft  treten.  Auf  Drängen 
des  Reichstages  wurde  auch  eine  Bestimmung  aufgenommen,  das 
ganze  Gesetz  oder  die  Vorschriften  über  die  obligatorische  Civilehe 
früher  einzuführen'). 

Das  Gesetz  überträgt  die  Vornahme  der  Eheschliessung  sowie 
die  Beurkundung  der  Geburten,  Eheschliessungen  und  Sterbef&lle 
staatlich  bestellten  Standesbeamten,  deren  Kompetenzen  ausschliess- 
lich durch  staatliche  Gesetze  und  Verordnungen  geregelt  werden  und 
geistlichen  Personen  oder  Beligionsdienern  überhaupt  nicht  übertragen 
werden  können.  Für  vorliegende  Frage  sind  hauptsächlich  der  dritte 
und  vierte  Abschnitt,  welche  von  den  Erfordernissen  und  Formalitäten 
der  Eheschliessung  handeln,  von  Interesse. 

Das  erste  nothwendige  Erfordernis  zur  Eingehung  einer  Ehe  ist 
die  Ehemündigkeit,  welche  für  das  männliche  Geschlecht  mit  dem 
vollendeten  20.  für  das  weibliche  mit  dem  vollendeten  16.  Lebens- 


1)  Eine  gute  übersichtliche  Zusammenstellang  anter  dem  Titel  »Ehege- 
Betzgebnng«  in  RV.  B.  2,  S.  U92— 1513.  Die  nmiangreichen  Verhandlangen 
füllen  fast  einen  Band  der  Reichstagsverhandlangen  B.  2,  S.  960—977, 987—1010; 
1011—1046;  1047—1103;  1216—1258;  1261-1264  Zasammenstellnng  mit  den 
in  zweiter  Berathang  im  Plenum  des  Reichstages  über  den  Entwarf  gefassten 
Beschlüssen  RV.  B.  4,  S.  1222  Aktenstück  197;  desgleichen  nach  den  Beschlüssen 
des  Reichstages  in  dritter  Berathang  RV.  B.  4,  S.  1278,  Aktenstück  220. 

2)  Hieher  gehört  insbesondere  der  Antrag  Moufang  and  Genossen  im  §.  40 
(=41  des  Gesetzes)  statt  »Ehe  rechtsgiltigc  za  setzen  »bürgerlich  giltige  Ehe«. 
RV.  B.  4,  S.  1138  Aktenstück  179.  Dieser  Antrag  wnrde  abgelehnt:  45.  Sitiang, 
RV.  B.  2,  S.  1047  sq.  Von  sachlicher  Bedeutang  sind  ferner  noch  die  Ab- 
ünderangsanträge  in  Aktenstück  179,  Hin. IV,  S.  1138;  Aktenstück  180,  S.  1139; 
Aktenstück  193,  S.  1147;  Aktenstück  202,  S.  1263;  Aktenstück  208,  S.  1264; 
Aktenstück  212,  8.  1266;  Aktenstück  213,  S.  1268. 

3)  Die  Abstimmaug  war  darch  Namensaafraf  erfolgt;  zwei  Abgeordnete 
enthielten  sich  der  Abstimroang  VR.  B.  2,  52.  Sitzang,  S.  1261—1264;  Reichs- 
gesetzblatt 1875,  Nr.  4,  S.  23. 
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jähre  beginnt  ^).  Ein  weiteres  Erfordernis  zur  Eheschliessung  bildet 
die  elterliche,  bezw.  vormandschaftliche  Einwilligang,  welche  nicht 
in  dem  gesamten  Umfang  des  überkommenen  Bechtszustandes  auf- 
rechterhalten warde.  Das  Beichsgesetz  nimmt  einen  vermittelnden 
Standpunkt  ein,  indem  Söhne  nur  bis  znm  vollendeten  25.,  Töchter 
bis  zum  vollendeten  24.  Lebensjahre  (also  nicht  mehr  auf  Lebens- 
dauer) dem  elterlichen  Eonsense  unterworfen  bleiben*).  Im  Falle 
grundloser  Verweigerung  der  elterlichen  Einwilligung  steht  gross- 
jährigen  Kindern  die  Klage  auf  richterliche  Ergänzung  zu. 

Die  auf  ein  Minimum  reducierten  trennenden  und  aufschieben- 
den Ehehindernisse  sind  in  §§.  33  sq.  zusammengestellt.  Darnach 
ist  die  Ehe  verboten: 

1)  zwischen  Verwandten  in  auf-  und  absteigender  Linie, 

2)  zwischen  voll-  und  halbbürtigen  Qeschwistern, 

3)  zwischen  Stiefeltern  und  Stiefkindern,  Schwiegereltern  und 
Schwiegerkindem  jeden  Grades,  ohne  Unterschied,  ob  das  Verwandt- 
schafts- oder  Schwägerschaftsverhältnis  auf  ehelicher  oder  ausserehe- 
licher  Geburt  beruht  und  ob  die  Ehe ,  durch  welche  die  Stief-  oder 
Schwiegerverbindung  begründet  wird,  noch  besteht  oder  nicht, 

4)  zwischen  Adoptiveltern  und  Adoptivkindern, 

5)  zwischen  einem  wegen  Ehebruchs  Geschiedenen  und  seinem 
Mitschuldigen, 

6)  zwischen  dem  Mündel  und  dem  Vormunde  oder  dessen 
Kindern  (§.  37), 

7)  einer  Person,  deren  frühere  Ehe  noch  nicht  aufgelöst,  für  un- 
giltig  oder  nichtig  erklärt  ist  (§.  34), 

8)  einer  Witwe  oder  geschiedenen  Frau  vor  Ablauf  der  zebn- 
monatlichen  Wartezeit  (§.  35). 

Die  unter  Nr.  1,  2  und  3  genannten  Verbote  haben  den  Cha- 
rakter trennender,  indispensabler  Ehebindernisse,  die  unter  Nr.  4  und 
6  genannten  Verbote  erlöschen  von  selbst  mit  dem  Wegfall  der  da- 
selbst bezeichneten  Rechtsverhältnisse,  Nr.  7  mit  Beendigung  des 
Ehescheidungsprocesses,  in  den  Fällen  der  Nr.  5  und  8  ist  Dispen- 
sation zulässig.  Die  Befugnis  zur  Dispensation  von  Ehehindernissen 
steht  nach  §.  40  dem  Staate  zu;  über  die  Ausübung  dieser  Befug- 
nis haben  die  Landesregierungen  zu  bestimmen.  Hinsichtlich  der 
Bechtsfolgen  einer  civilrechtlich  verbotenen  oder  unter  dem  Einflüsse 

1)  So  wurde  nach  dem  Antrag  Schulte-Marqnardsen  bestimmt  YB.  B.  4, 
8.  Ild9  Aktenstück  180. 

2)  Antrag  Schulte-Marquardsen,  wie  oben.  Nach  dem  Antra?  des  Abge- 
ordneten Seydewitz  sollten  S5nne  bis  zum  30.,  Töchter  bis  zum  24.  Lebensjahre 
die  elterliche  Einwilligung  einzuholen  haben.  BY.  B.  4,  S.  1189,  Aktenstack  180. 
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des  Zwangs,  Irrtums  oder  Betrags  erfolgten  Eheschliessung  sind  die 
Vorschriften  des  Landesrechts  massgebend.  Einheitliche  reichsge- 
setzliche Bestimmungen  sind  nur  dahin  getroffen,  dass  eine  gegen 
das  gesetzliche  Verbot  zwischen  Vormund  and  Mündel  abgeschlossene 
Ehe  nicht  als  ungiltig  angefochten  und  eine  ohne  vorherige  amt« 
liehe  Bewilligang  eingegangene  Ehe  der  MUitärpersonen ,  Landes- 
beamten und  Ausländer  nicht  für  ungiltig  erklärt  werden  kann.  Die 
Aufzählung  der  Eheverbote  ist  eine  erschöpfende  mit  der  Rechtsfolge, 
dass  alle  Vorschriften,  welche  das  Recht  zur  Eheschliessung  weiter 
beschränken,  als  es  durch  das  Gesetz  geschieht,  aufgehoben  werden. 
Von  dieser  Bestimmung  ist  uns  aus  damaliger  Zeit  nur  eine  im 
bayerischen  Particularrechte  begründete  Ausnahme  bekannt.  Nach 
Artikel  33  des  bayerischen  Heimatgesetzes  (Reservatrecht)  haben  die 
Staatsangehörigen  des  diesrheinischen  Bayern  vor  Eingehung  der  Ehe 
das  sogenannte  Verehelichungszeugnis  zu  erholen.  Eine  mit  Um- 
gehung dieser  Vorschrift  eingegangene  Ehe  war  bis  17.  März  1892 
bis  zur  nachträglichen  Beibringung  des  Zeugnisses  bürgerlich  un- 
giltig »). 

Die  §§.  41  sq.  handeln  von  der  Form  und  Beurkundung  der 
Eheschliessung,  von  der  Anmeldung  bei  dem  zuständigen  Standes- 
beamten, von  der  Beibringung  der  Geburtsurkunden,  der  elterlichen, 
bezw.  vormundschaftlichen  Einwilligungs- Erklärung,  ferner  von  der 
bürgerlichen  Eiieschliessungsforra,  worüber  §.  52  bestimmt: 

Die  Eheschliessung  erfolgt  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  durch 
die  an  die  Verlobten  einzeln  und  nacheinander  gerichtete  Frage  des 
Standesbeamten : 

ob  sie  erklären,  dass  sie  die  Ehe  miteinander  eingehen  wollen, 
durch  die  bejahende  Antwort  der  Verlobten  und  den  hierauf  erfolgen- 
den Ausspruch  des  Standesbeamten,  dass  er  sie  nunmehr  kraft  des 
Gesetzes  für  rechtmässig  verbundene  Eheleute  erkläre. 

üeber  die  Ehescheidung  enthält  das  Gesetz,  der  zukünftigen 
Rechtsentwicklung  vorgreifend,  Bestimmungen,  welche  mit  den  katho- 
lischen Grundsätzen  über  die  Ehegerichtsbarkeit  und  ünauflöslichkeit 
der  Ehe  in  unversöhnlichem  Widerspruche  stehen:  Staatliche  Ge- 
richtshöfe erhielten  die  Gerichtsbarkeit  in  streitigen  Ehe-  und  Ver- 
löbnissacheu  und  wurden  gleichzeitig  angewiesen,  fortan  die  Auf- 
lösung des  Bandes  der  Ehe  in  jenen  Fällen  auszusprechen,  in  wel- 
chen nach  dem  bisherigen  Rechte   auf  beständige    Trennung  von 


1)  Vgl.  hiezu  Annalen  des  deutschen  Reichs  1891,  S.  72:  Max  Seydeh 
Die  bayerische  Ueimatgesetzgebong  and  das  Keichsrecht.  Bayer.  Gesetzblatt 
1892,  S.  53. 
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Tisch  und  Bett  zu  erkennen  war  ^).  Die  hiemit  zusammenhängen- 
den processrechtlichen  Vorschriften  über  das  Verfahren  in  Ehesachen 
sind  in  der  deutschen  Civilprocessordnung  §§.  568 — 592  reichsge« 
setzlich  geregelt. 

Zur  Rechtfertigung  dieser  Rechtsvorschriften  wurde  vielfach 
geltend  gemacht,  dieselben  beabsichtigten  lediglich  die  Herstellung 
eines  geordneten  Grenzverhältnisses  zwischen  kirchlichem  und  staat- 
lichem Rechte.  Allein  solche  Erklärungen  verlieren  erheblich  an 
Werth  und  Bedeutung  im  Hinblick  auf  den  Inhalt  des  Personen- 
standsgesetzes, welches  der  kirchlichen  Gesetzgebung  und  Rächt- 
sprechung  in  Ehesachen  ausdrücklich  die  staatliche  Anerkennung  ent- 
zieht und  an  deren  Stelle  die  Frincipien  der  freien  Rechtsentwicklung 
auf  dem  Gebiete  des  Eheschliessungs-  und  Ehescheidungsrechtes  in*s 
Leben  einführt.  Hiedurch  wird  die  Handhabung  der  katholischen 
Ehegesetzgebung  wesentlich  erschwert,  die  Beobachtung  der  Kirchen- 
gesetze zur  reinen  Gewissenssache  des  Einzelnen  gemacht,  die  Ueber- 
tretung  derselben  erleichtert.  Es  ist  bei  dieser  Rechtslage  allerdings 
eine  erfreuliche  Erscheinung,  dass  die  grosse  Mehrzahl  der  bekennt- 
nistreuen Katholiken  die  staatsgesetzlich  gewährte  Freiheit  nicht  zur 
Uebertretung  der  Kirchengesetze  missbraucht ;  allein  daneben  gibt  es 
leider  auch  zahlreiche  Fälle,  in  welchen  durch  die  gesetzlich  zuge- 
standene Freiheit  falsche  Vorstellungen  erweckt  und  der  in  der 
straflosen  Uebertretung  der  Kirchengesetze  liegende  Anreiz  in  der 
Stunde  der  Versuchung  nicht  überwunden  wird.  Und  derartige  Ver- 
suchungen liegen  besonders  nahe  auf  einem  Gebiete,  in  welchem  oft 
nicht  die  ruhige,  besonnene  üeberlegung,  sondern  die  flammende  Lei- 
denschaft als  herrschendes  Princip  erscheint. 

Diese  Auffassung  und  üeberzeugung  zeigte  sich  auch  mehr 
oder  weniger  scharf  formuliert  in  den  damaligen  Erlassen  der  katho- 
lischen Kirchengewalt  in  Deutschland:  die  um  das  religiös-kirch- 
liche Leben  ihrer  Diöcesen  besorgten  Oberhirten  Hessen  die  ihnen 
anvertrauten  Gläubigen  in  Predigten,  Katechesen  und  im  Privat- 
unterrichte über  das  Wesen  des  hl.  Sacramentes  der  Ehe  im  Gegen- 
satze zur  Givilehe  belehren  und  zur  standhaften  Beobachtung  dessen» 
was  die  katholische  Glaubenslehre  und  das  kirchliche  Gesetz  unab- 
änderlich vorschreibt,  ermahnen.  »In  diesem  Unterrichte  wird  in 
sorgfältig  gewählter  Ausdrucksweise  und  unter  Vermeidung  aller 
ungeeigneten    Polemik  zu  sagen  sein,    so  bemerkt  unter  anderem 


1)  Das  Oesetz  mit  Kommentar  ron  Dr.  Bernhard  Kah,  in  diesem  Ar- 
chive B.  33  (1875)  S.  402  sq.  Vrgl.  zu  Letzterem  SeufferU  Archiv  B.  32, 
München  1879,  S.  59. 
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eine  oberhirtliche  Instraction  für  Seelsorger^),  dass  die  gesetzliche 
Vorschrift  über  die  Eheschliessung  vor  dem  Civilstandsbearoten  eine 
rein  staatliche  Anordnung  ist  und  darum  auch  nur  Folgen  für  das 
bürgerliche  Leben  hat,  dass  also  durch  die  Erklärung  der  Brautleute 
vor  dem  Civilstands- Beamten  und  durch  die  von  diesem  vorgenom- 
mene Förmlichkeit  eine  kirchliche,  d.  h.  eine  vor  Oott  und  seiner 
Kirche  giltige,  wahre  Ehe  nicht  zu  Stande  kömmt ;  dass  eine  solche 
kirchlich  giltige  Ehe  nach  der  bestimmtesten  Lehre  der  Kirche  nur 
vor  dem  eigenen  Pfarrer  der  Brautleute  und  zweien  Zeugen  in  der 
Weise,  wie  es  bisher  geschehen,  geschlossen  werden  kann ')  und  dass 
die  Brautleute  nur  durch  diese  kirchliche  Eheschliessung  das  Sakra- 
ment der  Ehe  und  die  von  Christus  den  Eheleuten  verheissene  Gnade 
empfangen  .  .  •  .  Um  alle  Schwierigkeiten  zu  verhüten,  ist  es  den 
Olftubigen  als  Pflicht  vorzuschreiben,  nicht  eher  die  Civilehe  abzu- 
schliessen,  bis  der  Pfarrer  ihnen  erklärt  hat,  dass  der  kirchlichen 
Trauung  kein  Hindernis  im  Wege  stehe  etc.« 

Während  die  katholische  Kirchengewalt  durch  diese  Belehr- 
ungen den  aus  der  Einführung  der  Civilehe  drohenden  Gefahren  und 
üebelständen  vorbeugte  und  entgegenwirkte,  die  Uebertreter  der 
Kirchengesetze  mit  Strafen  bedrohte  und  so  die  Schwierigkeiten  der 
Uebergangsperiode  von  der  alten  zu  der  neuen  Ordnung  der  Ehe* 

1)  Vom  26.  November  1875  in  der  GeueralienRammlang  der  Erzdiöcese 
München-Freising  B.  3,  S.  1145—1147;  ähnlich  die  oberhirtliche  ünterweisang 
über  daa  Sacrament  der  Ehe  vom  2.  Januar  1889  Nr.  2,  S.  5,  6  and  7 ;  Archiv 
ft\r  kath.  Kirchenrecht  B.  33  (1875)  S.  191;  B.  38  (1877)  S.  174;  B.  50  (1883) 
8.  346. 

2)  Die  Erzdiöcese  München,  liegt  wie  fast  ganz  Bayern ,  im  Greltnngs- 
bereiche  der  Tridentinischen  Eheschliessangsform.  So  bemerkt  eine  päpstliche 
Erklärung  vom  12.  Februar  1803  bei  Konstantin  Hofler^  Konkordat  und  Kon- 
stitutionseid  der  Katholiken  in  Bayern,  Augsburg  1847,  S.  179  und  in  den  Gra- 
vamina  Gatholicae  Religionis  et  Ecclesiae  etc.  heisst  es  ausdrücklich :  »Decretum 
Concilii  Tridentlni  de  clandestinis  nuptiis  promulgatum  receptumque  fuit  .  .  . 
in  plerisque  non  tantum  Bayariae,  sed  etiam  Sueviae  et  Franconiae  locis«,  bei 
Höfler f  S.  218.  Anders  ist  bekanntlich  die  Rechtslage  in  Norddeutschland 
vrgl.  Augustinus  de  Roskovdny^  De  matrimoniis  mixtis,  Nitriae  1882,  B.  7, 

5.  111  (Gnesen- Posen :  matrimonia  mixta  corara  magistratu  civili  contracta  il- 
iicita  tamen  valida  esse  antwortete   auf  Anfrage   die  Congr.  Inquisition,  am 

6.  Sept.  1876)  S.  319,  Trel.  auch  S.  95,  96,  97,  312  etc.  Vr^^l.  hiezu  Scherers 
Kirchenrecbt  B.  2,  1,  S.  222  sq  ;  Heiner,  Kirchenrecht  B.  2,  S.  258,  289,  290; 
Silbemagl,  Kirchenrecht,  S.  436.  472  sq. ;  Verinq,  Kirchenrecht,  S.  863,  879 ; 
J,  Weber,  Die  kanonischen  Ehehindernisse  samt  Ehescheidung  und  Eheprocess, 
Freiburg  1886,  S.  276  sq.,  123  Entscheidung  der  Kongregation  des  Konclls  von 
Trient  vom  13.  März  18y9:  A(atrimonium  civile  in  locis.  ubi  promulgatum  est 
decretum  Gonc.  Trid.  Sess.  24,  c.  1.  de  ref.  matr.  sive  fldeles  actum  ipsum  ex- 
plentes  Intendant ,  uti  par  est  (matrimonio  ecclesiastico  jam  rite  celebrato ,  vel 
cum  animo  illud  quantocius  celebrandi)  meram  caeremoniam  ciyilem  peragere, 
sive  Intendant  sponsalia  de  futuro  inire,  sive  tantum  ex  ignorantia  aut  in  spretum 
ecclesiasticarum  legum  Intendant  matrimonium  de  praesenti  contrahere,  impedi- 
mentum  justitiae  publicae  honestatis  non  producere.  Franz  Heiner,  Grundriss 
des  katholischen  Eherechts.  Münster  1882,  S.  29,  31,  159,  161,  163  sq. 
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Schliessung  zu  überwinden  suchte,  wurde  gleichzeitig  an  der  Hoff- 
nung festgehalten,  dass  mit  dem  Wechsel  der  Zeiten  und  Oesetz- 
gebungsfaktoren  auch  ein  Wechsel  der  Ehegesetzgebung  stattfinden 
werde.  Diese  Hoffnung  war  jedoch  unbegründet  und  sollte  nicht  in 
Erfüllung  gehen.  Denn  durch  Bundesrathsbeschlüsse  des  Jahres 
1874  war  eine  Kommission  von  Rechtsgelehrten  und  praktischen 
Juristen  zur  Ausarbeitung  des  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetz« 
buches  für  das  deutsche  Reich  berufen  worden^),  welche  die  Um- 
wandlung des  fragmentarischen  Civilehegesetzes  vom  Jahre  1875  zu 
einem  vollständig  in  sich  abgeschlossenen,  erschöpfenden  System  des 
Givileherechts  vollzog.  Am  27.  Dec.  1887  überreichte  der  Vorsitzende 
der  Civilgesetzgebungskommission  dem  Reichskanzler  den  ersten  Ent- 
wurf der  Oesamtkodification  des  deutschen  Civilrechts.  Gleichzeitig 
wurde  eine  werthvolle,  lehrreiche  und  interessante  Darstellung  über 
die  deutsche  Rechtsentwicklung  und  die  Entstehungsgeschichte  des 
Entwurfes  übergeben,  nämlich  die  umfangreiche  Sammlung  der  Motive 
zum  deutschen  Civilrecht,  welche  auf  Grund  der  Motive  zu  den 
Theilentwürfen  und  unter  Benützung  der  Berathungsprotokolle  aus- 
gearbeitet war.  Der  Bnndesrath,  welchem  beide  Arbeiten  vorgelegt 
wurden,  beschloss  am  31.  Januar  1888  die  Veröffentlichung  des  Ent- 
wurfes und  der  Motive,  um  an  diesem  wichtigen  Wendepunkt  der 
deutschen  Rechtsentwicklung  die  Urteile  und  Vorschläge  aller  am 
Rechtsleben  des  deutschen  Volkes  Beteiligten  zu  vernehmen.  Zur  För- 
derung dieses  Zweckes  wurden  nicht  bloss  die  Vertreter  der  Rechts* 
Wissenschaft  und  die  zur  Rechtspflege  Berufenen,  sondern  auch  die 
Vertreter  wirthschaftlicher  Interessen  aufgefordert,  von  dem  Entwürfe 
Kenntnis  zu  nehmen  und  mit  Urteilen  und  Vorschlägen  zur  Ver- 
wertung und  weiteren  Beschlussfassung  hervorzutreten  und  solche 
Kundgebungen  bei  dem  Reichskanzler  einzureichen. 

Gehen  wir  nun  auf  die  Darstellung  der  eherechtlichen  Bestim- 
mungen über. 

Die  Bestimmungen  über  die  Civilehe  sind  im  vierten  Buche, 
welches  die  familienrechtlichen  Verhältnisse  regelt,  untergebracht. 
Der  erste  Abschnitt  des  Familienrechts  handelt  in  fünf  Titeln  über 
die  »Ehe« ;  der  erste  Titel  regelt  in  vier  Abteilungen  die  Rechts- 
verhältnisse über  das  Verlöbnis,  die  Ehehindemisse,  die  Eheschliessung 
und  die  Ungiltigkeit  der  Ehe;  der  zweite,  dritte  und  vierte  Titel 
enthält  Bestimmungen  über  die  Wirkungen  der  Ehe  im  Allgemeinen, 
das  eheliche  Güterrecht,  die  Eheverträge  und  das  eherechtliche  Güter- 


1)  Annalen  des  deutschen  Beichs  1874,  S.  1680;  1876  B,  S.  931. 


518         dvilehe  und  CiviUherecht  in  Deutschland  1872^1896. 

register;  der  füQfte  Titel  handelt  von  der  Auflösung  der  Ehe  durch 
Ehescheidung,  Trennung  von  Tisch  und  Bett  oder  Todeserklärung. 

Das  persönliche  Eherecht,  welches  hier  allein  besprochen  wer- 
den soll,  beginnt  mit  den  Bestimmungen  über  das  Verlöbnis  und  zwar 
mit  dem  keineswegs  glücklich  formulierten  Rechtssatze  »Durch  das 
Verlöbnis  wird  eine  Verbindlichkeit  der  Verlobten  zur  Schliessung 
der  Ehe  nicht  begründete  (§.  1227).  Der  Rechtsverstftndige  fasst 
eine  derartige  Bestimmung  allerdings  in  dem  Sinne,  dass  ans  dem 
Verlöbnis  eine  klagbare  Rechtspflicht  auf  Eingehung  der  Ehe  nicht 
abgeleitet  werden  kann,  dagegen  die  sittliche  Verbindlichkeit  zur 
Verlöbnistreue  und  die  moralische  Verpflichtung  zur  späteren  Ab- 
Schliessung  der  Ehe  unverändert  bestehen  bleibt;  der  gewöhnliche 
Laienverstand  der  breiten  Volksmassen  würde  eine  solche  Vorschrift 
verbunden  mit  dem  sonstigen  Stillschweigen  des  Gesetzgebers  über 
die  aus  dem  Verlöbnis  entspringenden  Verpflichtungen  dahin  aus- 
legen, dass  die  leichtfertige  Abschliessnng  und  Auflösung  von  Ver- 
löbnissen im  Gegensatze  zu  dem  bestehenden  Rechte^)  erleichtert 
werden  will.  Es  ist  daher  zu  bedauern,  dass  der  Entwurf  die  kirch- 
liche Anschauung  von  der  inneren  ünauflöslichkeit  des  Verlöbnisses 
mit  keinem  Worte,  auch  nicht  in  abgeschwächter  Fassung,  zum  ge- 
setzlichen Ausdrucke  gebracht  hat. 

Ungleich  wichtiger  erscheinen  die  nachfolgenden  Titel  über  die 
Eheschliessung,  Ehescheidung  und  die  damit  zusammenhängenden 
Rechtsfragen. 

Das  Princip  der  obligatorischen  Civilehe  ist  unverändert  bei- 
behalten. Anstatt  einen  Nachweis  für  das  Bedürfnis  derselben  an- 
zutreten bemerken  die  Motive  einfach ,  es  brauche  auf  die  für  oder 
gegen  das  Institut  der  obligatorischen  Civilehe  sprechenden  Gründe 
nicht  eingegangen  zu  werden.  Denn  ohne  die  zwingendsten  Gründe 
würde  ein  Abgehen  von  dem  bestehenden  Reichsrechte  nicht  gerecht- 
fertigt erscheinen,  solche  zwingende  Gründe  seien  aber  als  vorliegend 
nicht  anzuerkennen').  Diese  Erklärung  wird  nirgends  befriedigen, 
wo  man  eine  thatsächliche  Klarstellung  der  Bedürfnis-  und  Zweck- 
mässigkeitsfrage  hinsichtlich  des  Instituts  der  Civilehe  erwartet 
hatte.  Die  Vorschriften  über  die  Eheschliessung  sind  dem  Reichs- 
gesetze vom  Jahre  1875  nachgebildet.  Die  Vorschriften  über  die 
Beibringung  der  nothwendigen  Papiere,  das  Aufgebot  und  die  Re- 


1)  Darnach  ist  im  grössten  Teile  Deatschlands  der  ohne  Grand  vom 
Verlöbnis  zarücktretende  Teil  yerpflichtet,  den  verlassenen  Teil  schadlos  zu 
halten.    Motive  B.  4,  S.  3. 

2)  Motive,  S.  36. 
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gisterfahrung  wurden  in  den  Entwarf  nicht  aufgenommen;  ebenso 
ist  in  demselben  die  Befragung  der  Verlobten  und  der  hierauf 
erfolgende  Ausspruch  des  Standesbeamten,  dass  er  dieselben  nun- 
mehr als  rechtmässig  verbundene  Eheleute  erkläre,  nicht  so  scharf 
auseinandergehalten,  wie  im  Personenstandsgesetze;  es  würde  also 
auch  der  Gebrauch  einer  anderen  Anredeform  die  Giltigkeit  der  Ehe 
nicht  alterieren. 

Die  Eheschliessung  ist  im  Entwürfe  durchweg  als  ein  rechts- 
geschäftlicher Akt,  als  ein  Vertrag  behandelt,  zu  dessen  Vollziehung 
die  vollkommene  Geschäftsfähigkeit  unerlässlich  erforderlich  erscheint. 
Infolgedessen  ist  geschäftsunfähigen  oder  in  der  Geschäftsfähigkeit 
beschränkten  Personen  (Kindern,  Geisteskranken,  Bevormundeten)  die 
Abschliessung  einer  Ehe  entweder  durchaus  untersagt  oder  nur  mit 
Einwilligung  ihrer  gesetzlichen  Vertreter  gestattet.  Ausserdem  haben 
Kinder  bis  zum  zurückgelegten  25.  Lebensjahre  die  elterliche  Zu- 
stimmung zur  Eheschliessung  einzuholen.  Die  grundlose  Verweiger- 
ung des  elterlichen  Konsenses  kann  durch  Richterspruch  ersetzt 
werden  i). 

Die  Ehehindernisse  schliessen  sich  an  die  obengenannten  Ehe- 
verbote des  Personenstandsgesetzes  im  Wesentlichen  an.  Merkwürdig 
erscheint,  dass  der  Entwurf  neben  der  gesetzlich  verbotenen  Bigamie 
auch  eine  Art  erlaubter  Bigamie  kennt.  Dem  Ehegatten  einer  ver- 
schollenen Person  wird  nämlich  durch  §.  1464  die  Wiederverheirat- 
ung wesentlich  erleichtert.  Der  zurückgebliebene  Gatte  kann  auf 
Grund  einer  gerichtlichen  Todeserklärung  eine  neue  Ehe  eingeben 
und  diese  neue  Ehe  bleibt  auch  in  dem  Falle  giltig,  wenn  die  ver- 
schollene Person  nach  langjähriger  Landesabwesenheit  wieder  zurück- 
kehrt Nur  wenn  der  zurückgebliebene  Ehegatte  mala  fide  gehandelt 
hat,  findet  diese  Vorschrift  keine  Anwendung.  (Nach  bayerischem 
Rechte,  welches  die  Entscheidung  dem  katholischen  bezw.  protestan- 
tischen Kirchenrechte  überlässt,  hat  die  Rückkehr  einer  verschollenen 
Person  zur  Rechtsfolge,  dass  die  seitens  des  zurückgebliebenen  Ehe- 
gatten inzwischen  eingegangene  Ehe,  welche  rechtlich  als  Putativehe 
zu  bezeichnen  wäre,  für  ungiltig  erklärt  und  die  erste  Ehe  mit  dem 
zurückgekehrten  Ehegatten  wiederhergestellt  werden  muss). 

Dem  Vertrags- Charakter  der  Ehe  entsprechend  kommen  die 
allgemeinen  Grundsätze  über  Giltigkeit  und  Ungiltigkeit  der  Ver- 
träge, bezw.  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der  Rechtsgeschäfte 
auch  bei  Beurteilung  der  Giltigkeit  der  Civilehe  zur  Anwendung. 

1)  Und  zwar  im  Gegensatze  zum  Civilstandsgesetz  sowohl  bei  yolljShrigen 
als  auch  bei  minderjährigen  Kindern.    Motive,  S.  26,  28. 
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Nichtigkeitsgründe  sind  Mängel ,  welche  das  Wesen  der  Ehe 
oder  die  öffentliche  Ordnung  verletzen  und  deshalb  den  Rechtsbe- 
stand der  Ehe  zerstören ;  dieselben  können  von  den  Ehegatten,  dritten 
Personen  oder  von  amtswegen  durch  die  Staatsanwaltschaft  geltend 
gemacht  werden.  Nichtigkeitsgründe  sind :  Nichtbeachtung  der  vor- 
geschriebenen Eheschliessnngs-Formalitäteu  und  Nichtbeachtung  der 
indispensablen  Eheverbote.  Der  Einfluss  der  Nichtigkeitsgrfinde  auf 
den  Rechtsbestand  der  Ehe  ist  ein  verschiedenartiger.  Bei  Nicht- 
beachtung der  vorgeschriebenen  wesentlichen  Bheschliessungs- 
Formalitäten  ist  die  Ehe  auch  ohne  ausdrückliche  Nichtigkeitser- 
klärung vom  Anfang  an  als  ungiltig  anzusehen.  Ist  dagegen  die 
Ehe  formgerecht  abgeschlossen,  obwohl  die  materiellen  Erfordernisse 
der  Eheschliessung  mangelten,  so  ist  dieselbe  vorläufig  als  giltig  zu 
betrachten,  bis  ihre  üngiltigkeit  durch  Richterspruch  erklärt  ist. 
Dieses  urteil  hat  rückwirkende  Kraft  dahingehend,  dass  die  Ehe  vom 
Anfange  an  als  ungiltig  anzusehen  ist. 

Anfechtungsgründe  sind  Mängel,  welche  das  persönliche  In- 
teresse der  Ehegatten  verletzen  und  infolge  dessen  den  Rechtsbe- 
stand der  Ehe  nur  dann  alterieren,  wenn  sie  von  den  beteiligten 
Ehegatten  rechtzeitig  geltend  gemacht  werden.  Die  Anfechtungs- 
klage kann  von  jenem  Ehegatten  erhoben  werden ,  welcher  zur  Zeit 
der  Eheschliessung  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt  war,  die 
Ehemündigkeit  noch  nicht  erreicht,  den  ehelichen  Konsens  ohne  Ein- 
willigung des  gesetzlichen  Vertreters  abgegeben  hatte  oder  zur  Ein- 
gehung der  Ehe  durch  widerrechtlichen  Zwang  genöthigt  oder  durch 
Betrug,  Irrtum  oder  arglistige  Täuschung  verleitet  wurde.  Die  An- 
fechtungsklage ist  innerhalb  sechs  Monaten  nach  Authören  der  Zwangs- 
lage, nach  Entdeckung  des  Irrtums  Betrugs  etc.  zu  erheben.  Mit  Ab- 
lauf der  sechsmonatlichen  Frist,  durch  nachträgliche  Bestätigung  der 
Ehe  von  Seite  des  anfechtungsberechtigten  Ehegatten  bezw.  seines  ge- 
setzlichen Vertreters  oder  durch  Dispensation  (im  Falle  des  §.  1259/8) 
geht  das  Anfechtungsrecht  verloren  ^). 

1)  Bei  Gebraach  des  eelanfigeren  Ausdrackes  »Ehehindenii««  ergibt  sich 
auf  Gnind  des  Entwurfes  folgende  Zasammenstellung. 

Die  Unterscheidung  der  Ehehindernisse  in  trennende  und  aufschiebende 
ist  vorhanden;  trennende  Ehehindemisse  machen  die  Ehe  ungiltig;  diese  Un- 
giltigkeit  ist  entweder  Ehe-Nichtigkeit  oder  -Anfechtbarkeit.  Trennende  Ehe- 
hindemisse sind:  1.  Geschäftsnnfahigkeit.  2.  Fehlende  Einwilligung  des  gesetz- 
lichen Vertreters,  8.  Mangelnde  Ehemandigkeit,  4.  Bestehendes  Eheoand,  5.  Ver- 
wandtschaft und  Schwagerschaft  innerhalb  der  reichsgesetzlich  bestimmten 
Grenzen,  6.  Widerrechtliche  Beeinflnssnng  der  Willensfreiheit  darch  Drohung, 
Betrug,  Irrtum,  7.  Wesentliche  Formmängel.    Zu  Nr.  2  siehe  Motive  S.  80,  5. 

Aufschiebende  Ehehindernisse  sind :  1.  Ehebruch,  2.  Mangel  der  elterlichen 
Einwilligung,  3.  Adoptiwerwandtschaft,  4.  Wartezeit  der  Witwen  und  geschie- 
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Mehrere  im  katholischen  Eirchenrecbte  begrondete  trennende 
and  aufschiebende  Ehehindernisse  z.  B.  Beligionsverschiedenheit 
(coltus  disparitas  und  mixta  religio),  einfaches  und  feierliches  Ge- 
lübde der  Keuschheit f  öffentliche  Ehrbarkeit,  Impotenz^)  wurden  in 
den  Entwurf  nicht  aufgenommen ;  jedoch  können  dieselben  unter  den 
Gesichtspunkt  des  §.  1259  fallen,  welcher  eine  ganze  Reihe  von 
Rechtsfragen  trifft.  Darnach  berechtigen  falsche  Angaben  oder  eine 
Täuschung  über  solche  persönliche  Eigenschaften  und  Verhältnisse, 
welche  bei  verständiger  Würdigung  des  Zweckes  der  Ehe  von  der 
Eheschliessung  abhalten  würden,  den  gutgläubigen  Ehegatten  je  nach 
Lage  der  Sache  zur  Erhebung  der  Anfechtungsklage.  Ob  die  An- 
fechtungsklage geeignet  ist,  in  jedem  Falle  die  Ehescheidung  herbei- 
zuführen, lässt  sich  im  Allgemeinen  nicht  feststellen,  da  die  hier 
massgebenden  Bestimmungen  dem  richterlichen  Ermessen  unbegrenzt 
freien  Spielraum  gewähren. 

Das  ebenfalls  im  katholischen  Eirchenrecbte  begründete  Ehe- 
hindernis des  »Nichteintretens  einer  der  Eheschliessung  beigefügten 
Suspensivbedingungc  (Deficiens  conditio)  ist  ausdrücklich  aufgehoben, 
da  nach  §.  1248  die  Eheschliessungs-Erklärungen  nicht  unter  Bei- 
fügung einer  Bedingung  oder  Zeitbestimmung  erfolgen  können. 

Wir  kommen  nun  zu  jenem  Kapitel,  welches  den  schärfsten 
Gegensatz  zur  katholischen  Anschauung  enthält,  nämlich  zu  den 
Bestimmungen  über  die  Auflösung  der  Ehe,  welche  für  bestimmte 
Fälle  als  zeitweilige  Auflösung  der  ehelichen  Gemeinschaft,  für  die 
meisten  Fälle  als  Auflösung  des  Ehebandes  mit  dem  Rechte  der 
Wiederverheiratung  für  die  beiden  geschiedenen  Ehegatten  gedacht 
ist.  In  klangvollen  Worten  suchen  die  Motive  >)  diese  Bestimmungen 
zu  rechtfertigen.  »Der  christlichen  Gesamtanschauung  des  deutschen 
Volkes  entsprechend  geht  der  Entwurf  davon  aus,  dass  im  Eherechte, 
auch  soviel  die  Auflösung  der  Ehe  vor  dem  Tode  eines  Ehegatten 
betrifft,  nicht  das  Princip  der  individuellen  Freiheit  herrschen  darf, 
sondern  dass  die  Ehe  als  eine  von  dem  Willen  der  Ehegatten  un- 
abhängige sittliche  und  rechtliche  Ordnung  anzusehen  ist.    Daraus 


denen  Fraaen,  5.  Nicht  erfolgte  Begelnnff  der  Yerm^ensverhältnisse  von  Kin- 
dern aus  früherer  Ehe,  6.  Mangelnde  dienstliche  Erlaubnis  der  vorgesetzten 
Behörde  bei  Militarnersonen  nnd  Beamten.    Motive  S.  44  sq.,  71  sq. 

1)  In  diesem  Fall  kann  die  Ehe  wegen  Irrtums  angefochten  werden.  Un- 
vermögen, welches  erst  nach  der  Eheschliessnng  entstanden  ist,  gibt  kein  Recht 
zar  Anfechtunff  nnd  Ehescheidang.  Ein  solcher  Scheidangsgrand  wäre  nach  den 
Motiven  S.  569  unverträglich  mit  der  sittlichen  Natur  der  Ehe,  weil  die  Ehe- 
gatten, wie  Freude  und  Glück,  so  auch  Leid  und  Unglück  mit  einander  tragen 
sollen.  Motive,  S.  77;  Archiv  für  k.  Eirchenrecht,  B.  54  (1885)  S.  66. 

2)  B.  4,  S.  562,  568  sq. 

Archiv  für  Kirehenrecht  LXXVU.  34 
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lässt  sich  indess  selbst  vom  sittlichen  Standpunkte  aus  die  absolute 
ünzulässigkeit  der  Scheidung  nicht  ableiten;  jedenfalls  ist  anzuer- 
kennen, dass  es  Fälle  gibt,  in  welchen  der  Staat  mit  Rücksicht  aat 
die  Bedurfnisse  des  Lebens,  auf  die  realen  Verhältnisse  und  den  Cha- 
rakter der  Ehe  als  eines  Rechtsverhältnisses  kein  Interesse  und  keine 
Veranlassung  hat,  die  Pflicht  der  Ehegatten,  sich  nicht  zu  scheiden, 
als  eine  Rechtspflicht  anzuerkennen. c  In  solchen  Fällen  biete  das 
Scheidungsrecht  den  einzigen  wirksamen  Etechtsschutz  für  den  un- 
schuldigen, bedrängten  Ehegatten,  da  in  der  Ehe  die  Erfüllung  der 
ehelichen  Pflichten  und  die  Wiederherstellung  des  gestörten  Rechts- 
zustandes durch  äusseren  Zwang  teils  überhaupt  nicht,  teils  nur  un- 
vollkommen in  einer  bloss  äusserlichen  Weise  erreicht  werden  könne. 
In  diesen  Bemerkungen  tritt  die  Auffassung  der  Ehe  als  eines  auf- 
lösbaren Rechtsverhältnisses  so  stark  hervor,  dass  mehr  das  Princip 
der  individuellen  Freiheit,  als  das  christliche  Oesamtbewusstsein  des 
deutschen  Volkes  von  der  unantastbaren  Heiligkeit  des  Ehebandes 
gewahrt  bleibt.  Die  Verfasser  des  Entwurfes  scheinen  dies  selbst 
gefühlt  zu  haben,  denn  im  weiteren  Verlaufe  der  Motivierung  kommt 
die  Rücksicht  auf  die  religiöse,  sittliche  und  gesellschaftliche  Be- 
deutung der  Ehe  mehr  zur  Geltung.  »Da  die  Ehe  ihrem  Begriff  und 
Wesen  nach  unauflöslich,  heisst  es  weiter,  die  Scheidung  daher  stets 
etwas  Anomales  ist,  so  verdient  schon  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  die  Scheidung,  wenn  gleich  dieselbe  aus  den  hervorgehobenen 
Gründen  nicht  zu  entbehren,  doch  keine  Begünstigung.  Für  die 
Strengere  Gestaltung  des  Scheidungsrechtes  sprechen  aber  auch  vom 
staatlichen  Standpunkte  aus  die  wichtigsten  Gründe.  Der  Staat  hat 
ein  dringendes  Interesse  daran,  darauf  hinzuwirken,  dass  die  Ehe  als 
die  Grundlage  der  Gesittung  und  der  BiSiiang  so  sei,  wie  sie  sein 
soll,  und  deshalb  das  Bewusstsein  des  sittlichen  Ernstes  der  Ehe  und 
die  Auffassung  derselben  als  einer  von  dem  Willen  der  Ehegatten 
unabhängigen  sittlichen  Ordnung  im  Volke  zu  fördern.  Dieses  ge- 
schieht durch  Erschwerung  der  Ehescheidung. c 

Warum  ist  aber,  so  wird  man  fragen,  für  die  Fälle  des  zer- 
störten Eheglücks  nicht  wenigstens  für  katholische  Ehegatten  anstatt 
der  Scheidung  das  im  Kirchenrechte  begründete  Institut  der  be- 
ständigen Trennung  von  Tisch  und  Bett  in  den  Entwurf  aufgenom- 
men worden  P  Die  Motive  erklären,  dass  das  Institut  der  beständigen 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  vom  Standpunkte  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  aus   keine  Billigung  verdiene  ^)   und  gegen  eine  Za- 

1)  B.  4,  S.  562,  563,  579:  Denn  mit  einer  solchen  Trennung  wird  die 
eheliche  Gemeinschaft  materiell  vollständig  aufgehoben,  und  die  Annahme,  dass 
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lassuDg  derselben  mit  der  Einschränkung  auf  katholische  Ehegatten 
sprach  die  unwiderstehliche  Abneigung  der  Givilgesetzgebungskom- 
mission,  irgendwelcher  Bestimmung  eine  katholische  Prägung  zu 
geben ,  bezw.  die  starke  und  durchgängige  Hinwendung  derselben  zu 
der  Auftassung  und  den  Grundsätzen  des  protestantischen  Eherechts. 
Die  zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nach  dem  Vor- 
bilde des  kanonischen  Rechts  hat  der  Entwurf  im  Anschlüsse  an  die 
gemeinrechtliche  Praxis  festgehalten.  Dieselbe  soll  als  Ersatzmittel 
ffir  die  Scheidung  in  solchen  Fällen  zur  Anwendung  kommen,  in 
welchen  ein  relativer  Scheidungsgrund  vorliegt,  also  in  jenen  Fällen, 
in  welchen  zwar  kein  ausreichender  Grand  zur  Scheidung,  wohl  aber 
Ursachen  vorhanden  sind,  welche  das  Zusammenleben  des  einen  Ehe- 
gatten mit  dem  andern  zur  unerträglichen  Last  machen.  Diese  zeit- 
weilige Trennung  soll  nach  den  Motiven  den  Charakter  einer  die  Ab- 
wendung der  Scheidung  bezweckenden  Yersöhnungsmassregel  tragen  ^). 
Bei  Erhebung  der  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  seitens 
des  unschuldigen  Ehegatten  wird  stets  vorausgesetzt,  »dass  der  andere 
Ehegatte  durch  schwere  Verletzung  der  ihm  obliegenden  ehelichen 
Pflichten,  insbesondere  durch  schwere  Misshandlungen,  oder  durch  ehr- 
loses oder  unsittliches  Verhalten,  insbesondere  durch  ein  nach  der 
Schliessung  der  Ehe  begangenes  entehrendes  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen, eine  so  tiefe  Zerrüttung  des  ehelichen  Lebens  verschuldet  hat, 
dass  dem  unschuldigen  Ehegatten  die  Fortsetzung  der  Ehe  nicht  zu- 
gemuthet  werden  kann.«  (§.  1444).  Eine  sehr  dehnbare  Bestimmung! 
Fragen  wir  die  Motive*)  über  die  Bedeutung  und  Tragweite  des 
Ausdrucks  »tiefe  Zerrüttung  verschuldet  durch  scliwere  Verletzung 
der  ehelichen  Pflichten«?  Die  Motive  antworten  hierauf  in  ver- 
schiedenartiger Formulierung,  eine  so  tiefe  Zerrüttung  des  ehelichen 


die  £he  dem  Bande  nach  fortbestehe,  wahrt  die  UnaaflÖsliehkeit  der  Ehe  nur 
der  Form  nach.  Von  der  Aaflösung  der  Ehe  dem  Bande  nach  unterscheidet 
sich  diese  Trennung  von  Tisch  nnd  Bett  praktisch  nur  dadurch ,  dass  solange 
die  getrennten  Ehegatten  leben,  keiner  derselben  eine  andere  Ehe  schliessen 
kann,  mithin  eine  Wiedervereinigung  derselben  bis  zum  Tode  des  einen  oder 
anderen  Ehegatten  noch  möglich  ist.  Die  Vorteile  dieser  Möglichkeit  werden 
jedoch,  wenn  man  die  realen  Verhältnisse  des  Lebens  in*8  Äuge  fasst,  weit 
überwogen  durch  die  Nachteile  und  Gefahren,  welche  das  Verbot  der  Wieder- 
verheiratung für  den  Hausstand  die  Nahrungsverhältnisse,  die  Erziehung  der 
Kinder  und  für  die  Sittlichkeit  mit  sich  bringt.  Insbesondere  ist  es  für  den  un- 
schuldigen Teil  eine  grosse  Härte,  wenn  er  durch  die  Schuld  des  anderen  Teils, 
welcher  seinerseits  die  ehelichen  Pflichten  mit  Füssen  getreten  und  die  Fort- 
setzung der  Ehe  unmöglich  gemacht  hat,  den  bezeichneteu  Nachtheilen  ausge- 
setzt und  für  die  Lebenszeit  des  andern  Teib  an  der  Schliessung  einer  neuen 
Ehe  verhindert  werden  soll. 

1)  S.  578.  579,  581. 

2)  S.  593—599,  femer  S.  562,  574,  586,  587;  über  »den  entschuldbaren 
Mangel  ehelicher  Gesinnung«  S.  595. 

34* 
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Verhältnisses  sei  dann  gegeben,  wenn  die  Ehe  dem  unschuldigen 
Qatten  unerträglich  geworden  sei,  weil  seine  eheliche  Gesinnung,  sein 
Wunsch  mit  dem  anderen  zusammenzuleben,  durch  die  Haltung  des 
pflichtvergessenen  Ehegatten  zerstört  worden  sei,  mit  andern  Worten, 
»weil  die  sittlichen  Grundlagen  der  Ehe  zerstört,  die  Voraussetzungen 
dieser  innigsten  Lebensgemeinschaft  gänzlich  geschwunden  sind  und 
deshalb  die  Ehe  als  segenbringend  und  veredelnd  nicht  mehr  ge- 
dacht werden  kann,  auch  vom  Standpunkte  der  Gerechtigkeit  aus 
dem  die  Auflösung  der  Ehe  verlangenden  Ehegatten  die  Fortsetzung 
der  Ehe  nicht  ferner  zugemuthet  werden  kann.c  Ist  die  Zerrüttung 
des  ehelichen  Verhältnisses  so  unheilbar  tief,  dass  nach  den  um- 
ständen des  Falles  die  Aussicht  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens 
ausgeschlossen  ist,  so  kann  sofort  auf  Scheidung  erkannt  werden. 
Ueber  die  Voraussetzungen  einer  tiefen  oder  unheilbaren  Zerrüttung 
entscheidet  stets  das  richterliche  Ermessen.  Der  Richter  hat  im 
einzelnen  Falle  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Bildung, 
die  äussere  Stellung,  sowie  auf  den  Charakter  und  die  Persönlich- 
keit der  Ehegatten  zu  untersuchen,  ob  das  Verschulden  eines  Ehe- 
gatten hinreichend  ist,  um  aaf  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  deren 
Dauer  im  urteile  festzusetzen  ist  und  zwei  Jahre  nicht  übersteigen 
darf,  oder  auf  sofortige  und  endgiltige  Scheidung  zu  erkennen.  Hält 
der  Richter  eine  Versöhnung  der  feindselig  entzweiten  Gatten  für 
möglich,  so  bildet  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  die  gesetzliche 
Form  der  Ehe-Auflösung.  Während  der  Trennungszeit  können  die 
Ehegatten  über  die  vergangenen  Tage  des  Eheglücks  und  Unfriedens 
nachdenken  und  auf  Grund  dieser  Gewissenserforschung  den  Ent- 
schluss  zur  Wiedervereinigung  oder  endgiltigen  Trennung  fassen. 
Wenn  der  unschuldige  Gatte  während  dieser  Zeit  das  ihm  zugefügte 
Unrecht  verzeiht,  so  kann  er  jederzeit  das  Zusammenleben  mit  dem 
andern  Ehegatten  wiederherstellen.  Wenn  aber  die  Trennung  den 
beabsichtigten  Erfolg,  die  Versöhnung  der  beiden  Ehegatten  herbei- 
zuführen, nicht  erreicht,  so  kann  der  Ehegatte,  welcher  das  Urteil 
erwirkt  hat,  nach  Ablauf  der  bestimmten  Frist  im  Wege  einer  neuen 
Klage  die  Scheidung  verlangen.  Andrerseits  kann  der  für  allein- 
schuldig erklärte  Ehegatte,  wenn  von  gegnerischer  Seite  keine 
Scheidungsklage  erfolgt,  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens 
klagen.  Wird  der  Anspruch  dieses  im  ersten  Process  unterlegenen 
Klägers  als  begründet  anerkannt  und  der  Sieger  im  ersten  Process 
zur  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  rechtskräftig  verurteilt,  so  ist 
der  Letztere  nicht  mehr  berechtigt,  auf  Grund  des  Trennüngsurteiles 
Scheidung  zu  verlangen  (§§.  1445,  1446). 
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Diese  Bestimmangen  haben  den  Zweck,  sogar  gegen  den  Willen 
eines  Beteiligten  zu  verhindern ,  dass  die  zeitweilige  Trennung  von 
Tisch  nnd  Bett  in  eine  dauernde  verwandelt  werde  ^). 

Ausser  den  relativen  Scheidungsgründen  kennt  der  Entwurf  ab- 
solute Scheidungsgründe,  welche  den  unschuldigen  Ehegatten  unmit* 
telbar  zur  Erhebung  der  Scheidungsklage  bezw.  zur  Forderung  der 
Ehescheidung  berechtigen.  Diese  absoluten  Scheidungsgründe  sind 
auf  ein  gemeinsames  Princip  zurückgeführt,  nämlich  auf  den  Grund- 
satz, dass  ein  Ehegatte  nur  wegen  schweren  Verschuldens  des  andern 
Ehegatten  die  Scheidung  zu  verlangen  berechtigt  sein  soll.  Jede 
Scheidung  aus  Willkür,  insbesondere  auch  die  Scheidung  auf  Qrund 
gegenseitiger  Einwilligung  oder  wegen  unüberwindlicher  Abneigung 
der  Ehegatten,  ferner  die  Scheidung  wegen  körperlicher  Gebrechen 
und  wegen  Geisteskrankheit  sowie  die  Scheidung  wegen  Religions- 
wechsels ist  ausgeschlossen  >).  Es  bleiben  daher  als  Scheidungs- 
gründe: Ehebruch,  widernatürliche  Unzucht,  Lebensnachstellung  und 
bösliche  Verlassung ;  sind  die  Thatbestandsmerkmale  dieser  schweren 
Verschuldungen  festgestellt,  so  hat  der  Richter  auf  Scheidung  zu  er- 
kennen; die  geschiedenen  Ehegatten  können  sich  vom  Standpunkte  des 
bürgerlichen  Rechts  aus  anderweitig  wiederverehelichen. 

Die  Vorschriften  über  den  Ehescheidungsprocess  sind  den  Be- 
stimmungen des  bisherigen  Rechts  nachgebildet;  in  Zukunft  soll  je- 
doch nur  der  ordentliche  Richter  über  Bhescheidungsfragen  ab- 
urteilen; das  in  zahlreichen  Territorien  Deutschlands  teils  gewohn- 
heitsrechtlich entwickelte,  teils  gesetzlich  anerkannte  Scheidungsrecht 
kraft  landesherrlicher  Machtvollkommenheit  —  dieses  Institut  diente 
als  Ergänzungs-  und  Aushilfsmittel  für  das  gesetzliche  Scheidungs- 
recht und  kam  in  jenen  F&Uen  zur  Anwendung,  in  welchen  für  die 
Ehescheidung  ein  gesetzlich  zureichender  Grund  nicht  vorhanden 
war  —  wird  vollständig  aufgehoben.  Denn  der  Entwurf  hat  die 
Aufgabe,  das  Scheidungsrecht  in  einer  dem  Wesen  der  Ehe  und  den 
Bedürfnissen  des  Lebens  entsprechenden  Weise  erschöpfend  und  zwar 
derartig  zu  regeln,  dass  dem  Bedürfnisse  im  Wege  der  ordentlichen 
Rechtspflege  Rechnung  getragen  wird  und  darüber  hinaus  eine 
Scheidung  überhaupt  nicht  zulässig  ist').     Die  rechtliche  Zulässig- 

1)  Die  Bestimmnngen  sind  compliciert  and,  wie  uns  scheint,  lückenhaft. 
Da  sie  im  zweiten  Entwarf  anfgegeoen  warden,  braachen  wir  nicht  nSher 
daraaf  einzagehen.  Motive,  8.  601. 

2)  Motive  S.  567,  569,  570,  572. 

3)  Motive  S.  562,  567,  572,  577,  578.  In  der  Beichstaffs-Kommission  f&r 
die  Voroerathang  des  Civilgesetzbaches  warde  angeregt,  ob  das  landesherrliche 
Ehescheidnngsrecht  abiaschaffen  sei.  Seitens  des  Staatssekretars  im  Reichs* 
jastizamte  warde  mitgeteilt,  dass  die  Frage  aach   im   Bandesrathe  angeregt 
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keit  des  landesherrlichen  Ehescheidungsrechtes ,  als  eines  Aktes  der 
geistlichen  Gerichtsbarkeit,  wurde  übrigens  schon  früher  von  nam- 
haften Rechtsgelehrten  mit  Bücksicht  auf  §.  76  des  Personenstands- 
gesetzes vom  6.  Februar  1875  in  Abrede  gestellt^). 

Die  Bechtsfolgen  der  Ehescheidung  hinsichtlich  der  Einder- 
erziehnng  bestehen  darin,  dass  die  Kinder  in  der  Regel  dem  an- 
schuldigen Teile  zur  weiteren  Erziehung  überlassen  werden,  wobei 
jedoch  dem  Vormundschaftsgerichte  die  Befugnis  vorbehalten  bleibt, 
im  Interesse  der  Kinder  abweichende  Vorschriften  über  deren  Unter- 
bringung zu  treffen.  Die  vermögensrechtlichen  Folgen  der  Ehe- 
scheidung, welche  unbillige  Härten  gegenüber  den  Interessen  der 
Ehefrau  enthalten ,  gehören  nicht  zum  Gegenstande  dieser  Dar- 
stellung. 

Verhältnismässig  untergeordnete  Meinungsverschiedenheiten  be- 
stehen über  den  Titel  »Ueber  die  Wirkungen  der  Ehe  im  Allge- 
meinen,! welcher  von  dem  wechselseitigen  Verhältnisse  der  Ehe- 
leute, von  der  Stellung  des  Mannes  und  der  Frau  innerhalb  der  Fa- 
miliengemeinschaft, von  der  Schlüsselgewalt  der  Frau,  der  wechsel- 
seitigen Sorge  und  Unterhaltungspflicht  handelt :  Bestimmungen, 
welche  mehr  der  sittlichen  als  der  rechtlichen  Ordnung  angehören, 
wie  denn  überhaupt  die  Harmonie  des  Zusammenlebens  und  Zusam- 
menwirkens der  Eheleute  nicht  durch  gesetzliche  Vorschriften  und 
Bichtersprüclie,  sondern  hauptsächlich  durch  die  Beligion  geschützt 
werden  muss.  Hier  ist,  den  Entwurf  etwas  weiter  verfolgend,  ins- 
besondere zu  erwähnen,  dass  die  familienrechtliche  Stellung  der  Frau 
bedeutend  geliehen  und  eine  vollere  Ausgestaltung  des  mütterlichen 
Berufes  gesetzlich  anerkannt  ist.    Namentlich  ist  durch  Einführung 


worden  sei.  Es  seien  Anträge  gestellt  worden,  dasselbe  zu  erhalten;  sie  seien 
aber  abgelehnt  worden.  Danach  habe  im  Bandesratbe  Einstimmigkeit  darüber 
bestanden,  dass  der  Entwarf  das  landesherrliche  Eherecht  beseitige.  Darüber 
lasse  der  Entwnrf  keinen  Zweifel,  indem  er  in  §.  1547  bestimme:  »Die  Scheidung 
erfolgt  durch  Urteil.«  Stenographische  Berichte  des  Reichstage«  9.  Legislatur- 
periode 4.  Session,  Anlagenband  3,  Aktenstück  Nr.  440 b,  S.  2050;  auch  B.  1 
Nr.  87,  S.  700. 

1)  In  diesem  Sinne  äussern  sich  Paul  Hinschius^  Commentar  z.  Reichs- 
gesetze  vom  6.  Februar  1875,  S.  199,  200;  Hermann  v.  Sicher  er,  Commentar 
zum  Reichsgesetze  vom  6.  Februar  1875,  S.  590  in  Ernst  Etzolds  Gesetzgebung 
des  deutsehen  Reiches,  Erlangen  1879  B.  1.  Andere  halten  es  für  einen  Akt  des 
landesherrlichen  Dispensationsrechts  und  «erkennen  demselben  deshalb  fort- 
dauernde Giltigkeit  zu,  so  A.  Siölzel  in  der  Kritischen  Vierteljahrsschrift  für 
Rechtswissenschaft,  München  und  Leipzig  B.  20,  S.  232,  B.  21,  S.  250  und  in 
Gruchots  Beiträgen  zur  Erläuterung  des  deutschen  Rechts  herausgegeben  von 
Rassow  und  Eüntzel  B.  24,  S.  782,  Zeitschrift  für  Eirchenrecht  B.  16  (1881) 
N.  F.  B.  1,  S.  241,  261,  263;  Adolf  v.  Scheurl,  Das  gemeine  deutsche  Ehe- 
recht und  seine  Umbildung  durch  das  Reichs^esetz  vom  5/II  1875,  Erlangen  1882, 
S.  331;  iL  Dove  in  Herzogs  Realencyclopädie,  Leipzig  1883,  B.  13,  S.  498. 
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des  Princips  der  elterlichen  Gewalt,  welche  regelmässig  dem  Vater, 
bei  ünwürdigkeit  oder  Handlungsunfähigkeit  des  Vaters  der  Mutter 
zusteht,  der  letzteren  innerhalb  der  Familiengemeinschaft  grundsätz- 
lich die  gleiche  Gewalt,  wie  dem  Vater  gesichert;  nur  während  der 
Daner  der  Ehe  ist  das  Uebergewicht  des  Vaters  in  der  Natur  der 
Dinge  begr&ndet  und  muss  das  elterliche  Recht  der  Mutter  in  der 
Kegel  zurücktreten^). 

Nachdem  der  Entwurf  der  öffentlichen  Kritik  unterstellt  war, 
erfolgten  äusserst  lebhafte,  vielseitige  Erörterungen  des  Entwurfes,  in 
welchen  nicht  bloss  verschiedenartige,  sondern  sogar  entgegengesetzte 
Anträge  und  Wfinsche  geäussert  wurden*).  Der  erste  Eindruck,  wel- 
chen das  Gesetzgebnngswerk  auf  die  betheiligten  Kreise  machte,  war 
ein  überwiegend  ungünstiger :  die  schwerfällige  unvolkstümliche 
Sprache,  die  Ausschliessung  aller  mit  dem  Privatrecht  zusammen- 
hängenden Öffentlich-rechtlichen  Angelegenheiten '),  die  offensichtliche 
Armut  an  schöpferischen  Gedanken,  das  romanistische  Wesen,  d.  h. 
der  enge  Anschluss  an  römische  Rechtsgedanken  oder  wie  ein  Kri- 
tiker sich  ausdrückte,  »der  alle  Sätze  des  Entwurfes  durchziehende 
Geist  einer  abgestandenen  Pandektenjurisprudenzt  gaben  allgemein 
reichen  Anlass  zu  abfälliger  Kritik. 

Vom  katholischen  Standpunkte  aus  war  insbesondere  der 
konfessionslose  Charakter  des  Eherechts,  die  Bestätigung  der  obli- 
gatorischen Civilehe  und  insbesondere  die  dem  Dogma  von  der  ün- 
auflöslichkeit  der  Ehe  widersprechende  Gestaltung  des  Ehescheid- 
ungsrechtes ernstlich  zu  beanstanden  und  von  diesen  Gesichts- 
punkten aus  eine  Ablehnung  des  Entwurfes  zu  befürworten.  In 
diesem  Sinne  äusserten  sich  z.  B.  der  Jesuitenpater  L.  v.  Ham- 
merstein, der  Rechtsanwalt  am  Oberlandesgerichte  Köln  S.  Schilling 
und  die  Freiburger  Katholikenversammlung  im  Jahre  1888^).  Ham- 

1)  Motive  B.  4,  S.  104  Bq.;  S.  733,  786,  739,  754—756,  797—800  etc. 

2)  Gesammelt  in  der  »Zasammenatellang  der  gatachtlichen  Aenssernngen 
za  dem  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetibucfas  gefertigt  im  Beicbsjostizamt.« 
Berlin  1890  B.  4  Aensserangen  sam  Familienrecht,  S.  7  Ehe,  S.  11  Verlöbnis 
nnd  Eingehung  der  Ehe,  S.  29  Eheschliessung,  S.  36  Ungiltigkeit  der  Ehe, 
S.  266  Auflösung  der  Ehe  durch  Ehescheidung,  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
und  infolge  Todeserkifirung.  Vrgl.  auch  die  kritischen  Literaturanzeigen  zum 
Entwurf  etc.  in  Gruchots  Beitragen  B.  33a  S.  64,  338,  B.  Sab,  S.  686;  B.  34a, 
S.  32 ,  103 ,  B.  34b  S.  695  etc.  Kritische  Yierteljahrsschrift  für  Rechtswissen- 
schaft B.  81  (N.  F.  12)  1889,  S.  150-362  etc. 

3}  Konrad  Bornhach,  Der  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  und 
das  öffentliche  Recht,  in  den  Annalen  des  deutschen  Reichs  1871,  S.  212;  Karl 
Schmidt t  Die  Konfession  der  Kinder  nach  den  Landesrechten  im  deutschen 
Reich,  Freiburg  1890,  S.  479  sq..  516—519;  L.  von  Hammeratein  S.  J.,  Die 
Wahl  der  Religion  und  der  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
deutsche  Reich  in  den  Laacher-Stimmen,  B.  39  (1890)  S.  158,  170,  171. 

4)  Resolution  und  Vortrag  des  Rechtsanwalts  Schultz  aas  Hamm,  S.  198. 
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merstein  beantragte  zur  Schonung  der  religiösen  üeberzeugang  and 
des  Gewissens,  für  Katholiken  das  katholische  Eherecht  wieder  ein* 
zuführen,  welches  ohnehin  wegen  seiner  strengeren  Grundsätze  vor 
dem  losen  Eherecht  des  Entwurfes  entschieden  den  Vorzug  verdiene 
und  im  Zusammenhang  hiemit  auch  die  Ehegerichtsbarkeit  den 
geistlichen  Gerichten  zu  überlassen.  Sollte  aber  das  Givil-Perspnen- 
recht  mit  seinen  widerrechtlichen  Eingriffen  in  das  Gebiet  der  Kirche 
dem  Reichstage  vorgelegt  werden,  so  sei  es  für  einen  Katholiken  un- 
annehmbar: »es  würde  einen  Kulturkampf,  wenn  auch  in  verjüngtem 
Massstabe,  aufs  neue  heraufbeschwören,  es  würde  die  Gewissen  ver- 
wirren, die  Autorität  der  Staatsgewalt  und  das  Vertrauen  zu  ihr 
schwächen,  es  würde  zur  Entchristlichung  und  Entsittlichung  der 
Bevölkerung  erheblich  beitragen  ^).€  Schilling  bemerkt  in  seinen 
Aphorismen  zum  Entwurf:  »Gänzlich  verfehlt  ist  das  Eherecht.  Es 
stellt  sich  auf  den  Standpunkt  der  Konfessionslosigkeit ,  welcher  in 
neuer  Zeit,  wo  wir  so  viele  Heiden  unter  uns  haben,  diesen  nach- 
gelassen werden  mag,  aber  nun  und  nimmermehr  gläubigen  Christen 
aufgedrungen  werden  darf  *).€  Auf  dem  gleichen  Standpunkte  der 
Verurtheilung  des  Entwurfes  steht  Professor  Bendix ,  welcher  nicht 
bloss  den  ersten  Entwurf,  sondern  auch  bereits  die  Begierungsvor- 
lage des  Jahres  1896  vor  Augen  hatte,  und  noch  in  zwölfter  Stunde 
die  legislatorische  Erledigung  des  Eherechts  im  Sinne  der  staat- 
lichen Wiederanerkennung  des  kanonischen  Rechts  zu  beeinflussen 
suchte  8). 


.  1)  Vorschl^e  zar  Regelung  des  ehelichen  Penonenrechts  fDr  Deutsch- 
land in  den  LaacHer- Stimmen  fi.  35  (1888)  S.  1—12  vrgl.  auch  B.  84  (1888) 
S.  493. 

2)  S.  Schilling,  Aphorismen  zu  dem  Entwürfe  etc.  Köln,  Bachern  1888, 
S.  14  und  dagegen  Lieonhard  Jacobi,  S.  223,  224  Anm.  24  in  der  spater  an- 
gegebenen Abhandlung. 

3)  Dr.  Ludwig  Bendix,  Die  deutsche  Bechtseinheit  und  das  xnkünftige 
bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  deutsche  Beich,  Mainz  1896,  S.  131  sq.,  169,  200, 
220  etc.  (TrffL  dazu  die  Becensionen  im  Archiv  für  kath.  Eirchenrecht  B.  76 
(1896)  S.  314  und  in  der  deutschen  Zeitschrift  für  Kirchenrecht ,  Freibnrg  und 
Leipzig  1896  n.  F.  B.  4  Heft  2 .  S.  240)  aus  dem  Mainzer  Katholik  1896 
3.  Folge  13.  Band. 

(ForUetsnng  folgt.) 
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3.    Dispensation  und  Dispensationswesen 

in  ihrer  geschichtlichen  EtUwickelung  dargestellt  vom  DL  Jahr» 

hundert  bis  auf  Gratian  (incl.)» 

(Vgl.  I.  Quartalh.  S.  8—42;  U.  Qaartalh.  S.  225-259). 

Von  Dr.  jar.  Maria  Albert  Stiegler, 

X.  Kapitel. 

§.  16.   Einleitung. 

Bis  in  das  X.  Jahrhundert  hinein  entwickelte  sich  das  Dispen- 
sationswesen frei  und  ungezwungen.  Die  Praxis  hatte  schon  längst 
Bahn  gebrochen  und  der  Wissenschaft  die  Wege  vorgezeichnet^ 
welche  diese  bei  der  Aufstellung  allgemeiner  Regeln  zu  befolgen  hatte. 
Bereits  im  I.  Teile  unserer  Arbeit  haben  wir  Gelegenheit  gehabt,  viele 
Ausspruche  von  Kirchenvätern,  Päpsten  u.  s.  w.  zu  erwähnen,  welche 
manchmal  eine  vollständige  Theorie  der  Dispensation  enthalten. 
Wir  erinnern  nur  an  die  Darstellung  Gyrills  ^).  Allein  sie  sind  alle  zu 
vereinzelt,  teils  auch  zu  wenig  vollständig,  indem  sie  mehr  den  Cha- 
rakter gelegentlicher  Aeusserungen  und  nicht  den  von  bewussten  Auf- 
stellungen der  über  die  Dispens  geltenden  Grundsätze  haben.  Auf- 
gabe dieses  zweiten  Teils  soll  es  nun  sein,  zu  zeigen,  wie  die  Dispen- 
sation sich  allmählich  in  die  Sphäre  wissenschaftlicher  Auffassung 
und  Darstellung  erhebt.  Wir  werden  sehen,  wie  man  an  die  bereits 
vorhandenen  Grundsätze  und  Beispiele  anknüpft  imd  einen  Stein 
nach  dem  andern  in  das  Gebäude  einfugt,  bis  schliesslich  die  Theorie 
in  den  Ausfahrungen  Gratians  zu  C.  1.  qu.  7  eine  dauernde  Fixierung 
erhält. 

§,  17.    Ausgangspunkt  der  Theorie. 

Der  Ausgangspunkt  für  die  theoretische  Begründung  und  Dar- 
stellung des  Dispenswesens  ist  zu  suchen  in  den  Grundsätzen,  nach 
welchen  die  vom  X.  Jahrhundert  ab  auftretenden  Eanonensamm- 
lungen  angelegt  sind.  Um  die  unter  den  kirchlichen  Verordnungen 
herrschenden  Widersprüche  zu  beseitigen,  berief  man  sich  bekanntlich 
auf  den  Grundsatz,  dass  auf  Ort,  Zeit,  Personen  und  Kirche,  d.  h.  auf 

1)  S.  22  ff. 
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die  verschiedenen  umstände  zu  achten  sei,  unter  denen  die  Kanones 
erlassen  wurden.  Man  müsse  unterscheiden,  ob  sie  allgemeiner  oder 
partikularer  Natur  seien,  ob  der  eine  die  Segel,  der  andere  die  Aus- 
nahme enthalte  u.  s.  w.  Dieses  Prinzip  hat,  ohne  es  allerdings  zu  dem 
gedachten  Zweck  zu  verwenden,  bereits  der  hl.  Hieronymus  aufgestellt  *). 
Ihm  folgte  Isidor:  »Sciendum  est,  quod  pleraque  capitula  ex  causa, 
ex  persona,  ex  loco ,  ex  tempore  consideranda  suntc  <).  Zu  diesen 
Momenten,  welche  bei  der  Beurteilung  der  verbindlichen  Kraft  eines 
Rechtssatzes  in  betraclit  zu  ziehen  sind,  rechnete  man  auch  die  Dis- 
pensation, indem  man  sagte,  dass  der  von  der  allgemeinen  Regel 
abweichende  Satz  auf  eine  Dispensation  zurückzuführen  sei,  wäh- 
rend jene  ihre  Quelle  in  dem  strengen  Becht  habe.  Deutlich 
spricht  sich  hierüber  aus  Abälard  in  der  Vorrede  zum  »Sic  et 
Nonc ») :  »Diligenter  et  illud  discutiendum  est ,  ciun  de  eodem  di- 
versa  dicnntur,  quid  ad  praecepti  coarctationem,  quid  ad  indulgentiae 
remissionem  vel  ad  perfectionis  exhortationem  intendatur,  ut  secun- 
dum  intentionum  diversitatem  adversitatis  quaeramus  remedium;  si 
vero  praeceptio  est,  utrum  generalis  an  particularis ,  id  est,  an  ad 
onmes  communiter  an  ad  aliquos  specialiter  directa.  Distinguenda 
quoque  tempora  sunt  et  dispensationum  causae,  quia  saepe,  quod 
uno  tempore  est  concessum,  alio  tempore  reperitur  prohibitum,  et 
quod  ad  rigorem  saepius  praecipitur,  ex  dispensatione  nonnumquam 
temperatur.  < 

Eine  nähere  Beschäftigung  mit  dieser  Frage  liegt  ausserhalb 
des  Rahmens  unserer  Arbeit*).  Für  uns  genügt  es  die  Thatsache 
konstatiert  zu  haben,  dass  das  Prinzip  der  Dispensation  benutzt 
wurde,  um  eine  Einigung  zwischen  sich  widersprechenden  Stellen 
herbeizuführen.  Auf  diese  Weise  war  ihr  der  Weg  zur  Aufnahme  in 
die  Gesetzessammlungen  bereitet,  und  zwar  teils  in  den  Qesetzestext 
selbst,  teils  auch  in  die  kurzen  Einführungssätze  zu  denselben. 

XL  Kapitel. 

Die  Entwickdung  der  Theorie  über  das  Dispensationswesen  bis  auf 

Ivo  von  Chartres. 

§.  18.    Abbo  von  St.  Fleury. 

Die  erste  uns  bekannt  gewordene  Kanone^isammlung ,  welche 
die  Dispensation  in  den  Kreis  ihrer  Betrachtung  zieht,  ist  jene  des 

\)  C.  3.  D.  29.  —  2)  C.  1.  2.  D.  29.  —  3)  Denifle,  Die  Äbälardsentenzcn 
and  die  Bcarbeitangen  seiner  Theologie,  Archiv  für  Litteratur  und  Kirchenge- 
schichte des  Mittelalters.  I.  (Jahrgang  1885).  620,  Anm.  1.  —  4)  Vgl.  Schuitef 
Die  Geschichte  der  Qaellen  and  Litteratur  des  kanonischen  Rechts,  Stattgart, 
1875.  1,  60. 
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Abts  Abbo  von  St.  Fleury,  entstanden  um  das  Jahr  998.  Diese 
Arbeit  beschränkt  sich  nicht  auf  ein  blosses  Aneinanderfügen  der 
einzelnen  Gesetzesstellen,  sondern  enthält  eine  selbständige  Darstel- 
lung des  vorhandenen  fiechtsstoffes  mit  den  eigenen  Worten  des  Ver- 
fassers ^). 

Im  achten  Kapitel  spricht  Abbo  darüber,  dass  die  Not  die  un- 
bedingte und  strenge  Anwendung  des  Gesetzes  manchmal  aus- 
schliesse^).  Denn  nicht  jede  gesetzliche  Bestimmung  habe  einen  so 
notwendigen  Charakter,  dass  der  Zweck,  welcher  durch  sie  erstrebt 
wird ,  nur  auf  dem  von  ihr  vorgeschriebenen  Wege  und  nicht  auch 
auf  einem  andern  erreicht  werden  könne.  Zu  berücksichtigen  seien 
stets  die  Lage  der  Länder,  die  Beschaffenheit  der  Zeiten,  die  Schwach- 
heit der  Menschen,  die  Notlagen  —  lauter  Umstände,  welche  den 
Gesetzgeber  zwingen,  die  von  ihm  aufgestellten  Normen  abzuändern 
und  Ausnahmen  von  denselben  zuzulassen ').  Der  necessitas  rerum 
stellt  Abbo  sonderbarer  Weise  die  potestas  gegenüber,  und  sagt, 
dass  auch  auf  Grund  eines  Machtspruches  Veränderungen  von 
Bechtssätzen  vorgekommen  seien.  Eine  solche  Auffassung  entspricht 
unzweifelhaft  den  thatsäcfa liehen  Verhältnissen,  wenn  wir  bedenken, 
dass  zu  Zeiten  Abbos  das  Dispenswesen  bereits  eine  solche  Aus- 
dehnuüg  angenommen  hatte,  dass  man  schon  weniger  darauf  sah,  ob 
die  Entbindung  von  der  Vorschrift  auch  hinreichend  begründet  war, 
als  darauf,  ob  der  Dispensator  wirklich  auch  eine  diesbezügliche  Be- 
fugnis besass.  Zu  dieser  Annahme  muss  man  um  so  mehr  gelangen, 
als  es  bereits  damals  sehr  viele  Dispensationen  gab,  für  deren 
Bechtfertigung  man  vergebens  irgend  einen  Grund  suchte.  Ob  wir 
mit  dieser  Vermutung  das  Bichtige  getroffen  haben,  lässt  sich 
nicht  genau  konstatieren,  da  wir  die  Gegenüberstellung  von  Dispen- 
sationen, die  auf  necessitas,  und  solcher,  die  auf  potestas  beruhen, 
nur  bei  Abbo  haben  finden  können.  Was  die  Beispiele  von  Dis- 
pensen betrifft,  so  erwähnt  er  die  Versetzung  und  Bestitution  von 
Bischöfen;  für  die  Dispensationen  der  letzteren  Art  dienen  ihm  als 
Quelle  die  Briefe  Gregor's  des  Grossen. 

Als  Dispensation  im  Sinne  Abbos  ist  also  zu  betrachten  jede 
beliebige  Ausnahme  von  der  gesetzlichen  Vorschrift.  Einen  Unter- 
schied zwischen  Dispensen  ad  faciendum  und  post  factum  kennt  er 
nicht. 


1)  Mabillon,  Yetera  analecta,  Paris  1676.  2,  248  sqq. 

2)  L.  c  p.  268  sq.  —  8)  L.  c. 
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§.  19,    Befiiäld  von  Konstanz. 

Der  Presbyter  Bernald  von  Konstanz  (geb.  um  1054),  zuerst 
Mönch  im  Kloster  St.  Blasien,  später  im  Konvent  zu  Schaffhausen, 
schrieb  mehrere  kanonistische  Abhandlungen.  Unter  diesen  befinden 
sich  namentlich  zwei,  in  welchen  dem  Dispenswesen  eingehende 
Berücksichtigung  zu  teil  wird^).  Veranlassung  zu  denselben  bot 
ihm  der  damals  sehr  lebhaft  geführte  Streit  über  die  Laieninvestitur 
sowie  die  infolge  der  mannigfachen  Zwistigkeiten  zwischen  der  welt- 
lichen und  geistlichen  Gewalt  hervorgetretenen  Missstände,  welche 
zu  einer  Unmenge  von  Exkommunikationen  führten,  so  dass  die  Frage 
der  Wiederaufnahme  der  aus  der  Kirche  Ausgeschlossenen  damals 
auf  der  Tagesordnung  war.  Der  Lösung  dieser  Frage  widmete 
Bernald  seine  Schrift  über  die  Autorität  der  Kanones*).  An  der 
Hand  von  Aussprüchen  der  Väter  und  Päpsten  zeigt  er  einerseits 
die  Strenge  der  kanonischen  Vorschriften,  anderseits  fuhrt  er  aber 
auch  viele  Ausnahmen  an,  welche  von  den  kirchlichen  Obern  mit 
Sücksicht  auf  die  besondern  Umstände  gemacht  worden  seien  ^). 

Die  Dispensation  gilt  ihm  zunächst  als  Mittel,  den  Wider- 
spruch zwischen  zwei  Gesetzen  zu  heben  ^),  indem  durch  dieselbe 
eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  zugelassen  wird.  Die 
Dispensation  betrachtet  er  des  nähern  als  jenen  Akt  der  kirchlichen 
Autorität,  durch  welchen  eine  Aenderung  der  Kanones  auf  gewisse 
Zeit  hinaus  gestattet  wird.  Wolle  man  die  kirchlichen  Vorschriften 
genau  verstehen,  so  müsse  man  prüfen,  was  die  Väter  »dispensatorie 
quasi  ad  tempus«  verordnet  und  zugelassen  haben,  und  dies  dann 
genau  absondern  von  dem,  was  sie  » generali ter  omni  tempore  tenen- 
dumc  vorgeschrieben  haben  ^).  Eine  allgemeine  Vorschrift  sei  z.  B. 
das  Verbot  der  Ehe  in  verwandtschaftlichen  Graden.  Von  diesem 
allgemeinen  Gesetz  habe  Papst  Gregor  den  neubekehrten  Engländern 
eine  Ausnahme  gestattet:  »dispensatorie  legitur  concessissec  0).  Die 
Dispensation  stellt  er  der  allgemeinen  Regel  gegenüber,  wenn  er 


1)  üaaermann^  Germaniae  sacrae  prodromas,  S.  Blas.  1792.  2.  812 — S55, 
opascal.  de  canonnm  aactoritate,  in  den  Monufnenta  Oermaniae  hiatortca, 
Libelli  de  lite  imperatoram  et  pontificnm  saecali  XI  et  XII,  tom.  2.  Hannover. 
1892,  p.  112—142  ediert  mit  der  Ueberschrift,  De  excommanicatis  ritandis.  Die 
zweite  Schrift  kennt  Usserroann  1.  c.  p.  406—410  mit  der  üeberschrift  »De  pra- 
denti  dispensatione  eccleäiasticaram  sanctionuro«,  während  Tfianer  8.  c.  p.  156 
— 159  den  Titel:  »De  statatis  ecclesiasticis  sobrie  legendisc  anführt. 

2)  Monumenta  Germ.  1.  c  p.  112,  Lib.  de  excom.  Tit  c.  1. 

8)  Lib.  de  excom.  Tit.  c.  14,  Mon.  Oerm.  1.  c.  p.  117;  vgl.  lib.  de  stat. 
eccL  c  2.  1.  c,  p.  156.  —  5)  Lib.  de  excom.  vit.  c.  67.  L.  c.  p.  189. 

5)  Lib.  de  excom.  vit.  c.  57.  Mon.  Oerm.  p.  189;  vgl.  Üb.  de  stat.  eccl. 
c.  2.  1.  c.  p.  156.  —  6)  Lib.  de  stat.  eccl.  c.  2.  l.  c.  p.  156. 
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sagt:  »Alia  est  ratio  eomm,  quae  dispensatorie  instituta  videntm*, 
alia  generaliam.c  Diesen  Satz  beleuchtet  er  des  weitern  in  folgen- 
der Weise  ^):  »ünde  beatns  Innocentius  Papa  ad  Macedonum  episcopos 
scribens:  Quod  necessitas,  inquit,  pro  remedio  reperit,  necessitate 
cessante  debet  utique  cessare  pariter  quod  urgebat;  qiiia  alius  ordo 
est  legitimus,  alia  usurpatio,  quam  ad  praesens  fieri  tempus  impellit. 
Et  advertite,  quod  utique,  ut  dicitis,  necessitas  imperavit,  in  pace 
iam  ecclesias  constitutas  non  praesumere«  (=  c.  7.  C.  1.  qu.  7).  Hac 
ratione  beatus  Innocentius  statutum  Nicaeni  concilii  de  haereticis 
cum  ordine  recipiendis  non  iam  attendendum  asseruit,  eo  quod 
necessitas  illo  tempore  iam  transierit,  quae  Nicaenos  patres  ita  No- 
vatianos  recipere  compulerit.  ünde  et  Africani  patres  cap.  XXXII 
decreverunt ') ,  ne  Donatistae  cum  ordine  reciperentur ,  illis  tamen 
exceptis,  per  quorum  susceptionem  ecclesiasticae  utilitati  consuleretur. « 
Soweit  über  die  Dispensation.  »De  bis  autem,  quae  non  dispensa- 
torie^  sed  generaliter  instituta  sunt,  sanctus  Leo  Papa  I.  omnibus 
episcopis  scribens  testatur  ^) :  Non,  inquit  in  cuiusquam  persona  prae- 
termittendum  est,  quod  in  gener alibus  statutis  continetur.  Quae 
etiam  Gelasius  Papa  semper  regulariter  custodienda  iudicata),  nisi 
aliqua  rerum  vel  temporum  perurgeat  angustia.  Nam  et  de  bis  non- 
numquam  aliquid  remisisse  sancti  patres  leguntur  pro  necessitate 
temporum:  ut  in  ordinatione  sancti  Ambrosii,  quem  ex  neophytis 
ordinaverunt ,  quod  tamen  generalia  canonum  statuta  prohibuerunt. 
Item  idem  Leo  qui  supra  quosdam  ex  laicis  ordinatos  in  episcopatu 
confirmavit,  licet  et  hoc  sancti  patres  generaliter  iam  prohibuerint.€ 
Wie  ein  Heilmittel  nur  so  lange  angewendet  zu  werden  braucht,  als 
die  Krankheit  überhaupt  dauert,  ebenso  kann  eine  Abweichung  von 
dem  geltenden  Becht  nur  für  die  Dauer  derjenigen  umstände  zuge- 
lassen werden,  welche  eine  Notwendigkeit  oder  Nützlichkeit  der- 
selben begründen.  Kommen  diese  in  Wegfall,  dann  tritt  auch  die 
allgemeine  Begel  wieder  in  ihre  Bechte^). 

In  seiner  Abhandlung  über  den  Zölibat  <^)  spricht  sich  Bemald 
aus  über  die  Dispensation,  welche  Papst  Gregor^)  den  Diakonen  Si- 
ziliens gegeben  hatte.  Es  sei  dies  eine  »temporalis  et  dispeifsatoria 
tolerantia« ®) ,  eine  »toleratio  dispensatoria ,  localis  et  temporalis«^), 
von  der  seine  Zeit  einen  Gebrauch  zu  machen  nicht  berechtigt  sei. 

1)  Lib.  de  excom.  vit.  c.  57.  1.  c  p.  140. 

2)  Des  nähern  vgl.  die  Darstellong  der  geschichtlichen  Entwickelang  des 
Dispensationsrechts.  —  3)  Ep.  spur,  ad  Africanos,  HinschitMt  Pseadoisidor. 
p.  622.  —  4)  Thiel,  1.  c  p.  362.  —  5J  Lib.  de  excom.  vit.  c  57.  1.  c.  p.  140. 
—  6)  De  Incontinentia  sacerdotnni,  1.  c.  p.  9.  —  7)  L.  1.  ep.  44,  ed.  Ewald  I. 
67.  —  8)  De  incont.  sacerd.  1.  c.  p^  21.  —  9)  L.  c.  p.  28, 
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Im  Sinne  Bernaids  ist  demnach  jede  Aenderung  und  Milderung 
der  kanonischen  Vorschriften,  soweit  dieselbe  einen  zeitlich  be- 
schränkten Charakter  hat,  als  Dispensation  anzusehen.  Dispensare 
ist  ihm  gleichbedeutend  mit  temperare,  mutare  i).  Bernald  kennt 
aber  auch  die  Dispensation,  insoweit  sie  nur  für  einen  Einzelfall  die 
Wirksamkeit  des  Bechtssatzes  aufhebt :  Ambrosius  habe  als  Neophyt 
die  Bischofsweihe  erhalten,  und  Papst  Leo  habe  einige  Laien,  die  un- 
mittelbar zum  Bischof  geweiht  worden  waren,  Nachsicht  zu  teil  wer- 
den lassen^).  Auch  die  Translation  der  Bischöfe  führt  er  auf  eine 
Dispens  zurück  *). 

Das  für  die  ersten  Christen  erlassene  Verbot  des  Enthaltens 
von  bestimmten  Fleischspeisen,  welches  die  Apostel  nur  aus  be- 
stimmten, jener  Zeit  angehOrigen  Gründen  gegeben  haben,  erklärt 
sich  Bernald  nach  dem  Vorgange  Augustins^)  unter  Zuhilfenahme 
der  Dispensation,  indem  die  Apostel,  auf  die  damaligen  Umstände 
Bücksicht  nehmend,  von  der  Abschaffung  des  Verbots  vorläufig  ab- 
standen. Das  Zitat  Augustins  schliesst  er  mit  folgenden  Worten: 
Es  ist  also  nicht  zu  verwundem,  wenn  auch  die  Nachfolger  der 
Apostel  gewisse  Bestimmungen  dispensatorie  erlassen  hätten,  welche 
deren  Nachfolger  wieder,  falls  der  Wechsel  der  Zeiten  es  verlangte, 
zu  ändern  oder  ganz  abzuschaffen  pflegten  ^).  Aus  dieser  Stelle  ziehen 
wir  einen  wichtigen  Schluss:  nach  der  Ansicht  Bernaids  ist  das  Li- 
stitut  der  Dispensation  sehr  alt,  so  alt  als  die  Kirche  selbst;  und 
zwar  erstreckt  sich  dieses  Alter  auf  beide  Kategorien  von  Dispensen, 
sowohl  auf  die  vor  als  auch  die  nach  der  That  erteilten.  Wir  fol* 
gern  letzteres  aus  dem  Umstände,  dass  Bernald  ohne  Unterschied 
Beispiele  von  beiden  Arten  anführt '),  sowie  daraus,  dass  er  an  keiner 
Stelle  eine  andere  Behandlung  der  dispensationes  pro  faciendo  als  der 
pro  facto  verlangt. 

Soll  die  Dispensation  mit  Fug  und  Recht  erteilt  sein,  so  müssen 
hinreichende  Gründe  vorliegen,  welche  die  Abweichung  von  der  Begel 
rechtfertigen.  Bernald  verlangt  das  Vorhandensein  einer  »rationalis 
causa,  quae  sacros  canones  aliquantulum  temperari  exegerit«^).  Ein 
vernünftiger  Orund  zar  Gestattang  einer  Ausnahme  ist  einmal  der 
Nutzen,  welcher  für  die  Kirche  zu  erwarten  ist,  wenn  durch  die  Ab- 

1}  »Haue  autem  facaltatera  temperandorum  sive  mutandoram  canonani 
Romano  Pontifici  potissimam  adiacere  non  dabitamus«;  lib.  de  excom.  vit.  1.  c. 
c  58,  p.  140.  —  2)  Lib.  de  excom.  vit.  c.  57,  1.  c.  p.  140;  v^i.  S.  633.  — 
8)  L.  c.  c.  14.  p.  136  sq.  —  4)  Contra  Fanstam,  1.  28.  c.  18,  Migne,  42,  504. 
—  5)  Lib.  de  excom.  vit.  L  c.  c.  25,  p.  128:  »Non  ergo  mirandnm,  si  et  snc- 
cessores  apostolomm  aliqna  dispensatorie  institnernnt,  auae  eornm  posteri  mtt- 
tatione  temporis  hoc  exigente,  rationabiliter  aliqnanao  mntare  yel  penitus 
abrogare  consueveruntx  —  6)  L.  c.  57.  p.  140,  vgl.  1.  c.  c  14.  p.  118. 
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weichuBg  von  der  Strenge  des  Gesetzes  mehr  erlangt  wird,  als  durch 
die  strikte  Handhabung  desselben;  dann  aber  auch  die  Notwendig- 
keit, welche  zur  Abwendung  eines  Schadens  eine  allzuharte  Durch- 
fuhrung der  kirchlichen  Vorschriften  als  nicht  ratsam  erscheinen 
lässt^).  Es  genügt  aber  nicht  allein,  dass  schon  ein  Qrunl  die  Aus- 
nahme befürwortet,  das  Gesetz  selbst,  welches  in  betracht  kommt, 
muss  dispensabel  sein,  da  es  gewisse  Vorschriften  giebt,  die  ihrer 
innem  Natur  nach  nie  gebeugt  werden  können  und  dürfen.  Zum 
Beweis  hiefür  beruft  sich  Bernald  auf  die  bekannte  Stelle  Sicut 
quaedam  =»  c.  2.  D.  14  aus  dem  Briefe  Leos  I.  an  den  Bischof 
Busticus  von  Narbonne^). 

In  der  interessantesten  Weise  behandelt  Bernald  die  rechts- 
philosophische Begründung  der  Dispensation.  Die  Dispensationsge- 
walt  ist  ihm  ein  notwendiges  Korrelat  der  Legislative.  Die  kirch- 
liche Bechtsordnung,  sagt  er,  könnte  nicht  bestehen,  wenn  der  Papst 
nicht  die  Gewalt  hätte,  über  die  Eanones  zu  verfügen,  wie  es  die  Not 
und  die  Umstände  verlangen.  Die  Vorschriften  der  früheren  Päpste 
selbst  würden  die  Ordnung  nicht  so  sehr  aufrechterhalten  als  zerstören, 
wenn  ihre  Nachfolger  nicht  befugt  wären,  wo  die  Not  der  Zeiten 
eine  mildere  Handhabung  der  Gesetze  verlange,  eine  Abweichung 
von  denselben  zu  gestatten.  Wenn  z.  B.  Papst  Gelasius®)  die  von 
seinen  Vorgängern  für  die  Erteilung  der  Weihen  festgesetzten  In- 
terstizien  nicht  hätte  verkürzen  können,  wäre  dem  in  Süditalien  so 
drückend  gewordenen  Priestermangel  nicht  so  rasch  abgeholfen  wor- 
den, und  wenn  die  Strenge  der  alten  Eanones  betreffs  der  gefal- 
lenen Kleriker  nicht  hätte  gemässigt  werden  können,  dann  Würde  die 
Kirche  zu  Zeiten  ganz  verlassen  dastehen,  ohne  Priester,  ohne  Aus- 
spender und  Verwalter  der  hl.  Sakramente  ^).  Der  Gesetzgeber  muss 
also  zugleich  auch  das  Recht  haben,  in  allen  den  Fällen,  in  welchen 
die  strenge  Anwendung  der  Gesetze  als  Unbilligkeit  oder  als  Härte 
erscheint,  eine  Ausnahme  gestatten  zu  können^).  Die  Dispensation 
begründet  Bernald  auch  noch  von  einem  andern  Gesichtspunkt  aus. 
Wenn  einerseits  die  kirchlichen  Vorschriften  unbedingten  Gehorsam 
verlangen,  anderseits  aber  wieder  Dispensen  zulassen,  so  beruhe  dies 
darauf,  dass   es  der  Kirche  hauptsächlich  darauf  ankommt,  ihren 


1)  L.  c.  c.  14.  p.  118:  »Nasqnam  tarnen  saneti  patres  ita  tempori  morem 
gessisse  legantar,  nisi  ubi  plus  ecclesiae  dispensatoria  lenitas  quam  canonica 
severitas  proficere  videbatur.c  —  2)  L.  c.  c.  57.  p.  140.  —  8)  Thiel,  1.  c.  p.  363. 
'—  4)  Lib.  de  excom.  yit.  c  58.  1.  o.  p.  141:  »Com-  iam  pene  nulli .  sacerdotes 
nisi  criminaliter  lapsi  reperiantur,  qnos  antiqai  eanones  deposuisse  legantnr.c  — 
5}  Vgl.  hierüber  des  nfihern  in  der  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwickelung 
des  Dispensationsrechts. 
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Zweck,  d.  L  die  Heiligung  ihrer  Angehörigen  zu  erreichen.  Ob  nun 
dieser  durch  die  strenge  Anwendung  der  Gesetze  oder  auf  dem  Wege 
der  Ausnahme  von  denselben  im  einzelnen  Fall  zu  erreichen  uA,  da- 
zu bedarf  es  eingehender  Prüfung  der  Vorgesetzten,  welche  bald  an 
der  AufirechterhtJtung  der  kirchlichen  Bechtssätze  festhalten  ^  bald 
davon  Abstand  nehmen  und  dispensieren,  »namutriusqne  nnam  et 
eandem  intentionem  habuisse  non  dubitantur,  videlicet,  ut  ecclesia- 
sticae  utilitati  summopere  providerent,  sive  canonum  rigorem  obser- 
varent,  sive  pro  qualitate  teraporis  eum  ad  tempus  temperarent. 
Semper  enim  mala  prohibere  et  bona  instituere  potissimum  studuere, 
quod  procul  dubio  efficere  non  possent,  si  non  pro  diversitate  tarn- 
porum  nunc  mitius,  nunc  severius  incedere  studuissent«  ^). 

§,  20.    Deusdedit  und  Anselm  von  Lucca. 

Die  um  das  Jahr  1086  verfasste  CoUectio  canonum  des  Kar- 
dinals Deasdedit')  bietet  far  unsern  Zweck  nur  eine  ganz  geringe 
Ausbeute.  Den  Ausdruck  dispensatio  wendet  derselbe  in  seinen  dicta 
sowie  in  der  der  Sammlung  vorausgehenden  Inhaltsangabe  nicht  an^ 
wenigstens  nicht  in  der  für  uns  in  betracht  kommenden  technischen 
Bedeutung  im  Sinne  einer  Ausnahme  von  der  strengen  Begel  ^).  Sein 
Hauptzweck    war    eben    eine    Darstellung    der    Privilegien    des 
hl.  Stuhles  zu  geben,  und  nicht,   wie  wir  dies  bei  den  bisher  er- 
wähnten Eanonensammlungen  konstatiert   haben,  die  sich   vielfach 
widersprechenden  Bestimmungen  des  kirchlichen  Rechts  zu  vereini- 
gen, ihren  Widerspruch  zu  lösen.    Er  betrachtet  somit  das  Dispen- 
sationswcf^n  von  dem  Standpunkte  der  GetvaU  aus,  welche  Dispen- 
sationen zu  erteilen  befugt  ist.     Der  Papst  hat  das  Vorrecht,  die 
Verordnungen  der  Väter  zu  mildem ,  temperat  ^).     Solche  Dispensa- 
tionen geschehen  aber  nur  unter  Bücksichtnahme  auf  die  besondern 
Verhältnisse,  welche  eine   Abweichung  von  der  Begel  verlangen. 
Sie  sind  ein  Heilmittel  und  haben  demgemäss  nur  solange  Dauer, 
als  die  Notlage,  welche  dieselben  begründet,  vorhanden  ist^). 

Die  Collectio  Anselmi  (f  1086)  ist  bis  heute  nur  nach  den 
üeberschrifben  der  einzelnen  Kapitel  bekannt,  welche  Mai  in  seinem 
SpicUegium  Bomanum  veröffentlicht  hatc  ^).  »Papa  decreta  canonum 
ita  librare  debet,  ut  quae  necessitas  temporum  relaxanda  exposcit, 
temperet,  quantum  fieri  potestc  7).    Hiemach  ist  die  Dispensation  die 


1)  L.  c.  c.  14.  p.  117.  —  2)  Editio  Mariinucci,  venet.  1869.  —  8)  Dis- 
peiuatio  =  Verwaltung  1.  c.  2.  p.  16  (Index)  und  1.  8.  p.  22.  —  4)  L.  e.  Index, 
p.  10.  —  5)  L.  c.  Lidex,  p.  81.  Vgl.  aes  n&hem  hierüber  die  Darstellung  des 
Dispensationsrechts.  —  6)  Rom.  1841.  p.  816  sqq.  —  7)  L.  c.  1.  2.  c.  82.  p.  324. 
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»relaxatio  decretorum  canoomn  ex  neeessitate  temporum,  quantum 
fieri  po6eBt.€  Diese  Definition  entspricht  der  damaligen  Auffassnng 
von  der  Dispensation  vollkommen,  welche  dahin  geht,  dass  jede  Aus- 
nahme von  dem  Qesetz  als  eine  solche  zu  betrachten  ist.  Dabei 
nmfasst  dieser  Begriff  sowohl  die  Aendenmg  der  kirchlichen  Ver- 
ordnungen für  die  ganze  Gemeinschaft  oder  einem  Teil  derselben  als 
auch  die  Milderungen  der  gesetzlichen  Anforderungen  zu  Gunsten 
einzelner  Personen.  Der  Grund,  der  solche  Ausnahmen  recht£drtigt, 
liegt  in  der  Notwendigkeit,  welche  bald  mit  Böcksicht  auf  den 
eyentuellen  Schaden  bei  strenger  Anwendung  des  Rechts,  bald  in 
Hinsicht  auf  den  von  der  Gestattung  der  Abweichung  zu  erwarten- 
den Vorteil  ein  Abgehen  von  der  allgemeinen  Bechtsregel  begründet. 
Ein  Moment  hebt  Anselm  im  Gegensatz  zu  seinen  Vorgängern  ganz 
besonders  hervor.  Er  sagt  nämlich,  dass  der  Papst  die  Dispensa- 
tionen nicht  allein  erteilen  kamiy  sondern  dass  er  sie  selbst  erteilen 
mu88.  Seine  Pfliehi  ist  es,  wo  hinreichende  Gründe  die  Milderung 
des  strengen  Bechts  erfordern,  dieselbe  eintreten  zu  lassen.  Allein 
nicht  alle  Gesetze  können  vermittelst  der  Dispensation  gebeugt  wer- 
den, denn  es  gibt  dispensable  und  indispensable,  und  nur  insoweit 
ein  Bechtssatz  nicht  zum  ins  divinum  gehört,  kann  von  demselben 
entbunden  werden  ^).  Als  dispensabel  bezeichnet  er  z.  B.  die  Ver- 
ordnung, wonach  die  Pönitenten  vom  Klerus  ausgeschlossen  sind^. 

§.  21.    Boniso. 

In  der  Kanonensammlung  des  Bischofs  Bonizo '  von  Sutri 
(ca.  1075),  eines  Zeitgenossen  Anselm^s,  finden  sich  eigene  Ausführ- 
ungen des  Verfassers  über  das  Dispensationswesen.  Soweit  dieselben 
nach  den  Auszügen  des  Kardinals  Mai  bekannt  sind'),  lässt  sich 
über  die  Ansicht  Bonizo^s,  die  Dispensation  betreffend,  folgendes 
feststellen. 

Seine  Erwägungen  knüpft  Bonizo  an  die  Betrachtung  der  That- 
sache,  dass  bereits  zu  seiner  Zeit  sehr  oft  Beamte,  Neophyten, 
Pönitenten,  Bigame  und  Uneheliche  zum  Emp&ng  der  Priester-  oder 
Bischo&weihe  zugelassen  wurden.  Dabei  stellt  er  sich  die  Frage, 
wie  es  sich  erklären  lasse,  dass  einerseits  die  gesetzlichen  Verord- 
nungen nicht  als  verletzt,  anderseits  derartige  Weihen  aber  auch 
nicht  als  ungültig  anzusehen  seien.  Die  Beantwortimg  dieser  Präge 
(difficUlima  quaestio)^)  giebt  Bonizo  unter  Znhülfenahme  der  Dis- 
pensation.   Notwendigkeit  und  Nützlichkeit,  sagt  er,  gestatten  sehr 

1)  L.  c.  1.  2.  c.  74.  p.  828.  —  2)  L.  c.  1.  8.  c.  3.  p.  369.  —  3)  Patrura 
nova  bibliotheca,  tom.  7.  part.  8.  p.  1  sqq.  —  4)  L.  c.  p.  22.  n.  44. 
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oft  eine  Ausnahme.  Sobald  diese  Gründe  aber  nicht  weiter  herrschen, 
muss  der  frühere  rechtmässige  Zustand  wieder  hergestellt  werden. 
Die  Dispensation  tritt  uns  also  auch  hier  entgegen  mit  demselbw 
allgemeinen  Inhalt,  den  wir  bisher  konstatiert  haben. 

Durch  Zulassung  einer  Ausnahme  auf  dem  Wege  der  Dispen- 
sation erleiden  aber  die  kanonischen  Bestimmungen  keinerlei  Ein- 
busse^).  Die  spanischen  Bischöfe  gaben  z.  B.  dem  Bigamen  Kar- 
terius,  einem  Mann  von  erprobter  Tüchtigkeit,  die  Erlaubnis,  die 
Weihen  zu  empfangen.  Eine  solche  Dispensation  befürwortete  bereits 
der  hl.  Hieronymus  in  einer  Schrift:  »Pro  unius  uxoris  viro«,  worin 
er  sage,  dass  bei  der  Ordination  nicht  darauf  zu  sehen  sei,  »quales 
nati  sumus,  sed  quales  post  baptismum  viximus.c  Auf  demselben 
Gebiet  gewährte  auch  Papst  Pelagius  eine  Dispensation.  Sind  nun 
hier,  fragt  sich  Bonizo,  die  Eanones  übertreten  worden  ?  Seine  Ant- 
wort lautet:  Nein.  Papst  Gregor  I.  gab  auch  Dispensen  »condescen- 
dens  tempori,  utilitati  vel  necessitati,  nan  canonum  euram  dissohensA 
Die  Weihe  des  hl.  Ambrosius  zum  Bischof  von  Mailand,  trotz  seiner 
Eigenschaft  als  Neophyt,  erwähnt  Bonizo  mit  folgenden  Worten: 
»Sanctum  vero  Ambrosium,  lilium  ecclesiae,  catechumenum  electum 
et  octo  diebus  post  baptismum  transactis  in  episcopum  ordinatum, 
sacrae  nobis  narrant  historiae,  quem  neophytum  ftiisse  nulli  dubiam 
est.  Quid  ergo?  fracti  sunt  cananes  apostdici?  minime,  quia  ubi 
superbia  locum  non  habuit,  nee  arrogantia  menti  eins,  quovis  ingenio 
ob  susceptum  honorem  irrepsit.  Pro  canone,  qui  ad  resecandam 
vanam  gloriam  est  datus,  superfluum  est  iaborare,  veluti  si  quis  no- 
vaculum  ad  radendos  pilos  duceret,  ubi  pili  nusquam  possunt  inveniri. 
Sed  non  ideo  omnes  neophyti  passim  ordinandi  sunt ;  raro  enim  tales 
inveniuntur  Ambrosii.  Et  quod  aliquando  conceditur  tempori,  utilitati 
et  necessitati,  universalem  non  possidet  firmitatem  .  .  .€*). 

Was  die  Dispensabilität  betrifft^  so  zerfallen  nach  der  Ansicht 
Bonizo's  die  Eanones  in  necessarii  und  in  dispensatorü  Erstere  sind 
solche,  die  durch  keinen  Grund  abgeändert  werden  können,  z.  B.  das 
Glaubenssymbolum ,  die  Taufformel,  die  Art  und  Weise  der  Sakra- 
mentenspendung,  das  G^bot  der  Gottesliebe,  das  Verbot  der  Unzucht 
und  des  Meineids  u»  s.  w.  Die  übrigen  Eanones  sind,  soweit  sie  eben 
mit  dem  Glauben  und  dem  Heil  nicht  in  unmittelbarem  Zusanunen- 
hang  stehen,  dispensabel.  Als  solche  gelten  ihm  hauptsächlich  die 
Vorschriften  betreffs  der  Ordination.  »Et  licet  prae&ti  eanones  ab 
apostolo  et  a  sanctis  patribus  episcopis  ob  distribuendos  ordines  tra- 


1)  L.  c.  u.  46.  —  2)  L.  c.  n.  48. 
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diti  dispensatorii  sint  et  eoram  iudicio  aliquando  inflectendi  vel  le* 
yandi,  videant  tarnen  ne  sine  examinatione  inordinate  hos  promoveant 
ad  ordines,  quibus  sacri  canones  contradicunt ,  et  iuxta  apostolicunx 
praeceptum,  qood  non  dispensatorie  sed  inviolabili  necessitate  illis 
mandatum  est,  videanti  ne  aliquibus  cito  manus  imponantc  i).  Dem- 
gemäss  betrachtet  er  es  als  eine  besondere  Pflicht  der  Bischöfe^  falls 
sie  von  ihrer  Dispensationsbefagnis  Gebrauch  machen  wollen,  darauf 
zu  sehen,  ob  die  Ausnahme  auch  hinreichend  gerechtfertigt  sei,  und 
zu  präfen,  ob  das  in  Frage  kommende  Gesetz  überhaupt  verändert» 
dispensiert  werden  könne. 

Die  Darstellung,  welche  Bonizo  von  dem  Dispensationswesen 
giebt,  unterscheidet  sich  von  den  Vorhergehenden  namentlich  dadurch, 
dass  er  mit  eigenen  Worten  ganz  allgemeine  Grundsätze  aufstellt, 
und  für  dieselben  aus  den  verschiedenen  Gebieten  des  kirchlichen 
Bechts  Beispiele  anfährt.  Bislang  hatte  man  die  Erörterungen 
über  die  Dispensation  nur  an  die  Wiederaufnahme  von  Häretikern 
geknüpft  und  von  diesem  beschränkten  Gesichtspunkte  aus  die  dies- 
bezüglichen Grundsätze  aufgestellt,  ohne  dass  sich  aber  dieselben  auf 
diesen  einen  Fall  allein  und  ausschliesslich  bezogen  hätten.  Im 
Gegenteil,  sie  umfassten,  was  wir  an  früherer  Stelle  bereits  darge- 
than  haben,  neben  der  Wiederaufnahme  von  Häretikern  auch  noch 
viele  andere  Fälle  von  Dispensationen.  Die  Erörterungen  über  die 
den  lapsi  gewährte  Nachsicht  gaben  nur  die  Gelegenheit  ab,  von 
der  Dispensation  zu  sprechen.  Mit  dieser  Praxis  hat  Bonizo  ge- 
brochen. Seine  Ausführungen  sind  unstreitig  ganz  dllgemeiner  Na- 
tur, und  umfassen,  wie  es  sich  aus  den  von  ihm  erwähnten  Bei- 
spielen ergiebt,  das  ganze  Gebiet  des  kirchlichen  Bechts,  soweit 
dieses  überhaupt  veränderlich  ist. 

§.  22,    Gottfried  von  Vendofne. 

Als  Dispensation  betrachtet  Gottfried  von  Venddme  (1093  zum 
Abt  gewählt)  jede  Ausnahme  von  der  Bechtsregel.  >Tunc  enim  a 
pastore  ecclesiae  dispensatio  pie  et  misericorditer  fieri  creditur,  cum 
aliquid  minus  perfecte  ad  tempus  fit  ab  illo  vel  fieri  permittitur«  *). 
Darunter  begreift  er  nicht  allein  Ausnahmen  dauernden  Charakters 
und  Veränderungen  des  Gesetzes  selbst,  (possunt  etiam  et  debent 
fieri  dispensationes ,  quibus  ecclesiarum  et  monasteriorum  consuetu- 


1)  L.  c.  D.  48.  —  2)  Libellas  V.  Ad  Caliztnm  Papam ,  mit  der  üeber- 
Schrift:  »Qnaliter  in  ecclesia  dispensatioDes  fieri  debent.«  Monumenta  Qer» 
maniae  kistorica,  LibelU  de  lite  imperatoram  et  pontificam  saecnlis  XL  et 
XII.  conscripti,  Hannov.  1892,  2,  693. 
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dines  immutentar  ^),  sondern  auch  solche  zu  Gunsten  einzelner  Per- 
sonen. Hierher  zählt  er  die  Zulassung  der  Beschneidung  des  Apostel- 
schülers Timotheus  sowie  die  Duldung  jüdischer  Gebräuche  durch 
den  hl.  Petrus  bei  den  Christen  2). 

Die  Frage,  in  welcher  Weise  Dispensationen  zu  geschehen 
haben;  erledigt  Gottfried  in  einem  besondem  Kapitel  mit  der  üeber- 
schrift:  »Qualiter  in  ecclesia  dispensationes  fieri  debentc  ^).  Gerichtet 
ist  dasselbe  an  den  Papst  Kalixt.  Es  giebt  gewisse  Fälle ,  sagt  er 
daselbst,  in  welchen  die  Not  den  kirchlichen  Ob^n  zu  einem  Abgehen 
von  den  gesetzlichen  Vorschriften  zwingt.  Nicht  willkürlich,  »neu 
Yoluntate  sua ,  sed  aliorum  necessitatec ,  nicht  aus  Liebe  zum  Geld 
oder  aas  Menschengunst,  »non  quidem  amore  pecuniae  Tel  quolibet 
humano  favore,  sed  pia  et  misericordi  intentionec  ^).  Wann  ist  dies 
nun  der  Fall  ?  Die  Antwort  Gottfriede  lautet :  wenn  die  Notwendig- 
keit dazu  zwingt,  wenn  sie  die  Vorteile,  welche  die  Abweichung  in  Aus- 
sicht stellt,  als  ein  grosseres  Gut  erscheinen  lässt  als  jene>  welche 
von  der  strengen  Anwendung  des  Gesetzes  erwartet  werden  kennen  ^). 
Mit  Bücksicht  auf  das  Gesetz,  welches  als  allgemeine  Begel  das  voll- 
kommenere ist ,  bezeichnet  Gottfried ,  wie  aus  der  anfangs  zitierten 
Definition  sich  ergiebt,  die  Dispens  als  etwas  Minder-VoUkommenes^ 
minus  perfectum  *).  Von  einem  andern  Gesichtspunkte  betrachtet  er 
die  Sache,  wenn  er  sagt,  die  Dispensation  trete  ein,  »ubi  postponi- 
tur  minus  bonum ,  ut  est  melius ,  instituatur  ^).  Hier  betrachtet  er 
als  melius,  was  dort  als  minus  perfectum  bezeichnet  ist.  Die  Dis- 
pensation ist  ihm  sogar  die  Zulassung  eines  malum.  Mit  Wider- 
sprüchen haben  wir  es  in  keinem  Fall  zu  thun,  sondern  nur  mit  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten,  unter  denen  die  Dispensation  im  Ver- 
gleich zu  der  allgemeinen  Bechtsregel  betrachtet  werden  kann. 

»In  nuUo  autem  malum  fieri  debet  vel  permitti,  nisi  in  ea 

1)  L.  c.  —  2)  Libellus  IV,  De  simonia  et  investitara  laicoram,  onare 
utraqne  dicatnr  haeresis,  1.  c.  p.  693:  »Ex  quibas  Terbis  [fixod.  12,  46:  in  aomo 
una  Gomedetnr;  non  eicietis  de  domo  camem  foras]  coUigitnr,  eam  non  ezcoin- 
raunicandom  esse,  qni  mnltiindinem  habet  secom ;  ne  dnm  unam  corrigere  nlti- 
mnr,  perdiiio  fiat  maltoram.  Hoc  etiam  Hieionymufi  ad  Angoetiniim  scribit 
dicens,  qaod  secandnm  beatornm  Apostolornm  Petri  et  Pauli  prndentiam  dispeB- 
sationemque  honestam  aliquando  fieri  necesse  est,  qnod  iure  reprehenditnr  ne 
chrifitianae  plebi  Boandalnm  oriatnr.  Nam  propter  metam  indaeomm,  ne  ipsi 
scandalizentur,  et  Paulus  post  conversionem  Timotheum  circumcisum  fecit  et 
caeremonias  etiam  exercuit  iudaeorum;  et  Petrus  coegit  quosdam  iudaizare 
gentilium.  Uterane  sanctus  apostolas,  simuians  se  Teteris  legis  praecepta  ser- 
vare,  ne  qui  fldeles  ex  iudaeis  facti  fuerant,  susceptam  veritatis  notitiam  scan- 
dalizati  negarent  Fecerunt  hoc  sancti  apostoli  misericordi  et  pia  compassione, 
non  simalatione  fallaci ,  quamvis  legem  post  evanffelium  non  esse  serrandan] 
minime  dnbitarent.  Übi  beatissimae  vitae  Tiri  inteUiguntor  non  quidem  com- 
mutasse  consilium,  sed  ad  horam  pro  aliorum  salnte  roae  doctrinae  aenteatiam*« 
—  3)  Vgl.  S.  77.  Anm.  2.  —  4)  L.  c.  p.  S9S.  —  5)  L.  c.  —  6)  Vgl  S.  78. 
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tanlnim  necessitate,  ubi  timetur,  ne  periclitetur  fides,  et  illud  post- 
modum  corrigatar«  ^).  Damit  will  Oottfried  sagea,  dass  eine  Dispens 
nur  zulässig  sei  zum  allgemeinen  Nutzen  der  Kirche.  Dagegen  sollen 
rein  persönliche  Bücksichten  keinen  Bechtfertigmigsgrond  dafür  ab- 
geben, dass  jemand  nun  von  der  Beobachtung  des  Gesetzes  entbanden 
werde.  Wie  sehr  er  solche  Dispensationen  tadelt,  die  um  eines  privaten 
Vorteils  willen  erteilt  sind ,  ergiebt  sich  ans  folgendem  Satz :  »Si 
quis  vero  aliter  in  ecclesia  dispensationes  facit,  rationi  simul  et 
veritati  contradicit,  nee  solum  lucemam  ardent^m  non  habet,  verum 
etiam  aliorum  ardentes  extinguit.  Et  ideo  non  recte  dicitur  Christi 
vicarius,  sed  dux  est  caecorum,  ipse  caecus«  >). 

Damit  eine  Dispensation  möglich  sei,  genügt  aber  nicht  das 
Vorliegen  eines  hinreichenden  Grundes,  der  die  Abweichung  von  der 
allgemeinen  Vorschrift  rechtfertigt,  es  muss  das  Gesetz  selbst,  von 
welchem  entbunden  werden  soll,  dispensabel  sein.  Was  zum  Glauben 
gehört  und  damit  zusammenhängt,  hat  einen  notwendigen  Charakter 
und  kann  aus  keinem  Grunde  verändert  werden  3). 

§.  28,    Resultat. 

Der  Fortschritt,  den  wir  bei  der  Entwickelung  des  Dispen- 
sationswesens  in  der  Zeit  vom  IX.  Jahrhundert  bis  auf  Ivo  von 
Ghartres  konstatiert  haben,  besteht  darin,  dass  man  sich  immer 
mehr  von  dem  alten  Gebrauch  lossagte,  nach  dem  man  die  Er- 
örterungen über  die  Dispens  an  die  Darstellung  über  die  Zu- 
lässigkeit  oder  ünzulässigkeit  der  Wiederaufnahme  von  Häretikern 
anknüpfte.  Nur  langsam  entfernte  man  sich  von  dieser  alten 
Praxis.  Eine  Folge  derselben  liegt  darin,  dass  bis  in  die  heutige 
Zeit  die  Literatur  den  Umfang  der  Dispensation  auf  diese  Art 
beschränkt,  obgleich  diese  in  der  That  nur  den  Ausgangspunkt  für 
die  theoretischen  Erörterungen  abgegeben  hat.  Noch  in  der  uns 
jetzt  beschäftigenden  Periode  ist  es  Kegel,  dass  die  Besprechung  der 
Dispensatiim  geschieht  im  Anschluss  an  Bestimmungen  über  die  den 
Simonisten  und  Exkommunizierten  gewährte  Nachsicht.  Der  Streit 
zwischen  der  weltlichen  und  geistlichen  Gewalt  hatte  zu  einer  solchen 
Unmenge  von  Exkommunikationen  geführt,  die  Simonie  hatte  einen  so 
grossen  Umfang  angenommen,  dass  die  Kirche  nicht  anders  konnte,  als 
Gnade  vor  Becht  ergehen  zu  lassen.  So  enthält  die  römische  Synode 
vom  J.  1063  ein  Dispensdekret  betreffend  die  simonistischen  Weihen. 


1)  L.  c.  p.  693.  —  2)  L.  c.  libellas  Y.  p.  693  sq.  üeber  diese  Beschwerde 
an  den  Papst  TgL  die  Dantellan^  der  gescnichtlichen  Entwickelang  des  Dis- 
pensationsrechts.  —  3)  L.  c.  p.  G93. 
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»Tanta  quippe  talium  multitndo  est,  nt  dum  rigorem  canonici  vi- 
goris  super  eos  servare  non  possumus,  necesse  sit  dispensatione  ad 
piae  condescensionis  Studium  nostros  animos  ad  praesens  inclinemus«  ^). 
Auch  auf  dem  Gebiete  der  Ordination  spielte  die  Dispens  von  jeher 
eine  grosse  Rolle,  was  ganz  besonders  aus  den  Ausführungen  Bonizo's 
hervorgeht  *)• 

Einen  weiteren  Fortschritt,  welchen  diese  Periode  aufzuweisen 
hat,  finden  wir  darin ,  dass  die  Grundzüge  einer  Theorie  des  Dis- 
pensationswesens  insofern  klarer  und  deutlicher  wie  in  der  früheren 
ausgesprochen  sind,  als  wir  es  hier  mit  abstrakten  Regeln  und  Sätzen 
zu  thun  haben,  welche  offenbar  da«  Streben  bekunden,  Anschau- 
ungen zu  erhalten,  die  sich  inhaltlich  mit  der  Dispensation,  so  wie 
dieselbe  auch  praktisch  in  die  Erscheinung  trat,  decken  sollten,  während 
die  vor  dieser  Periode  in  betracht  kommenden  Aussprüche  nur  den 
Charakter  gelegentlicher  Aeusserungen  haben. 

Xn.  Kapitel. 

§.  24.    Ivo  von  Chartres. 

In  der  Entwickelung  der  theoretischen  Auffassung  und  Dar- 
stellung der  Dispensation  bezeichnet  Ivo  von  Chartres  einen  Wende- 
punkt. Während  wir  bisher  den  in  verschiedenen  Quellen  überallhin 
zerstreuten  Stoff  mühsam  zusammentragen  mussten,  tritt  uns  Ivo  ent- 
gegen mit  einer  Monographie  über  die  kanonische  Dispensation.  Es  ist 
dies  der  Prolog  zu  seinem  Dekret').  Derselbe  hat  folgenden  Titel: 
»Ivonis  Dei  gratia  Carnotensis  ecclesiae  episcopus  prologus  de  intel- 
ligentia  et  dispensatione  disciplinae.c  In  dem  damals  allerwärts  ausge- 
brochenen Investiturstreit  waren  die  Meinungen  über  die  Erlaubtheit 
der  Laieninvestitur  geteilt.  Die  Anhänger  der  päpstlichen  Richtung 
behaupteten,  dass  durch  dieselbe  eine  viel  zu  umfassende  Abweich- 
ung von  den  Eanones  gestattet  würde,  ja  man  gieng  sogar  so  weit, 
die  Investitur  durch  Laien  als  Häresie  zu  bezeichnen.  Die  Gegner 
dieser  Ansicht,  und  zu  ihnen  gehört  Ivo,  nehmen  das  Institut  der 
Dispens  zu  Hülfe  und  sagen:  Dem  strengen  Rechte  nach  sei  zwar 
dem  Laien  jede  Mitwirkung  bei  der  Besetzung  kirchlicher  Stellen 
verboten,  allein  da  die  Verhältnisse  nun  einmal  so  liegen,  dass  an 
eine  strikte  Durchführung  der  diesbezüglichen  kanonischen  Vorschriften 
gar  nicht  gedacht  werden  könne,  sei  es  ratsam,  mit  Rücksicht  auf 

1)  ManH,  19,  1023;   Hefele,  4,  857.  —  2)  S.  &37. 

3)  Migne,  161,  47  sqq.  Diese  Vorrede  figuriert  aach  in  der  Sammlung 
der  Briefe  Ivo^s,  ebenso  als  Prolog  zu  der  verlorengegangenen  Sammlung  des 
Bischofs  Hildebert  von  Le  Mans;  vgl.  Migne  171,  278,  ep.  53;  p.  245,  ep.  27; 
p.  278,  ep.  53. 
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die  bedrängte  Lage  der  Kirche  die  Laieninvestitur  auf  Grund  einer 
Dispensation  zuzulassen ').  Hierüber  spricht  sich  Ivo  des  öftern  in 
seinen  Briefen  aus,  während  er  die  Grundsätze  über  die  Dispensation 
als  solche  in  dem  erwähnten  Prolog  niedergelegt  hat. 

Nach  der  Auffassung  Ivos  besteht  das  Wesen  der  Dispensation 
darin,  dass  sie  die  Strenge  und  die  Starrheit  des  Gesetzes,  das  sich 
unter  umständen  als  Härte  und  Unbilligkeit  erweist,  beseitigt  imd 
dasselbe  mehr  den  individuellen  Bedürfnissen  des  einzeben  Falls 
anbequemt.  Das  Gesetz  ist  nicht  Selbstzweck;  über  ihm  steht  das 
Prinzip  der  Liebe '),  welche  überall  nur  das  Heil  der  Menschen  und 
deren  Wohlfahrt  anstrebt.  Wie  gewisse  üebel  manchmal  nur  mit  der 
grOssten  Strenge  geheilt  werden,  so  giebt  es  auch  Lebensverhältnisse, 
welche  je  nach  ihrer  Beschaffenheit  nur  dadurch  beseitigt  oder  auf- 
rechterhalten werden  können,  dass  der  Vorgesetzte  auf  eine  strikte 
Anwendung  der  in  betracht  kommenden  rechtlichen  Vorschriften  ver- 
zichtet. Die  kirchliche  Obrigkeit  hat  die  Pflicht,  jeden  einzelnen  so  zu 
behandeln,  wie  es  dessen  Verhältnisse  erfordern,  jedem  einzelnen  das 
zu  seiner  geistlichen  Gesundung  führende  Mittel  zu  gewähren :  »Omni- 
bus sanitatis  remedium  pro  sua  moderatione  dispensarec  ').  Wie  zu- 
weilen die  Kranken,  wenn  sie  die  ärztlichen  Vorschriften  befolgen,  gar 
nicht  genesen,  wohl  aber,  wenn  sie  dieselben  ganz  ausser  Acht  lassen, 
ebenso  giebt  es  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  Zustände  und  Verhält- 
nisse, deren  Besserung  oder  Beseitigung  nicht  durch  die  Anwendung 
des  strengen  Gesetzes,  sondern  nur  vermittelst  Güte  und  Nachsicht 
geschehen  kann  ^).  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  bezeichnet  Ivo  die 
Dispens  mit  Becht  als  eine  »condescensio  medicinalisc  &).  Durch 
eine  solche  Nachsicht  nun  wird  der  Geltungsbereich  des  an  sich  ganz 
allgemeinen  Bechtssatzes  allerdings  eingeschränkt,  es  wird  dem 
Rechte  selbst  eine  Wunde  zugefügt,  allein  die  Alles  umfassende  Liebe 
lässt  dieselbe  bald  wieder  zuheilen,  indem  die  Ausnahme  vom  Gesetz 
dasselbe  Ziel  zu  erreichen  bestimmt  ist  wie  die  Bechtsnorm  selbst  ^). 
Hieraus  resultiert  die  Pflicht  der  kirchlichen  Obern,  wo  die  Not- 
wendigkeit oder  der  Erfolg  es  erheischt,  Dispens  eintreten  zu  lassen  7). 

Was  die  Formulierung  des  Begriffs  der  Dispensation  angeht, 


1)  Vgl.  Hefele,  5,  276. 

2)  Ep.  190,  Migne,  162,  196:  Cara  enim  plenitado  legis  sit  Caritas,  in 
hoc  legibus  obtemperatum  esse  credimus,  in  quo  eariiatis  opus  impletam  esse 
cogpaoyimns.  Prolog,  1.  c.  p.  58:  Si  qnis,  qnod  legerit  de  sanctionibus  sive  de 
dispensationibas  ecclesiasticis ,  ad  caritateni,  qnae  est  plenitado  legis,  rofcrat, 
non  errabit,  non  peccabit,  et  qnando  aliqna  probabili  ratione  a  sammo  rigore 
declinabit,  Caritas  excnsabit;  vgl.  ep.  231,  L  c.  p.  285. 

8)  Prolog ,  1.  c.  p.  48.  —  4)  Ep.  231 ,  1.  c.  p.  285.  —  5)  Ep.  190 ,  1.  c. 
p.  197.  —  6)  Ep.  296,  1.  c  p.  242.  -  7)  Ep.  214.  1.  c.  p.  218. 
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SO  steht  Ivo  auf  demselben  Standpunkt  wie  seine  Vorgänger.  Die 
Dispensation  ist  ihm  jede  Ausnahme  von  der  gesetzlichen  YcHrsehrift. 
Aus  einer  Stelle  im  236.  Briefe  ^)  können  wir  uns  folgende  Definition 
konstruieren:  »Dispensatio  est  remissio  honestate  vel  utilitate  ecelesiae 
institutorum  vel  prohibitorum  ad  tempus.«  Im  Prolog  heisst  es: 
»Sic  .  .  .  dispensationes  salubri  deliberatione  admissae  cessante  ne- 
cessitate  debent  et  ipsae  cessare;  nee  est  pro  lege  habendum,  quod 
aut  utilitas  suasit  aut  necessitas  imperavit').  Unsere  Ansicht  ist 
also  richtig,  wenn  wir  behaupten,  dass  Ivo  als  Dispensation 
ganz  allgemein  jede  Ausnahme  von  der  Bechtsvorschrift  auflEasst. 
Daneben  kennt  er  aber  auch  Ausnahmen  zu  Gunsten  einzelner  Ber- 
sonen^)^  die  von  Fall  zu  Fall  erteilt  werden.  Im  16.  Brief  be- 
schäftigt sich  Ivo  mit  der  Frage,  ob  jemand  seine  Konkubine  hei- 
raten könne.  Die  damals  sehr  bestrittene  Frage  löst  er  unter  Hin* 
weis  auf  die  Dispensation :  »In  quibus  sententiis  non  alia  mihi  vi- 
detur  esse  distantia,  nisi  ea,  quam  inter  se  habent  ivsiiciam  ä 
misericordia^  quae  toties  in  unum  negotium  conveniunt,  in  discretione 
rectorum  ita  consistunt,  ut  habita  consideratione  salutis  animarnm 
pro  qualitate  personarum,  pro  opportunitate  locorum  et  tempomm 
nunc  severitas  canonum  possit  exerceri,  nunc  indulgentiam ,  quibus 
opportebitf  impendi«  *),  Wir  sehen  also  hier,  dass  von  Fall  zu  Fall 
dispensiert  wird.  Didpensen  dieser  Art  st.ellt  Ivo  mit  dea  sog. 
constitutiones  personales  des  römischen  Rechts  auf  eine  Stufe.  Wie 
diese,  so  dürfen  auch  jene  nicht  ohne  weiteres  auf  Fälle  ähnlicher 
oder  gleicher  Art  übertragen  werden :  »nee  ad  exemplum  trahuntur, 
quoniam  nee  hoc  princeps  vult.  Nam  quod  alicui  ob  merita  indulsit, 
vel  si  cui  poenam  irrogavit  vel  si  cui  sine  exemplum  subvenit,  per- 
sonam  non  transgrediturc  ^). 

Die  Frage,  wann  die  Erteihmg  einer  Dispensation  gerecht- 
fertigt sei,  beantwortet  Ivo  kurz  und  prägnant  mit  den  Worten: 
?Necessitati  temporum  cedendum  est«^).  Man  muss  der  Not  nach- 
geben. Eine  solche  sieht  er  z.  B.  in  den  traurigen  Zuständen  des 
damaligen  Kampfes  zwischen  Kirche  und  Staat  wegen  der  Laien- 
investitur. »Non  enim  in  tanto  salutis  periculo  solus  raedicinae 
rigor  servandus  est  sed  et  dispensationis  modus.  Monente  enim  Cy- 
rillo  Alexandrino,  sicut  nautae  in  mari  periclitantes,  cum  non  habent 
spem  servandorum  omnium  negotiorum  suorum,  quaedam  proiciunt, 
ut  quaedam  servent,   sie  in  dispensationibus  ecciesiasticis,  ubi  non 


1)  Ep.  236,  l.  c.  p.  242.  —  2)  L.  c.  p.  58.  —  3)  Prolog.  1,  c.  p.  51.  - 
3.  p.  28  sq.;  vgl.  ep.  .148,  Lei 
1.  c.  p.  58.  —  ö)  Ep.  190,  1.  c.  p.  Wi 


4)  L.  c.  p.  28  sq. ;  vgl.  ep.  .148,  l.  c.  p.  153 ;  ep.  188,  1.  c.  p.  193.  —  5)  Prolog, 
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periclitatur  fidei  Teritas  et  mornm  honestas,  quaedam  instituta  tem- 
perare  debemns,  ut  tantis  rninis  subrenire  yaleamus<  ^).  Wo  es  sich 
nm  Heilung  solcher  Zustände  handelte,  wie  sie  in  der  damaligen 
EIrche  herrsehten,  war  nach  lyo's  Ansicht  die  Dispensation  Pa- 
schalis* II.,  auf  Grund  welcher  er  eine  Einigung  mit  der  staatlichen 
Gewalt  herbeiführte,  ganz  begründet.  Hierfiber  schreibt  er  an  den 
Papst:  »Dictante  ratione  approbamus,  si  imminente  strage  populo- 
rum  paterna  caritate,  cum  nonnullo  vulnere  suo  se  tantis  periculis 
yoluit  obioere,  ut  maioribus  morbis  posset  sincera  caritate  sub* 
venirec»).  Indes  ist  ein  Grund  von  dieser  eminenten  Wichtigkeit 
nicht  für  jede  Dispens  notwendig.  Nach  der  Darstellung  Ivo*s  im 
Prolog  giebt  es  auch  andere  Fälle,  in  denen  eine  solche  schon 
dann  gerechtfertigt  ist,  wenn  daraus  eine  ehrbare  und  nfltzliche 
Kompensation  sich  ergiebt '),  d.  h.  der  Vorteil,  den  eine  Dispens  er- 
warten lässt,  soll  eben  so  gross  sein  als  der  Schaden,  der  infolge 
der  Gestattung  der  Ausnahme  der  Bechtsordnung  selbst  zugefügt 
wird.  Nützlich  muss  die  Kompensation  insofern  sein,  als  der  Kirche 
selbst  ein  Vorteil  aus  der  Abw^chung  von  der  Kegel  erwachsen 
muss.  Wenn  Ivo  verlangt,  dass  die  Kompensation  auch  eine  ehrbare 
sei,  so  glauben  wir  dies  dahin  interpretieren  zu  müssen,  dass  nur 
von  einem  Gesetz  entbunden  werden  kann,  das  in  der  That  ver- 
änderlich ist  Dispensen  werden  erteilt:  »tam  pro  locorum  neces- 
sitate  quam  pro  personamm  utilitate  et  honestate.c  Es  kann  also 
auch  einzelnen  Personen,  von  deren  Stellung  und  Ansehen  man  einen 
Vorteil  fär  die  Kirche  zu  erwarten  berechtigt  ist,  Dispensation  ge- 
währt werden.  Dieser  Gedanke  findet  sich  klar  ausgedrückt  im 
231.  Brief,  wo  er  sagt,  dass  den  Vorstehern  der  Kirche  das  Becht 
zukomme,  »pro  necessitate  locorum  et  temporum  aut  pro  necessitate 


1)  Ep.  214,  1.  c.  p.  218;  vgl.  ep.  190,  1.  c.  p.  196  sq.:  »Plonariam  pacem 
impetrare  nequirimas,  nisi  metropolitanas  per  manam  et  sacramentam  fidell- 
tatem  eam  regi  faceret,  quam  praedecessorioos  suis  regibns  Franooram  antea 
fecerant  omnes  Remensea  archiepiscopi  et  ceteri  regni  Francorum  qaamlibet 
religiös!  et  ss.  episcopL  Etsi  propter  mandatoram  rigorem  rainas  licebat,  factum 
est  tarnen,  ania  ecclesiae  paci  et  fraternae  dileetioni  sie  expediebat.  Cum 
enim  plenitaao  legis  slt  Caritas,  in  hoc  legibus  obtemperatum  esse  credimas, 
in  quo  caritatis  opus  impletum  esse  co^oyimus.  Intuitu*  caritatis  et  pacis 
▼eniale  babeat  paterna  moaeratio,  qnod  ilhcitam  faeit  non  aeterna  lex,  sed  in- 
tentione  acquirendae  libertatis  praesidentium  prohibltio.«  Vergl.  ep.  171,  L  c. 
p.  174[  ep.  189.  1.  c.  p.  196. 
Ep. 


Sp.  286,  1.  c.  p.  241;  vgl.  ep.  190,  1.  c.  p.  197:  »ünde  necessitati 
temporam  cedendam  esse  apostolica  docet  anctoritas  et  orthodoxoram  consulit 
auctoritas  dicens:  qaia  nbi  populorum  strages  iacent,  detrahendum  est  aliquid 
severitati,  ut  maioribus  morbis  sanandis  caritos  sincera  subveniat.«  Vgl.  Augustin, 
S.  23. 

8)  Prolog,  1.  c.  p.  51:  »si  honesta  et  utilis  sequatur  compensatio c ;  vgl. 
Ep.  190,  1.  c.  p.  197;  ep.  214,  1.  c.  p.  218. 
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appetendorum  commodorum  aut  vitandorum  incommodorumc  Dis- 
pensen zu  gewähren  ^).  Dispensationen  auf  Grund  rein  privater 
Bücksichten  verwirft  Ivo  vollständig  >)• 

Ist  einmal  ein  hinreichender  Grund  vorhanden  ^  der  eine  Ab- 
weichung vom  Gesetz  rechtfertigt,  dann  kann  selbst  im  voraus  die 
Dispens  erteilt  werden ,  »potest  prctecedere  auctoritate  praesidentimn 
diligenter  deliberata  dispensatioc ').  Wir  sehen  also  die  im  voraus 
gewährte  Dispensation  hier  unzweifelhaft  anerkannt.  Dasselbe  thut 
er  auch  an  einer  andern  Stelle  in  einem  Brief,  wo  er  sagt,  dassdie 
kirchlichen  Obern  keineswegs  Tadel  verdienen,  >si . .  •  aliqua  infirma 
faciunt  aut  iokrant€^\  Im  Prolog  stellt  er  tolerare  und  dispeusare 
einander  gegenüber :  »Multa  quoque  principes  ecclesiarum  pro  tenore 
canonum  districtius  iudicant,  multa  pro  temporum  necessitate  tole- 
rant, multa  pro  personarum  utilitate  vel  strage  populorum  vitanda 
dispensant«  ^).  Der  Inhalt  dieser  Stelle  ist  sehr  instruktiv.  Wir 
lösen  dieselbe  folgendermassen  auf:  Die  kirchlichen  Obern  urteilen 
bald  nach  der  Strenge  des  Gesetzes,  bald  lassen  sie  Milde  obwalten; 
letzteres  kann  auf  zwei  Arten  geschehen:  entweder  dulden  sie  ein 
gesetzwidrig  zustande  gekommenes  Verhältnis  d.  h.  sie  geben  Dis- 
pensation in  der  Form  einer  nachträglichen  Gutheissung  desselben 
—  oder  sie  geben  im  voraus  die  Erlaubnis  zur  Setzung  einer  ver- 
botenen oder  zur  Unterlassung  einer  gebotenen  Handlung.  Dasswir 
berechtigt  sind,  tolerare  und  dispensare  in  diesem  Sinne  auszulegen, 
ergiebt  sich  einmal  aus  der  Satzkonstruktion,  dann  daraus,  dass  Ivo 
als  Beispiel  »pro  personarum  utilitatec  anführt  die  von  Leo  I.  den 
Neophyten  zur  Erkngung  der  Priesterweihe  gewährte  Dispens,  und 
dass  er  bei  der  Aufstellung  des  Grundes  »pro  str^e  populorum  vi- 
tandac  offenbar  an  die  dem  Papst  Paschalis  IL  abgedrungene  Ge- 
stattung der  Laieninvestitur  gedacht  hat^). 

Im  Anschluss  an  die  Einteilung  des  Bechts  in  Gebote  und 
Verbote  erörtert  Ivo  im  Prolog  seine  Ansicht  über  die  Grens&i^  in- 
nerhalb welcher  sich  das  Dispensationswesen  zu  bewegen  hat.  Hie- 
zu  hatte  er  umsomehr  Veranlassung,  als  es  ihm  von  der  grössten 
Wichtigkeit  war,  den  Nachweis  zu  liefern,  dass  die  Laieninvestitnr 
keine  Häresie,  durch  das  göttliche  Beoht  nicht  verboten  sei,  was  ge- 
rade damals  von  den  Anhängern  der  päpstlichen  Politik  entschieden 
und  hartnäckig  behauptet  wurde.  Ivo  teilt  ^)  die  Gebote  und  Verbote 
in  bewegliche  und  in  unbewegliche.    Als  unbeweglich  d,  h.  unver- 


1)  Ep.  231,  1.  c.  p.  235.  —  2)  L  c.  —  3)  Prolog,  1.  c.  p.  51.  —  4)  Ep. 
2U,  l.  c.  p.  218;  vgl.  ep.  154,  1.  c.  p.  158.  —  5)  Prolog,  1.  c.  p.  51.  —  6)  Vgl. 
S.  543,  Anm.  1.  —  7)  Prolog,  1.  c.  p  49  sq. 
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änderlich  gelten  ihm  die  AnordDungen  des  göttlichen  Gesetzes  (lex 
aeterna),  welche,  wenn  sie  beobachtet  werden,  das  Seelenheil  wirken, 
ausser  Acht  gelassen  aber  dasselbe  verwirken.  Diesen  Charakter  der 
Unveränderlichkeit  haben  die  Gebote  Gottes,  die  Glaubensartikel 
u.  s.  w.  ^).  Als  beweglich  gelten  ihm  diejenigen  Verordnungen, 
welche  nicht  die  lex  aetema,  sondern  die  Sorgfalt  späterer  Männer 
aus  Nützlichkeitsgründen  aufgestellt  hat,  und  die  nicht  in  erster 
Linie  dazu  dienen,  das  Heil  selbst  zu  bewirken,  sondern  seine  Er- 
langung erleichtem,  seinen  Besitz  schützen  und  befestigen  sollen. 
Hiezu  gehören  die  Gebote  und  Verbote  betreffend  die  Verteidigung 
des  Glaubens,  die  Vermeidung  sittlicher  Gefahren,  die  kirchlichen 
Strafrechtssätze  u.  s.  w. '). 

Nachdem  Ivo  auf  diese  Weise  den  Inhalt  des  kirchlichen  Rechts 
dargelegt,  weist  er  dem  Dispensationsrecht  seine  Schranken  zu :  Nicht 
kann  dispensiert  werden  von  dem  göttlichen  Gesetz,  z.  B.  von  dem 
Empfang  der  Sakramente ').  Diesem  gegenüber  stehen  die  veränder- 
lichen Gesetze,  welche  je  nach  den  umständen  und  den  Erforder- 
nissen von  Zeit  und  Ort  abgeändert  werden  können  ^). 

Ivo  erklärt  sich  gegen  die  schriftliche  Fixierung  der  Dispens- 
erteilung aus  zwei  Gründen.  Den  ersten  findet  er  darin,  dass  die 
Kenntnisnahme  des  Dekrets  seitens  Vieler  zu  völliger  Verachtung 
und  Negation  des  Gesetzes  führen  könnet).  Den  zweiten  sieht  er 
in  der  durch  die  Schriftlichkeit  geförderten  Möglichkeit  von  Fälsch- 
ungen <).  Inwieweit  diese  Einwendungen  berechtigt  oder  zurückzu- 
weisen sind,  wird  an  späterer  Stelle  untersucht  werden. 

Wie  fast  alle  seine  Vorgänger,  so  gibt  auch  Ivo  dem  Institut 
der  Dispensation  eine  biblische  Grundlage^).    Bereits  vor  Christus 

1)  Ep.  214,  L  c  p.  218.  —  2)  Ep.  60,  1.  c  p.  71 ;  Tgl.  Prolog,  1.  c.  p.  50. 

3)  Prolog,  1.  c.  p.  51:  »In  bis  igitnr,  in  qnibus  observatis  acqniritnr  Tel 
in  <iaibus  neglectis  mors  inänbitata  consequitur,  nnlla  est  adinittenda  dispen- 
satio,  sed  ita  sunt  omnia  mandata  Tel  interdicta  serTanda  sicnt  sant  aetema 
lege  aancita.«  Vgl.  ep.  286,  1.  c.  p.  242;  op.  214.  1.  c.  p.  218:  »A  anbditis  non 
debet  reprebendi  praelatomm  dispensatio,  si  saWo  fiaei  fnndamento  et  nota 
conimnni  regnla  mornin  aliqna  innrina  faciant  ant  tolerant« 

4)  Prolog,  L  c.  p.  51 :  »In  bis  Tero  qnae  propter  rigorem  diseiplinae  Tel 
muniendam  salatem  posteriorum  sanxit  diligentia,  si  honesta  Tel  ntilis  sequatar 
compensatio ,  potest  praecedere  anctoritate  praesidentinm  diligenter  deliberata 
dispensatio.«  Vgl.  ep.  286,  p.  242:  »Cam  ergo  ea,  qnae  aetema  lege  saneita 
non  sont ,  sed  pro  honestate  et  ntilitate  ecolesiae  institnta  Tel  prohibita ,  pro 
eadera  occasione  ad  tempns  remittnntnr,  pro  qna  inTenta  snnt,  non  est  institn- 
toram  damnosa  praoTaricatio  sed  landabilis  et  salnberrima  dispensatio.  Qnod 
cum  ronlto  minns  stndiosi  minime  attendaut,  ante  tempns  iadicant,  spiritns 
mobilis  et  spiritns  immobilis  non  intelligentes  differentiam.« 

5)  Ep.  186,  1.  c.  p.  186.  —  6)  Ep.  242,  1.  c  jk  250.  —  7)  Prolog ,  1.  c. 
p.  51:  »Malta  enim  talia  in  OTan^elica  historia,  in  actibus  apostoloram,  in 
gestis  conciliornro  et  conti^sse  legimas  et  postmodnm  apostoloram  Tiroram 
anctoritate  roborata  cognoTimns.« 
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kannte  man  Dispensationen^).  Der  Heiland  schickte  seine  Apostel 
aus  ohne  Beutel  und  ohne  Tasche  >).  Als  aber  sein  Tod  nahe  war, 
gestattete  er  ihnen  den  Gebrauch  dieser  Gegenstände  >).  Auf  diese 
Weise  gab  Christus  selbst  ein  Beispiel  dafür,  dass  man  dem  Drange 
der  Not  folgen  mflsse  und  manchmal  nicht  anders  könne  als  von  der 
allgemeinen  Begel  abzuweichen  ^).  Paulus  versprach  auf  seiner  Durch* 
reise  nach  Mazedonien  die  Eorinther  zu  besuchen  ^).  Auf  Qrund  einer 
Dispensation  kam  er  aber  diesem  Versprechen  nicht  nach^).  Der 
Apostelfürst  liess  ferner  »necessitati  temporis  cedensc  vermittelst 
einer  Dispens  die  Beschneidung  seines  Schülers  Timotheus  zu^). 

An  zweiter  Stelle  bringt  Ivo  Beweise  dafür,  dass  die  Vorsteher 
der  Kirche  Vieles  mit  Bücksicht  auf  die  Notlage  der  Zeiten  dulden, 
Vieles  auch  aus  Gründen  der  Nützlichkeit  sowohl  einzelnen  Personen 
als  auch  ganzen  Völkern  im  voraus  gestatten.  Dabei  fclhrt  er  die 
bekaunten  Autoritäten  an  ^),  die  wir  bereits  an  verschiedenen  Stellen 
erwähnt  haben :  Augustin  *),  Leo  I.  ^<^),  Innozenz  I.  ^^),  Gregor  ^*)  und 
Gyrill  ^*).  Hierauf  geht  Ivo  über  zu  den  Beispielen :  Papst  Leo  ge- 
stattete Neophyten  die  Aufnahme  in  die  hohem  Weihegrade;  die 
arianischen  Kleriker  durften  nach  ihrer  Bückkehr  zur  Kirche  in 
ihren  Ordines  verbleiben  ^^).  Als  Dispensen  erwähnt  er  femer  zahl- 
reiche Translationen  von  Bischöfen,  im  Ganzen  14  Fälle  ^').  Als 
Quelle  diente  ihm  offenbar  Sokrates  5,  8  ^^).  Ob  sämmtliche  Fälle 
der  Bestitution,  welche  Ivo  als  Dispensen  betrachtet  *^),  in  der  That 
auch  solche  sind,  lässt  sich  heute  nicht  genau  konstatieren '®),  indem 
die  Bestitution  nur  dann  als  Dispensation  angesehen  werden  kann, 
wenn  ein  aus  irgend  einem  Grand  irregulärer  Bischof  wieder  in  den 
Besitz  von  Amt  und  Würde  gelangt.   Es  müsste  sich  demnach  hier 

1)  Ep.  886,  1.  e.  p.  241:  >Nec  ipse  primas  nee  solas  faetua  est  dispen- 
sator  dominicoram  praeoeptoratn.  -^  2)  Lak.  10,  4.  -r-  8)  Luk.  22,  86.  ^ 
4)  Vgl.  ep.  236,  1.  c.  p.  241.  —  5)  2.  Cor.  1,  15  sq.  —  6)  Prolog.  L  c.  p.  51: 
»Seeaodam  camem  qaoqae  dispositionein  saam  se  matasse  non  pntabat,  quoniam 
qai  secandam  earnem  cogitat,  tunc  non  implet,  qnod  disponit,  qnando  personis 
maioribus  defert  ant  certe  lacris  ant  apparatibus  rincitar.  Spiritnalis  antem 
tanc  dispositam  non  implet,  qoando  consaitios  aliqnid  pro  salate  eoram,  qnibiis 
prodesse  vnlt,  providet«  —  7)  Prolog,  1.  c;  Tgl.  ep.  284,  1.  c.  p.  237.  weitere 
Beispiele  aas  der  Bibel  finden  sich  in  ep.  236,  1.  c.  p.  239,  wo  es  am  Sehluss 
heisst :  »Haec  inftrma  probabiii  necessitate  Yel  provida  dispensatioue  passi  sunt 
samroi  et  sancti  viri  Dei  bene  utente  xnalis  nostris,  nt  per  hoc  dooeret  eos 
seipsos  cognoscere,  qnatenas  discerent,  infirma  aaa  sibi  adseribere  et  bona  sibi 
collata  ad  Dei  giatiam  referre.«  Vgl.  Petri  Damiani,  Disceptatio  sjnodalis, 
in  Monumenta  Gertn.  bist.,  Libelli  de  Ute,  1.  83  sq.  —  8)  Prolog,  1.  c.  p.  52. 
—  9)  S.  27  if.  —  10)  8.  31  f.  —  11)  S.  81  f.  -  12)  S.  34.  —  13)  8.  22  ff. 
Cyrill  bildete  die  Hanptqaelle  für  Ivo.   Die  bekannte  Stelle  e.  16.  C.  1.  qn.  7 


verwendet  Iyo  5fters;  ep.  171,  .1.  c.  p..l74;  ep.  144,  p.  151;  ep.  214,  p,  218.  — 

14)  Prolog,   l.   0.  p,  52.    —    15)   L.   c.  p. 

d(>5.  Anm.  7.  ^  17)  Prolog,  1.  c.  p.  56  sq.   -^   18)  ?ergl.  Marca,  1.  c.  1.  8. 


14)  Prolog,   l.   0.  p.  52.    —    15)   L.   c.  p.   54  s^.    —    16)  Hinschius ,  8, 
c  14.  n.  6. 
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neben  der  JSestitation  noch  um  die  Ausserkrafteetznng  des  die  Irregu- 
larität verhängenden  Kanons  handeln.  Den  Schluss  der  Aufzählung 
bei  Iyo  bildet  das  Schreiben  des  Papstes  Johann  VlIL  an  die  ost- 
römischen Kaiser  betreffs  der  Restitution  des  Photius  ^).  Eine  dritte 
Klasse  von  Dispensationen  stellt  sich  Ire  aus  denjenigen  Ausnahmen 
zusammen ,  welche  man  Priestersöhnen  bei  ihrer  Erhebung  auf  den 
hl  Stuhl  machte ').  Allein  diese  gehören  nicht  in  das  Kapitel  der 
Di^ensation,  da  die  Gesetze  betreffend  die  Priestersöhne  erst  in 
späterer  Zeit  entstanden  sind'). 

Hiermit  ist  die  Darstellung  des  Dispensationswesens,  wie  sie 
Ivo  in  seinem  Prolog  und  den  Briefen  niedergelegt  hat,  erschöpft. 
Zur  Vervollständigung  des  so  erhaltenen  Bildes  seien  noch  einige 
Punkte  des  nähern  erwähnt.  In  der  250.  Epistel^)  wendet  er  sich 
an  Paschalis  II.  mit  der  Bitte,  den  neugewählten  Erzbischof  Ba^ 
dolphus  von  Kanterbury  von  dem  persönlichen  Besuch  des  hU  Stuhles 
entbinden  zu  wollen,  da  die  traurigen  Zustände  der  Diözese  dessen 
Anwesenheit  unbedingt  erheischten.  In  gleicher  Weise  unterstützte 
Ivo  das  Gesuch  des  zum  Bischof  von  Paris  gewählten  Klerikers  Wil- 
helm, des  Bruders  der  Königin  Bertrada,  welcher  das  fär  den  Em- 
pfang der  Bischofsweihe  erforderliche  Alter  noch  nicht  erreicht  hatte. 
Ivo  nahm  sich  des  Gewählten,  der  in  seiner  Schule  herangebildet 
worden  war,  an  und  bat  den  Papst  ürban  IL  um  die  nötige  Dis- 
pensation^). Die  erbetene  »indulgentiac  wurde  gewährt*),  und  Ivo 
selbst  zum  päpstlichen  Kommissar  ernannt,  mit  dem  Auftrage,  nach 
genauer  Untersuchung  der  Sachlage  die  verlangte  Dispensation  zu 
erteilen  ^).    Das  fiOr  uns  interessanteste  Dokument  ist  der  55.  Brief), 

1)  Vgl.  S.  85  fE:  —  2)  Prolog,  1.  a  p.  55.  —  3)  C.  8  der  Synode  von 
Poitiers  (1078)  Hefele,  a.  a.  0.  5,  106;  c.  14  der  Synode  von  Melfi  (1089), 
Hefele,  5,  175;  c  25  der  Synode  Ton  Clermont  (1095),  Hefele,  5,  dOO;  c.  20 
der  allg.  Srnoae  Ton  Tonra  (1189),  Hefele^  5,  891.   Andere  Beispiele  von  Dia* 

rnsen  finden  sich  noch  in  den  Briefen:  die  Weihe  von  Neophyten,  ep.  100, 
c.  p.  156;  die  Nichtverhfingiing  der  Exkommunikation  über  Schuldige,  ep.  156, 
1.  0.  V.  160  sq.;  die  Dispensation  eines  per  saltam  promovierten  Klerikers,  ep^ 
185,  1.  c  p.  i86;  ebendaselbst  erwähnt  Ito  ein  Dispensdekret  Alezanders  II. 
(zwischen  1061  und  1069  entstanden),  Mansi,  19,  968  =  e.  1.  D.  52;  Tgl.  ep. 
242,  Schlnss.  —  4)  £p.  250,  1.  c  p.  286:  »Ego  qaoqne  affecta  fratemae  caritatis 
et  ansn  patemae  oilectionis  consnlendo  rogo  et  rogando  sonsalo,  nt  etiamsi 
aliter  fleri  non  potest,  cum  aliqaa  tarnen  mspensatione  langnenti  eooiesiae  sab* 
▼eniatis  et  propter  ecclesiae  necessitatem,  deinde  propter  ntilitatem  et  honesta- 
tem  personae  petentinm  supplicationibiis  anrem  misericorditer  inclineris.«  — 
5)  »Addidimns  qaoqne  consilio  eins,  qaia  aliqoantalam  infra  annos  legitimos 
nobis  esse  videbatnr,  at  promotiones  ad  gradns  ecclesiasticos  per  eongrna  inter- 
valla  differret,  et  interim  aat  per.  se  aat  per  nantios  ecclesiae  pro  his,  qnae 
ad  integritatem  minos  sunt,  a  patemitate  vestra  indnlgentiam  postalaret,« 
Ep.  244,  L  c  p.  259.  -*  6)  Bp.  50,  1.  c.  p.  62.  —  7}  Vgl.  Imbart  de  la  Touvr 
Les  41ectk>as  6piscopales  dans  T^glise  de  France  an  &.  aa  XII.  si^le,  Paris^ 
1890,  p.  481.  —  8)  L.  c  p.  67. 
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in  welchem  es  sich  um  die  Weihe  eines  irregulären  Bischofskandi- 
daten handelt.  Der  Papst  beauftragte  mit  der  Erledigung  dieser 
Angelegenheit  seinen  Legaten,  den  Erzbischof  Hugo  von  Lyon.  An 
letzteren  nun  richtete  Ivo  ein  Schreiben,  um  ihn  zur  Oewährung  der 
verlangten  Dispens  zu  bewegen.  Er  bittet  ihn,  »ut  si  aliquis  venialis 
excessus,  prout  est  humana  conditio,  in  praedicti  electi  persona  nota 
est,  quominus  plena  in  eo  videatur  regularis  integritas,  provida  hunc 
compensatione  libretis  et  utili  dispensatione  supportetis,  praesertim 
cum  ecclesia  ad  praesens  aeque  sibi  utilem  non  inveniat,  quem  cum 
pace  regni  et  ecclesiae  consensu  in  episcopum  eligat.  Neque  enim 
ut  nobis  videtur  damnose  aliquando  rigor  canonum  remittitur,  ubi 
multorum  utilitati  providetur.  Sic  enim  Papa  quendam  Syracusanae 
urbis  electum  uxorem  habentem  et  filios,  cum  ista  occasione  ordina- 
tionem  eins  multo  tempore  distulisset,  postea  interveniente  Cetego 
patricio,  quia  ecclesia  in  voluntatis  suae  proposito  irrevocabiliter 
persistit,  accepta  ab  eo  cautione,  quae  competebat,  ordinari  permisit. 
In  hunc  quoque  modum,  si  velimus  praeteriU  et  praesentis  temporis 
exempla  colligere,  inveniemus,  principes  ecclesiarum  quaedam  pro 
rigore  canonum  districtius  iudicasse,  multa  pro  temporum  necessitate 
tolerasse,  multa  pro  personarum  utiUtate  dissimulasse.«  In  gleicher 
Weise  fordert  Ivo  seine  Mitbischöfe  dazu  auf,  Dispensen  überall  da 
eintreten  zu  lassen,  wo  dieselben  als  nützlich  oder  notwendig  er- 
scheinen^). Im  191.  Brief  empfielt  er  dem  Abt  Hugo  von  Klugny 
einen  Bruder,  der  eine  schwangere  Frau  misshandelt  und  so  den 
Abortus  verursacht  hatte,  zur  Dispensation  unter  Anfuhrung  mehrerer 
Beispiele  aus  der  BibeL  Er  bittet  ihn,  zu  gestatten,  dass  derselbe 
»mitigato  rigore  . .  consuetudinis  eum  ad  sacros  ordines  promoveric  >). 
Eine  Ehedispens  pro  matrimonio  contracto  stellt  er  der  Gräfin  Adel- 
heid in  Aussicht,  falls  sie  auf  jeden  geschlechtlichen  Umgang  mit 
dem  ihr  verwandten  Grafen  Wilhelm  bis  zur  Vollendung  der  Unter- 
suchung eidlich  verzichte ').  Von  Bedeutung  ist  auch  das  Ver- 
halten Ivo's  in  der  Eheangelegenheit  des  Königs  PhUipps  I.  von 
Frankreich,  der  mit  einer  Verwandten,  Bertrada  von  Montfort,  sich 
verheiratet  hatte.  Lange  sträubte  sich  der  französische  Episkopat, 
an  seiner  Spitze  Ivo,  diese  Ehe  anzuerkennen^).  Schliesslich  gab  er 
nach,  nachdem  die  rechtmässige  Gattin  Philipps  gestorben  war,  und 
befürwortete  selbst  die  Erteilung  der  Dispens  beim  hL  Stuhl  ^)  (1104). 

1)  Ep.  145,  1.  c.  p.  151 ;  ep.  187.  1.  c.  p.  190.  —  2)  L.  c.  p.  190. 

3)  Ep.  5  t  1.  e.  p.  15:  »Qaadam  .  .  .  conditione  condescendam  petitioBi 
Yestrae,  si  nterqae  iaraverit,  qnod  ante  finitam  causam  a  camali  conianotione 
86  iromanes  castodiant.«  —  4)  Ep.  13, 1.  c.  p.  26;  ep.  28,  1.  c.  p.  41;  ep.  85, 
1.  c.  p.  46  sq.;   ep.  60,  1.  c.  p.  61;   vgl.  Uefele,  5,  191  f.  —  5)  Ep.  144,  1.  c. 
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Werfen  wir  einen  Rückblick  auf  Ivo's  Darstellung  der  Dispen- 
sation, so  kommen  wir  zu  dem  Resultat,  dass  wir  hier  eine  voll- 
ständige Theorie  des  Dispensationswesens  vor  uns  haben,  und  zwar 
in  einer  Vollkommenheit,  die  wir  bei  gewissen  Fragen  nicht  einmal 
in  spätem  Darstellungen  «nieder  finden,  nachdem  das  Studium  des 
kanonischen  Rechts  Gegenstand  besonderen  Fleisses  geworden  war. 
üeber  den  Einfluss  der  Erörterungen  Ivo's  auf  die  Weiterentwickel- 
ung  der  Theorie  werden  wir  an  späterer  Stelle  sprechen.  Das  In- 
stitut der  Dispensation  ist  ihm  eine  lobenswerte  und  heilsame  Ein- 
richtung der  £irche ,  »laudabilis  et  saluberrima  dispensatioc  ^).  Sie 
ist  so  alt  als  die  Kirche  selbst,  keinem  Verständigen  hat  sie  bis  jetzt 
missfallen*).  Daher  ist  es  auch  begreiflich,  dass  zu  Ivo's  Zeiten  die 
Dispens  bereits  sehr  oft  in  Anwendung  kam:  >Si  enim  vult  aposto- 
lica  auctoritas  onmia,  quae  medicinali  condescensione  dispensantur 
(d.  h.  Alles,  worin  faktisch  dispensiert  wird),  districte  iudicare 
(d.  h.  Dispens  verweigern),  opportebit  pene  onmes  ministros  admini- 
strationibus  renuntiare  aut  de  mundo  exire,  nee  habebunt,  ubi  se- 
minent  spiritualia,  nisi  permittantur  aliqua  tolerare  camaliac»). 

p.  150:  »Convenit  rex  et  lateralis  saa,  et  secandum  praeceptum  yestram  sacro- 
aanetis  evaDgeliis  tactis,  parati  faerant  abiarare  absolute  omnem  carnalis  copolae 
consnetadinem  insaper  et  matuam  collocationem,  nisi  sab  testimonio  personaram 
minime  saspectaram  üsqae  ad  yestram  dispensationem.«  So  schreibt  Ivo  an 
Paschalis  IL;  ygl.  Zaccaria^  1.  c.  p.  57  sq.;  Perrone ^  L  c.  2,  86.  —  1)  Ep. 
236,  L  c.  p.  242.  —  2)  Ep.  144,  l.  c.  p.  151;  ep.  189, 1.  c.  p.  196.  —  3)  Ep.  190, 
1,  c  p.  197. 
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II.  Kirchiiehe  Aktenstücke  und  Entscheidung«»!« 


1.    Impedimentam  clandestinitatis. 

Causa  matrimoninaUs, 
Mitgetheilt  von  Prof.  Dr.  PhH.  Schneider. 

»Cajas  ^)  caiholicus  Dioecesis  N.  tredecim  abhinc  annis  in  urbe 
A,  übi  Goncilium  Tridentinum  promnlgatum  est,  coram  ministello 
haeretico  cum  Titia  matrimonium  contraxit,  ex  qua  plures  liberos 
progenuit  Nunc  poenitentia  ductus  et  patratum  scelus  dolens  vehe- 
menter exoptat  revalidationem  matrimonii.  At  obstat  ex  parte 
mulieris,  quod  ipsa  abhinc  viginti  qubique  annis  alteri  Tiro  Smi- 
pronio  lutheranae  confessioni  addicto  nupserit,  a  quo  per  sententiam 
Tribunalis  civilis  ante  hos  quatuordecim  annos  non  solum  quoad 
mensam  et  thorum,  sed  etiam,  uti  dicunt,  quoad  vinculum  ftiit 
separata.  Mulier  haec  Titia  et  Sempronius  tunc  in  ürbe  B,  ubi  Gon- 
ciUum  Tridentinum  promulgatum  quidem  est,  sed  tempore  hujus 
proraulgationis  paroeciae  lutheranae  jam  separatae  reperiebantur, 
domicilium  habuerunt  ibique  omnia,  quae  contractum  matrimonialem 
antecedere  debent,  perfecerunt;  dein  autem  non  in  urbe  B,  sed  in 
urbe  C,  ubi  Concilium  Tridentinum  publicatum  est  et  tempore  hujus 
publicationis  protestantes  non  existebant,  coram  ministro  acatholico 
ad  hoc  delegato  suum  consensum  matrimonialem  declaraverunt  et 
deinde  in  urbem  B.  illico  reversi  in  pace  diu  vivebant  et  duas  proles 
progenuerunt ,  donec  propter  adulterium  viri  civile  Tribunal  sen- 
tentiam rescissionis  suam  ederet.  Quae  cum  ita  sint,  humillimus 
Orator  Gajus  postulat,  ut,  lata  declaratione  nuUitatis  matrimonii  inter 
Titiam  et  Sempronium  ex  capite  clandestinitatis ,  matrimonio  uniri 
possit  cum  eadem  Titia  haeretica  maxime  propter  liberos  progenitos/^ 

n. 

Agitur  in  proposito  casu  de  duobus  matrimoniis.  Alterum 
matrimonium  inter  Cajum  oratorem  catholicum  et  Titiam  luthera- 
nam  propter  impedimentum  clandestinitatis  invalidum  esse  constat 
ideoque  orator  vehementer  postulat,  ut  istud  matrimonium  revalidetur 
et  ipse  cum  ecclesia  reconcilietur.  At  revalidationi  et  reconciliationi 
hujus  clandestini  matrimonii  obstat  alterum  prius  matrimonium  inter 


1)  Wir  geben  diesen  interessanten  Ehekasns  and  die  päpstliche  Ent* 
Scheidung  selbstverständlich  fictis  nominibas. 
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Sempronium  et  Titiam,  quod  quidem  judicio  Tribunalis  civilis  propter 
adnlterium  viri  quoad  vinculam,  ut  aiunt,  rescissum  est,  sed  hoc 
judicio  nunquam  vinculum  matrimoniale  vere  eiistens  rescindi  potest. 
Quaeritur  igitur,  utrum  istud  matrimonium  inter  Sempronium  et 
Titiam,  validum  fuerit  necne.  In  Ordinariatu  episcopali  sententiae 
Gonsiliariorum  divisae  erant.  Plurimi  Consiliarii  affirmabant,  istud 
matrimonium  inter  protestantes  Sempronium  et  Titiam  invalidum 
esse  propter  impedimentum  clandestinitatis,  quia  sponsi  matrimonium 
in  urbe  C,  ubi  decretum  „Tametsi*^  viget,  non  coram  parocho 
proprio  yel  ejus  delegato,  sed  coram  ministello  acatholico  delegato 
contraxerunt  Et  amplius  affirmabant,  hoc  in  casu  decretum  S. 
Officii  S.  B.  et  ü.  Inquisitionis  die  5.  Junii  1889  locum  teuere, 
secundum  quod  istud  ^^matrimonium,  in  quo  agitur  de  impedimento 
clandestinitatis  in  loco,  ubi  decretum  Tridentinum  Tametsi  publicatum 
est,  quia  ex  certo  et  authentico  documento  evidenter  constat  de 
existentia  hujus  impedimenti,  praetermissis  solemnitatibus  in  Const. 
Apostolica  Dei  miseraiime  requisitis,  potest  ab  Ordinario  declarari 
nuUum,  cum  interventu  tamen  defensoris  vinculi  matrimonialis,  quin 
opus  Sit  secunda  senteutia.'^  Alii  Consiliarii  istud  prius  matrimonium 
variis  ex  causis  validum  esse  putabant. 

Theologus  capitularis  sententiam  suamhisce  exposuit:  1.  Frima 
quaestio  in  praedicto  casu  est,  utrum  prius  connubium  inter  Sem- 
pronium et  Titiam  matrimonium  validum  fuerit  necne.  2.  Quodsi 
evidenter  constat,  illud  matrimonium  invalidum  fuisse,  sine  dubio 
Ordinariatus  vel  OfiBcialatus  episcopalis  jam  in  prima  instantia  juxta 
decretum  S.  Inqu.  die  5.  Junii  1889  sententiam  nuUitatis  definitivam 
ferro  potest.  3.  Ego  contra  alios  prorsus  non  dubito,  imo  evidens 
esse  puto^  matrimonium  in  urbe  C  invalide  contractum  esse,  quia 
ibidem  Decretum  «Tametsi^  promulgatnm  est  et  regula  valet:  „Locus 
regit  actum.''  At  4.  cum  isti  haeretici  in  urbe  B  non  servata  forma 
Tridentina  matrimonium  valide  contrahere  possent,  sequitur,  quaestio- 
nem  unicam  esse,  utrum  haeretici  isti  in  hoc  territorio  matrimonium 
suum  postea  valide  contraxerint  juxta  jus  Lateranense  seu  Decretalium, 
secundum  quod  matrimonium  clandestinum  prohibitum  est,  minime 
vero  invalidum,  si  aliud  impedimentum  canonicum  non  obstat«  Jus 
Decretalium  fundatnr  in  jure  natural!,  consensum  maritalem  mutuum 
de  praesenti  manifestatum  matrimonium  facere.  Concilinm  Triden- 
tinum hoc  non  mutavit,  sed  solum  ad  evitanda  mala  et  scandala 
certam  formam  pro  tali  consensu  maritali  sub  poena  nuUitatis  prae- 
scripsit.  übi  ergo  Tridentinum  Decretum  non  valet,  solus  consensus 
maritalis  de  praesenti  roanifestatus  matrimonium  facit.    Nihil  refert 
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pro  validitate  actus,  utrum  mauifestatio  consensus  per  verbum  oris 
vel  per  verbum  operis  facta  sit,  dummodo  verus  internus  consensas 
invicem  est  roanifestatus  et  acceptus.  Ideo  Ousparri^  tract.  canoni- 
cus  de  roatrimonio  n.  831  (11,  54)  ait:  »Quaenam  signa  aut  facta 
consensum  satis  ezprimant,  non  potest  regula  genersdi  indicari.  Co- 
pulam  carnalem,  in  nonnuUis  circamstantiis  habitüm,  satis  exprimere 
marits^Iem  consensum,  alias  declaravimus  n.  36  sequ.«  Item  Leo  XIII. 
in  praeclaro  suo  decreto  de  roatrimoniis  praesumptis  d.  15.  Febr.  1892 
dielt :  »Consensus  mutuns,  unde  matrimonia  justa  nascontur,  non  ver- 
bis  dumtaxat,  sed  aliis  quoque  signis  exterioribus  patefieri  ac  decla- 
rari  potest.  c  Ex  factis  vero  indubiis,  imo  certissimis  istud  matrimo- 
nium  inter  Sempronium  et  Titiam  validum  esse  videtur. 

Argumentum:  Isti  haeretici  consensum  maritalem  coram  mini- 
stello  acatholico  in  urbe  C,  ubi  Tridentina  lex  viget,  dederant  Hie 
actus  propter  legem  Tridentinam  ibi  vigentem  prorsus  invalidus  erat 
nee  matrimonium  ibi  fi^ctum  est,  unice  vero  propter  impedimentam 
clandestinitatis,  non  ex  defectu  consensus.  Quod  impedimentum  noQ 
valebat  eo  momento,  quo  putativi  conjuges  in  prius  territorium  re- 
dierunt;  hie  a  lege  Tridentina  liberi  erant.  Consensus  rel  animus 
maritalis  perdurabat,  quia  isti,  in  urbem  B  reversi,  conjuges  se  pu- 
tabant,  nempe  per  plures  annos  pacifice  ?ivebant  et  duos  liberos 
progenuernnt,  certe  non  affectu  fornicario,  quod  esset  demonstrandum, 
sed  animo  maritali,  cujus  existentia  ex  nuptiis  in  urbe  G  factis  prae- 
sumptione,  imo  certitudine  vehementissima  patet.  ütique  >non  con- 
cubitus,  sed  consensus  facit  uuptias.c  At  verisimile  est,  istam  con- 
sensum jam  antea,  fortasse  per  verba  yel  signa  datum,  nuptias  fecisse, 
certissime  vero,  etiam  pro  foro  externe  eo  momento,  quo  animo  ma- 
ritali in  urbe  B  prima  vice  copulam  carnalem  babuerunt.  Consensus 
matrimonialis  verus  internus  aderat  in  eis,  quia  conjuges  se  patabant, 
et  Signum  consensus  externum  per  copulam  habit^m  aecessit;  ergo 
verum  matrimonium  clandestinum  factum  est. 

At  objicitur,  Leonem  PP.  XIII.  Decreto  »Consensus  mntuusc 
d.  15.  Febr.  1892  matrimonia  praesumpta  tulisse  ideoque  illud  ma- 
trimonium validum  esse  non  posse.  Sed  falso  hoc  concluditur  pro 
casu,  nam  a)  Leo  XIII.  non  matrimonia  clandestina,  L  e.  quae  ex 
solo  consensu  maritali  non  servata  forma  Tridentina  oriuntur,  abro- 
gavit,  sed  solum  matrimonia  praesumpta^  quae  ex  validis  sponsali- 
bus  per  copulam  carnalem  subsecutam  pro  foro  externe  oriuntur.  In 
decreto  »Consensus  mutuus«  valde  distingnendum  est  inter  ea,  quae 
Papa  de  jure  natural!,  quod  mutare  non  volebat  nee  poterat,  claris 
et  gravissimis  verbis  exponit,  quaeque  verba  supra  memoravimus,  et 
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inter  ea,  quae  de  legibus  positivis,  in  jure  naturali  fundatis  suorum 
Praedecessorum  dieit:  »Qaamobrem  Alexander  III.,  Innocentius  III., 
et  Qregorius  IX.  Decessores  Nostri,  merito  decreverunt,  ut  carnalis 
oopula,  si  sponsalia  certa  ac  valida  praecessissent,  cum  in  judicio  tum 
extra  Judicium  pro  vero  conjugio  haberetur«  nisi  iropedimentum  ca- 
nonicum obstitis9et.€  Juxta  has  leges  Decretalium  sponsalia  valida 
per  copulam  carnalem  subsecutam  ex  praesumptione  juris  et  de  jure 
in  matrimonium  praesuroptum  trausiernnt,  ita  ut  contra  haue  prae- 
samptionem  in  foro  externe  probatio  non  esset  admittenda.  Hanc 
praesumptionem  juris  et  de  jure ,  nempe  copulam  carnalem  post  va- 
lida sponsalia  animo  maritali  habitam  ideoque  verum  matrimonium 
factum  esse,  Leo  XIII.  decreto  suo  abrogavit,  quia  circumstantiae 
mutatae  abrogationem  postularunt«  Gausas  sui  decreti  ipse  Papa  af- 
fert  dicens:  »Aetatnm  decursu,  ex  conscientia  et  cognitione  chri- 
stianorum  sensim  (isti  canones)  efSuxere.  Plures  enim  Episcopi  ex 
iis  regionibus,  in  quibus  matrimonia  clandestina  contra  fas  quidem 
iuita,  sed  tamen  valida  judicantur,  plane  rettulerunt,  canonicam  de 
conjugiis  praesumptis  disciplinam  passim  exolevisse  desuetudine  atque 
oblivione  deletam:  propterea  vix  aut  ne  vix  quidem  contingere,  ut 
copula  inter  sponsos  affectu  maritali  nee  fornicario  haheatur:  eamque 
non  matrimonii  legitimi  usum,  sed  fornicationis  peccatum  communi 
hominum  opinione  existimari:  imo  vix  persuaderi  posse,  sponsalia  de 
futuro  per  conjunctionem  carnalem  in  matrimonium  transire.«  Ergo 
Papa  solnm  matrimonium  praesnmptum,  i.  e.  praesumptionem  juris 
et  de  jure ,  valida  sponsalia  per  copulam  carnalem  subsecutam ,  qua 
afifectu  maritali  babitam,  in  matrimonium  validum  transire,  abroga* 
vit,  quia  omnes  conditiones  hujus  praesnmptionis  vel  praescriptionis 
juris  hodie  desunt,  nempe  quia  neqne  populi  hodie  hanc  praescriptio- 
nem  noscunt,  neque  sponsi  copulam  animo  maritali,  sed  animo 
fornicario  habent  ideoque  »consensus  maritalis,  ex  quo  justa  matri- 
monia nascnnturc,  revera  deest.  ß)  Minime  vero  Leo  XIII.  decreto 
suo  »Consensus  mutuusc  matrimonia  clandestina  pro  illis  locis 
abrogavit,  ubi  Tridentina  lex  non  viget,  ut  ipse  Papa  in  fine  ait: 
»Hujus  tamen  auctoritate  Decreti  induci  nolumus  necessitatem 
formae  Tridentinae  servandae  ad  matrimonii  validitatem,  ubi  illa 
forma  modo  non  viget.  c  Ergo  praesumptio  juris  et  de  jure  et 
exinde  matrimonium  praesumptum  abrogatum  est,  minime  vero  sponsis 
in  loco  extratridentino  possibilitas  desumpta  est,  vero  animo  mari- 
tali copulam  habendi  et  matrimonium  contrahendo  Ex  quo  sequitur, 
iu  singulis  casibns  exquirendum  esse,  utrum  sponsi  revera  consensu 
maritali  copulam  carualem  habuerint  necne.   Atqui  in  praedicto  casu 

36« 
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Don  praesumptio,  imo  vero  certitudo  moralis  adest,  sponsos  Sem- 
pronium  et  Titiam  in  urbem  B.  reversos  copulam  affectu  maritali 
habuisse.  Consensus  maritalis  internas  in  nrbe  C  apertissime  decla- 
ratus  est,  qai  perdurat ,  et  in  urbe  B  matrimonium  per  copalam  ma- 
ritali  affectu  habitam  consammator.  Omnes  conditiones  pro  valore  ma- 
trimonii  adsunt,  nempe  consensas  veras  internus,. ex  declaratione  ia 
urbe  C  perdurans,  per  copulam  camalem  expressus,  item  absentia 
impedimenti ,  ergo  isti  sponsi  matrirnonium  clandestinum  contraxe- 
runt.    Evidentia  nullitatis  istius  matrimonii  non  adest. 

IIL 

Defensor  matrimonii  haec  annotavit:  Principalis  in  hoc  caso 
qnaestio  est,  utrum  prins  matrimonium  inter  protestantes  Sempronium 
et  Titiam  validum  fuerit  necne.  Quodsi  matrimonium  invalidam 
fnerit,  alterum  matrimonium  inter  Cajum  catholicum  et  Titiam  la- 
theranam  revalidari  vel  contrahi  et  ipse  Cajus  cum  ecclesia  recon- 
ciliari  potest.  Isti  protestantes  in  urbe  B  domicilium  habebant,  ubi 
Decretum  Tametsi  promulgatum  quidem  est,  sed  protestantes  ante 
proroulgationem  ab  ecclesia  catholica  se  separaverant  et  parochias 
proprias  fundaverant,  non  quidem  parochias  in  sensu  canonico,  sed 
sie  dictas,  in  sensu  lato.  Reiffenstuel  putat,  protestantes  in  talibas 
locis  invalide  contrahere  (jus  can. lib.  IV.  tit.  Hin.  140):  »Dematri- 
moniis  haereticorum  ob  defectum  veri  parochi  catholici  et  testium 
clandestinis  eodem  fere  modo  est  discurrendum,  quo  de  matrimoniis 
catholicorum  tractamus.  .  .  Inralida  sunt,  si  contrahuntur  in  locis 
promulgati  Goncilii,  ubi  yel  Ordinarius  et  parochus  catholicus  adest 
vel  in  vicina  facile  ac  tuto  haberi  possit«  Et  n.  148  ait:  »Infertor 
proinde,  matrimonia  haereticorum  Augustae  et  Batisbonae  contracta 
esse  nuUa  ac  invalida,  quia  ibidem  Concilium  Trid.  est  promulgatum, 
possunt  ibidem  facile  habere  Ordinarinm  aut  Parochum.c  At  ista 
opinio  derelicta  est  et  S.  G.  G.  pluries  declaravit,  protestantes  in  tau- 
btts  locis,  ubi  ante  Tridentini  decreti  promulgationem  suos  ministellos 
et  ecclesias  separatas  habueriut,  valide  contrahere  posse,  non  servata 
forma  tridentina.  Secretarius  in  annotationibus  ad  causam  Iprensem 
1737  (Bickier^  canones  et  decreta  conc.  Trid.  p.  817  n.  27)  ait: 
»In  locis,  ubi  cum  catholicis  permixti  commorantur  haeretici,  binae 
debent  in  quolibet  parochiali  districtu  paroeciae  considerari,  non  loco 
quideai,  sed  fide,  doctrina,  religione  ac  moribus  distinctae,  altera 
nempe  catholicorum,  altera  vero  haereticorum,  qui  unam  societatem 
et  communitatem  quoad  spiritualia  omnino  separatam,  distinctam  et 
diversam  a  communitate  catholica  constituunt  propriosque  habeot 
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USUS,  caeremonias  et  ministros  seu  pseudoparochos  adeoqae,  quum  in 
eadem  asserta  baereticorum  parochia  Tridentini  decretum  nanquam 
fuerit  rite  promalgatum  minusque  usu  receptam,  oequit  eorundem 
haereticorum  coetus  lege  et  forma  in  eo  decreto  praescripta  censeri 
obstrictas,  tametsi  in  catholicoram  parochia  decretum  illad  faerit 
promalgatum  atque  inter  istos  usu  receptum,  eo  plane  modo,  quo 
dictum  decretum  in  una  catholicorum  parochia  publicatum  non  ligat 
in  alia^  in  qua  ejus  promulgatio  secuta  non  fuit.«  Cfr.  Bescriptum 
S.  R.  et  U.  Inquisitionis  d.  18.  Mart.  1884  in  Archiv  72,  125.  In 
lüs  protestantium  parochiis  Decretum  Tridentinum  non  obligat  ideo- 
que  sponsi  Sempxonius  et  Titia  in  urbe  B,  ubi  protestantes  ante 
Tridentini  promulgationem  parochias  separatas  habebant,  sine  parocho 
proprio  matrimonium  valide  contrahere  poterant.  At  isti  sponsi  revera 
in  urbe  G,  ubi  Tridentinum  viget  et  protestantes  ante  hos  circiter 
sexaginta  annos  parochiam  instituerunt,  coram  ministro  acatbolico 
ad  hoc  delegato  matrimonium  contraxerunt  ac  deinde  in  urbem  B 
reversi  in  pace  diu  vixerunt  et  duas  proles  progenuerunt.  Quaeritur, 
utrum  istud  matrimonium  vaiidum  fuerit  au  invalidum.  Quaestio 
difficilis  est  ad  dijudicandum,  cum  et  pro  yaliditate  et  contra  causae 
adsint;  certe  evidentia  nullitatis  non  adest. 

A.  Causae  pro  yaliditate:  a)  Multi  graves  autores  opinantur, 
protestantium  matrimonia  omnino  valida  esse  non  servata  forma 
Tridentina.  Aichner,  compendium  j.  eccl.  (ed.  7.)  p.  664  ad  matri- 
monia haereticorum  clandestina  ait:  >g)  Quoad  loca  vero,  in  quibus 
decretum  Goncilii  Tridentini  promulgatum  est,  acerrima  hodiedum 
agitatur  controversia,  qualis  in  alüs  rebus  vix  occurrit.  Permulti 
doctores  optimae  notae  pugnant  pro  valore  etiam  herum  conjugiorumc, 
et  tunc  varias  illorum  rationes  adducit.  Cfr.  etiam  Benedictum 
XIV.  de  syn.  dioec.  L  VI.  c«  6  n.  4.  Sed  hodie  communiter  talia 
conjugia  invalida  esse  censentur  et  recte  Perrone  de  matr.  p.  225 
scribit:  »Apostolica  Sedes  semper  sibi  constans  fuit  in  rescindendis 
uti  nullis  et  invalidis  ejusmodi  haereticorum  connubiis.c  b)  At  revera 
istud  matrimonium  inter  Sempronium  et  Titiam  vaiidum  esse  videtur, 
quia  isti  haeretici  a  lege  Tridentina  liberi  erant.  Domicilium  suum 
in  urbe  B  habebant  ibique  matrimonium  clandestinum,  i.  e.  non 
servata  forma  Tridentina  contrahere  poterant  solo  consensu  raaritali 
mutuo  expresso.  Hunc  consensum  verum  et  internum  habebant,  ut 
ex  copulatione  in  urbe  C  facta  satis  apparet.  Ista  quidem  copulatio 
invalida  erat,  sed  et  superflua  nee  redundans  in  valorem  matrimonii, 
quia  matrimonium  clandestinum  sine  illa  forma  per  solum  consensum 
sponsorum  externum  valebat.    Utique   per   decretum  Leonis  XIII. 
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:^C!<msenst4S  mutuus^  roatrimoQia  praesumpta  sublata  sunt,  i.  e.  prae- 
sumptio  juris  et  de  jure,  sponsalia  valida  per  copulam  sabsecutam 
pro  foro  externe  in  veram  roatrimonium  tanstre.  Sed  sola  haec 
praesumptio  isto  decreto  tollitur,  minime  ?ero  ipsum  jus  sponsomm, 
consensu  mutuo  verbis  yel  signis  expresso,  in  specie  per  copulam 
affectu  maritali  babitaro  verum  et  legitimnm  matrimoniam  contra- 
hendi.  Isti  verum  consensum  maritalem  habebant,  quem  coraro 
ministello  haeretico  expresserunt  quique  perdurabat ,  et  hoc  conseDsn 
maritali  in  urbe  B  copulam  babebant,  ergo  matrimonium  clandesti- 
num  contrahebant.  Deinde  c)  Isti  haeretici  etiam  in  urbe  G  lege 
Tridentina  non  obligati  esse  videntur.  Nam  ut  S«  G.  Inqu.  in  in- 
structione  ad  Archiepiscopum  S.  Francisci  in  Galifomia  die  14.  Dec. 
1869  (Archiv  f.  k.  K.-R.  72,  124)  dicit,  Lex  Tridentina  localis  et 
personalis  est;  »quatenus  localis  af fielt  territorium  eosque,  qui  ibi 
matrimonio  jungendi  sunt,  obligat :  quatenus  vero  personalis,  eos  obli- 
gat, qui  domicilium  vel  quasi  habentes  in  loco,  ubi  Tridentinum 
decretum  publicatum  est  et  viget,  in  altero  ubi  non  viget  contrahere 
vellent.€  Isti  haeretici  Decreto  Tridentino  qua  lege  personali  non 
obstricti  erant,  quia  in  urbe  B  domicilium  habebant,  ubi  protestantes 
exemti  sunt ;  sed  lege  qua  locali  obligabantur,  ubi  primum  in  urbem 
C,  ubi  Tridentinum  pro  omnibus  fidelibus  viget,  ad  matrimoniam 
contrahendum  venerunt.  Sed  observandum  est  1)  Decretum  qua  lex 
localis  non  aequaliter  obligare  videtur,  atque  qua  lex  personalis.  Ob- 
ligatio localis  a  personali  separari  potest,  nempe  parochus  suos 
parochianos  etiam  in  alia  parochia,  ubi  domicilium  non  habent,  copa- 
lare  potest  Et  ipsi  haeretici  in  urbe  B,  ubi  catholici  lege  Triden- 
tina obstringuntur,  matrimonia  non  servata  forma  Tridentina  contra- 
here possunt.  2)  Regula  sexta  juris  (in  VI.)  hie  locum  habere 
videtur:  »Nemo  potest  ad  impossibilia  obligari.«  Zitelli  apparatus  juris 
eecl.  ed.  alt.  p.  424  ait :  »Eximit  ab  ejus  (sc.  legis  Trid.)  observatione 
impossibilitas  physica  vel  moralis.  Hinc  quando  parochus  aliusqne 
competens  adiri  nequit  vel  nonnisi  difficillime  et  cum  gravi  periculo, 
valet  matrimonium  clandestine  contractum.c  Addit  autem  Zitelli: 
»Notandum,  grave  incommodum  cammunüaiis  tantura  eximere  ab  ob- 
servatione  decreti,  non  vero  incommodum  personae;  agitur  eniro  de 
decreto  irritante,  in  quo  primum  tantura  respicitur.  Nee  ignorantia 
aut  epikeja  suffragari  possunt.€  His  haereticis  moraliter  impossibile 
erat  decretum  observare  et  ea  impossibilitas  ex  communitate  pro- 
cessit.  Nam  in  urbe  B  a  lege  Tridentina  liberi  erant,  ut  omnes 
concedunt  ideoque  in  urbe  C  propter  ignorantiam  invincibilem 
parochum  proprium  adire  non  poterant;  maxiroe  3)  quia  delegationem 
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ministri  sui  haeretici  babebant.  Etsi  iste  minister  delegare  non 
poterat,  qnia  Jurisdictionen)  dod  habebat,  sponsis  ista  delegatio  titulus 
saltem  coloratus  ministrum  acatholicum  adeundi  erat.  Ergo  eis  ex 
commnnitate  impossibile  erat  parochum  proprium  adire.  Ex  hisce 
causis  isti  sponsi  in  urbe  B  a  lege  Trid^ntina  liberi  valide  matri- 
moniuro  contraxisse  videntnr. 

B.  Causae  pro  in^aliditate  matrimonii  contracti :  a)  Istud  matri- 
monium  inter  Semproninra  et  Titiam  in  nrbe  C  coram  ministro 
haeretico  contractum  propter  impedimentum  ciandestinitatis  invalidum 
est,  qnia  in  ista  urbe  Tridentinum  decretura  promulgatura  est  et 
etiam  protestantes  obligat.  Lex  Tridentina  est  localis  et  personalis. 
Etsi  sponsi  in  nrbe  B  domicilii  sai  lege  Tridentina  neque  persona- 
liter neque  localiter  obligati  erant,  tarnen  in  nrbe  C,  ubi  lex  Tri- 
dentina promulgata  omnes  fideles  abligat,  ea  obstricti  erant,  et  matri- 
monium  invaHds  contrahebant,  >quia  locus  regit  actum. c  Lex  ex- 
ceptionem  non  facit  neque  epikeja  adhiberi  potest,  quia  lex  irritans 
et  formalis  est  (Leinz,  Ehevorschrift  des  Concils  von  Trient  p.  39). 
Etsi  isti  sponsi  in  urbe  B  non  servata  forma  Tridentina  valide  con- 
trahere  poterant,  in  urbe  G  non  poterant.  Facta  delegatio  prorsns 
irrelevans  et  irrita  est,  quia  ministellns  delegans  jurisdictionem  non 
habebat  nee  dare  poterat.  b)  Nee  dici  potest,  matrimonium  istud 
in  urbe  C  contractum,  in  urbe  B  consummatum  et  continuaturo  qua 
clandestinum  validnm  esse,  quia  consensus  a  principio  irritus  erat. 
Iste  consensus  in  urbe  G  datus  invalidus  erat  nee  mera  copula 
carnali  corrigebatur.  Isti  haeretici  matrimonium  in  urbe  G  con- 
tractum validnm  esse  putabant  et  consensum  invalidum  non  renova- 
verunt,  neque  expresse  neque  consummatione  matrimonii. 

Ex  dictis  apparet,  difficile  esse  de  validitate  vel  invaliditate 
hu  jus  matrimonii  dijudicare,  maxime  cum  causae  pro  validitate  prae- 
valere  videantur.  Porro  manifestum  est,  Decretum  S.  G.  Inqn.  5.  Jnnii 
1889  minime  locum  habere  posse,  quia  prima  et  fundamentalis  conditio, 
nempe  evidentia  de  existentia  impedimenti  clandestinitatis  deest:  »Dnm- 
modo  ex  certo  et  authentico  documento  vel  in  hujus  defectu  ex  certis  ar- 
gnmentis  evidenter  constet  de  existentia  hujusmodi  impedimentorum.c 
Ista  evidentia  impedimenti  clandestinitatis  deest.  Hinc,  sie  conclusit 
defensor  matrimonii,  censeo,  bunc  casum  ad  Sedem  Apostolicam  esse 
referendnm,  ut  S.  Sedes  semper  postulat:  in  particulari  esse  recur- 
rendum  ad  S.  Sedem. 
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IV. 

Resolatio  haec  a  S.  R.  et  ü.  Inquisitione  data  est : 
Ulme  et  Rme  Dne. 

Liüeris  datis  die  27.  Äprilis  hujus  anni,  ÄmplUudo  Tua  se- 
quentia  dubia  proponebcU: 

1)  Utrum  matrimanium  Titiae  cum  Sempranio  coratn  ministro 
dcathoUco  in  urbe  C  iniium ,  in  urbe  vero  B  praeparatwm  et  con- 
tinuatum,  constet  fimium,  an  possU  ex  capite  clandestinikUis  irriium 
declarari  a  judice  ecclesictstico  ? 

2)  an  possit  Oajus  catholicus^  facta  prius  tali  dedaroHonef 
cum  eadem  Titia  aeatholica ,  ex  qua  jam  duos  gentAt  liberos ,  fna- 
trimonium  Ugitimum,  servatis  servandis^  in  fade  Ecdesiae  eon- 
frohere? 

Res  ddata  est  ad  Emos  D.  D.  Cardinales  una  mecum  Inqui- 
sitores  gehles,  qui  in  Congne  gehli  habiia  in  fer.  IV.  die  29.  Jtdii 
p.p.  respondendum  decreverutU: 

Ad  i*""  Matrimonium  in  casu^  omnibus  considercUis,  esse  nulr 
lum;  modo  constet  per  juramentum  a  mulier e  praestandum^  con* 
sensum  (scientibus  sponsis  nullüatem  prioris  cansensus)  non  fuisse 
renovatum  in  hco  ubi  Tridentinum  non  viget. 

Ad  ^"*  Constito,  uti  supra^  de  libertaie  mulieris  quoad  ^us 
matrimonium  cum  Cajo  catholico,  curet  prius  B.  P.  D.  Episcopus,  ut 
ipsa  mulier  convertatur;  sin  minus,  suppl.  8smo  pro  dispensaiione 
super  impedimenio  mixtae  religionis^  praeviis  in  Curia  cauHonibus, 
et  praevia  quoad  virum  cathoUcum  absolutione  a  censuris  propter  al- 
tentcUum  coram  ministro  haeretico  matrimonium. 

Adprobat-a  a  Ssmo  2).  N.  hoc  Einorum  Patrum  resoltUione, 
sequenti  feria  VI,  die  31.  dicti ,  transmitto  ad  Ampi.  Tuam  heic 
inclusum  relativum  rescriptum  ^)  atque  interim  omnia  fausta  Tibi  a 
Dno  adprecar. 

Amplitudinis  Tuae 

Bomae^  die  16.  Aug.  1896,  uti  frater 

L.  M,  Card.  Parocchi. 

V. 

S.  Congr.  R.  et  U.  Inquisitionis  istud  matrimoniam  inter  hae- 
reticos  Semproniam  et  Titiam  ex  capite  clandestinitatis  nullam  esse 


1)  üna  cum  hac  resolatiooe  etiam  rescriptum  dispeosationis  in  reli^one 
mizta  datara  est,  cam  facaltate  praeviae  absolationis  dicti  Caji  a  censaris  et 
mandato,  ut  matrimoniam  celebretar  priTatim,  extra  ecclesiam  et  absque  uUo 
rita  ecclesiastico. 
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declaravit,  praeposita  conditione  de  juramento  niulieris,  ipsos  sponsos, 
scientes  nuUitatein  prioris  consensas  ipsum  non  renovasse  in  loco, 
ubi  TrideDtinain  non  viget.  Ex  hac  claosula  de  juramento  apparet, 
existentiam  impedimenti  clandestinitatis  non  simplici  evidentia  con- 
stare.  Ex  quibns  sequentia  patent:  a)  Matriroonium  istorom  haere- 
ticorum,  in  arbe  G  abi  Trideiitinum  viget  coram  ministro  haeretico 
contr actum,  in?alidum  est,  qnia  »locus  regit  actum. c  Etiam  baeretici 
lege  Tridentina  obligantur  in  locis,  ubi  Tridentina  lex  promulgata 
est  et  protestantes  neque  per  declarationem  papalem,  ut  in  Hollandia 
et  Belgia,  neque  per  separationem  ante  legis  promulgationem  factam 
eximuntur.  Isti  baeretici  in  urbe  B  sine  parocbo  proprio  matri- 
monium  contrahere  poterant,  in  urbe  C  non  poterant,  sed  solum  in 
forma  Tridentina  coram  parocbo  proprio  et  duobus  testibus.  Neque 
quoad  istud  matrimonium  in  urbe  G  contractum  delegatio  ministelli 
baeretici  respicienda  est,  quia  pro  foro  ecclesiastico  haec  delegatio  et 
a  parte  delegantis  et  a  parte  delegati  prorsus  irrita  fuit;  neque 
epikejae  est  locus,  quasi  propter  ignorantiam  sponsorum  invincibilem 
vel  propter  moralem  impossibilitatem  parocbum  proprium  adeundi  lex 
Tridentina  non  obligasset,  quia  bic  de  lege  irritante  et  formali  agi- 
tur.  Ergo  matrimonium  in  urbe  G  contractum  ex  capite  clandestini- 
tatis irritum  et  invalidum  fuii  b)  Neque  matrimonium  istorum 
baereticorum  in  urbe  B  continuatum  et  per  copulam  maritalem  con- 
summatum  tanquam  matrimonium  clandestinum  habendum  est,  quia 
falso  fundaraento,  consensu  illegal]  innititur.  Animadvertendum  est 
1)  »consensus  facit  matrimonium ,  non  copula  vel  coitusc ;  at  iste 
consensus,  proprio  et  vere  in  urbe  G  coram  ministello  haeretico  ex- 
pressus,  irritus  et  invalidus  erat,  quia  »locus  regit  actum.c  Hie 
consensus  ab  initio  de  jure  non  subsistit;  ergo  2)  neque  tractu  tem- 
poris  neque  sola  copula  maritali  firmabatur  vel  renovabatur;  neque 
tractu  temporis,  quia  regula  18.  in  VP^  dicit:  »Non  firmatur  tractu 
temporis,  quod  de  jure  non  subsistitc ;  neque  sola  copula  carnali  vel 
maritali,  quia  haec  ipsa  unice  in  illo  irrito  consensu  fundabatur. 
Dtique  copula  animo  maritali  habita  Signum  externum  consensus  in- 
terni  est  et  matrimonium  verum  in  loco  ubi  Tridentina  lex  non  viget 
facere  potest,  at  in  nostro  casn  consensus  maritalis  in  urbe  G  expressus 
ab  initio  fuit  irritus ;  ergo  sola  copula  maritali  non  est  renovatus,  imo 
copula  respectu  illius  illegitimi  consensus  habita  est.  c)  ütique  vero  isti 
sponsi  in  urbe  B  matrimonium  clandestinum  contrahere  poterant,  nam 
decr^o  Consenaue  muiuus  matrimonium  praesumptum  abrogatum 
est,  minime  vero  matrimonium  dandestinum  pro  locis,  ubi  Triden- 
tinum  decretnm  non  viget.  Recte  igitur  declaratio  S.  C.  Inqu.  prae- 
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vium  joramentam  mulieris  de  consensa  scienter  et  expresse  dod  re- 
novato  postuIat.  Et  consequenter  praevio  hoc  jaramento  dispensa- 
tionem  mixtae  religionis  et  facultatem  dictum  Gajam  recoQciltandi 
concessit. 


2.  Ankfindi^ng  einer  Diozesansynode  zu  MOnster  i.  W. 

(Kirchl.  Amtsblatt  der  DiScese  Münster  Nr.  10.  Jahrg.  XXXL) 

HERMANNÜS 

Divina  miseratione  et  Sanctae  Sedis  Apostolicae  gratia  Episcopus 

Monasteriensis  etc. 

Grayissimum  sane  et  humanie  huraeris  forroidandam  onus  im- 
positum  est  Episcopo  einsque  in  vinea  Domini  collaboratoribas.  Bed- 
ditnri  enim  sant  in  tremenda  illa  die  Pastornm  Priocipi,  Salvatori 
eidemqne  Jadici  nostro  strictissimam  noa  de  suis  tantum,  sed  de 
omnium,  qui  eorum  curae  commisssi  fuerint,  animabus  ratiooem. 
NostiSf  dilectissimi  in  Domino  Fratres,  ex  quibus  divinae  gratiae 
fontibns,  semper  et  ubique  patentibus  Tires  ad  suBtineiidnm  illnd 
OBUS  necmsriie  petendae  aiiit.  Aoeeditis  quotidie  vel  certo  tempore 
hauritis  et  confortati  reeeditis  ad  explenda,  quae  vos  manent,  offtci?. 

FiXsurgunt  autem  ex  mutabilibus  tempornm  rationibus,  moribus, 
institntis,  erroribus  difficultates  nonnunquam  et  soUicitudines,  quibos 
sustinendis  vincendisque  singuli  pastores  pares  se  vix  esse  ultro  pro- 
fitentur.  His  igitur  ut  speciale  quoddaro  in  animarum  cura  eier* 
cenda  adiamentnm  pararet,  Sancta  Mater  Ecolesia,  moDente  quo  re- 
gitur  Spiritu  Sancto^  Synodos  Dioecesanas  seu  Episcopales  institait 

Est  enim,  ut  verbis  Concilii  Provinciae  Goloniensis  anno  1860 
habiti  ntamur,  Synodns  Dioecesana  congregatio  ab  Episcopo  coacta 
ex  Presbyteris  et  Clericis  suae  Dioecesis,  aliisve  qui  ad  eam  accedere 
tenentuFf  in  qua  de  his,  quae  curae  paslorum  incumbunt,  agendam 
et  deliberandum  est.  (Conc.  Gol.  P.  II.  cap.  9.) 

Quo  autem  spectet  Synodus  Dioecesana  et  quam  latus  ei 
apertus  sit  agendi  et  deliberandi  campus ,  luculentissime  apparet  ex 
celeberrimo  libro,  quem  Benedictus  PP.  XIV.  de  Synodo  Dioecesana 
conscripsit.  Laudat  enim  haec  verba  Concilii  Provincialis  anno  1549 
CSoloniae  habiti:  »In  Synodo  redintegratur  unitas,  studetur  corpori 
in  sua  integritate  conservando;  ubi  ea,  quae  in  visitatione  non  da- 
batur  exsequi,  exsecutionem  -studiis  comnranibns  assequuntur;  ubi 
de  capite  et  de  membris,  de  fide  et  pietate,  de  religione  et  cultu  di- 
vino,  de  moribus  et  disciplina,  de  obedientia,  de  iudiciis  et  rebus 
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omnibos  ad  bene  cbristianeque  viyendam  commodis  vel  necessariis 
tractatnr  atqae  statuitur.c  (De  Synod.  Dioeces.  Hb.  L  cap.  2.)  Ap- 
parat igitar,  ex  medio  esse  Synodi  officio  ea  tractare,  quae  ipso  eo 
tempore,  quo  celebratur,  cnrae  aDimaram  maiora  itnpedimenta  parare 
dignoscantur,  et  de  opportonis  remediis  deliberare  et  stataere. 

In  Dioecesanis  istis  Synodis  solas  quidero  Episcopus  iadicis  et 
legislatoris  roanere  fungitur;  sed  suffultns  plurimorutn  virorum  ex- 
perientia  et  consiliis  ea,  quae  sui  sunt  muneris,  et  expeditius  et  se- 
curioB  et  fractuosias  agit  et  statait,  saae  ipsias  salati  consulens  et 
eorom,  quos  habet  sibi  concreditos. 

Qaae  quam  ita  se  habeant,  mirnro  non  est,  Sammos  saepe 
Pontifices  et  Concilia  tarn  Oecnmenica '  tum  Provincialia  hoc  Syno- 
doram  genos  quam  maxime  laudasse  et  commendasse.  Id  actis  aa- 
tem  novissimi  Concilii  Goloniensis  ex  roente  Benedict!  PF.  XIV.  his 
verbis  laudantur:  »Qaum  in  Eeclesia  a  capite  in  membra  ?tta 
descendat  et  ex  uno  fönte  aqnae  scatnriant,  «  •  •  per  Sy nodos  Dioe- 
cesanas  in  singalas  cainsvis  Dioecesis  partes  et  Parochias  deducun- 
turc  (Gonc.  Col.  1.  c). 

Hoc  institatura,  tanta  anctoritate  commendatum,  qnum  in 
Dioecesi  Monasteriensi  per  longam  annorum  seriem  vigaerit,  tem- 
pornm  iniqaitate  eam  paulatim  deminutionem  passum  est,  ut  nostrae 
aetatis  hominibas  nihil  paene  reliquam  sit  praeter  memoriam  con« 
▼entanm  Synodaliam  olim  habitornm.  lam  vero  hodie  nihil  obstat, 
quin  vigori  reddatur,  qood  sopore  oppressam  esse  videbatur.  Itaque 
ex  quo  tempore  onus  hoc  gravissimum  muneris  Episcopalis  nobis 
subeundum  fuit,  Synodum  oblata  occasione  convocare  in  animum  in- 
duximus.  Confirmavit  hoc  consilium  sacrae  Ck)ngregationis  Car- 
dinalium  Concilii  Tridentini  Interpretum  auctoritas,  quae,  quum 
Apostolomm  Limina  visitantes  de  statu  Dioecesis  relationem  aifereba* 
mus,  benigne  nos  adhortata  est,  ut  Synodo  convocandae  prospicere- 
mas.  »In  hac  enim  Synodoc  verba  sunt  Eminentiss.  Patrum,  »col- 
latis  cum  Tue  Clero  consiliis,  Tibi  facilius  erit  eas  disciplinares 
condere  leges,  quas  medendis  infausti  huius  aevi  malis  opportuuiores 
in  Domino  iudicaveris.c  Vos  autem,  Fratres  dilectissimi ,  in  tarn 
gravi  negotio  affnturos  nobis  esse  persuasum  habuimus  adiutores  et 
experientia  spectatissimos  et  zelo.  Quare  iam  confidimus  fore,  ut 
salutaria  ad  maiorem  Dei  gloriam  in  Synodo  Dioecesana  statuta 
conflciantur. 

Auxilio  igitur  freti  Dei  omnipotentis  et  Jesu  Christi,  Sal?atoris 
nostri,  intercessione  B.  Marias  Virginis  sine  labe  conceptae,  Sancti 
Pauli  Apostoli,  Dioecesis  nostrae  Patroni  principalis,  Sancti  Ludgeri 
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Protoepiscopi  et  omniam  Sanctoram,  iosistentes  auctoritati  Nostrae 
Episcopali:  hisce  praesentibus  literis  indicimas  et  convocamas  Syno- 
dam  Dioecesanam,  in  Ecciesia  Nostra  Catbedrali  roense,  qai  iustat, 
Auguste  habendam,  atque  ut  statuto  loco  et  tempore  Dignitates  et 
Canonici  Ecclesiae  Gathedralis  necnon  eiusdem  Ecclesiae  Beneficiati, 
Parocbi  et  Parochiarum  Adrainistratores ,  qui  alium  habeant  vel  re- 
quirere  potuerint  Sacerdotem,  quem  pro  diebus  synodalibus  in  anima- 
rum  sibi  curam  substituant,  ad  Synodum  celebrandam  con?eniantf  in 
virtute  sanctae  obedientiae  praecipimus  ac  mandamus. 

Dein  rogatoB  esse  volumus ,  ut  accedant  docentes  publice  theo- 
logiam  sacram  in  Academia  huius  civitatis,  moderatores  Gollegiorum 
Dioecesis  sive  theologorum  sive  puerorum,  denique  quos  personaliter 
adhuc  et  specialiter  sumus  invitaturi. 

Omnibus  bis  convocatis  vel  adhuc  convocandis  mittetur  per 
Gancellariam  Nostram  Impressum  Schema,  quo  ea  continentur,  de 
quibus  in  Synodo  tractabitur.  Hoc  Schema  qui  acceperit,  attento 
animo  legat,  ceterisque,  si  qui  sunt,  paroeciae  Glericis  perlegendum 
exhibeat.  Si  quid  legentibus  occurrerit,  quod  re  diligenter  ac  ma- 
ture  perpensa  aut  addendum  aut  delendum  aut  accuratius  definien- 
dum  videatur,  in  ipso  schemate  perscribatur.  Praesides  autem  Gon- 
ferentiarum  pastoralium  unam  vel  alteram  Gonferentiam  opportune 
tempore  indicent,  in  quibus  gravis  ac  diligens  instituatur  deliberatio 
de  iis,  quae  in  singnlis  schematibus  perscripta  et  annotata  invenientnr. 
Si  quid  dignum  iudicabitur,  de  quo  relatio  ad  Nos  fiat,  constituen- 
dum  et  definiendum  erit,  quibus  verbis  illa  relatio  fiat.  In  conscri- 
benda  illa  relatione  uti  licebit  vel  latino  sermone  vel  lingua  verna« 
cula,  prout  placuerit. 

Relationes  ex  bis  Conferentiarum  deliberationibus  profectae  ante 
diem  festum  Sacrarum  Reliquiarum  (d.  11.  m.  Julii)  per  Praesides 
Gonferentiarum  ad  Yicariatum  Nostrum  Generalem  mittantur  sub 
rubrica  »Ad  Synodumt.  Nos  autem  quae  missa  erunt,  religiöse 
examinabimus  et  quae  apta  in  Domino  videbuntur,  inseremus  inter 
ea,  quae  congregato  Synodi  coetui  proponere  slatuimus. 

De  tribus  diebus  habendae  Synodo  eligendis,  de  modo  vivendi 
in  ea,  de  ceteris,  quae  statuenda  restant,  suo  tempore  nuntius  af- 
feretur. 

Reliquum  est,  Fratres  carissimi,  ut  Spiritum  Sanctum,  sine 
quo  nihil  est  validum,  orationibus,  fusis,  sacrificiis  oblatis  exoremus: 
ut  illuminet  mentes  nostras  cordaque  confirmet,  opus  Synodi  aspirando 
praeveniat,  adiuvando  prosequatur  atque  in  majorem  Dei  gloriam  sa* 
lutemque  animarum  ad  bonum  finem  perducat.    Quapropter  omses 
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Sacerdotes,  tam  saeculares  quam  regalares,  a  finita  Pentecostes  Oc* 
taya  usque  post  peractam  Synodam  Missae  adiongent  orationem  de 
Spirita  Sancto  tDeus  gut  corda  fidelium€  servatis  rnbricis.  üt  vero 
totius  populi  curae  nostrae  commissi  preces  precibus  nostris  socien- 
tor,  hisce  mandamus:  ot  de  Synodo  habenda  fideles  brevi  et  op- 
portano  sermone  iostroatis,  et  post  Sammum  Sacrum,  incipieotes  a 
solemni  Pentecostes  die,  omnibus  diebas  Dominicis  et  festivis  usque 
ad  fiaem  Synodi  Litanias  Lanretanas  eoram  Ssmo  Sacrameoto  expo- 
sito  recitetis  et  dein  Sacramentalem  BenedictioDom  populo  impertiatis. 

:^Ipse  autem  Deus  pacis  sanctificet  vos  per  omniaj  id  integer 
spirütis  vester  et  anima  et  corptis  sine  querela  in  adventu  Damini 
nostri  Jesu  Christi  servdur,  —  Frtxtres,  oratepro  nobis.^  (1.  Thess. 
5,  23  et  25). 

Dabamus  Monasterii  Questfalorum  in  feste  S.  Ludgeri  Proto- 
episcopi  Monasteriensis  die  2.  m.  Maii  1897. 

t  Hermannus,  Episcopus  Monasteriensis. 

Krqpp,  Secr. 


3.    Ankflndignng  der  Yereinigung  der  yier  Franziskaner- 
Familien  (Observanten). 

Ueber  die  seitens  des  apostolischen  Stuhles  beabsichtigte  Ver- 
einigung des  Franziskaner-Ordens  wurde  der  »Köln.  Volirszeitungc 
unterm  1.  Mai  aus  Rom  geschrieben:  Durch  ein  Schreiben  an  den 
Oeneral  des  Franziskaner- Ordens,  P.  Ludwig  von  Parma,  erklärte 
Cardinal  Vannutelli,  Prftfect  der  Gongregation  der  Bischöfe  und  Re- 
gularen, dass  dieselbe  am  10.  April  sich  zu  Gunsten  der  Ver- 
einigwig  des  Framiskaner-Ordens  ausgesprochen  habe.  Der  h.  Vater 
hat  die  Ansicht  der  Gongregation  bestätigt  und  hat  beschlossen,  in 
nächster  Zeit  durch  Bulle  diese  Union  zu  verordnen.  Der  General 
der  Franziskaner  hat  sogleich  ein  Dankschreiben  an  den  Gardinal 
gerichtet  und  mit  seinem  Definitorium  erklärt,  man  werde  sich  voll- 
ständig der  päpstlichen  Anordnung  unterwerfen.  Der  erste  durch 
den  hl.  Franziskus  gestiftete  Orden  der  Minderen  Brüder  theilte  sich 
später  in  drei  Familien.  Schon  unter  dem  Generalat  des  hl.  Bona- 
ventura gab  man  den  Brüdern,  die  in  einem  Gonvent  oder  Kloster 
zusammenwohnten,  den  Namen  Conventualen ;  andere,  die  strenger 
nach  der  Regel  des  hl.  Franziskus  lebten,  wurden  die  Brüder  von 
der  Observanz  genannt,  besonders  als  im  14.  Jahrhundert  die  Con- 
ventualen (in  Deutschland  Minoriten)  durch  päpstliche  Bullen  be- 
sondere Privilegien  und  Erleichterungen  der  Regel  des  hl.  Franziskus 
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erhielten.  Später  stiftete  Mathaeus  voq  Bassi  eine  neue  Beform  im 
Orden  und  seine  Bruder  erhielten  den  Namen  Kapuziner.  Die  drei 
Familien  des  Franziskaner-Ordens  haben  jede  ihren  Oeneral  und  ihr 
eigenes  Regiment.  Aber  unter  den  Observanten  kamen  im  Laufe  der 
Zeiten  mehrere  Reformen  vor  und  so  theilte  sich  diese  Familie,  ob- 
schon  immer  unter  einem  Oeneral,  in  mehrere  Oliederungen,  beson- 
ders in  Italien  und  Spanien,  die  sich  durch  Verschiedenheiten  in  der 
Kleidung  und  in  der  Beobachtung  der  Regel  auszeichneten«  Die 
meisten  hatten  einen  Speoial-Procurator.  Diese  Zersplitterung  der 
Kräfte  wurde  öfters  bedauert.  Durch  die  päpstliche  Autorität  wird 
nun  diese  Frage  gelöst.  Die  Minoriten  und  Kapuziner  bleiben  wie 
vorher,  aber  die  sonstigen  verschiedenen  Observanzen  werden  ver- 
einigt. 

Wir  lassen  hier  die  beiden  diesbezfiglichen  Schriftstücke  folgen : 

Rme  Pater^ 

Haec  S.  Congr.  EE.  et  RR.  postquam  sedulo  atque  iteratis 
vicibus  quaestionem  iam  cognitam  de  Unione  quatuor  Familiarnm 
Franciscalium  sub  regimine  eiusdem  P.  Ministri  Oeneralis  constitu- 
tarum  in  omnes  partes  versaverit,  in  plenaria  sess.  die  10  volventis 
meusis  in  Sabbato  habita  sententiam  proposito  ünionis  omnino  fa- 
vorabilem  emisit. 

In    audientia    postea   concessa    infrascripto    Card.    Praefecto, 
Sanctitas  Sua  Sacri  Gonsessus  resolutionem  plane  adprobare  dignata 
est,  sibi  reservans  dato  tempore  Pontificium  Documentum  emanare, 
ut  illam  obligatoriam  reddat  iis  cum  cautelis  et  reservationibus  quas' 
Sua  sapientia  opportunas  existimaverit. 

Interim  praevium  huius  rei  nuntium  P.  T.  dandum  visam  est, 
ut  in  negotio  tanti  momenti  praesens  cesset  incertitudinis  Status, 
simulque  valeas  tuos  Religiöses  certiores  reddere  novam  Summi 
Pontificis  Gonstitutionem ,  procul  dubio,  dignam  fore  et  sapientia 
Augusti  Pontificis  et  praegrandi  amore,  quo  in  inclytuni  Seraphici 
Patriarchae  Assisiatis  Ordinem  fertur. 

In  memoriam  P.  T.  revocans  quod  pro  omnibus  et  singulis 
Religiosis,  cniuscumque  sint  gradus,  in  suo  robore  permanet  vetitum 
circa  commentaria  vel  alias  elucubrationes  praefatae  resolutioni  ad- 
versas,  omnia  prospera  a  Deo  tibi  adprecor. 

Romae,  12  Aprilis  1897. 

t  8.  Card.  VannuteUij  Praef. 

A.  Tromhetta^  Secret. 
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Eme  Princeps, 

Ex  litteris  datis  ad  Ministrum  Qeneralem  Ordinis  Minorum 
certiores  facti  sumus  D.  N.  Leonem  XIII.  fei.  reg.  sententiam  con- 
firmasse  ab  ista  S.  Cong.  EE.  et  RB.  datam  circa  Unionem  qaatuor 
Familiaram  Fraociscalium. 

Per  haoc  confirmationem  S.  Pater  insignibos  favoribus  Ordini 
nostro  elargitis  velati  cumalnm  adiecit  et  nometi  säum,  iam  maltis 
titulis  clarissimam ,  seraphicis  fastis  mandat,  qai  ipsias  gloriam  in 
benedictione  nepotibus  narrabunt.  Ex  parte  sua  Minorum  Ordo, 
semper  subdäus  et  subiectus  pedibus  S.  Bomanae  Eeclesiae^  tanti 
benefacti  sibi  apprime  conscius,  pergrato  animo  confirmationem  ex- 
cipit  a  Sanctitate  S.  sententiae  S.  Congreg.  datam;  in  omnibus  de- 
cisionibus  latis  vel  ferendis  haereditariam  franciscalem  erga  S.  Sedem 
inconcussam  pietatem  factis  exhibebit;  et  summo,  quo  par  est,  studio 
seipsum  band  indignum  praebebit  curis  plusquam  paternis,  quas  Sum- 
mus  Pontifex,  licet  innumeris  distentus  negotiis,  circa  ipsum  im- 
pendit. 

Interim  nos  infrascripti,  pro  paternis  et  singularibus  S.  Patris 
sollicitudinibus  nostrae  gratitudinis  sensa  patefacere  cupientes,  nedum 
ex  corde  decisiouibus  latis  adhaeremus,  verum  etiam  E.  V.  Rmam 
humiliter  exoramus,  ut  coram  S.  Patre  interpres  sistat  nostrae  gra- 
titudinis et  filialis  pietatis,  quibus  erga  iilum  afficimur,  et  omnes  ii 
nobiscum  afficiuntur,  qui  sub  seraphicis  signis  militant:  quae  sensa 
post  editam  Bullam  ipsimet  solemnius  exhibebimus. 

Qua  par  est  reverentia  S.  Purpuram  deosculantes ,  roanemus 

Emin.  V.  Rmae 

Humües  et  DevoH  Servi. 


4.  FaknltSten  der  ApostoUsehen  Präfekten. 

Wir  bringen  nachstehende  Fakultäten  fQr  Apostolische  Prä- 
fekten nicht  80  sehr  wegen  ihres  Inhaltes,  als  vielmehr  wegen  der 
rechtlichen  Anschauungen  Roms,  welche  in  ihnen  vertreten  sind 
z.  B.  bezfiglich  des  Amtes  der  Gonfessarii  monialium  über  den  Zeit- 
raum von  drei  Jahren  hinaus ;  der  Weihe  von  Glocken,  welche  nicht 
kirchlichen  Zwecken  dienen  etc. 

P.  Bertrando  Danaetd^  Praef.  Apost. 
Rme  Pater, 

Supplicem  nuper  porrexisti  huic  S.  Congni  libellum,  quo,  at- 
tenta  presbyterorum   defioientia,   facultatem   postulasti  confirmandi 
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pro  lubito,  etiam  ultra  trienniam,  in  officio  Monialium  confessarios, 
nee  Don  depotandi  ad  haiasmodi  munus,  pro  casaam  necessitate, 
illos  misäionarios  t  qui  quadragesimum  aetatis  annam  nondam  at- 
tigerint. 

Praeterea  facultatem  postalasti,   qnatenns  reapse   eadem   in- 
digeas,  sequentes  impertiendi  benedictiones,  videlicet: 

A.  Benedictionem  novae  Crucis. 

B.  Benedictionem  Imaginum  Jesa  Christi  Dni  Nostri,   B.  M«  Vir- 

ginis,  et  aliorum  Sanctoram. 

C.  Bitum  beaedicendi  ac  imponendi  primariam  lapidem    pro  Ec- 

clesia  aedificanda. 

D.  Bitam  benedicendi  novam  Ecclesiam. 

E.  Bitum  benedicendi    novum    coemeterinm    per    sacerdotem    ab 

Episcopo  delegatam. 

F.  Ordinem  reconciliandi  coenieterium  violatum. 

G.  Benedictionem  solemniorem  novae  Crucis» 
H.  Benedictionem  Ostensorii. 

I.   Benedictionem  capsarnm  pro  reliquiis  Sanctorum. 
J.  Benedictionem  simplicem  novae  campanae,  quae  tarnen  ad  osnm 
Ecciesiae  non  inserviat. 
Itaque  precibus  tuis  benigne  annuens  haec  S.  Congregatio  fa- 
cultatem uti   supra,  quoad   Monialium   Confessarios ,   libenter  tibi 
concedit. 

Quoad  benedictiones  hoc  Tibi  significo,  videlicet:  Circa  illas, 
quae  sub  litteris  A.  B.  C.  D.  E.  F.  H.  continentur,   nulla  Te  in- 
digere  extraordinaria  facultate  pro  iisdem  licite  ac  valide  impertien- 
dis.   Quoad  benedictionem  simplicem  campanarnmf  formulam  invenies 
in  Appendice  recentis  editionis  Bitualis  Boroani,  ubi  adest:  ad  quae- 
stionem  »quibusnam  campanis  benedictio  simpIex  proprio  adhibeatnr?«, 
responsum  fuit:  »omnibus  campanis,  quae  ad  usum  sacrum  non  in- 
serviunt,  et  pro  bis  adhibeatur  adnexa  formula  nuperrime  approbata«. 
Tandem  pro  impertiendis   benedictionibus  ad  litteras  G.  et  1. 
descriptis,  haec  Sacra  Congregatio  debitas  Tibi  facultates  concedit. 
Interim  Deum  precor  ut  omnia  bona  Tibi  concedat. 
Bomae,  13  Aug.  1896« 

Tuns,  —  B.  P. 

Addictissimus  Servus 

M,  Card.  Ledochowsky^  Praef. 

A.  Archiep.  Larissen.,  Secret. 


_J 
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5.  Nochmals  zwei  Entscheidimgen  bezflglleh  Yerbessermig  Ton 

Messwein  durch  Zusatz  yon  Weingeist. 

Vergl.  I.  Heft  S.  134. 

Beatissime  PoUtj 

Archiepiscopus  Tarraconensis  in  Hispania,  ad  pedes  Sanctitatis 
Tuae  proYolatus,  hamiliter  ezponit,  Tarraconensem  regionem  optimis 
vineis  abundare,  ex  quo  fit  ut  vinoram  commerciam  ad  exteras  na- 
tiones  protrahatnr,  et  quamplurinii  populi,  Ainericae  praesertim,  a 
nostris  vinicolis  et  mercatoribus  vinam  ad  S.  Missae  Sacrificium  con- 
ficieDdum  emere  soleant. 

At  dubium  hac  super  re  a  r.  p.  d.  Episcopo  Massiliensi  dudum 
propositum,  et  lata  a  S.  Rom.  et  ün.  Inquisitione  feria  IV.  die 
30  lulii  1890  relativa  responsio  yinicolos  ipsos  et  mercatores  curis 
et  anxietatibus  affecerunt.  Vina  enim  dulcia,  quae  hac  in  regione 
conficiuntur  quaeque  magnopere  a  Sacerdotibus  pro  Missae  celebra- 
tione  desiderantnr ,  post  primam  fermentationem  iam  duodecim  vis 
alcoolicae  gradas  exsuperant,  ad  quos  massiliensia  nee  permissa  sacci 
alcoolici  additione  pertingunt. 

Nihilominus  nt  haec  generosa  et  dulcia  vina,  licet  raaiori,  qua 
massiliensia,  virtute  praedita,  ad  exteras  nationes  tuto  exportari 
queant,  decem  et  octo  vis  alcoolicae  gradibus  polleant  oportet;  secus 
enim  propter  ipsam  eorum  duicedinem  novis  fermentationibus  sunt 
obnoxia,  et  in  raaris  transraissione  iit  plurimum  acescunt. 

Quam  ob  rem  vinarii  nostri  mercatores,  eosque  inter  maxime 
Augustinus  Müller,  vir  de  religione  catholica  optime  meritus,  gratiam 
implorant  ei  similem  quae  Episcopi  Massiliensis  supra  laudati  votis 
concessa  fuit,  facullatem  videlicet  roborandi  spiritu  sen  alcool,  ex 
genimine  quidem  vitis  extracto,  vina  praesertim  dulcia,  ita  nt  ea 
quae  naturaliter  plus  minusve  ad  qnindecim  vis  alcoolicae  gradus 
pertingunt,  ad  octodecim  increscant.  Ita  enim  eorum  impeditur 
corruptio,  quam  iteratis  fermentationibus  subire  solent,  tutiusque 
evehi  possunt  ad  exteras  nationes  quae  apto  vino  carent  ad  decorose 
litandum. 

Praeterea,  ut  aiunt,  in  nonnullis  Hispaniae  regionibus  viget 
perantiqua  consuetudo,  qua  plures  Sacerdotes  vinum  pro  S.  Missae 
Sacrificio  sibi  conficiunt  praemissa  vel  ignea  musti  evaporatione  vel 
uvarum  ad  solis  radios  exsiccatione ;  qui  mos  cohonestari  videtur 
declaratione  S.  Officii  de  die  22  lulii  1706  circa  vinum  ex  acinis 
uvae  passae  confectum. 

Arohiv  für  Kirebenrecht.  LXXVII.  37 
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Hiace  praehabitis,  ad  omnetn  in  re  tanti  momenti  dubitationem 
anferendam,  Archiepiscopus  Orator  humiliter  declarari  postulat: 

I.  ütrum  praelaudatis  vinis,  praesertim  dulcibus,  pro  eoromdem 
conservatione  tantum  Spiritus  seu  alcool  ex  uva  deprompti  addi  qaeat, 
ut  ad  septemdecim  circiter  vel  octodecim  vis  alcoolicae  gradas  incre- 
scant;  quin  cessent  exinde  esse  materia  apta  pro  S.  Missae  Sacrificio? 

II.  ütrum  licitum  sit  ad  S.  Missae  Sacrificium  conficiendam 
uti  vino  ex  musto  obtento,  quod  ante  fermentationem  vinosam  per 
evaporationem  igneam  condensatum  est? 

Feria  IV,  die  5  Äugusti  1896. 

In  Gongr.  Gen.  S.  Rom.  et  Un.  Inq.,  proposita  suprascripta 
instantia  praehabitoque  Rmorura.  DD.  Consultorum  voto,  EE.  ac 
Revmi  DD.  Cardinales  Inq.  Oen.  respondendum  decreverunt: 

Ad  I.  Attentis  noviter  deductis,  dummodo  in  casu  proposito 
Spiritus  extractus  fuerit  ex  genimine  vitis,  et  quantitas  alcoolica 
adiuDgenda,  una  cum  ea  quam  vinum,  de  quo  agitur,  naturaliter 
continet,  nou  excedat  proportionem  septemdecim  vel  octodecim  pro 
centum,  et  admixtio  fiat  quando  fermentatio  tumultuosa,  ut  aiunt,  de- 
fervescere  inceperit;  nihil  obstare  quominus  idem  vinum  in  Missae 
Sacrificio  adhibeatur. 

Ad  II.  Licere;  dummodo  decoctio  buiusmodi  fermentationem 
alcoolicam  haud  excludat,  ipsaque  fermentatio  naturaliter  obtineri 
possit,  et  de  facto  obtineatur. 

Sequenti  vero  fer.  VI,  die  7  dicti  mensis,  SSmus  D.  N.  Leo 
dir.  prov.  Pp.  XIII,  in  solita  Audientia  r.  p.  d.  Adsessori  S.  Officii 
impertita,  relatas  sibi  EB.  Patrum  resolutiones  benigne  ad  probare 
dignatus  est. 

los.  Mancini, 

S.  R.  et  Univ.  Inquis.  Notarius. 


6.   Authentleität  der  rielfach  als  unecht  bestrittenen  Stelle 
^Tres  sunt  ete.^  bei  Joan.  I.  Eplst.  5^  7. 

Feria  IF,  die  13  Jan.  1897. 

In  Gong.  Gen.  8.  R.  et  ü.  I.  habita  coram  Emis  ac  RR.  DD. 
Gardinalibus  contra  haereticam  pravitatem  Oeneralibus  Inquisitoribus, 
proposito  dubio: 

»Utrum  tuto  negari,  aut  saltem  in  dubium  revocari  possit  esse 
»authenticum  textum  S.  loannis,  in  epistola  prima,  cap.  V,  vers.  7, 
»quod  sie  se  habet:   —  Quoniam  tres  sunt,  qui  testimonium  dant 
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»in  coelo:  Pater,  Verbam,  et  Spiritus  Sanctus:  et  hi  tres  unum 
»sunt  — ?< 

Omnibus  diligentissimo  examine  perpensis,  praehabitoque  DD. 
GoQSultorum  voto,  iidem  Emi  Cardinales  respondendum  niandarunt: 

»Negative.  € 

Feria  vero  VI«  die  15  eiusdem  mensis  et  anni,  in  soiita  Au- 
dientia  r.  p.  d.  Adsessori  S.  0.  imperiita,  facta  de  suprascriptis  ac- 
curate  relatione  SSmo  D.  N.  Leoni  PP.  XIII,  Sanctitas  Sua  resolu« 
tionem  Emorum  Patrum  adprobavit  et  confirmavit. 

«7.  Can.  Mancini,  S.  R.  et  U.  I.  Not 


7.  Bisehöfe  9  welehe  Im  Consistorinm  nicht  präkonisirt  wer- 

den^  feiern  den  dies  anniTersarins  Ihrer  Wahl  am  Tage,  wo 

das  päpstliche  Ernennnngsdekret  (Breye)  ausgestellt  ist. 

Bme  ac  Ulme  Domine.  Quoddam  dubium  proponebatur  ab 
Amplitudiue  Tua  circa  diem  in  qua  debet  Episcopus  celebrare  an- 
niversariura  suae  electionis,  cui  per  praesentes  litteras  respondere 
aggredior. 

Juxta  regulam  generalem  debet  Episcopus  Ordinarius  celebrare 
anniversarium  diei  in  quo  eius  electio  in  Gonsistorio  secreto  procla* 
raata  fuit.  Ita  saepius  declaravit  S.  Rituum  Congregatio.  Idque 
intelligendum  est  etiam  in  casu  quo  Episcopus  habuerit  Breve  pon- 
tificium,  consecratus  fuerit  et  Dioeceseos  possessionem  acceperit  an- 
tecedenter  ad  celebrationem  Consistorii.  Nam  eadem  S.  Congregatio 
interrogata:  »Utrum  decretnm  in  Alifaxim.y  iuxta  quod  dies  electio* 
nis  Episcopi,  quoad  anniversarium  in  Dioecesi  celebrandum,  non  ea 
est,  qua  Bullae  datae  fuerunt,  sed  illa  qua  fuit  in  Cousistorio 
proclamatus,  spectet  etiam  ad  Episcopos  per  Sacram  Congregationem 
de  Propaganda  Fide  Institutes,  qui  frequenter  BuUas  receperunt, 
Dioecesis  possessionem  acceperunt,  imo  consecrati  fuerunt  aliquo 
tempore  ante  Consistorium  in  quo  proclamantur?«  Respondit :  »Af- 
firmativec  die  13  Decembris  1895.  Decret.  YIII,  in  Quebecen, 
Quod  si  electio  nunquam  fuit  in  Gonsistorio  proclamata,  tunc 
celebrandum  erit  anniversarium  diei  in  quo  datum  est  Breve  Ponti- 
ficium.  Hoc  enim  est  unicura  documentum  solemne,  quod  manet  in 
substitutione  non  habitae  proclamationis  in  Gonsistorio. 

Romae,  1896. 

Jf.  Card.  Ledochowshi,  Praef. 

Illmo  ac  Brno  DD.  N.  Archiepo  in  Statibus  Foed.  Amer. 
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8«  Dablnm  eirca  renoTatlonem  baptismi  in  atero  matrLs  coUatL 

Beatissime  Pater.  Sac.  Oblatus  Carolas  Gorla  in  Seminario 
Mediolaaensi  Theologiae  Moralis  professor,  pro  opportnna  solatione 
seqaens  dubium  S.  Sedi  proponit. 

Extat  decretum  8.  Gongregationis  Concilü  12  lulii  1794: 
^Foettts  in  utero  supra  verticem  baptiaatus  post  ortum  dentw  sub 
condiüone  rebaptufetur. 

Bationem  dant  nunc  temporis  Theologi,  quia  certum  esse  non 
potest  aquam  caput  infantis  revera  attigisse;  etsi  amplias  non  valeat 
ratio  exhibita  a  S.  Thoma  III  P.  q.  68  art.  11,  quod  generatim 
»corpus  infantis  antequam  nascatur  ex  ntero,  non  potest  aliquo  modo 
ablni  aqua.« 

Quaeritur:  »Si  in  aliquo  casu  particulari  medicus  vere  peritus 
et  probus  testetur,  per  methodum  longo  perfectam,  perfectiorem,  quae 
nunc  adbibetur,  aquam  sine  dubio  caput  infantis  in  utero  attigisse, 
debeturne  infans  iterum  sub  conditione  baptizari  post  ortum  ?€ 

Sacra  Poenitentiaria  Apostolica,  die  21  lanuarii  1897,  re- 
spondit:  Becurrendum  ad  S,  Congregationem  Goncüii. 

Et  S.  C.  Concilü  sub  die  16  Martii  1897,  rescribendum  censuit: 

Servetur  decretum  S.  C.  Concüii  diei  12  lulii  1794:  idque 
notificeiur  Emo  Archiepiscopo  Mediclanen. 

Ä.  Card.  Di  Pietro,  Praefectus. 

B.  Archiep.  Najsianaen.^  Pro-Secret. 


9.  Private  Recitation  des  offlcinm  yotlTanL  seitens  der  Dom- 
kapitalare. 

Beatissime  Baier,  Capitnlum  Cathedralis  Ecclesiae  Engolismensis 
die  26  Martii  1896,  a  Sancta  Sede  obtinuit,  propter  debilitatem  gra- 
vemque  aetatem  Canonicorum,  dispensationem  ad  decennium  missae 
et  omnis  officii  capitularis ,  exceptis  diebus  dominicis  et^  festis  de 
praecepto. 

Porro  quaeritur: 

An  quisque  canonicus  privatim  recitare  possit  in  simplicibus  et 
diebus  ferialibus  officia  votiva  ad  libitum  concessa,  quamvis  supra- 
dictum  Capitulum  haec  officia  capitulariter  non  admiserit? 

Et  quatenus  negative: 

loannes  Petrus  Davant  et  lulius  Moreau,  Canonici,  expostulant, 
propter  infirmam  eorum  valetudinem,  facultatem  officia  supradicta 
recitandi  diebus  in  quibus  conceduntur. 

Et  Dens  etc. 
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Die  22  Pebraarii  1897.  Sacra  Congregatio  Eraorum  S.  R.  E, 
Gardinalium  Concilii  Tridentini  Interpretum ,  ad  supradicta  dabia 
respondere  censuit  pront  sequitur: 

Ad  1™  Negative. 

Ad  2^  AUenta  inßrmitate^  hmigne  cwnmisit  Episcopo  Engo- 
lismensi  ut^  veris  existentibus  narratis^  facuUatem  iuxta  petita  pro 
suo  arbitrio  et  conscientia  gratis  impertiri  possit  et  valeat. 

A.  Card.  Di  IHetro,  Praef. 

B.  Archiep.  Narurianzen.,  Pro-Secret. 


10.  Einem  Eatkollken  ist  es  niemals  erlaubt^  Tor  einem  aka- 
tholischen Beligionsdiener  die  Ehe  einzugehen^  es  sei  denn, 
dass  dieser  zugleich  Standesbeamter  wäre* 

Dno  AJoysio  Lasserre  Vicario  Apost.  Aden. 

Blme  et  Rme  Lamine.  Per  litteras  diei  3.-  Janaarii  vertentis 
anni  quaeris  atrum  liceat  viro  catholico,  legitime  nxorem  mabume- 
tanam  dacenti,  etiam  coram  Cadi  per  procuratorem  roatrimoniam 
civile  celebrare. 

Probe  novit  A.  T.  licitam  esse  ex  necessitate  legis  civilis  mi- 
nistrum  acatholicum  adire,  ad  matrimonium  damtaxat  civile^  nti  vo- 
caot,  contrahendam,  dummodo  hie  uti  rainister  politicus,  aon  vero  nt 
minister  sacris  addictus  adsistat.  In  re  vero  praesenti,  ati  ex  tua 
expositione  videtur,  non  adest  necessitas  civilis  legis,  cum  haec  pro 
validis  habeat  matrimonia  legitime  coram  ministris  cujascunque  re- 
ligionis  contracta:  et  insuper  eo  fine  ministrum  muhametanura  adire 
pars  infidelis  valt,  ut  matrimonium,  eiusdera  auctoritate  religiosa  in- 
terposita,  validum  consistat. 

Bebus  itaque  sie  extantibns,  cum  hoc  per  se  peragere  viro  ca- 
tholico  vetitam  sit,  nee  per  procuratorem  facere  ipsi  permittitur. 

Moneat  ergo  A.  T.  quando  occarrerit,  huinsmodi  catholicos  sponsos 
de  praescriptionibns  Ecclesiae  et  de  officio  eas  inviolate  servandi. 

Ego  vero  Deura  precor  ut  Te  dne  sospitet. 

Roma,  12  Marzo  1897. 

M,  Card.  LedochowsM,  Praef. 

A.  Archiep.  Larissen»,  Secret. 
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11.  Zur  Clfiltigkeit  der  Profess  ist  ein  yorausg^ehendes  NOTiziat 

TOB  einem  yollen  Jalire  erforderliclL 

Beatissime  PcUer.  Fr.  Aloysius  de  Parma,  Minister  Generalis 
Ordinis  Miuorum  S.  Francisci,  ad  pedes  Sanctitatis  Tnae  proToIntas, 
hnmiliter  exponit: 

Ex  relatione  Yisitatornm  III.  Ordinis  saecularis  S.  Francisci 
constat,  haud  paucos  Tertiarios  ad  professionem  faisse  receptos  in- 
valide ob  defectum  anni  novitiatas  completi.  Konnullis  enim  in  locis 
praxis  invaluit  recipiendi  Tertiarios  ad  professionera  eodem  qaidem 
mense,  quo  anno  praecedenti  faerant  recepti  ad  novitiatam,  eodemqae 
etiam  die  hebdomadis  —  puta  Dominica  I*  vel  II*,  qua  adanari  so- 
lent  —  sed  non  eodem  die  mensis ;  ex  qao  evenit ,  ut  multi  annam 
novitiatas  non  complevennt.  Sapplico  igitur  S.  T.,  ut  benigne  cod- 
cedere  dignetur  sanationem  pro  omnibus  nbicumque  terrarum,  qoi 
hncusqae  ex  defectu  novitiatas  anni  completi  professionem  fecere  in- 
validam. 

Et  Dens  .... 

Vigore  specialium  faoaltatum  a  SS.  D.  N.  Le<me  PP.  XIU 
tribatarom,  S.  G.  Indulgentiis  Sacrisque  Reliquüs  praeposita  petitam 
sanationem  benigne  concessit.  Contrariis  quibuscumque  non  ob- 
stantibus. 

Datum  Bomae  ex  Secretaria  eiasdem  S.  Congregationis ,  die 
SO  Martii.  1897. 

Fr.  K  M.  Card.  Gotii,  Praef. 

L.  t  S.  A.  Archiep.  Nicopol.,  Beeret. 


12«  NoTizen  and  Professen  des  Trapistenordens^  welehe  des 
Militärdienstes  wegen  das  Kloster  yerlassen  mflssen. 

Beatissime  Pater.  Fr.  M.  Benedictus,  Procurator  Generalis  Or- 
dinis Cisterciensium  Beformatorum  de  Trappa,  ad  pedes  Sanctitatis 
Yestrae  provolutus,  quae  sequuntur  humiliter  exponit. 

Supplex  libellus  ad  Sacram  Congregationem  Episcoporum  ^^ 
Begulariam  iam  abbinc  viginti  quinque  annis  ab  Ordine  nostro  de- 
latus  ferebatur  bis  verbis:  *Post  compUtum  nomtiatum,  novitii  de- 
i^bent  professionem  facere  intrß  sex  menses;  porro,  ob  vicissündines 
^temporum,  iuvenes  ad  müitiam  omni  momento  vocari  possunt.  /'^ 
^his  condüionibus  imprudens  esset  Superior  qui  Uües  ügaret  vinculo 
^votorum,  Idcirco  Orator  supplex  enixe  deprecaiur  SanctiM^ 
>  Vestram  ut  concedatur  Superioribus  facultas  novitiatum  continuandi 
»donec  cesset  pericuium.< 
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Ita  qaidem  rescribendam  censuit  eadem  Sacra  Congregatio: 
>JEb  Äudientia  SaneHssimi  habiia  od  infraseipto  Subsecretario  8a- 
*erae  Congregatumis  Episeoparum  et  Beguiarium  sub  die  21  aprilis 
*1871^  Sanäüas  Sua  gratiam  ut  peUtur  haud  concedendam  esse 
^exisHmatrit;  sed  paHus  indtdsü  td  danec  praefatum  perictdum  per' 
^duraverü^  noviiii  gut  tempus  novüiatus  rite  expleverunt^  admiUaniur 
»od  professumem  votarum  simplieium  ad  sex  menses  valUuram  ac 
»de  semestri  in  semestre  renovandam.€ 

Com  autem  de  vero  sensa  et  intelligeotia  huius  Bescripti  saepe 
ioter  DOS  fuerit  dabitatom,  camque  etiam  nanc  in  Gallia,  alumni 
nostri  sicut  et  caeteri  cives,  legi  militari  obtemperare  cogantnr, 
praefatus  Orator  seqnentia  dubia  Sauctitati  Yestrae  solvenda  re- 
verenter  proposait: 

L  An  professus  de  guo  in  Bescripto^  teneaiur  suam  profes- 
sumem renovare  ad  sex  menses  ^  si  certo  sdat  se  ad  müitiam  tH>- 
catt4m  in,  aniequam  hoe  sp(Uium  sex  mensiam  absolvatur? 

Et  quatenus  affirmative: 

IL  An  ialis  professio  sU  caduca  ipso  facto  quod  professus^  ad 
mXUHam  vocatus^  e  Monasterio  diseedit? 

Et  quatenus  negative: 

III.  An  talis  professio  sit  eaduea^  ita  td  professus  qui  iam  ad 
müitiam  voeatus ,  ae  profectus  fuerit ,  ab  omni  vineido  voftorum  sH^ 
his  sex  mensibus  expletis  sub  armis,  ipso  facto  solutus  et  liber? 

Et  qnatenns  negative: 

IV.  ütrum  enunciatus  professus  teneaiur^  peraeto  miliiiae  eius 
tempore,  in  Rdigionem  regredi  et  professionis  simplieis  triennium, 
si  opus  sitf  compUrCy  antequam  ad  sclemnem  professumem  admit- 
tatur  ? 

Vigore  specialiam  focaltatnm  a  SSmo  Domino  Nostro  conces- 
sarnro,  Sacra  Congregatio  Eroinentissimorum  S.  R.  E.  Cardinaliam 
negotiis  et  consnltationibas  Episcoporam  et  Begnlarinm  praeposita 
saper  praemissis  dubiis  respondendum  censait,  proat  respondet: 

Ad  I:  Affirmative  9  ita  tarnen  ut  enunciata  vota  eo  ipso  ces- 
Sasse  intdligantur,  quo  professus  e  Monasterio  egredi  adigatur  nd- 
litaris  sevitii  causa. 

Ad  II  et  III:  Provisum  in  primo. 

Ad  IV:  Begredi  non  tenerij  et  quatenus  regredi  velit^  constito 
Superiori  de  perseverantia  vocationiSf  teneri  emittere  novam  profes* 
sianem  votorum  simplieium  ^  et  in  ea  per  triennium  integrum  re- 
manere  priusquam   ad  nuncupanda  solemnia  vota  admittatur,   ad 
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fonnam   Litterarum  Apastolicarum   Pii  IX  Fd^ruarii  1863  quae 
incipiurd:  Ad  universalis  Bcclesiae  regimen.   Roroae,  2.  Sept.  1896. 

L  Card.   Verga,  Praef. 

A.  Trombetta^  Prosecret. 


13.  Yota  simplieia  perpetaa  werden  durch  die  EntlasBuiig  am 
der  Congregation ,  in  weleher  sie  abgelegt  werden ,  nleht  eo 

ipso  gelöst. 

Procarator  Generalis  Congregationis  N.  in  qua  vota  simplicia 
perpetua  solummodo  nuncupantur,  H.  S.  Congni  sequentia  dubia 
proposuit : 

1.  ütrura  Religiöse  rite  eiecto  ab  hac  Congregatione  iuxta 
normam  decreti  S.  C.  EB.  et  RR.  Audis  admodum^  una  cum  iura- 
mento  permansionis  vota  simplicia  etiam  dispensentor  ?  Et  in  casn 
negativo :  —  2.  üt  Sanctitas  Vestra  Oratori  delegare  dignetur  facul- 
tatem  dispensandi  suos  alamnos  professos  in  acta  dimissionis  ab  In- 
stitute iuxta  Dormam  decreti  Audis  admodum  una  cum  iuramento, 
super  votis  simplicibus  et  perpetuis. 

Et  S.  Cong.  re  mature  perpensa,  rescripsit. 

Ad  Primum:  Negative.  Ad  Secundum:  Non  expedire;  sedre- 
currendum  ad  hanc  S.  Congregationem  ah  ipsis  alumnis^  postqum 
fuerint  legitime  dimissi,  pro  enuntiata  dispensatione  obtinenda, 

Romae  die  10.  Januarii  1896. 

Isid.  Card.  Verga,  Praefectus. 

A.  Can.  Boccafogli,  Sub-Secret. 


14.  Die  Beicht  der  Kapuziner  ausserhalb  des  Klosters. 

Beatissime  Pater^  Fr.  lucundus  a  Montonio,  Ordinis  Minorat 
S.  Francisci  Capuccinorum  Procurator  Generalis,  ad  pedes  S.  V.  pro- 
volutus,  bumiliter  exponit  qualiter  generale  pro  Regularibus  Sta- 
tutum,  quo  ipsi  sua  peccata  non  nisi  Confessariis  propra  Ordinis 
confiteri  valeant  et  absolvi,  cursu  temporis  plus  roinnsve  mitigatum 
cemitur,  et  praesertim  quando  Reguläres  extra  eorum  domus  seu 
Conventus ,  de  licentia  Superiorum ,  degunt  vel  iter  agunt  atqae 
copiam  Confessariornm  sui  Ordinis  non  habent.  Quod  quidem  pro 
minoribus  Capuccinis  factum  est  primum  a  Benedicto  XIV.  Decreto 
Quod  communi  30  Martii  1742,  deinde  a  Pio  IX.  f.  m.  Decr.  Qn^ 
in  religiosis  die  28  Septemb.  1852,  qui  concessionem   Bened.  XIV 
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ampliando  indulsit  ut  qnilibet  Fr.  Minor  Capuccinus,  qui  de  suoram 
Superioram  licentia  extra  Conventum  degat,  vel  iter  agat  et  unum 
taatam  m\  Ordinis  Confessarium  habeat  secum,  libere  ac  licite  sua 
peccata  confiteri  possit  cuicuroque  Confessario  saecalari  Tel  regulari 
rite  adprobato,  ab  eoque  absolvi  etiain  a  reservatis  in  Ordine,  et  ab 
incarsis  proinde  censuris,  prc^estita  tarnen  obligatione  se  statim  ut 
primum  licuerit^  Superiori  stM  regtUari  praesentandi^  atque  iterum 
saper  casibus  et  censaris  haiusmodi  absolutionein  ab  eo  impetrandi. 
Qaod  onus  vere  grave  multas  practicas  difficultates  ingerit,  et  non- 
nullis  dubitationes  atque  animi  anxietates  quam  facile  causare  po- 
test,  ac  etiam,  attenta  humana  fragilitate,  temporum  hominumque 
roalitia,  interdum  occasio  fieri  maioris  mall.  Caetenim  huinsmodi 
onus  seu  obligatio,  quod  sciatur,  non  viget  generatim  penes  alles 
Reguläres  Ordines. 

Quapropter  Orator,  de  consilio,  habitoque  voto  totius  Definitorii 
Generalis,  S.  Y.  humiliter  et  instanter  obsecrat,  ut  de  benignitate 
Apostolica  fratribus  Minoribus  Capuccinis  Indultum  concedere  velit, 
quo  quisque  ipsorum,  qui  de  suorum  Superiorum  licentia,  quacumque 
ex  causa  extra  Conventum  inveniatur,  atque  copiam  Confessariorum 
(saltem  duos)  non  habeat,  libere  peccata  st4a  confiteri  possit  cui- 
cumque  Confessario  rite  adprobato^  ab  eoque  absolvi  etiam  a  reser- 
vatis in  Ordine  et  ab  incursis  proinde  censuris:  atque  religiosus  ita 
absöltdus  uUra  non  teneatur  regulari  sm  Superiori  se  praesentare 
ad  novam  obünendam  super  reservatis  et  censuris  absölutionem. 

Et  Dens  .... 

Ex  Audientia  Sanctissirai  babita  a  me  Cardinali  Praefecto  Sa- 
crae  Congregationis  Episcoporuro  et  Begularium  sub  die  5  Aprilis 
1897.  Sanctitas  Sua,  attentis  expositis,  benigne  annuit,  ac  propterea 
facultatem  tribuit  P.  Ministro  Oenerali  indulgendi,  ut  Beligiosi  sui 
Ordinis  libere  peccata  sua  confiteri  possint  cuicumque  Confessario 
rite  adprobato  in  Omnibus  iuxta  preces,  dumofiodo  de  suorum  Su- 
periorum licentia  extra  claustra  degant,  vel  iter  peragant,  non  autem 
pro  iis  qui  ex  industria  vel  in  fraudem  legis  itinera  arripiant.  Con- 
trariis  quibuscumque  non  obstantibus.  —  Bomae. 

8.  Card.  Vannutelli^  Praef. 

L.  t  S.  Ä.  Trombetta^  Secret. 
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16.  Ordensfranen,  welehe  ansserhalli  des  Klosters  leben,  kön- 
nen bei  jedem  approbirten  Priester  belebten. 

a.  »Aliquando  Moniales  ant  ratione  saoitatis,  aut  alia  causa 
obtinent  veniam  egrediendi  ad  brave  tempas  ex  eanim  monasterio 
retento  habäu;  quaeritur  an  in  tali  casa  poasint  exomologesim  saam 
facere  apad  confessarios  approbatos  pro  utroque  sexu ,  qaamvis  dod 
approbatis  j)ro  MonicHibus?  —  Resp.:  ÄfßrnuUivej  durante  mora 
extra  monasteriam.c 

Die  37  Aug.  1852. 

b.  Item  fait  definitum  pro  Congregationibus  Sor(mim^  qoae 
vota  simplicia  emittunt  nee  clausnrae  legibus  subjacent:  »Sororesde 
qnibas  agitur,  posse  peragere  extra  piaro  propriani  domum,  sacra- 
mentalem  Confessionem  penes  quemcuinque  Confessarium  ab  Ordinario 
approbatiim.« 

me  22  April.  1872. 
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in«  staatliche  Aktenstücke  und  Entscheidungen. 


1.   Schulbanlast  des  Flskns. 

Drei  Entscheidungen  der  Verwaltungsgerichte  über  die  Verpflichtung 
des  Fiscus  zur  Erweiterung  der  Schulgebäude  einer  säadarisirten 

Propstei. 

Mitgetbeilt  von  Dr.  jur.  Karl  Ludwig  Bratm,  Domdechant  nnd  Professor 

in  Falda. 

Die  eine  Stande  südlich  von  Falda  gelegene  vormalige  Bene- 
dictinerpropstei  Johanuesberg  hatte  das  Gebäude  einer  von  ihr  er- 
richteten, für  die  zu  dem  dortigen  Pfarrsprengel  gehörigen  Gemein- 
den Johannesberg,  Harmerz,  Zirkenbach,  Zell  und  Ziegel  bestimmten 
katholischen  Schule  zu  unt-erhalten. 

Diese  Rechtspflicht  der  Propstei  war  insbesondere  durch  die 
noch  vorhandenen,  in  Gemässheit  der  Verfügungen  des  damaligen 
Fürstbischofs  Heinrich  von  Bibra  vom  24.  April  und  2.  Oktober  1768 
über  die  Ausführung  der  »Visitatio  generalisc  der  Diöcese  Fulda 
vorgenommenen  »Acta  Visitationis  in  Monte  S.  Joannis  d.  d.  3.  Junii 
1764c  bezeugt,  in  denen  es  heisst:  »De  Visitatione  Ludimagistri.c 
»Quaestio  6.  Quae  aedium  ipsius  Conditio  et  Gonservatio?  cui  in- 
cumbat?€  Resp.:  »Aedes  quas  conservare  tenetur  praepositura,  in 
meliori  statu  esse  possunt,  praecipue  quoad  fenestras  inhumiles.« 

Nach  der  im  Dezember  1802  erfolgten  Säcularisation  der 
Propstei  hatten  gleich  der  Regierung  des  Eibprinzen  Wilhelm  Fried- 
rich von  Oranien-Nassau  und  den  nachfolgenden  kürzeren  Zwischen- 
regierungen seit  dem  Jahre  1816  auch  der  kurbessische  und  seit 
dem  Jahre  1866  der  königlich  preussische  Fiscus  die  Baulast  an 
dem  in  staatlichem  Eigenthume  stehenden  Schulgebäude  zu  Johan- 
nesberg als  eine  unbestrittene  Verpflichtung  ihrerseits  beth&tigt. 

Als  sich  dieses  Schalgebäude  zu  Anfang  des  laufenden  Jahr- 
zehnts wegen  des  gesteigerten  Bedürfnisses  als  unzureichend  erwies, 
ordnete  die  Königliche  Regierung  zu  Cassel  den  Neubau  einer  zweiten 
Schule  nebst  Lehrerwohnung  zu  Johannesberg  an  und  entschied  den 
zwischen  dem  dortigen,  aus  den  oben  genannten  Gemeinden  gebil- 
deten Schulverbande  und  dem  Königlich  Preussischen  Fiscus  über 
die  Verpflichtung  zur  Beschaffung  der  erforderlichen  Baukosten  ent- 
standenen Streit  nach  dem  Preussischen  Gesetze  über  die  Zuständig- 
keit der  Verwaltungs-  und  Verwaltungsgerichtsbehörden  v.  1.  August 
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1883,  §.  47,  in  ihrer  Eigenschaft  als  Schulaufsichtsbehörde  am 
13.  Juni  1891  dahin,  dass  die  Schulgemeinde  Johaniiesberg  nach 
öffentlichem  Rechte  verpflichtet  sei,  zum  Zwecke  der  Errichtang 
eines  zweiten  Schulhauses  nebst  Lehrerwohnung  in  Johaonesberg  die 
Summe  von  27,500  Mark  aufzubringen, 

Qegen  diesen  Beschluss  erhob  der  zumeist  aus  unbemittelten 
Leuten  bestehende  Schulverband  in  dem  Verwaltungsstreitverfahren 
in  Geraässheit  des  Gesetzes  über  die  Verfassung  der  Verwaltungsge- 
richte und  das  Verwaltungsstreitverfahren  vom  3.  Juli  1875  und 
bezw.  vom  2.  August  1880  gerichtliche  Klage.  Er  konnte  hier  nach- 
weisen, dass  der  Fiscus  nicht  blos  als  unbestrittener  Rechtsnachfolger 
der  säcularisirten  vormaligen  Propstei  das  einstmals  dieser,  nunmehr 
ihm  gehörige  Schulhaus  unterhalten,  sondern  ferner  auch,  entsprechend 
den  sich  mehrenden  Schulbedurfnissen,  durch  An-  und  Erweitenmgs- 
bauten  seit  rechtsgenügender  Zeit  vergrössert  habe,  dass  er  so  selbst 
seit  und  nach  der  Säcularisation  ein  Herkommen  mitgebildet  habe, 
kraft  dessen  er  nicht  nur  zur  Unterhaltung  des  einstmals  überkom- 
menen alten  Schulhauses  verbunden,  sondern  auch  zur  Leistung  der 
gesammten,  je  nach  dem  hervortretenden  Bedürfnisse  zu  bemessen- 
den, Schulbaulast  des  Schulverbandes  Johannesberg  verpflichtet  sei, 
und  erlangte  in  den  drei  angerufenen  Instanzen  obsiegende  Erkennt* 
uisse,  in  denen  insbesondere  auch  die  rechtlichen  Erfordernisse  des 
Herkommens  unter  eingehender  Berücksichtigung  der  im  vorliegen- 
den Falle  massgebenden  Umstände  in  erschöpfender  und  lehrreicher 
Weise  zur  Darstellung  gebracht  sind. 

Ueber  die  thatsächlichen  und  rechtlichen  Verhältnisse,  die  zu 
diesem  günstigen  Erfolge  mit  Noth wendigkeit  führen  mussten,  ver- 
weisen wir  auf  die  im  Nachstehenden  zum  Abdrucke  gebrachten  Er- 
kenntnisse des  Kreisansschusses  zu  Fulda  vom  21.  Dezember  1891« 
des  Bezirksausschusses  zu  Gassei  vom  15.  Juli  1892  und  des  König- 
lichen Oberverwaltungsgerichts  zu  Berlin  vom  4.  Januar  1893,  die 
wir  um  so  lieber  mittheilen ,  weil  dieselben  ein  höchst  ehrenvolles 
Zeugniss  für  den  Scharfsinn  und  die  edele  Objectivität  der  betbei- 
ligten  gerichtlichen  Behörden  ablegen. 

I.  ürtheil  des  Ereisaussehasses  zu  Falda  Tom  21.  Dez.  1891« 

Im  Namen  des  Königs !  In  der  Verwaltungsstreitsache  der  Ge- 
meinden des  Schulverbandes  Johannesberg, 
Klägerinnen,  wider 
a.  die  Königliche  Regierung^  Abtheilung  für  Kirchen-  und  Scbttl- 
sachen,  zu  Cassel 
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b.  den  Königlichen  Fiskus, 
Beklagte, 

wegen  Heranziehung  zu  Schulbaulasten  hat  der  Kreisausschuss  zu 
Fulda  in  der  öffentlichen  Sitzung  vom  21.  Dezember  1891,  an  wel- 
cher Theil  genommen  haben: 

1.  der  KönigL  Landrath  Flieduer  als  Vorsitzender,  2.  der  Ober- 
bürgermeister Rang,  3.  der  Eisenhändler  Arnd,  4.  der  (rutsbesitzer 
Struth,  5.  der  Gastwirth  Nau,  dahin  entschieden,  dass  der  Beschluss 
der  beklagten  Königlichen  Regierung,  Abtheilung  für  Kirchen-  und 
Schulsachen,  zu  Cassel  vom  13.  Juni  1891  aufzuheben,  dass  der  be- 
klagte Fiskus  zu  verurtheilen,  zum  Zwecke  der  Errichtung  eines 
zweiten  Schulhauses  nebst  Lehrerwohnung  zu  Johannesberg  den  Be- 
trag von  27500  Mark  zu  zahlen,  dass  die  haaren  Auslagen  des  Ver- 
fahrens und  die  erforderlichen  haaren  Auslagen  der  klagenden  Ge- 
meinden der  beklagten  Regierung,  bezw.  dem  durch  dieselbe  ver- 
tretenen Fiskus,  aufzuerlegen,  das  Pauschquantum  aber  ausser  An- 
satz zu  lassen,  dass  der  Wert  des  Streitgegenstandes  auf  27500  Mark 
festzusetzen. 

Von  Rechts  Wegen. 

Grund  e: 

Nachdem  zwischen  den  fünf  den  Schulverband  Johannesberg 
bildenden  Landgemeinden  Johannesbercr,  Zirkenbach,  Harmerz,  Zell 
und  Ziegel  einerseits  und  der  Königlichen  Regierung,  Abtheilung 
für  Kirchen-  und  Schulsachen,  zu  Cassel,  andrerseits  erfolglos  er- 
örtert war,  ob  die  Verpflichtung  zur  Erbauung  einer  durch  das  ge- 
steigerte Bedürfnis  notwendig  gewordenen  zweiten,  der  allgemeinen 
Schulpflicht  dienenden  Schule  nebst  Lehrerwohnung  in  Johannesberg 
den  Gemeinden  oder  vielmehr  dem  Fiskus  obläge,  erklärte  die  Re- 
gierung durch  einen  vom  13.  Juni  1891  datierten,  den  Gemeinden 
am  23.  Juni  1891  zugestellten  Beschluss  gemäss  §.  47  Absatz  l 
des  Zuständigkeitsgesetzes  vom  1.  August  1883  die  Gemeinden  für 
verpflichtet,  zur  Ausführung  jenes  Schulbaues  27500  Mark  aufzu- 
bringen, —  auf  welchen  Betrag  die  Baukosten  von  dem  zuständigen 
Königlichen  Kreisbaubeamten  veranschlagt  waren. 

Diesen  Beschluss  haben  die  Gemeinden  im  Verwaltungsstreit- 
verfahren durch  eine  am  7.  Juli  1891  eingereichte  Klage  ange- 
fochten, mit  dem  Antrage,  den  Beschluss  aufzuheben,  und  festzu- 
stellen, dass  der  Fiskus  verpflichtet  sei,  die  Kosten  für  den  Schul- 
hausneubau zu  tragen  und  insbesondere  die  vorerwähnten  27500  Mark 
zu  bezahlen. 

Zur  Begründung  dieses  Antrages  führen  die  Klägerinnen  Fol- 
gendes aus.  Die  Schulbaulast  im  Schnlverbande  Johannesberg  sei 
ebenso,  wie  die  Kirchenbaulast,  unter  der  Landesherrschaft  des  reichs- 
unmittelbaren Fürstbistums  Fulda  von  der  Propstei  Johannesberg  ge- 
tragen, welcher  damals  die  jetzige  Domäne  Johannesberg  und  ein 
grosser  Teil  der  umliegenden  fiskalischen  Forsten  gehört  habe.  Nach 
der  auf  Grund  des  Reichsdeputationshauptschlusses  vom  Jahre  1803 
erfolgten  Säkularisation  des  Fürstbistums   Fulda  und  der  Propstei 
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Johannesberg  sei  mit  dem  Vermögen  der  Propstei  auch  die  Eirchen- 
und  Schalbaulast  auf  die  neue  Landesherrschaft  übergegangen.  Der 
Fiskus  habe  infolgedessen  stets  die  Reparaturen  an  dem  jetzigen 
Schulbaose  ausgeführt  und  überdies  in  den  sechziger  Jahren  dies» 
Jahrhunderts  das  Pfarrhaus  durch  Aufsetzen  eines  Stockwerks  er- 
weitert. Wie  in  der  Theorie  und  Praxis  allgemein  anerkannt  werde, 
umfasse  die  Eirchenbaulast  auch  die  Verpflichtung  zur  Ausfnhrang 
notwendiger  Neubauten,  und,  was  für  die  Eirchenbaulast  gelte,  finde 
auch  auf  die  Schulbaulast  Anwendung.  Den  Elagantrag  haben  die 
Gemeinden  gerichtet 

1.  gegen  die  Eönigliche  Etegierung,  Abtheilung  für  Eircheo- 
und  Schulsacheut  als  Schulaufsichtsbehörde,  und 

2.  gegen  den  Schulbaupflichtigen  Fiskus,  vertreten  a)  durch  die 
vorgenannte  Regierungsabteilung  und  b)  durch  das  Ministerium  des 
Innern. 

Der  Königliche  Regierungs-Präsident  zu  Caesel  —  welchem 
die  Elage,  als  der  gemäss  §g.  1  und  2  der  Regierungsinstrnktioo 
vom  23.  Oktober  1817  und  §.  18  des  Landesverwaltungsgesetzes  tobi 
30.  Juli  1883  zur  Vertretung  des  Ministeriums  des  Innern  berafenen 
Provinzialbehörde ,  zugestellt  ist  —  hat  die  Passivlegitimation  des 
genannten  Ministeriums  bestritten  und  im  üebrigen  auf  die  Antrig<i 
und  Ausführungen  der  mitbeklagten  Regierungsabteilung  Bezog  ge- 
nommen. —  Die  letztere  hat  die  Abweisung  der  klagenden  Gemeis- 
den  beantragt.  Sie  bestreitet,  dass  die  Verpflichtung  des  Fiskas  zq 
baulichen  Leistungen  für  die  Johannesberger  Schule,  soweit  sie  über- 
haupt bestehe,  öffentlich-rechtlicher  Art  sei,  erklärt  sieb  aber  nichts- 
destoweniger damit  einverstanden,  dass  der  Rechtsstreit  vor  den 
Verwaltungsrichter  zum  Austrage  gelange.  Im  üebrigen  —  so  führt 
die  Beklagte  weiter  aus  —  folge  daraus,  dass  der  Fiskus  bisbe 
stets  die  Reparaturkosten  für  das  alte,  zu  den  Gebäuden  der  ehe- 
maligen Propstei  gehörige  Schulhaus  getragen  habe ,  noch  nicht  du 
Verpflichtung  des  Fiskus  zur  Ausführung  des  hier  in  Frage  stehen- 
den Neubaues.  Freilich  habe  der  Fiskus  in  den  fünfzäger  Jahr» 
dieses  Jahrhunderts  das  jetzige  Schulgebäude  durch  Aufsetzen  eioes 
Stockwerks  erweitert ;  aus  einem  solchen  einzelnen  Falle  könne  aber 
noch  nicht  ein  Verpflichtungsgrund  des  Fiskus  zu  SchulhausneubauteD 
filr  alle  Zukunft  hergeleitet  werden. 

Ueber  die  Behauptung  der  klagenden  Qemeinden ,  dass  dk 
öffentlich-rechtliche  Verpflichtung,  die  Kosten  für  den  Schulneobts 
zu  tragen,  dem  Fiskus  obliege,  ist  Beweis  erhoben  durch  Einsicht* 
nähme  zweier  durch  die  Klägerinnen  vorgelegten  Urkunden,  nämlicli 
eines  dem  Fürstbischof  Heinrich  von  Bibra  erstatteten  8chul?isita- 
tionsberichtes,  d.  d.  Johannesberg,  den  3.  Juni  1764  und  eines  Be- 
richtes des  Qrossherzoglich-Frankfurtischen  Gonsistoriums  an  des 
Grossherzog  d.  d.  Fulda,  den  12.  Juli  1810,  ferner  durch  Einsieht- 
nahme  der  Akten  des  Königlichen  Landrathsamtes  zu  Fulda,  Schul- 
repositur  VIII  813  Band  I  und  II. 

Der  Inhalt  dieses  in  der  mündlichen  Verhandlung  vorgetragenen 
Aktenmaterials  ist  folgender: 


s 
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Der  Schul visitatioDsbericht  vom  Jahre  1764  lautet  iu  dem  Ab* 
schnitt  »de  Visitatioae  Ludimagistri«  ad  6:  »Aedes,  quas  conservare 
ieneiur  praepositura,  in  meliori  statu  esse  possunt,  praecipue  quoad 
feuestras  iahumiles.« 

In  dem  Berichte  des  Gonsistoriums  vom  Jahre  1810  heisst  es 
wörtlich : 

»Die  Kirche  und  das  Schnlhaus  am  Johannisberge  bei  Fulda, 
deren  Unterhaltung  der  herrschaftlichen  Domänenkasse  obliegt,  be- 
finden sich  seit  der  französischen  Okkupation  in  dem  erbärmlichsten 
Zustande  . . .  Zuletzt  versuchten  wir  noch  durch  eine  Collekte  unter 
den  Parochianen,  da  sich  dieselben  ein  fär  allemal  nicht  zur  Ueber- 
nähme  der  Reparaturkosten  verstehen  wollten,  teils  weil  sie  einen 
Nachteil  für  den  Besitz  der  Freiheit  daraus  befürchteten,  und  teils 
auch,  weil  sie  durch  die  unerschwinglichen  Abgaben  ganz  erschöpft 
worden  waren,  nur  dem  dringendsten  Bedürfnisse  zu  steuern;  aber 
auch  diese  missglückte  .  .  .€ 

Die  vorerwähnten  Akten  des  Königlichen  Landratsamtes  er- 
geben folgende  Thatsachen: 
'^  Im  Jahre  1826  werden  die   Schultheissen  des  Schulverbandes 

I  aufgefordert,  einige  Bauarbeiten  —  eine  Holzbekleidung  der  Wände 
und  das  Umsetzen  des  Ofens  im  Schulzimmer  —  ausführen  zu  lassen, 

II  erklären  aber  am  7.  Dezember  1826  zu  Protokoll:  »Sie  hätten  keine 
^     Verbindlichkeit,   die   ihnen   bezeichneten  Reparaturen  zu  bewirken, 

sondern  gnädige  Herrschaft  sei  als  Eigentümerin  der  ehemaligen 
Propstei  Johannesberg  dazu  verbunden.  —  Die  Schulgemeinde  habe 
'  ausser  dem  Tische,  den  Bänken  und  den  übrigen  beweglichen  Gegen- 
^  ständen  keine  Reparaturen  am  Schulgebäude  zu  bewirkende  (Bd.  II 
Bl.  2).  Die  Regierung  zu  Fulda  verfügt  darauf  am  19.  Dezember 
'  1826^  die  Reparaturkosten  sollten  in  den  herrschaftlichen  Banetat 
^  aufgenommen  werden,  »weil  das  Schullokale  sich  in  einem  herrschaft- 
^     liehen  Oebäude  befindet.c  (Bl.  8  a.  a.  0.). 

^  Der  Landrat  zu  Fulda  beantragt  am  25.  August  1836  bei  der 

!'  Regierung,  dem  Hülfslehrer,  dessen  Anstellung  infolge  der  Untang- 
^  lichkeit  des  Johannesberger  Lehrers  notwendig  geworden  sei,  wegen 
^  Baummangels  in  dem  Schulgebäude  auf  Staatskosten  entweder  eine 
^  Wohnung  in  dem  ehemaligen  Aktuariatsgebäude  der  Domäne  oder 
^  eine  entsprechende  Miethsentschädigung  zu  gewähren;  die  Lehrer-^ 
Wohnung  sei  früher  von  der  ehemaligen  Propstei  gestellt  worden 
9  und  müsse  auch  jetzt  vom  Staate  gestellt  werden.  (Bl.  15  a.  a.  0.). 
II  Darauf  entscheidet  die  Regierung  am  80.  August  1836,  dem  Hülfs- 
i  lehrer  sei  zu  eröffnen,  »daas  die  von  ihm  begonnene  Führung  eines 
f  eigenen  Haushaltes  keinen  Grund  abgebe,  ihm  eine  Wohnung  ausser 
i  dem  dortigen  Schnlhause  herrichten  zu  lassen  oder  ihm  ein 
f  desfallsiges  Mietgeld  aus  der  Landschulkasse  zu  ver willigen,  c  (Bl.  16 
»     a.  a.  0.). 

i  In  einem  Schulvisitationsbericht  vom  7.  Mai  1838  wird  be- 

merkt, die  Lehrerwohnung  sei  schlecht,   was  um  so  mehr  auffalle, 
als  der  Staat  die  Unterhaltung  zu  besorgen  habe.  (Bl.  25  a.  a.  0.). 
I  Dem   Landbaumeister   zu   Fulda  eröffnet   die   Regierung   am 
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17.  Jali  1838  auf  einen  Bericht  über  die  Johannesberger  Lehrer- 
wohnung, »dass,  da  der  zum  Schulzimmer  in  Vorschlag  gebrachte 
Pferdestall  wegen  seiner  tiefen,  feuchten  und  kalten  Lage  ffir  den 
fraglichen  Zweck  unbrauchbar  erscheint,  eine  Erweiterung  des  gegen- 
wärtigen Schullokals  aber  nach  irgend  einer  Richtung  hin  nicht  wohl 
thunlich  sein  dürfte,  die  Wohnung  des  Lehrers  so  viel  als  möglich 
gesund  und  anständig  hergerichtet  werden  müsse,  was  vorläufig 
durch  eine  bessere  Fenstereinrichtung,  durch  neues  Dielen  der  Wohn- 
stube, durch  Herrichtung  eines  eigenen  Abtritts  für  den  Lehrer  -^ 
neben  einer  besseren,  die  Gefahren  für  die  Sittlichkeit  beseitigenden 
Einrichtung  der  Abtritte  für  die  Schulkinder  —  erzielt  werden 
kOnnte.c  (Bl.  29  a.  a.  0.).  Die  Kosten  dieser  Bauarbeiten  werden 
auf  den  »Domanial-Bau-Etatc  genommen.  (Bl.  32  a.  a.  0.).  Nach- 
dem der  Lehrer  im  Januar  1840  von  Neuem  über  den  Zustand  seiner 

Wohnung  Klage  gefahrt  hat ,  (Bl.  38  f.  a.  a.  0.)  teilt am 

17.  Februar  1840  der  Oberbaumeister  zu  Fulda  dem  dortigen  Kreis- 
amt mit,  dass  die  Abstellung  der  Gebrechen  und  Mängel  an  der 
Schullehrerwohnung  veranschlagt  und  mit  230  Thalern  17  Silber- 
groschen 2  Pfennigen  in  den  mobilen  Bauetat  der  inneren  Landes- 
verwaltung pro  1840/42  aufgenommen  worden  sei,  von  dessen  Ge- 
nehmigung also  die  fraglichen  Baureparaturen  abhingen.  (Bl.  35 
a.  a.  0.). 

Am  17.  Dezember  1842  stellt  der  Oberbaumeister  dem  Kreis- 
amt vor,  die  in  Frage  gekommene  Anlegung  eines  dritten  Abtritts 
in  der  Schule  zu  Johannesberg  dürfe  um  so  weniger  dringend  sein, 
als  es  in  sittlicher  Hinsicht  nicht  ratsam  sei,  gleichzeitig  mehrere 
Kinder  aus  dem  Unterricht  zu  beurlauben.  Sollte  trotzdem  ein  dritter 
Abtritt  wirklich  erforderlich  sein,  so  bitte  er  »um  deshalbige  nähere 
Begründung,  um  danach  die  Ver willigung  der  betreffenden  Kosten 
aus  der  Staatskasse  seinerzeit  erwirken  zu  können.c  (Bl.  37  a.  a.  0.). 
Am  31.  Juli  1850  beantragt  das  Verwaltungsamt  zu  Fulda  bei  dem 
Bezirksdirektor  die  Erweiterung  des  »herkömmlich  vom  Staate  zu 
stellendenc  Schulgebäudes.  Zu  einem  solchen  Erweiterungsbau  sei 
die  Genehmigung  der  oberen  Finanzbehörde  notwendig,  denn  diese 
Behörde  habe  för  die  Schulwohnung  und  Schulstube  zu  sorgen. 
(Bl.  38  a.  a.  0.).  Infolge  dessen  wird  in  allen  Instanzen  —  vom 
Verwaltungsamt,  Bezirksdirektor  und  Ministerium  des  Innern  —  er- 
wogen, ob  die  Aufführung  eines  Neubaues,  die  Erweiterung  des  alten 
Schulhauses  oder  der  Ankauf  eines  benachbarten  Gebäudes  zweck- 
mässiger und  billiger  sei.  (Bd.  I,  Bl.  16.  21.  23.  Bd.  II  Bl.  41). 
Endlich  ordnet  die  Regierung  zu  Fulda  am  10.  November  1854  an, 
dass  die  alte  Schule  auf  Staatskosten  um  ein  Stockwerk  erhöht  wer- 
den solle.  (Bd.  II,  Bl.  42).  Auch  die  Miete  für  das  während  der 
Ausführung  des  Erweiterungsbaues  bezogene  interimistische  Schul- 
lokal wird  nach  langen,  die  Höhe  des  Mietszinses  betreffenden  Ver- 
handlungen im  Jahre  1861  vom  Fiskus  bezahlt;  (Bd.  II  Bl.  55  ff.). 
Die  Polizeidirektion  zu  Fulda  bemerkt  in  einem  aus  diesem  Anlass 
am  15.  November  1860  erstatteten  Bericht:  »Da  der  Staat  die  Ver- 
pflichtung zur  Beschaffung  des  Schulhauses  in  Johannesberg  hat,  so 
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dfirfte  dieser  auch  verpflichtet  erscheinen,  die  Kosten  za  entrichten, 
welche  durch  die  Benutzung  einer  Interimsvrohnung  veranlasst  wer- 
dende (Bd.  l,  Bl.  42). 

Im  Jahre  1858  wird  bei  der  Anordnung  einiger  Reparaturen 
zwischen  der  Regierung ,  der  Polizeidirektion  und  dem  Landbau- 
meister erörtert,  dass  Schulbauten  in  das  Ressort  der  inneren  Landes- 
verwaltung gehörten,  und  die  Kosten  jener  Reparaturen  deshalb  ii> 
den  Etat  der  inneren  Verwaltung  aufzunehmen  seien.  (Bd.  II,  Bl.  45"" 
48.  49)., 

Auch  später  bezahlt  der  Fiskus  mannigfache,  kleinere  Repara- 
turen am  Schulhause.  Die  Gemeinden  des  Schulverbandes  werden 
in  zwei  Fällen  —  in  den  Jahren  1861  und  1865  —  zur  Ausführung 
derartiger  Arbeiten  aufgefordert,  lehnen  dieses  Ansinnen  aber  jedes- 
mal mit  Erfolg  ab,  im  ersten  Falle  mit  den  Worten :  »Das  geht  die 
Pfarrei  nicht  an,  das  muss  der  Staat  machen  lassen.c  (BL  62  a.  a.  0.), 
—  im  zweiten  Falle  mit  der  Begründung:  »Indem  dieses  von  ur- 
alten Zeiten  von  uns  noch  gar  nicht  ist  verlangt  worden,  und  wir  uns 
auch  gar  keines  Recht  nehmen  lassen.«  (Bl.  78  a.  a.  0.). 

Es  war,  wie  geschehen,  zu  erkennen.  Die  Klage  ist  am 
14.  Tage  nach  Zustellung  des  Beschlusses  der  beklagten  Regierung, 
also  gemäss  §.  52  des  Landesverwaltungsgesetzes  und  §.  200  der 
Reichscivilprozessordnnng  rechtzeitig  erhoben. 

Dass  von  den  klagenden  Gemeinden  neben  der  Regierungs- 
abteilung für  Kirchen-  und  Schulsachen  auch  noch  irrtümlicherweise 
das  Königliche  Ministerium  des  Innern  als  Vertreter  des  beklagten 
Fiskus  bezeichnet  ist,  erscheint  unerheblich,  weil  der  Fiskus  durch 
diesen  Umstand  in  der  Wahrnehmung  seiner  Prozessrechte  nicht  be- 
schränkt worden  ist. 

Da  über  die  Notwendigkeit  des  von  der  Königlichen  Regierung 
angeordneten  Schulneubaues  und  über  die  Angemessenheit  des  dazu 
angefertigten  Kostenanschlags  zwischen  den  Parteien  kein  Streit  be- 
besteht, und  da  ferner  die  beklagte  Regierung  anerkennt,  dass  der 
Fiskus  zur  Instandhaltung  des  jetzigen  Schulgebäudes  verpflichtet 
ist,  so  bleibt  lediglich  zu  erörtern,  ob  die  Verpflichtung  des  Fiskus 
sich  auch  auf  die  Ausführung  von  Neubauten  erstreckt,  und  ob  diese 
Verpflichtung  öffentlich-rechtlicher  Natur  ist. 

Wenn  die  klagenden  Gemeinden  unter  Berufung  auf  Ent- 
scheidungen höchster  Gerichtshöfe  die  Pflicht  des  Fiskus,  Neubauten 
auszuführen,  lediglich  aus  dem  Grundsatz  herleiten,  dass  die  Schul- 
baulast stets  die  Verpflichtung  zur  Ausführung  notwendiger  Neu- 
bauten umfasse,  so  lassen  sie  ausser  Acht,  dass  doch  im  vorliegen- 
den Falle  zunächst  nachzuweisen  ist,  ob  der  Fiskus  bisher  wirklich 
die  Schulbaulast  im  gewöhnlichen  Sinne  getragen  hat ;  denn  es  wäre 
doch  möglich,  dass  die  Verpflichtung  des  Fiskus  nicht  ein  Ausfluss 
der  öffentlich-rechtlichen  Schulbaulast,  sondern  zwar  öffentlich-recht- 
lich, aber  nur  auf  die  bauliche  Unterhaltung  des  jetzigen  Schulge- 
bäudes beschränkt  wäre^  oder  dass  sie  gar  nur  privatrechtlichen  Ur- 
sprungs wäre. 

Die  Schulbaulast  —  d.  h.  die  öffentlich-rechtliche,   von  der 
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Schalaufsichtsbehörde  nötigenfalls  im  Verwaltungswege  erzwingbare 
Verpflichtung,  die  durch  die  Schulbedürfnisse  eines  bestimmten  Be* 
zirks  erforderten  Bauten  —  Reparatur-  und  Neubauten  —  auszu- 
führen —  liegt  im  Kreise  Fulda,  als  einem  Bestandteile  des  ehe- 
maligen Fürstbistums  Fulda,  gem&ss  §.  33  Nr.  8  der  »Allgemeinen 
Ordnung  für  die  niederen  Schulen  des  Bistums  und  Fürstentums 
Fuldac  vom  2.  April  1781  im  Allgemeinen  den  politischen  Gemein- 
den ob.     Denn  dieser  §.  83  Nr.  8  bestimmt  ausdrücklich: 

»Jeder  Ort,  wo  eine  Schule  errichtet  ist  oder  noch  errichtet 
wird,  oder  sämmtliche  Oerter,  die  zu  einer  nnd  ebenderselben 
Schule  gehören,  müssen  für  die  Aufbauung  und  Unterhaltung 
dieser  Schulgebäude  und,  was  dazu  gefordert  wird,  sorgen.« 
Demnach  würden  die  Klägerinnen  und  nicht  der  Fiskus  zur  Auf- 
führung des  Neubaues  verpflichtet  sein. 

Nun  ist  aber  gerichtskundigermassen  jener  §.  38  Nr.  8  der 
Verordnung  von  1781  thatsächlich  nicht  für  alle  öffentlichen  Schulen 
des  Kreises  massgebend  geworden ;  insbesondere  haben  mehrfach  für 
die  sogenannten  Propsteischulen  besondere  Bech tsver hältnisse  fort- 
bestanden. Es  liegt  daher  die  Annahme  nahe,  dass  jene  Bestim- 
mung der  Verordnung  von  1781  kein  absolutes  Recht  hat  schaffen 
wollen,  sondern  nur  ergänzendes  (dispositives)  Recht  für  solche 
Schulen,  bei  welchen  die  Schulbaulast  bis  dahin  noch  nicht  genügend 
geordnet  war.  Hieraus  würde  sich  ergeben,  dass  trotz  der  Verord- 
nung von  1781  im  Schul  verbände  Johannesberg  sehr  wohl  noch  ältere, 
die  Schulbaulast  des  Fiskus  begründende  Rechtsverhältnisse  fortbe- 
stehen könnten. 

Indessen  bedarf  es  einer  derartigen  Auslegung  der  Bestimmung 
von  1781  für  den  vorliegenden  Fall  nicht;  denn  selbst,  wenn  in 
jener  Bestimmung  ein  absoluter  Rechtssatz  —  jus  cogens  —  zu 
sehen  wäre,  würde  doch  durch  die  obenerörterte  Beweisaufnahme 
dargethan  sein,  dass  Kraft  eines  seit  Jahrzehnten  geübten  Herkom- 
mens die  Schulbaulast  im  Schulverbande  Johannesberg  nicht  den 
politischen  Gemeinden,  sondern  dem  Fiskus  obliegt  Denn  es  ist  fest- 
gestellt, dass  seit  dem  Jahre  1886  die  Schulbaulast  des  Fiskus  in 
ihrem  ganzen  Umfange,  d.  h.  auch  die  Verpflichtung  zur  Beschaffung 
neuer,  durch  das  jeweilige  Bedürfnis  notwendig  gewordener  Räum- 
lichkeiten, von  den  staatlichen  Behörden  fortdauernd  anerkannt  ist, 
(vgl  Bd.  11  Bl.  16  u.  87,  Bd.  I  Bl.  42  der  Akten  des  Landrats- 
amtes) und  dass  thatsächlich  auch  Neubauten  auf  Staatskosten  aus- 
geführt sind,  ohne  dass  jemals  von  irgend  einer  Seite,  weder  von 
den  Schnlaufsichtsbehörden,  noch  von  den  zur  Vertretung  des  Fiskus 
berufenen  Behörden  gegen  diese  Belastung  des  Fiskus  Einspruch  er- 
hoben wäre  (vgl.  a.  a.  0.  Bd.  II  Bl  29.  32.  42.  Bd.  I  Bl  38). 
Dass  diese  Verpflichtung  des  Fiskus  öffentlichen  Rechtens  ist,  er- 
giebt  sich  daraus,  dass  die  Schulaufsichtsbehörden  niemals  die  Oe- 
meinden  als  Baupflichtige  behandelt  haben,  dass  sich  vielmehr  die 
Gemeinden  in  solchen  Fällen,  wo  sie  —  offenbar  versehentlich  — 
zu  Schulbauten  aufgefordert  wurden,  stets  auch  den  Schulaufsichts- 
behörden gegenüber  mit  Erfolg  auf  ihre  Nichtverpfiichtung  berufen 
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haben,  and  dass  der  Fiskus  stets  unmittelbar  durch  die  Schulauf- 
sieb tsbehörden  zu  den  Bauten  herangezogen  ist. 

Dass  ein  derartiges  Herkommen  sich  auch  contra  legem  — 
im  vorliegenden  Falle  gegen  die  ausdruckliche  Vorschrift  der  Ver- 
ordnung von  1781  —  bilden  kann,  ist  ein  im  Oeltungsbereiche  des 
gemeinen  Rechts  unbestrittener  Rechtsgrundsatz,  vgl.  Windscheid, 
Lehrb.  des  Pandektenrechts.  Bd.  1  (5.  Aufl.)  S.  50  (§.  18). 

Demnach  ist  erwiesen,  dass  der  Fiskus  nach  öffentlichem  Recht 
die  Schulbaulast  im  Schulverbande  Johannesberg  trägt,  also  auch 
zur  Ausführung  des  gegenwärtig  erforderlichen  Schulneubaues  ver- 
pflichtet ist. 

Die  Entscheidung  bezüglich  der  Kosten  dieses  Rechtsstreits 
gründet  sich  auf  die  §§.  103  und  107  Nr.  1  des  Landesverwaltungs- 
gesetzes vom  30.  Juli  1883. 

gez.  Fliedner,  Landrath.        gez.  F.  Bang.        gez,  Th.  Ämd. 

IL  ürtheil  des  Bezirksausschusses  za  Cassel  vom  15.  Jali  1892. 

Im  Namen  des  Königs.  In  der  Verwaltungsstreitsache  der 
Schulgemeinde  Johannesberg,  Klägerin  und  Berufungsbeklagte,  wider 
die  Königliche  Regierung,  Abtheilung  für  Kirchen-  und  Schulsachen, 
zu  Cassel,  und  den  Königlich  Preussischen  Fiskus,  Beklagte  und  Be- 
rufungskläger, 

wegen  Heranziehung  zu  Schulbaulasten, 
hat  der  Bezirksausschuss  zu  Cassel  in  der  öffentlichen  Sitzung  vom 
15.  Juli  1892,  an  welcher  Theil  genommen  haben: 

1.  Regierungs-Präsident  Rothe,  als  Vorsitzender, 

2.  Verwaltungsgerichtsdirector  Vieh  mann,  \ 

3.  Oberbürgermeister  Westerburg,  I    ,    x#i.  v  j 

4.  Justizrath  Dr.  Renner,  *ls  Mitglieder 

5.  Rittergutsbesitzer  v.  Stock  hausen  1 
dahin  entschieden: 

Das  Urtheil  des  Kreisausschusses  des  Kreises  Fulda  vom  21.  De- 
zember 1891  wird  unter  Verwerfung  der  von  den  Beklagten  einge- 
legten Berufung  mit  der  Maassgabe  bestätigt,  dass  der  Königlich 
Preussische  Fiskus  verpflichtet  ist,  die  durch  den  Neubau  eines 
zweiten  Schulgebäudes  nebst  Lehrerwohnung  in  Johannesberg  ent- 
stehenden Kosten  zu  tragen.  Die  haaren  Auslagen  des  Verfahrens 
sowie  die  erforderlichen  haaren  Auslagen  der  Berufungsbeklagten 
werden  unter  Festsetzung  des  Werthes  des  Streitgegenstandes  auf 
27500  Mark  den  Berufungsklägern  auferlegt.  Das  Kostenpausch- 
quantum bleibt  ausser  Ansatz. 

Von    Rechts    Wegen. 

Gründe. 

Die  Gemeinden  Johannesberg,  Harmerz,  Zirkenbach,  Zell  und 
Ziegel  im  Kreise  Fulda  bilden  einen  Schulverband.  Nachdem  sich 
das  in  Johannesberg  befindliche,  auf  eine  einklassige  Schule  berech- 
nete Schulgebäude  wegen  des  gesteigerten  Bedürfnisses  nicht  mehr 
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als  ausreichend  erwiesen  hatte,  ordnete  die  Königliche  Regierung  zu 
Cassel  den  Neubau  einer  zweiten  Schule  nebst  Lehrerwohnnng  in 
Johannesberg  an.  Den  zwischen  dem  Schulverbande  und  dem  König- 
lich Preussischen  Fiskus  über  die  Verpflichtung  zur  Tragung  der 
Baukosten  entstandenen  Streit  entschied  die  Königliche  Regierung 
als  Schulaufsichtsbehörde  auf  Grund  des  §.  47  des  Zuständigkeits- 
gesetzes ^)  durch  Bescbluss  vom  13.  Juni  1891  dabin,  dass  die  Schul- 
gemeinde Johannesberg  nach  öffentlichem  Recht  verpflichtet  sei,  zum 
Zweck  der  Errichtung  eines  zweiten  Schulhauses  nebst  Lehrerwohnung 
in  Johannesberg  die  Summe  von  27500  M.  aufzubringen. 

Gegen  diesen,  der  Schulgemeinde  am  23.  Juni  1891  zugestellten 
Beschluss  erhob  die  letztere  am  7.  Juli  1891  bei  dem  Kreisausschuss 
des  Kreises  Fulda  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren  mit  dem  Antrage 

1.  den  angefochtenen  Beschluss  der  Königlichen  Regierung  vom 
13,  Juni  1891  aufzuheben, 

2.  festzustellen,  dass  der  F  iskus  verpflichtet  sei,  die  durch  den 
jetzigen  Neubau  eines  zweiten  Schulgebäudes  nebst  Lehrerwohnung 
in  Johannesberg  entstehenden  Kosten  zu  tragen  und  insbesondere  die 
jetzt  zu  diesem  Zweck  von  der  Schulgemeinde  eingeforderten  27500 
Mark  zu  zahlen. 

Klägerin  behauptet ,  dass  nicht  sie ,  sondern  der  Königlich 
Preussische  Fiskus  zur  Tragung  der  Baukosten  verpflichtet  sei  und 
begründet  ihre  Behauptung,  wie  folgt: 

In  der  Schulgemeinde  Johannesberg  habe  unter  der  Landes- 
herrschaft des  reichsunmittelbaren  Fürstenthums  Fulda  die  Kirchen- 
und  Schulbaulast  der  Propstei  Johannesberg  als  Patronin,  Zehnt- 
herrin und  Inhaberin  eines  sehr  erheblichen,  aus  dem  Gebiete  der 
jetzigen  Domäne  Johannesberg  und  dem  jetzt  forstfiskalischen  Non- 
nenroder  Wald  bestehenden  mit  der  Kirchen-  und  Schulbaulast  be* 
hafteteu  Stiftungsvermögens  obgelegen.  Von  dieser  Baulast  sei  in 
einem  in  den  Acta  visitationis  generalis  ad  tractum  Jossae  de  anno 
1763  enthaltenen ,  dem  Fürstbischof  Heinrich  von  Bibra  erstatteten 
Visitationsbericht  d.  d.  Johannesberg  den  8.  Juni  1764  die  Rede, 
indem  es  in  dem  Abschnitte:  de  visitatione  ludimagistri  zu  Frage  6: 
Quae  aedium  ipsius  conditio  et  conservatio?  cui  incumbat?  heisse: 
»aedes,  quas  conservare  tenetur  praepositura,  in  meliori  statu  esse 
possunt,  praecipue  quoad  fenestras  inhumiles.c 

Nachdem  durch  den  Reichsdeputationshauptschluss  vom  25.  Fe- 
bruar 1803  das  Fürstbisthum  Fulda  und  mit  ihm  die  Propstei  Jo- 
hannesberg säkularisirt  worden,  sei  das  gesammte  Stiftungsvermögen 
mit  allen  auf  denselben  ruhenden  Lasten,  insbesondere  der  bestehen- 
den Kirchen-  und  Schulbaulast  auf  die  neue  Landesherrschaft  über- 
gegangen. Dies  sei  auch  von  der  letzteren  anerkannt  worden.  So 
heisse  es  in  einem  in  den  Acten  des  Grossherzoglich  Frankfurtischen 
Konsistoriums,  betreffend  die  Reparatur  der  Kirche  und  des  Schul- 
hauses am  Johannesberge   1807—1810,    befindlichen   Vortrage   des 

1^  Qesetz  über  die  Zoständigkeit  der  Verwaltangs-  und  Yerwaltnngsge- 
richtsbenörden.  Vom  1.  Augast  1883.  Preussische  Qesetzsaminluug  S.  254^255. 

(A.  d.  £.) 
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Konsistoriums  an  den  Grossherzog  Carl  von  Dalberg  dd.  Fulda  den 
12.  Juli  1810  wörtlich: 

»Die  Kirche  und  das  Schulhaus  am  Johannesberge  bei  Fulda, 
deren  Unterhaltung  der  herrschaftlichen  Domänenkasse  obliegt, 
befinden  sich  seit  der  französischen  Okkupation  in  dem  erbärm- 
lichsten Zustande  .  .  .  Zuletzt  versuchten  wir  noch  durch  eine 
Kollecte  unter  den  Parochianen,  da  sich  dieselben  ein  ffir  alle- 
mal nicht  zur  üebernahme  der  Reparaturkosten  verstehen  woll* 
ten,  theils  weil  sie  einen  Nachtheil  für  den  Besitz  der  Freiheit 
daraus  befürchteten  und  theils  auch  weil  sie  durch  die  uner- 
schwinglichen Abgaben  ganz  erschöpft  waren,  nur  den  dringend- 
sten Bedürfnissen  zu  steuern.  Das  Konsistorium  bittet  danach 
um  schleunige  Abhülfe.« 

Auf  diesen  Bericht  seien  dann  die  nöthigen  Reparaturen  auf 
Staatskosten  ausgeführt.  Der  folgende  Wechsel  in  der  Landesherr- 
echaft  habe  hierin  keine  Aenderung  gebracht.  Denn  sowohl  der  kur- 
hessische wie  der  prenssische  Staat  hätten  ihre  Verpflichtung  zur 
Tragung  der  Baulast  für  Kirche  und  Schule  in  Johannesberg  aner- 
kannt, indem  jährlich  die  für  Pfarrei  und  Schule  nöthig  werdenden 
baulichen  Arbeiten  im  Etat  aufgestellt  und  danach  die  Bauten  aus  dem 
Patronatsbaufonds  bestritten  seien.  Und  zwar  habe  sich  die  Bauthätig- 
keit  des  Staates  nicht  auf  Reparaturen  an  den  bestehenden  Pfarr-  und 
Schulgebäuden  beschränkt,  sondern  es  seien  auch,  um  den  durch  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  erhöhten  Anforderungen  in  der  Seelsorge 
und  dem  Unterricht  zu  genügen,  Neubauten  ausgeführt.  So  sei  in  den 
sechziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts  das  Pfarrhaus  auf  Staatskosten 
um  ein  Stockwerk  erhöht,  um  eine  Wohnung  für  einen  Hülfsgeistlichen 
zu  beschaffen.  Im  besonderen  seien  die  an  der  Schule  zu  Johannesberg 
erforderlich  gewordenen  Reparaturen  bis  in  die  jüngste  Zeit  auf  Kosten 
des  Fiskus  auch  dann  noch  ausgeführt,  nachdem  längst  in  Folge  der 
Trennung  der  Schule  von  der  Kirche  die  ünterhaltungspflicht  der 
Schulen  von  der  Kirche  auf  die  bürgerlichen  Gemeinden  übergegangen 
sei.  Wenn  Fiskus  und  dessen  Rechtsvorgänger  von  jeher  sämmtliche  für 
die  Herrichtung  und  Unterhaltung  der  Schule  zu  Johannesberg  erforder- 
lichen Kosten  auf  Qrond  bestehender  Verpflichtung  getragen  habe, 
so  habe  er  damit  auch  die  Verbindlichkeit,  bei  vermehrter  Bevölker- 
ung dem  Bedürfnisse  entsprechend  die  Schule  zu  vergrössern,  zu  er- 
weitern, und  wenn  nöthig,  zweckentsprechende  Neubauten  herzu- 
richten. Es  entspreche  dies  nicht  allein  der  Billigkeit,  weil  die  Ein- 
künfte des  Vermögens,  mit  dem  Fiskus  die  Baulast  übernommen  habe, 
mit  der  Zeit  in  viel  höherem  Grade  gewachsen  seien,  als  sich  die 
Lasten  der  nothwendig  werdenden  Schulbanten  erhöht  hätten,  son- 
dern Fiskus  habe  seine  Verpflichtung  zur  Ausführung  von  Neubauten 
auch  thatsächlich  dadurch  anerkannt,  dass  er  in  den  sechziger 
Jahren  das  Pfarrhaus  auf  seine  Kosten  um  ein  Stockwerk  habe  er- 
höhen lassen.  Ausserdem  sei  der  Satz,  dass  die  Kirchen-  und  Schul* 
baulast  sich  auf  vermehrte  Bedürfnisse  erstrecke,  als  allgemein  gül- 
tiger Rechtssatz  in  Theorie  und  Praxis  anerkannt.  Klägerin  beruft 
sich  dafür  auf  mehrere  Entscheidungen  des  früheren  Oberappellations- 
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gerichts  Celle  aus  den  Jahren  1846  und  1848  (Seuffert  Archiv 
Bd.  VII.  S.  101  und  Bd.  IX.  8.  68)  und  des  Obertribunals  zu  Stutt- 
gart {Seuffert  Archiv  Bd.  V.  S.  54),  in  welchem  ausgeführt  sei: 

»Die  allgenoeine  Verpflichtung  zur  Unterhaltung  der  kirchlichen 
Qebäude  fasst  auch  die  Ver])flichtung  in  sich,  dieselben  je  nach  Be- 
dürfnis zu  erweitern,«  und 

»Aus  der  Verpflichtung,  die  kirchlichen  Institute  in  einer  Ge- 
meinde zu  unterhalten  und  nöthigenfalls  wiederherzustellen,  folgt  von 
selbst  die  Verbindlichkeit,  dieselben  auch  bei  vermehrter  Population 
dem  Bedürfnisse  entsprechend  einzurichten  und  zu  erweitern,  indem 
durch  eine  Vermehrung  der  Population  das  Subject  der  gedachten 
Gemeinde,  welcher  die  erwähnten  Institute  prästirt  werden  müssen, 
an  sich  nicht  verändert  wird.« 

»Die  kirchliche  Baulast  erstreckt  sich  nach  einer  entschiedenen 
Praxis  auf  Erweiterung  der  Kirche.« 

Von  Schriftstellern  führt  sie  an :  Permaneder  (»Kirchliche  Bau- 
last« S.  35):  »Dieselben  Grundsätze  der  Baupflicht,  welche  von  den 
gewöhnlichen  grösseren  Baufällen  und  Ausbesserungen  schadhafter 
Kirchen  gelten,  finden  auch  bei  Erweiterung  allzubeschräukter  Kir- 
chen Anwendung«  und  von  Reinhardt  (»Deber  kirchliche  Baulast 
S.  90«),  »dass  für  den  Fall,  wenn  die  Kirche  für  die  Gemeinde  zu 
klein  ist ,  die  Kosten  der  Erweiterung  von  den  hinsichtlich  der  Re- 
paraturen Baupflichtigen  zu  tragen  sind.« 

Die  Schulbaulast  habe  zur  Zeit  der  Säkularisation  der  Propstei 
Johannesberg  denselben  Rechtsgrundsätzen  unterlegen  wie  die  Kir- 
chenbaulast,  weil  sie  damals  noch  als  ein  Theil  der  Kirchenbaulast 
behandelt  sei.  Der  umfang  der  Bauverpflichtung  der  Propstei  sei 
aber  allein  für  den  umfang  der  Bau  Verpflichtung  des  Fiskus  mass- 
gebend, weil  der  Fiskus  als  Rechtsnachfolger  derselben  mit  dem 
durch  diese  Rechtsnachfolge  überkommenen  Vermögen  alle  Ver- 
pflichtungen in  dem  Umfange,  wie  sie  der  Propstei  obgelegen  hätten, 
übernommen  habe. 

Wäre  dies  nicht  der  Fall ,  so  würde  der  Fiskus ,  nachdem  die 
Schulbaulast  ganz  allgemein,  also  auch  bezüglich  der  Reparaturen 
der  Schulgebäude  auf  Grund  der  neuen  Gesetzgebung  auf  die  Ge- 
meinden übergegangen  sei,  überhaupt  von  diesem  Zeitpunkt  an  keinerlei 
Schulbanlast,  also  auch  nicht  hinsichtlich  der  Reparaturen  gehabt 
haben.  Da  nun  aber  Fiskus  gleichwohl  während  unvordenklicher  Zeit 
bezüglich  der  Gemeinde  Johannesberg  die  Schulbaulast  sicherlich 
hinsichtlich  aller  Reparaturen  getragen  habe,  so  sei  hiermit  durch 
Fiskus  anerkannt,  dass  er  auf  Grund  besonderen  Rechtstitels  und 
zwar  als  Rechtsnachfolger  der  Propstei  Johannesberg  die  betreffende 
Baulast  habe.  Es  sei  freilich  dem  Fiskus  unbenommen,  nachzu- 
weisen, dass  derjenige  Vermögensbestand,  den  er  mit  der  Propstei 
übernommen  habe,  nicht  mehr  ausreiche,  um  den  Anforderungen  der 
Schulbaulast  zu  genügen.  In  diesem  Falle  würde  möglicherweise 
eine  weitergehende  Schulbaulast  des  Fiskus  nicht  bestehen.  Da  aber 
vorliegend  eine  Unzulänglichkeit  des  Vermögens  nicht  behauptet  sei, 
und  nicht  behauptet  werden  könne,  so  richte  sich  die  Verpflichtung 
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des  Fiskus  lediglich  danach,  wie  sich  dieselbe  nach  allgemeinen 
Kechtsgrundsätzen  zar  Zeit  des  Ueberganges  des  Vermögens  der 
Propstei  auf  den  Fiskus  bestimmt  habe.  Endlich  beruft  sich  Klägerin 
zur  Begründung  ihrer  Klagebehauptung  noch  auf  Herkommen  und 
unvordenkliche  Verjährung. 

Die  Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte  erachtet  sie  wegen 
des  öffentlich  rechtlichen  Charakters  der  von  ihr  behaupteten  fiska- 
lischen Baupflicht  fär  begründet. 

Die  Auffassung,  dass  es  sich  hier  lediglich  um  eine  privat- 
rechtliche Verpflichtung  des  Fiskus  handele,  widerstreite  den  vom 
Reichsgericht  (Bd.  XVII.  S^  176  ff.  und  Bd.  XXV.  S.  302  ff.)  ge- 
gebenen Entscheidungen.  Klägerin  hat  zum  Beweise  ihrer  Be- 
hauptungen die  Acta  visitationis  generalis  ad  tractum  Jossae  de 
anno  1763  und  die  Acta  specialia,  die  Reparatur  der  Kirche  und 
des  Schulhauses  am  Johannesberge  betreffend  1807—1810.  Nr.  11 
(20)  vorgelegt  und  im  übrigen  auf  die  Acten  des  Landrathsamtes 
Fulda«  Schalrepositnr  VIII  813  Bd.  I  und  II  Bezug  genommen. 

Die  Klage  ist  gerichtet: 

1.  gegen  die  Königliche  Regierung,  Abtheilung  für  Kirchen- 
und  Schulsachen  zu  Cassel,  als  Schulaufsichtsbehörde, 

2.  gegen  den  Königlich  Preussischen  Fiskus,  vertreten 

a.  durch  die  Schulaufsichtsbehörde,  Königliche  Regiemng,  Ab- 
theilung für  Kirchen-  und  Schulsachen,  zu  Cassel,  und 

b.  durch  das  Königliche  Ministerium  des  Innern  zu  Berlin. 

Die  mitbeklagte  Königliche  Regierung  hat  entgegen  dem  Klage- 
antrage die  Bestätigung  ihres  Beschlusses  vom  13.  Juni  1891  und 
kostenpflichtige  Abweisung  der  Klage  beantragt. 

Zunächst  bestreitet  sie  die  Passivlegitimation  des  Ministeriums 
des  Innern  und  behauptet,  dass  zur  Vertretung  des  verklagten  Fiskus 
nach  §.  18  der  Regierungsinstruction  vom  23.  October  1817  und 
D  U^  der  Kabinetsordre  vom  31.  Dezember  1825  allein  die  König- 
liche Regierung,  Abtheilung  für  Kirchen-  und  Schulsachen,  berufen 
sei.  Sie  bestreitet  ferner,  dass  die  Verpflichtung  des  Fiskus  zu  bau- 
lichen Leistungen  für  die  Schule  in  Johannesberg ,  soweit  sie  über- 
haupt bestehe,  öffentlich  rechtlicher  Art  sei,  erklärt  sich  aber  den- 
noch damit  einverstanden,  dass  der  Rechtsstreit  vor  den  Verwaltungs- 
gerichten zum  Austrag  gelange. 

Sie  giebt  zwar  zu ,  dass  Fiskus  als  Rechtsnachfolger  in  das 
Vermögen  der  säkularisirten  Probstei  Johannesberg  verpflichtet  sei, 
das  bisherige  Schulhaus  daselbst  zu  unterhalten,  bestreitet  aber  eine 
weitergehende  Verpflichtung  des  Fiskus^  indem  sie  den  klägerischen 
Ausführungen  folgendes  entgegensetzt: 

Die  Schule  zu  Johannesberg  gehöre  zu  denjenigen  öffentlichen 
Volksschulen,  deren  Unterhaltung  nach  öffentlichem  Recht  den  bür- 
gerlichen Oemeinden  oder  den  aus  denselben  gebildeten  Schulver- 
bänden obliege.  Dadurch  sei  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  aus 
besonderem  Rechtsgrunde  ein  Theil  der  Schulunterhaltungspflicht,  wie 
die  Baulast  von  einem  Dritten  zu  tragen  sei.  Derjenige  aber,  wel- 
cher sich  auf  ein  solches  Rechtsverhältniss  berufe,  habe  dasselbe  zu 
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beweisen.  In  dieser  Lage  befinde  sich  der  klagende  SchuWerband 
dem  Fiskus  als  Rechtsnachfolger  in  den  Besitz  der  Propstei  Johan- 
nesburg gegenüber,  wenn  er  behaupte,  dass  jener  nicht  allein  das 
bisherige  Schalhaus  zu  unterhalten,  sondern  auch  die  gesammte 
Schulbaulast  zu  tragen  habe,  namentlich  verpflichtet  sei,  eine  dem 
erweiterten  Bedurtnis  entsprechende  neue  Schale  ganz  ohne  Zasam- 
raenhang  mit  dem  bisherigen  Schulhaas  auf  einer  nicht  einmal 
fiskalischen,  sondern  erst  noch  zu  erwerbenden  Baustelle  auf  Staats- 
kosten zu  errichten. 

Die  Klägerin  habe  unter  Bezugnahme  auf  den  Visitationsbe- 
rieht  vom  3.  Juni  1764  und  den  Vortrag  des  Konsistoriums  zu 
Fulda  an  den  Grossherzog  Oarl  von  Dalberg  vom  12.  Juli  1810  die 
bauliche  Verpflichtoug  des  Staates  aus  der  Zehntberechtigang  der 
Propstei  hergeleitet  und  behauptet ,  dass  auf  dem  Zehnten  die  Kir* 
eben-  und  als  Theil  derselben  auch  die  Schulbaulast  ruhe. 

Beide  Urkunden  sprächen  aber  nur  von  der  Verpflichtung  der 
Propstei  und  des  Staates  zur  Erhaltung  des  bestehenden  Schulge- 
bäudes ,  ohne  für  die  Beurtheilung  des  Rechtsgrundes  dieser  Ver- 
pflichtung auch  nur  den  geringsten  Anhaltspunkt  zu  bieten.  Der 
Beweis,  dass  dieser  Rechtsgrund  in  dem  Zehnt  Verhältnis  zu  finden 
sei,  sei  nicht  erbracht.  Eine  wesentliche  Bedeutung  würde  allerdings 
diesem  Beweis  nicht  beizumessen  sein,  weil  das  Zehntverhältnis  wohl 
die  kirchliche,  nicht  aber  die  Schulbaulast  regele,  welche  sich  we- 
sentlich verschieden  von  der  ersteren  gestaltet  habe.  Denn  während 
die  Kirchen  baulast  zunächst  dem  Kirchenkasten,  bei  dessen  Unver- 
mögen dem  Pfründner,  besonders  dem  Zehntherrn  und  in  dritter  Linie 
den  Parochianen  obliege,  bilde  die  Schulbaulast  nach  Öffentlichem 
Recht  lediglich  eine  Verpflichtung  der  zum  Schulverbande  vereinigten 
politischen  Gemeinden.  Das  Zehntverhältniss  komme  f&r  die  Schul- 
baulast gar  nicht  in  Betracht.  Dass  im  vorliegeuden  Falle  die  Schul- 
baulast  ebenso  wie  die  kirchliche  Baulast  benrtheilt  werden  mftsse, 
weil  zur  Zeit  des  üeberganges  des  Vermögens  der  Propstei  auf  den 
Staat  die  Schulbaulast  lediglich  als  ein  Theil  der  Kirchenbaulast  an- 
gesehen worden  sei,  und  dass  deshalb  der  von  der  Klägerin  für  die 
Kirchenbaulast  behauptete  Rechtsgrundsatz,  wonach  die  letztere  auch 
die  Verpflichtung  zur  Tragung  der  durch  eine  Erweiterung  der  Kirche 
veranlassten  Kosten  umfasse,  auch  für  die  Schulbaulast  gelten  müsse, 
könne  nicht  zugegeben  werden.  Mit  demselben  Recht  würden  nicht 
allein  die  Baukosten,  sondern  auch  alle  anderen  Beschulungskosten, 
die  zweifellos  zu  jener  Zeit  gleichfalls  von  der  Propstei  getragen 
seien,  und  zwar  sowohl  in  ihrem  damaligen  als  auch  in  dem  späteren 
durch  eine  Vermehrung  der  Schulbedürfnisse  bedingten  Umfange  dem 
Staate  als  Rechtsnachfolger  der  Propstei  angesonnen  werden  können, 
was  aber  nie  geschehen  sei. 

Entscheidend  für  den  Umfang  der  Schulbaulast  seien  vielmehr 
lediglich  die  Verhältnisse  der  Schule  zur  Zeit  jener  Rechtsnachfolge. 
In  dem  durch  die  damaligen  Bedürfnisse  der  Schule  gegebenen  Um- 
fange sei  die  Baulast  bei  der  Propstei  und  danach  dem  Staat  ver- 
blieben, im  übrigen,  also  auch  hinsichtlich  eines  erforderlich  werden- 
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den  ErweiteruDgsbaues  sei  sie  ebenso  wie  die  übrigen  Schullasten 
mit  der  Schale  selbst  auf  die  bürgerlichen  Oemeinden  übergegangen. 

In  demselben  Sinne  habe  auch  das  ehemalige  Obertribunal  in 
der  ganz  gleich  liegenden  Processsache  der  Stadt  Fritzlar  gegen 
Fiskus  durch  Urtheil  vom  8.  Juli  1879  entschieden. 

Auch  hier  habe  der  Staat  als  Rechtsnachfolger  des  säkularisirten 
geistlichen  Stifts  St.  Peter  zu  Fritzlar  Verpflichtungen  gegen  die  Volks- 
schule daselbst  gehabt,  die  sich  indessen  nicht  auf  die  Baulast  be- 
schränkt, sondern  die  gesaromten  Beschulungskosten  umfasst  h&tten. 
Trotzdem  habe  der  genannte  Oerichtshof,  als  die  Stadt  Fritzlar  die- 
jenigen Beträge,  um  die  die  Regierung  das  Gehalt  der  Volksschnl- 
lehrer  in  Fritzlar  erhöht  hatte,  vom  Staate  als  dem  Rechtsnachfolger 
des  Stifts,  habe  übernommen  wissen  wollen,  die  Klage  abgewiesen, 
weil  aus  der  Thatsache  der  Unterhaltung  der  Schule  durch  das  Stift 
nicht  folge,  dass  dieses  und  demnach  der  Staat  die  Verpflichtung 
übernommen  habe,  alle  Kosten  der  Schalen  zu  Fritzlar  in  dem  Sinne 
zu  tragen,  dass  das  Stift  und  jetzt  der  Staat  auch  für  die  durch 
veränderte  Verhältnisse  nothwendig  gewordenen  Mehrkosten  der  Stadt 
Fritzlar  gegenüber  aufzukommen  habe,  obschon  bereits  in  früheren 
Zeiten  Erhöhungen  der  Lehrergehalte  nach  deren  Ablehnung  durch 
die  Stadt  auf  die  Mittel  des  Stifts  übernommen  worden  seien. 

Das  Patronatsverhältnis ,  auf  welches  Klägerin  gleichfalls  die 
Bauverpflichtung  des  Staats  gründe,  schliesse  nach  Hessischem  Recht 
{Bü/f,  Kirchenrecht  §.  277)  eine  bauliche  Verpflichtung  überhaupt 
nicht  in  sich. 

Ebensowenig  könnte  Klägerin  sich  auf  Herkommen  berufen, 
weil  die  bisherigen  baulichen  Leistungen  des  Fiskus  für  die  Schule 
in  Johannesberg  sich  auf  die  Erhaltung  des  jetzigen  Schulgebäudes 
beschränkt  hätten,  ein  Baufall,  wie  der  vorliegende  aber  bisher  noch 
nicht  vorgekommen  sei,  mithin  sich  ein  Herkommen,  nach  dem  der 
Staat  auch  die  Kosten  eines  solchen  Baaes  za  tragen  verpflichtet 
wäre,  nicht  gebildet  haben  könne.  Wenn  die  Schulgemeinde  Johan- 
nesberg bisher  von  Schulbaulasten  verschont  geblieben  sei,  so  be- 
ruhe dies  darauf,  dass  die  bisherigen  Schulbaubedürfnisse  innerhalb 
der  durch  die  fiskalische  Baulast  bestimmten  Grenzen  geblieben 
seien;  die  über  diese  hinausgehenden  baulichen  Anforderungen  träfen 
deshalb  den  Schulverband. 

Daraus,  dass  der  Staat  in  den  fünfziger  Jahren  das  von  ihm 
zu  unterhaltende  Schulgebäude  auf  seine  Kosten  durch  Errichtung 
eines  dritten  Stockwerks  erweitert  habe,  die  Verpflichtung  zu  folgern, 
für  jedes  weitere  und  namentlich  das  vorliegende  Baubedürfnis  der 
Schule  aufzukommen,  erscheine  verfehlt,  schon  deshalb,  weil  es  be- 
denklich sei,  aus  einem  einzelnen  Falle  einen  Verpflichtungsgrund 
für  alle  Zukunft  herzuleiten,  besonders  aber  weil  sich  die  damaligen 
baalichen  Arbeiten  innerhalb  der  Orenzen  des  alten  vom  Staate  zu 
unterhaltenden  und  diesem  als  Theil  des  Domänengehöfts  ei^enthüm- 
lich  gehörenden  Schulhauses  bewegt  hätten,  während  es  sich  jetzt 
um  einen  vollständigen  Neubau  auf  einem  ausserhalb  des  Domänen- 
gehöfts auf  fremden  Grund  und  Boden  gelegenen  Bauplatze  unter 
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Beibehaltung  der  bisherigen  Schale  handle.  Der  Herr  Ressort-Mi- 
.nister  habe  sich  in  dem  Erlasse  vom  9.  Jnli  1890  —  von  dem  aus- 
zugsweise Abschrift  zu  den  Acten  überreicht  ist  —  in  demselben 
Sinne  ausgesprochen. 

Der  Königliche  Begierungs- Präsident  zu  Cassel,  welchem  die 
Klage  als  der  gemäss  §§.  1  und  2  der  Begierungs-Instruction  vom 
23.  October  1817  und  §.  18  des  Landesverwaltangsgesetzes  vom 
30.  Juli  1883  zur  Vertretung  des  Ministeriums  des  Innern  beratenen 
Provinzialbehörde  zugestellt  ist,  bat  die  Passivlegitimation  des  ge- 
nannten Ministeriums  bestritten  und  im  übrigen  auf  die  Anträge  und 
Ausführungen  der  mitbeklagten  Begierungsabtheilung  Bezug  ge- 
nommen. 

In  Ausführung  eines  Beweisbeschlusses  des  Ereisausschusses  vom 
21.  Dezember  1891  wurden  die  Akten  des  Königlichen  Landraths- 
amtes  zu  Fulda,  Schulrepositnr  VIII.  318.  Fascikel  I  und  II  vorge- 
legt. —  Aus  denselben  ist  folgendes  festgestellt  worden: 

1.  Im  Jahre  1826  werden  die  Schultheissen  des  Schulverbandes 
auf  Veranlassung  der  Regierung  aufgefordert,  einige  Bauarbeiten  — 
eine  Holzbekleidung  der  Wände  und  das  Setzen  zweier  Oefen  —  aas- 
führen zu  lassen,  erklären  aber  am  7.  Dezember  1826  zu  Protokoll: 
»Sie  hätten  keine  Verbindlichkeit,  die  ihnen  bezeichneten  Repara- 
turen zu  bewirken,  sondern  gnädige  Herrschaft  sei  als  Eigenthümerin 
der  ehemaligen  Propstei  Johannesberg  dazu  verbunden.  Die  Schal- 
gemeinde habe  ausser  dem  Tisch,  den  Bänken  und  den  übrigen  be- 
weglichen Gegenständen  keine  Reparaturen  am  Schulgebäude  zu  be- 
wirkenc  (Bd.  II  Blatt  2).  Die  Regierung  zu  Fulda  verfugt  darauf 
am  19.  Dezember  1826,  die  Reparaturkosten  sollten  in  den  herr- 
schaftlichen Bauetat  aufgenommen  werden,  weil  das  SchoUokal  sich 
in  einem  herrschaftlichen  Qebäude  befindcc  (Bd.  II  Blatt  8 — 8). 

2.  In  einem  Berichte  des  Kreisamts  Fulda  vom  25.  Augast 
1836  wird  bei  der  Regierung  beantragt,  dem  Hülfslehrer  Budenz, 
dessen  Anstellung  in  Folge  der  üntauglichkeit  des  Johannesberger 
Lehrers  nothwendig  geworden  sei,  wegen  Raummangels  in  dem 
Scbulgebäude  auf  Staatskosten  entweder  eine  Wohnung  in  dem  ehe- 
maligen Aktuariatsgebäude  der  Domäne  oder  eine  entsprechende 
Miethsentschädigung  zu  gewähren,  indem  die  ihm  vom  Landbaa- 
meister  zugesicherte  Herrichtung  einer  Kammer  in  der  damaligen 
Schulwohnung  nicht  genügen  würde;  die  Schulwohnung  sei  früher 
von  der  ehemaligen  Propstei  gestellt  worden  und  müsse  jetzt  vom 
Staate  gestellt  werden.    (Bd.  II  Bl.  15). 

Darauf  entscheidet  die  Regierung  am  30.  August  1836,  dem 
Hülfslehrer  sei  zu  eröffnen:  »Dass  die  von  ihm  begonnene  Führung 
eines  eigenen  Haushaltes  keinen  Grund  abgebe ,  ihm  eine  Wohnung 
ausser  dem  dortigen  Schulhause  herrichten  zu  lassen,  oder  ihm  ein 
desfallsiges  Miethgeld  aus  der  Landschulkasse  zu  verwilligen.« 
(Bd.  II  Blatt  16). 

3.  Bd.  II  Blatt  19  befindet  sich  eine  Registratur  über  Abgang 
eines  Schreibens  (ohne  Datum)  an  den  Landbaumeister,  in  dem  es 
heisst:   »um,  da  die   Verbindlichkeit  des   Staates  zur  Stellung  des 
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Schallokals  nicht  bestritten  ist,  sich  7.u  äussern,  ob  zur  Herstellung 
der  Mängel  (Herstellung  sämmtlicher  Räume,  eines  Abtrittes,  des 
Daches  und  Verlegung  der  Schulstabe  in  ein  Nebengebäude)  ein 
Vertrag  bestehe  und  in  diesem  Falle  das  erforderliche  ku  besorgen.c 
Der  Landbaumeister  erwidert  am  4.  Juni  1838,  dass  die  Kosten  in 
den  Bauetat  aufzunehmen  seien.    (Bd.  II  Blatt  26). 

4.  In  einem  Schulvisitationsbericht  vom  7.  Mai  1888  wird  be- 
merkt, dass  die  Lehrerwohnung  schlecht  sei,  was  um  so  mehr  auf- 
falle, als  der  Staat  die  Unterhaltung  zu  besorgen  habe.  (Bd.  II 
Blatt  25). 

5.  Dem  Landbaumeister  zu  Fulda  eröffnet  die  Regierung  am 
17.  Juli  1838  auf  einen  Bericht  über  die  Lehrerwohnung  in  Johan- 
nesberg, »dass,  da  der  zum  Schulzimmer  in  Vorschlag  gebrachte 
Pferdestall  wegen  seiner  tiefen ,  feuchten  und  kalten  Lage  für  den 
fraglichen  Zweck  unbrauchbar  erscheine,  eine  Erweiterung  des  gegen- 
wärtigen Schullokals  aber  nach  irgend  einer  Seite  hier  nicht  wohl 
thunliüh  sein  durfte,  die  Wohnung  des  Lehrers  soviel  als  möglich 
gesund  und  anständig  hergerichtet  werden  müsse,  was  vorläufig  durch 
eine  bessere  Fenstereinrichtung,  durch  neues  Dielen  der  Wohnstube, 
durch  Herrichtung  eines  eigenen  Aborts  für  den  Lehrer  —  neben 
einer  besseren  die  Gefahren  für  die  Sittlichkeit  beseitigenden  Ein- 
richtung der  Abtritte  für  die  Schulkinder  —  erzielt  werden  könnte.« 
(Bd.  II  Bl.  29).  Die. Kosten  dieser  Bauarbeiten  werden  auf  den 
Domanialbauetat  genommen.    (Bd.  II  Blatt  32). 

6.  Nachdem  der  Lehrer  im  Januar  1840  von  Neuem  über  den 
Zustand  seiner  Wohnung  Klage  geführt  hat  (Bd.  II  Blatt  33)  theilt 
am  17.  Februar  1840  der  Oberbaumeister  zu  Fulda  dem  dortigen 
Kreisamt  mit,  dass  die  Abstellung  der  Gebrechen  und  Mängel  an 
der  Schullehrerwohnung  veranschlagt  und  mit  230  Thalern  17  Silber- 
groschen 2  Pfennigen  in  den  mobilen  Bauetat  der  inneren  Landes- 
verwaltung für  1840/42  aufgenommen  worden  sei,  von  dessen  Ge- 
nehmigung also  die  fraglichen  Baureparaturen  abhingen.  (Bd.  II 
Blatt  35). 

7.  Am  17.  Dezember  1842  stellt  der  Oberbaumeister  dem 
Kreisamt  vor,  die  in  Frage  gekommene  Anlage  eines  dritten  Ab- 
trittes in  der  Schule  zu  Johannesberg  dürfe  um  so  weniger  dringend 
sein,  als  es  in  sittlicher  Hinsiebt  nicht  rathsam  sei,  gleichzeitig 
naehrere  Kinder  aus  dem  Unterricht  zu  beurlauben.  Sollte  trotzdem 
ein  dritter  Abtritt  erforderlich  sein,  so  bitte  er  um  deshalbige  nähere 
Begründung,  um  danach  die  Verwilligung  der  betreffenden  Kosten 
aus  der  Staatskasse  seiner  Zeit  erwirken  zu  können.  (Bd.  II  Bl.  37). 

8.  Bericht  des  Verwaltungsamts  Fulda  an  den  Bezirksdirector 
über  die  dringend  nöthige  Erweiterung  und  entsprechende  Herstellung 
des  Schulgebäudes  mit  Lehrerwohnung  in  Johannesberg  (Fulda  den 
31.  Juli  1850):  »In  dem  erstatteten  Berichte  ist  bereits  die  noth- 
wendige  Erweiterung  des  herkömmlich  vom  Staate  zu  stellenden 
Schullokals  zu  Johannesberg  nach  dem  vom  Baubeamten  einge- 
sandten Anschlage  angeregt,  darauf  aber  nur  die  gewöhnliche  Summe 
von  60  Thlr.  in  den  Bauetat  für  die  innere  Landesverwaltung  aufge- 
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nommen  und  bewilligt  worden.  Damit  kann  aber  dem  grossen  Uebel- 
stande  nicht  abgeholfen  werden.  Danach  müssten  137  Schulkinder 
in  eine  22  Fass  lange  22^/s  Fass  tiefe  and  8  Fass  hohe  Schulstabe, 
die  kaam  90  Kinder  fassen  kann,  zusammengezwängt  werden  und 
der  Schullehrer  muss  mit  seiner  zahlreichen  Familie  in  einer  höchst 
beschränkten  und  ungesunden  Wohnung  verweilen.  Dass  dieser  Miss- 
stand die  Unterrichtsertheilang  sehr  beschränkt  und  beeinträchtigt 

und  der  Gesundheit  der  Kinder  sehr  nachtheilig  ist, bedarf 

dringender  Abhälfe.  Diese  kann  nur  durch  Heranziehung  des  zum 
Wirthshause  gehörigen  Scheuertennes  bezw.  des  ganzen  Tbeiles  vom 
Schulgebäude  bis  an  die  Thorfabrt  der  Domäne  zur  entsprechenden 
Erweiterung  des  Schullokals  bewirkt  werden,  wozu  indessen  die  Qe- 
nehmigung  der  Finanzbehörde,  die  für  die  Schulwohnung  und  Schul- 
stube zu  sorgen  hat,  erforderlich  ist.  Ich  trage  deshalb  darauf  an, 
diese  herbeizuführen  und  demnächst  die  nöthigen  Baumittel  zu  be- 
willigen.c     (Bd.  II  Blatt  38). 

Infolgedessen  wird  in  allen  Instanzen  —  vom  Verwaltungsamt, 
Bezirksdirector  und  Ministerium  des  Innern  —  erwogen,  ob  die  Auf- 
führung eines  Neubaues,  die  Erweiterung  des  alten  Schulhauses  oder 
der  Ankauf  eines  benachbarten  Gebäudes  zweckmässiger  und  billiger 
sei.    Zu  vergleichen 

a.  Verfugung  der  Regierung  an  den  Polizeidirector  und  den  Land- 
baumeister vom  24.  October  1854  zum  Bericht,  ob  sich  in.  Jo- 
hannesberg kein  verkäufliches  Privathaas  finde,  dessen  Her- 
richtung zu  einem  zweckmässigen  Schullokal  mit  Lehrerwohnung 
für  1500  Thlr.  zu  bewerkstelligen  sei.    (Bd.  II  Bl.  44). 

b.  Beschluss  des  Ministeriums  des  Innern  vom  3.  September  1851 
».  .  .  .  hinsichtlich  des  fraglichen  Schalhausbaues  vorerst  nähere 
Erkundigungen  anzastellen,  ob  nicht  ohne  unverhältnismässige 
Kosten  und  erhebliche  üebelstände  in  dem  dermaligen  Gebäude 
durch  einen  angemessenen  Umbau  wie  durch  Vermehrung  der 
Stockwerkshöhe  und  .  .  .  dem  Bedürfnisse  zu  genügen  sei  .  .  . 
üebrigens  wird  bemerkt,  dass  über  die  Ausführang  eines  Neu- 
baues ohne  Vorlegung  eines  Kostenanschlags  etc.  nicht  be- 
schlossen werden  könne-c     (Bd.  I  Bl.  23). 

c.  Schreiben  des  Landbaumeisters  vom  7.  November  1851 :  »dass 
.  .  .  mit  Bücksicht  auf  die  Erweiterung  durch  Aufbauung  eines 
dritten  Stockwerks  dem  Bedürfnisse  genügend  entsprochen  und 
ein  Neubau  nicht  nöthig  wird.c     (Bd.  I  Blatt  25). 

d.  Beschluss  des  Ministeriums  des  Innern  yom  6.  Dezember  1851 : 
»dass  die  Kosten  wegen  Erweiterung  des  erwähnten  Schul- 
hauses in  den  Bauetat  für  das  Jahr  1852  aufgenommen  werden 
sollen.c     (Bd.  I  Blatt  83). 

Endlich  ordnet  die  Regierung  zu  Fulda  am  10.  November  1854 
an ,  dass  die  alte  Schule  auf  Staatskosten  um  ein  Stockwerk  erhöht 
werden  solle  (»Schullokalerweiterung«  Bd.  II  Bl.  42). 

9.  Auch  die  Miethe  für  das  während  der  Ausführung  des  Er- 
weiterungsbaues bezogene  interimistische  Schullokal  wird  nach  langen, 
die  Höhe  des  Miethzinses  betreffenden  Verhandlungen  im  Jahre  1861 
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vom  Fiskus  bezahlt.  (Bd.  11  Blatt  55  ff.,  Bd.  I  Blatt  60  (Anweisung 
der  Hauptstaatskasse).  Die  Polizeidirection  zu  Fulda  bemerkt  in 
einem  aus  diesem  Anlass  am  15.  November  18tiO  erstatteten  Be* 
rieht:  »Da  der  Staat  die  Verpflichtung  zur  Beschaffung  des  Schul* 
hauses  in  Johannesberg  hat,  so  därfte  dieser  auch  verpflichtet  er* 
scheinen,  die  Kosten  zu  entrichten,  welche  durch  die  Benutzung 
einer  Interimswohnung  veranlasst  worden  sind.€    (Bd.  I  Blatt  42). 

10.  Im  Jahre  1858  wird  bei  der  Anordnung  einiger  Repara- 
turen zwischen  der  Regierung,  der  Polizeidirection  und  dem  Land- 
baumeister erörtert,  dass  Schulbanten  in  das  Ressort  der  inneren 
Landesverwaltung  gehören  und  die  Kosten  jener  Reparaturen  deshalb 
in  den  Etat  der  inneren  Verwaltung  aufzunehmen  seien.  (Bd.  II 
Bl.  45.  48.  49). 

11.  Auch  später  bezahlt  der  Fiskus  mannigfache  kleinere  Re- 
paraturen (Neue  Herrichtungen,  Setzen  von  Oefen,  Dielen,  Tapezieren) 
am  Schulhause.  Die  Gemeinden  des  Schnlverbandes  werden  in  zwei 
Fällen  in  den  Jahren  1861  und  1865  zur  Ausfährung  derartiger  Ar- 
beiten aufgefordert,  lehnen  dieses  Ansinnen  aber  jedesmal  mit  ^Er- 
folg ab,  im  ersteren  Falle  mit  den  Worten:  »Das  gebt  die  Pfarrei 
nichts  an,  das  muss  der  Staat  machen  lassen. c  (Bd.  II  Blatt  62), 
im  zweiten  Falle  mit  der  Begründung:  »Indem  dieses  von  uralten 
Zeiten  von  uns  noch  gar  nicht  ist  verlangt  worden,  und  wir  uns 
auch  gar  keines  Recht  nehmen  lassen. c    (Bd.  II  Blatt  78). 

12.  In  einem  Schreiben  des  Landbaumeisters  wird  die  Schule 
zu  Johannesberg  als  Staatsgebäude  bezeichnet.  (Bd.  II  Bl.  79). 

13.  Am  18.  August  1876  lehnt  der  Bürgermeister  von  Jo- 
hannesberg das  Weissen  der  Zimmer,  Reparatur  der  Thfirklinken 
und  der  Abtritte  auf  Oemeindekosten  ab,  weil  dem  Staate  dies  ob- 
liege, da  derselbe  verpflichtet  sei,  das  Schulgebäude  in  Dach  und 
Fach  zu  unterhalten.  Darauf  sind  die  Arbeiten  auf  Staatkosten  aus- 
geführt. 

Der  Kreisausschuss  entschied  hierauf  am  21.  Dezember  1891 
dahin,  dass 

der  Bosch  luss  der  beklagten  Königlichen  Regierung,  Abtheilung 
für  Kirchen-  und  Schulsachen  zu  Gassei  vom  13.  Juni  1891  auf- 
zuheben, dass  der  beklagte  Fiskus  zu  vernrtheilen ,  zum  Zweck 
der  Errichtung  eines  zweiten  Schulhauses  nebst  Lehrerwohnung 
zu  Johannesberg  den  Betrag  von  27500  Mark  zu  zahlen,   die 
haaren  Auslagen  des  Verfahrens  und  die  erforderlichen  haaren 
Auslagen  der  klagenden  Gemeinden   der  beklagten  Regierung 
bezw.  dem  durch  dieselbe  vertretenen  Fiskus  aufzuerlegen,  das 
Pauschquantum  aber  ausser  Ansatz  zu  lassen, 
der  Werth  des  Streitgegenstandes  auf  27,500  Mark  festzusetzen  sei. 
Der    erste    Richter   stützt  seine  Entscheidung   auf  folgende 
Gründe : 

1.  dass  von  den  Klägerinnen  (nämlich  den  den  Schulverband 
bildenden  5  Gemeinden)  neben  der  Regierungsabtheilung  für  Kirchen- 
und  Schulsachen  auch  noch  irrthümlicher  Weise  das  Königliche  Mi- 
nisterium des  Innern  als  Vertreter  des  beklagten  Fiskus  bezeichnet 
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sei,  erscheine  uuerheblich,  weil  der  Fiskus  durch  diesen  Umstand  in 
der  Wahrnehmung  seiner  Prozessrechte  nicht  beschränkt  wor- 
den sei. 

2.  Wenn  die  Klägerinnen  unter  Berufung  auf  Entscheidungen 
höchster  Gerichtshöfe  die  Pflicht  des  Fiskus,  Neubauten  auszu- 
fahren, lediglich  aus  dem  Grundsatz  herleiteten,  dass  die  Schulbau* 
last  stets  die  Verpflichtung  zur  Ausführung  nothwendiger  Neubauten 
umfasse,  so  lassen  sie  ausser  Acht,  dass  doch  im  vorliegenden  Falle 
zunächst  nachzuweisen  sei,  ob  der  Fiskus  bisher  wirklich  die  Schul- 
baulast  im  gewöhnlichen  Sinne  getragen  habe;  denn  es  sei  doch  mög- 
lich, dass  die  Verpflichtung  des  Fiskus  nicht  ein  Ausfluss  der  öfient- 
lieh  rechtlichen  Schulbaulast,  sondern  zwar  öffentlich  rechtlich,  aber 
nur  auf  die  bauliche  Unterhaltung  des  jetzigen  Schulgebäudes  be- 
schränkt, oder  dass  sie  gar  nur  privatrechtlichen  Ursprungs  sei.  Die 
Schulbaulast,  d.  h.  die  öffentlich  rechtliche  von  der  Schulaufsichts- 
behörde nöthigenfalls  im  Verwaltungswege  erzwingbare  Verpflichtung, 
die  durch  die  Schulbedürfnisse  eines  bestimmten  Bezirks  erforderten 
Bauten  —  Reparatur-  und  Neubauten  —  auszuführen,  liege  im  Kreise 
Fulda,  als  einem  Bestandtheile  des  ehemaligen  Fürstbisthums  Fulda, 
gemäss  §.  33  Nr.  8  der  Allgemeinen  Ordnung  für  die  niederen 
Schulen  des  Bisthums  und  Fnrstenthums  Fulda  vom  2.  April  1781 
im  Allgemeinen  den  politischen  Gemeinden  ob.  Demnach  würden  die 
Klägerinnen,  nicht  der  Fiskus,  zur  Ausführung  des  Neubaues  ver- 
pflichtet sein.  Nun  sei  aber  gerichtskundigermassen  jener  §.  33  der 
Verordnung  von  1781  thatsächlich  nicht  für  alle  öffentlichen  Schulen 
des  Kreises  massgebend  geworden,  insbesondere  hätten  mehrfach  für 
die  sogenannten  Propsteischulen  besondere  Rechtsverhältnisse  fortbe- 
standen. Es  liege  daher  die  Annahme  nahe,  dass  jene  Bestimmung 
kein  absolutes  Recht  habe  schaffen  wollen,  sondern  nur  ergänzendes 
Recht  für  solche  Schulen,  bei  denen  die  Schulbaulast  bis  dahin  noch 
nicht  genügend  geordnet  sei.  Hieraus  würde  sich  ergeben,  dass  trotz 
der  Verordnung  von  1781  im  Schul  verbände  Johannesberg  sehr  wohl 
noch  die  älteren,  die  Schulbaulast  des  Fiskus  begründenden  Rechts- 
verhältnisse fortbestehen  könnten.  Indessen  bedürfe  es  einer  der- 
artigen Auslegung  der  Bestimmung  von  1781  für  den  vorliegenden 
Fall  nicht;  denn  selbst  wenn  in  jener  Bestimmung  ein  absoluter 
Rechtssatz  zu  finden  wäre,  würde  doch  durch  die  Beweisaufnahme 
dargethan  sein,  dass  krafb  eines  seit  Jahrzehnten  geübten  Herkom- 
mens die  Schulbaulast  im  Schulverbande  Johannesberg  nicht  den 
politischen  Gemeinden,  sondern  dem  Fiskus  obliege.  Denn  es  sei 
festgestellt,  dass  seit  dem  Jahre  1836  die  Schulbaulast  des  Fiskus 
in  ihrem  ganzen  Umfange,  d.  h.  auch  die  Verpflichtung  zur  Be- 
schaffung neuer,  durch  das  jeweilige  Bedürfnis  noth  wendig  gewor- 
dener Räumlichkeiten  von  den  staatlichen  Behörden  fortdauernd  an- 
erkannt sei,  und  dass  thatsächlich  auch  Neubauten  auf  Staatskosten 
ausgeführt  seien,  ohne  dass  jemals  von  irgend  einer  Seite,  weder  von 
den  Schulaufsichtsbehörden,  noch  von  den  zur  Vertretung  des  Fiskus 
berufenen  Behörden  gegen  diese  Belastung  des  Fiskus  Einspruch  er- 
hoben wäre. 
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Dass  ein  derartiges  Herkommen  sich  auch  gegen  die  ausdrück- 
liche Vorschrift  der  Verordnung  von  1781  bilden  könne,  sei  ein  im 
Geltungsbereiche  des  gemeinen  Rechts  unbestrittener  Rechtsgrundsatz. 

3.  Dass  diese  Verpflichtung  des  Fiskus  öffentlichen  Rechts  sei, 
ergebe  sich  daraus,  dasa  die  Schulaufsichtsbehörde  niemals  die  Oe- 
raeinden  als  Baupflichtige  behandelt  hätte,  dass  sich  vielmehr  die 
Oemeinden  in  solchen  Fällen,  wo  sie  offenbar  aus  Versehen  zu  Schul- 
bauten aufgefordert  worden  seien,  stets  auch  den  Schulaufsichtsbe- 
hörden gegenüber  mit  Erfolg  auf  ihre  NichtVerpflichtung  berufen 
hätten  und  dass  der  Fiskus  stets  unmittelbar  durch  die  Schulauf- 
sichtsbehörden zu  den  Bauten  herangezogen  sei. 

Dieses  Drtheil  ist  den  Partheien  am  11.  Februar  1892  zuge- 
stellt worden. 

Gegen  dasselbe  hat  die  Königliche  Regierung,  Abtheilung  für 
Kirchen-  und  Schulsachen  Namens  beider  Beklagten  am  22.  Februar 
1892  das  Rechtsmittel  der  Berufung  bei  dem  Bezirksansschuss  zu 
Oassel  eingelegt  und  beantragt: 

unter  Aufhebung  des  erstinstanzlichen  ürtheils  den  Beschluss 
der  Königlichen  Regierung  vom  18.  Juni  1891  zu  bestätigen 
und  der  Klägerin  die  Koston  des  Verfahrens  aufzulegen. 
Beklagte  haben  zur  Begründung  der  Berufung  neue  Thatsachen 
nicht  vorgetragen  und  im  Uebrigen  den  Ausführungen  des  ersten 
Richters  entgegengesetzt,  dass  aus  dem  Umstände,  dass  vor  der  Aus- 
führung des  Erweiterungsbaues  in  den  fünfziger  Jahren  fiskalischer 
Seits  erwogen  sei,  ob  nicht  die  Ausführung  eines  Neubaues  oder  der 
Ankauf  eines  Nachbargrundstücks  zweckmässiger  und  billiger  sei, 
gegen  den  Staat  nichts  gefolgert  werden  könne,  weil  es  demselben 
jedesfalls  unbenommen  gewesen  sei,  diejenige  Art  der  Befriedigung 
des  Baubedürinisses  zu  wählen,  welche  ihm  am  wenigsten  lästig  er- 
schienen sei.  Die  Schulgemeinde  Johannesberg  hätte  damals  wohl 
keinen  Einwand  erheben  können,  wenn  der  Staat  auf  einem  Nach- 
bargrundstück einen  dem  Bedürfnis  entsprechenden  Neubau  aufge- 
führt hätte,  während  es  eine  andere  Frage  sei,  ob  der  Staat  dazu 
verpflichtet  gewesen  sei.  Ebensowenig  sei  die  Begründung  des  ersten 
Richters  für  seine  Annahme,  dass  die  Verpflichtung  des  Fiskus  dem 
öffentlichen  Recht  angehöre,  zutreffend.  Denn  dass  die  Schulauf- 
sichtsbehörde mit  ihren  baulichen  Anforderungen  sich  nicht  an  die 
Gemeinde  gewandt  habe,  sei  dadurch  zu  erklären,  dass  dieselbe 
gleichzeitig  den  bis  zu  einem  bestimmten  Maasse  baupflichtigen  Fiskus 
vertrete,  und  deshalb  über  die  obwaltenden  Verhältnisse  unterrichtet, 
nicht  wohl  habe  Anforderungen  stellen  können,  von  denen  sie  ge- 
wusst  habe,  dass  sie  unberechtigt  seien.  Ausserdem  sei  nicht  ersicht- 
lich, wie  aus  der  Unterlassung  solcher  Anforderungen  der  öffentlich 
rechtliche  Charakter  der  flskalischen  Baulast  folgen  solle.  Klägerin 
hat  eine  Berufnngsgegenerklärung  nicht  eingereicht  und  in  der  münd- 
lichen Verhandlung  neue  Thatsachen  nicht  vorgetragen. 

Aus  den  Acten  der  Bezirksdirection  Fulda,  betreffend  das 
Schulhans  in  Johannesberg  IV  A.  167,  welche  vorgelegt  sind,  er- 
geben sich  folgende  Thatsachen: 
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1.  Durch  Beschluss  der  Eurfürstlichen  Regierang  vom  22.  Sep- 
tember 1823  wird  dem  Kreisamt  aufgegeben,  die  gegen  die  Schul- 
verordnung noch  bestehende  offene  Thür,  welche  die  Schulstnbe  mit 
dem  Wohnzimmer  des  Lehrers  verbindet,  zumauern  und  der.  Schule 
einen  besonderen  Verschlus  herrichten  zu  lassen«  Da  die  Sehnige- 
meinde  sich  nach  dem  Bericht  des  Ereisraths  vom  17.  October  1823 
weigerte,  die  Einrichtung  des  Schullokals  zu  bewirken,  weil  das 
Schullokal  sowie  die  Wohnung  des  Lehrers  herrschaftlich  sei  und 
die  Gemeinde  nur  die  im  Innern  nöthigen  Oeräthschaften  als  Bänke, 
Tafel  u.  s.  w.  anzuschaffen  habe,  so  wies  die  Regierung  den  Laad- 
baumeister  durch  Beschluss  vom  24«  October  1823  an,  die  Bepara- 
turen  auszuführen  und  in  den  Bauetat  von  1824  aufzunehmen.  Die 
Bechnungen  sind  darauf  am  20.  Januar  1824  der  Finanzkammer  zur 
Zahlungsanweisung  zugewiesen. 

2.  Durch  Verfügung  der  Regierung  vom  2.  Juni  1885  ist  der 
Landbaumeister  angewiesen,  die  durch  Herrichtung  einer  alten  Kam- 
mer in  dem  Schulhause  als  Wohnung  für  den  Hülfslehrer  Bndenz 
entstehenden  Kosten  in  den  Bauetat  des  Ministeriums  des  Inneru 
aufzunehmen.  Später  ist  in  dieser  Angelegenheit  wegen  ausser- 
ordentlicher Bewilligung  der  Baukosten  un  das  Ministerium  berichtet. 
In  derselben  Angelegenheit  schreibt  der  Pfarrer  in  Johannesberg  am 
18.  Mai  1836:  »Ich  schlage  daher,  da  ihm  doch  eine  freie  Wohn- 
ung gestattet  werden  musste,  vor  .  .  .€ 

3.  Auf  eine  Eingabe  des  Lehrers  Ofenstein  in  Johannesberg 
wegen  Reparatur  und  Erweiterung  seiner  Wohnung  giebt  die  Re- 
gierung dem  Landbaumeister  am  5.  Juni  1888  auf,  »die  Nothwen- 
digkeit  des  Baubedürfnisses  am  Schulhause  festzustellen,  hiernach 
die  zu  dessen  Aufnahme  in  den  Staatsbauetat  erforderliche  Einleitung 
zu  treffen  .  <  .< 

4.  In  einem  am  20,  August  1 838  aufgestellten  Verzeichnisse  über 
vorzunehmende  Reparaturen  am  Schulgebäude  in  Johannesberg  wird 
dieses  als  »herrschaftliches  Schulgebftude«  bezeichnet. 

5.  In  einem  Schreiben  des  Bezirksdirectors  an  die  Oberfinanz- 
kammer  vom  17.  August  1850,  betreffend  die  Erweiterung  des 
Schulhauses  heisst  es:  »bedarf  das  Schullokal  in  Johannesberg, 
dessen  Unterhaltung  der  ehemaligen  Propstei  dieses  Namens  oblag 
und  nun  mit  dem  Uebergang  besagter  Propstei  als  Domäne  an  den 
Staat  letzterem  obliegt,  einer  Erweiterung,  welche  .  .  .  leicht  durch 
Heranziehung  der  zum  Wirthshause  daselbst  gehörenden  Schener- 
tenne  bezw.  des  ganzen  Theiles  von  dem  Schulgebäude  bis  zur  Thor- 
fahrt bewirkt  werden  kann.«  Es  wird  in  dem  Bericht  schliesslich 
ersucht,  die  Gebäude  abzugeben.  —  In  derselben  Angelegenheit  heiast 
es  in  einem  Beschluss  des  Bezirksdirectors  vom  10.  Dezember  1850 : 
»ob  durch  die  (in  einem  Schreiben  der  Kommission  för  die  Ver- 
waltung der  Domänen)  bezeichnete  Weise  (Abtretung  von  Domanial- 
gebäuden  zum  Zweck  der  Erweiterung  des  Schulhauses)  dem  Bedarf- 
nisse der  Schule  abgeholfen  werde.« 

X      6.  In  einem  Bericht  des  Verwaltungsamts  an  die  Bezirksdirection 
vom  6.  August  1851  heisst  es:  ».  .  .  .  die  Staatkasse,  welcher  die 
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Stellang  and  Unterhaltung  des  Schulgebäudes  in  Johannesberg  ob- 
liegt   c 

7.  In  einem  wegen  der  mehrfach  erwähnten  Erweiterung  des 
Schulgebäudes  von  dem  Bezirksdirector  an  das  Ministerium  des  In- 
nern am  28.  August  1851  erstatteten  Bericht  wird,  nachdem  die 
Frage,  ob  dem  gesteigerten  Schulbedürfnisse  durch  eine  Erweiterung 
des  alten  Schulhauses,  durch  Ankauf  und  Herrichtung  eines  Nach- 
barhauses oder  durch  einen  Neubau  abzuhelfen  sei,  erörtert  ist,  be- 
antragt, auf  Kosten  der  Staatskasse  den  Neubau  eines  Schulhauses 
f&r  Johannesberg  zu  genehmigen.  In  dem  Bericht  heisst  es :  ».  • .  das 
Schullokal  in  Johannesberg,  dessen  Unterhaltung  der  ehemaligen 
Propstei  oblag  und  nun  mit  Uebergang  derselben  als  Dorbäne  an 
den  Staat  letzterem  obliegt  •  .  .  .«  —  >,  .  .  .  ergiebt  es  sich,  dass 
durch  die  beabsichtigte  Vergrösserung  des  fraglichen  Schullokals 
dem  Bedürfnisse  nicht  abgeholfen  .  .  .  .c  —  »•  .  •  .  Hiernach  und 
in  Betracht,  dass  das  gegenwärtige  Schullokal  zu  Johannesberg  durch- 
aus unzweckmässig  und  für  den  Unterricht  und  die  Qesuudheit  der 
Kinder  und  des  Lehrers  nachtheilig  ist,  dem  Staate  die  Stellung  und 
Unterhaltung  des  fraglichen  Lokales  obliegt,  dem  Bedürfnisse  aber 
durch  eine  Erweiterung  des  gegenwärtigen  nicht  abgeholfen  werden 
kann  .  .  .  .« 

8.  Beschluss  des  Ministeriums  des  Innern  vom  12.  September 
1854:  »Die  Direction  der  Hauptstaatskasse  wird  ermächtigt,  dem 
Landbaumeister  1500  Thaler  (Zwecks  Erweiterung  des  Schulgebäudes) 
zur  Verfügung  zu  stellen. 

9.  Die  Baukosten  für  Errichtung  eines  dritten  Stockwerks  mit 
1887,13  Thlr.  werden  von  dem  Ministerium  des  Innern  auf  die  Haupt- 
staatskasse angewiesen  durch  Beschluss  vom  6.  Dezember  1855. 

10.  In  den  Verhandlungen  wegen  Erstattung  der  Kosten  der 
Interimswohnung  des  Lehrers  während  des  Schulumbaues  in  den 
fünfziger  Jahren  findet  sich  auf  einem  Bericht  der  Polizeidirection 
Fulda  ein  Gutachten  eines  Begierungsmitglieds,  in  dem  es  heisst: 
»Der  Staat  hat  für  das  Schullokal  und  die  Lehrerwohnung  zu 
sorgen.  € 

In  derselben  Angelegenheit  berichtet  die  Regierung  am  18.  Juni 
1861  an  das  Ministerium  des  Innern :  »Es  steht  fest,  dass  der  Staat 
das  Schullokal  und  die  Lehrerwohnung  zu  stellen  hat.c 

Aus  den  Acten  der  Königlichen  Regierung,  Abtheilung  für 
Kirchen-  und  Schulsachen  zu  Cassel,  betreffend  die  Schule  zu  Jo- 
hannesberg F.  XIV  5.  Nr.  23.  Vol,  I  und  den  Qeneralacten  dersel- 
ben Regierung  Litt.  C  Titulus  VI  Nr.  6  VoL  I,  endlich  ist  festge- 
stellt, dass  die  aus  Bestandtheilen  des  Vermögens  der  ehemaligen 
Propstei  gebildete  Domäne  Johannesberg  keinen  selbstständigen  Guts- 
bezirk bildet,  sondern  zum  Gemeindebezirk  Johannesberg  gehört. 

Es  war,  wie  geschehen,  zu  erkennen. 

Die  Partheien  sind  darüber  einig,  dass  der  Königlich  Preus- 
sische  Fiskus  als  Rechtsnachfolger  in  das  Vermögen  der  ehemaligen 
Probstei  zu  Johannesberg  zur  Unterhaltung  des  Schulhauses  daselbst 
verpflichtet  ist. 
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Streitig  unter  IhneQ  ist,  ob  der  Fiskus  vermöge  dieser  Rechts- 
nachfolge aus  Qründen  des  öffentlichen  Rechts  auch  zur  Aasfühnuig 
des  darch  das  wachsende  Schalbedürfnis  nothwendig  gewordenen 
Nenbaues  eines  zweiten  Schalhanses  nebst  Lehrerwohnung  ver- 
pflichtet ist. 

Klägerin  stützt  ihre  dahin  gehende  Bebaaptong  darauf,  dass 
der  Propstei  als  Inhaberin  des  jetzt  anf  den  Staat  übergegangenen 
Stiftungsvermögens,  als  Zehntherrin  und  Patronin  über  Kirche  und 
Schule  die  gesamrote  öffentlich  rechtliche  Schullast  obgelegen  habe. 
Den  Beweis  hierfür  hat  sie  aber  nicht  erbracht  Denn  das  von  ihr 
vorgelebte  Beweismittel ,  der  Visitationsbericht  vom  3.  Juni  1764, 
enthält  nur  in  dem  Abschnitte:  »de  visitatione  ludimagistri :  die 
einzige  Bemerkung:  aedes  quas  conservare  tenetur  praepositura  etc., 
spricht  also  bloss  von  einer  Pflicht  der  Propstei,  das  vorhandene 
Schulgebäude  zu  unterhalten  und  giebt  weder  Aufschluss  über  den 
Rechligrund  dieser  Verpflichtung  noch  beweist  es  die  klägerische 
Behauptung,  dass  der  Propstei  die  öffentlich  rechtliche  Schulbaulast 
in  vollem  Umfange  obgelegen  habe.  Ob  die  Banlast  etwa  stiftougs- 
massig  oder  aus  sonst  einem  Rechtsgrunde,  ob  sie  als  privatrecht* 
liehe  oder  öffentlich  rechtliche  auf  dem  Vermögen  der  Propstei  ge- 
ruht habe,  steht  also  nicht  fest.  Die  Feststellung  des  Dmfanges 
und  der  Art  der  Bauverpflichtung  der  Probstei  ist  aber  erforderlich, 
weil  sich  danach  die  Baupflicht  des  Fiskus  als  unbestrittenen  Rechts- 
nachfolgers der  Propstei  bestimmt. 

Das  Patronats-  und  Zehntverhältnis  kann  überhaupt  nach  dem 
geltenden  Recht  nicht  die  Grundlage  der  Schulbaulast  bilden.  Denn 
der  Patron  als  solcher  ist  nach  hessischem  Ktrchenrecht,  (Büff  S.  727 
zu  §.  277^  abgesehen  von  besonderen  hier  nicht  behaupteten  Rechts- 
titeln,  nicht  baupflichtig,  und  das  Zehntverhältnis  wohl  für  die  kirch- 
liche, nicht  aber  für  die  Schulbaulast  massgebend.  Die  Zehntein- 
künfte  bildeten  einen  bedeutenden  Theil  des  Kirchenkastens,  auf  dem 
im  wesentlichen  die  Kirchenbaulast  ruhte,  dessen  Einkünfte  aber 
zum  Bau  von  Schulhäusern  nicht  zu  verwenden  waren.  (Büff  §.  284 
S.  745). 

Die  weitere  Behauptung  der  Klägerin,  dass  die  Schulunter- 
haltungspflicht  auch  die  Schülneubaupflicht  umfasse,  weil  dieser 
Grundsatz  für  die  Kirchenbaulast  feststehe  und  deshalb  auch  auf 
die  Schulbaulast,  die  ehedem  als  Theil  der  ersteren  betrachtet  sei, 
Anwendung  flnde,  ist  irrig. 

Als  die  Volksschnle  noch  kirchliche  Anstalt  war,  gab  es  keine 
eigentliche  Schulbaulast,  weil  der  Unterricht  vom  Küster  in  dessen 
aus  der  Kirchenfabrik  zu  unterhaltenden  Wohnung  ertheilt  wurde. 
Eigene  Schulhäuser  gab  es  noch  nicht.  Eine  besondere  Schulbaulast 
entstand  erst,  als  mit  der  Erweiterung  der  Schulzwecke  und  Vdr- 
grössernng  der  Schulbedürfnisse  die  Errichtung  besonderer  Schul- 
gebäude erforderlich  wurde.  Seit  dieser  Zeit  hörten  aber  die  Leist- 
ungen der  Kirche  für  die  Schule  auf;  insbesondere  hat  der  Kirchen- 
kasten nie  etwas  zu  den  Kosten  von  Schulhausbauten  beigetragen. 
Die  Schullast  und  als  Theil  derselben  die  neu  entstandene  Schul- 
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banlast  ging  auf  die  bürgerlichen  Gemeinden  über  (Büff  §.  SS6  ff. 
S.  900  ff.,  §.  360  ff.  S.  977  ff.)    Dieser  Wandel  hat  in  dem  ehe- 
maligen Fürstbisthnm  Fulda  in  der   »Allgemeinen  Ordnung  für  die 
niederen  Schulen  des  Bisthums  und  Fürstenthums  Fulda  vom  2.  April 
178l€   seinen   gesetzlichen  Ausdruck  gefunden.    In  derselben  wird 
ausdrücklich  das   »Oeschäft  der  Erziehung  der  Jugend  zu  einer  öf- 
fentlichen  Landangelegenheitc   gemacht  und   im  §.  33  Nr.  8  die 
Schulbaulast  der  bürgerlichen  Gemeinde  auferlegt.  Daselbst  heisst  es : 
»Jeder  Ort,   wo   eine  Schule  errichtet  wird  oder  sämmtliche 
Oerter,  die  zu  einer  und  derselben  Schule  gehören,  müssen  für 
Aufbauung  und  Unterhaltung  dieser  Schulgebftnde  und  was  dazu 
erfordert  wird,  sorgen  .  .  .  .c 

Eine  besondere  Schnlbaulast  entstand  also  erst  mit  dem  Ueber- 
gange  des  Schulwesens  auf  die  bürgerlichen  Gemeinden.  Seitdem  hat 
sich  aber  die  Schulbaulast  nach  wesentlich  anderen  Grundsätzen  wie 
die  Kirchenbaulast  entwickelt.  Während  letztere  Mangels  besonderer 
Verpflichtungen  dem  Kirchenkasten  und  den  Parbchianen  oblag,  ist 
der  Bau  ?on  Schulen  stets  Sache  der  bürgerlichen  Gemeinden  ge- 
wesen. Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  die  Grundlosigkeit  der 
zweiten  klägerischen  Behauptung.  Abgesehen  davon,  dass  es  vor 
dem  üebergange  des  Schulwesens  auf  die  Gemeinden  eine  eigentliche 
Schulbaulast,  auf  welche  die  Grundsätze  über  die  Kirchenbaulast 
hätten  Anwendung  finden  können,  noch  nicht  gab,  hörten  die  Bei- 
träge des  Kirchenkastens  zu  Schulzwecken  gerade  auf,  als  zur  Be- 
friedigung erweiterter  Bedürfnisse  und  zur  Erfüllung  der  sich  meh- 
renden Schulzwecke  Neubauten  von  Schulhäusern  erforderlich  wurden. 
Hiemach  würde  gemäss  §.  33  Nr.  8  der  Allgemeinen  Ordnung 
vom  2.  April  1781  die  Klägerin  zur  Tragung  der  Neubaukosten  ver- 
pflichtet sein,  wenn  nicht  entgegen  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  die 
Baupflicht  des  Fiskus  in  dem  von  der  Klägerin  behaupteten  Umfange 
durch  ein  innerhalb  des  Schulverbands  Johannesberg  seit  Jahrzehnten 
geübtes  Herkommen  begründet  wäre. 

Herkommen  (Observanz,  Gewohnheitsrecht)  ist  das  Recht,  das 
innerhalb  eines  bestimmten  Interessenkreises  die  Theilnehmer  des- 
selben in  der  inneren  üeberzeugung  von  dessen  rechtlicher  Nothwen- 
digkeit  thatsächlich  fortgesetzt  geübt  haben.  Diese  Uebung  tritt  in 
der  Vornahme  nicht  blos  vereinzelter,  sondern  mehrerer,  während 
eines  längeren  Zeitraums  gleichmässig  wiederholter  Handlungen  in 
die  Erscheinung.  (Windscheid:  Pandekten  I  S.  40  ff.  0.  V.  G. 
Bde.  XV.  185;  XIII.  296). 

Im  vorliegenden  Falle  hat  der  Fiskus,  der  als  Besitzer  der  zum 
Gemeindebezirk  Johannesberg  gehörigen  Domäne  gleichen  Namens 
dem  klägerischen  Schulverbande  angehört,  im  Laufe  des  Jahrhunderts 
in  dem  ausgesprochenen  Bewusstsein,  hierzu  als  Bechtsnachfolger  der 
Probstei  rechtlich  verpflichtet  zu  sein ,  in  der  umfassendsten  W^eise 
für  die  baulichen  B^ürfnisse  der  Schule  in  Johannesberg  gesorgt. 
Er  hat  nicht  allein  das  vermöge  jener  Rechtsnachfolge  überkommene 
Schulhaus  in  Johannesberg  unterhalten  und  innen  wie  aussen  neu 
hergerichtet,  sondern  auch  durch  An-  und  Erweiterungsbauten  dem 
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sich  mehrenden  Schulbedfirfnis  entsprechend  vergrössert  oder  doch 
wenigstens  sich  dazu  bereit  erklärt.  So  hat  der  Fiskus  im  Jahre  183& 
fnr  den  nothwendig  gewordenen  Hülfslehrer  eine  Kammer  za  einer 
Lehrerwohnnng  herrichten  lassen  wollen,  indem  er  die  Einrichtang* 
einer  Wohnung  in  dem  benachbarten  Aktuariatsgeb&ude ,  wozu  die 
untere  Verwaltungsbehörde  ihn  wegen  seiner  Verpflichtung  zur  Stel* 
lung  der  erforderlichen  Schulwohnung  für  verbunden  erachtet  hatte^ 
aus  anderen  als  in  einer  Bestreitung  dieser  Baupflicht  liegen- 
den Gründen  ablehnte.  Zu  der  Herrichtung  der  Kammer  zu  einer 
Wohnung  scheint  es  allerdings  nicht  gekommen  zu  sein,  aber  nur 
um  deswillen ,  weil  der  Hülfslehrer,  nachdem  er  verschiedene  Male 
dringend  darum  nachgesucht  hatte,  schliesslich  erklärte,  dass  er  in- 
zwischen einen  eigenen  Haushalt  gegründet  habe  und  deshalb  nur 
eine  Stube  seinen  Bedürfnissen  nicht  entsprechend  sei.  (Bd.  II  der 
landräthlichen  Akten  VIII  313.  S.  15  und  16  —  Verfügung  der 
Begierung  vom  2.  Juni  1835  in  den  Acten  der  ehemaligen  Bezirks- 
direction  Fulda  IV  A.  167). 

Die  von  dem  Landbaumeister  wenige  Jahre  später  beantragte 
Erweiterung  des  Schulhanses  durch  Hinzunahme  des  benachbarten 
Pferdestalles  hat  Fiskus  ebenfalls  nur  aus  Zweckmässigkeitsgründen 
abgelehnt,  dagegen  den  Anbau  eines  zweiten  Abtrittes  genehmigt 
(a.  a.  0.  Bd.  II  S.  29,  32).  —  Im  Jahre  1854  wurde  sodann  mit 
Rücksicht  auf  das  wachsende  Schnlbedürfniss  das  alte  Schulhaus  um 
ein  Stockwerk  erhöht.  Von  einem  Neubau,  den  man  anfangs  ge- 
plant hatte,  wurde  Abstand  genommen,  weil  man  dem  Bedürfnisse 
durch  eine  Erweiterung  des  Schulhauses  glaubte  abhelfen  zu  kön- 
nen (a.  a.  0.  Bd.  II  S.  38,  41  und  42  Bd.  I  S.  23,  25,  33)  (aus 
den  Acten  der  Bezirksdirection  die  im  Thatbestand  unter  Ziffer  3. 
5.  7.  8  und  9  angeführten  behördlichen  Berichte  und  Verfugungen). 

Aus  allen  wegen  dieses  Schulumbaues  gepflogenen  Verhand- 
lungen der  Behörden  geht  hervor^  dass  der  Staat  lediglich  in  dem 
thatsächlich  vorhandenen  Schulbedürfnis,  nicht  etwa  in  dem  Umfange 
einer  auf  die  Unterhaltung  des  bestehenden  Schulhauses  beschränkten 
Verpflichtung  die  Grenzen  seiner  baulichen  Leistungen  erblickte.  In 
diesem  Sinne  hat  er  die  durch  Beschaffung  einer  Interimswohnung 
während  des  Schulumbaues  erwachsenen  Kosten  übernommen.  (Bd.  II. 
S.  55  ff.,  Bd.  I  S.  60,  42  a.  a.  0.). 

Diese  thatsächlich  erfüllte,  allein  durch  das  Schulbedürfnis  be- 
grenzte umfassende  Bauverpflichtung  hat  der  Staat  auch  bei  jeder 
Gelegenheit  ausdrücklich  anerkannt.  So  heisst  es  in  dem  amtlichen 
Schreiben  der  Behörden: 

»Die  Schulwohnung  sei  früher  von  der  Frobstei  gestellt  worden 
und  müsse  nun  vom  Staat  gestellt  wordene  (a.  a.  0.  Bd.  II  S.  15). 

»Da  die  Verbindlichkeit  des  Staates  zur  Stellung  des  Schul- 
lokals nicht  bestritten  ist«  (a.  a.  0.  Bd.  II  S.  19). 

»in  dem  herkömmlich  vom  Staate  zu  stellenden  SchuUokalc 
(a.  a.  0.  B.  II  S.  38). 

».  .  .  .  Finanzbehörde,  die  für  die  Schulwohnung  und  Schul- 
stube zu  sorgen  hat«  (a.  a.  0.  Bd.  II  S.  38)» 
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»Da  der  Staat  die  Verpflichtaag  zur  Beschaffung  des  Schal- 
faauaes  in  Johannesberg  hat«  (a.  a.  0.  Bd.  I  S.  42,  Bd«  II  S.  45, 
48,  49). 

».  .  .  Die  Staatskasse,  welcher  die  Stellung  und  Unterhaltung 
des  Schulgebäudes  obliegt,  c  (Acten  der  Bezirksdirection,  Bericht  des 
Verwaltungsamtes  an  den  Bezirksdirector  vom  6.  August  1851  und 
Bericht  des  letzteren  an  das  Ministeriam  des  Innern  vom  28.  August 
1851). 

»Es  steht  fest,  dass  der  Staat  das  Schullokal  und  die  Lehrer- 
wohnung zu  stellen  hatc  (wie  vorhin:  Bericht  der  Regierung  an  das 
Ministerium  vom  18.  Juni  1861). 

Der  Staat  hat  also  in  der  rechtlichen  Deberzeugung,  hierzu  als 
Kechtsnachfolger  der  Probstei  verpflichtet  zu  sein,  die  Baulast  in 
dem  von  der  Klägerin  behaupteten  Umfange  im  Laufe  dieses  Jahr- 
hunderts getragen.  Die  klä^erischen  Oemeinden  haben  in  den  Fällen, 
wo  sie  von  der  SchulaufsichtsbehOrde  zur  Brfällnng  einer  Baupflicht 
herangezogen  wurden,  (a.  a.  0.  Bd.  II  S.  62,  78,  2  ff.  ^  Bericht 
des  Kreisraths  vom  17.  October  1828  in  den  Akten  der  Bezirks- 
<lirection)  jede  bauliche  Leistung  mit  Erfolg  abgelehnt  und  der  Fiskus 
hat  darauf  stets  sofort  und  einwandslos  die  Baulast  übernommen.  Er 
ist  sonst  von  der  Schulaufeichtsbehörde  stets  unmittelbar  zur  Tragung 
der  Baulasten  herangezogen.  Dass  es  sich  hier  um  die  öffentlich 
rechtliche  Schulbaülast  im  Umfange  und  Sinne  des  §.  47  des  Zu- 
ständigkeitsgesetzes handelt,  erscheint  zweifellos. 

Dass  das  Herkommen  die  Kraft  hat,  Gesetzesreeht  aufzuheben, 
ist  ein  im  gemeinen  Recht  allgemein  anerkannter  Grundsatz.  {Wind' 
scheid  Pandecten  I  S.  40  ff.  0.  Y.  G.  XIII,  294).  Die  Vorschrift  des 
§.  33  Nr.  8  der  Allgemeinen  Ordnung  vom  2.  April  1781  kann  demnach 
im  vorliegenden  Falle  dem  bewiesenen  innerhalb  des  Schulverbandes 
Johannesberg  geübten,  abweichenden  Herkommen,  wonach  dem  Fiskus 
in  dem  genannten  Scfaulverbande  die  öffentlich  rechtliche  Schulbau- 
last in  vollem  umfange  obliegt,  gegenüber  nicht  mehr  in  Betracht 
kommen.  Fiskus  muss  daher  die  Kosten  der  Errichtung  eines  zweiten 
Schulhauses  in  Johannesberg  tragen. 

Die  Frage,  ob  zur  Vertretung  des  Fiskus  im  vorliegenden  Rechts- 
streite die  Abtheilung  für  directe  Steuern,  Domänen  und  Forsten  oder 
die  Abtheilung  für  Kirchen-  und  Schulsachen  der  Regierung  zu  Gassei 
berufen  ist,  kann  als  eine  innere  Bessortangelegenheit  unerOrtert  blei- 
ben. —  Die  Sonderung  der  Regierung  in  Abtheilungen  dient  ledig- 
lich der  Vereinfachung  und  Erleichterung  der  Geschäfte,  ohne  dass 
die  Abtheilungen  abgesondert  von  einander  für  sich  bestehende  Be- 
hörden bildeten,  (§.  5  der  Regierungs- Instruktion  vom  28«  October 
1817);  nach  aussen  stellt  dieselbe  eine  einheitliche  Behörde  dar. 
Es  genügt  deshalb  schon,  wenn  sie  in  Prozessen  als  solche  ohne  Be- 
zeichnung der  Geschäftsabtheilung  als  Beklagte  aufgeführt  wird, 
üebrigens  würde  die  Frage  zu  Gunsten  der  Abtheilung  für  Kirchen- 
und  Schulsachen  zu  entscheiden  sein,  weil  diese  den  Patronatsbau- 
fonds  zu  verwalten  hat,  aus  dem  Patronatsbaufonds  aber  alle  Sohul- 
bankosten,  soweit  sie  dem  Fiskus,  sei  es  als  Patron,  sei  es  auf  Grund 
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anderer  Verpflichtungen  obliegen,  zu  bestreiten  sind,  gleichviel  ob  es 
sich  um  Reparatur-  oder  Neubauten  handelt.  Das  Schulgebäude  id 
Johannesberg  ist  denn  auch  bisher  immer  aus  dem  Patronatsbaufonds 
unterhalten. 

Dagegen  muss  gerdgt  werden,  dass  iu  dem  Verhandlungs- 
Protokoll  vom  21.  Dezember  1891  der  dem  Landrath  zur  Aushülfe 
und  Vertretung  beigegebene  Regierungs-Assessor  von  Meyeren  als 
Referent  aufgeführt  ist  und  nach  dem  Protokoll  unter  dem  Vorsitz 
des  Landraths  die  mündliche  Verhandlung  durch  einen  Vortrag  über 
das  Sach Verhältnis  eingeleitet  hat.  Bs  verstOsst  dies  gegen  die  Vor- 
schrift des  §.  7  des  Regulativs  für  die  Ereisausschüsse  vom  28.  Fe* 
bruar  1884,  wonach  nur  ein  Mitglied  des  Kollegiums  zum  Referenten 
bestellt  werden  darf.  Da  aber  die  Akten  nicht  ergeben,  dass 
von  Meyeren  an  der  Berathung  Theil  genommen  hat,  abo  angenom* 
men  werden  darf,  dass  er  nur  in  seiner  Eigenschaft  als  Gehülfe  des 
Landraths  in  der  Verhandlung  mitgewirkt  hat,  so  glaubt  das  Ge- 
richt über  dieses  Bedenken  hinweggehen  zu  können. 

Die  Fassung  des  ersten  Urtheils,  wonach  der  Fiskus  verurtheilt 
wird,  zum  Zweck  der  Errichtung  eines  zweiten  Schulhauses  die  be- 
stimmte Summe  von  27,500  M.  zu  zahlen,  entspricht  nicht  dem 
Klageanträge,  welcher  allgemein  die  Verurtheilung  des  Fiskus  zur 
Zahlung  der  durch  den  Schulbausneubau  entstehenden  Kosten  bezweckt. 

Da  Fiskus  in  diesem  Umfange. auch  verpflichtet  ist,  war  dem 
Antrage  entsprechend,  der  Tenor  des  ersten  Urtheils»  wie  geschehen, 
abzuändern,  im  übrigen  aber  die  Berufung  zu  verwerfen. 

Der  Kostenpunkt  erledigt  sich  nach  §§.  103,  107  Nr.  1  und  & 
des  Landesverwaltungsgesetzes. 

Der  Werth  des  Streitgegenstandes  war,  wie  geschehen»  auch 
für  die  zweite  Instanz  auf  27,500  M.  festzusetzen. 

L.  S. 
Der  Bezirksausschuss  zu  Gassei 
gez.  Vidimann. 

Kostetibereehnung : 

1.  Pauschquantnm    .    .     — M.  —  bleibt  ausser  Ansatz  — 

2.  Portovorlage     .     .    .    —    ,,    40  Pfg. 

S»  —  M.  40  Pfg. 

in.  Urtheil  des  KönigUehen  Oberverwaltangsgerielits  zu 

Berlin  vom  4.  Jamiar  1898. 

Im  Namen  des  Königs. 

In  der  Verwaltungsstreitsache 
der  Königlichen  Regierung,   Abtheilung  für  Kirchen-  und  Schul- 
sachen, zu  Cassel  und  des  Königlichen  Fiskus,  Beklagte  und  Be- 
Visionskläger, 

wider 

die  den  Schulverband  Johannesberg  bildenden  Landgemeinden 
Johannesberg,  Zirkenbach,  Harroerz,  Zell  und  Ziegel,  Klägerinnen 
und  Bevisionsbeklagte, 
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hat  das  EOnigliche  OberverwaltuDgsgericht ,  Erster  Senat,  in  seiner 

Sitzung  vom  4.  Januar  1893, 

an  weleher  der  Präsident,  Wirkliche  Geheime  Rath  Persius  und 
die  Oberverwaltungsgerichtsräthe :  Lohaus,  Dr.  Jahr,  Perkuhn 
und  Techow  Theil  genommen  haben, 

für  Recht  erkannt, 
dass  auf  die  Revision  der  Beklagten  die  Entscheidung  des  Bezirks- 
ausschusses zu  Cassei  vom  15.  Juli  1892  aufrecht  zu  erhalten 
und  —  unter  Festsetzung  des  Werths  des  Streitgegenstandes  auf 
27,500  M.  —  die  Kosten  den  Beklagten  aufzuerlegen,  das  Pausch- 
quantnm  jedoch  ausser  Ansatz  zu  lassen. 

Von    Recht-s    Wegen. 

Qrflnde. 

Die  der  allgemeinen  Schulpflicht  dienende  Schule  zu  Johannes- 
berg, Regierungsbezirk  Cassei,  hat  sich  bisher  in  einem,  frfiher  der 
Propstei  Johannesberg,  später  —  nach  Säcularisation  dieser  —  dem 
landesherrlichen  Fiskus,  jetzt  dem  Preussischen  Domänenfiskus  ge- 
hörigen Gebäude  befunden,  welches  unbestritten  auch  von  dem  je- 
weiligen Eigenthnmer  unterhalten  worden  ist.  Nachdem  die  Ver- 
pflichtung zur  Erbauung  eines,  durch  das  gesteigerte  Bedärfniss 
nothwendig  gewordenen  zweiten  Schulhauses  nebst  Lehrerwohnung 
zwischen  dem  Fiskus  und  den  den  Schulverband  bildenden  fünf  Ge- 
meinden streitig  geworden  war,  hat  die  Königliche  Regierung,  Ab- 
theilung für  Kirchen-  und  Schulsachen,  zu  Cassei  durch  Beschluss 
vom  13.  Juni  1891  den  Gemeinden  des  Schulverbands  die  Ver- 
pflichtung zur  Aufbringung  der  Baukosten  auferlegt.  Auf  die,  ge- 
mäss §.  47,  Abs.  1  und  2  des  Zuständigkeits-Gesetzes  vom  1.  August 
1883  gegen  den  Beschluss  und  zugleich  gegen  den  Fiskus  gerichtete 
Klage  der  Gemeinden  ist  der  Fiskus  dnrch  die  Entscheidungen  I. 
und  IL  Instanz  für  verpflichtet  erklärt  worden,  die  durch  den  frag- 
lichen Neubau  entstehenden  Kosten  zu  tragen,  indem  eine,  diese 
Verpflichtung  begründende  Observanz  für  erwiesen  erachtet  worden 
äst  Gegen  die  zweite  Entscheidung,  auf  deren  Sachdarstellung  und 
Begründung  im  üebrigen  Bezug  genommen  wird,  haben  die  Be- 
klagten noch  Revision  eingelegt  und  den  Antrag  auf  Aufhebung  der 
Vorentscheidung  und  Abweisung  der  Klage  im  Wesentlichen  unter 
Wiederholung  der  in  den  Vorinstanzen  gemachten  An-  und  Aus- 
führungen mit  der  Ausführung  begründet,  dass  das  Vorerkenntniss 
auf  unrichtiger  Anwendung  des  bestehenden  Rechts  hinsichtlich  der 
Entstehung  und  Tragweite  der  Observanzen  beruhe. 

Die  Revision  hat  auch  aus  einem,  von  den  Beklagten  nicht 
geltend  gemachten  formellen  Grunde  stattgegeben  werden  müssen: 
Der  Begierungs-Präsident,  welcher  —  in  I.  Instanz  als  Vertreter  des 
mitverklagten  Ministeriums  des  Innern  zugezogen  --  eine  Gegen- 
erklärung auf  die  Klage  abgegeben  und  die  Abweisung  dieser  be- 
antragt hatte,  war  gemäss  §.  61  Abs.  1  des  Landesverwaltungsge- 
setzes ^)  und  §.  41  Nr.  1  und  4  der  Civil- Prozess-Ordnung  von  der 

1)  Vom  80.  Juli  1888.  FreotsiMhe  Gesetxsammlang  8.  210.    (A.  d.  £.). 
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AusübuDg  des  Richteramts,  welches  er  in  IL  Instanz  als  Vorsitzen- 
der des  Bezirksausschnsses  wahrgenommen  hat,  kraft  des  Gesetzes 
ausgeschlossen  (vergleiche  Entscheidungen  des  Oberverwaltongsge- 
richts  Bd.  XVIII  &  178/9).  Die  zweite  Entscheidung  unterlag  des- 
halb der  Aufhebung,  war  jedoch  bei  freier  Beurtheilung  im  Wesent- 
lichen aus  den  darin  geltend  gemachten  Gründen  aufrecht  zu  erhalteo. 
Dass  die  öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  zur  Aufbringung 
der  Schulbaukosten,  welche  nach  kurhessischem  Rechte  gegenwärtig 
den  politischen  Gemeinden  obliegt,  observanzm&ssig  auch  anders  ge- 
regelt sein  kann,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Eine  Observanz  dieses 
Inhalts  wurde  sich  allerdings  nidU  wohl  lediglich  zwischen  dem 
Fiskus  als  solchem  (welcher  hier  keine  andere  Stellung  als  eine 
physische  Person  einnimmt)  und  den  Gemeinden  des  Schulverbands 
bilden  können.  Allein  die  Rechtslage  ist  eine  andere,  wenn  sich  die 
der  Observanz  zu  Grunde  liegende  üebung  als  Ausfluss  und  Fort- 
bildung einer  Interessen-Gemeinschaft  erweist,  welche  ursprünglich 
zwischen  dem  die  bauliche  Unterhaltung  der  Schule  Leistenden, 
dessen  Rechtsnachfolger  der  Fiskus  später  geworden  ist,  und  dem 
Empfänger  dieser  Leistung  bestanden  hat.  Das  ist  hier  der  Fall. 
Wie  anderwärts,  so  ist  auch  in  Eurhessen  die  Schule  allmälig  aus 
einer  kirchlichen  zu  einer  staatlichen  Anstalt  umgestaltet  worden; 
für  die  ehemalige  kurhessische  Provinz  Fulda  hat  diese  Gestaltung 
ihren  gesetzlichen  Abschluss  und  Ausdruck  gefunden  in  der  »AUge« 
meinen  Ordnung  für  die  niederen  Schulen  des  Bisthums  und  Fürsten- 
thums  Fulda  vom  2.  April  1781c,  welche  im  §.  83  Nr.  8  die  Sorge 
für  Bau  und  Unterhaltung  der  Schulgebäude  den  politischen  Ge- 
meinden übertragen  hat.  Es  kann  dahin  gestellt  bleiben,  ob  damit 
alle  und  jede  Leistungen,  welche  bis  dahin  von  Seiten  der  Kirche 
und  ihrer  Organe  in  Bethätigung  ihres  Interesses  an  der  Schule  zu 
Gunsten  dieser  erfolgt  waren,  kraft  des  —  jedenfalls  nicht  zwingen- 
den —  Gesetzes  in  Wegfall  kamen.  Wurden  sie  thatsächlich  ferner- 
hin geleistet,  so  konnten  sie  —  nunmehr  in  Abänderung  des  Ge« 
setzes  —  auf  Grund  von  Observanz  unzweifelhaft  zu  rechtlichen  Ver- 
pflichtungen werden.  So  im  vorliegenden  Falle.  Unstreitig  hat  sich' 
die  Schale  in  Johannesberg  von  jeher,  wie  noch  heute  in  einem  der 
Propstei  Johannesberg  gehörigen  Gebäude  befunden,  von  welchem 
der  bei  Gelegenheit  einer  kirchlichen  Generalvisitation  erstattete 
Visitationsbericht  vom  3.  Juni  1764  besagt :  »aedes,  quas  conservare 
tenetur  praepositara.c  Der  Rechtsgrund  dieser  Verpflichtung  erhellt 
hieraus  allerdings  nicht ;  es  darf  aber,  so  lange  nicht  etwas  Anderes 
feststeht,  füglich  angenommen  werden,  dass  die  Propstei  aus  Interesse 
an  dem  Bestehen  der  Schule  den  zu  dieser  Gewiesenen  das  erforder- 
liche Gebäude  vorgehalten  und  in  Bau  und  Besserung  unterhalten 
hat.  Aas  den  Akten,  »die  Reparatur  der  Kirche  und  des  Schul- 
hauses am  Johannesberge  betreffend,  Nr.  20  »ergibt  sich  ferner,  dass, 
als  in  den  Jahren  1807/10  —  nach  inzwischen  erfolgter  Säculari- 
sation  der  Propstei  —  sich  das  Schulhaas  reparaturbedürftig  erwies, 
die  Schulgemeinde  ihre  Onterhaltungspflicht  aasdrücklich  ablehnte, 
der  Staat  dagegen  diese  als  die  seinige  vorbehaltlos  anerkannte  und 
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demn&chst  thatsächlich  erfüllte.  —  Im  Zasammenhange  dieser  Vor- 
gänge muss  mindestens  der  Anfang  einer  vom  Erlasse  der  Schulord- 
nung von  1781  ab  beginnenden  üebang  gefunden  werden,  welche 
sieh  zu  einer  die  Propste!  und  deren  Rechtsnachfolger  zur  üeber- 
nahme  der  Schulbaulast  verpflichtenden  Observanz  gestalten  konnte. 
Dass  dies  demnächst  geschehen  und  zwar  mit  dem  Erfolge,  dass  der 
Fiskus  nicht  blos  die  von  ihm  anerkannte  Verpflichtung  zur  baulichen 
Unterhaltung  des  zu  Schulzwecken  einmal  überwiesenen  Gebäudes, 
sondern  die  Baulast  im  vollen  Umfange  überkam,  ergiebt  sich  aus 
den  vom  Vorderrichter  festgestellten  Vorgängen.  Nach  diesen  hat 
sich  der  Fiskus  nicht  nur  in  zahlreichen  Fällen  der  Reparatur  des 
Schulhanses  unterzogen,  sondern  im  Interesse  des  Schulbedürfnisses 
auch  einige  Neu-  und  Erweiterungsbauten  ausgeführt ,  so  im  Jahre 
1888  die  Herstellung  eines  Abtrittes  für  den  Lehrer  und  in  den 
Jahren  1850/4  die  Aufführung  eines  neuen,  dritten  Stockwerks  auf 
dem  Schulgebäude,  wobei  gleichzeitig  die  miethsweise  Beschaffung 
einer  Interimswohnung  für  den  Lehrer  und  eines  Schulzimmers 
während  der  Bauzeit  auf  Kosten  des  Fiskus  erfolgt  ist  —  ein  Vor- 
gang, welcher  deutlich  kundgiebt,  dass  der  Fiskus  seine  Bauffüchi 
(vergleiche  Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgerichts  Band  XX 
Seite  186)  nicht  als  eine  auf  die  Erhaltung  des  bestehenden  Hauses 
bschränkte,  sondern  die  Befriedigung  des  gesammten  Raumbedürf- 
nisses umfassende  angesehen  hat.  Handelt  es  sich  somit  nicht  — 
wie  die  Beklagten  annehmen  —  lediglich  um  einen  Erweiterungs- 
bau (den  aus  den  Jahren  1850/4),  so  kommt  auch,  davon  abge- 
sehen, der  in  der  Rechtsprechung  allgemein  festgehaltene  Grundsatz 
in  Betracht,  dass,  wenn  auch  aus  der  für  Reparaturbauten  be- 
obachteten Uebung  nicht  nothwendig  ein  Gleiches  für  Neubauten 
folgt  (Entscheidungen  des  Ober-Tribunals  Band  35  Seite  189, 
Band  52  Seite  248;  Slrietharsts  Archiv  Band  81  Seite  158),  doch 
der  Richter  je  nach  den  besonderen  Umständen ,  unter  denen  sich 
die  Uebung  in  dem  einzelnen  Falle  bethätigt  hat ,  die  Observanz 
ihrem  Umfange  nach  zu  bestimmen  hat.  Im  vorliegenden  Falle  dient 
zur  Kennzeichnung  der  Uebung,  wie  die  Vorgänge  auf  das  Unzwei- 
deutigste ergeben,  einmal^  dass  die  Gemeinden  des  Schulverbands  in 
allen  Fällen,  wo  sie  von  der  Schulaufsichtsbehörde  zur  Leistung  der 
Baupflicht  aufgefordert  wurden,  diese  mit  Entschiedenheit  und  mit 
der  Begründung  abgelehnt  haben,  dass  sie  dem  Fiskus  obliege  — 
und  sodann^  dass  der  Letztere  diese  seine  Verflichtung  wiederholt 
bei  Gelegenheit  der  BauAlle  auch  ausdrücklich  anerkannt,  insbeson- 
dere in  dem  Falle  vom  Jahre  1850/4  eingehend  erwogen  hat,  ob  ihr 
durch  Herstellung  eines  neuen,  dem  erweiterten  Schulbedürfnisse 
Rechnung  tragenden  Schulhauses  oder  durch  Aufsetznng  eines  Stock- 
werks auf  das  alte  Schulgebäude  am  zweckmässigsten  Genüge  ge- 
leistet wird.  Demgegenüber  erweist  sich  auch  die  Ausführung  der 
Revision:  da  die  thatsächliche  Oebung  sich  ihrem  Umfange  nach 
bisher  nur  auf  BauAlle  an  und  auf  dem  fisialischen  Orundstäeke 
und  Oebaude  erstreckt  habe,  so  könne  sie  auf  ein  nicht  fiskalisches 
Grundstück  und  Gebäude,  worum  es  sich  gegenwärtig  handle,  nicht 
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erstreckt  werden  —  als  verfehlt.  Denn  nicht  das  Privateigentham 
an  dem  bisher  als  Schalhaas  benutzten  und  von  den  der  Observanz 
zu  Grande  liegenden  Banfällen  betroffenen  Gebände,  sondern  die 
Zweckbestimmang  des  letzteren,  seine  Widmnng  als  Volksschule  ist 
für  die  Benrtheilang  der  Observanz  massgebend  (vergleiche  Ent- 
scheidungen des  Oberverwaltungsgerichts  Band  XIV  Seite  259).  — 
Und  endlich  erscheint  auch  die  Bezugnahme  der  Beklagten  auf  das 
in  Sachen  der  Stadt  Fritzlar  wider  den  Fiskus  ergangene  Erkennt* 
niss  des  Ober-Tribunals  vom  8.  Juli  1879  unzutreffend;  dort  ist  die 
dem  Fiskus  angesonnene  Verpflichtung  zur  Tragung  der  in  Rede 
stehenden  Schulunterhaltungskosten  im  Wesentlichen  uro  deshalb  ab- 
gelehnt, weil  »keine  genagend  erkennbare  thatsftchliche  Grandlage 
far  den  Bestand  eines  Bechtsverhältnisses  vorlag, c  wonach  das  Stift 
und  nach  Säcularisation  desselben  der  Staat  zur  Tragung  aüer 
Kosten  der  Schulen  in  Fritzlar  etc.  verpflichtet  wäre;  —  im  vor- 
liegenden Falle  ergiebt  sich  die  hier  streitige  Verpflichtung  aus  der 
Observanz.  —  Mit  dem  Vorderrichter  isC  anzunehmen,  dass  diese  die 
Baulast  bezüglich  der  Schule  in  Johannesberg  dem  Fiskus  im  vollen 
Dmfange  übertragen  hat.  Letzterer  lehnt  daher  die  Verpflichtung 
zur  Aufbringung  der  jetzt  streitigen  Baukosten  zu  unrecht  ab,  und 
war  deshalb  das  den  Fiskus  zur  Anerkennung  dieser  Verpflichtung 
anhaltende  Vorerkenntniss  aufrecht  zu  erhalten.  Der  Kostenpunkt 
flndet  seine  Erledigung  nach  g§.  103,  107  Nr.  1  des  Landesverwal- 
tungsgesetzes. 

Urkundlich  unter  dem  Siegel  des  Königlichen  Oberverwaltungs- 
gerichts und  der  verordneten  Unterschrift. 

L.  S.  gez.  Persitis. 

0.  V.  6.  No.  L  9. 

Fiedler. 


2»  Beligionsmiterrieht  in  den  Fortbildangssoliideii  Prenssens 

betreffend. 

Berliny  den  26.  März  1897. 

M.  d.  g.  A.  U  ni  A.  Nr.  482  G  I.  G.  IL 

M.  f.  Landw.  I  B.  Nr.  1949. 

M.  f.  Handel  E.  Nr.  1125. 

Es  ist  wiederholt  der  Wunsch  ausgesprochen  worden  und  hat  auch 
in  den  Verhandlungen  des  Landtags  Ausdruck  gefunden,  es  möchte 
den  Zöglingen  der  gewerblichen  und  ländlichen  Fortbildungschulen 
eine  Förderung  ihrer  religiösen  Erziehung  zu  Theil  werden.  Dies 
kann,  da  die  Aufnahme  des  Religionsunterrichts  in  den  Lehr-  und 
Stundenplan  der  Fortbildungsschule  nicht  möglich  ist,  am  besten 
dadurch  erreicht  werden,  dass  die  Geistlichen  beider  Confessionen 
durch  Unterweisung  und  belehrende  Vorträge,  die  womöglich  in  den 
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Räumen  der  Fortbild angsschulen  und  im  Anscblass  an  den  Unter- 
richt stattfinden ,  die  religiöse  Erkenntniss  der  ZOglinge  zu  vertiefen 
and  ihren  religiösen  Sinn  za  wecken  und  zu  fördern  suchen. 

Eure  Hochwohlgeboren  ,  •     :i  v 

=r — p.,  .  ..  .   ^^ — : zr-TTi ersuchen  wir  daher  er- 

Das  Königliche  Begierungsprftsidium 

gebenst,  gefälligst  die  Vorstände  der  Fortbildungsschulen  dahin  ge- 
neigt zu  machen,  dass  sie  den  Geistlichen  auf  ihren  bezfiglichen 
Wunsch  die  Schulräume  zur  Verfügung  stellen  und  ihnen  auch  sonst 
die  Ausrichtung  ihrer  Arbeit  auf  jede  Weise  ermöglichen  und  er- 
leichtern. 

Der  Minister  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 
Medizinal-Angelegenheiten. 
gez.  Bosse. 
Der  Minister  für  Landwirthschaft,        Der  Minister  für  Handel 
Domänen  und  Forsten.  und  Gewerbe. 

Frhr.  von  Hammerstein.  Brefdd. 

An  die  sämmtlichen  Königlichen  Herren  Begierungs- Präsidenten 
nnd  das  Königliche  Regierungs- Präsidium  zu  Münster  i.  W. 


Abschrift  übersende  ich  Euerer  Bischöflichen  Hochwürden  zur 
gefälligen  Kenntnissnahme  und  mit  dem  ergebensten  Anheimstellen, 
die  Ihnen  unterstehenden  Geistlichen  hiernach  mit  weiterer  Weisung 
zn  versehen. 

Bosse. 


3.  Ber  Pfarrer  (in  Prenssen)  kann  als  Nlessbraaeher  der  Pfarr- 
gttter  niclit  nach  den  Tom  A.  L.  B«  Ar  den  Niessbrancli  all- 
gemein anfgeetellten  Segeln  benrtheilt  werden^  insbesondere 
kann  er  als  Xiessbrancber  zn  offentUeb-reehtliclien  Lasten^ 
die  anf  den  Pfarrgfltern  rohen,  nur  soweit  herangezogen  wer- 
den,  als  dies  mit  der  Nothwendigkeit,  ihm  ans  dem  Niessbraach 
das  ständige  Amtseinkommen  zn  siehem,  vereinbar  ist« 

(Erkenntniss  des  Beichsgeriehts»  lY.  Civilsenats,  ?om  19.  Oetober  1896). 

Mit  dem  Berufungsgericht  ist  von  dem  Standpunkte,  den  das 
Reichsgericht  in  Betreff  der  Rechtsstellung  des  Pfarrers  als  Niess- 
branchers  der  Pfarrgäter  einnimmt ,  auszugehen.  Allein  das  Beruf- 
ungsurtheil  ist  diesem  Standpunkte  nicht  gerecht  geworden.  Das 
Reichsgericht  hat  in  dem  Urtheile  vom  7.  Oetober  1880  ausgeführt, 
dass  der  Niessbrauch  des  Pfarrers  vermöge  der  eigenartigen  Stellung 
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dieses  Eirchenbeamten  nicht  schlechthin  nach  den  in  Th.  I  Tit.  21 
des  A.  L.  B.  aufgestellten  allgemeinen  Begeln  vom  Niessbraache  be- 
artheilt  werden  dürfe.     Dem   Pfarrer  sei  der  Niessbrauch  an  den 
Pfarrgütern,  wie  dies  schon  in  dem  ürtheile  des  vormaligen  Preus- 
sischen  Obertribanals  vom  22.  Augnst  1809  (vgl.  M.  El.  f.  d.  i.   V. 
von  1860  S.  85)  bemerkt  worden,  auf  Orund  eines  lästigen  Titels 
und  als  Theil  seines  Diensteinkommens  überwiesen.    Dieser  Sonder- 
stellung des  Pfarrers  habe  der  Tit.  11  Th.  II  des  A.  L.  R.  in  eiaer 
Reihe  von   Bestimmungen  ausdrücklich  Rechnung  getragen;  so   in 
Bezug  auf  die  Benutzung  der  Wohngebäude  und  des  Pfarrwaldes  in 
den  §§.  782  und  804  ff.,  auf  das  Verhältniss  zum  Amtsnachfolger 
in  den  §§.  800  ff.,  822,  auf  die  Beendigung  des  Niessbrauches  in 
den  §§•  833  ff.,  ganz  besonders  aber  in  Ansehung  der  Unterhaitang 
der  Pfarrgebäude  in  den   §§.  784  ff.     In  letzterer  Beziehung  seien 
für  die  Aufbringung  der  Kosten  für  grössere  Reparaturen  und  Nea- 
bauten   die   Grundsätze   von    der   Vertheilung  der   Eirchenbaulast, 
welche  mit  dem  Niessbrauche  nichts  zu  thun  hätten  und  vielfach 
auf  öffentlich  rechtlichen  Gründen  beruhten,  für  anwendbar  erklärt, 
während  dem  Pfarrer,  im    Gegensatze   zu   den  weitgehenden   Ver- 
pflichtungen des  gewöhnlichen  Niessbrauches  (§§.  47  ff.  Th.  I  Tit.  21) 
in  den  §§.  784—787  (vgl.  auch  den  §.  796)  nur  massige  Verpflicht- 
ungen auferlegt  seien.  Weiter  ist  in  obiger  Entscheidung  vom  Reichs- 
gericht erwogen,  es  dürfe  daraus,  dass  die  ausdrückliche  Regelung 
des  Pfarrniessbrauchs  in  Th.  II  Tit.  11  nur  einen  Theil  der  dabei 
in  Betracht  kommenden  Punkte  betreffe,  nicht  geschlossen  werden, 
dass  im  Uebrigen  der  Gesetzgeber  keine  Abweichungen  von  den  Re- 
geln des  gewöhnlichen  Niessbrauchs  gewollt  habe;  vielmehr  sei  an- 
gesichts der  Bedeutsamkeit  der  voraufgeführten  Sonderbestimmungen 
anzunehmen,  dass  die  Vorschriften  des  Th.  I  Tit.  21   auch  sonst 
überall  da  keine  Anwendung  finden  könnten,  wo  sie  mit  der  Eigen- 
art der  Stellung  des  Pfarrers   als  unvereinbar  sich  ergäben.    Dabei 
sei,  soweit  es  sich  um  Beiträge  des  Pfarrers  zu  öffentlichen  Lasten 
handle,  der  Gesichtspunkt  massgebend,  dass  durch  dessen  Heran- 
ziehung zu  vielleicht  unberechenbar  hoben  Beiträgen  die  Nothwendig- 
keit,  ihm  durch  die  Pfründe  ein  ständiges  Amtseinkommen  zu  sichern, 
nicht  beeinträchtigt  werden  dürfe.    Schliesslich  hat  das   Reichsge- 
richt in  dem  ürtheile  vom  7.  October  1880  noch  darauf  hingewiesen, 
dass  auch  insofern,  als  der  Gesetzgeber  es  nöthig  befunden  habe«  an 
mehreren  Stellen  des  Th.  II  Tit.  11  (§§.  823,  831)  ausdrücklich  auf 
den  Th.  I  Tit.  21  Bezug  zu  nehmen,  es  sich  verbiete,   die  allge- 
meinen Regeln  vom  Niessbraach  schlechthin  auf  den  Pfarmiessbrauch 
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anzuwenden.  Wird  an  vorstehender  Auffassung  des  Reichsgerichts 
festgehalten,  so  erscheint  die  Anwendung,  welche  das  Berufungsge- 
richt von  derselben  auf  den  jetzigen  Streitfall  gemacht  hat,  unzu- 
treffend. Den  vom  Berufungsgericht  verwertheten  Vorschriften  der 
§§.  47,  87,  135  Th.  I  Tit,  21  und  des  §.  776  Th.  II  Tit.  21  des 
A.  L.  B.  kann  dabei  ein  entscheidendes  Gewicht  nicht  eingeräumt 
werden.  Vielmehr  kommt  es  wesentlich  auf  den  Gesichtspunkt  an, 
ob  die  Heranziehung  des  Klägers  zu  den  hier  in  Rede  stehenden 
Beiträgen  mit  der  Noth wendigkeit ,  demselben  das  Amtseinkommen 
aus  der  Pfründe  ständig  zu  sichern,  vereinbar  ist.  Diese  Frage  muss 
aber  verneint  werden«  Zwar  hat  das  Berufungsgericht  aus  einer  den 
Zeitraum  von  1881  bis  1898  umfassenden  Gegenüberstellung  der 
Amtseinnahmen  des  Klägers  und  der  von  ihm  gezahlten  Beiträge 
zu  den  Betriebs-  und  Unterhaltungskosten  der  genossenschaftlichen 
Dampf-Entwässerungsmühle  zu  Fürstenau  den  Schluss  gezogen,  dass 
sein  Amtseinkommen  im  Durchschnitt  auf  8000  bis  9000  Jl.  jähr- 
lich zu  veranschlagen  sei,  während  die  von  ihm  gezahlten  Beiträge 
sich  durchschnittlich  im  Jahre  auf  110  e/M.  und  daneben  in  vier 
Jahren  in  Folge  aussergewöhnlicher  Ereignisse  je  auf  200  J(.  etwa 
belaufen  hätten.  In  dieser  Berechnung  lässt  sich  jedoch  eine  geeig- 
nete Unterlage  für  die  Beurtheilung  der  obigen  Frage  nicht  er- 
blicken. Abgesehen  davon,  dass  der  Berechnung  nur  ein  begrenzter 
Zeitraum  zu  Grunde  gelegt  ist,  rechnet  das  Berufungsgericht  selbst 
mit  der  Möglichkeit,  dass  durch  aussergewöhnliche  Ereignisse  be- 
sonders kostspielige  Erneuerungen  an  der  Dampfmühle  herbeigeführt 
werden.  In  der  That  erscheint  nach  der  Natur  der  Sache  und  nach 
allgemeiner  Erfahrung  die  Eventualität  unabweisbar,  dass  der  Be- 
trieb und  die  Unterhaltung  der  Dampfmühle  in  Folge  elementarer 
oder  anderer  ansserge wohnlicher  umstände  unberechenbar  hohe 
Kosten  veranlassen  könnte.  Dem  gegenüber  kann  der  Erwägung  des 
Berufungsgerichts,  dass  in  Bezug  auf  so  kostspielige  Erneuerungen 
eine  Vertheilung  der  Kosten  auf  mehrere  Jahre  sich  meist  unschwer 
werde  erreichen  lassen,  eine  Bedeutung  nicht  beigemessen  werden. 

(Juristische  Wochenschrift.) 
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4«  Entschetdiingeii  österr.  Gerichte. 

Auf  Olaubenssätze  (Dogmen)  lässt  sieh  der  im  §.  303  St-Q.  ge- 
brauchte  Äusdrtxh  ^Lehren^  nicht  beschränken.   Der  Sehutabereich 
der  GesetesteUe  umfasst  auch  die  in  der  kcUhölischen  Kirche  einge- 
führte HeiUgsprechung  und  Heüigen'Verehrung. 

(Entscheidung  Tom  23.  October  1896,  Z.  8531). 

Franz  J.  wurde  mit  Crtbeil  des  Ereisgerichtes  zu  Ji^in  rom 
17.  JuDi  1896,  Z.  6007,  des  im  §.  803  St.-O.  bezeichneten  Ver- 
gehens schuldig  erkannt,  weil  er  in  Beantwortung  der  von  ihm  selbst 
aufgeworfenen  Frage,  wie  Johann  von  Nepomuk  heilig  geworden  sei, 
(öffentlich  und  vor  mehreren  Leuten  sich  in  Aeusserungen  erging, 
durch  welche  der  Heilige  verspottet  und  herabgewürdigt  wurde. 
Die  Nichtigkeitsbeschwerde  des  Verurtbeilten  wendet  dagegen  unter 
Anderem  ein,  dass  §.  303  St.-G.  unter  »Lehrent  nur  die  auf  uner- 
schütterlicher Grundlage  beruhenden  Glaubenssätze  (Dogmen),  also 
nicht  auch  Heiligsprechungen  und  die  Verehrung  der  Heiligen  be- 
greife. In  der  Verhandlung  vor  dem  Cassationshofe  bestritt  der 
Vertreter  der  Generalprocuratur  die  Bichtigkeit  dieser  Ansicht  Er 
erachtet  dieselbe  schon  dadurch  widerlegt ,  dass  in  der  nach  oben 
durch  §.  122  St.-G.  abgegränzten  Gesetzstelle  die  kirchlichen  Lehren 
mit  kirchlichen  Gebräuchen  und  Einrichtungen  auf  eine  Linie  ge- 
stellt sind ;  denn  darans  ergebe  sich ,  dass  §.  303  St.-G.  mit  dem 
Ausdrucke  »Lehre«  nicht  die  eigentlichen  Glaubenssätze,  deren  In- 
begriff eine  bestimmte  Religion  darstellt ,  allein ,  sondern  überhaupt 
alle  für  die  Bekenner  eines  Glaubens  verbindlichen  Lehren  der  Kirche 
umfasse.  Dazu  gehöre  auch  die  Verbindlichkeit  der  Heiligsprechung 
eines  Verstorbenen,  der  auf  Grund  des  in  der  congregatio  sanctorum 
durchgeführten  Canonisationsprocesses  vom  Papste  vermöge  der  ihm 
zustehenden  höchsten  Jurisdictionsgewalt  der  ganzen  katholischen 
Christenheit  zur  öffentlichen  Verehrung  aufgestellt  wird.  Insofern 
aber  die  Heiligenverehrnng  an  sich  durch  die  Aeusserungen  des  An- 
geklagten mit  berührt  wird,  richte  sich  der  Angriff,  genau  wie  die 
Beschwerde  verlangt,  wirklich  auch  wider  ein  Dogma  der  katho- 
lischen Kirche.  Es  gelangt  zum  Ausdrucke  im  apostolischen  Glau- 
bensbekenntnisse (Glaube  an  die  Gemeinschaft  der  Heiligen) ,  findet 
sich  wörtlich  in  der  professio  fidei  tridentina  (constanter  teneo, 
Sanctos  una  cum  Christo  regnantes  venerandos  esse)  und  stützt  sich 
auf  die  ausdrücklichen  Entscheidungen  des  zweiten  Concils  von  Nicäa 
(Statuamus  autem  dominicas  et  apostolicas  et  propheticas  voces,  per 
quas  honorare  et  magnificare  didicirous  ....  gloriosos  Martyres, 
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atque  sanctos  riros,  et  hornm  expetere  regi  omniam  Deo,  custo- 
dientes  videlicet  mandata  ejus  et  in  virtutibus  vivere  procurantes), 
sowie  des  Eirchenrathes  von  Trient  sess.  XXV  de  invocat.  sanct. 
(Ut  juxta  catholicae  et  apostolicae  ecclesiae  asum  .  .  .  iroprimis  de 
sanctorum  intercessione,  invocatione  .  .  .  fideles  diligeuter  instruant, 
docentos  eos,  Sanctos,  una  cum  Christo  regnantes,  orationes  suas  pro 
hominibas  Deo  offerre,  bonum  atqae  utile  esse  •  .  . ,  ad  eoram  ora- 
tiones opem,  aaxiliumqae  coufugere  .  •  .  (Dr.  Andreas  MüUers 
Lexicon  des  Kirchenrechtes,  S.  142  u.  143;  vgl.  auch  Gross,  Lehr- 
bach des  kathol.  Eirchenrechtes,  S.  135). 

Der  Cassationshof  beschloss,  die  Nichtigkeitsbeschwerde  zu 
verwerfen. 

Orftnd  e: 

...  die  Behauptang  der  Beschwerde,  dass  unter  kirchlicher 
Lehre  im  Sinne  des  §.  303  St.-6.  nur  Glaubenssätze  zu  verstehen 
seien,  findet  in  nichts  eine  Stfltze,  wird  vielmehr  durch  den  Wort- 
laut der  Qesetzstelle  widerlegt,  womach  die  kirchlichen  Lehren 
blossen  kirchlichen  Oebräuchen  und  Einrichtungen  gleich  gestellt 
werden.  Der  Cultus  der  Heiligen  bildet  einen  integrirenden  Be- 
standtheil  der  Lehren  der  katholischen  Kirche,  von  welcher  er  durch 
die  Heiligsprechung  im  Wege  des  Canonisalionsverfahrens  eingeführt 
wird,  und  zu  den  Heiligen  dieser  Kirche  zählt  auch  Johann  von 
Nepomuk,  dessen  Verehrung  insbesondere  im  Kronlande  Böhmen  ver- 
breitet ist  Da  bezuglich  der  incriminirten  Aeusserung  des  Ange- 
klagten die  auf  Verspottung  und  Herabwärdigung  der  Verehrung 
dieses  Heiligen  gerichtete  Absicht  ausser  Zweifel  gesetzt  erscheint, 
wurde  die  Handlungsweise  des  Angeklagten  dem  Strafbereiche  des 
§.  303  St-G.  L,  Delictsfalles ,  mit  Becht  unterstellt.  Die  Nichtig- 
keitsbeschwerde war  deshalb  zu  verwerfen. 
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IT.  Mittheilimgen. 


1.  Yerpflichtet  der  Index  in  Ungarn  ? 

Von  Prof.  Dr.  A.  Arndt  8.  J. 

In  der  Zeitschrift  Uj  Magyar  Sion  warde  vor  einiger  Zeit  die 
Behauptung  aufgestellt,  die  Verpflichtung  des  Index  sei  in  Ungarn 
durch   gegentheilige  Gewohnheit  aufgehoben.    Vorweg  möchte  ich 
darauf  hinweisen,  dass  noch  in  der  Nr.  7  der  Circnlares  litterae 
Strigon.  1894  ein  von  der  h.  Index-Congregation  erlassenes  Dekret  zur 
Nachachtung  veröffentlicht  wird.    Ist  auch  seitdem  die   Veröflfent- 
lichung  späterer  Dekrete  unterlassen  worden,  so  ist  doch  klar,  dass 
diese  Unterlassung  noch   keine   rechtsgültige   Qewohnheit    schaffen 
konnte.    Es  scheint  also  vielmehr,  dass  die  seitherige  Unterlassung 
der  von  der  Uj  Magyar  Sion  ausgesprochenen  Ansicht  entsprungen 
ist.    Wenn  wir  nun  die  Frage  beantworten  wollen:  Verpflichtet  der 
Index  in  Ungarn?  so  wollen  wir  den  rühmlichst  bekannten  Primas 
Johannes  Simor  die  Entscheidung  geben  lassen«     Cardinal  Simor 
liess  im  Jahre  1882  seine  Hirtenbriefe  an  den  Klerus,   die  er  zum 
Theil  als  Bischof  von  Raab  verfasst  hatte,  sammeln  und  gab  sie  in 
mehreren  Bänden  in  Gran  heraus.    Im  zweiten  Bande  (Oran  1882 
S.  330  ff.)  äussert  er  sich  über  den  Index  und  seine  Geltung  folgen- 
dermassen : 

»Diejenigen ,  welche  behaupten ,  der  Index  verpflichte  bei  uns 
heut  zu  Tage  nicht,  stützen  sich  besonders  auf  diese  Gründe :  der  In- 
dex ist  nicht  recipirt,  der  Index  ist  nicht  in  den  einzelnen  Provinzen 
verkündet,  die  gegentheilige  Gewohnheit  hat  seiner  Geltung  ein  Ende 
gemacht.  Sehen  wir  indess  die  Sache  genauer  an,  so  ist  es  klar, 
dass  keiner  von  diesen  Gründen  stichhaltig  ist. 

Nur  verkehrterweise  und  aus  vorgefasster  Meinung  kann  die 
Behauptung  aufgestellt  werden,  der  Index  sei  in  Ungarn  nicht  reci- 
pirt  Wenn  auch  nicht  viele  Zeugnisse  vorhanden  sind,  um  eine 
solche  Meinung  geschichtlich  zu  widerlegen,  so  fehlen  doch  keines- 
wegs Gründe ,  uns  von  dem  Gegentheile  zu  überzeugen.  Auf  der 
Synode  zu  Tyrnau  wird  1560  die  dem  h.  Stuhle  in  der  Bulle  Coena 
Domini  reservirte  Exkommunikation  gegen  alle  diejenigen  verkündet, 
welche  häretische  Schriften  bei  sich  bewahren.    Georg  Draszkowicz» 
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einer  von  den  18  zar  Ausarbeitung  des  Index  deputirten  Väteru, 
feierte  sofort  nach  seiner  Rückkehr  vom  Tridentiner  Concil  eine 
Synode,  auf  der  unter  anderem  festgesetzt  ward :  Kein  Pfarrer  darf 
ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  die  Bficher  von  Häretikern  lesen  und 
es  wagen,  solche  in  seinem  Hause  zu  behalten.  (Vergl.  Syn.  prov. 
Tyrn.  1611  c.  2  n.  8,  ebenso  1638  c.  1  n.  10.  11.)  Freilich  sind 
dies  nur  wenig  Zeugoisse,  indess  wird  fSr  die  gegentheilige  Ansicht 
gar  kein  Zeugniss  beigebracht.  Da  nun  der  voo  Pins  IV.  veröffent- 
lichte Index  ein  allgemeines  Gesetz  war,  welches  alle,  Bischöfe  ebenso 
wie  Gl&ubige  unter  schwerer  Sfinde  verpflichtete,  welches  Unrecht 
thut  man  da,  wenn  man  behauptet,  so  viele  durch  Eifer  fftr  die 
Religion  und  durch  Sittenreinheit  ausgezeichnete  M&nner,  die  im 
16.  Jahrhundert  die  ungarische  Kirche  leiteten,  hätten  sich  einem  so 
streng  verpflichtenden  Gesetze  widersetzt?  üebrigens  ist  es  sicher, 
wenn  es  sich  auch  nicht  nachweisen  lässt,  dass  das  Tridentiner 
Concil  in  Ungarn  feierlich  verkfindet  wurde  und  wie  Martin  Szen- 
tiv&nyi  beweist,  am  Ende  des  16.  Jahrhunderts  in  ganz  Ungarn  an- 
genommen war. 

Wir  kommen  zu  dem  dritten  Einwände,  der  gegentheiligen  Ge- 
wohnheit ....  1.  Zugegeben  auch,  es  habe  einmal  in  Deutschland 
oder  anderswo  die  Gewohnheit  bestanden ,  den  Index  nicht  zu  be- 
obachten, was  lässt  sich  denn  daraus  beweisen,  wenn  eine  solche 
Gewohnheit  nie  rechtmässig  wardP  Dass  sie  es  aber  nicht  gewor- 
den, ist  daraus  klar,  dass  niemals  die  zur  Bildung  einer  rechtmäs- 
sigen Gewohnheit  nothwendige  Zeit  ohne  Unterbrechung  zugestanden 
ward.  Siehe  Bened.  XIV.  »Quae  ad  catholicact  2.  So  oft  ein  Buch 
auf  den  Index  gesetzt  wurde,  wurde  dessen  verpflichtende  Kraft  von 
neuem  vor  Augen  gestellt  und  eingeschärft.  Da  nun  diese  Verbote 
in  ununterbrochener  Folge  bis  zum  heutigen  Tage  sich  fdgen^  so  hat 
die  Kirche  somit  überaus  umsichtig  Vorsorge  getragen,  dass  nie  eine 
gegentheilige  Gewohnheit  rechtsgültig  Kraft  der  Verjährung  er- 
lange. 8.  Wollten  wir  aber  auch  einräumen,  dass  irgendwo  die 
zur  Bildung  einer  rechtmässigen  Gewohnheit  erforderliche  Zeit  ver- 
flossen sei,  so  ist  eine  so  gebildete  Gewohnheit  noch  immer  nicht 
eine  rechtmässige,  da  es  feststeht,  dass  sie  durch  spätere  Consti- 
tutionen der  Päpste  widerrufen  und  aufgehoben  ward.  (Beiffenstudf 
Jus  can.  V  Tit.  7  n.  46.)  4.  Endlich  aber  fehlt  auch  dieser  an- 
geblichen (Gewohnheit  ein  Stück,  ohne  das  sie  keine  Geltung  bean- 
spruchen kann:  die  wenigstens  stillschweigende  Zustimmung  der 
Päpste.  Nein,  im  Gegentheil  alle  jene  Constitutionen,  durch  welche 
die  Päpste  die  Verpflichtung  des  Index  einschärfen,  beabsichtigen 
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jede  entgegenstehende  Gewohnheit  als  g&nzlich  aufgehoben  zu  er- 
klären (Bened.  XIY.  Leo  XII.). 

Wir  schliessen  mit  den  Worten  Cardinal  Simons:  Dass  beide 
Theile  des  Index  und  mithin  der  ganze  Index  Gesetzetzeskraft  hat 
und  alle  aufrichtigen  Katholiken  verpflichtet  sind,  sich  diesem  Ge- 
setze zu  unterwerfen,  ist  zu  klar,  als  dass  ein  billiger  Beurtheiler 
dies  in  Abrede  stellen  könnte  oder  wollte  (S.  341)  ...  Es  ist  also 
jedem  klar,  dass  der  Index  heule  noch  seine  Geltung  und  verbind- 
liehe  Kraft  besÜMt  und  weder  durch  irgend  eine  OewohnheU  oder 
durch  willkürliche  Voraussetzungen  und  Annahmen  in  seiner  Geltung 
aufgehoben  ist.  Niemand  also ,  der  sich  von  der  Ehrfarcht  gegen 
den  Apostolischen  Stuhl  leiten  lässt  und  seinem  Gewissen  Rechnung 
tragen  will,  halte  es  für  gestattet,  die  von  der  Kirche  verbotenen 
Bücher  za  lesen,  und  lasse  sich  nicht  durch  die  thOrichten  Reden 
von  Menschen,  welche  entweder  leichtsinnig  sind  oder  mehr  als  billig 
auf  ihren  eigenen  Verstand  vertrauen,  von  der  Pflicht  eines  Katho- 
liken abbringen.€  —  So  weit  Cardinal  Simor.  Im  üebrigen  ist  die 
Frage  durch  die  Konstitution  Officiorum  ac  munerum  vom  25.  Jao. 
dieses  Jahres  definitiv  entschieden. 


2.  Znlässlgkeit  der  wiederholten  Benutzung  und  Znrftckbe- 

haltnng  der  Banplftne. 

Von  Landesrath  Schmedding  in  Münster  i.  W. 

Der  Preussische  Staat  hat  für  die  in  den  verschiedenen  Ver» 
waltungs- Ressorts  vorkommenden  Bauten  sog.  Normalbaupläne  auf- 
stellen lassen,  wodurch  der  Vortheil  erreicht  wird,  dass  im  Falle  der 
Nothweudigkeit  neuer  Bauten  nicht  nur  die  Kosten  der  Plauanfertig- 
ung  erspart  werden,  sondern  auch  die  Herstellung  zweckentsprechen- 
der Bauten  überall  gewährleistet  wird  und  bei  Gefahr  im  Verzuge 
möglichst  schnell  dem  Bedürfniss  abgeholfen  werden  kann. 

Da  diese  Einrichtung,  den  eingezogenen  Erkundigungen  zufolge, 
sich  vorzüglich  bewährt  hat,  so  liegt  der  Gedanke  nahe,  auch  inner- 
halb der  einzelnen  Diözesen  Normalbaupläne  für  Kirchen  und  Pfar- 
rerwohnungen u.  dgl.  aufstellen  und  vorräthig  halten  zu  lassen. 
Wenn  wir  selbstverständlich  auch  einer  Schablonisirung  solcher 
Bauten  nicht  das  Wort  reden  wollen ,  so  lässt  sich  doch  nicht  ver- 
kennen, dass  es  für  den  Seelsorger,  der  in  die  Lage  kommt,  eine 
neue  Kirche  oder  ein  neues  Pfarrhaus  bauen  zu  müssen,  überaus 
wichtig  ist,  durch  Beschaffung  eines  fertigen  Normalbauplanes  und 
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der  dazQ  gehörigen  EostenaDSchläge  die  nOthigen  Unterlagen  für 
seine  weiteren  Schritte  und  Entschliessnngen  ohne  Umstände  gewin- 
nen zu  können.  Besonders  werthyoll  wäre  solche  Einrichtung  aber 
z.  B.  für  den  Bonifaziusverein ,  der  fast  beständig  in  die  Nothwen- 
digkeit  sich  versetzt  sieht,  gleichzeitig  an  mehreren  Stellen,  wo 
häufig  gleiche  Bedürfnisse  vorliegen,  kirchliche  Qebäude  errichten  zu 
lassen. 

Angenommen  nun,  irgend  eine  kirchliche  Behörde  habe  sich 
einen  Bauplan  aufstellen  lassen,  der  vermöge  seiner  vorz&glichen 
Eigenschaften  besonders  geeignet  ist,  als  Normalbauplan  zu  gelten, 
so  erhebt  sich  die  Frage,  ob  diese  Behörde  ohne  Einwilligung  des 
Architekten,  welcher  den  Bauplan  auf  Bestellung  entworfen  hat, 
hiernach  weitere  Bauten  ausführen  lassen  darf.  Hieran  knüpft  sich 
die  weitere  Frage :  Ist  in  der  weiteren  Benutzung  des  Bauplanes  der 
Thatbestand  des  gesetzlich  verbotenen  und  strafbaren  Nachdruckes 
gegeben  ? 

Für  die  Beantwortung  dieser  beiden  Fragen  sind  massgebend 
die  Gesetze  vom  9.  Januar  1876  (B.-G.-B1.  S.  4)  betr.  das  Urheber- 
recht an  Werken  der  bildenden  Künste,  und  vom  11.  Juni  1870 
(B.  O.-BI.  S.  889)  betr.  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken  u.  s.  w. 

Nach  diesen  Gesetzen  sind  gewisse  litterarische  und  artistische 
Erzeugnisse  gegen  mechanische  Vervielfältigung  geschützt  und  ist 
das  Recht,  ein  Schriftwerk  auf  mechanischem  Wege  zu  vervielfälti- 
gen oder  ein  Werk  der  bildenden  Künste  ganz  oder  theilweise  nach- 
zubilden ausschliesslich  dem  Urheber  beigelegt.  Ausgenommen  von 
diesem  Schutze  ist  jedoch  nach  §.  8  des  Ges.  v.  9.  Januar  1876 
ausdrücklich  die  Baukunst,  d.  h«  jedes  fertig  gestellte  Werk  dieses 
Eunstzweiges. 

Demgemäss  steht  zunächst  nichts  entgegen,  dass  ein  fertig  ge- 
stelltes Bauwerk  z.  B.  eine  Kirche  nachgebildet  wird»  Es  macht  hier- 
bei keinen  Unterschied,  ob  dasselbe  zunächst  photographisch  aufge- 
nommen wird  oder  sonstwie  als  Muster  für  ein  weiteres  gleiches  Ge- 
bäude dient.  Eine  derartige  Benutzung  wird  freilich  nicht  vorkom- 
men, da  eine  völlige  Nachbildung  ohne  Einsicht  der  Baupläne  des 
Musterbaues  zu  grossen  Schwierigkeiten  unterliegt. 

Was  aber  die  abermalige  Benutzung  der  Baujplana  anbelangt, 
so  kommt  hier  in  Betracht  der  §.  43  des  Gesetzes  vom  11.  Juni 
1870  lautend:  »die  Bestimmungen  in  den  §§.  1 — 42  finden  auch 
Anwendung  auf . .  •  ardiitelUomsche^  technische  und  ähnliche  Zeich- 
nungen.€  Nach  den  hier  angezogenen  Bestimmungen  ist  aber  »jede 
mechanische  Vervielfältigung  eines  Schriftwerkesc  — •  also  auch  von 
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architektonischen  Zeichnungen,  zu  denen  offenbar  Baupl&ne  zn  rech- 
Ben  sind  —  »ohne  Genehmigung  des  Berechtigten  verboten.c 

Darnach  kommt  Alles  darauf  an ,  ob  unter  mechanischer  Ver^ 
vidfältigung  auch  die  Benutzung  eines  Bauplanes  zu  verstehen  ist. 
Das  Gesetz  selbst  gibt  keine  Erklärung  Aber  den  Begriff  der  me- 
chanischen Vervielfältigung.  Folgt  man  dem  Reichsgericht,  so  ist 
darunter  »die  Herstellung  mittelst  eines  Prozesses  zu  verstehen^ 
durch  welchen  eine  Vielheit  von  Exemplaren  gleichzeitig  oder  doch 
derartig  nacheinander  hergestellt  werden  kann,  dass  vermöge  einer 
der  Herstellung  einer  Mehrheit  vorarbeitenden  Vorrichtung  bei  den 
ferneren  Exemplaren  nicht  der  ganze  Prozess  von  Anfang  an  wieder- 
holt zu  werden  brauchte  (Art.  v.  19.  Dez.  1888  —  Entsch.  Bd.  XXU 
S.  177).  Es  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung,  dass  diese  Begriffs- 
bestimmung auf  blosse  abermalige  Benutzung  des  ursprünglichen  Bau- 
planes nicht  pässt ;  denn  diese  schafft  weder  direkt  eine  Mehrheit  von 
BdLuplänen^  noch  ermöglicht  sie  dieselbe  indirekt  mittelst  eines  Pro- 
zesses der  vorbeschriebenen  Art.  Kann  doch  ein  besonderes  Ge- 
bäude nicht  nach  dem  Musterbau,  sondern  immer  nur  nach  dem  ur- 
sprünglichen nicht  vervielfältigtem  Bauplan  aufgebaut  werden! 

Hieraus  ergibt  sich  aber  von  selbst,  dass  es  gesetzlich  nicht 
verboten  ist,  einen  Bauplan  zur  Ausführung  wiederholt  zu  benutzen. 

Ein  Bauplan  kann  jedoch  nur  dann  als  eigentlicher  Normal- 
plan gelten,  wenn  er  gleiehaeitig  an  mehreren  Stellen  zur  Ausführung 
gelangen  darf.  Dies  ist  aber  nur  möglich,  wenn  von  ihm  Copien  an- 
gefertigt worden  sind.  Es  entsteht  daher  die  weitere  Frage :  Ist  es 
gesetzlich  zulässig,  solche  Copien  herstellen  zu  lassen? 

Zweifelhaft  kann  diese  Frage  nur  in  dem  Falle  sein,  dass  die 
Herstellung  nicht  auf  einem  eigentlichen  mechanischen,  also  nicht 
mittelst  äusserer  Werkzeuge,  sondern  handschriftlich  bezw.  zeich- 
nerisch vorgenommen  wird.  §.  4  Abs.  3  des  Ges.  vom  11.  Juqi 
1870  bestimmt  in  dieser  Hinsicht:  Als  mechanische  Vervielfältigung 
ist  auch  das  Abschreiben  anzusehen,  wenn  es  dazu  bestimmt  ist» 
den  Druck  su  vertreten,  üeber  die  Tragweite  dieser  Vorschrift  hat 
sich  das  Reichsgericht  in  dem  Urtheil  vom  1.  Februar  1888  — 
Entsch.  Bd.  XX.  S.  100  ff.  —  folgendermassen  ausgelassen: 

»Vor  dem  Gesetze  vom  11.  Juni  1870  war  die  überwiegendo 
Meinung,  dass  das  Abschreiben,  selbst  wenn  es  gewerbsmässig  und 
gegen  Lohn  stattfindet,  nicht  unter  den  Begriff  des  Nachdruckea 
falle;  im  Entwürfe  der  vom  vormaligen  Deutschen  Bundestage  ein- 
berufenen Frankfurter  Gommission  und  in  dem  auf  der  Grundlage 
desselben  entstandenen  bayrischen  Gesetze  vom  28.  Juni  1865  war 
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sogar  eine  ausdrücklich  dahingehende  Bestimmung  enthalten  •  .  .  . 
Dass  bei  dem  §.  4  Abs.  3  des  Reichsgesetzes  weder  Yonseiten  der 
Bundesregierungen,  noch  innerhalb  des  Reichstages  beabsichtigt  wor- 
den ist,  die  Mngdabsehrift  untersagen  sfu  wollen^  geht  aus  den  Mo- 
tiven und  Reichstagsdebatten  unzweideutig  hervor.  Hinzuweisen  ist 
in  dieser  Beziehung  aber  auch  auf  §.  6  Nr.  1  des  Gesetzes  vom 
9.  Januar  1876,  welcher  bestimmt,  dass  bei  Werken  der  bildenden 
Künste  die  ohne  die  Absicht  der  Verwertung  angefertigte  Einzel- 
kopie nicht  als  unbefugte  Nachbildung  gelten  solle.  Eine  ähnliche 
Bestimmung  war  schon  in  dem  auf  Werke  der  bildenden  Künste 
bezuglichen,  vom  Reichstage  ausgeschiedenen  Abschn.  V  des  Bundes- 
rathsentwurfes  von  1870  enthalten.  (§.  61)  Die  Differenzen  zwischen 
der  damals  vorgeschlagenen  und  der  gegenwärtig  geltenden  Vorschrift 
kommen  hier  nicht  in  Betracht;  die  Beschränkung  der  gedachten  Be- 
stimmung auf  die  Werke  der  bildenden  Künste  lässt  ebenfalls  er« 
kennen,  dass  Eineelkopien  von  Sehriftwerhen  sMeckthin ,  miogen  sie 
mit  oder  ohne  Absicht  der  Verwertung  angefertigt  sein,  als  ausser- 
halb des  Bereichs  des  Nachdrucks  liegend  betrachtet  worden  sind. 

Wenn  nun  auch  die  Absicht  des  Gesetzgebers  bei  der  Aus- 
legung des  Gesetzes  nicht  unbedingt  entscheidet,  vielmehr  das  Ge- 
setz zunächst  aus  sich  selbst  heraus  erklärt  werden  mnss,  so  führt 
doch  im  vorliegenden  Falle  die  unmittelbar  von  der  gesetzlichen  Be- 
stimmung ausgebende  Interpretation  zu  keinem  anderen  Ergebnisse 
als  die  Entstehungsgeschichte.  Nach  §.  4  Absatz  3  a.  a.  0.  ist 
»als  mechanische  Vervielfältigung  auch  das  Abschreiben  anzusehen, 
wenn  es  dazu  bestimmt  ist,  den  Druck  zu  vertreten.c  Im  Hinblick 
darauf,  dass  wo  das  Gesetz  sonst  von  einer  mechanischen  Verviel- 
fältigung spricht,  immer  an  die  Herstellung  einer  Mehrheit  von 
Exemplaren  oder  eine  hierauf  gerichtete  Absicht  zu  denken  ist,  er- 
scheint es  geboten,  auch  in  der  eben  angeführten  Bestimmung  den 
Ausdruck  mechanische  Vervielfältigung  in  diesem  Sinne  zu  ver- 
stehen ist.f 

Wird  diese  Erwägung  auch  far  die  in  Rede  stehende  Frage 
als  Richtschnur  benutzt,  so  gelangt  man  zu  dem  Resultate,  dass 
nichts  entgegensteht,  dass  der  Besteller  des  Bauplans  hiervon  eine 
Einzelkopie  anfertigt  bezw.  anfertigen  lässt,  um  dieselbe  für  seine 
Zwecke  weiter  zu  gebrauchen  und  zu  verwerthen.  Die  Herstellung 
einer  Mehrheit  von  Kopien  dagegen  würde  ihn  sofort  der  Gefahr  aus- 
setzen, wegen  Nachdrucks  belangt  zu  werden,  gleichgültig,  ob  die 
Herstellung  handschriftlich  oder  mechanisch  geschehen  ist.  Soll 
dieser  Gefahr  vorgebeugt  werden,  so  hat  der  Planbesteller  mit  dem 
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Architekten  aasdräcklich  zu  vereinbaren,  dass  er  sich  das  Recht  ans- 
bedinge,  den  Plan  vervielfältigen  zq  lassen. 

Von  den  bisher  erörterten  Fragen  juristisch  ganz  unabhängig 
ist  eine  weitere,  praktisch  mit  jenen  freilich  eng  zosammenhängende 
Frage,  nämlich  die,  ob  der  Bauherr  den  ihm  vom  Architekten  vor» 
gelegten  Originalplan  gegen  den  Willen  des  Urhebers  zurückbe- 
halten darf.  Diese  Frage  ist  jedenfalls  auf  solange  zu  bejahen ,  als 
der  Bau  noch  nicht  ausgeführt  und  abgerechnet  worden  ist.  Denn 
der  Plan  soll  dem  Bauherrn  Gelegenheit  bieten,  sich  zu  überzengen^ 
dass  Ausführung  und  Abrechnung  planmässig  geschehen.  Hierauf 
hat  der  Bauherr  ein  wohlbegrQndetes  Forderungsrecht  und  solange 
solches  besteht,  kann  er  den  Plan  retiniren.  (Vgl.  Förster^  Preuss. 
Priv.- Recht  8.  Aufl.  Bd.  I.  S.  801).  Ob  er  auch  noch  nachher,  wenn 
also  der  Architekt  seine  Pflichten  durch  Ausführung  und  Abrech- 
nung sammt  und  sonders  erfüllt  hat,  den  Plan  vorenthalten  darf, 
kommt  lediglich  darauf  an,  welchen  Vertrag  die  Parteien  mit  ein- 
ander geschlossen  haben.  Ist  nichts  Besonderes  vereinbart  und 
lautete  der  Vertrag  lediglich  dahin,  dass  der  Architekt  den  Plan 
entwerfen  und  denselben,  nachdem  er  vom  Bauherrn  genehmigt  wor- 
den sei,  ausführen  solle,  so  wird  man  nicht  mit  Erfolg  behaupten 
können,  dass  hierdurch  der  Bauherr  auch  die  Befugniss  erworben 
habe,  den  Plan  als  sein  Eigenthum  in  Anspruch  zu  nehmen  bezw. 
für  immer  zurückznbehalten.  Der  Plan  ist  geistiges  Eigenthum  des 
Architekten  und,  wie  znr  Uebertragung  des  Eigenthums  an  körper- 
lichen Sachen  ein  besonderer  Akt  erforderlich  ist,  so  bedarf  es  auch 
bei  dem  geistigen  Eigenthum  einer  Thatsache,  aus  welcher  unzwei- 
deutig gefolgert  werden  muss,  dass  der  Urheber  sein  geistiges  Eigen- 
thum an  einen  Anderen  hat  übertragen  wollen.  Eine  solche  That* 
Sache  kann  aber  in  der  vorhin  unterstellten  Vertragsform  nicht  ge* 
funden  werden« 


3.  Aufgebot  einer  verloren  gegangenen  Sehaldnrkande 

in  Dentsehland. 

(Pastoralblatt  des  Bisthams  M&nster.  Nr.  8  des  84.  Jahrg.) 

Die  Obligationen  und  Schuld  -  Urkunden  sowie  Hypotheken- 
briefe müssen  im  Kirchen-  bezw.  Pfarrarchive  sorgfältig  aufbewahrt 
werden.  Jeder  Besitzer  oder  Verwalter  eines  Beneficiums  handelt 
der  Klugheit  gemäss,  wenn  er  beim  Antritte  seiner  Stelle  ein 
genaues  Verzeichniss  der  vorhandenen  Obligationen,  Schuldurkunden, 
Werthpapiere  und  Sparkassenbücher,  die  zu  seinem  Beneficium  oder 
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za  einem  von  ihm  zu  verv^altenden  Fonds  gehören,  aufstellt  und 
dasselbe  vom  Eirchenvorstande  in  einer  ordnangsm&ssig  berufenen 
Sitzung  beglaubigen  l&sst,  damit,  wenn  später  der  Verlust  einer 
Obligation  sich  herausstellt,  dieser  Verlust  nicht  ihm  zur  Last 
gelegt  werde. 

Zahlt  ein  Schuldner  nach  gehöriger  Kündigung  ein  angeliehenes 
Kapital  an  ein  kirchliches  Institut  zurück,  so  hat  er  daB  Recht,  die 
Schuldurkunde  zurückzuverlangen,  sowie  eine  vom  Kirchenvorstande 
vollzogene  und  demnächst  von  der  bischöflichen  Behörde  genehmigte 
Quittung  und  Löschungsbewilligung  zu  fordern. 

Auf  den  Antrag  des  bisherigen  Schuldners  wird  dann  die 
Hypothek  im  Orundbuche  gelöscht,  wenn  er  die  Quittung  und 
Löschungsbewilligung  des  Öläubigers  vorlegt.  Mit  diesem  Antrage 
muss  die  Schuldurkunde  oder  das  rechtskräftige  Brkenntniss,  durch 
welches  die  Urkunde,  nach  erfolgtem  Aufgebot  für  kraftlos  erklärt 
worden  ist,  vorgelegt  werden. 

§.  110  der  Grundbuch  -  Ordnung  vom  5.  Mai  1872  bestimmt: 
»Wenn  der  Inhaber  der  Post  zwar  bekannt,  auch  Quittung  zu  leisten 
erbötig  ist  oder  wirklich  geleistet  hat,  die  Urkunde  darüber  aber 
verloren  gegangen  ist,  so  kann  die  Löschung  nur  erfolgen,  nachdem 
die  Urkunde  in  Oemässheit  der  Vorschriften  der  Prozessordnung  auf- 
geboten und  durch  Brkenntniss  für  kraftlos  erklärt  worden  ist.€  Nach 
§.111  ist  ebenso  zu  verfahren,  wenn  der  Gläubiger  an  Stelle  der 
abhanden  gekommenen  die  Ausfertigung  einer  neuen  Hypotheken- 
Urkunde  verlangt. 

Der  Kirchenvorstand  bedient  sich  in  solchen  Fällen  am  Besten 
der  Hülfe  eines  Rechtsanwalts.  Die  neue  Urkunde  wird  aus  einer 
beglaubigten  Abschrift  der  verloren  gegangenen  und  der  mit  der 
Bescheinigung  der  Rechtskraft  versehenen  Urtheilsformel  des  Er- 
kenntnisses gebildet.  Die  Kosten  für  das  Verfahren  muss  derjenige 
tragen ,  durch  dessen  Schuld  die  Hypotheken  -  Urkunde  verloren 
gegangen  ist. 

Die  Löschung  einer  Post  wird  von  dem  Grundbuchamt  auf  der 
Urkunde  vermerkt,  und  der  Eintragungsvermerk  auf  derselben  durch- 
strichen. Bei  Löschung  der  ganzen  Post  werden  die  Urkunde  und 
die  zurückgereichten  Zinsquittungsscheine  durch  Zerschneiden  ver- 
nichtet und  auf  der  angefügten  Urkunde  über  die  persönliche  Ver- 
pflichtung der  vorhandene  Eintragungsvermerk  durchstrichen.  Die 
Urkunde  über  die  Löschungsbewilligung  wird  bei  dem  Grundbuchamt 
zurückbehalten. 

Bei  der  Löschung  eines  Theils  der  Post  wird  nach  §.116  der 
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Orundbuch- Ordnung  der  zu  löschende  Theil  von  dem  ausgeworfenen 
Geldbetrag  abgeschrieben,  and  diese  TbeillOschung  auf  der  Urkunde 
vermerkt. 


Y.    Literatur. 


A.    Beeenslonen. 

1.  Neckermann  Oeorg^  Oeschichte  des  Simtdtaneum  BdigUmis 
Exercüium  im  vormaligen  HerBogfhum  Stdabach^  Regensburg 
1897.  S.  157. 

Der  Kölner-Vergleich  vom  22.  Februar  1652  ist  in  jüngster 
Zeit  wieder  Gegenstand  des  Streites  geworden.  Während  von  Seiten 
der  Protestanten  die  Gütigkeit  dieses  Vergleiches  verfochten  wurde, 
erklärte  man  katholischerseits  denselben  für  ungiltig,  weil  er  mit 
dem  westphälischen  Frieden  in  Widersprach  stehe.  Der  Verfasser 
der  angezeigten  Schrift  sucht  nun  Licht  in  die  durch  diesen  Ver-- 
gleich  geschaffenen  Simultanverhältnisse  zu  bringen.  Zu  diesen 
Zwecke  gibt  er  zuerst  eine  Geschichte  der  religiösen  Verhältnisse  im 
ehemaligen  Herzogthume  Sulzbach,  einem  Theile  der  s.  g.  jungen 
Pfalz,  von  der  Glaubensspaltung  an  bis  zum  Kölner- Vergleich.  Aus 
dieser  Geschichte  geht  klar  hervor,  dass  die  Protestanten  weder  aus 
dem  westphälischen  Frieden  noch  aus  der  mangelhaften  Bestitntion 
vom  J.  1649  ein  ausschliessliches  Recht  auf  freie  Beligionsübung  fix 
sich  in  Anspruch  nehmen  konnten,  um  nun  allen  künftigen  Streitig- 
keiten vorzubeugen,  wurde  zwischen  dem  Nutzniesser  von  Sulzbaeh, 
dem  Herzoge  Christian  August,  und  dem  Erbprinzen  von  Pfalz- 
Neuburg,  Philipp  Wilh«lm,  der  im  Jahre  1653  auch  Landesoberherr 
wurde,  zu  Köln  am  22.  Februar  1652  ein  Vergleich  geschlossen, 
durch  welchen  das  Simultaneum  ecclesiasticum  im  Herzogthume  Sulz- 
bach eingeführt  wurde.  Ist  dieser  Vergleich  rechtsgiltig ?  ITach  Ar- 
tikel V  §.31  des  westphälischen  Friedens  können  durch  Einver- 
ständnis zwischen  dem  Landesherm  und  seinen  ünterthanen  Ab- 
änderungen an  der  normalmässigen  Eleligionsübung  gemacht  werden. 
Aus  dem  Memoriale,  welches  die  Sulzbachischen  Landstände  am 
28.  Juni  1653  dem  Landesfürsten  überreichten,  sehen  wir  nun,  dass 
die  Stände  sämmtlich  ihre  Einwilligung  zu  diesem  Vergleich  ge- 
gegeben haben,  folglich  muss  die  rechtliche  Geltung  des  Kölner- 
Vergleiches  anerkannt  werden,  aber  derselbe  war  von  beiden  Gon- 
trahenten  nur  auf  Lebensdauer  geschlossen,   und  somit  erlosch  er 
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mit  deren  Ableben.  Eine  weitere  Bestätigung  dieses  Vergleichs  ist 
nicht  erfolgt;  denn  weder  im  Testamente  Herzogs  Christian  August 
vom  J.  1705  noch  in  der  Erklärung  seines  Nachfolgers,  des  Herzogs 
Theodor,  vom  7.  April  1708  läset  sich  eine  solche  finden,  wie  man 
behauptet  hat.  Herzog  Theodor  erklärte  nur,  dass  unter  seiner  Re- 
gierung das  Simultaneum  angekränkt  erhalten  bleiben  solle,  aus  der 
Begierungsweise  eines  Regenten  aber  kann  für  seine  Nachfolger  keine 
verbindliche  Norm  erwachsen.  Der  Verfasser  verßkhrt  bei  der  Dar- 
stellung dieses  kirchlichen  Rechtsverhältnisses  ganz  objectiv;  er 
lässt  zunächst  die  Akten  selber  sprechen,  welche  er  sich  aus  dem 
Kreisarchiv  in  Amberg  verschafft  hat.  Auch  die  über  die  Einführ- 
ung der  Reformation  im  Herzogthume  Snlzbach  vorhandene  Literatur 
hat  er  fleissig  benützt  und  damit  zugleich  einen  dankbaren  Beitrag 
für  die  Reformationsgescbichte  Bayerns  geliefert. 

München.  8iß>emagl. 

2.  Der  Katholißismus  als  Prifmp  des  Fortschritts.  Von  Dr.  Her- 
fnann  Schell,  Professor  der  Apologetik  und  derz.  Rektor  der 
Universität  Würzburg. 

Der  Kern  der  Broschüre,  welche  bereits  in  fünfter  Auflage 
vorliegt  und  eine  Menge  Besprechungen  veranlasst  hat,  ist  wirklich, 
was  der  Titel  besagt.  In  einer  Polemik  mit  protestantischen  Geg- 
nern, welche  des  Verfassers  Bektoratsrede  angegriffen  hatten,  zeigt 
er  in  tiefer  Begründung,  wie  geistiger  Fortschritt  sich  nicht  nur 
mit  dem  Katholizismus  verträgt,  sondern  auch  von  ihm  gefordert 
wird.  Alle  Wahrheit,  wo  immer  sie  zu  finden  ist,  mit  Liebe  auf- 
nehmen, umfassen  und  dankend  verarbeiten,  das  ist  wahrhaft  katho- 
lisch. Im  Anschlüsse  an  diesen  Kern  kommen  mancherlei  Dinge 
zur  Besprechung ,  welche  die  Erziehung  des  Klerus ,  den  derzeitigen 
Znstand  unter  den  Katholiken,  die  Behandlung  der  Oegner  u.  s.  w. 
betreffen,  so  dass  der  oberflächliche  Beobachter  ein  buntes  Bild  ge- 
winnt und  strenge  Einheit  vermisst.  Aber  der  innere  Faden  ist  ge- 
geben. ScheH  will  den  Fortschritt  für  unsere  Zeit  thatsächlich  ver- 
anlassen und  fördern  und  betont  deshalb  die  Nothwendigkeit  des- 
selben gerade  für  die  Katholiken  der  Jetztzeit,  berührt  die  Hinder- 
nisse und  störenden  Hemmnisse  und  die  Mittel  zur  Erreichung  des- 
selben. Wahre  Begeisterung  für  die  Wahrheit  und  den  wissenschaft- 
lichen Fortschritt,  verbunden  »mit  deutscher  Offenheitc,  beseelt  den 
^  Verfasser.  Doch  mag  diese  Begeisterung,  das  liegt  ja  in  Menschen- 
art, zuweilen  Ausdrücke  hervorrufen,  die  über  das  Ziel  hinausschiessen, 
sie  mag  Veranlassung  sein,  Uebelstände  in  der  Schilderung  zu  über- 
treiben, die  vorgeschlagenen  Mitte}  einseitig  zu  überschätzen,  indem 
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die  allem   Irdischen  anhaftenden  Mängel  vor  dem   Blicke  der   Be* 
geisterung  verschwinden.    Das  darf  beim  Tadel  Schells  nicht  aber- 
sehen werden,  umsomehr,  da  Schell  selbst  bittet,  event.  far  Fehl-* 
griffe  darin  eine  Entschnldigung  zu  finden«    Ausserdem  ist  ku  be- 
achten, dass  der  Verfasser  in  seinen  Ausfubrnngen  nicht  stets  fertige 
Lösungen  der  aufgeworfenen  Fragen  darbietet  und  nicht  darbieten 
will.    Vielmehr  sind  unserer  Ansicht  nach  manöhe  Fragen  in  die 
Diskussion  geworfen  worden  mit  kurzer  Angabe  der  Richtung,   in 
welcher  die  Lösung  liegen  soll,  um   weitere  Besprechung  zu  veran- 
lassen.  Dahin  gehört  die  Frage  nach  Erziehung  des  Klerus.  So  be* 
achtenswerth  die  Erörterungen  Schells  sind,  bedürrten  auch  u.  A. 
die  Gefahren^  welche  eine  Aenderung  der  bisherigen  Erziehungsweise 
herbeifahren  wurde,   einer  eingehenden  Erwägung.   —  Sehr  richtig 
ist   es,    dass    der    Katholizismus   nicht   über  irrige   philosophische 
Systeme  gleich  völlig  den  Stab  bricht,  sondern  den  gesunden  Inhalt 
verwerthet.    Es  kommt  nur  darauf  an  festzustellen «  welches  Resultat 
der  gegnerischen  Forscbnng  gesunde  Speise  ist.     Diese  Feststellung 
ist  bei  den  vielen   miteinander  streitenden  Systemen  keine  leichte 
Arbeit.     Wer  wird   das  richtige    ürtheil  fällen,    wer   ist   Schieds- 
richter?  —    Schell    betrachtet   mit   Recht   die   Dogmen   auf  den 
schwierigen  Pfaden  zur  Wahrheit  als  Wegweiser,  die  nicht  hemmen, 
sondern  fördern.    Dann  muss  der  Inhalt  des  Dogmas  geschützt  wer- 
den von  der  Gefahr,  in  die  Strömung  hineingezogen  und  dadurch 
selbst  flüssig  zu   werden.     Liegt  nicht  diese  Gefahr  wirklich  vor, 
wenn  Schell  im  zweiten  Bande  der  Apologie  durch  Aenderung  des 
Begriffes   »Substanzc   die  Transsubstantiationslehre  dahin  erläutert, 
dass  nach  der  Verwandlung   »die  inhaltliche  Natur  des  Brotes  und 
Weines  bestehen  bleibt  ?€ 

Möge  die  Besprechung  über  die  Schrift  und  Erwiderung  in 
ruhiges  Fahrwasser  einlenken.     Dann  erst  wird  sie  nützen. 
Paderborn.  Otten. 

3.  Danuser,  Die  staaÜichen  Hoheitsrechte  des  KantSns  QraübuH' 
den  gegenüber  dem  Btsthum  Churj  Züricher  Inauguraldisser- 
tation, Zürich,  Speidel  1897,  IV.  96  S.    Pr.  2  M. 
Wenn  auch  die  vorliegende  Frage  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts 
bereits  dreimal  (S.  III.)  eine  eingehende  Darstellung  erfahren,  so 
war  doch  von  einer  Neubearbeitung,   welche  das  neue  Quellenma- 
terial,  die  moderne  Praxis  und  namentlich  das  moderne  schweizerische 
Staatskirchenrecht  berücksichtigt,  eine  nicht  unbedeutende  Förderung 
derselben  zu  erwarten.  Diese  Aufgabe  hat  sich  nun  der  Verfasser  der 
obengenannten  Schrift  gestellt,  und  sie  ist  ihm  auch  gelungen.  Der 
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geschichtliche  Teil  (S.  7 — 57)  seiner  Dissertation  legt  das  Fanda- 
ment  zn  den  S.  58 — 86  angestellten  rechtlichen  üntersachnngen  and 
zeichnet  sich  aus  dnrch  eine  grosse  Klarheit;  jedoch  durfte  an 
manchen  Stellen  eine  schärfere  Hervorhebung  der  jeweilig  in  betracht 
kommenden  juristischen  Gesichtspunkte  ara  Platze  gewesen  sein,  da 
ja  die  Arbeit  rechtshistorischer  Natur  sein  soll.  Der  Streit  drehte 
sich  hauptsächlich  um  die  Bischofswahl,  die  nur  »mit  Rat  des 
Gotteshausesc  vorgenommen  werden  sollte.  (So  nach  Artikelbrief  II 
vom  J.  1526,  einer  von  den  drei  Verordnungen,  welche  den  staat- 
lichen Ausbau  des  neben  dem  Bischof  als  Territorialherrn  bestehen-- 
den  demokratischen  Oemeinwesens  der  drei  Bände:  Ootteshausbund 
von  Ghur,  Grauer  Bund  und  Zehngerichtsbund  vollendeten).  Die 
Bischofswahl  »mit  Rat  des  Gotteshauses«  definiert  der  Verfasser 
S.  20  folgendermassen :  »Der  Wahlakt  ist  nur  nach  Voranzeige  an 
den  Gottesbund  unter  dessen  Bewilligung  vorzunehmen.  Die  Person 
des  Erwählten  muss  gemeinem  Gotteshause  genehm  sein,  und  es 
steht  daher  besagtem  Bunde  die  nachträgliche  Ratifikation  der  Wahl 
zu.€  Dies  ist  auch  jetzt  noch  geltendes  Recht.  S.  78  finden  sich 
die  Hoheitsrechte  des  Kantons  gegenüber  dem  Bisthum  Ghur  kurz 
zusammengestellt : 

1.  Der  Bischof  von  Ghur  muss  ein  bündnerischer  Landsmann  sein. 

2.  Der  Wahlakt  darf  nur  nach  Voranzeige  an  die  Eantonsregierung 
unter  deren  Bewilligung  vorgenommen  werden.  Die  Person  des 
Gewählten  muss  dem  Stande  genehm  sein;  letzterem  steht  die 
nachträgliche  Ratifikation  der  Wahl  zu. 

8.  Sämtliche  canonici  residentiales,  wie  auch  die  canonici  forenses, 
mit  Ausnahme  der  Vertreter  des  Fürstentums  Lichtenstein  und 
Usernthaies,  müssen  sich  als  Bürger  des  Kantons  Graubünden 
qualifizieren« 
4.  Den  bündnerischen  Staatsbehörden  steht,  namentlich  zum  Zweck 
der  Erhaltung  und  richtigen  Verwendung  der  Stiftsgüter,  ein 
allgemeines  Oberaufsichtsrecht  über  die  bischofliche  Vermögens- 
verwaltung zu.  Der  Bischof  ist  ihnen  jederzeit  zur  Rechen- 
schaftsablage verpflichtet. 

Die  Arbeit  leistet  einen  verdienstvollen  Beitrag  zur  Geschichte 
des  schweizerischen  Staatskirchenrechts  und  hat  namentlich  wegen  der 
besondern  Betonung  der  Bischofswahl  eine  allgemeine  Bedeutung. 
Der  Darstellung  der  Geschichte  der  Bischofs  wähl  in  Ghur  bis  zum 
10.  Jahrhundert  widmet  der  Verfasser  die  Einleitung  mit  6  Seiten. 
Nicht  einverstanden  sind  wir  mit  der  Erklärung,  welche  der  Ver- 
fasser für  die  Erscheinung  giebt,   dass  von   Beginn  des  7.  bis  über 
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die  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  hinaus  eine  und  dieselbe  Familie  im 
Besitz  der  Bischofswürde  stand.  Die  Designation  erwähnt  er  dabei 
blos  vorübergehend  in  einer  kurzen  Anmerkung  (S.  2  n.  7)  und  be- 
hauptet ihre  Unmöglichkeit  mit  dem  einfachen  Hinweis  auf  die 
kirchlichen  Verbote.  Dafür  dass  »allgemeine  Beschlüsse  der  fränki- 
schen Konzilec  dieser  Zeit  die  üuzulässigkeit  der  Designation  aas- 
gesprochen, wird  der  Verfasser  wohl  den  Beweis  schuldig  bleiben. 
Er  beruft  sieh  auf  Hinachius  II.  522;  allein  an  dieser  Stelle  heist 
es  ausdrücklich,  dass  jenes  Verbot  zu  ausnahmsloser  Geltung  nicht 
gelangt  sei.  Es  ist  zuzugeben,  dass  man  bei  der  Beurteilung  ge- 
nannter Thatsacbe  an  die  Designation  nicht  in  dem  Sinne  denken 
kann,  dass  der  Bischof  allein  von  sich  aus  sich  einen  Nachfolger  be- 
stellen konnte.  Der  Wahldualismus  Volk  und  Klerus  musste  anch 
hier  berücksichtigt  werden  (vgl.  das  Zitat  aus  Qregor  von  Tours  bei 
Einschius  1.  c.  n.  6).  Dieser  Modus  ist  wohl  auch  hier  denkbar,  da 
er  sich  mit  der  Eantousverfassung  ganz  gut  vereinigen  lässt. 

In  formeller  Beziehung  weist  die  Dissertation  kleinere  M&ngel 
auf.  So  fehlt  z.  B.  bei  den  Zitaten  vielfach  die  Jahreszahl  der 
Herausgabe  des  angeführten  Werkes.  S.  79  n.  3  muss  es  heissen: 
Dranüff   Lehrbuch   des  Eirchenrechts  (nicht:  des  katholischen) ;  an 

gleicher  Stelle  ist  statt  S.  125  zu  lesen  123. 

Dr.  Stiegler, 

4.  VEtat  d  les  Eglises  en  Prasse  saus  Friäeric^QuitUmme  I 
(1718—1740)  par  M.  Georges  Pariset,  Docteur  ös-lettres, 
chärgö  de  cours  ä  la  facult^  des  Lettres  de  Nancy,  ün  fort 
volume  in-8<>  carr^  de  990  pages  (Armand  Colin  et  Cie,  ödi- 
teurs,  Paris),  brecht  12  fr. 

Dem  Ausländer,  sagt  der  Verfasser  in  der  Einleitung  dieses 
umfangreichen  Buches,  erscheint  der  Prenssische  Staat  als  aufs 
engste  vereint  mit  der  protestantischen  Kirche.  —  Von  Joachims  II. 
Hinwendung  zum  Lutherthum  bis  zum  Kulturkampf ,  einer  der 
ersten  Acte  des  neuen  deutschen  Reiches,  scheint  die  Preussische 
Geschichte  eins  zu  sein  mit  der  des  deutschen  Protestantismus,  so- 
dass die  question  eccl^siastique  et  religieuse  hier  neben  der  der 
Armee  alle  anderen  Fragen  beherrscht.  Wenn  für  Preussen  der  Pro- 
testantismus ein  wesentlicher  Factor  seines  Ruhmes  ist,  so  bietet  er 
ebenso  den  besten  Punkt,  von  wo  aus  am  vortheilhaftesten  der 
deutsche  Protestantismus  überhaupt  beurtheilt  werden  kann.  Und 
da  das  Preussische  Ländergebiet  vom  äussersten  Osten  bis  zum 
äussersten  Westen  und  ebenso  von  Norden  nach  Süden  sich  aus^ 
dehnt,  so   kommen  auch  alle  deutschen  Gonfessionen  einem  vor  die 
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Augen,  wenn  man  die  Preussischen  studiert.  Für  das  geschicht- 
liche Nebeneinander  derselben  bildet  die  Regiernngszeit  des  Königs 
Friedrich  Wilhelms  L  einen  ähnlichen  Mittel-  und  Höhepunkt  der 
Betrachtung.  Gleichwohl  ist  ein  Werk  darüber  nicht  vorhanden.  — 
So  Pariset,  der  diese  Lücke  mit  seinem  Buche  ausfüllen  will.  Die 
Begierungszeit  des  gen.  Königs  bilde  eine  üebergangszeit ,  enthalte 
die  Grisis  in  der  Entwickelung  des  Protestantismus  zu  seiner  neuereu 
Form  durch  die  Blüthe  des  Pietismus.  Es  ist  die  günstigste  Zeit 
zur  Beurtheilung  der  Frage  nach  dem  Yerhältniss  Preussens  zum 
Protestantismus.  Der  Verfasser  will  die  Kirche  unter  staatlichem 
und  den  Staat  unter  kirchlichem  Oesichtspunkte  in  dieser  Periode 
betrachten,  und  wie  beide  sich  gegeneinander  verhalten  haben. 
Ausser  den  deutschen  Quellenschriften  und  der  »Correspondance  de 
Brandenbourg«  hat  P.  die  im  Manuscript  vorhandenen  Memoire» 
von  Phil.  Naud^,  der  in  dieser  Zeit  Professor  in  Berlin  war  und 
sich  viel  mit  Theologie  beschäftigte,  etwa  250  pastoreile  Auto- 
biographieen  und  endlich  die  edierten  und  unedierten  kirchlichen 
Begierungsdocumente  Preussischer  Archive  und  Bibliotheken  benutzt. 
Herr  v.  Sybel  hat  ihm  die  Archive  gern  geöffnet.  Namentlich  sind 
ihm  auch  die  reformierten  Pfarrarchive  in  Preussen  zugänglich  ge- 
wesen. 

Die  uns  zunächst  interessirende  Darstellung  des  Verhältnisses 
Friedrich  Wilhelms  I.  zur  katholischen  Kirche  ist  auf  30  Seiten 
von  den  900  des  Buches  abgemacht  und  rangiert  unter  der  über  die 
Dissidenten  und  Juden.  Neues  ist  da  nicht  zu  erwarten.  Die  ganze 
nicht  unbedeutende  katholische,  von  P.  benutzte  Literatur  über  diesen 
Gegenstand  beschränkt  sich  auf  das  märkische  Kirchenblatt,  was  für 
die  kathol.  Militärseelsorge  unter  Fr.  W.  I.  citiert  wird,  und  zwei 
andere  minderwerthige  Publikationen;  sonst  ist  Lehmann  sein  Haupt- 
Gewährsmann.  Selbst  über  das  Norddeutsche  Vicariat  hat  er  diese 
Literatur  gänzlich  ausser  Acht  gelassen. 

Das  Problem  »du  Kulturkämpfe  datiert  P.  sonderbarer  Weise 
erst  von  Friedrich  IL  und  der  Eroberung  Schlesiens,  während  sich 
dieselben  bezüglichen  Vorgänge  bereits  seit  der  Zeit  der  Glevischen- 
Erbschaft  abspielen,  wenn  es  auch  wahr  ist,  dass  äussere,  völker- 
rechtliche, durch  die  Annexionsverträge,  den  WestAl.  Frieden  u.  s.  w. 
gemachte  Festsetzungen  bis  zu  der  genannten  Zeit  in  erster  Linie 
das  Verhältniss  Preussens  zu  seiner  kathol.  Kirche  regelten.  Allein 
das  waren  keineswegs  die  allein  massgebenden  Begierungsmaximen 
vor  Friedrich  IL,  vielmehr  sind  andere  ebenso  wirksam  gewesen,  und 
diese  haben  sich  seit  Joachim  II.   bis  heute  kaum  wesentlich  ge» 
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Ändert  als  durch  die  Verfassung  von  1848,  und  im  Enlturkampf  ist 
man  zu  denselben  so  weit  als  möglich  zurückgekehrt.  Dass  Friedrich 
Wilhelm  I.,   wie  seine   Vorgänger  und  Nachfolger  es  thaten,  auch 
über  die  Katholiken  seines  Landes  nicht  blos  Fürst,  sondern  aach 
Papst  und  Bischof  sein  wollte,  ist  ja  bekannt.     Die  Stellung  der 
kathoL  Bischöfe  zu  Fr.  W.  I.,   welche  von   Alters  her  oder  durch 
p&pstl.  Einrichtung  (Apostolische  Vicariate)  Ordinarien  der  Preassi- 
sehen  Katholiken  waren,  wird  einseitig  nach  Lehmann  dargestellt. 
Hier  ist  die  kathol.  Literatur  gar  nicht  benutzt.    Ebenso  sind  die 
vielen,  wie  gesagt,  einschlägigen  Monographien  in  dem  Kapitel  4 
»Les  catholiques  dans  les  provincescf  z.   B.  die  betreffenden  Pfarr* 
geschichten  der  Erzdiöcese  Köln,  die  wichtigen  Gravamina  religionis, 
die  Arbeiten  über  Preussische  Bepressalien ,  die  Kloster*6eschichtea 
a.  s.  w.  gänzlich  unberücksichtigt  geblieben,  nicht  einmal  das  be- 
kannte Buch  von  Bachern  ist  benutzt   Dieser  ganze  Theil  ist  kaum 
anders  zu  bezeichnen  als  eine  Debersicht  aus  Lehmann  ohne  dessen 
Versuch,  die  Kirchenpolitik  Preussens,  hier  speciell  unter  Fr.  W.  I., 
zu  rechtfertigen  und   zu  glorificieren.    Für  Ausländer  mag  das  ge- 
nügen, für  uns  deutsche  Katholiken  ist  damit  nichts  Neues  geliefert. 
Uebrigens  ist  es  der  Mühe  werth,  die  Resultate  dieses  Theiles  des 
Parisetschen  Buches,  denen  man  im  Allgemeinen  zustimmen  kann, 
und  die  öfter  von  Freund  und   Feind  ausgesprochen  sind,  sich  zu 
vergegenwärtigen.    Sie  wirken  klärend  und  unseres  Erachtens  auch 
versöhnend,    tim  16.  Jahrhundert  schien  es  unmöglich,  dass  unter 
derselben  politischen  Herrschaft  verschiedene  religiöse  Confessionen 
zusammen  wohnen  konnten.    Im  18.  Jahrhundert   ergiebt  man  sich 
darin ,  aber  das  Recht  von  .Ehemals  erscheint  indirekt  wieder :  die 
gesetzliche  Lage  der  Katholiken  unter  einem  protestantischen  Landes- 
herrn und  umgekehrt  ist  geordnet  durch  internationale  Verträge  und 
ändert  sich  mit  dem  Zufall  der  politischen  Combi nationen.    So  er- 
füllen sich  in  unmerklichen  Oebergängen  die  geschichtlichen  Wan- 
delungen.   Das  jus  reformandi  war  eine  politische  Massregel  und 
eine  solche  der  allgemeinen  Sicherheit;  man  zog  die  Glaubensmein- 
ungen nicht  in  Rechnung.    So  hat  auch  Fr.  W.  I.  seinen  Katho- 
liken gegenüber  die  Oründe  (raisons)  der  inneren  und  äusseren  Po- 
litik Y>^alten  lassen ;  er  begünstigt  sie  aus  Qrunden  der  öconomidchen 
und  militärischen  Ordnung;  er  verfolgt  sie  mit  Repressalien.    Die 
katholische  Frage  stellt  sich  ihm  dar  als  eine  solche  des  Völker- 
rechts, oder  allgemeiner  Politik,  mehr  als  eine  religiöse.«  Die  Frage 
nach  seiner  Toleranz  hat  keinen  Sinn.    Im  18.  Jahrhundert  hatten 
die  interconfessionellen  Beziehungen   keinen  moralischen  Charakter. 
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Le  Probleme  ^tait  enoore  d^ordre  roat^riel.  Oa  le  resolvait  par  la 
police  et  non  par  la  philosopbie.c  Aber  die  politische  Lösung  glich 
beinah  der  philosophischen.  >La  tolerance,  comme  principe  de  droit 
public,  est  n66  de  Tasage,  et  cet  nsage  est  n6  Ini-m^mc  de  Tint^ret.c 
Wenn  man  aber  von  dem  pro  and  contra  in  dieser  Politik  absehe, 
meint  P.,  so  müsse  man  auch  seine  Neutralität,  die  dabei  eintrat, 
als  eine  plustdt  malveillante  bezeichnen.  Und  das  stimmt  allerdings 
wieder  mit  den  im  Anfang  angeführten  grossen  Gesichtspunkten 
Parisets,  dass  Protestantismus  und  Preussischer  Staat  als  eine  Ein- 
heit erscheinen,  wobei  wiederum  gesagt  werden  muss,  dass  dieser 
Preussische  Protestantismus  nicht  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Re- 
ligion, Moral  und  Philosophie,  sondern  der  Politik  seit  Joachim  II. 
gewürdigt  und  gewogen  werden  mnss. 

Das  ergibt  sich  dann  auch  aus  dem  ganzen  übrigen  Inhalt  des 
Buches,  der  unter  diesem  Gesichtspunkte  auch  für  die  katholische 
Kirche  und  ihr  Verhältniss  zu  Preussen  von  Wichtigkeit  ist.  In 
dem  Schlusskapitel  fasst  P«  den  Inhalt  des  ganzen  Buches  zusammen 
und  definiert  hier  den  Protestantismus  des  18.  Jahrhunderts  als  la 
ruine  du  catholicisme.  Er  habe  den  Schlussstein  des  Gebäudes  der 
kath.  Kirche,  Papst  und  Bischöfe  beseitigt  und  ein  Gollegium  an 
dessen  Stelle  gesetzt.  Es  glückte  nicht,  nur  die  Pastoren  blieben 
übrig,  ein  LaiencoUegium  trat  neben  sie.  Die  Kirche  verlor  ihr 
eigenes  Leben ,  sie  hatte  kein  eigenes  Haus  mehr ,  sie  hörte  auf  zu 
existieren,  der  eine  wurde  dem  anderen  gleich,  unter  Fr.  W.  sinkt 
die  Protest.  Kirche  immer  mehr;  alles,  Unterricht,  Bechtspflege, 
Charitas,  Feste  und  Cultus  geht  an  den  Staat  über  in  Folge  dieser 
Laicierung.  Um  uns  nicht  im  Unklaren  zu  lassen,  über  seine  per- 
sönliche Stellung  zur  Beligion,  nimmt  P.  die  Gelegenheit  an  dieser 
Stelle  wahr,  folgende  Sätze  zu  schreiben.  Die  Idee  einer  späteren 
Einigung  der  protestantischen  Sekten  mit  der  kathol.  Kirche  ist  an 
sich  nicht  absurd,  aber  der  Protestantismus  a  cr^^  un  ^tat  d'esprit 
et  un  dtat  d'äme  nouveau.  Der  Protestantismus  habe  gezeigt,  dass 
Beligion  weder  Kirche,  noch  Theologie,  noch  Moral  sei.  La  religion 
est  un  culte  et  le  cult,  c^est  Tart  •  .  •  cette  union  (von  Cultus  und 
Kunst)  c*est  la  religion  mSme  . . .  Le  jour  viendra  oü  Tart  rejoindra 
le  culte,  et  ou  la  beautä  sera  la  seule  forme  dont  les  homes  revS- 
tiront  rinconuaissable.  Tout  prStre  sera  un  artiste  et  tout  artiste 
un  prfitre.  Dahin  sollte  die  kathol.  Kirche  ihre  Ziele  richten.  Der 
Protestantismus  habe  treuer  bewahrt  »le  depdt  sacr^  de  V  Inconnais- 
sable.c  La  thäologie  qui  d^finit  n'est  pas  moins  irr^ligieuse  et 
pr&omptueuse  que  le  mat^rialisme  qui  nie.    Le  protestantisme  a  re~ 
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BÜtn6  ä  Dieu  son  caractöre  inconnaissable.  P.  ist  also  ein  richtiger 
Schfiler  A.  Comte's. 

Die  Laicierong  der  Kirche  dorch  den  Protestantismus  hat  in 
Preassen  ?on  selbst  nach  P.  zur  Besitznahme  derselben  durch  den 
Staat  geführt.    Eirchenrecht  und  Staatsrecht  sind  von  da  ab  iden- 
tisch.   Die  Kirche  wird  eine  Section  des  Staates,  die  Pastoren  sind 
königliche  Beamte,  der  Staat  macht  alles,  selbst  Dogmen.    S'il  ^t 
?rai  qu'historiquement  Dieu  n'est  qu'une  croyance,  dans  Thistoire  de 
Prusse,  ce  n'est  pas  Dieu  qui   mena  les  HohenzoUern ,   mais  les 
HohenzoUern  qui  mendrent  Dien  .  .  .  Or,  en  agissant  ainsi,  TBtat 
fayorisait  la  tendance  propre  du  protestantisme.    Der  Staat  nahm 
nur,   was  der  Protestantismus  als  gleichgültig  abgetban  hatte,  du 
letzterer  keine  Prätention  th^ocratique  hatte.    Und  umgekehrt:  >La 
tendance  de  d^christianisation,  qui  est  le  propre  du  protestantisme« 
a  6t6  acc^l^r^e  par  l'^tat  prussien,  et  d*autant  plus  vite  que  T^tat 
^tait  plus  fort.c    Alles,  was  er  nicht  zerstören  konnte,  hat  er  an  sich 
genommen,  nachdem  er  zerstört  hatte,  was  er  sich  nicht  incorporieren 
konnte;  die  Formel:  »Thron  und  Altäre  hat  in  Preussen  keinen  Sinn 
mehr.    Le  tröne  est  un  autel,  et  l'autel  est  un  tröne.    Die  Kirche 
kann  keine  religiöse  Bewegung  mehr  henrorbringen,  dafür  ist  sie  zu 
sehr  geschwächt,  aber  sie  ist  noch  stark  genug,  dass  sie  noch  Ge- 
horsam predigen  kann  und  Resignation.  Die  protestantische  Tendenz 
wird  nicht  auf  halbem  Wege  stehen  bleiben,  sie  wird,  ihr  Werk  vol- 
lenden.   J)6jk  le  clerg^  Protestant  contemporain  n'est  plus  qn*un  re- 
liquat  d'origine  catholique  artificiellement  consacrä  par  le  souverain 
.  .  .  Les  pasteurs  se  sacrochent  ä  la  main  secourable  que  leur  tend 
r^tat,  et,  taut  que  T^treinte  durera,  ils  cesseront  de  glisser  sur  la 
pente  fatale  au  bas  de  laquelle  ils  disparaitront.    Tdles  aofU  les 
eonsequences  de  Pimmanente  laicit^  de  la  R^forme.  L'^tat  Protestant 
prouve  son  Energie  en  sauvant  r%lise.    II  est  devenu  conservateur 
en  matidre  eccl^siastiqne  et  religieuse.    Au  contraire,  dans  les  pays 
catholiques ,  l'^tat  prouve  son  Energie  en  luttant  coutre  r^glise ,  et 
l'intensite  de  son  »anticl^ricalismec  donne  exactement  la  mesure  de 
ses  forces  ...  Les  cons^quences  en  sont  de  grave  portäe.  Les  ^ts 
protestants ,    pour    continuer    d'agir   devront   un   jonr  abandonner 
r%lise  ä  eile  mfime  c'est-ä-dire  au  n4ant.    Die  konstitutionellen 
kathol.  Staaten  haben  das  nicht  zu  thun ,  sie  sind  laiciert  und  mit 
der  Kirche  nicht  verbunden.  Die  protest.  Staaten  müssen  sich  noch 
laicieren,  ob  sie  wollen  oder  nicht. 

Wenn  die  kathol.  Kirche  dabei  existiert  und  blüht,  so  zeigt 
sich  darin  ihre  eigene  Kraft  und  Göttlichkeit.  Diesen  Schlnss  ^ieht  P. 
nicht.    Es  genügt  auch,  wenn  wir  seine  Vordersätze  haben. 
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Nach  diesen  Schlossbetrachtangen  des  Verfassers  ist  es  klar, 
dass  das  Bach  im  Einzelnen  nachweiset,  wie  der  Staat  Friedr.  Wil- 
helms L  von  seinem  gesammten  Protestantismas  Besitz  ergriffen  und 
denselben  sich  incorporiert,  und  wie  er  die  von  der  Reformation  auf- 
gegebenen katholischen  Elemente,  die  ihm  branchbar  schienen,  sich 
angeeignet' hat. 

Es  ist  nicht  noth  wendig,  mit  dem  Verfasser  über  dies  nnd  jenes 
von  kathol.  Standpunkte  aus  sich  auseinander  zu  setzen.  Es  genfigt 
das  Gesagte.  Manches  hat  er  nettement  und  geradeaus,  ä  la  francaise, 
wie  man  dräben  das  nennt,  gesagt,  was  wir  unterschreiben.  Seine 
religiösen  Irrthümer  sind  ebenso  ausgesprochen.  Es  genügt  sie  ge- 
hört zu  haben.  Woher. 
5.  Dr.  Budölphip  Zur  KirchenpoUtik  Preussms.  Paderborn,  Ver- 
lag von  Ferd.  Schöningh.  2.  Aufl.  1897.  182  S.   Preis  1,80  M. 

Nicht  um  eine  Lficke  in  der  Literatur  auszuffillen,  wie  der 
Franzose  Pariset,  sondern  um  einem  practischen  Bedürfnisse  in  den 
politischen  Arbeiten  der  Preussischen  Katholiken  zu  begegnen,  hat 
der  leider  bereits  verstorbene  lieichstags-  und  Landtagsabgeordnete 
Dr.  Rudolphi,  Gymnasial- Dir.  a.  D. ,  das  oben  angekündigte  Buch 
geschrieben,  das  nebenbei  auch  eine  empfindliche  Lücke  in  der  Li- 
teratur auszufüllen  seinen  Beitrag  liefert.  Das  Buch  ist  deshalb  so- 
fort vergriffen  und  liegt  bereits  in  einer  zweiten  Auflage  vor,  zu 
welcher  der  Verstorbene  das  Material  noch  hat  liefern  können.  Das 
erste  Kapitel  deckt  sich  theilweise  mit  dem  Gegenstande  des  Buches 
von  Pariset,  giebt  aber  eine  ganz  kurze  Uebersicht  über  das  Ge- 
sammtverh&ltniss  von  Brandenburg-Preussen  zur  kathol.  Kirche,  wo- 
bei die  gravamina  religionis  in  den  Vordergrund  treten,  die  Lehmann 
so  sehr  in  den  Hintergrund  setzt,  und  bei  König  Friedrich  Wil- 
helm I.  seine  wirthschaftlich-militftrischen  Bestrebungen,  die  ihm 
ungünstige  und  günstige  Dekrete  eingaben.  Der  Wertb  des  Buches 
liegt  in  den  folgenden  Kapiteln  über  die  verschiedenen  Sftcularisa- 
tionen  katholischen  Kirchengutes  durch  Preussen,  die  von  der  Zeit 
datieren,  dass  es  katholisch  gebliebenes  Gebiet  erwarb,  also  von  1609 
an.  Rudolphi  behandelt  unter  der  üeberschrift  S&cularisation  der  Ein- 
künfte die  Schätzungen,  welche  bis  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
in  Preussen  den  katholischen  Instituten  oft  in  solcher  Höhe  aufge- 
legt wurden ,  dass  die  später  erfolgte  wirkliche  Sftcularisation  nicht 
viel  schlimmer  war*  Der  hier  zusammengetragene  Stoff  kann  im 
Einzelnen  noch  sehr  ergänzt  werden.  Eine  andere  Art  der  staat- 
lichen Ausnützung  von  Kirchengütem  nennt  der  Verfasser  Sftculari- 
sation der  Bewirthschaftung,  wobei  die  Fälle  gemeint  sind,  in  denen 
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der  Staat  die  Verwaltimg  von  Eirchengütern  an  sich  nahm  and  die 
meisten  Einkünfte  fdr  sich  behielt.    So  ist  es  namentlich  in  Colm 
und  Ermland  geschehen.  Eine  dritte  Art  der  Säcnlarisation  in  dieser 
Zeit  ist  die  der  Besitzergreifung,  die  namentlich  den  Jesaitengütem 
gegenüber    Platz    gegriffen    und   bei    solchen    kirchlichen    Ofitern, 
deren  Besitzer  im  Auslande  ihren  Sitz  hatten,  was  in  Eriegszeiten 
besonders   leicht  geschehen  konote.      Der  Verfasser   geht   aber    in 
diesem  Eapitel  sofort  zur  grossen  Säcalarisation  zu  Anfang  unseres 
Jahrhunderts  über  und  zählt  die  in  den  säcularisierten  Bi«thQmem 
erworbenen  VermOgensstücke,  öfter  mit  Angabe  ihres  Verkaufswerthes 
oder  ihrer  Einkünfte  auf.  Der  Verlauf  dieser  Action  und  die  genaue 
Inventarisierung  findet  sich  in  den  Staatsarchiven,  die  zu  freier  Be- 
nutzung für  diese  Acten  noch  nicht  zur  Verfügung  der  Forseber 
stehen.    Budolphi  war  deshalb  auf  andere  Quellen  angewiesen ,  die 
nur  theilweise  genannt  sind,   üeber  die  öffentlichen  Versteigerungen 
vieler  Kirchengüter  bieten  schon  die  Zeitungen  jener  Zeit  eine  Fülle 
von  Material,   das  immerhin   nur  mit  grosser  Mühe  zusammenge- 
bracht werden  kann.     Der  Verfasser   hat  hierbei  einen   Staunens- 
werthen  Bienenfleiss  aufgewendet  und  für  Einzelforschungen  die  We^ 
gewiesen.  Unter  den  Debersch  ritten  Bisthflmer  und  Domcapitel,  ins- 
besondere Kirchen  und  Pfarreien,  noch  im  Besitze  des  Staates  be- 
findliche Grundstücke,   Qesammtwerth   der   eingezogenen    Eirchen- 
güter,   Jesuitengüter   und   Sftcularisation   protestantischer  Eirchen- 
güter  werden  zu  den  Häuptausführungen  dieses  Eapitels  noch  Nach- 
träge geliefert,  die  ebenso  werthvoU  sind,  wie  jene. 

Das  dritte  Eapitel  redet  von  den  bei  all'  den  Sücularisationen 
übernommenen  rechtlichen  Verpflichtungen  des  Staates.  Sie  besteben 
hauptsächlich  in  der  Dotierung  der  Bisthümer,  Eirchen,  Semina- 
rien  etc. ;  die  einzelnen  Rechtstitel  ans  Verträgen,  Conoordaten,  dem 
Reichsdeputationshauptschluss ,  Edicten  etc.  werden  aufgeführt,  na- 
mentlich die  der  Bulle  De  salute  animarum.  Das  folgende  Eapitel 
erzählt  die  Geschichte  der  Execution  der  letzteren,  die  ja  noch  nicht 
zum  Abschluss  gekommen  ist,  wie  die  Verhandlungen  des  Preussi- 
schen  Landtags  jedes  Jahr  zeigen.  Dann  wird  im  fünften  Eapitel 
die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  zum  Gegenstande  der  Unter- 
suchung und  Anklage  gemacht.  Die  Sicherstellung  der  Dotation  ist 
bekanntlich  nicht  erfolgt,  die  Unterhaltung  der  bischöfl.  Behörden  in 
den  geringen  ausgesetzten  Beträgen  als  abgeschlossen  erklärt,  den 
Seminarien,  Emeriten-  und  Demeritenanstalten  und  den  Domkirchen 
gegenüber  ebenso  gehandelt 

üeber  Pfarreien,   Eirchen   und   Elöster    handelt   ein    eigenes 
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Kapitel.  Hier  sind  es  die  betreffeDden  Posten  der  jetzigen  Staats- 
Etats,  welche  auf  Grand  des  Torher  Gesagten  einer  Oritik  unter- 
worfen werden.  Dasselbe  geschieht  in  dem  Kapitel  über  die  Ver- 
wendung des  Bäcularisierten  Kirchengutes,  wobei  es  sich  hauptsäch- 
lich um  eingezogenes  Stiftungsvermögen  handelt,  das  nach  den  Staats- 
Etats  vielfach  seinem  Zweck  entfremdet  ist.  Allgemeine  Betracht- 
ungen bietet  das  achte  Kapitel  über  die  rechtliche,  sociale,  kirch- 
liche Bedeutung  der  Säcnlarisation.  Hier  weiset  der  Verfasser  be- 
sonders hin  auf  die  Verschlechterung  des  corpus  catholicorum  gegen- 
über dem  der  Protestanten  in  Deutschland  in  Folge  der  Säcnlarisa- 
tion, die  ja  auf  der  Hand  liegt. 

Zu  dem  von  Pariset  aufgestellten  Satze,  dass  Preussen  und  der 
Protestantismus  dasselbe  seien  und  der  Staatsschutz  des  letzteren  der 
Natur  der  Sache  entsprechend,  liefert  in  den  letzten  vier  Kapitel 
Rudolph!  einen  Commentar  durch  zahlreiche  Einzelangaben,  wie  sie 
Pariset  nicht  besser  wünschen  kann.  Wenn  derselbe  mit  seinem 
Vordersatze  Recht  hat,  so  kanh  ja  von  Imparität  keine  Rede  sein. 
Allerdings  muss  er  dann  zugeben,  dass  der  Faden  Friedrich  Wil- 
helm des  I.  einfach  weiter  gesponnen  wird  in  Preussen,  obschon  die 
Verfassungsurkunde  ihn  formell  zerschnitten  hat.  Diese  letzten  vier 
Kapitel,  namentlich  das  neunte  mit  seinen  34  Druckseiten  über 
Forderung  protestantischer  kirchlicher  Interessen,  Staatsleistungen 
nach  der  Kopfzahl  der  Gonfessionen ,  Minister  Dr.  Bosse  und  die 
katholischen  Interessen  und  über  die  kath.  Fraktion  bringen  den  Be- 
weis der  enormen  Bevorzugung  der  protestantischen  Kirche,  der 
systematischen  Beförderung  der  Interessen  derselben  durch  grosse 
Staatszuwendungen.  Es  sind  Beiträge  zu  der  alten  und  wieder  neu 
erwachten  Paritätsfrage  in  Preussen,  die  immer  wieder  angeschnitten 
und  aufgeworfen  wird  und  doch  erst  eine  gründliche  Behandlung  er- 
fahren kann,  wenn  die  Vorarbeiten  für  dieselbe  in  genauen  Zahlen 
und  Angaben  geliefert  sein  werden.  Rudolphi  hat  hier  gezeigt,  wie 
viel  man  schon  zur  Hand  hat,  und  wie  viel  noch  beigebracht  wer- 
den kann.  Es  ist  im  Interesse  der  kathoL  Sache  wahrlich  sehr  zu 
bedauern,  dass  der  Mann  mit  dem  eisernen  Fleiss  und  Willen,  mit 
der  Geradheit  und  Ehrlichkeit  seines  Wesens,  mit  der  Unbefangen- 
heit und  Festigkeit  seines  Charakters,  der  Treue  in  seinem  Berufe 
und  der  Opferfreudigkeit  eines  erleuchteten,  lautern  und  frommen 
Priesters  uns  durch  den  Tod  entrissen  ist.  Reichlich  hat  er  ver- 
dient, dass   wir  ihm  ein  treues  Andenken  bewahren  und  seiner  im 

Gebete  nicht  vergessen. 

Woker. 
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6.  Das  kirchliche  Bücherverbot.    Ein  Commentar  zur  Konstitution 
Leo's  XIIL,  »Officiorum  ac  manerum«  vom  24.  Janaar  1897.   Von 
Dr.  Joseph  HcUweck^  Professor  am  bischöfl.  Lycenm  zu  Eicbstätt. 
Mainz,  Verlag  von  F.  Kirchheira  1897.  gr.  8«.  S.  63.  Pr.  0,75  M. 
Vorstehender  Commentar  zu  der  neuesten  Konstitution  Leo*s  KIII. 
ist  der  erste  der  Zeit  nach  und  dürfte  es  auch  für  l&ngere  Dauer 
bleiben  der  Qäte  nach.    Derselbe  richtet  sich  an    »alle  gebildeten 
Katholiken,  die  mit  Bächerwesen  zu  thun  haben,  oder  dafür   sich 
interessiren ,  namentlich  aber  an  den  Klerus,  for  welchen  eine  ge- 
nauere  Kenntniss  dieses  Gesetzes  unbedingt  nothwendig  istc     Die 
Einleitung  (S.  1  — 13)  gibt  einen  geschichtlichen  Deberblick  über  das 
kirchliche  Bficherverbot  und  stellt  kurz  die  Grundsätze  auf,  welche 
bei  Erklärung  eines  odiosen  Gesetzes,   speziell   der  gegenwärtigen 
Konstitution  zur  Anwendung  kommen.     Den  Stoff  selbst  zerlegt  der 
Verfasser  in  vier  Theile:  1.  Lektüre  und  Aufbewahrung  (S.  13 — 29); 
2.  Herausgabe  der  Bücher  (8.  29—34);  3.  Verlag  und  Verbreitung 
der  Bücher  (S.  34—40);  4.  Censur  (S.  40—49).    Als  Anhang  folgt 
der  Text  der  Konstitution  nebst  Register  (S.  49—63).  Der  Gomoientar 
ist  wissenschaftlich   und   doch   allgemein  verständlich   geschrieben. 
ViTo  verschiedene  Ansichten  obwalten  können,  folgt  der  Verf.  seinem 
anfangs  aufgestellten  Princip  gemäss  der  milderen,  natürlich  solange 
ihm  diese  überhaupt  wissenschaftlich  haltbar  erscheint.    Dass  man 
trotzdem  hie  und  da  anderer  Meinung  sein  kann,   ist  nicht  ausge- 
schlossen.  Auch  wird  es  nicht  ausbleiben,  dass  an  die  Indexkongre- 
gation manche  dubia  gelangen,  deren  Entscheidungen  vielleicht  ein 
anderes  Resultat  ergeben  werden,   als  bisher  angenommen  wurde. 
Dass  z.  B«  durch  die  neue  Konstitution  die  Frage  entschieden  sein 
soll,  wonach  unter  dem  Begriffe  » Bücherc  nicht  Manuskripte  zu  ver- 
stehen seien,   wohl  aber  lithographirte  etc.  Erscheinungen,  will  uns 
nicht  einleuchten.     Auch  mit  dem   »inconsultis  suis  Ordinariisc  ist 
es  so  eine  Sache.    Wir  haben  bei  den  Konstitutionen  Leo*s  XIII. 
nicht  selten  mit  dem  gewählten  Ausdruck  zu  rechnen.  Doch  das  sind, 
wie  gesagt,  Meinungsverschiedenheiten,  die  bei  der  Interpretation 
eines  Gesetzes  nie  ausbleiben ;  es  ist  selten,  dass  bei  solchen  Arbeiten, 
wo  hunderte  von  Fragen  müssen  beantwortet  werden,  zwei  Moralisten 
oder  Kanonisten  in  allen  Punkten  übereinkommen.    Im  Qrossen  und 
Ganzen  wird  sowohl  der  Theologe  als  auch  Kanonist  den  Ansichten, 
Ausführungen  und  Begründungen  des  Verf.  zustimmen  müssen.  Jeden- 
falls wird  der  Commentar  viel  zur  Klärung,  zum  leichteren  Verständniss 
und  zur  weiteren  Verbreitung  der  neuen  Konstitution  beitragen,  wes- 
halb er  besonders  dem  Klerus  sehr  zu  empfehlen  ist         Heiner. 
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B.    Zeitsehrlftdnsehau« 

(Geschlossen  Ende  Juni  1897.) 

Analeota  ecciesiastica  annus  IV.  fasc.  11 :  Gollectio  Besolutio* 
nam  Responsoramqne  S.  Officii  S.  462—65.  —  G.  Dilgshron^  De 
Kevisione  et  approbatione  libroram  typis  describendornm  S.  472 — 75. 
fasc.  12.  Nonnall^  docnmenta  inedita  S.  Congregationis  Episcoporam 
et  Regularium  (1677—1690)  S.  496-97.  Die  Bibliotheka  Casana- 
tensis  enthält  nebeo  andern  Akten  der  römischen  Gongregationen 
62  Bände,  die  Ontachten  nnd  Entscheidungen  der  Gongregation  der 
Bischöfe  und  Regalaren  aus  den  Jahren  1677 — 1690  geben.  Es  wer- 
den einige  Auszüge  aus  den  Bänden  niitgetheilt. 

Revue  d'histoire  et  de  Iitt6rature  religieusee.  Anna  et  tome  L 
Nr.  2:  L.  Duchesne,  Les  preniiers  temps  de  l'^tat  pontifical  S.  105 
— 46.  Mit  der  Anschaulichkeit,  die  ein  tiefgehendes  Studium  der 
Quellen  und  die  Eenntniss  des  geschichtlichen  Bodens  gewinnen 
lassen,  allerdings  theil weise  in  einer  Form,  die  nur  die  französische 
Sprache  des  Vf.s  gestattet,  schildert  der  berühmte  Herausgeber  des 
Liber  pontificalis  die  ersten  Zeiten  des  Kirchenstaats.  Die  nächste 
Ursache,  die  zur  Gründung  desselben  führte,  war  nach  D.  der  all- 
gemeine Abscheu  der  Römer  vor  der  Herrschaft  der  Langobarden.  — 
Nr*  8  2*  art.  Les  temps  de  Gharlemagne  S.  238—86.  D.  schildert 
die  damalige  Organisation  der  römischen  Curie,  die  Art  der  Vor- 
bildung der  römischen  Gleriker,  die  sich  verheiratheten  und  erst 
nach  Empfang  der  höheren  Weihen  von  ihren  Frauen  sich  trennten. 
Die  Klöster  waren  damals  von  geringer  Bedeutung  in  Rom.  Die 
Eaiserkrönung  am  Weihnachtstage  des  Jahres  800  war  ein  bedeuten- 
der Akt,  doch  hatten  die  Handelnden  keine  klare  Vorstellung  von 
der  Tragweite  desselben.  Wie  unter  Hadrian,  so  war  auch  jetzt  das 
Verhältniss  zwischen  den  Päpsten  und  ihren  fränkischen  Beschützern 
nicht  bis  in  das  Einzelne  geregelt.  —  Nr.  3.  P.  Pisani,  Les  chr6- 
tiens  de  rite  Orientale  ä  Venise  et  dans  les  possessions  v^nitiennes 
(1439—1791)  S.  201-24.  Gibt  ein  deutliches  Bild  der  Kirchen- 
Politik  der  Serenissima,  die  anderhalb  Jahrhunderte  lang  die  griechische 
Gemeinde  in  Venedig  offiziell  als  katholisch  ansah,  obgleich  sie  that- 
sächlich  schismatisch  war  und  ihre  Häupter  die  Investitur  vom  Pa- 
triarchen von  Gonstantinopel  erhielten.  —  Nr.  4.  L.  Duchesne  ^  Les 
Premiers  temps  de  Tätat  pontifical.  8*  art.  L'empire  Italien  S.  297 
—334.  Die  Wiederherstellung  des  Kaiserthums  hat  zunächst  nur 
wenig  an  dem  Verhältniss  des  Papstes  zu  den  fränkischen  Fürsten 
geändert.    Das  Privilegium ,  das  Kaiser  Ludwig  der  Fromme  Papst 
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Paschalis  im  J.  817  ausstellte,  hatte  noch  vollkommen  freie  Papst- 
wahl gewährt»  die  Verwickelungen  jedoch,  die  seit  dem  Tode  Karls 
des  Grossen  der  beständige  Konflikt  zwischen  dem  Klerus  und  dem 
Adel  in  Rom  hervorgerufen  hatte»  führten  zur  Constitution  Lothars  L 
vom  J.  824.    Die  Wahl  des  Papstes  steht  allein  den  Römern  zu ; 
im  Gegensatz  zu  den  Bestimmungen  des  Goncils  vom  J.  769  nehmen 
nun  wieder  die  Laien  neben  dem  Klerus  an  der  Wjihl  theil;  der  er- 
wählte Papst  leistet  vor  der  Consecration  in  Gegenwart  des  kaiser- 
lichen Missus  und  des  Volkes  nach  einer  festgesetzten  Formel  einen 
Eid.    Die  kaiserliche  Constitution  ward  jedoch,  wie  die  Wahlen  der 
Päpste  Sergius  II.   (im  J.  844)  und  Leo  IV.   (im  J.  847)  zeigen, 
nicht  genau  beobachtet.    Die  Macht  der   Karolinger  stieg  wieder« 
als  Ludwig  IL,  der  Sohn  Lothars,  das  lombardische  Reich  regierte. 
Dem  Einfluss  Ludwigs  II.  verdankt  Nikolaus  I.  seine  Erhebung  (im 
J.  858).    --  Nr.  5.  4*  art.   La  succession  de  Louis  II.  S.  453—83. 
Die  schwierige  Lage ,  in  die  auch  der  Kirchenstaat  durch  den  Nie- 
dergang des  Karolingischen  Hauses  gerieth,  erfährt  durch  D.  eine 
ungemein  klare  Darstellung,  die  hier  bis  zum  Tod  Kaiser  Lamberts 
(im  J.  898)  geführt  ist.  —  Nr.  6.   5*  art.  La  maison  de  Tb^o- 
phylacte  S.  489—514.    Eine  mächtige  römische  Familie,   die  des 
päpstlichen    Vestiarius   Theophylakt,    leitete    in   vier   Generationen 
60  Jahre  lang  die  Geschäfte  des  Kirchenstaates;  die   Päpste  waren 
nur  in  der  Theorie  weltliche  Herrscher,  unter  Alberich,  dem  Sohne 
der  Marozia,  erscheint  die  Familie  auf  der  Höhe  ihrer  Macht,  auf 
den  Münzen  erscheint  der  Name  Alberichs  neben  dem  des  Papstes. 
Alberich   war  princeps  et  omnium  Romanorum  senaior;  dem  Titel 
princeps  fügte  er  selbst  das  Beiwort  humüis  hinzu ,  die  Andern  er- 
setzten es  durch  gUriosus.  Im  übrigen  war  die  Regierung  Alberichs^ 
der  sich  des  Rathe.s  Odos  von  Glugnj  bediente,  für  die  kirchliche 
Beform  von  grossem  Yortheil.   D.  ist  geneigt,  eine  Verunechtung  des 
berühmten  Ottonischen  Privilegiums  vom  J.  962  anzunehmen.  Trotz 
der  gemässigten  Ausdrucksweise  des  Privilegiums  war  nun  die  Papst- 
wahl thatsächlich  in  die  Macht  des  Kaisers  oder  des  sonst  die  kaiser- 
lichen Rechte   Ausübenden   gegeben.  —  Ann4e  et  tome  II.  Nr.  3. 
6*  art.  Les  papes  d'Empire  S.  193—222.  Die  Zeit  offenbart  bei  allem 
Wechsel  der  Person  stets  den  nämlichen  Conflikt  zwischen  dem  Führer 
der  nationalrömischen  Aristokratie  und  dem  germanischen  Kaiser- 
thum.    D.  mahnt  die  Privilegien,  die  von  den  Kaisern  den  Päpsten 
ausgestellt  wurden,  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen.     Den  Grund  der 
Legitimität  Nikolaus  IL  sieht  D.  in  der  Thatsache,  dass  seine  Wahl 
von  dem  deutschen  Kaiserhof  bestätigt  worden  war.    Dies  war  über* 
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haupt  seit  P.  Leo  VIII.  die  äussere  Garaotie  der  Legitimität  ge* 
worden.  Je  deutlicher  die  Lage  sich  offenbarte,  desto  härter  empfand 
man  das  unpassende  derselben.  Das  Papstwahldecret  vom  J.  1059 
bedeutet  in  der  That  einen  entschiedenen  Bruch  mit  dem  traditio- 
nellen Rechte  der  Kaiserkrone. 

Revue  historique  tom.  68*  Imbari  de  la  Tour,  Les  paroisses 
rurales  dans  Tancienne  France.  Deuxieme  partie.  L'orgaoisatioD  de  la 
paroisse  ä  r^poque  Carolinyenne  S.  1--41.  In  der  Fortsetzung  seiner 
trefflichen  Arbeit  (s.  oben  S.  212 — 13)  schildert  J.  die  Organisation 
der  Pfarreien  in  Frankreich  im  9.  Jh.  Die  Zahl  der  Pfarreien  hat 
sich  im  späteren  Mittelalter  noch  vermehrt,  die  Struktur  derselben 
ist  die  nämliche  geblieben.  Vielfach  fällt  nun  der  Bezirk  der  Pfarrei 
mit  dem  der  viUa  zusammen ;  doch  umfasst  der  Pfarrbezirk  mitunter 
auch  mehrere  viUae^  es  kommt  auch  vor,  dass  eine  villa  in  mehrere 
Pfärrbezlrke  getheilt  ist.  Allgemeine  Segeln  lassen  sich  nicht  auf- 
stellen. Im  11.  Jh.  verschwindet  die  viUa^  an  die  das  System  der 
Pfarreien  sich  anlehnte,  und  wird  doch  die  paroehia  als  territorialer 
Bezirk  ersetzt ;  diese  selbst  bereitet  das  moderne  Dorf  vor.  Die  kirch- 
liche Organisation  der  Pfarreien  war  nach  ihrer  Bedeutung  und  ihrem 
Umfang  verschieden.  War  an  manchen  Pfarrkirchen  ein  verhältniss- 
mässig  zahlreicher  Klerus  angestellt,  so  hatten  doch  viele  nur  einen 
Priester.  Der  Bischof  war  der  gemeinsame  Hirte  der  Gläubigen  der 
Diöcese  geblieben,  der  Klerus  war  in  hohem  Masse  von  ihm  ab- 
hängig. Die  Vollmachten  der  Archidiacone  waren  sehr  gross,  J.  zählt 
ihre  Pflichten  wie  die  der  Bischöfe  und  Pfarrer  auf.  Die  Decane  sind 
in  ihren  Vollmachten  dem  Merovingischen  Archipresbyter  sehr  ähn- 
lich. J.  handelt  auch  von  der  Art  der  Besetzung  der  Pfarreien,  der 
dnabsetzbarkeit  der  Pfarrer.  Das  Ideal ,  das  die  kirchliche  Gesetz- 
gebung vorzeichnete,  wurde  leider  nur  in  sehr  geringem  Masse  ver- 
wirklicht. Die  schlimmen  Folgen  des  Feudalsystems  machten  sich 
ffir  den  Landklerus  fühlbar.  Jeder  Pfarrbezirk  bildete  auch  einen 
Zehentbezirk,  der  in  den  libelli  dotis  der  Kirchen  genau  bestimmt 
ward.  Der  Zehent  war  die  bedeutendste  Binnahmeqnelle.  Daneben 
lieferten  andere  Einkünfte  die  Oblationen,  die  Censusabgaben ,  die 
Erträgnisse  der  verpachteten  Güter,  die  Abgaben  der  Precaristen,  die 
Stolgebnhren  für  die  Spendung  der  Sacramente,  die  Todtenmessen, 
endlich  die  Abfassung  der  Urkunden.  Die  Einkünfte  waren  beträcht- 
lich, doch  auch  die  Lasten  gross.  Die  Pfarrei  war  nicht  blos  ein 
religiöser  Mittelpunkt,  sondern  auch  eine  Centralstätte  des  Unter- 
richts und  der  Wohlthätigkeit.  Sie  war  im  kleinen  der  Staat ,  wie 
ihn  die  Theoretiker  der  Zeit  träumten.  Der  Volksunterricht,  der  un- 
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entgeltlich  and  nicht  obligatorisch  war,  trug  einen  ausschliesslich 
ligiösen  Charakter.  Die  Schule  war  für  die  einen  die  Vorbereitang 
zum  Priesterstand,  die  andern  lernten  dort  zum  mindesten  die  Bücher 
der  Kirche  lesen.  Die  Matrikel,  die  jede  P&rrei  haben  sollte,  war 
die  Oenossenschaft  der  amtlich  unterstützten  Armen,  Bestimmte 
Einkünfte  waren  der  Oenossenschaft,  die  fähig  war,  Eigenthnm  zu 
besitzen,  zugewiesen.  Auch  Bruderschaften  (collectae)  fehlten  nicht 
in  den  Pfarreien.  Die  Pfarrkirchen,  vielfach  aus  Holz,  doch  auch 
aus  Stein,  waren  der  Mittelpunkt  nicht  blos  des  religiösen,  sondern 
auch  des  bürgerlichen  Lebens.  Von  den  Pfarrkirchen  sind  die  Siic* 
cursalen  der  Pfarreien,  die  oratoria  publica  einerseits,  die  oratoria 
privata  in  den  Wohnungen  der  Grossen  anderseits  zu  unterscheiden. 
Durch  die  zahlreichen  Einzelnheiten,  die  J.  beibringt,  erhält  die 
treffliche  Darstellung  auch  hohe  Anschaulichkeit. 

Zeitschrift  fOr  katholische  Theologie.  21.  Bd.  1.  Heft:  J.  Bte- 
derlack,  Zur  Veräusserung  von  Eirchengütern  S.  378 — 84.  Die  Strafe 
der  Excommunication,  die  nach  der  Extravagante  ÄmbUtostie  gewiese 
Personen  wegen  der  unerlaubten  Veräusserung  von  Eirchengut  trifft, 
besteht  heutzutage  in  voller  Eraft,  da  sie  durch  die  Constitution 
Apostolicae  Sedis  vom  12.  October  1869  erneuert  wurde  (s.  §.  S  der 
Excommunicationes  latae  sententiae  nemini  reservatae,  Fontes  iuris 
ecclesiastici  novissimi  ed.  Ph.  Schneider  S,  67).  Ist  auch  in  dieter 
Beziehung  durch  die  derogierenden  Glauseln  der  genannten  Gonsti* 
tution  jede  gegentheilige  Gewohnheit  abgeschafft  worden,  so  ist  doch 
fraglich,  ob  die  Gewohnheit,  Eirchengut  ohne  vorhergängige  Erlaub- 
niss  des  hl.  Stuhles  zu  veränssem,  ihrem  ganzen  umfange  nach  auf- 
gehoben ist.  Diese  Gewohnheit  scheint  insbesondere  da  noch  zu  Recht 
zu  bestehen,  wo  ein  Gut  von  einem  kirchlichen  Institut  an  ein  anderes 
übergeht.  S.  oben  unter  IV.  Mittheilungen  S.  179  f.  den  Aufsatz 
»Veräusserung  und  Erwerbung  von  Eirchengut  in  Preussen.c 

Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung  fOr  Reohtsgesohichte.  17.  Bd. 
Germanistische  Abtheilung.  H.  Brunner^  Die  uneheliche  Vaterschaft 
in  den  älteren  germanischen  Rechten  S.  1—32.  Das  rechtliche  Merk- 
mal der  germanischen  Ehe  liegt  nicht  in  der  rechtlichen  Stellung 
der  Einder,  sondern  in  der  rechtlichen  Stellung  der  Ehefrau  (S.  11). 
Diese  Folgerung  ergibt  sich  aus  dem  Erbrecht  der  ausserehelichen 
fränkischen  Eönigssühne.  West-  und  ostgermanische  Rechte  zeigen 
uns  eine  erlaubte  Geschlechtsverbindung,  die  nicht  dU  erste  Ehe  giU. 
Die  Abhandlung  beschäftigt  sich  zunächst  mit  dem  Erbrecht  der  un- 
ehelichen Einder. 

Zeitschrif  fOr  daa  Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart 
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hgg.  von  C.  S.  Grünhut  24.  Bd.  1.  Heft  S.  207—215.  M.  v.  Hussareh 
bespricht  hier  die  Arbeiten  Brentanos  and  Krasnopolshis  über  das 
Ehehinderniss  der  höheren  Weihen  und  der  feierlichen  Gelübde  nach 
dem  Osterreichischen  allgem.  bürgert.  Gesetzbach  (s.  Heiner  im  Ar- 
chiv f.  kath.  E.-R.  76,  461  f.).  H.  meint:  »Wollte  man  die  ver- 
schiedenen Abhandlangen  Brentanos  als  juristische  Schriften  kriti- 
sieren, so  müsste  die  Kritik  vernichtend  aosfallenc  (S.  208).  H.  bil- 
ligt durchaus  die  Auslegang,  die  Krasnopolski  in  üebereiustimmung 
mit  Rittner  und  Laurin  der  lex  lata  gibt.  Die  Entstehungsgeschichte 
des  a.  bgU  G.-B.  zeigt,  dass  das  genannte  Ehehinderniss  vom  Staate 
selbständig  und  unabhängig  von  der  kirchlichen  Gesetzgebung  auf- 
gestellt wurde.  Die  Fortdauer  des  Hindernisses  unter  allen  Um- 
ständen ist  im  Rahmen  des  österreichischen  a.  bgl.  G.-B.  ganz  con- 
sequent,  da  auch  §.  111  des  nämlichen  G.-B.  das  Band  der  Ehe 
unter  Lebenden  für  unauflüslich  erklärt,  wenn  nur  ein  Ehegatte  im 
Zeitpunkt  der  Eheschliessung  Katholik  gewesen  ist.  Das  5sterr.  Ge- 
setzbuch, das  im  Gegensatz  zu  den  nivellierenden  modernen  Gesetz- 
gebungen das  Eherecht  entsprechend  den  Grundsätzen  der  einzelnen 
Gonfessionen  ausgestaltet  hat,  verletzt  durch  seine  Bestimmung  in  dem 
einschlägigen  §.  63  nicht  die  Parität,  da  dieses  Wort  auch  auf  diesem 
Gebiete  nicht  bedeuten  kann,  Jedem  das  Gleiche,  sondern  nur  Jedem 
das  Seine.  Die  Abhandlung  ist  ebenso  wie  die  oben  (S.  216)  ange- 
führte des  nämlichen  Yf.s  lehrreich  durch  die  allgemeinen  Gesichts- 
punkte, die  sie  hervorhebt 

Deutsche  Zeitschrift  fOr  Kirchenrecht  hgg.  von  Friedberg  und 
Sehling.  6.  Bd.  S,  Heft:  K.  Köhler,  »lieber  die  Möglichkeit  des 
Kirchenrechts.€  Dritter  Artikel.  S.  259—72.  »Eine  innere  Unmög- 
lichkeit des  Thätigwerdens  des  Rechts  in  der  Kirche  ergibt  sich 
weder  aus  dem  Begriff  des  Rechts,  noch  aus  dem  der  Kirche.«  Die 
Lehre  der  lutherischen  Theologen  des  Reformationszeitalters  über  den 
kirchlichen  Beruf  der  Obrigkeit  ist  durchgängig  von  mittelalterlichen 
Gedanken  und  Vorstellungen  durchsetzt.  K.  fordert  »ein  Kirchen- 
regiment, das  von  dem  geistlichen  Amt  verschieden,  daher  nicht  ledig- 
lich auf  das  Wirken  durch  Mahnung  und  Belehrung  angewiesen  ist.« 
Dieses  Kirchenregiment  muss  aber  von  dem  Staatsregiment  anter- 
schieden  sein.  —  v.  Bötticher^  Ein  Rechtsstreit  aus  Niedersachsen  betr. 
Ansprüche  der  geistlichen  Stellen  an  die  Almend.  Zweiter  Artikel. 
S.  273—330.  Für  die  Rechtsgeschichte  der  Pfründeverhältnisse  in 
Niedersachsen  von  Interesse.  —  A.  Halban,  Zum  Studium  der  Li- 
teraturgeschichte des  Kirchenrechts  S.  331— 39;  Mit  Recht  hebt  H. 
hervor,  dass  die  Literaturgeschichte  des  Kirchenrechts  nicht  blos  von 
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dem  engeren  literarhistorischen  Standpunkt  ans  in's  A.nge  za  fassen 
ist,  sondern  von  dem  der  Enlwickelang  des  Eirchenrechts  selbst  aod 
seiner   Doctrin.      Die  Verbreitnng,   die   die   Werke  des  einzelnen 
Schriftstellers  gefunden,  der  BinflusSt  den  dieselben  auf  Theorie  und 
Praxis  ausgefibt  haben,   soll,   soweit  möglich,  festgestellt  werden. 
H.  wünscht  die  Abfassung  eines  Qeneralkatalogs  aller  canonistischen 
Handschriften;  eine  grossere  wissenschaftliche  Anstalt  soll  der  Mit- 
telpunkt werden,  durch  den  die  Arbeiten  der  Einzelnen  geleitet  und 
zttsammengefasst  werden.    H.  hat,  wie  es  scheint,   keine  Eenntnias 
von  den  ähnlichen  Vorschlägen,  die  Paul  Foumier  im  Compte  renda 
du  8«  congres  scientifique  international  des  Gatholiques  tenu  a  Brnxelles 
1894  Bd.  5  S.  286-91  gemacht  hat.  —  Literaturflbersicht  S.  340 
—47.  —  Aktenstücke  S.  348—54.   —  Als  Anhang:  Die  geltenden 
Verfassungsgesetze  der  evangelischen  deutschen  Landeskirchen  hgg. 
von  Priedberg  Bd.  5  S.  165-250.  —  7.  Bd.  1.  Heft.  H.  OrOofT, 
Die  Dienstesvergehen  der  evangelischen  Geistlichen  und  deren  Be- 
strafung im  Orossherzogthum  Sachsen- Weimar-Eisenach.  S.  1 — 60. 
—  Th.  WoUersdorfy  Zu  §.  43  der  Generalsynodal- Ordnung  für  die 
neun  älteren  Provinzen  der  preussischen  Monarchie  (Zusammensetzung 
der  Kreissynoden)  S.  61 — 75.  —  F.  Hinschius,  Die  Anweisungen  für 
die  spanische  Inquisition  vom  J.  1561.    H. ,   der  in  der  j&ngst  er- 
schienenen  ersten   Hälfte  des   6.   Bandes  seines  Eirchenrechts  der 
spanischen  Inquisition   eine   eingehende  Darstellung  gewidmet  hat, 
veröffentlicht  hier  im  spanischen  Original   mit  einer  von  ihm  selbst 
gemachten  deutschen  üebersetzung  die  werthvoUe  Prozessordnang. 
Die  vollständigste  von  allen  Instruktionnen  enthält  sie  eine  üeber- 
arbeitung  der  früheren  Instruktionen ,   namentlich  der  ältesten  von 
Sevilla  vom  J.  1484  und  einiger  anderen  noch  dem  15.  Jahrhundert 
angehörigen.    Sie  hat  noch  während  des  17.  Jhs.  die  Grundlage  für 
das  Verfahren  der  spanischen  Inquisitionsgerichte  gebildet.  —  Lite- 
raturübersicht S.  122—37.  —  Aktenstücke  S.  138—44. 
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Yerlag  Ton  Franz  KlrchheiM  in  Mainz. 

DemnSchst  eracheint: 

Leben  des  hl.  Bernard  von  Clairvaux 

TOD 

Dr.  theoL  Elphegius  Yaeandard, 

ertter  Beligionslehrer  am  Ljcenm  von  Ronen. 

Von  der  französischen  Akademie  preisgeicröntes  Werk. 

Autorisierte  üebersetzung 
YOD  Matthias  Slerp, 

Pfarrer  von  Venne,  Tormals  Prof.  der  Dogmatik  am  Seminar  von  BoueiL 

Zwei  Bände.   Mit  einem  Portrait  des  Heiligen,  einem  Plane  von 

Clairvaux  und  einer  Karte  der  Umgegend  des  Klosters  etc.    Mit 

bischöflicher  Approbation,  gr.  8.  (Zusammen  ca.  80  Bogen). 

Preis  geheftet  ca.  Mk.  12.  —  ord. ;  elegant  geb.  ca.  Mk.  15.  —  ord« 

Nachfliebend  einige  Becensionen  über  das  Original: 

„Vacandard  ist  nach  unserer  Heinang  nach  ein  katholischer  GeschiohtB- 
schreiber  ersten  Banges  ....  Alles  in  Allem:  ^CTest  nne  oeuYre  sop^rienre  — 
es  ist  ein  Meisterwerk.€      (Prälat  Dr.  BeUesheim  im  „Litter.  Hand  weiser.*) 

«Das  ist,  ich  bin  glücklich,  es  Btkgen  za  können,  ein  Lehen  des  hl.  Bemard, 
wie  ich  es  getr&umt  und  mit  heissen  Wünschen  herbeigesehnt  habe." 

(P.  Stürzer  in  der  „Cistercienser-Ohronik.*) 

„Es  ist  die  beste,  bis  hente  erschienene  Biographie  des  hl.  Benutrd." 

(„BcTne  hlstorique.") 

«Es  ist  ein  hochwichtiges,  gründliches  historisches  Denkmal,  das  der 
Zeit  trotzen  wird."  (;,Etades  religieases  des  P.  P.  J^snites.*) 

,Es  ist  nicht  möglich,  einen  Gegenstand  mit  allen  auf  denselben  bezüg- 
lichen Fragen  besser  zu  kennen."  (.L'Uniyersit^  catholiqne.«) 

»Unter  diesen  'beiden  so  inhaltsvollen  Bänden,  verbirgt  sich  mehr  als 
eine  Biographie.*'  (^Le  Gorrespondant.') 

„Von  allen  über  den  hl.  Bernard  erschienenen  Werken  wird  unseren 
Wünschen  nnr  die  vorliegende  Geschichte  gerecht."         (.Civilta  cattolica.'^) 

Soeben  erschien  nnd  ist  darch  alle  Bachhandlnngen  za  beziehen: 

Das  kirchliche  Bücherverbot- 

Ein  Commentar 

zur  Constitation  Leo's  XIII.  ^^Officiorum  ac  moneram^ 

vom  24.  Janaar  1897 

von 

Dr.  Joseph  HoUweeki 

Professor  am  bischöfl.  Lycenm  in  EichstStt 
Mit  blsekSfll  eher  ApprobatiOB« 

gr.  8.    (YII  tt.  63  8.)    Preis  75  Pfg. 


649 


L    Abhandlungen. 
1.    Dispensation  und  Dispensationswesen 

in  ihrer  geschichÜichen  Eniunekelung  dargestellt  vom  IX.  Jahr^ 

hundert  bis  auf  Oratian  (incl,), 

(Vgl.  I.  Qüartalh.  8. 3—42;  U.  Quartalh.  S.  225—259;  III.  Quartalh.  S.  529—561). 

Von  Dr.  jnr.  Maria  Albert  Stiegler, 

Xni.  Kapitel. 

Die  Zeitgenossen  Ivo^s. 

§,  25.   Bernhard  von  Clairvattx. 

Das  Werk  Bernhards  von  Clairvaux  über  die  Dispensation  fuhrt 
den  Titel :  >Liber  de  praecepto  et  dispensatione  ^).c  Ihre  Entstehung 
verdankt  diese  Schrift  einer  Anfrage  zweier  Mönche  betreffs  der  Dis- 
pensabilitftt  der  Klostervorschriften  *).  Die  Antwort  ajof  dieselbe  gab 
der  Heilige  in  einem  an  den  Abt  von  Colombs  (in  der  Nähe  von 
Ghartres)  gerichteten  Brief,  in  welchem  des  n&hern  untersucht  wird, 
»quaenam  liceat  praecepta  et  per  quos  et  quatenns  dispensari>).€  Der 
Inhalt  dieses  Schreibens  lässt  sich  in  zwei  Teile  zerlegen.  Im  ersten 
wird  gehandelt  von  der  Dispensation  im  allgemeinen,  im  zweiten 
von  der  Dispensation  der  Elosterregeln  insbesondere  sowie  von  anderen 
nebensächlichen  Fragen. 

Die  gesetzlichen  Vorschriften  teilt  Bernhard  ein  in  praecepta 
voluntaria  und  necessaria.  Die  ersteren  sind  von  den  Menschen  für  sich 
selbst  i^ufgestellt  und  müssen  von  denjenigen  beobachtet  werden,  welche 
sich  mit  ihrem  freien  Willen  für  dieselben  entschieden  haben.  Hier- 
her gehören  die  Ordensregeln.  Wer  sich  einmal  durch  das  Gelübde 
zum  Gehorsam  gegenüber  seinen  Obern  verpflichtet  hat,  fCLr  den  bil- 
den die  Vorschritten  der  Begel  einen  Gegenstand  notwendiger  Be- 
obachtung während  der  ganzen  Dauer  seines  Lebens.  Allein  dies  ist 
nicht  so  za  verstehen,  dass  eine  Aendenmg  der.Regel  im  Laufe  der  Zeit 
oder  eine  zeitweilige  Entbindung  von  einzelnen  Verpflichtungen  über- 
haupt nicht  stattfinden  könne.  Die  ünveränderlichkeit  derartiger  Vor- 
schriften ist  nur  eine  relative :  »ita  sane  necessaria  dixerim,  ut  ex  eis 
minime  praeiudicetur  necessariis  rationabilibusque  dispensationibus^).€ 

1)  Opera,  ed.  Antwerpeu,  1620»  p.  922  sqq.  —  2)  Vergl.  Den  Brief 
Bernhards  an  den  Abt  von  Colombs,  L  c.  p.  921.  —  3)  L.  c.  p*  9^1.  —  4)  L.  c. 
c.  2.  p.  923. 
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Die  notwendigen  Vorschriften  zerfallen  nach  der  Ansicht  Bern- 
hards wieder  in:  stabilia,  inviolabilia  und  incommutabilia  praecepta. 

Als  praeceptum  stabüe  bezeichnet  er  die  Vorschrift,  welche 
zwar  notwendig  ist,  aber  durch  denjenigen,  der  die  Macht  dazu 
hat,  abgeändert  werden  kann,  wie  z.  B.  die  Begel  des  hl.  Basilius, 
Augustinas,  Benediktus  und  die  Eanones  der  Kirche.  Da  hier  nur 
solche  Bestimmungen  in  Betracht  kommen,  die  von  Menschen  anf- 
gestellt  sind,  so  haben  die  berufenen  Autoritäten  auch  die  Gewalt, 
erlaubterweise  und,  ohne  dass  ein  Verschulden  auf  ihrer  Seite  liegt, 
»pro  causis,  personis,  locis  ettemporibusc  Dispensen  zu  erteilen  ^).  Die 
Segeln  der  Väter  haben  ihre  Geltung  nicht  deswegen,  weil  sich  nicht 
anders  als  nach  ihnen  christlich  leben  lässt,  sondern  weil  die  Art  mid 
Weise  des  Handelns,  welche  sie  vorschreiben ,  am  besten  zur  Gewin- 
nung und  Erhaltung  des  ewigen  Lebens  zu  führen  scheint^).  So  lange 
sie  also  diesem  Zweck  förderlich  sind,  können  sie  nicht  abgeändert  wer- 
den. Ist  dies  aber  einmal  nicht  mehr  der  Fall,  wird  diese  oder  jene 
Vorschrift  unter  dem  Einfluss  besonderer  Umstände  ein  Hindernis  rar 
Erlangung  jenQs  Zieles,  so  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  kirchlichen  Obern 
über  die  Macht  verfügen,  den  betr.  Bechtssatz  sowohl  ganz  aufzuheben 
als  auch  in  einzelnen  Fällen  von  seiner  verpflichtenden  Kraft  zu 
entbinden.  »Nonne  iniustissimum  esse  liquet,  ut  quae  pro  caritate 
inventa  fuerint,  pro  caritate  quoque,  ubi  expedire  videtur,  vel  omit- 
tantur  vel  intermittantur  vel  in  aliud  forte  conunodius  demutentur? 
Sicut  e  regione  iniquum  procul  dubio  foret,  si  statuta  pro  sola  ca- 
ritate contra  caritatem  tenerentur  .  .  .  Numquid  hoc  ego  vel  solus 
sentio  vel  primus  dico  ?  An  non  hoc  ipsum  et  Papa  Gelasius  sensit  ? 
Ait  siquidem:  »Ubi  necesritas  non  est,  inconvertibilia  maneant  pa- 
trum  sanctorum  decreta.«  Leo  quoque  Papa:  »Ubi,  inquit,  neeessitas 
non  est,  nullo  modo  sanctorum  patrum  instituta  violentur.«  Et  infra: 
»Ubi  ergo  neeessitas  füerit  ad  utilitatem  ecclesiae,  qui  potestatem 
habet,  ea  dispenset.  Ex  necessitate  enim  fit  mutatio  legis  ').<  Diese 
Stelle  gibt  uns  Aufschluss  über  den  Begriff  der  Dispensation  nach 
der  Auffassung  Bernhards.  Als  Dispensation  gilt  ihm  jede  Ver- 
änderung des  Gresetzes,  sei  es  in  ihrem  objektiven  Bestände  durch 
Abrogation,  Derogation  oder  Privileg,  oder  sei  es  als  blos  vorüber- 
gehende Ausnahme,  als  Entbindung  eines  Einzelnen  von  der  Be- 
obachtung eines  bestimmten  Gesetzes. 


1)  L.  c.  c.  3.  p.  923 :  »Hano  ipsam  mntationem  taliter  et  talibus  recipere 
possuDt,  quouiam  non  nataraliter  nee  per  se  bona  sunt. 

2]  »Non  qnia  aliter  virere  non  liceretf  sed  qnod  ita  magis  ezpediret,  nee 
plane  ad  aliod  qaam  ad  laemm  vel  castodiam  earitatis.c  L.  c.  c.  4.  p.  923. 

3)  L.  c.  ^  V 
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Eine  gesetzliche  Vorschrift  kann  auch  sein  inviolabüis.  Diese 
Eigenschaft  haben  diejenigen  Bestimmungen,  welche  von  Gott  selbst 
aufgestellt  sind,  wie  z.  B.  die  zehn  Gebote,  unverletzlich  sind  sie 
aber  nur  vom  Standpimkte  des  Menschen  aus  betrachtet.  Gott  hat 
sie  aufgestellt ;  daher  hat  auch  er  allein  die  Macht,  Ausnahmen  von 
denselben  zu  gestatten  ^).  Wegen  der  Wichtigkeit  dieser  Vorschriften 
macht  er  aber  von  dieser  seiner  Befiignis  nur  selten  Gebrauch,  wes- 
halb der  hl.  Bernhard  dieselben  als  »pene  incommutabilia«  be- 
zeichnet '). 

Die  dritte  Klasse  der  praecepta,  die  meommutabiUc^  sind  jedem 
Wechsel  und  jeder  Abänderung  entzogen;  ja,  Gott  selbst  vermag 
dieselben  nicht  zu  ändern  *) ;  sie  sind  penüaa  incommutabilia  ^). 
Eierher  gehören  die  Vorschriften  betr.  die  Tugenden  und  sonstigen 
Erfordernisse  (Sakramente),  »quae  nee  liceat  nee  expediat  aliquando 
non  haberi.  Eo  siquidem  immobiliter,  quo  et  naturaliter  bona,  nun- 
qnam  nisi  innocenter,  nunquam  nisi  salubriter  aut  imperantur  aut 
observantur.  Omni  tempore,  onmi  personae  mortem  contempta, 
custodita  salutem  operantur  ^).« 

Aus  dieser  Darstellung  ergiebt  sich  die  Auffassung  Bernhards 
über  die  SAranken,  innerhalb  welcher  sich  das  Dispenswesen  zu  be- 
wegen hat.  Die  von  Gott  selbst  aufgestellten  Gesetze,  die  uns  in 
Bibel  und  Tradition  fiberliefert  sind,  bilden  im  Verein  mit  den  Vor- 
schriften des  sog.  Naturrechts  für  den  Dispensator  eine  unübersteig- 
bare  Grenze.  Von  ersteren  kann  nur  Gott  selbst  dispensieren,  für 
letzteres  giebt  es  aber  keine  Macht,  die  von  den  seitens  desselben 
auferlegten  Verpflichtungen  entbinden  kannte. 

Die  Dispensation  ist  nur  dann  erlaubt,  wenn  sie  von  dem 
rechtmässigen  Obern  erteilt  wird^,  und  dieser  nicht  nach  freier 
Willkür,  sondern  mit  Bücksicht  auf  die  Umstände  des  Einzelfalls 
von  dem  Gehorsam  gegen  das  Gesetz  entbindet  7).  »Necessitas 
quippe  non  habet  legem  et  ob  hoc  excusat  dispensationemc  s).  Nur 
wofür  die  Kirche  ein  Vorteil  erwartet  werden  kann,  ist  die  Erteilung 
einer  Dispens  gestattet^).    Diesen   Standpunkt  vertritt  der  Heilige 


1)  L.  c.  c.  5.  p.  924:  »Qnae  etsi  nnllam  prorsus  hnmanam  dispensatioDem 
admittant,  neo  caiqoam  hominnm  ex  his  aliquo  modo  soltere  aat  licuit  ant 
licebit,  Dominns  tarnen  horam,  qnod  voloit  et  qaando  voluit,  Bolvit,  sive  cum 
Hebraeis  Egyptios  apoliari  sive  qttando  prophetam  eam  mauere  fomicaria 
miseeri  praecipitc  —  ^  L.  c.  c.  6.  p.  924.  —  8)  L.  c.  c.  6.  p.  924.  —  4)^  L.  c. 
—  5)  L.  c  —  6)  Vergl.  hierüber  dee  n&bem  bei  der  Dareteilnng  des  Dispen- 
sationsrechts.  —  7)  L.  c.  c.  8.  p.  928:  »UM  sane  qni  haec  legit  attendat,  me 
eaute  noD  dioere  ea  posse  Tel  ab  istis  lenter  pro  Toluntate  matari ,  sed  ex  ra- 
tione  fideliter  dispeneari.«  —  8)  L.  c  c.  8.  p.  926.  —  9)  L.  c.  c.  8.  p.  923: 
»Novit  aatem  fidetis  servas  et  prudeos,  quem  constitait  Doniinas  anper  fitmiliam 

42* 
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ganz  energisch  einer  damals  herrschenden  Ansicht  gegenüber,  welche 
in  dem  Papsttum  eine  an  Macht  und  Herrschaft  unbegrenzte  Grösse 
zu  sehen  glaubte.  Namentlich  beanspruchte  Bernhard  für  den 
Papst  in  Sachen  der  Dispensation  das  Naturrecht  und  das  göttUche 
Gesetz  als  eine  feststehende  Grenze,  über  welche  hinaus  die  päpst- 
liche Dispensgewalt  nicht  reiche.  In  seinem  berühmten  Schreiben 
(de  consideratione  libri  V)  an  Papst  Eugen  IIL,  seinen  ehemaUgen 
Schüler,  macht  er  diesem  die  schwersten  Vorwürfe  wegen  allzu- 
häufiger  und  unbegründeter  Gewährung  von  Dispensen.  Den  Papst 
Iftsst  er  daselbst^)  fragen:  >Was,  Du  verbietest  mir  zu  dispen- 
sieren?«, worauf  Bernhard  antwortet:  »Das  nicht,  wohl  aber  zn 
zerstören').  Ich  bin  nicht  so  unvdssend,  dass  ich  nicht  wosste, 
dass  ihr  eingesetzt  seid  zu  Entbindem,  aber  zum  Zwecke  der  Ordnungt 
nicht  der  Zerstörung.«  Will  jemand  ein  treuer  Dispensator  sein,  so 
muss  er  berücksichtigen:  wo  die  Not  drängt,  da  ist  die  Dispens 
entschuldbar ;  wo  die  Nützlichkeit  dieselbe  rechtfertigt,  da  ist  sie  löb- 
lich ;  es  muss  aber  sein  eine  utilitas  communis,  keine  propria,  d.  h.  die 
Dispens  darf  dann  nicht  erteilt  werden,  wenn  der  zu  erwartende  Vorteil 
blos  der  Person  des  Dispensierten  oder  auch  des  Dispensierenden  zn 
Gute  konunt*  Erforderlich  ist,  dass  die  ganze  Elrche  oder  doch 
wenigstens  irgend  eine  bestimmte  Kirche  aus  der  Abweichung 
Nutzen  zieht').  Wo  weder  Nützlichkeit  noch  Notwendigkeit  die 
Erteilung  der  Dispens  befürwortet,  da  ist  dieselbe  keine  »fidelis  dis- 
pensatio,  sed  crudelis  dissipatio«  ^). 

Hieraus  darf  man  nicht  folgern ,  dass  der  hl.  Bernhard  ein 
Gegner  des  päpstlichen  Dispensationsrechts  überhaupt  gewesen  wäre'). 
Seine  Beschwerden  richten  sich  nur  gegen  die  allzuhäuflge  und  un- 
gerechtfertigte Erteilung  der  Dispensen  seitens  des  hl.  Stuhles'). 
Dies  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass  Bernhard  selbst  in  ep.  13  vom 
Papst  Honorius  für  den  Magister  Albericus,  der  zum  Bischof  von 
Ghälons  gewählt  worden  war,  Dispens  erbat.  »Vestrae  iam  dis- 
cretionis  estc  —  so  schliesst  der  Brief  —  »iudicare,  an  merito  flagi- 
tetur  a  vobis  facienda  dispensatio,  unde  talis  potest  sperari  recom- 
pensatioc. 


snam,  ibi  tautum  asarpare  dispensationem,  nnde  bonam  possit  habere  recom- 
pensationem.« 

1)  L.  c.  1.  8.  c.  4,  l.  c.  p.  882.  —  2)  L.  c  dispensare  —  dissipare;  das 
Wortepiel  lasat  eich  im  Deutschen  nicht  geben.  —  3)  Vgl.  S.  60.  —  4)  L.  c- 
p.  882.  —  5)  So  thnn  es  die  Episkopalisten.  Vgl.  hierüber  des  Nahem  bei  der 
Darstellang  der  geschichtlichen  Entwickelung  des  Dispensationsrechts.  " 
6)  In  Ep.  7  1.  c  p.  1396  sagt  er,  dass  der  Papst  niemals  auf  dem  Wege  einer 
Dispensation  ein  malam,  in  diesem  Fall  Ungehorsam  gegenCiber  dem  Abt  gf* 
statten  könne:  »Qnod  et  vos  qnoque  non  immerito  timentes  nee  satis  de propn^ 
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§.  26.    Teter  der  Ehrwürdige. 

Während  Peter  der  Ehrwürdige  Abt  von  Clugny  war  (1122 — 
1156),  brach  innerhalb  des  Benediktinerordens  zwischen  den  An- 
hängern der  strengen  und  der  milden  Bichtung  ein  Streit  aus.  Die 
ersteren  warfen  den  letzteren  Vernachlässigung  der  beschworenen  Kegel 
und  ungerechtfertigte  Abweichungen  von  derselben  vor,  sowie  Ausgabe 
selbsterfundener  Qesetze  lür  kirchliche,  Beseitigung  der  Anordnungen 
der  Väter  zu  Gunsten  eigener  Vorschriften  u.  s.  w.  Bei  Gelegen- 
heit dieser  Polemik  richtete  nun  Peter  der  Ehrwürdige  an  seinen 
Freund  Bernhard  von  Clairvaux  ein  längeres  Schreiben,  in  wel- 
chem er  die  in  Clugny  eingeführten  Beformen  rechtfertigt  und 
die  Befugnis  zur  Vornahme  derselben  auf  das  dem  Abt  zustehende 
Dispensationsrecht  zurückführt^).  In  Betracht  kommt  ferner  die 
Einleitung  zu  seiner  »Bechtfertigung  der  Beformenc,  welche  als  eine 
theoretische  Begründung  des  Dispensinstituts  angesehen  werden 
kann  •). 

Ganz  verkehrt  ist  es,  schreibt  Peter  an  den  hl.  Bernhard,  dem 
Menschenwort  eine  so  starre  und  unbeugsame  Kraft  der  Verpflich- 
tung beizumessen,  dass  dasselbe  zur  Erreichung  des  höchsten  Zwecks 
d.  i.  der  Seligkeit  keine  Abänderung  erfahren  könnte.  Nicht  allein 
durch  Strenge,  auch  durch  Milde,  nicht  blos  durch  Strafe,  auch 
durch  Geduld  kann  für  das  Heil  der  Seelen  gesorgt  werden,  üeber 
allem  Gebot  steht  das  Gesetz  der  Liebe,  die,  unerschöpflich  in  neuen 
Mitteln  und  stets  erfinderisch  in  ihren  Erwägungen,  Anordnungen 
erlässt  und  schon  bestehende  abändert,  wo  und  wie  es  ihr  gut  scheint. 
>Haec  (sc.  Caritas)  est,  quae  diversis  temporibus  per  diverses  sanctos 
diversa  loquens,  ipsa  non  varia,  non  divisa,  non  multiplex,  sed  Sim- 
plex, stabilis,  inconcussa  semper  eadem  perduraviic  Wie  eine  gute 
Hausmutter,  die  auf  den  Nutzen  ihres  Hauses  bedacht  ist,  die  einen 


causa  confidentos ,  remorsas  ac  remordentes  oonscientia  apostolica  conati  estis 
delinire  licentia.  0  frivolnm  satis  remediam,  quod  non  est  aliad  nisi  more 
protoplastomm  cauteriatis  conscientiis  tezere  perisomata  yidelicet  ad  velamen- 
tnm,  non  ad  medicamentam.  ApostoUcani,  inqniiint,  licentiam  qaaesivimns  et 
impetrarimns.  ütinam  non  licentiam  qnaesissetis ,  sed  consiliam  i.  e.  non  nt 
liceret  sed  an  liceret.  üude  tarnen  qnaerebatis  licentiam?  Üt  lioeret,  qnod  non 
lieebat.  Facere  itaqne  volebatis,  qnod  non  licebat.  Sed  quod  non  licebat,  ma- 
lum  erat.  Mala  igitnr  erat  intentio,  quae  in  malnm  tendebat  .  .  .  Malum 
iam  corde  conceperant,  opere  tarnen  cauti  fnerunt  non  implere  nisi  cum  licentia. 
Conceperant  dolorem  sed  non  perperant  iniquitatem,  donec  iniquo  Papa  con- 
ceptui  praebuisset  assensum.  Quo  lucro  quove  saltem  compendio  mali  ?  Numquid 
ideo  aut  malum  esse  desiit  aut  Tel  minoratum  est,  quia  Papa  concessit?  Quis 
yero  malum  esse  ueget,  assensum  praebere  raalo  ?  Quod  tamen  8ummuro  fhisse 
Pontifieem  nequaquam  crediderim  nisi  aut  drcumyentum  mendacio  aut  impor- 
tunitate  nctum.c 

1)  L.  c  p.  1487.  -  2)  Ep.  28,  Migne,  189,  112.  —  8)  L.  c.  p.  1025  sq. 
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der  Knechte  hinau^schickt  auf  den  Acker  zum  Pflügen,  andere  zum 
Umgraben  im  Weinberge,  andere  wieder  in  den  Wald  zum  Holz- 
schlagen, wie  sie  wieder  andere  verwendet  zum  Feuerschüren,  andere 
zum  Wassertragen,  wie  sie  den  einen  auf  den  Markt  schickt,  den 
anderen  wegen  seiner  Lässigkeit  schilt  oder  wegen  seines  Fleisses 
lobt,  ebenso  thut  es  auch  die  Liebe.  Auch  sie  befiehlt  Verschie- 
denes, aber  Alles  Dur  zum  Besten  des  Hauses  Gottes:  »sibi  adver- 
sari  non  est  dicenda,  sed  per  quoscunque  et  quodcunque  et  quando- 
cunque  iusserit,  est  absque  retractatione  sequenda.  Nam  et  si  divena 
mandata  per  diverses  nuntios  diversis  temporibus  ab  illa  data  simt, 
adversa  tarnen  non  sunt  in  mandatis,  nuntiis  et  temporibus;  qnae- 
dam  quidem  videtur  diversitas,  sed  quia  divinae  voluntati  et  huma- 
nae  saluti  uni versa  famulantur,  nulla  in  his  potest  esse  adversitas, 
quae  cuncta  ad  hoc  unum  dispensat  ignorans  falli  Caritas«  ^). 

Auf  Grund  des  Prinzips  der  Caritas,  welche  die  ganze  Rechts- 
ordnung der  Kirche  beherrschen  solP),  sind  die  kirchlichen  Obem 
befugt,  sich  über  die  Vorschriften  hinwegzusetzen  und  Ausnahmea 
von  denselben  eintreten  zu  lassen.  An  Beispielen  hiefür  erwähnt 
Peter  ^)  die  Wiederaufnahme  der  gefallenen  Kleriker  in  ihren  Weihe- 
grad, die  Translokation  von  Bischöfen,  die  Zulassung  von  Priester- 
söhnen zum  Empfang  der  Bischofswürde*),  die  von  Papst  Gregor 
den  Engländern  gewährte  Dispens  zur  Eingehung  von  Ehen  in  ver- 
botenen Verwandtschaftsgraden*)  u.  s.  w. 

Die  Dispensation  ist  ihm  ein  in  der  Kirche  schon  längst  an- 
erkanntes und  auch  praktisch  gehandhabtes  Institut.  Als  Beweis 
hiefür  bringt  er  c.  2.  des  Konzils  von  Nizäa  und  die  von  uns  be- 
reits mehrfach  erwähnten  Aussprüche  der  Päpste  Leo  I.  und  Felix'). 
In  der  Einleitung  zur  Rechtfertigung  der  Reformen,  welche  er  zu 
Clugny  eingeführt  hatte,  sagt  er:  »NuUi  enim  sapientium  nova, 
inusitata  et  mira  videri  debet>  usuum  ecclesiasticorum,  si  necessaria 
fuerit,  ei  frequens  mukUio^).€ 

Was  den  Begriff  der  Dispensation  bei  Peter  dem  Ehrwürdigen 
anlangt,  so  kehrt  bei  ihm  die  Auffassung  seiner  Zeitgenossen  un- 
verändert wieder.    Dispens  ist  ihm  jede  »mutatio  legis  »).€ 

Die  göttlichen  Vorschriften  sind  teils  beweglich,   teils  unbe- 


1)  L.  c.  p.  154,  -  2)  L.  c.  p.  151 ,  155.  —  3)  L.  c.  p.  119.  —  4)  Vgl. 
S.  545.  —  6)  L.  c.  p.  119:  »Haec  et  alia  mnlta  his  similia  a  qnibusdam  pft' 
tribas  statata  ab  aliis  certa  necesaitato  vel  atilitate  immatata  persaepe  repe- 
riontar.«  Vgl.  p.  149.  —  6)  L.  c.  p.  120.  —  7)  L.  c.  p.  1025.  —  8)  L.  c.  p.  119: 
»De  bis  malta  in  canonibas  ecclesiasticis  invenimut,  a  sanctis  videlioet  patribas 
bene  prius  aancita  et  a  sabseqoentibas  iaxta  rationem  temporom  certis  de 
causis  mntata.«  Vgl.  Anrn.  7. 
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weglich.  Dabei  bezeichnet  er  als  göttliche  Vorschriften  sowohl  die- 
jenigen,  welche  Christus  selbst  und  die  Apostel  den  Menschen  ge- 
geben, als  auch  jene,  welche  deren  Nachfolger  aufgestellt  haben. 
Zu  den  unbeweglichen  Gesetzen  rechnet  er  das  Gebot  der  Gottes- 
und  Nächstenliebe,  die  Tugenden,  die  zehn  Gebote  und  andere^). 
Alle  diese  Vorgchriften  sind  unveränderlich,  »nuUa  inveniuntur 
ratione,  nnlla  unquam  dispensatione  immutata.t  Niemals  ist  von 
ihnen  je  dispensiert  worden  >).  Als  bewegliche  Gesetze  (=s  quae 
moveri  dispensatione  possunt)  betrachtet  er  nach  dem  Vorgang  der 
Väter  die  Verordnungen  der  kirchlichen  Kanones,  welche,  wie  sie 
zum  Nutzen  der  ganzen  Kirche  oder  auch  nur  einer  einzelnen  ge- 
geben sind,  ebenso  wieder  zum  Vorteil  der  ganzen  Kirche  oder  eines 
Teiles  derselben  aufgehoben  worden  sind  und  noch  aufgehoben  wer- 
den. Hiezu  rechnet  er  auch  die  Ordensregeln,  welche  je  nach 
Lage  der  Umstände  und  Verhältnisse»  wie  sie  der  Lauf  der  Zeiten 
mit  sich  bringt,  einer  Dispensation  unterzogen  werden  können 3). 
Von  diesem  Standpunkte  aus  begründet  Peter  die  Reformen,  die  er  in 
seiner  Abtei  Clugny  vorgenommen  halte. 

Eine  grosse  Verwandtschaft  mit  den  Ausführungen  Peters  des 
Ehrwürdigen  über  die  Dispensation  zeigt  ein  um  die  Mitte  des 
12.  Jahrhunderts  entstandener  Dialog  zwischen  einem  Clugnya- 
zenser  und  einem  Gisterzienser ,  den  Martine  und  Durand  in  dem 
Thesaurus  novus  anecdotorum  veröffentlicht  haben  ^).  Die  mildere 
Regel,  welche  zu  Clugny  eingeführt  worden  war,  wird  hier  im  Gegen- 
satz zur  älteren,  strengen  Richtung  als  »regula  dispensatrixc  be- 
zeichnet^). Wir  begegnen  daselbst  zum  ersten  Mal  einem  formulierten 
BegrifT  der  Dispensation :  »Nihil  enim  aliud  est  dispensatio  nisi  illius 
rei,  quae  praecepta  est,  per  licentiam  intermissio  <*).€  Die  Dispen- 
sation wäre  hiernach  die  Erlaubnis  zur  Unterlassung  einer  gebotenen 
Handlung.  Selbstverständlich  ist  in  diesem  Begriff  auch  die  Ge- 
stattung zur  Vornahme  einer  verbotenen  Handlung  eingeschlossen. 


1)  L.  c  p.  148. 

2)  L.  c.  p.  148:  »Qnis  enim  catholicornm  patrum,  ne  Dens  ex  toto  corde, 
ex  tota  anima  et  ex  tota  mente  deligeretnr,  praeeepit,  vel  param  quid  mandato 
haic  detraxit?  Quis  proximnm  non  nt  Beipsum  a  se  diligendam  esse  negavit? 
Qnis  fornicari,  qais  mentiri,  qnis  furari,  qais  rem  proximi  concupiscere  anqaam 
permiflit?  Patet  ergo  haeo  et  mnlta  talia  esse  pronns  immobilia.« 

3)  L.  c.  p.  148;  Vgl.  l.  6  ep.  27,  1.  c.  p.  488:  »Sunt  enim,  quae  dispen- 
sare  pro  Teile  iaxta  rationero  possamns :  sunt  et  alia,  quae  non  nt  statata  sunt, 
dispeDsative  matare  nee  possamas  nee  deberoas.«  Vgl.  auch  die  Einleitang  za 
seiner  Bechtfertigang  der  Beformen  za  Clagny,  L  c.  p.  1025. 

4)  Paris  1716.  —  5)  L.  c.  p.  1682.  —  6)  L.  c.  p.  1580. 


656  Dispensation  und  Dispensationswesen. 

Eine  Ausnahme  von  der  Regel  soll  aber  nur  zulässig  sein,  wo  grosser 
Nutzen  oder  die  Not  die  üebertretung  des  Gesetzes  aufiriegen^). 

üeberall,  wo  Veränderungen  oder  Ausnahmen  von  bestehenden 
Vorschriften  gemacht  werden,  muss  darauf  gesehen  werden,  dass 
auch  ein  hinreichender  Grund  dazu  vorhanden  ist.  Denn  es  soll  nicht 
reine  Willkür  herrschen,  wenn  das  Heil  der  Seele  in  Frage  kommt. 
»Quid  multa  in  hunc  modum  vetusta  praecepta  mutavit,  quid  nova 
instituit,  quid  nunc  ista  nunc  illa  mandavit,  nisi  pro  moribus,  tem- 
poribus,  locis,  nunc  generaliter,  nunc  specialiter,  semper  tamen  hu- 
manae  saluti  soUicite,  inserviens  carüa8*).€ 

XIT.  KupiteL 

§.  27,    Hildehert  von  Le  Mans. 

Die  Ansicht  des  Bischofs  Hildebert  von  Le  Mans  (ca.  1100) 
über  das  Dispenswesen  haben  wir  bereits  an  früherer  Stelle  er- 
wähnt ').  Der  kirchliche  Obere,  sagt  er  ^),  übt  bald  Nachsicht,  wenn 
etwas  gegen  die  Kanones  geschehen  ist,  bald  gestattet  er  im  voraus 
eine  Handlung,  die  mit  denselben  in  Widerspruch  steht.  Namentlich 
ist  er  dann  gezwungen,  Abweichungen  von  der  strengen  Rechtsr^el 
zuzulassen,  wenn  die  rücksiclitslose  Durchführung  derselben  die  Ge- 
fahr eines  Schismas  befürchten  lässt.  Damit  meint  er  die  infolge 
der  Investiturstreitigkeiten  zu  Tage  getretenen  Unruhen  in  der  Kirche. 
»Nescit  plerumque,  quid  prohibere  aut  dissimulare,  quid  praecipere, 
quid  indulgere  debeat  dispensator.  Servus  fidelis  et  prudens  in  tem- 
pore tritici  mensuram  conservis  praecipitur  erogare  (Luc.  12,  42). 
Ad  mensuram  triticum  datur,  cum  eadem  Caritas,  quod  rudibus  an- 
nuit,  fortibus  negat,  cum  pios  exercet  et  tolerat  malos,  cum  quod 
nunc  ex  rigore  praeceperat,  post  paululum  ex  indulgentia  relaxabit^).c 

§.  28,    Ämulf  von  lAsieux, 

Bischof  Arnulf  von  Lisieux  schreibt  im  31.  Brief  an  die  römi- 
schen Kardinäle:  Wenn  aus  Nachsicht  etwas  gestattet  würde,  das 
gegen  die  Kanones  Verstösse,  so  sei  dies  kein  Verbrechen.  Die 
durch  die  Dispensation  dem  Gesetz  beigebrachte  Wunde  habe  an- 


1)  L.  c.  »Dispensatlo  eaim  nee  debet  neo  potest  fieri  nisi  ant  propter 
magnam  necessitatetn ,  ita  nt  cessante  necessitate  ceaset,  qnod  fectnm  est  pro 
neceasitate,  aut  propter  magnae  atilitatis  recompensationem.« 

2)  Petras  Yenerabilis,  Ep.  28,  Migne  189,  149 ;  vgl.  L  3  ep.  16,  L  c.  p.  SSO. 

3)  S.  32.  —  4)  L.  2.  ep.  22,  Migne  171,  236;  Monument a  Qermaniae 
hint,,  Lib.  de  lite,  2,  671.  —  5)  L.  c.  Dies  habe  bereits  Panlas  gethan,  als  er 
•einen  Schaler  Timotheas  beschneiden  liess  etc.  vgl.  L  2.  ep.  4,  5.  Higne  171, 
211;  l.  2.  ep.  53.    Migne  171,  278. 
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derseits  den  Vorteil,  dasa  dafftr  das  Oanze  geheilt,  die  Gesundheit 
des  Ganzen  herbeigeföhrt  würde.  Man  müsse  das  Gesetz  nicht  so 
sehr  dem  Wortlaut  als  seinem  Grundgedanken,  seiner  ratio  nach 
betrachten.  Sobald  man  diese  beachtet,  dürfe  man  sich  über  den 
Buchstaben  des  Gesetzes  hinwegsetzen.  »In  quibus  constat  adver- 
sus  privilegia  nihil  esse  commissum ,  in  quibus  auctoris  animum 
potius  contemplari  convenit,  quam  apices  amplexari,  quoniam  in 
nuUo  voluntas  ipsius  offenditur,  ubi  voluntatis  intentio  üdelius  obser- 
vaturc  1).  Die  Dispensation  erscheint  hier  also  als  das  Mittel ,  das 
Gesetz  den  speziellen  Erfordernissen  des  einzelnen  Falls  besser  anbe- 
quemen zu  können ,  indem  die  Absicht ,  welche  der  Legislator  mit 
der  Aufstellung  der  betr.  Norm  zu  erreichen  sucht ,  auf  dem  Wege 
der  Ausnahme  zu  erreichen  angestrebt  wird. 

Die  Frage,  inwieweit  eine  Dispens  zulässig  ist,  beantwortet 
Arnulf  unter  Hinweis  auf  die  Unterscheidung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften in  dispensable  und  indispensable.  Was  mit  dem  Glauben 
und  der  Moral  zusammenhängt,  ist  unabänderlich  und  kann  durch 
keinen  noch  so  triftigen  Grund  dispensiert  werden.  Alles  andere 
aber  ist  für  die  Dispensation  zugänglich.  »Multaque  ad  tempus 
dissimulare  necesse  est,  quae  statim  nequeunt  emendari,  donec  tran- 
quillior  vobis  Spiritus  aurae  lenioris  aspiret.  Non  enim  semper  eos- 
dem  diversa  tempora  repraesentant  eventus  sed  praesentia  nobis 
quandoque  praeteritorum  detrimenta  restaurant.  Circa  contingentia 
nihil  stabile  sibi  potest  infirmitas  humana  praefigere  nee  de  suorum 
etiam  niti  possunt  affectibus  animorum,  sed  et  ipsos  fortuitis  casi- 
bus  cohaerere  necesse  est,  et  ad  singulos  eorum  motus  singulas 
efßngere  voluntatesc  >).  Damit  will  er  sagen,  dass  die  Verhältnisse 
des  Lebens  so  manichfacher  Art  und  Gestaltung  sind,  dass  sich  nicht 
leicht  Normen  aufstellen  lassen,  die  nun  auch  für  alle  Fälle,  für 
welche  sie  berechnet  sind,  Anwendung  finden  könnten.  Bald  mag  die 
eine  oder  andere  wohl  gerecht  sein,  bald  aber  auch  als  Unbilligkeit 
oder  Härte  erscheinen,  so  dass  nur  vermittelst  der  Dispensation 
Abhülfe  geschaffen  werden  kann. 

Welches  sind  die  Gründe,  die  eine  Erteilung  der  Dispensation 
rechtfertigen?  Arnulf  antwortet:  »Berum  vel  personarum  merita 
aut  instantia  necessitatisc  >).  Wir  sehen  also  auch  hier  die  Not- 
wendigkeit oder  Nützlichkeit  als  Grund  für  die  Dispens  verlangt. 
Die  rerum  vel  personarum  merita  dürfen  uns  aber  keineswegs  dazu 
verleiten,  Arnulf  die  Ansicht  zu  unterstellen,  als  ob  er  der  zu  dieser 


1)  Ep.  31.  Migne  210.  52.  —  2)  L.  c.  —  8)  L.  c.  p.  55. 
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Zeit  bereits  in  die  Praxis  übergegangenen  Meinung  das  Wort  rede, 
welche  schon  die  Bücksicht  auf  blos  privaten ,  persönlichen  Natzen 
des  Bittstellers  als  hinreichenden  Dispensationsgrand  betrachtete. 
Diese  Annahme  weisen  folgende  Worte  entschieden  zurück:  »nun- 
quam  ad  consensum  dispensationis  illius  pertrahi  potuissent,  nid 
eos  inexpugnabilis  necessitas  et  inaestimabile  bonum  recompensatio- 
nis  illico  proventurae  traxisset«  ^).  Er  bezeichnet  es  ausdrücklich 
als  einen  schädlichen  Missbrauch  der  Amtsgewalt  seitens  der  kirch- 
lichen Obern,  dass  sie  sich  so  leicht  über  die  Kanones  hinwegsetzen 
und  schon  bei  dem  geringsten  Schein  von  Notwendigkeit  oder  Nütz- 
lichkeit Ausnahmen  von  der  Begel  zulassen.  Dies  kommt,  sagt  er, 
einer  Verzweiflung  an  Gottes  Gnade  gleich:  »Scio  quosdam  dis- 
pensationum  prodigos  tantae  benignitatis  existere,  ut  nihil  reserrent 
legibus,  affectibus  omnia  largiantur,  nee  offensam  rationis  attendimt, 
dum  hominum  sibi  praecavisse  videantur  offensamc  >).  Demgegen- 
über hält  Arnulf  strenge  daran  fest,  dass  nicht  der  Wille  allein, 
sondern  die  Not  und  der  Nutzen,  welcher  von  einer  Abweichung  für  die 
Kirche  selbst  nach  menschlicher  Berechnung  erwartet  werden  kann, 
die  beiden  Momente  sind,  bei  deren  Vorhandensein  die  Gewährung 
der  Dispensation  als  vom  Gesetzgeber  selbst  gewollt  zu  betrach- 
ten ist*). 

Zum  Schluss  sei  hier  noch  eine  Stelle  aus  dem  31.  Brief  er- 
wähnt, dessen  Inhalt  zu  Bedenken  Anlass  geben  kann.  Hier  heisst 
es :  >  Plane  sunt  quaedam,  quibus  ut  fiant,  consensum  adhibere  non 
licet;  quae  tarnen,  si  facta  sunt,  dissimulare  necesse  est,  quia  non 
possunt  habere  remedium  vel,  si  quid  recompensationis  habent,  dis- 
creta  mansuetudine  dispensare.  Culpam  tamen  indulgentia  praeve- 
nire  non  debet,  ne  securitas  alat  audaciam  et  ad  delinquendum  fiducia 
remissionis  invitetc  ^).  Auf  den  ersten  Blick  hin  hat  es  den  An- 
schein, als  ob  Arnulf  damit  die  Dispensation,  welche  im  voraus  die 
Vornahme  einer  beabsichtigten  Handlung  gestattet,  verwerfe  und 
nur  die  dispensatio  post  factum  angewendet  wissen  wolle.  Allein 
dies  liegt  durchaus  nicht  in  dieser  Stelle.  Was  hier  von  der  Dis- 
pensation gesagt  wird,  gilt  nur  für  gewisse  Fälle.  Dies  folgt 
deutlich  und  unzweifelhaft  aus  dem  »quaedamc,  was  darauf  hinweist, 
dass  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  eine  Dispens  nicht  im 
voraus  erteilt  werden  soll.  Wo  diese  aber  nicht  zutreffen,  da  steht 
der  Erteilung  von  Dispensen  ad  faciendum  nichts  im  Wege. 


1)  Ep.  24,  1.  c.  p.  44.  —  2)  L.  c  ep.  81.  p.  55.  —  3)  L.  c.  ep.  24  p.  45: 
»at  in  canonibas  adeo  intentionis,  atUitatis,  yeritatis  elaceret  uoitas,  ut  nulUm 
contrarietatis  discordiam  pararet  aliqoa  eorom  diTersitas.«  —  4)  L.  o.  p.  55. 
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XY.  Kapitel. 

§.  29.    Alger  von  LüUich. 

Vom  Standpunkt  der  zeitlichen  Folge  aus  betrachtet,  hätten 
wir  die  Darstellung  der  Auffassung  Algers  von  Lüttich  (f  1128)  über 
das  Dispensationswesen  bereits  an  früherer  Stelle  einreihen  sollen. 
Allein  wir  haben  davon  Abstand  genommen,  namentlich  deswegen, 
weil  die  Arbeit  Algers  für  das  Dekretum  Qratians  von  der  grOssten 
Bedeutung  ist,  und  wir  so  eine  Grundlage  für  die  nachfolgende  Dar» 
Stellung  der  Theorie  Gratians  über  die  Dispensation  gewinnen. 

Algerus  nahm  die  Grundsätze,  welche  Ivo  von  Chartres  in 
seinem  Prolog  über  das  Dispenswesen  aufgestellt  hatte,  auf  und  ver- 
werthete  sie  in  einem  dem  Dekret  Ivo's  ähnlichen  Werk,  in  dem 
»liber  de  misericordia  et  iustitia^).c  Der  Zweck  dieser  Arbeit  geht 
dahin,  die  Widersprüche  zwischen  den  nach  Oii  und  Zeit  verschie- 
denen Eirchengesetzen  zu  beseitigen  und  einen  Ausgleich  zwischen 
denselben  herbeizuführen^).  Zu  diesem  Behuf  stellt  Alger  die 
misericordia  der  iustitia  gegenüber  und  fordert  für  jede  von  beiden 
nach  Zeit,  Ort,  Personen  und  Umständen  ihre  besondere  Anwendung. 

In  der  Einleitung  zu  seiner  Sammlung  sagt  Alger:  »Praecepta 
canonica  alia  sunt  misericordiae ,  alia  iustitiae,  adeo  discreta  variis 
ordinibus,  variis  personis  et  temporibus,  ut  nunc  misericordia  om- 
nino  remütat  iusiüiam^  nunc  iustitia  omnino  dissimulet  misericor- 
diam;  qui  per  discretionem  nesciunt  tam  diversa  temporäre,  putant 
ea  sibi  per  contrarietatem  discorditer  obviare,  non  attendentes  hunc 
esse  raodum  ecclesiastici  regiminis  seu  indulgendo  seu  puniendo 
eandem  intentionem  caritatis,  eandem  operationem  servare  salutis 
ideoque  canonicis  regulis  non  canonice  utentes,  sie  praecepta  prae- 
ceptis  diverberant  et  impugnant,  ut  aliquando  per  indebitam  gratiam 
suum  iustitiae,  aliquando  per  intemperatam  iustitiam  suum  gratiae 
locum  auferant.  Quia  igitur  praecepta  canonica  variis  personis 
euntibus  temporibus  vario  ordine,  varia  discretione  contemperanda 
sunt,  ut  aliter  haereticus,  aliter  peccator,  aliter  subditus,  aliter 
praelatus,  sed  et  aliter  et  aliter  arguendus  sit,  quicunque  varia  in- 
tentione  vel  operatione  vel  conditione  discretus,  ad  haec,  quantum 
dedit  Deus,  discernendum  elaboravi*).«   Wir  haben  diese  Stelle  ganz 


1)  Hiffne  180,  859—968;  Tffl.  Hüffer,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Quel- 
len des  Eircbenrechtfl,  Münster,  1862.  -  2)  Hüfftr,  a.  a.  0.  S.  85,  61  ff, 

3)  L.  c.  p.  857. 
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hierhergesetzt,  um  zu  zeigen,  welche  Bedeutung  Alger  dem  DispeD* 
sationswesen  zumisst.  Und  in  der  That  ist  dieser  Gesichtspunkt, 
wonach  man  zwischen  Kegel  und  Ausnahme  bei  der  Sichtang  des 
vorhandenen  Bechtsstoffes  zu  unterscheiden  hat,  zur  Erfüllung 
dieses  Zwecks  wohl  sehr  gut  geeignet^). 

In  dem  ersten  Teile  seines  Werkes  spricht  Algerus  über  die 
misericordia ,  d.  h.  über  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Strenge 
der  kirchlichen  Disziplin,  sei  es  allgemein,  sei  es  nur  fwc  einzelne 
Personen  oder  Verhältnisse  gemildert  werden  kann.  Wie  Ivo,  so  be- 
ginnt auch  er  diesen  Teil  mit  dem  Spruche:  »Misericordiam  et  iu- 
dicium  cantabo  tibi,  Domine  *).€  Die  Barmherzigkeit  verdient  den 
Vorzug  vor  der  Strenge,  »quia  plus  Caritas  agere  debet  quam  po- 
testas,€  »plus  tolerantia  (sc.  valet)  quam  iudicium').«  Ueber  diese 
Frage  spricht  er  des  nähern  in  den  vier  ersten  Kapiteln.  Ein  Eingehen 
auf  das  Einzelne  halten  wir  nicht  für  notwendig.  Es  genüge,  die 
üeberschriften  derselben  anzugeben:  >c.  1:  Quod  misericordia  prae- 
ferenda  sit  omnibus  praeceptis ;  c.  2 :  Quod  misericordia  praeferenda 
Sit  etiam  obsequiis  divinis^);  c.  3:  Quod  Christus  in  evangeliis  mi- 
sericorditer  cum  praecepto  addidit  indulgentiam  et  consilium;  c.  4: 
Item  Paulus  in  epistolis  suis.c 

Betreffs  des  Begriffs  der  Dispensation,  von  dem  Algenis  bei 
seiner  Darstellung  ausgeht,  kommt  folgende  Stelle  in  betracht: 
»Praeceptum  quamvis  sit  omnibus  necessarium,  pro  variis  tamen  ra- 
tiouabilibus  causis  ex  auctoritate  canonica  persaepe  est  relaiandum, 
sicut  mira  pietate  ad  fratrum  salutem  sanctis  quam  pluribus  est 
usurpatum^).€  Hieraus  lässt  sich  ein  Begriff  der  Dispens  kon- 
struieren. »Dispensatio  est  relaxatio  praecepti  pro  variis  rationibus 
causis  ex  auctoritate  canonica.  c  Dispensare  umschreibt  er  sehr  oft 
mit  mutilare,  laxare,  relaxare  ®).  Im  6.  Kapitel  weist  er  darauf  hin, 
dass  die  Vorschriften  des  kanonischen  Bechts  schon  sehr  oft  »pro 
tempore,  pro  persona,  pro  variis  rerum  eventibus  vel  partim  tempe- 
rata  vel  omnino  intermissa'').€  Danach  finden  wir  den  Satz  be- 
stätigt, dass  nach  der  Ansicht  Algers  die  Dispensation  au&ufassen 
ist  als  jede  Ausnahme  von  der  Begel.    Ob  letztere  ganz  oder  nur 


1)  Vgl.  §.  16.  —  2)  Pgalm  100.  1.  —  3)  L.  c.  c.  25.  p.  866.  —  4)  Algem 
verweist  hierauf  ein  Zitat  von  Papst  Kalizt:  »Sententiam,  qaae  inisericordiam 
Tetat,  non  solum  tenere  sed  et  audire  refagite,  quia  potior  est  omoibus  holo- 
caQtomatibns  et  sacrificiis  <  —  5)  L.  o.  o.  5.  p.  861 ;  vgl.  c.  6.  p.  861.  —  6)  C.  14. 
1.  Ct  p.  859:  »Aliquando  eDim  pro  necessitate  vel  ntilitate  ecclesiae  (sc.  praecepta 
mntilantnr  et  relazantnr).«  In  der  Form  wie  Migne  1.  c.  dieses  Kapitel  zitiert, 
gehört  diese  Aoossernng  zum  Anssproch  des  Papstes  Gelasias  selbst.  Dies 
ist  aber  falsch.  Nach  Thiel,  1.  c.  p.  368  fehlt  dieselbe  in  der  DekreUIe.  Wir 
sind  also  berechtigt,  sie  Algeras  zuzaschreiben.  —  7)  L.  c  c.  6.  p.  861. 


Qeachichtliche  Entwicklung  vom  IX*  Jahrh»  bis  auf  Oratian  (incL).    661 

teilweise,  ob  sie  far  die  Allgemeinheit  oder  nur  für  einzelne,  ob  sie 
dauernd  oder  nur  yorübei^ehend  aufgehoben  oder  verändert  wird, 
das  bleibt  sich  für  den  Begriff  der  Dispensation,  wie  ihn  die  da- 
malige Zeit  hatte,  ganz  gleich.  Auf  eine  Dispensation  fuhrt  ^ferner 
Alger  auch  die  Wahl  zurück,  durch  welche  sich  jemand,  der  in  ver- 
schiedene Schwierigkeiten  zugleich  verwickelt  ist  und  sich  daraus 
ohne  Verletzung  des  einen  oder  andern  Gebotes  nicht  befreien  kann, 
dazu  entscheidet,  das  geringere  üebel  zu  thun,  um  wenigstens  dem 
grösseren  aus  dem  Wege  zu  gehen  ^).  Dieser  Fall,  in  dem  das  mi- 
nus malum  propter  vitandum  peius  zugelassen  wird,  gehört  nach 
heutiger  Auffassung  in  das  Gebiet  der  Moral  und  hat  mit  dem  Recht 
als  der  Ordnung  äusserer  Lebensverhältnisse  nichts  zu  thun.  Allein 
die  Behandlung  dieser  Frage  durch  volle  6  Kapitel  giebt  einen 
ofTenen  Beweis  dafür,  dass  man  die  Dispensation  benutzte ,  um  jede 
Abweichung  jeder  Art  zu  motivieren. 

Die  Dispensation  ist  ihm  gar  nichts  Seltenes.  Bereits  die 
Apostel  haben  Ausnahmen  zugelassen,  und  nach  ihnen  haben  sehr 
viele  Väter  die  Strenge  der  kanonischen  Vorschriften  gemildert. 

Als  »causae  rationabilesc  ^,  welche  eine  Ausnahme  von  der 
allgemeinen  Gesetzesbestimmung  reclitfertigen,  führt  er  in  c.  6  ^)  an : 
»Inveniuntur  praecepta  canonica  pro  tempore,  pro  persona,  pro  variis 
rerum  eventibus  vel  partim  temperata  vel  omnino  intermissa.€  Für 
jeden  dieser  Gründe  bringt  Alger  einen  Beleg  aus  dem  damals  vor- 
handenen Quellenroaterial.  Da  die  Ausführungen  Algers  in  dieser 
Frage  grundlegend  geworden  sind  und  namentlich  durch  ihre  Auf- 
nahme in  das  Dekret  Gratians  eine  ganz  besondere  Bedeutung  er- 
langt haben,  werden  wir  uns  damit  eingehend  beschäftigen. 

In  c.  7.  giebt  Alger  ein  Beispiel  dafür,  dass  eine  kirchliche 
Vorschrift  »solo  pietatis  intuitu  pro  eventu  rei€  gemildert  werden 
könne.  Sein  Dictum  hiezu  lautet:  »Dum  enim  Leo  in  decretis  suis 
capite  49  dicat,  non  in  cuiusqae  persona  praetermittendum  est,  quod 
in  statutis  generalibus  continetur,  postmodum  tamen  ait  in  eisdem 
de  laicis  subito  contra  canonum  decreta  ordinatis  episcopis :  Exigunt 
causae  u.  s.  w. ,  von  Gratian  als  c.  18:  C.  1.  qu.  7  aufgenommen. 
Das  Zitat  schliesst  Algerus  mit  den  Worten :  Hie  Leo  pro  eventu  rei, 
quia  electi  fuerunt  et  consecrati  ex  laicis  episcopi  pietate  inter- 
veniente  pepercit  et  electoribus  et  ipsis  consecratoribus  et  ipsis  con- 
secratis*).€ 


p.  862. 


1)  L.  c-  c.  17.  p.  864  sqq.  —  2)  L.  c.  —  8)  L.  c.  p.  861.  —  4)  L. 
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G.  8.  leitet  er  ein  mit  den  Worten^):  »Item  Gregorius  pro 
qmlitate  persanae^  pietate  interyeniente  ait  Januario  episoopo  in 
epistola  sua.€   Bei  Gratian  c.  11.  C.  1.  qa.  7. 

In  G.  9.  sagt  Alger'):  »Item  Innocentins  papa  cnm |^o  neces- 
säcUe  iemporis^  ne  nimium  scandalum  egset  in  ecclesia,  ordinatos  a 
Bonoso  haeretico  snsciperet,  ait  in  decretis  suis  capite  5:  Qnod  pro 
remedio  etc.  =»  c.  7.  G.  1,  qu.  7.  Von  einer  Ausnahme  pro  tem- 
pore handelt  ebenfalls  c.  10  ^) :  »Item  Gelasias  papa  cum  pro  neoes- 
sitate  temporis,  quia  videlicet  Italicam  ecclesiam  propter  belli  fa- 
misque  incursionem  fere  omni  clericorum  officio  destitutam,  adeo  ut 
plerisque  popnlis  subsidium  redimendamm  deesset  animarum,  con- 
cederet  de  monachis  vel  etiam  de  laicis  assumi  clericos  alt  in  de- 
cretis suis  cap.  1:  Necessaria  rerum  dispositione  .  •  .  =  c.  6. 
G.  1.  qu.  7. 

Id  c.  11  ist  die  Bede  davon,  dass  »pro  et;en^t«  intuitu  piotatis« 
Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Begel  gemacht  werden^).  Es  wer- 
den hier  angeführt  ein  Dispensdekret  von  Papst  Gelasius,  von  Gra- 
tian herubergenommen  als  c.  12.  G.  1.  qu.  7,  und  ein  solches  von 
Papst  Sirizius  aus  dessen  Schreiben  an  den  Bischof  Himerius  von 
Tarragona. 

G.  12  leitet  Alger  folgendermassen  ein:  Idem  papa  (sc  In- 
nocentius  L),  cum  de  quodam  episcopo  praeter  notitiam  metropoli- 
tani  ordinato  inter  coepiscopos  grave  scandalum  fieret,  ait  in  epistola 
su^,  cap.  2:  Quoniam  quidquid  ab  alterutra  parte  .  .  .  ==  c.  13. 
G.  1.  qu.  7.    Diese  Milderung  geschah  ^necessitatis  intuitu^y^ 

Von  der  pietas  als  Dispensgrund  handelt  c.  13,  woselbst  eine 
Stelle  aus  einer  Dekretale  Leo's  I.  angeführt  wird :  »Nulla  ratio  sinit, 
ut  inter  episcopos  habeantur,  qui  nee  a  clericis  sunt  electi  nee  a 
plebibus  expetiti  nee  a  provincialibus  episcopis  cum  metropolitani 
iudicio  consecrati.  Si  qui  tamen  clerici  ab  bis  pseudoepiscopis  in 
eis  ecclesüs  ordinati  sunt,  quae  ad  proprios  episcopos  pertinebant  et 
ordinatio  eorum  consensu  et  iudicio  praesidentium  facta  est,  potest 
rata  haberi,  ita  ut  in  ipsis  ecclesüs  perseverent.  Aliter  vana  est 
habenda  talis  ordinatio  .  .  .®).€ 

Das  14.  Kapitel  f&hrt  die  Aufschrift:  »Quod  necessitate  vel 
utilitate  mutilanda  sint  decretac  und  enthält  einen  Auszug  aus  einer 
Dekretale  von  Gelasius^). 

In  c.  15  bringt  er  einen  Beweis  dafür,  dass  die  necessUas  eine 


1)  L.  c.  —  2)  L.  c.  —  3)  L.  c.  p.  862  sq.  —  4)  L.  g.  p.  863.  —  5)  L.  c 
—  6)  Cf.  15.  (ep.  92,  resp.  1).  —  7)  Die  Stelle  ist  von  ans  mehr&oh  erwähnt; 
Thiel,  1.  c.  p.  368. 
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Abweichung  von  der  Regel  rechtfertigt  ^).  Als  Beleg  bedient  er  sich 
einer  Stelle  aus  einer  Dekretale  von  Innocenz  I.,  von  Oratian  rezi- 
piert als  c.  14.  Q.  1.  qu.  7. 

Für  die  utilit<is  beruft  er  sich  in  c.  16*)  auf  Kanon  64  des 
Konzils  von  Meaux,  welcher  die  mit  einer  rapta  Erzeugten  von  dem 
Empfang  der  Weihen  ausschliesst,  es  sei  denn,  dass  ein  besonderer 
Nutzen  oder  die  Notlage  der  Kirche  oder  auch  deren  Verdienste  die 
Erteilung  einer  Dispens  fBr  angebracht  erscheinen  lassen*).  Gratian 
hat  diesen  Kanon  als  c.  17  in  die  G.  1.  qu.  7.  eingereiht. 

Die  Gründe,  aus  welchen  dispensiert  werden  kann,  sind  dem- 
nach: eventus  rei,  qualitas  personae,  necessitas,  utilitas,  pietas.  Wir 
sehen  also  hier  eine  Erweiterung  der  bisherigen  Theorie,  welche  nur 
die  Notwendigkeit  und  Nützlichkeit  als  causa  einer  Dispens  aner- 
kannt haben,  üeber  das  Verhältnis  dieser  neuen  Momente  zur 
necessitas  und  utilitas  werden  wir  bei  der  Darstellung  der  Dispen- 
sation bei  Gratian  des  nähern  zu  sprechen  haben. 

Die  angeführten  Grundsätze  bringt  Algerus  zur  Anwendung  im 
zweiten  Teil  seines  Buches  bei  der  Behandlung  der  Frage,  ob  die- 
jenigen Kleriker,  welche  Busse  geleistet  hatten,  Dispens  erhalten 
könnten.  In  c.  43  sagt  er,  dass  jene,  welche  sich  wirklich  gebessert 
haben,  verdienen,  dass  ihnen  gegenüber  anstatt  von  der  Strenge  des 
Gesetzes  von  der  Milde  Gebrauch  gemacht  werde,  >quia  suis  in  locis 
nee  gratia  praeiudicat  iustitiae  nee  iustitia  gratiacc  Anknüpfend 
an  die  Worte  Augustins  in  seinem  Brief  an  Bonifazius ,  woselbst 
dieser  Heilige  die  Dispens  in  beredter  Weise  verteidigt*),  sagt 
Alger:  »In  quo  notandum  est  Augustinuro  hie  solvere,  quod  supe- 
rius  dictum  est,  in  executione  iustitiae  pacem  non  esse  pertm*ban- 
dam,  ubi  scilicet,  non  huius  aut  illius  sed  totius  ecclesiae  scanda- 
lum  concitatur.  Et  e  contra  constanter  esse  perturbandam,  ubi  non 
huius  aut  illius,  sed  paucorum  pra verum  perversitas  concutitur. 
Secundum  quam  discretionem  vel  justitia  prorsus  intendenda  est,  ut 
mali  non  ad  perturbationem  sed  ad  correctionem  aliorum  severe 
puniantur,  vel  temperanda  per  caritatem  et  gratiam,  ne  unius  mali 
scandalo  ceteri  boni  periclitenturc  ^). 


1}  L.  c.  p.  864.  —  2)  L.  c. 

8)  Mon.  Germ.  Capit.  II.  413;  c.  428,  Regionis  libri  synodales,  ed.  Was- 
serschleben ,  Lips.  1840,  S.  198. 
4}  Vgl.  S.  28. 
5)  Mlgne,  180,  918;  vgl  part  1.  c.  26  sqq.,  p.  866  sqq. 


664  Dispensation  und  Diapensationswesen. 

XYI.  Kapitel. 

§.  30.    Das  Dekret  Gratians. 

Die  dem  Decretam  Gratiani  vorausgehenden  kirchenrechtlicben 
Sammlungea  haben,  wie  wir  bereits  gesehen ,  die  Dispensation  ent- 
weder gar  nicht  berücksichtigt  oder  doch  nur  zum  geringen  Teil. 
Bios  bei  Ivo  von  Ghartres  haben  wir  eine  ausfuhrliche  Darstellung 
des  Dispensationswesens  gefunden.  Allein  auch  dieser  hatte  gewisser- 
massen  eine  heilige  Scheu  davor,  in  einer  Gesetzessammlung,  welche  die 
allgemein  geltenden  Bechtsgrundsätze  enthalten  sollte ,  zugleich 
auch  dem  Prinzip  der  Ausnahme  von  denselben ,  d.  h.  der  Dispen- 
sation das  Wort  zu  reden  und  derselben  im  Bechtssystem  selbst 
einen  Platz  anzuweisen.  Fürchtete  er  vielleicht  auf  diese  Weise  der 
Ausdehnung  des  Dispensationswesens  irgend  welchen  Vorschub  zu 
leisten?  Vielleicht  mag  ihn  dieser  Gedanke  in  Verbindung  mit 
noch  andern  dazu  bestimmt  haben,  seine  juristische  Abhandlung  über 
die  Dispensation  nicht  seinem  Dekret  einzuverleiben  oder  an  den 
betreffenden  Stellen  zu  verwerten,  sondern  dieselbe  als  abgeschlossenes 
Ganzes  in  der  Form  eines  Prologs  seiner  Gesetzessanmilung  voraus- 
zuschicken. 

Was  Ivo  unterlassen,  das  that  Qratian.  Wie  auf  dem  ganzen 
Gebiet  des  kanonischen  Bechts,  so  bezeichnet  auch  in  Ansehung  des 
Dispensationswesens  seine  Concordantia  canonum  einen  Wendepunkt. 
Gratian  gebührt  das  Verdienst,  die  bereits  allgemein  anerkannten 
Grundsätze  über  die  Dispensation  in  das  Bechtssystem  selbst  ein- 
geführt zu  haben. 

Abgesehen  von  mehreren  in  der  ganzen  Sammlung  zerstreuten 
Bemerkungen  widmet  der  Magister  diesem  Gegenstand  die  qnaestio  7. 
der  Causa  1,  gelegentlich  der  Behandlung  der  Frage,  ob  derjenige 
Geistliche,  welcher  der  Häresie  abschwört,  in  seiner  Würde  weiter 
verbleiben  dürfe  oder  nicht.  Ausserdem  handelt  er  über  unsere 
Frage  in  der  50.  Distinktion,  wo  er  nachweist,  dass  auf  Grund  einer 
Dispensation  gefallene  Kleriker  in  ihrem  ordo  verbleiben  dürfen. 
Die  eigenen  Erörterungen,  welche  Gratian  teils  zur  Verbindung  der 
Quellenexcerpte,  teils  zur  Herstellung  von  Uebergängen  verwendet, 
zeigen  eine  offenbare  Anlehnung  an  Ivo*s  Prolog  und  an  die  Aus* 
führungen  Algers  von  Lüttich. 

Im  Dictum  zu  c.  5.  G.  1.  qu.  7  sagt  Gratian:  »Nisi  rigor 
disciplinae  quandoque  relaxetur  ex  dispensatione  misericordiae.« 
Hieraus  können  wir  folgende  Definition  der  Dispens  eruieren:  »DiS' 
pensatio  est  relaxatio  rigoris  disciplinae  ex  misericordia.«     In  die- 
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ser  Begriffsbestimmung  vermisst  man  die  nähere  Angabe,  ob  die 
Suspendierung  der  gesetzlichen  Vorschrift  von  Fall  zu  Fall,  ob  sie 
zugleich  fOr  einen  grösseren  Kreis  von  Verhältnissen,  ob  sie  danemd, 
auf  längere  Zeit  oder  nur  vorübergehend  geschieht.  Als  Dispensation 
betrachtet  er  demnach  einmal  jede  Aenderung  des  bestehenden  Rechts, 
auch  die  im  Lauf  der  Zeit  infolge  veränderter  Umstände  notwendig  wer- 
dende Abrogation  oder  Derogation  eines  Gesetzes  ^).  Diese  Auffassung 
ergiebt  sich  namentlich  aus  dem  Dictum  zu  c.  16.  G.  25.  qu.  1,  wo 
Oratian  sagt,  dass  der  Papst  das  bestehende  Recht  ändern  könne 
»seu  iubendo  seu  diffiniendo  seu  decemendo  seu  aliter  agendo.t 
Unter  dem  »aliter  agendoc  versteht  er  den  Erlass  von  Ausnahme- 
bestimmungen, was  deutlich  aus  den  Beispielen  hervorgeht,  die  er 
daselbst  anf&hrt.  An  einer  andern  Stelle  sagt  er,  dass  auf  Grund 
einer  Dispensation  die  strengen  Verordnungen  betreffs  der  Priester- 
söhne gemildert  worden  seien').  Dcmn  betrachtet  er  idie  Dispen- 
sation aber  auch  als  eine  mit  Rücksicht  auf  die  besondern  Umstände 
Mos  für  den  Einzelfall  gewährte  Nachsicht :  »rigor  canonum  pro  per- 
sona aliquando  relaxaturc '),  und  »Gasu  quoque,  si  clericus  homici- 
dium  facit,  ex  dispensatione  in  ordine  permanere  permittiturc  ^)^ 
Die  von  Pelagius  einem  Bigamen  erteilte  Nachsicht  bezeichnet  er 
als  Dispens^),  ebenso  die  vom  Nizänum  den  Novatianem  gewährte 
Erlaubnis,  in  ihren  Weihegraden  verbleiben  zu  dürfen*). 

Was  also  die  Weiterentwickelung  des  Begriffs  der  Dispensation 
bei  Gratian  betrifft,  so  muss  man  sagen,  dass  er  denselben  Stand- 
punkt vertritt  wie  seine  Vorgänger.  Ihm  diente  ebenfalls  die  Dis- 
pensation dazu,  den  Widerspruch  zwischen  zwei  Gesetzen  aufzuheben, 
indem  er  das  eine  als  Regel,  das  andere  als  die  auf  dem  Wege  einer 
Dispensation  zustandegekommene  Ausnahme  hinstellt.  Einen  wenn 
auch  nur  geringen  Fortschritt  gegenüber  der  seitherigen  Entwickelung 
der  Theorie  glauben  wir  bei  Gratian  darin  zu  finden,  dass  er  durch 
die  Aufnahme  der  Dispensation  als  Rechtsinstitut  die  Erteilung  von 
Ausnahmen  für  bestimmte  Einzelfälle  wohl  in  nicht  geringem  Grade 


1)  Dict  zu  c.  1.  D.  14:  »Consnetudinis  autem  Tel  constitationis  rigor 
nonnnmquain  relazatnr.c 

2)  Dict.  ZQ  c.  12.  D.  56;  die  jftdische  Sitte,  neben  der  legitimen  Frau 
noch  eine  Konkabine  za  haben,  fertigt  Gratian  ab  mit  den  Worten:  »Pro  Ta- 
rietate  temporum  yaria  inyenitnr  dispensatio  creatoris,«  dict.  zn  c.  2.  C.  82. 
qa.  4;  dispensatio  ist  hier  so  viel  als  »Massregei.«  —  3)  Dict.  zu  c.  11.  G.  1. 
qn.  7.  —  4)  Pr.  c.  87.  D.  50.  —  5)  Dict.  c.  7.  D.  84.  —  6)  Dict.  c.  7.  C.  1. 
qn.  7;  Tgl.  dict  c.  1.  G.  35.  qn.  8;  das  yerbam  dispensare  wendet  er  in  G.  1. 
qa.  7  nicht  an,  dafür  hat  er  aber  relaxare  (dict.  c  11),  das  er  sonst  mit  tem- 
poräre amschreibt,  (dict.  c.  6.  G.  1.  qa.  7;  dict.  c.  12.  D.  14);  sehr  ofb  findet 
sich  aach  misericordia  (dict.  c  15,  18,  G.  1.  qa.  7),  indolgentia  (dict.  c.  1. 
C.  35.  qa.  8;  c.  15.  G.  1.  qa.  7),  hamanitas  etc. 
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gefördert  und  so  unbewusst  die  Theorie  in  die  Bahnen  gelenkt 
haben  mag,  bei  deren  Weiteryerfolgnng  die  Dispensation  sich 
als  »Aufhebung  eines  Gesetzes  in  einem  konkreten  ßnzelfallc  ent- 
wickelte. 

üeber  die  Ausdehnung,  welche  G-ratian  dem  Begriff  der  Disp^os 
giebt,  können  wir  uns  ein  Bild  machen,  wenn  wir  bedenken,  dass  er 
auch  die  Absolution  als  solche  betrachtet.  Im  Prinzip  zu  D.  13  heisst 
es:  »Item  adversus  ins  naturale  nulia  dispensatio  admittitur,  nisi 
forte  duo  mala  ita  urgeant,  ut  alterum  eorum  necesse  sit  eUgLc 
Die  Dispensation,  von  welcher  hier  die  Bede  ist,  gehört  offenbar  in 
das  Gebiet  der  Moral,  indem  die  Dispensation  aufgefasst  wird  ganz 
allgemein  als  die  Geetattung  einer  Ausnahme^). 

lieber  das  Wesen  der  Dispensation  spricht  sich  Gratian  des 
nähern  aus  in  dem  Dictum  zu  c.  16.  C.  25.  qu.  1:  Dem  Gesetz- 
geber steht  das  Recht  zu  »considerata  rationis  aequitatet  die  recht- 
lichen Vorschriften  einschränkend  zu  interpretieren  >),  zu  mildern  und 
von  denselben  nöthigenfalls  Ausnahmen  eintreten  zu  lassen.  Hierdurch 
wird  zwar  der  Buchstabe  des  Gesetzes  verletzt,  aber  die  »aequitas, 
quae  mater  iustitiae  est,«  wird  erreicht,  indem  vermittelst  der  Dis- 
pensation ein  Abgehen  von  den  strengen  Forderungen  des  Bechts  er- 
möglicht wird. 

Im  Anschluss  an  die  patristische  Literatur  sucht  Gratian 
dem  Dispensations\¥esen  eine  biblische  Grundlage  zu  geben.  An 
zwei  verschiedenen  Stellen,  pr.  c.  13.  D.  50  und  dict.  c.  16.  C.  25. 
qu.  1  erwähnt  er  die  von  uns  bereits  früher  besprochenen  Dispensa- 
tionen. 

Einen  Unterschied  zwischen  Dispensen  ad  faciendum  und  sol- 
chen post  factum  kennt  Gratian  noch  nicht.  Demnach  ist  es  ausge- 
schlossen, den  Begriff  der  Dispensation,  wie  er  ihn  aufstellt,  auf  die 
nachträgliche  Gutheissung  fehlerhafter  Handlungen  zu  beschränken, 
zu  welcher  Annahme  das  öfters  wiederkehrende  »tolerare«  >)  verleiten 
kann.  Dem  widerspricht  aber  der  Umstand,  dass  Gratian  in  c.  7. 
D.  34,  in  c.  6.  und  in  c.  17.  G.  1.  qu.  7.  im  voraus  erteilte  Dis- 
pensen erwähnt. 

Ganz  besondere  Sorgfalt  widmet  Gratian  der  Beantwortung  der 
Frage,  unter  welchen  Voraussetzungen  der  kirchliche  Obere  zur  Er- 
teilung von  Dispensen  befugt  sei.    Als  Grundlage  dienen  ihm  dabei 

1)  Vgl.  S.  661.  Gleich  in  der  folgenden  Distinktion  (14)  verlegt  Gra- 
tian die  Dispensation  wieder  aaf  den  rechtlichen  Boden. 

2)  Den  unterschied  s  wischen  der  Interpretation  and  der  Dispens  siehe  an 
späterer  Stelle.  —  8)  Dict.  c.  18,  15,  19.  G.  1.  qn.  7;  vgl.  die  Widorlegang  der 
Ansicht  von  Esmein,  §.  10. 
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die  diesbezüglichen  Ausf&brtmgen  Algers  von  Lüttich  ^).  Im  Dictum 
zu  c.  5.  C.  1.  qu.  7  heisst  es:  Die  strengen  Kegeln  des  Gesetzes 
sind  anzuwenden,  nisi  rigor  disciplinae  quandoque  relaxatur  ex  dispen- 
satione  misericordiae.  Multorum  enim  crimina  sunt  damnabilia,  quae 
tarnen  ecclesia  tolerat  pro  tempore,  pro  persona,  intnitu  pietatis  vel 
necessitatis  sive  ntilitatis  et  pro  eventu  rei.€  Auf  diese  Stelle  gründet 
bereits  die  Qlosse*)  ihre  Ansicht,  dass  Oratian  sechs  Dispensations- 
gründe  kenne,  nftmlich:  tempus,  persona,  pietas,  necessitas,  utilitas, 
und  eventus  rei  Dies  ist  auch  der  Standpunkt  der  heutigen  Lit- 
teratur').  Inwieweit  nun  diese  Auffassung  auf  Richtigkeit  beruht, 
bedarf  hier  näherer  Untersuchung. 

Zunächst  kann  »personat  nicht  als  Dispensgrund  angeführt 
werden.  In  c.  11.  C.  1.  qu.  7  wird  eine  zu  Gunsten  eines  Bischofs 
erteilte  Nachsicht  ^erwähnt,  welche  Gratian  folgender  Weise  einleitet : 
»Rigor  canonum  pro  persona  aliquando  relaxatur.c  Das  in  Frage 
kommende  Dekret  des  Papstes  Gregor  I.  giebt  aber  ausdrücklich  als 
Dispensgrund  an :  »quia  simplicitatem  tuam  cum  senectute  novimus.c 
Demgemäss  kann  »personac  hier  nicht  als  Dispensgrund  betrachtet 
werden.  Fassen  wir  anderseits  »pro  personac  auf  als  identisch  mit 
»in  Rücksicht  auf  persönliche  Eigenschaften,  c  so  würde  sich  aller- 
dings der  Inhalt  des  Dekrets  mit  dem  Dictum  Gratians  decken. 
Aber  auch  in  diesem  Fall  können  wir  »pro  personac  nicht  als 
selbständige  causa  dispensationis  gelten  lassen,  da  ein  anderer  Dis- 
pensgrund, die  pietas,  ganz  genau  denselben  Inhalt  hat.  Es  bleibt 
also  nichts  anderes  übrig,  als  »pro  personac  aus  der  Reihe  jener 
Dispensgründe  auszuscheiden. 

Ebensowenig  kann  »pro  temporec  im  Sinne  Gratians  als  Dis- 
pensgrund geltend  gemacht  werden.  Das  Verhältnis  von  tempus  zu 
utilitas  und  necessitas  ist  offenbar  nicht  so  aufzufassen,  dass  ersteres 
in  ausschliessendem  Gegensatz  zu  den  beiden  letzteren  steht,  denn 
sonst  könnte  Gratian  im  Dictum  zu  c.  6.  G.  1.  qu.  7  nicht  sagen: 
pro  tempomm  necessitate  .  .  .  decreta  temperantur.c 

Unsere  Ansicht  geht  demnach  dahin,  dass  tempus  und  persona 
nach  der  Auffassung  Gratians  keineswegs  als  Dispensgründe  zu  be- 
trachten sind.  Scheiden  wir  dieselben  aus  der  betreffenden  Aufzäh- 
lung im  Dictum  5.  G.  1.  qu.  7  aus,  so  bleiben  übrig:  pietas  necessitas, 
utilitas,  eventus  rei.    Letzteres  halten  wir  fär   eine  Umschreibung 


1)  Vgl.  §.  29.  —  2)  Zu  c  5.  ▼.  nisi  rigor,  L  c. :  »Hoc  est  ^narta  pars 
quaestionis,  in  qua  probatar,  per  17  aucioritates,  qnod  dispensatioues  fiont 
sex  modis.  Jo(anne8)  ae  Fa(Teutia).  —  8)  Vgl.  Preisen,  a.  a.  0.  S.  894. 
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für  utilitas  oder  auch  necessitas,  so  dass  von  den  sog.  6  Dispens- 
gründen nur  drei  die  Probe  bestehen.* 

Uebrigens  drängt  schon  die  sprachliche  Eonstniktion  des  Die- 
tam  zu  einer  solchen  Zerlegung,  wie  wir  es  gethan  haben: 

tempore)  [  pietatis 

>  intnitu  1  necessitatis 
persona  J  [  utilitatis  (eventus  rei). 

Gratian  findet  also  einen  unterschied  darin,  ob  die  Dispensen 
pro  tempore  oder  pro  persona  gewährt  werden.  Damit  will  er 
sagen :  Dispensationen  werden  erteilt  entweder  für  eine  Zeit  lang, 
also  für  sich  oft  wiederholende  Handlungen  eines  grösseren  Kreises 
von  Personen,  oder  nur  far  ein  einzelnes  Subjekt,  für  einen  Spezial- 
fall. Fassen  wir  die  von  Gratian  für  »pro  tempore«  und  »pro  persona« 
angefahrten  Belegstellen  in*s  Auge,  so  finden  wir  diese  unsere  Aui- 
fassuog  bestätigt.  Als  Beispiel  einer  Dispensation  »pro  tempore« 
erwähnt  der  Magister  in  c.  6.  1.  c.  die  Nachsicht,  welche  Papst 
Gelasius  den  Bischöfen  von  Sizilien,  Lukanien  und  Bruttinm  zu  teil 
werden  liess,  indem  er  ihnen  gestattete ,  von  der  Beobachtung  der 
Weiheinterstizien  zu  dispensieren,  so  lange  der  Priestermangel  da- 
selbst herrschte  ^).  Diese  Dispensation  erstreckt  sich  also  auf  eine 
ganze  Reihe  von  Handlungen  und  kommt  verschiedenen  Personen 
zu  Gute.  Anders  verhält  es  sich  mit  der  »pro  personat  erteilten 
Dispens.  Diese  geht  nur  auf  den  Fall,  um  den  es  sich  gerade 
handelt,  in  c.  11.  1.  c,  dem  Belege  hiezu,  um  eine  dem  Bischot 
Januarius  von  Gregor  I.  gewährte  Dispens.  Die  Dispensation  kann 
demnach  sowohl  zu  Gunsten  eines  Einzelfalls  als  zu  Gunsten 
mehrerer  Personen  für  einen  längeren  Zeitraum  gewährt  werden. 
In  beiden  Fällen  können  als  Gründe  geltend  gemacht  werden :  pietas, 
necessitas,  utilitas'). 

Neben  der  Bichtigstellung  der  bisher  über  die  Dispen^ründe 
bei  Gratian  herrschenden  Ansicht  gewinnen  wir  aus  vorstehender 
Untersuchung  noch  ein  ferneres  Resultat  von  grosser  Bedeutung. 
Der  Umstand,  dass  Gratian  eine  Grenze  zieht  zwischen  den  Dispen- 

1)  Dict.  0.  24.  G.  32.  qa.  7:  »lUad  vero  Gregorii  ad  Bonifaeinm  AnjpfUcis 
pro  tempore  perroissam  est.«  Damit  ist  die  in  c  20.  C.  95.  qu.  2  erirahnte 
Ehedispens  gemeint. 

2)  Der  einzige  Autor,  der  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigt  hat,  ist 
Floreos,  1.  c.  p.  381.  Derselbe  unterscheidet  in  Anlehnung  an  das  Dictam 
sechs  Arten  von  Dispensationen ,  je  nachdem  dieselben  pro  tempore ,  pro  pe^ 
sona,  intuitn  pietatis  vel  necessitatis  vel  utilitatis  vel  pro  eventu  rei  erteilt 
sind.  Diese  sechs  Spezies  lassen  sich  auf  drei  zur&ckf&hren,  sagt  er:  necessitas, 
pietas,  utilitas,  w&nrend  tempus,  persona  und  eventus  rerum  als  lüfallige  in 
den  einzelnen  Ffillen  wechselnde  Eigenschaften  bezeichnet  werden,  unklar  ist 
bei  ihm  JedenfitUs  das  Verhältnis  zwischen  tempus,  persona  und  eventus  rei. 
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sen  pro  tempore  und  denen  pro  persona  liefert  den  Beweis  dafür, 
dass  der  Begriff  der  Dispensation  seinen  allgemeinen  Charakter  all- 
mählich abstreift  und  sich  immer  mehr  der  Bedeutung  nähert, 
welche  wir  heutzutage  damit  zu  verbinden  gewohnt  sind^). 

XTIL  Kapitel. 

§.  31.     Schluss: 

Das  Resultat  der  Entwickelung  des  Dispensationswesens  in  der 
Zeit  vom  IX.  Jahrhundert  bis  zum  Dekret  Gratians  liegt  vorzugs- 
weise darin,  dass  die  Theorie  in  den  Kanonensammlungen  selbst 
Aufiiahme  gefunden  hat.  Mit  diesem  Umstände  hängt  einerseits 
die  weitere  Ausbildung  des  Begriffs,  anderseits  die  immer  mehr  um 
sich  greifende  Ausdehnung  des  Dispenswesens  zusammen. 

Der  Begriff  zeigt  fast  durchweg  immer  noch  denselben  Inhalt 
wie  am  Schlüsse  der  ersten  Periode.  Als  Dispens  gilt  jede  Auf- 
hebung des  Gesetzes.  Mag  dieselbe  nun  eine  Norm  in  ihrem  objek- 
tiven Bestände  selbst  ganz  oder  teilweise  aufheben  oder  auch  nur 
für  einzelne  Fälle  von  ihrer  verpflichtenden  Kraft  entbinden  .  .  . 
für  die  damalige  Auffassung  begründet  dies  keinen  Unterschied. 
Indes  vollzieht  sich  schon  während  dieser  Zeit  allmählich  eine  Aen- 
derung.  Angebahnt  wird  dieselbe,  wie  bereits  oben  hervorgehoben, 
durch  die  Kreierung  der  Dispensation  zu  einem  besondern  Bechts- 
institut.  Befördert  warde  sie  durch  den  gerade  damals  stark  herr- 
schenden Missbrauch  mit  den  Dispensationen,  wie  wir  ihn  aus  den 
Schilderungen  Ivos,  Bernhards  und  Gottfrieds  kennen  gelernt  haben. 
Eine  notwendige  Folge  dieser  Praxis  war,  dass  auch  die  Wissen- 
schaft die  Theorie  den  konkreten  Verhältnissen  anpassen  musste,  so 
dass  die  Dispensation  als  Aufhebung  der  Wirksamkeit  eines  Rechts- 
satzes für  einen  bestimmten  Einzelfall  immer  mehr  in  Geltung 
kommt. 


1)  Die  Ansichten  Gratians  über  die  Dispensabilitat  der  Gesetze,  aber  das 
Natarreeht  als  Schranke  a.  s.  w.  finden  des  bessern  Zusammenhangs  wegen  ihre 
DarsteUang  bei  der  geschichtlichen  Entwickelang  des  Dispensationsrechts. 


670 


2.  Die  altchristiichen  Familienbegräbnisgenossenschaften. 

Von  Joh.  Ev.  Weis  (Campo  Santo,  Rom). 

Einleitung. 

Verliehen  schon  die  alten  heidnischen  Galturyölker,  einem  Zage 
des  Naturrechtes  folgend,  den  Qrabstätten  durch  Qesetze  einen  pri- 
vilegierten, geheiligten  Charakter  ^),  so  masste  umsomehr  die  christ- 
liche Kirche  von  Anfang  an  die  Or&ber  ihrer  Gläabigen ,  Bekenner 
nnd  Märtyrer  in  religiösen  Ehren  halten  nnd  mit  kirchlichem  Rechts- 
schutz auszeichnen.  Erwuchsen  auch,  soweit  ersichtlich,  die  ersten 
christlichen  Grabanlagen  in  Rom  wie  anderwärts  aus  den  GrfifteD 
reicher,  wohlthätiger  Privatpersonen,  so  mnsste  die  Kirche  als  solche 
immerhin  weitgehende  Rechtsbefugnisse  in  Ausschmuckniig,  Ver- 
waltung und  Benutzung  der  eingeräumten  areae  handhaben.  Es  ist 
eine  unläugbare  Thatsache,  dass  in  den  Katakomben,  solange  die 
Christen  sie  gebrauchten ,  kein  Heide  bestattet  wurde ,  und  in  deo 
zahlreichen  römischen  Columbarien  konnten  keinerlei  christliche 
Spuren,  weder  Inschriften  noch  symbolische  Zeichen  nachgewiesen 
werden.  Gegenüber  dem  heidnischen  Staate  bildete  das  Erbbegräbnis 
einer  angesehenen  gens  einen  unanfechtbaren  Rechtstitel.  Dabei 
musste  der  Kirche  jede  Vermehrung  dieser  privatrecbtlichen  Besitz- 
titel  erwünscht  sein,  weil  sie  dadurch  einen  Deckmantel  für  ihren 
Bestand  als  Gesellschaft  und  für  die  gottesdienstlichen  Versamm- 
lungen der  Gläubigen  erhielt.  Im  Laufe  der  Zeit,  vielleicht  noch 
im  zweiten  Jahrhundert,  da  sich  die  ursprünglichen  Faroiliengrüfte 
zu  grossen,  gemeinsamen  christlichen  Nekropolen  erweiterten,  gingen 
die  Grabareale  ohne  Zweifel  in  den  f actischen  Besitz  der  Kirche 
selbst  über,  während  in  der  Oeffentlichkeit  noch  immer  die  privat- 
rechtlichen  Besitztitel  der  Gläubigen  Geltung  hatten.  Das  erste 
Beispiel  eines  von  der  kirchlichen  Obrigkeit  selbst  geffründeten  ge- 
meinsamen Friedhofes,  wozu  vermutlich  die  edle  Familie  der  Cäcilier 
den  Platz  schenkte,  ist  wohl  das  um  202  von  dem  Diacon  CaUistus 
im  Auftrag  des  Papstes  Zephyrinus  angelegte  Coemeterium  an  der 
via  Appia  >).    Allein  es  befindet  sich  in  nächster  Nähe  des  aus  dem 


1)  Kraud,  Borna  sott.  (2.  Aufl.)  p.  50. 

2)  Philosoph.  IX,  11. 
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1.  Jahrhundert  stammenden  Hypogänms  der  LucifiOj  womit  es  auch 
im  4.  Jahrb.  durch  ein  Labyrinth  von  Gängen  verbunden  wurde. 
Wie  sich  nun  im  Folgenden  zeigen  wird,  war  der  sepulcrale  Rechts- 
titel einzelner  Privatpersonen  oder  ganzer  gentes  nicht  die  einzige 
rechtliche  Stfitze  für  die  christliche  Gemeinde  in  der  Oeffentlichkeit, 
abgesehen  davon,  dass  etwa  seit  Mitte  des  3.  Jahrb.  letztere  selbst 
als  geduldete  oder  gesetzlich  anerkannte  Corporation  sich  Geltung 
zu  verschaffen  wusste.  Sei  es  wegen  der  gesellschaftlichen  oder  po- 
litischen Entfremdung  der  Angehörigen  mancher  gens,  sei  es  aus 
rein  praktischen,  ökonomischen  Bficksichten  oder  auch  infolge  der 
Spaltung  vieler  Geschlechter  in  christliche  und  heidnische  Zweige, 
es  traten  einzelne  Familien  zusammen  zu  Begrftbnisvereinen  mit  ge- 
setzlich anerkannten  Statuten.  Da  nun  die  christlichen  Familien- 
coUegien  dieser  Art  ihre  gemeinsamen  Grabst&tten  in  den  Kata- 
komben anlegten  zu  einer  Zeit,  wo  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
die  Kirche  thatsächlich  bereits  den  Grund  und  Boden  besass,  so 
konnten  diese  Famiiienverb&ude  nur  im  Einvernehmen,  mit  Erlaub- 
nis und  unter  Leitung  der  kirchlichen  Obrigkeit  ihre  von  der  Masse 
der  Gläubigen  gesonderten  Grabkammem  und  Galerien  anlegen.  Es 
ergibt  sich  daraus  die  Bedeutung  solcher  Genossenschaften  ffir  die 
Entwicklung  des  kirehlichen  Vermögensrechtes.  Während  diese  Col« 
legien  die  gemeinsame  arca^)^  den  Eirchenschatz  mancher  Lasten 
enthoben,  schlössen  sie  nach  aussen  hin  eine  Anzahl  von  Familien 
sammt  Glientelen  enge  an  einander,  boten  einen  bürgerlichen  Rechts- 
titel fär  Vergrösserung  des  Grabcomplezes ,  wie  f&r  Versammlungen 
am  Stiftungsfest,  bestimmten  Monatstagen  und  Anniversarien.  Man 
hat  darin  die  Vorläufer  zu  erblicken  f&r  die  Totenbruderschafken 
der  christlichen  Handwerker  des  4.  Jahrhunderts,  der  Friedenszeit, 
von  denen  wir  namentlich  in  dem  BäckercoUegium  in  Domitilla  und 
der  Böttcherzunft  in  Priscilla ')  merkwürdige  Denkmale  in  Wort  und 
Bild  besitzen,  deren  Wichtigkeit  hinsichtlich  des  kircjilichen  Ver» 
mögensrechtes  wie  des  religiösen  Brtiderschaftswesens  schon  aus  dem 
umfang  der  zugehörigen,  ganz  gleichförmig  angelegten  Gräberregion 
erhellt. 

L   ZeU  und  Ort  der  Auffindung  der  betr.  Monumente. 

Als  Mammsen^)  im  J.  1843  Natur  und  Bedeutung  des  römi- 
schen Collegialwesens  aufhellte,   kannte  er  noch   keine  christliche 

1)  Tertum  Apol.  c.  89. 

2)  Bdm.  QuartalMhr.  1887  p.  24  s.;  vergL  Wilpert,  Die  Katakomben - 
genifilde  (1891)  p.  28. 


p.  Zö, 

leg.  et 


8)  De  oolleg.  et  sodal.  Born.,  Kiliae  1848. 
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Corporation  dieser  Art  aus  den  ersten  Jahrhunderten.  Ehrst  21  Jahre 
später  stellte  De  Bo89i  ^)  die  fast  allgemein  bei  Allig  aufgenommene 
Hypothese*)  auf,  dass  sieh  die  einzelnen  Christengemeinden  die  Pri- 
vilegien der  Armenbegräbnisvereine  zu  Nutzen  machten  nod  in  dieser 
Form  staatliche  Anerkennung  und  Becht^chntz  fanden ;  doch  konnte 
damals  noch  keine  Sprache  sein  von  einer  auf  römischem  Gemein- 
recht beruhenden  socialen  Oliederung  im  Innern  des  aufblähenden 
christlichen  Gemeinwesens.  Wohl  betrat  in  demselben  Jahre  1864 
De  Rossi  mit  P.  Marchi  bereits  die  Krypta  der  Eutychier'),  eines 
christlichen  collegium  familiäre  funeraticium ,  sah  die  zugehörigen 
Grabinschriften,  soweit  sie  nicht  1737  von  BoldeUi  und  Marangm 
entfernt  worden  waren  %  und  entdeckte  die  Aufschrift  Eutyekvoinm, 
aber  ohne  die  Wichtigkeit  und  den  Znsammenhang  der  gefundenen 
Denkmäler  bemerken  zu  können.  Während  er  im  Bull.  1864  p.  748. 
die  ebengefundenen  Inschriften  der  Florier  veröffentlichte,  Hess  er 
den  CoUegialtitel  Eutychiorum,  offenbar  als  nicht  hinzugehörig,  weg. 
Als  hingegen  1881  in  der  Domitillakatakombe  ein  kleines  Goldgto 
mit  dem  Worte  Ausoniarum  und  in  Priscilla^)  nahe  der  ältesten 
Anlage  eine  Inschrift  mit  dem  Genitiv  Pdagiorum  am  Schlüsse  znm 
Vorschein  kam,  war  das  Dunkel  nicht  mehr  undurchdringlich,  wenn 
man  analoges  klassisches  Material  beizog.  Eine  zu  Muratoris  *)  Zeit 
im  Gasten  des  hl.  VUus^  3000  Schritte  von  Fergula  in  ümbrien  ge- 
fundene Grabinschrift  zweier  Brüder,  die  mit  Eidropioruin  schliesst, 
sowie  die  berühmte,  bereits  1691  von  BartdiwaA  Bdlari'^)  bekannt 
gemachte  Bronzelampe,  jetzt  in  den  üffizien  zu  Florenz,  mit  dem  Zn- 
ruf :  Euiropi  viv($$^  müssen  gleichfalls  in  diese  Gruppe  von  altebrist- 
liehen  Denkmälern  eingereiht  werden.  Ob  deren  Zahl  noch  vermehrt 
werden  kann,  wird  sich  am  Schlüsse  zeigen. 

IL   Bisherige  Literatur, 

Muratori^)  erklärte  die  technischen  Ausdrücke  in  der  Inschrift 
der  beiden  christl.  Valerier,  verlor  aber  über  den  seltsamen  Schluss 
Eulropiorum  kein  Wort.  Auch  Marini  sah  die  Anomalie  des 
Genitiv  Plural  hier  und  in  ähnlichen  Beispielen  der  heidnischen 
Epigraphik;  doch   »den  Grund  davon  wollte  er  nicht  suchen«,  ^^ 


1)  Roma  sott.  I,  101  ss.;  Bull.  1864  p.  25  8.  —  2)  Cf.  Kraus,  Be^' 
encyclopädie  II,  107.  —  3)  nahe  bei  der  Gruft  der  hl.  Soteris.  —  4)  RS.  I"» 
181.  183.  —  5)  bei  den  Ausgrabungen  von  1880—88.  Bull.  1884/85  p.  59. - 
6)  Nov.  Thes.  864,  8.  —  7)  Le  antiche  luceme  sepolcrali  figurata.  Roma  1691« 
—  8)  L.  c. 
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er  selbst  sagt^).  Den  Schlflssel  zur  Erklärang  fand  De  Bossi*)  1877 
in  der  aasffihrlichen  heidnischen  Inschrift  des  ÄureUus  VUaUio^  deren 
letzte  Zeile  in  grossen  Lettern  Syneratiarum  zeigt.  Yitallio  errichtete 
eine  Grabstätte  mit  solarium  und  cubkulum  fttr  seine  Familie,  fnr 
die  seines  Brnders  Aurelim  Mercurius ,  für  jene  seines  Verwandten 
Ulpius  Seeundinus^  fär  seine  und  seines  Vaters  ro&nnliche  und  weib- 
liche Freigelassenen  und  alle  ihre  Nachkommen,  sowie  ffir  diejenigen, 
denen  er  bei  Lebzeiten  Plätze  (loca)  schenkte;  diese  alle  sollten 
freien  Aus-  und  Eingang  haben.  Der  Stifter  schliesst  unter  An- 
führung seines  Beinamens  Syncratius,  wonach  das  CoUegium  be- 
nannt sein  sollte,  und  mit  der  Bitte,  die  regelmässigen  geroeinsamen 
Mahlzeiten  ohne  Zank  abzuhalten*).  Es  handelt  sich  hier  um  eine 
funerale  Stiftung  für  nahestehende  Familien  und  deren  dienten, 
welche  zusammen  ein  gesetzlich  erlaubtes  sodalicium  mit  einem  ma«- 
gister  an  der  Spitze  bilden  sollten,  deren  Rechte  und  Gebräuche 
genugsam  bekannt  sind.  Nur  darauf  muss  hingewiesen  werden,  dass 
dieser  Familienverein  sich  wesentlich  unterscheidet  einmal  von  der 
gemeinsamen  Grabanlage  einer  ganzen  gens,  welche  dann  mit  dem 
Gentilnamen  betitelt  war,  wie  sepuUrum  Flavünrum  in  Domitilla, 
und  allen  Familien  des  Geschlechtes  zugehörte,  sodann  von  allen 
anderen  Begräbniscollogien ,  wofür  gemeinsamer  Erwerbszweig,  Gült 
oder  Dienst  das  einigende  Band  bildete. 

Der  einzige  christliche  Familienbegräbnisverein,  der  eingehen- 
der bebandelt  wurde,  sind  die  Eutychier  im  IIL  Bd.  der  Roma  sott, 
p.  37  SS. ;  87  ss.  Von  den  Ausoniern  versprach  De  Bossi  im  IV.  Bd. 
zu  reden  %  über  die  EubropUr  findet  sich  eine  letzte  Andeutung  in 

1)  Papiri  diplom.  p.  880.  —  2)  RS.  III,  87  ss.;  besonders  Comm.  in  hon. 
Theod.  Mommseni,  Berlin  (1877)  p.  705—711 ,  wo  namentlich  das  pagane  Ma- 
terial ZQsammenffestellt  ist. 

8)  DM 

Anrelins  Vittalio  hanc 

memoriam  com  solario 

et  cuvicnlo  a  solo  fedt 

sibi  et  Aeliae  Sofiadi  conjngi 

soae  et  Ulis  snis  et  Anrelio 

Mercnrio  fratri  sao  cum 

suis  et  Ulpio  Secundino  cognato  meo 

cnm  Alis  snis  meis  fratribns 

et  libertis  patemis  et  libertabnsqae 

set  et  meis  posterisqne  oroniam 

aeornm  et  qnibas  me  vivo  loca 

'  donavi  inveo  itnm  ambitam 

nniversos  abere  et  hoc  peto 

aeco  Sjncratins  a  bobis  universis 

sodalis  at  sene  bile  refrigeretis 

Syucratioram 

4)  Ball.  1882  p.  98. 
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»einem  Beitrag  zur  Festschrift  zu  Ehren  Mommsens^),  Diefirabaehriit 
eines  Mitgliedes  der  Pdagier  ist  im  Bull.  1884 — 85  >)  dam  Wortlaote 
nach  (ohne  Facsimile)  wiedergegeben  und  kurz  erl&atort.  F.  8chuUH'v^ 
seiner  Schrift  »de  christianornm  veteram  rebns  sepulcralibos«  (Gotha 
1879)  *)  kannte  nur  die  Eutychier  und  übersah  die  bereits  zwei  Jahre 
frfiher  erschienene  Abbandlang  De  Bossis  in  Mommsens  Festschrift; 
in  einem  späteren  Werke  »Die  Katakomben.  Leipzig  1882c  ist  hiem 
ebenfalls  keine  Kenntnis  genommen.  Kraus^  Bealencyclopädie  der  christ- 
lichen Altertümer  (1886)  bietet  hierüber  ebensowenig  eine  Notiz  and 
gibt  noch  über  die  Florentiner  Bronzelampe  eine  ältere  Ansicht 
De  Bfiim  wieder,  welche  letzterer  bereits  1877^)  zarucknahm. 

So  spärlich  das  erhaltene  Material  auch  ist,  es  reicht  doch 
vom  2.  ins  4«  Jahrhundert,  verteilt  sich  auf  drei  der  bedeutendstea 
Katakomben,  Priscilla,   Domitilla   und  S.  Gallisto,   und   das  nahe 

Umbrien. 

III.    Die  Pelagier  in  FrisciUa. 

Nach  dem  Plane  De  Bossis  ^)  ist  das  nördlichste  cubicnlam  D^ 
der  langen  Gallerie  D  durch  das  kurze,  sehr  breite  ambnlacrom  C 
mit  der  capella  greca,  dem  ältesten  Teil  der  Necropole  verbanden. 
Hier  (in  D^)  fanden  sich  sieben  Bruchstücke  einer  Marmorplatte  tod 
ursprünglich  ca  35  X  75  cm,  am  Bande  die  Spuren  des  Kalkes,  wo- 
mit sie  an  einem  loculus  befestigt  war,  mit  der  Inschrift: 


aVBEL  •  PETBO  FILio 
DVLCISSIMO  •  QVI  V  iiit  annos  . .  . 

MENS  Vn  •  VIBGO  •  AVBM 

AEL  •  DONATA  PABENites 
PELAGIOBVM 


Für  den  Vornamen  des  Aurelius  Petrus  ist  in  der  ersten  Linie 
Baum.  Die  Buchstaben  sind  grösser  und  etwas  weniger  schön  als 
einige  tituli  in  der  Nähe.  Der  Verstorbene  hiess  Petrus,  ein  Nanoe, 
der  sich  in  Priscilla  bis  ins  1.  Jahrh.  zurückverfolgen  lässt  und  an 
die  Gegenwart  des  Apostelfürsten  anzuknüpfen  scheint.  Die  Geotil- 
namen  Äwelitis  und  Adia  *),  der  Character  der  Buchstaben  und  des 

1)  p.  709.  —  2)  p.  78;  88  s.  cf.  1886  p.  43.  —  3)  p.  10  Anm.  1.  - 
4)  Comm.  in  hon.  Th.  M.  1.  c.  —  5)  Bull.  1884—85  tav.  VIF,  VUI. 

6)  Es  sind  auffallender  Weise,  was  De  Rossi  nicht  beachtete,  dieselben 
Gentilizien  wie  ohen  p.  678  bei  Aureliu9  Vittalio  und  seiner  Gemalin  i4f'^ 
Sofias,  welche  das  sodalicium  der  Syncratier  gründeten,  so  dass  wir  gleicb- 
zeitiff  vielleicht  ans  derselben  gens  einen  verscMeden  benannten  christlicheD 
and  heidnischen  Familien?erband  nachweisen  können. 
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Fundortes  deuten  auf  die  Zeit  der  Antonine,  die  2.  Hälfte  des 
2.  Jahrh.  Der  Genitiv  Pdctgiorum,  wofBr  die  Mitte  der  letzten 
Zeile  reserviert  ist,  beweist,  dass  eine  Anzahl  christlicher  Faroilieti, 
welche  im  oberen  piano  des  Priscillaooemeterianis  eine  Grabstätte 
besassen,  sich  förmlich  verbanden  zn  einer  Genossenschaft,  Pelagii 
genannt,  um  Vorsorge  zu  treffen  und  beizustenern  ffir  die  Kosten 
ihres  Begräbnisses^).  Pelagins  war  wohl  der  freigewählte  Rufname 
des  Stifters,  da  die  Sitte  eines  griechischen  Zunamens  ausser  den  8 
gewöhnlichen  Namen  ffir  das  2.,  3.  und  4.  Jahrh.  nachgewiesen  ist. 
Eingemeisselt  in  die  Rückseite  eines  heidnischen  Epitaphs*) 
existiert  auch  eine  einfache  Aufschrift  PELAGIORVM,  welche  wohl 
der  gemeinsame  Titel  des  christl.  GoUegiums  dieses  Namens  sein 
könnte;  allein  seit  1877  steht  fest,  dass  mit  der  gleichen  Bezeich- 
nung auch  ein  heidnisches  sodalicium  bestand  und  zur  Gerichtsbar- 
keit der  pontifices  gehörte.  Im  Palast  Rondanini  lag  unbeachtet 
folgende  Inschrift*)  mit  grösseren  Buchstaben  in  der  ersten  Zeile: 

▼  Pelagiorum  ▼ 
Hoc  nuHHimentuTO  cum  cohaerenti 
areola  *  et  duabus  in  gamma  porticibus 
superposito  cubiculo  solario  triclinio 
ne  quis  a  nomine  nostro  alienare  audeat 
neve  in  eo  corpus  extranenm  inferri  patiatur 
alioquin  *  sit  •  facultas  cuicumque  ex  familia 
nostra  *  adeundi  per  •  querellam  pontifices 
cc  -  vv  •  quorura  de  ea  re  -  notio  est 
et  poenam  hs  LMN  arcae  ▼ 
collegii  •  eorum 
inferendorum  exequendi . . 

IV.   Die  Eutyehier  hei  S.  Caüisto. 

Der  Sarcophag  der  hl.  Soteris  (f  304)  war  provisorisch  beige- 
setzt in  einer  schnell  geschaffenen,  ohne  Stuckbewurf  gebliebenen, 
doch  architectonisch  gegliederten  Krypta,  wozu  eine  kleinere  Kapelle 
auf  der  anderen  Seite  des  Ganges  gehört.  Letzter  selbst  war  längst 
vorhanden,  mit  Gräbern  besetzt  und  Eigentum  eines  Familienbegräb- 
nisvereins,  dessen  Gruft  wenige  Schritte  entfernt,  auf  der  Seite  der 
Kapelle  lag.      Dm   einen    bequemen  Zugang  zum   Heiligtum  der 

1}  Von  dem  Adel  altchristlicher  Gesinnung  der  sodales  zeigt  die  Hoch- 
achtnng  für  den  Jongfraolichen  Charakter  des  Dahingeschiedenen ,  welcher  in 
der  Qrabschrift  hervorgehoben  ut  (virgo). 

2)  C.  I.  L.  VI.  10288. 

8)  Corom.  1.  c.  p.  709.  C.  I.  L.  VI,  10284. 
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hl.  Soteris  zu  schaffen ,  legte  man  zu  Anfang  des  4.  Jahrh.  eine 
Treppe  an,  welche  durch  Mauerwerk  in  das  Leere  der  Gallerie  hinein- 
gebaut wurde«  Mit  dem  wachsenden  Zulauf  der  Olänbigen  machte 
sich  im  Verlauf  desselben  Jahrh.  das  Bedürfnis  geltend,  Treppe  and 
Oang  zu  verbreitern.  Die  Ansätze  der  Stufen  hieb  man  unmittelbar 
in  den  Tuf,  die  der  Orabkammer  gegenüberliegende  Seitenwand 
musste  Platz  machen»  wobei  die  Gräber  zum  Teil  zerstört  und  neu 
verschlossen  wurden,  wie  der  Augenschein  noch  heute  zeigt  Infolge 
der  Verbreiterung  des  Ganges  befürchtete  man  einen  Einsturz ;  desa- 
wegen  brachte  man  Substructionen  mit  Mauerwerk  an  und  ver- 
ringerte die  Höhe,  indem  man  den  Boden  höher  legte.  Bei  dieser 
Gelegenheit  musste  auch  der  Eingang  der  Familiengruft  nach  der 
Höhe  verändert  werden  und  die  quadratförmige  Marmorplatte  mit 
dem  Titel  des  CoUegiums  EVTYGHIOBVM  von  ihrer  ursprünglichen 
Stelle  über  der  Thüre  weichen.  In  konstantinischer  Zeit,  wie  die 
graffierten  Monogramme  an  unregelmässig  angelegten  loculi  beweisen, 
wurde  die  Gruft  selbst,  eines  des  schönsten  Gebilde  coemeterialer 
Architectur  ^) ,  durch  willkürliche  Erweiterungen  zur  jetzigen  Form 
verunstaltet.  Wie  noch  leicht  ersichtlich,  war  der  erste  Plan  ein 
Sechseck  mit  je  zwei  flachen  Seiten  rechts  und  links  vom  Eingang 
und  einer  Absis  gegenüber;  sechs  Pfeiler  tragen  ein  rundes  Gesims 
und  darüber  ein  gleichmässiges  centrales  Gewölbe  mit  einem  Schild 
in  der  llilitte.  Nur  die  seitlichen  flachen  Wände  waren  im  3.  Jahr- 
hundert mit  Gräberordnungen  ausgenützt*).  Im  Schutte  der  Gruft 
wurde  zusammen  mit  dem  Collegialtitel  Eutychiorum  nur  eine  In- 
schrift aus  dem  Ende  des  3.  Jahrb.  gefunden : 

FLORIAB  VERB  POMPEIE 
E  FECIT  QVAE  VIXCXIT 
BENS  MEBE  n  TI  IN  PACE  CJl 
Es  wurden  aber  in  nächster  Umgebung  teils  von  Marangoni, 
teils  von  De  Bossi  noch  acht  Grabinschriften  entdeckt,  welche  sämmt- 
lich  den  Familien  der  Florii,  (Fioriani,)  Florentii  zugehören,  so  dass 
es  keinem  Zweifel  unterliegt,  dass  diese  das  sodalicium  Eutychiomm 
bildeten.    Der  titulus  selbst  steht  auf  einer  als  Grabverschluss  un- 
brauchbaren Platte,  deren  Rückseite  ein  heidnisches  Epitaph  enthält : 

1)  Damm  handelte  davon  schon  P.  Marchif  Monam.  primit.  dell*  arte 
crist.  p.  135  tav.  XVUI. 

2)  Alle  Gräber  sind  einfache  locali,  kein  Arcosol,  kein  Zeichen  eines  be- 
sonders  verehrten  Grabes;  der  weisse  Bewarf  ist  von  schlechtem,  vernaeh- 
lässifftem  Mörtel,  woraaf  nie  ein  Buchstabe  eingekritzelt  warde.  Schon 
P.  Marchi  (1.  c.)  nannte  die  Onift  ein  cabicalam  privatum  nnd  hielt  sie  fär 
eine  Familiengrabstfttte. 
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D  M 

M  •  VLPIVS  •  HTMNYS  •  PECIT  •  SIBI 

ET  •  SVIS 
LIB  -  UBERTABVSQUB  •  POSTERISQ 

EORVM 
Es  ist  wohl  der  Sohn  oder  Nachkomme  eines  Freigelassenen 
oder  Clienten  Trajans.  Schon  aas  diesem  Grande  dfirfte  die  Christ« 
liehe  Verwendang  des  Steines  nicht  mehr  in  das  2.  Jahrh.  verlegt 
werden,  anch  verrät  die  gezierte  Bachstabenform  mit  gebogenen 
Enden,  die  Linierang  der  Zeilen,  die  Art  der  beiden  Schnörkel  einen 
zünftigen  Steinmetz  aas  der  ersten  Hälfte  des  8.  Jahrh.  Aas  den 
Epitaphien  za  schliessen  daaerte  der  Familienverband  etwa  2  Jahr- 
handerte  lang.  Wie  wir  aas  einem  erhaltenen  epithalaminm  ^) 
wissen,  stammten  die  Florier,  Florentier  aas  der  uralten  Latiner- 
Stadt  Laarentam;  im  4.  and  den  folgenden  Jahrhnnderten  be- 
kleideten sie  die  höchsten  Staatsämter.  Mit  der  Familie  der  hl.  So- 
teris  and  des  hl.  Ambrosias  waren  sie  vielleicht  verschwägert. 

F.   Die  Äusonier  in  DamüUla. 

In  der  Sitzang  der  Gommission  für  christl.  Archäologie  vom 
30.  Jan.  1881  zeigte  Da  Rossi')  ein  kleines  Qlasmedaillon  (fondo 
d*oro)  von  2  cm  Darchmesser,  gefanden  in  Domitilla,  mit  d{r  aaf 
drei  Zeilen  verteilten,  achteckig  umrahmten  Inschrift  in  Goldbach- 
staben  AVSONIORVM.  Solche  Kleinode  schmückten  manchmal 
Schränke  and  andere  bäaslicbe  Gerätschaften,  worden  aber  auch  als 
Merkzeichen  in  den  feuchten  Kalkverschlass  eines  Grabes  gedrückt 
oder  auch  mit  anderen  Gegenständen  in  das  Grab  selbst  gelegt.  Da 
die  Knnstfibung  der  fondi  d'oro  ungefähr  von  der  Mitte  des  S.  bis 
Ausgang  des  4.  Jahrh.  blühte,  so  haben  wir  auch  einen  Anhalts- 
punkt für  die  Zeit  der  sodales  Ausonii. 

VI.    Die  Eutropier. 

Die  bekannte  florentiner  Bronzelampe,  ein  Schiff  vorstellend 
mit  Steuermann  und  Orante,  trägt  an  der  Spitze  des  Mastes  eine  Tafel 
mit  der  Aufschrift :  Dominus  •  legem  *  dat  *  Valerie  •  Severe  *  Eutropi  • 
vivas.  Es  wurde  seit  Jahrhunderten  über  den  Sinn  gestritten '). 
Während  die  meisten  älteren  Archaeologen  die  Inschrift  dahin  deu- 
teten, dass  der  sterbende  Valerius  dem  Eutropius  zu  leben  wünsche^ 

1)  Rieae,  AnthoL  lat.  II  p.  211  b. 

2)  BulL  1882  p.  98,  tav.  VlI,  n.  2. 

8)  Kraus,  Roma  sott  1879  pg.  500  Anm.  1. 
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vermathete  Kraus  umgekehrt,  »der  überlebende  Valerios  spreche 
das  Gesetz  Christi  als  seine  Richtschnnr  an  und  wansche  dem  ver- 
storbenen Eutropias  Leben,  nämlich  das  selige  Leben  in  Chriskc 
De  Rossi  änderte  seine  Ansicht  hierüber  wiederholt^).  AnAnglich 
hielt  er  alles  für  einen  Glückwunsch  an  eine  und  dieselbe  Person, 
1876  erklärte  er,  Entropius  sei  der  Täufling,  dem  Valerios  die  Lampe 
schenke,  1877  in  der  Festschrift  zu  Ehren  Mommsens  (1.  c)  gab  er 
diese  Deutung  auf  und  brachte,  ohne  sich  näher  auszusprechen,  die 
Inschrift  in  Zusammenhang  mit  jener  der  EiUrcpier  bei  Man- 
lori  (1.  c): 

M  •  VALERIO  •  FLORENTIO  •  ACTV 
ARIO  COMITVM  IMF  •  EX  •  EXGEPTORE 
PRABF  •  PRAET  •  MILITAVIT  •  ANN  •  II 
MENS  •  VI  •  VIXIT  ANN  •  XXI  •  M  •  II  •  D  •  VI  •  ET 
M  •  VALERIO  •  HERODIO  OPTIONI  VEX 
XILL  •  8VPRASS  •  EX  EXGEPTORE  PRAEPE 
PRAET  •  EE  •  MM  •  VV  •  MILITAVIT  ANN  •  II 
MENS  •  VI  •  VIXIT  ANN  •  XX  •  DIES  •  XII 
HELIODORVS  PATER  •  ET  TATIANA  MA 
TER  FILIS  DVLCISSIMI8  IN  PAGE 
FEGERVNT    EVTROPIORVM 

Die  beiden  Brüder  aus  der  gens  Valeria,  die  im  Alter  ?on  21 
und  20  Jahren  starben,  betraten  zugleich  die  militärische  Laufbahn 
und  erhielten  Stellung  in  der  Kanzlei  des  Praetorianerpräfecten,  bis 
der  erstere  den  Würdenträgern  *)  in  der  Umgebung  des  Kaisers  bei- 
gegeben, der  letztere  zum  Zahlmeister  einer  Truppenabteilnng  be- 
fördert wurde.  Sie  dienten  beide  2^/^  Jahre.  Eine  Anzahl  Famili<^ 
der  Valerier  bildete  den  Begräbnissverein,  Eutrcpier  genannt;  da- 
rum der  Vermerk  Eutropiorum  am  Ende  des  Epitaphs.  Einem  Mit- 
glied nun,  vielleicht  dem  Stifter  des  EutropiercoUegiums  wurde  aaclt 
die  florentiner  Bronzelampe  gewidmet  und  zwar  ohne  Zweifel  ^^ 
Grabzierde.  Ghristus  der  Herr  sitzt  am  Steuer  und  hält  in  der 
Rechten  die  Rolle  des  Gesetzes  (dominus  legem  dat);  ValeriusSer^ 
rus  mit  dem  Zunamen  Entropius,  ist  nicht  als  Empfänger  darge* 
stellt,  womit  die  Deutung  auf  die  Taufe  ausgeschlossen  wird,  sondern 
steht  als  Orans  auf  dem  Vorderteil  des  Schiffes,  betend  für  seine 
Hinterbliebenen,  wie  WUpert^)  die  Bedeutung  der  Grauten  festge- 

1)  Ball.  V,  27  8.;  VI,  42;  VII,  45;  1873  p.  158;  1876  p.  155;  1876  pJ* 
and  54. 

2)  comites  imp.  erscheinen  erst  im  4.  Jahrhundert.  Muraiori  1.  c. 
8)  Ein  Cyclns  christologischer  Gemälde  (1891)  p.  80  ss. 
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stellt  hat;  EtUropi  vivas  ist  zu  verstehen  wie  die  analogen  Grab- 
inschriften, vivas  in  pace  et  pete  pro  nobis^  was  nicht  selten  hinzu- 
geffigt  ist^),  immer  aber  ergänzt  werden  muss,  wo  die  Figur  der 
Orante  erscheint. 

Diese  Erklärung  der  Acclamation  in  funeralem  Sinn  und  mit 
Bezug  auf  die  vorgenannte  Person  wird  noch  gestutzt  durch  die 
Thatsache,  dass  solche  Zurufe  am  Schlüsse  der  Orabschrift  geradezu 
typisch  sind  ffir  die  sodalicia  familiaria.  In  der  1858  auf  der  via 
Latina  entdeckten  heidnischen  Collegialgrabstätte  der  Pancratier 
zeigt  der  Sarcophag  des  C.  Serviennius  Demetrius  eine  Inschrift 
mit  dem  Schlüsse:  Pancrati  hie.  Dass  diese  beiden  Worte  als 
Acclamation :  Pancratius,  hier  ruhst  du  (nach  heidnischer  Auffassung) 
für  ewigl  zu  nehmen  sind«  beweist^)  die  Paralelle  eines  anderen 
paganen  Epitaphs  in   der  galeria  dei  candelabri  des  vatikanischen 

Museums : 

ARGENTI-HAVE 


LARRIO-  HO 
RATO-EVTT 
CHETI- ACI 
D  LIA  •  CARNVS    M 
COIVöl-  DE 
SE  •  B-  M.  F  • 


ARGENTI  •  TV  •  NOBIS  •  BIBES 

Auf  Grund  dieser  Beispiele  darf  man  es  wohl  als  Kriterium 
der  sodalitas  familiaris  betrachten,  wenn  am  Schlüsse  einer  Grab- 
schrift die  verstorbene  Person  mit  einem  eigenen  griechischen  Bei- 
namen nochmals  genannt  und  angerufen  wird.  Mit  Anwendung 
dieses  Kanon  dürften  sich  aber  die  Belege  für  christliche  sodalicia 
familiaria  bedeutend  vermehren  lassen  *).  So  besitzt  das  Museum  des 

1)  L.  e.  p.  40. 

2)  De  Ro88ij  Corom.  L  c. 

3)  Vgl.  auch  Fabretti,  Inscr.  p.  788  n.  488:  SABBATI  •  DULCIS  ANIMA 
PETE  ET  ROGA  PRO  FR  AT  RES  ET  80DALE8  TVOS.  Palme  und  Kranz. 
Man  erinnere  sich  des  Ausdrucks  T^meU  fratribu9<  in  dem  oben  p.  678  ange- 
gebenen Denkmal  der  Sjncratier,  womit  die  Verwandten  zusammengefasst 
werden  im  Gegensatz  zu  den  Freigelassenen  und  Clienten.  Wahrscheinlich  ist 
an  ein  sodalidum  familiäre  zu  denken,  yielleicht  mit  dem  Titel  Sabbatiorum. 
Zeitlich  geht  die  Inschrift  jedenfalls  nicht  über  die  letzten  Decennien  des 
8.  Jabrh.  zurück.  Ein  spedfisch  christlicher  Sinn  von  >fratre8<  ist  darum  in 
ähnlichen  Fällen  {Kraus,  Roma  sott.  p.  59  Anm.  2)  nur  mit  Vorsicht  anzu- 
nehmen. Als  Fundort  wird  die  an  der  ria  Latina  etwa  eine  Meile  vom  Thor 
gelegene,  von  Boldetti  als  coem.  Gordiani  et  Epimachi  bezeichnete  Katakombe 
angegeben. 
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Campo  Santo  einen  altehristlichen  Sarcophag^)  mit  Beliefdarstellan- 
gen  der  Weinlese  and  Getreideernte  und  der  Inschrift: 

10 

PILIO    DVLCIS 
8IM0  QVI    VIXIT 
ANN  •  VII  •  M  •  Vnil 
D  •  XVI  •  PANCBA 
TI  •  IN  •  PAGE 

Es  ist  nicht  durchaus  geboten  in  der  ersten  Zeile  PANCRATIO 
zu  ergänzen,  der  eigentliche  Name  mag  wie  in  den  zwei  angeführten 
Fällen  verschieden  gewesen  sein  ?on  dem  in  der  Schlassacciamation, 
welcher  dann  die  Zugehörigkeit  zu  einem  sodalicium  familiäre  aas« 
drückt«).  L  •  ARBIVS  •  HORATVS  führt  den  Beinamen  Eutyches 
und  doch  wird  er  als  ArgenHus  apostrophiert,  worin  de  Rossi  einen 
Beweis  sieht,  dass  der  Beiname  des  Gründers  des  sodalicium  auch 
jedem  sodalis  beigelegt  werden  konnte,  zumal  in  der  Grabinschrift. 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  die  Argumentation  SchuUäfe's  *) 
gegen  die  Bildung  von  Funeralcollegien  von  Seite  der  Christen  in 
der  Zeit  vor  dem  konstantinischen  Frieden  schon  an  sich  hinfällig 
ist,  weil  sie  auf  einer  falschen  Voraussetzung  beruht.  Wenn  die 
Christen,  meint  er,  behufs  legitimen  Besitzes  der  Katakomben  in 
der  Verfolgungszeit  notgedrungen  Begräbnisgenossenschaften  errich- 
teten,  so  hätten  sie  nach  dem  Frieden  ohne  weiteres  diese  erjncwngene 
Organisation  aufgegeben.  Allein  es  ist  klar,  dass  die  Gründung  von 
Funeralcollegien  bei  den  Christen  nicht  lediglich  durch  äussere  Not- 
lage bedingt  wurde,  sondern  ähnlich  wie  bei  den  Heiden  durch  ein 
inneres  sociales  Bedürfnis  veranlasst  war,  das  auch  im  4.  Jahrhun- 
dert noch  fortbestand. 


1)  B5m.  QaartalBchr.  1890  p.  61  ss.  and  288;  Taf.  III,  1. 

2)  In  diesem  Falle  hätte  man  wie  bei  den  Pelagiern  ein  christliches  und 
ein  paganes  sodaliciam  Pancratioram  za  unterscheiden. 

8)  De  Christ,  vet.  reb.  sepulcr.  p.  9. 
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Von  Dr.  Karl  Attgust  Geiger. 
(Vgl.  IIL  Qoartalh,  S.  499). 

Von  protestantischer  Seite  wurde  bereits  bald  nach  Einfübrang 
der  obligatorischen  Civilehe  eine  lebhafte  Agitation  für  Umwandlung 
der  obligatorischen  in  die  fakultative  Civilehe  entfaltet,  welche  von 
namhaften  Rechtsgelehrten  ^)  befördert  wurde  und  am  Anfange  des 
Jahres  1896  ihren  Höhepunkt  erreichte.  Da  diese  Idee  immer  mehr 
Anklang  und  auch  bei  zahlreichen  Reichstagsabgeordneten  Befür- 
wortung fand ,  nahm  die  Regierung  zunächst  in  einer  ofBciOsen 
Kundgebung  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  dagegen  Stel- 
lung und  erklärte  unter  Anderem:  »Wenn  zur  Unterstützung  dieser 
Agitation  die  Meinung  verbreitet  wird,  dass  die  verbündeten  Re- 
gierungen sich  schliesslich  doch  bestimmen  lassen  wurden,  die  obli- 
gatorische Civilehe  aufzugeben,  so  kann  dies  nach  unseren  Informa- 
tionen nur  als  grundlos  und  unverantwortlich  bezeichnet  werden. 
Wir  glauben  zu  wissen,  dass  die  preussische  Regierung  an  der  Form 
der  Eheschliessung,  wie  das  Gesetz  vom  6.  Februar  1875  sie  ge* 
schafien  hat,  und  wie  das  bürgerliche  Gesetzbuch  sie  lediglich  auf« 
recht  erhalten  will,  festhalten  wird,  und  wir  glauben  auch  in  der 
Annahme  sicher  zu  sein,  dass  die  übrigen  Bundesregierungen  den 
preussischen  Standpunkt  teilen.  Sie  werden  es  darauf  ankommen 
lassen,  ob  die  Mehrheit  des  Reichstags  das  bürgerliche  Gesetzbuch 
daran  scheitern  lassen  will,  dass  die  Regierungen  die  seit  20  Jahren 
im  ganzen  Lande  rechtlich  giltige  Form  der  Eheschliessung  nicht 
aufzugeben  gesonnen  sind.  Ausstreuungen,  die  hierüber  Unsicherheit 
verbreiten,  können  nach  unserer  Meinung  nur  aus  einer  verblendeten 
Auffassung  erklärt  werden,  die  sich  den  thatsächlichen  Verhältnissen 


1)  R,  8ohn%  Die  obligatorische  Civilehe  und  ihre  AafhebtiDg.  Ein  Gut- 
achten. Weimar  1880,  8.  12,  34,  40;  üieckhoff,  J>ie  kirchliche  Tranang,  Ro- 
stock 1878,  8.  316;  Civilehe  and  kirchliche  Tranung,  Rostock  1880,  8.  66; 
A.  Schetterl  a.  a.  0.  S.  84^87,  105:  derselbe  trat  später  von  der  Bef&rwortnng 
der  faknltati?en  CiTÜehe  zurück,  Archiv  für  civilistische  Praxis  B.  74,  8.  386. 
»Noch  einige  Bemerkungen  über  das  persönliche  Eherecbt  im  Entwürfe  eines 
bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  deutsche  Reich«  8.  690:  Ich  stehe  von  dem 
früheren  Standpunkte  des  Freigehens  der  kirchlichen  Form  (sc.  der  Eheschlies- 
sung} nunmehr  ah,  und  zwar  nicht  hloss  mit  Rücksicht  auf  die  offenhare  Aus- 
sichtslosigkeit ihrer  Wiederholung,  sondern  weil  ich  es  jetzt  dem  rein  staat- 
lichen Charakter,  welchen  die  Ehegesetsgehung  gegenwartig  hat,  entsprechend 
finde,  die  Auf^echthaltung  der  Yolkssitte,  für  den  Antritt  des  Ehestandes  die 
kirchliche  Einsegnung  nachzusuchen,  gänzlich  der  Kirche  zu  überlassen. 

Archiv  fBr  Kirchenreoht.  LZXVIL  44 
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verschliesst ;  oder  sie  haben  deo  Zweck ,  schwankende  Gemüther 
hinüberzuziehen  und  in  einer  innerlich  nicht  gewollten  Opposition 
gegen  die  Regierungen  und  das  bürgerliche  Gesetzbuch  festzumachen, 
um  so  mehr  möchten  wir  vor  derartigen  Ausstreuungen  warnen.« 
Die  bald  darauf  in  der  Beichstags-Kommission  für  die  Berathang 
des  Givilgesetzbuches  abgegebenen  amtlichen  Erklärungen  bestätigten 
diese  Kundgebung  in  allen  Punkten. 

Die  eingehendste  und  erfolgreichste  Diskussion  des  Civilgesetz- 
buch-Entwurfes  unternahmen  die  Vertreter  der  Rechtswissenschaft, 
welche  die  Rechtszerrissenheit  und  Rechtszersplitterung  in  Deutsch- 
land schon  lange  beklagt  und  die  Pflege  der  deutschen  Rechtseinheit 
in  ihr  Programm  aufgenommen  hatten.  Da  die  Juristen  fast  durch- 
aus zu  den  Anhängern  der  freien  Rechtsentwicklung  auf  dem  Ge- 
biete des  Eherechts  gehörten,  so  wurde  auch  von  denselben  die  ge- 
setzgeberische Verwertung  der  Ergebnisse  dieser  Rechtsbildung  leb- 
haft befürwortet  und  die  angeblich  rückschrittliche  Bewegung,  welche 
im  Eherecht  des  Entwurfes  enthalten  sein  sollte,  entschieden  bekämpft, 
so  z.  B.  von  P.  Hinschius^),  0.  Bahr^),  0.  OierJce%  Berölsheimer^ 
Leonhard  Jac6bi%  später  auch  von  Cohen  und  Fried}>erg%  während 

A.  V,  Scheuerl  ^),  0.  Mayer  ®),  Klöppel  •)  und  Dove  ^^)  einen  etwas  ge- 
mässigteren  Standpunkt  einnahmen.  Einstimmig  billigten  dieselben  die 
Beibehaltung  des  Princips  der  Civilehe  und  die  Ausgestaltung  des  Ehe- 
scheidungsrechtes im  Sinne  der  Lösung  des  Ehebandes,  fast  einstimmig 
beantragten  sie  die  vom  Entwürfe  abgelehnte  Anerkennung  der  unheil- 

1)  Archiv  für  civilistische  Praxis  B.  74,  S.  54  sq. :  Das  Personenrecht  im 
Entwurf  etc. 

2)  Kritische  Yierteljahrsschrift  f&r  Gesetzgebang  und  Rechtswissenschaft, 
München  und  Leipzig  1888,  B.  80  (Neue  Folge  B.  11)  S.  321  sq.:  Der  Ent- 
wurf etc. 

8)  In  Gustav  Schmollers  Archiv,  B.  12  Heft,  B.  18a  und  Ergfinzungs- 
heft  s.  unten. 

4)  In  den  Gutachten  aus  dem  Anwaltsstande  über  die  erste  Lesung  des 
Entwurfs  etc»,  herausgegeben  von  Adams,  Wilke,  Martin,  Hartmann  und  Erytropel 
Berlin  1890  B.  1,  S.  295  sq. 

5)  Vorhandlungen  des  zwanzigsten  deutschen  Juristentages,  Berlin  1889, 

B.  2,  S.  110,  Gutachten  Nr.  XVIlf  über  die  Frage:  »Empfiehlt  es  sieh,  die 
Ehescheidungsffründe  in  der  vom  Entwürfe  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  be- 
absichtigten Weise  zu  beschranken  ?«  Auch  B.  4,  S.  839, 855,  Beschluss,  S.  406. 

6)  Cohen,  Die  Ehescheidung  auf  Grund  gegenseitiger  Einwilligung  und 
ihre  Berücksichtigung  im  Entwurf  1896  recensiert  von  Friedberg  in  der 
deutscheu  Zeitschrift  für  Kirchenrecht,  B.  4  (1896)  S.  251. 

7)  Archiv  für  civilistische  Praxis,  B.  74,  S.  386. 

8)  Verhandlungen  des  zwanzigsten  deutschen  Juristentages,  Berlin  1889, 
B.  2,  S.  92—109,  Gutachten  Nr.  XVII  über  obige  Frage. 

9)  In  Qruchots  Beiträgen,  B.  88a  (1889)  8.  70,  90  etc. 

10)  In  Herzogs  Bealencyclopfidie  Artikel  Scheidungsreeht  B.  18  (1884), 
8.  506 ;  Dove  hatte  bereits  damals  von  den  Beschlüssen  der  Civilgesetzgebungs- 
Eomroission  Kenntnis.  —  Vrgl.  Die  gutachtlichen  Aenssernngen  a.  a.  0.  ms. 
8.  267  sq. 
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baren  Geisteskrankheit  als  Ehescheidangsgrund  i)  —  dieser  Anschau- 
ung erteilte  auch  der  zwanzigste  deutsche  Juristeutag  in  Strassburg 
seine  Zustimmung —  einstimmig  verwarfen  sie  das  aus  dem  kanonischen 
Rechte  übernommene  Institut  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  als 
verkunstelt,  veraltet  und  uozweckmässig  >).  Meinungsverschiedenheiten 
herrschten  nur  über  verhältnismässig  untergeordnete  Punkte,  insbe- 
sondere über  die  Frage,  ob  die  Scheidungsgründe  entweder  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung ')  oder  durch  Beibehaltung  des  landesherr- 
lichen Ehescheidungsrechtes ^)  noch  weiter  ausgedehnt,  oder  durch 
eine  präcisere  Fassung  der  relativen  Scheidungsgründe  eingeschränkt 
werden  sollten ,  da  die  unbestimmte ,  dehnbare  Formulierung  des 
§.  1444  eine  Unzahl  von  Scheidungsklagen  ermögliche^).  Da  wir  bei 
der  Masse  der  hier  hervorgetretenen  Ansichten  und  der  Verschieden- 
artigkeit der  Motivierung  unmöglich  auf  alle  die  genannten  Autoren  ^) 
eingehen  können,  so  geben  wir  dem  scharfen  und  konsequent  wider- 
sprechenden Kritiker  des  Entwurfes,  Professor  Dr.  OUo  Oierhe  %  das 
Wort  zur  Begründung  seiner  Anschauungen.  Derselbe  bemängelt 
vor  allem  die  Eigenarten  der  Sprache  und  Fassung :  nach  der  ganzen 
Formulierung,  teilweise  auch  nach  dem  Inhalt  gebühre  dem  vierten 
Buche  der  Satz  Dantes  »Lasciate  ogni  speranzac  zur  Deberschrift; 
er  erhebt  zahlreiche  Einwendungen  gegen  die  Einzelbestimmungen 
namentlich  gegen  die  Ausgestaltung  des  Ehescheidungsrechtes.  »Bei 
der  Ehescheidung,  bemerkt  er,  scheint  der  Entwurf  durch  eine  ausser- 
ordentliche Einschränkung  der  Scheidungsgründe  ein  Gegengewicht 
gegen  die  in  ihm  sonst  vorwaltende  Tendenz  der  Auflösung  des 
familienrechtlichen  Bandes  schaffen  zu  wollen  .  .  •  .  Diese  Strenge 
wird  aber  nicht,  wie  dieses  bisher  in  den  meisten,  von  dem  gleichen 
Princip  beherrschten  Gebieten  der  Fall  ist,  durch  ein   landesherr- 

1)  Hinschius,  S.  86,  87 {  Bahr,  S.  541;  Qierhe  siehe  unten:  Berolz- 
heimer,  S.  BIO;  Jacobi,  8.  207;  Scheuerl,  S.  397;  O.  Mayer,  S.  107;  Men- 
del in  Eulenbargs  Vierteljahnschrift  fQr  gerichtliche  Medicin  und  öffentliches 
Sanitatswesen  N.  F.,  Berlin  1889,  B.  50,  8.  117;  Gutachten,  8.  287. 

2)  Hinschius,  8.  89,  90;  Bahr,  8.  549;  Qierke;  Berolzheimer,  B.  1, 
8.  811;  Jacobi,  8.  219—222;  a  Mayer,  8.  100,  101. 

8)  Cohen,  Friedberg,  Oierhe-, 

4)  8o  Bahr  8.  541,  542  fthnlich  Jacobi^  8.  112,  150,  dagegen  Scheuert^ 
8.  396. 

5)  So  Otto  Mayer  8.  94  sq. ;  ebenso  das  Archir  f.  sociale  Gesetzgebung 
B.  2,  8.  31. 

6)  Die  Literatur  über  den  Entwurf  ist  gesammelt  und  recenslert  z.  B.  in 
der  kritischen  Yierteljahrssehrift  für  Rechtswissenschaft  B.  31  (1889  N.  F.  K  12) 
8.  350—362;  Gruchota  Beitrage  B.  d3b,  8.  686  sq.;  34a  (1890)  8.  103  sq. 
448,  34b  S.  695  s().  etc.    Siehe  8.  527  Anm.  2. 

7)  Das  Familienrecht  des  Entwürfe  im  Jahrbuch  fDr  Gesetzgebung,  Ver- 
waltuuff  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Keich   herausffegeben  Ton  Gustav 
Schmoller,  Berlin  1889,  Neue  Folge  B.  13a  Ergäniungshen  zum  zweiten  Heft 
8.  39  sq.  bes.  8.  86. 
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liches  Ehescheidangsrecht  gemildert.  Somit  soll  es  schlechthin  keine 
Möglichkeit  geben,  eine  olme  Verschulden  eines  Ehegatten  ihres  sitt- 
lichen Qehaltes  vollkommen  entleerte  und  znr  unerträglichen  Fessel 
gewordene  Ehe  zu  trennen.  In  Wahrheit  darf  aber  doch  die  Scheidung 
nicht  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  Strafe  ffir  den  schuldigen  Oatten. 
sondern  nur  unter  dem  Oesichtspunkte  der  socialen  Ethik  normiert 
werden.  Dann  aber  bedarf  es  mindestens  der  Zulassung  der  Scheidung 
wegen  unheilbarer  Geisteskrankheit  des  Ehegatten.  Ist  die  geistige 
Persönlichkeit  vernichtet,  so  sinkt  das  eheliche  Band  zum  Schatten- 
band  herab,  und  ffir  den  anderen  Ehegatten  tritt  thatsächlich  der 
Zustand  des  ehelosen  Lebens  ein.  Es  beruht  auf  gröblicher  Verken- 
nung der  Wirklichkeit  und  namentlich  der  in  den  ärmeren  Be- 
völkerungsschichten  vorwaltenden  sittlichen  und  wirthschaftlichen 
Zustände,  wenn  man  glaubt,  durch  den  Zwang  zu  einem  solchen 
Cölibat  der  Sittlichkeit  und  dem  öffentlichen  Wohle  zu  dienen. 
Darüber  hinaus  bleibt  ernstlich  zu  erwägen,  ob  nicht  im  Falle  beider- 
seitigen Einverständnisses  die  Lösung  einer  unheilbar  zerrütteten, 
unglficklichen  Ehe  zugelassen  werden  muss.  Versperrt  man  jeden 
geraden  Weg  zu  diesem  Ziele,  so  befördert  man  nur  allzu  leicht 
kfinstliche  Machinationen,  durch  welche  die  Ehegatten  dennoch  ihren 
Zweck  erreichen,  die  öffentliche  Moral  aber  viel  schwerer  geschädigt 
wird.  Es  ist  noch  der  günstigste  Fall,  wenn  zu  diesem  Behufe  ein 
Verschulden  fingiert  und  nicht  wirklich  begangen  wird,  unter  den 
von  ihm  anerkannten  Scheidungsgründen  rüstet  der  Entwurf  den 
Ehebruch  nebst  der  Bigamie  und  widernatürlicher  Unzucht,  die  Lebens- 
nachstellung und  bösliche  Verlassung  mit  absoluter  Kraft  aus.  Dann 
kennt  er  relative  Scheidungsgründe,  indem  er  die  Scheidung  wegen 
schwerer  Verletzung  der  Oattenpflichten ,  wegen  eines  ehrlosen  oder 
unsittlichen  Verhaltens  dann  zulässt,  wenn  dadurch  eine  so  tiefe  Zer- 
rüttung des  ehelichen  Verhältnisses  verschuldet  wird,  dass  dem  an- 
deren Ehegatten  die  Fortsetzung  der  Ehe  nicht  zugemuthet  werden 
kann.  Doch  gewährt  er  wegen  eines  relativen  Scheidungsgmndes 
dem  gekränkten  Ehegatten  regelmässig  blos  eine  Klage  auf  Tren- 
nung von  Tisch  und  Bett  und  nur  bei  dem  Mangel  jeder  Versöhn- 
ungsaussicht eine  Klage  auf  sofortige  Scheidung  «...  Diese,  als 
selbständiges  Rechtsinstitut  ausgebildete  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  ist  wenig  geeignet,  den  mit  ihr  angestrebten  materiellen  Erfolg 
einer  Versöhnungsmassregel  zu  erreichen.  Das  Scheidungsrecht  ver- 
trägt in  keiner  Weise  den  juristisch-technischen  Formalismus,  der 
durch  das  neu  erfiindene,  rerkünstelte  Institut  in  dasselbe  hinein- 
getragen werden  soll  etc.« 
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Diese  Anschauungsweise  war  in  der  aus  Juristenkreisen  staro- 
ipenden  Kritik  die  vorherrschende  und  gewann  infolge  dessen  einen 
weitreichenden  Eiafluss  auf  die  legislative  Ausgestaltung  des  Ent- 
wurfes; dagegen  fanden  die  von  0.  Mayer  zur  Erschwerung  der  Ehe- 
scheidung und  von  Klöppd  ^)  zur  Umgestaltung  des  Eheseheidungs- 
processes  gegebenen  Anregungen  keine  Berücksichtigung. 

Die  sorgfältige  Nachprüfung  des  Entwurfes  führte  also  zu  dem 
Ergebnisse,  dass  das  Gesetzgebungswerk  neben  voller  Anerkennung 
der  hierauf  verwendeten  Geistesarbeit  dennoch  allgemein  als  sehr 
verbesserungsdürftig  erklärt  wurde:  weder  vom  rechtswissenschaft* 
liehen  noch  vom  religiösen  Standpunkte  aus  konnte  der  Gesetz* 
gebungs-Kommission  das  Zeugnis  ausgestellt  werden,  dass  sie  ihre 
allerdings  ausserordentlich  schwierige  Aufgabe  in  glücklicher,  be- 
friedigender und  erfolgreicher  Weise  gelöst  habe.  Andrerseits  muss- 
ten  aber  auch  die  Kritiker  sieb  selbst  eingestehen,  dass  für  eine 
Neugestaltung  des  Entwurfes  im  Sinne  der  gestellten  Anträge  nur 
geringe  Anssicht  auf  Erfolg  bestehe,  da  die  verschiedenartigen,  ja 
sogar  entgegengesetzten  Anträge  in  einem  und  demselben  Gesetz- 
gebungswerke nicht  gleichzeitige  Berücksichtigung  finden  konnten. 

Für  die  Givilgesetzgebungskommission  entstand  nun  die 
schwierige  Aufgabe,  die  bei  dem  Beichskanzleramte  eingelaufenen  An- 
träge, Wünsche,  Resolutionen  und  Meinungsäusserungen  zu  sichten 
und  je  nach  Bedürfnis  und  Möglichkeit  gesetzgeberisch  zu  ver- 
werthen.  Auch  die  von  katholischer  Seite  eingegangenen  Anträge 
fanden  eingehende  Würdigung,  Der  zur  Wahrnehmung  der  katho* 
lischen  Interessen  bestellte  Berichterstatter'),  welcher  aus  voller 
Ueberzeugung  sprach  und  nicht  blos  seine  persönlichen  Empfindungen 
den  Empfindungen  der  katholischen  Volksseele  unterordnete,  schlug 
vor,  entweder  das  persönliche  Eherecht  vom  Bechtsstofie  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches  auszuscheiden  und  durch  eine  Novelle  zu  dem 
Personenstandsgesetze  vom  6.  Februar  1875  reichsgesetzlich  zu  regeln 
oder  unter  Aufrechterhaltung  der  obligatorischen  Civilehe  die  Staat* 
liehen  Vorschriften«  dem  kirchlichen  Eberechte  möglichst  zu  con- 
formieren  oder  sich    auf   die    Regelung   der   Nothcivilehe  zu   be- 

1)  A.  a.  0.  S.  93  er  hfilt  es  far  zweckmässig  behtifs  Festste llan?  der 
Ehezerrfittang  ein  gemischtes  Richtercollegiam  aufzustellen  bestehend  aas 
Rechtsverstandigen,  den  nächsten  Angehörigen  und  dem  Ortsseelsorger. 

2)  Nach  den  Protoeollen  der  zweiten  Lesung  insammengestellt  von  Ja- 
atizrath  Dr.  Reat%,  Die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  eines  bflrgerlichen  Ge« 
setzbuches  für  das  Deutsche  Reich  etc.  Berlin  1896,  B.  2,  S.  8—8;  der  Be- 
richterstatter  war  vermuthlich  Oberlandesgerichtsrath  Spahn,  welcher  in  der 
82.  Reichstagssitzung  vom  5.  Februar  1896  Reminiscenzen  aus  dejr  Konml#- 
sionsberathung  gibt  Stenographische  Berichte  des  Reichstages  IX.  Legislatur- 
periode IV.  Session  1895/97  B.  1.  8.  770  D. 
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schränken.  Demgemäss  sollte  an  die  Spitze  des  von  den  Ehehinder- 
nissen handelnden  Abschnitts  folgende  Vorschrift  aufgenommen  werden; 

»Ueber  das  Vorhandensein  von  Ehehindemissen  and  die  Be- 
freiungen von  solchen  ist  für  die  Angehörigen  der  staatlich  aner- 
kannten Betigionsgesellschaften  deren  kirchliches  Becht  massgebend.c 

Für  den  Fall  der  Ablehnung  dieses  Antrages  und  der  damit 
zusammenhängenden  Vorschläge  über  die  möglichste  GonformieraDg 
der  staatlichen  mit  den  kirchlichen  Ehehindernissen  wurde  die  Annahme 
nachfolgender  Vorschrift  empfohlen ,  welche  das  Princip  der  obliga- 
torischen Anmeldung  bei  dem  Standesbeamten  und  der  staatlichen 
Givilstands-Registt'rführung  mit  den  kirchlichen  Bestimmungen  in 
Einklang  zu  bringen  sucht: 

»Die  Eheschliessung  hat  unter  Beobachtung  derjenigen  Vor- 
schriften zu  erfolgen ,  welche  die  vom  Staate  anerkannte  Beligions- 
gesellschaft  aufstellt,  der  die  Eheschliessenden  angehören.  Die  Ehe 
erlangt  mit  dem  kirchlichen  Abschlüsse  bürgerliche  Qiltigkeit.  Den 
Eheabschluss  haben  die  Ehegatten  dem  Standesbeamten  bei  gleich- 
zeitiger Anwesenheit  persönlich  zur  Eintragung  in  das  Eheregister 
anzumelden.  Mit  der  Anmeldung  ist  eine  Bescheinigung  der  kirch- 
lichen Behörde  über  die  erfolgte  Eheschliessung  vorzulegen. 

Gehören  die  Eheschliessenden  nicht  einer  vom  Staate  aner- 
kannten Religionsgesellschaft  an  oder  vermögen  dieselben  darzuthoo, 
dass  ihnen  von  ihrer  kirchlichen  Behörde  aus  in  diesem  Gesetze  nicht 
aufgestellten  Hinderungsgründen  die  Eheschliessung  verweigert  wor- 
den ist,  so  kann  die  Ehe  vor  dem  Standesbeamten  geschlossen  wer- 
den.   Für  die  bürgerliche  Ehe  gelten  die  folgenden  Vorschriften.« 

Der  Antragsteller  fügte  seinen  Vorschlägen  eine  gründliche 
Motivierung  bei,  in  welcher  die  vom  katholischen  Standpunkte  ans 
massgebenden  Gesichtspunkte  mit  der  wünschenswerthen  VoUstän* 
digkeit  zusammengefasst  sind,  und  machte  insbesondere  geltend: 
Das  Eheschliessungsrecht  des  Entwurfes  halte  an  dem  Standpunkte 
des  Reichsgesetzes  vom  6.  Februar  1875  fest.  Dieses  Gesetz,  her« 
vorgegangen  aus  dem  sogenannten  Kulturkampf,  hahe  ohne  die 
erforderliche  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  und  Interessen  der 
Katholiken  und  Protestanten  das  Eheschliessungsrecht  geregelt  und 
den  inneren  Frieden  schwer  geschädigt;  der  Staat  habe  hier  seine 
Grenzen  überschritten.  Denn  nach  der  für  die  grosse  Mehrzahl  der 
17^/s  Millionen  deutscher  Katholiken  massgebenden  Lehre  ihrer 
Kirche  stehe  die  gesetzgebende  Gewalt  über  die  Ehen  unter  Katho- 
liken allein  der  katholischen  Kirche  zu.  Da  die  Katholiken  Deutsch- 
lands an  diesem  Dogma  nichts  ändern  könnten,   müsse  das  bfirger- 
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liehe  Gesetzbuch  den  Anschauangen  der  Katholiken  gerecht  zu 
werden  suchen.  Das  katholische  Dogma  von  der  Sakramentsnatur 
der  Ehe  mache  die  Ehe  der  Katholiken  zu  einem  von  der  Ehe  der 
Angehörigen  anderer  Beligionsgesellschaften  innerlich  verschiedenen 
Oegenstande  der  Gesetzgebung;  die  eherechtlichen  Vorschriften  des 
Entwurfes  gewännen  ffir  die  Katholiken  eine  andere  Bedeutung  als 
für  Andersgläubige.  Nicht  richtig  sei,  dass  der  Entwurf  ein  staat- 
liches Eherecht  schaffe,  dabei  aber  das  kirchliche  Eherecht  unbe- 
rührt lasse.  Vielmehr  greife  er  in  das  kirchliche  Gebiet  ein.  Er 
stelle  sich  dem  katholischen  Dogma  grundsätzlich  entgegen,  indem 
er  für  das  Reich  das  Recht  zur  ausschliesslichen  Regelung  des  Ehe- 
wesens in  Ansprach  nehme,  diesem  die  religiöse  Grundlage  entziehe, 
die  nur  kirchlich  geschlossene  Ehe  als  Konkubinat  erkläre  und  die 
kirchliche  Trauung  vor  der  standesamtlichen  Ehescbliessung  verbiete. 
Er  lasse  Ehen  von  Katholiken  zu,  welche  das  kirchliche  Recht  nicht 
gestatte;  löse  die  Ehen  der  Katholiken  durch  staatliche  Gerichte  auf 
Grund  seiner  Vorschriften  dem  Bande  nach  auf,  nachdem  dieselben 
nach  der  staatlichen  Eheschliessung  kirchlich  giltig  geschlossen  seien, 
und  gestatte  geschiedenen  Katholiken  die  Wiederverheiratung  bei  Leb- 
zeiten des  anderen  Ehegatten.  Der  Entwurf  greife  auch  in  die  reli- 
giösen Anschauungen  der  einzelnen  Katholiken  ein,  indem  er  sie  zu 
seiner  Eheschliessungsform  zwinge,  sie  unter  Umständen  nöthige,  in 
einer  Ehe  zu  bleiben,  die  ffir  sie  ein  unerlaubtes  Verhältnis  sei  und 
die  Ehe  der  Katholiken  gegen  ihren  Willen  dem  Bande  nach  auf- 
löse. So  werde  der  Entwarf  der  Uniformität  zu  Liebe  ungerecht 
gegen  die  Katholiken  auf  einem  Gebiete,  auf  welchem  die  Unge- 
rechtigkeit am  wenigsten  zu  ertragen  sei,  dem  des  Gewissens.  Am 
sichersten  vermeide  man  Eingriffe  in  das  Gewissensgebiet,  wenn  mau 
unter  Wiederanerkennung  der  kirchlichen  Eheschiessungsform  sich 
auf  die  Regelung  der  Nothcivilehe  beschränke.  Damit  werde  man 
dem  thatsächlichen  Bedurfnisse  und  den  Anschauungen  aller  Kon- 
fessionen gerecht In    der    katholischen    Kirche    werde   seit 

EinfBhrung  der  Givilehe  von  den  Kanzeln  herab  verkfindet,  dass 
Brautpaare,  welche  keine  kirchliche  Ehe  abgeschlossen  haben,  von 
der  Kirche  nicht  als  Eheleute  angesehen  und  behandelt  werden. 
Wenn  zuzugeben  sei,  dass  sich  der  hauptsächliche  Widerspruch  der 
Katholiken  nicht  so  sehr  gegen  die  Civilehe,  als  gegen  das  Ehe- 
scheidungsrecht und  die  Zulässigkeit  der  Wiederverheiratung  eines 
geschiedenen  Ehegatten  bei  Lebzeiten  des  andern  richte,  so  habe 
doch  auch  die  Givilehe  schon  in  erheblichem  Masse  zur  Erschütter- 
ung der  religiösen  Grundlagen  der  Ehe  und  damit  des  Eheinstituts 
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geführt.  Dies  erhelle  daraue,  dass  in  den  grossen  Städten,  in  denea 
die  socialdemokratischen  Angriffe  auf  die  Ehe  ihre  Wirkung  ftosserten, 
die  Zahl  der  Ehen,  welche  der  kirchlichen  Trauung  entbehrten,  eine 
erhebliche  sei.  Der  Entvrurf  würde  sich  ein  grosses  Verdienst  er- 
werben, wenn  er  durch  die  Bückkehr  zur  kirchlichen  Ehesehliess- 
ungsform  die  Ueberzeugung  von  der  religiösen  Grundlage  der  Ehe 
kräftige.  Für  den  Fall  jedoch,  dass  sich  die  Kommission  für  die 
Beibehaltung  der  obligatorischen  Civilehe  entscheide,  bezweckten  die 
weiter  gestellten  Anträge,  die  Vorschriften  über  die  Ehehindemisse 
80  zu  gestalten,  dass  in  gewissem  Umfange  die  Eingehung  einer  nach 
katholischem  Eirchenrechte  nnzulässigen  Ehe  vor  dem  Standes- 
beamten ausgeschlossen  und  dadurch  der  in  der  Zulassung  solcher 
Ehen  liegende  Anreiz  zu  ihrer  Eingehung  beseitigt  werde. 

Qegen  diese  gründliche,  durch  entsprechendes  statistisches  Ma- 
terial unterstützte  Motirierung  erscheinen  die  umfangreichen  Gegeo- 
grfinde  sehr  schwach  und  matt.  Ohne  in  eine  sachliche  Würdigung 
und  Widerlegung  der  angeführten  Motive  einzugehen,  erklärten  die 
aut  dem  Boden  des  im  Jahre  1875  geschaffenen  Civileberechts 
stehenden  Eommissionsmitglieder,  es  handle  sich  hier  nicht  so  sehr 
um  eine  Bechtsfrage,  als  um  eine  Machtfrage;  die  Wichtigkeit  der 
Giyilehe  für  den  Staat  sei  historisch  nachweisbar,  deshalb  dürfe  auch 
das  einmal  adoptierte  Princip  der  Civilehe  nicht  aufgegeben  oder 
durch  Einführung  der  fakultativen  Civilehe  verdunkelt  werden ;  die 
stets  fortschreitende  konfessionelle  Mischung  der  Bevölkerung  bilde 
vielmehr  ein  entscheidendes  Moment,  das  Civileherecht  weiter  zu 
entwickeln  und  eine  vollständige  Trennung  von  Kirche  und  Staat 
auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  herbeizuführen. 

Es  stand  hier  also  nicht  Motiv  gegen  Motiv,  sondern  Prineip 
gegen  Princip,  der  schliessliche  Sieg  lag  nicht  auf  Seite  der  besseren 
Begründung,  sondern  auf  Seite  der  stärkeren  Vertretung,  und  da  sieb 
unter  den  Mitgliedern  der  Gesetzgebungskommission  15  Vertreter  der 
Civilehe  befanden,  während  die  Befürworter  der  Wiederherstellung  des 
Kirche nrechts  nur  4  Stimmen  aufbrachten,  so  wurden  die  Anträge  aaf 
Ausscheidung  des  Eherechts  aus  dem  Civilgesetzbuche ,  auf  Goo* 
formierung  des  staatlichen  mit  dem  kirchlichen  Eherechte  und  auf 
Einführung  der  Nothcivilebe  mit  grosser  Majorität  abgelehnt,  und  an- 
statt  dessen  das  Festhalten  an  dem  Princip  der  obligatorischen  Civil- 
ehe und  der  Ausbau  eines  vollständig  in  sich  geschlossenen  Cirilebe* 
rechts  beschlossen.  Hiemit  war  das  katholische  Eherecbt  in  seinem 
gesammten  Umfange  aufgegeben,  und  es  handelte  sich  daher  für  den 
Vertreter  des  katholischen  Standpunktes  hauptsächlich  darum,  die 
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einzelnen  eherechtlichen  Bestimmungen  derart  zu  formulieren ,  dass 
einerseits  das  Oe wissensrecht  der  Katholiken  möglichst  gewahrt  und 
andererseits  auch  die  Handhabung  des  katholischen  Eherechts  der 
Kichengewalt  nicht  übermässig  erschwert  würde.  In  dieser  Beziehung 
war  namentlich  das  Ehescheidungsrecht  in's  Auge  zu  fassen,  welches 
die  tiefgreifendsten  Abweichungen  vom  kirchlichen  Hechte  aufweist. 
Die  civilgesetzliche  Scheidung  ist  nemlich  für  alle  Fälle  als  Lösung 
des  Ehebandes  gedacht  und  gibt  also  auch  dem  geschiedenen  Katho- 
liken die  Befugnis  der  Wiederverheiratung  zu  Lebzeiten  des  anderen 
Ehegatten^).  Gegen  die  staatsgesetzliche  Anerkennung  einer  der* 
artigen  Befugnis  richtete  sich  der  Antrag:  »Für  den  der  katholischen 
Kirche  angehörenden  Ehegatten  bewirkt  die  Scheidung  die  Auf- 
lösung der  häuslichen  und  ehelichen  Oemeinschaft;  sie  berechtigt 
ihn  nicht,  während  des  Lebens  des  anderen  Ehegatten  eine  neue 
Ehe  zu  schliessen.c 

Vom  Antragsteller  wurde  zur  Motivierung  beigefügt:  die  Ehe, 
nach  der  Lehre  der  katholischen  Kirche  ein  Sakrament,  sei  nur 
durch  den  Tod  lösbar.  Lediglich  aus  dem  in  der  Bibel  enthaltenen 
Scheidungsgrunde  des  Ehebruchs  dürfe  eine  ständige  Trennung  der 
Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  ausgesprochen  werden ;  ihre  Ehe  aber 
bleibe  bestehen,  insbesondere  sei  eine  Wiederverheiratung  eines  Ehe- 
gatten bei  Lebzeiten  des  anderen  ausgeschlossen.  Diese  Strenge  der 
katholischen  Kirche  entspräche  nicht  nur  der  göttlichen  Satzung, 
aus  welcher  die  katholische  Kirche  ihr  Dogma  genommen  habe, 
sondern  auch  dem  Wesen  der  Ehe  und  der  Erfahrung  des  Lebens. 
Die  Ehe  sei  eine  Vereinigung  von  Mann  und  Weib  zu  dauernder 
und  ungeteilter  körperlicher  und  geistiger  Gemeinschaft.  Das  Ver- 
sprechen, welches  sich  Mann  und  Weib  am  Altare  gegeben  hätten, 
sei  dahin  gemacht,  dass  die  Ehegatten  sich  mit  einander  vertrügen 
und  nicht  wegen,  wenn  auch  schwerer  Verfehlungen,  von  einander 
Hessen,  jedenfalls  aber,  dass  sie  zeitlebens  an  einander  gekettet 
seien.  Die  ünauflöslichkeit  diene  auch  den  Interessen  des  Staates; 
denn  die  Ehe  sei  die  Grundlage  der  Familie  und  diese  die  Grund- 
lage der  Gesellschaft.     Wohin  das  Scheidungsrecht  des  modernen 

Staates  führe,  beweise  die  Erfahrung Der  Antrag  stehe 

nun  nicht  auf  dem  rein  katholischen  Standpunkte,  sondern  anerkenne 
die  geschichtliche  Entwicklung,  welche  das  nichtkatholische  Kirchen- 
recht in  Deutschland  durchgemacht  habe  und  stelle  sich  vollständig 
auf  den  Boden  der  Gleichberechtigung  der  Konfessionen  dem  Staate 
gegenüber.    Die  vollen  Konsequenzen  des  katholischen  Standpunktes 

1)  Die  Motive  bei  Reaiz  S.  118—124. 
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jetzt  zu  ziehen,  Terbiete  die  Gestaltung,  welche  die  Dinge  nan  ein- 
mal infolge  der  Kommissionsbeschlüsse  bei  dem  Eheschliessnngsrecbte 
angenommen  h&tten.    Die  Forderung  der  katholischen  Kirche ,    dass 
nur  sie,  nicht  der  Staat,  das  Eherecht  setzen  und  über  Giltigkeit 
und  Trennung  einer  Ehe   urtheilen  könne,   so  natürlich  und  billig 
sie  auch  mit  Rücksicht  darauf  sei,  dass  die  Ehe  hauptsächlich  sitt- 
liche Pflichten  erzeuge,  zu  deren  Pflege  die  Kirche  berufen  sei,  stelle 
der  Antrag  nicht,   er  wolle  vielmehr  nur,   dass  für  die  Katholiken 
Deutschlands   die   Unanflöslichkeit   der    Ehe   ausgesprochen    werde. 
Die  17^/s   Millionen   deutscher  Katholiken  dürften  doch  verlangen, 
dass  ihren  Oewissensbedenken  Rechnung   getragen  und  ihnen  nichts 
zugemuthet  werde,  was  gegen  ihr  Gewissen  gehe.    Gegen  das  Ge- 
wissen   der   Katholiken    gehe    aber   schon    der  blosse  Antrag    auf 
Scheidung  der  Ehe  dem  Bande  nach,    welcher  Antrag  nach  dem 
Entwürfe  stets  gestellt  werden  müsse.    Der  Einwand,  der  Katholik 
könne  seih  Gewissen  dadurch  beruhigen,  dass  er   den  Antrag   auf 
Scheidung  nur  als   Antrag    auf  Trennung  und    das  Scheidnngser- 
kenntnis  nur  als  Trennungsurteil  auffasse,  treffe  nicht  zu.  Denn  schon 
das  müsse  das  Gewissen  des  Katholiken  bedrücken,   dass  er  damit 
dem  anderen  Ehegatten  die  Möglichkeit,  sich  wieder  zu  verheiraten 
gebe;  abgesehen  davon  sei 'ein  Satz  der  Erfahrung,   dass   bei   den 
Katholiken  das  Scheidungsurteil  mehrfach  bereits  zur  Folge  gehabt 
habe,  dass  sie  sich  zur  Wiederverheiratung  für  berechtigt   hielten 
und  sich  auch  wieder  verheirateten.  Dieser  Gefahr  und  Versuchung 
werde  vorgebeugt,  wenn  das  urteil  nur  auf  Trennung  gehe  etc.  etc. 
Der  gestellte  Antrag  wurde  mit  siebzehn  gegen  drei  Stimmen 
abgelehnt.     Es   handelte   sich   für  die   Majorität  der  Civilgesetz- 
gebungskommission  um  Aufrechterhaltung  und  vollständige  Durch- 
führung des  Princips  der  Civilehe ;  ohne  auf  religiöse  und  politische 
Erwägungen  Rücksicht  zu  nehmen,  wurden  daher  über  die  Ehehinder- 
nisse, die  Eheschliessungsform  und  die  Ehescheidung  Beschlösse  ge- 
fasst,  welche  zwar  das  Princip  der  Civilehe  zur  konsequenten  Ent- 
wicklung bringen,    aber    der   christlichen   Gesammtanschaung  des 
deutschen  Volkes,   insbesondere  dem  Gewissen  der  katholischen  Be- 
völkerung,' entschieden   widerstreben.     Daher  wurde  auch  in  An- 
wendung des  gleichen  Grundsatzes  das  Institut  der  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  im  Sinne  des  ersten  Entwurfes  abgeschafft,  und  ein 
Antragt),  die  Aufhebung  der  häuslichen  und  ehelichen  Gemeinschaft 

S  Dieser  Antrag  ging  dahin  als  §.  1445  a  (nach  der  Nameriemng  des 
M  erster  Lesang)  zu  bestimmen: 
Der  Ehegatte,  der  in  den  Fällen  der  §§.  1441  bis  1445  anf  Scheidang 
zn  klagen  berechtigt  ist,   kann  statt  anf  Scheidung  anf  dauernde  AoÄebang 
der  häuslichen  und  ehelichen  Gemeinschaft  klagen. 
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in  einer  mit  dem  katholischen  Standpunkte  vereinbaren  Weise  zu- 
zulassen  mit  grosser  Majorität  abgelehnt,  und  hiemit  ein  weiterer 
Berfihmngspnnkt  zwischen  Civilrecht  nnd  Eirchenrecht  beseitigt. 
üeberdies  waren  die  Ehescheidongsgründe  durch  einen  neuen  »lange 
dauernde  und  voraussichtlich  unheilbare  Geisteskrankheitc  vermehrt 
und  konnten  durch  zwei  umfassende  clausulae  generales,  nemlich 
durch  die  äusserst  dehnbar  gefasste  Bestimmung  über  die  relativen 
Scheidungsgrunde  (§.  1463)  i),  sowie  Aber  die  Anfechtung  einer  ge- 
schlossenen Ehe  (§.  1241)  >)  in's  üngemessene  erweitert  werden.  Das 
im  ersten  Entwürfe  adoptierte  Princip  der  gerichtlichen  Ehescheidung 
wurde  festgehalten  und  damit  insbesondere  Scheidung  durch  gegen- 
seitige Uebereinkunft  oder  aus  landesherrlicher  Machtvollkommenheit 
ausgeschlossen. 

Verlangt  der  Ehegatte,  dass  die  Ehe,  wenn  die  Klage  gegründet  sei, 
geschieden  werde,  so  ist  die  Klage  als  Klage  auf  Scheidung  anzusehen. 

§.  1445  b. 

Ist  auf  dauernde  Aufhebung  der  hauslichen  und  ehelichen  Gemeinschaft 
erkanut,  so  kann  jeder  der  Ehegatten,  wenn  nicht  Wiederaufnahme  des  ehe- 
lichen Lebens  stattgefunden  hat,  auf  Grund  des  Urteils  im  Wege  einer  neuen 
Klage  Scheidung  erlangen.    Reais  8.  120,  12t. 

Diese  Anträge  wurden  bei  der  Berathung  des  Eherechts  in  den  Reichs- 
tagsverhandlungen  wiederholt  und  als  §§.  1575  und  1576  in  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  aufgenommen. 

1)  §.  14&/I.  Die  Weglassung  jeder  Exemplifikation  des  ehrlosen  und 
unsittlichen  Verhaltens  war  aus  dem  Grunde  beschlossen  worden,  weil  eine 
solche  Anlass  zu  mannigfachen  Zweifeln  geben  werde.  Sollte  jede  Erkennung 
auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  einen  Scheid ungsgrnnd  abgeben,  so 
würde  sich  die  Zahl  der  Scheidungen  in  ungeroessener  Weise  vermehren.  Ware 
die  Verurteilung  zu  einer  Gefängnis-  oder  Zuchtbausstrafe  ein  Scheid  ungsgrnnd, 
so  müssten  die  Sittlichkeitsdelikte,  bei  welchen  eine  Verfolgung  nur  auf  An- 
trag eintrete,  ausscheiden.  Die  Dauer  der  erkannten  Strafe  sei  auch  nicht 
Überall  ein  Werthmesser  für  die  Schwere  des  ehrlosen  Verhaltens,  Es  sei  da- 
her richtiger,  die  Umstände  des  einzelnen  Falles  entscheiden  zu  lassen.  —  Die 
in  §.  1463  genannte  »grobe  Misshandlung«  ist  nicht  s^leichbedeutend  mit  »fort- 

Sesetzter  gesundheitsgefahrlicher  Misshandlung«  •  es  könne  auch  eine  einmalige 
[isshandlung  die  Wirkung  haben,  eine  Zerrüttung  des  ehelichen  Verhältnisses 
herbeizuführen.     Reatz^  S.  125  Anm.  3  und  4. 

2)  Der  Anfechtungsgrund  muss  innerhalb  sechs  Monaten  nach  Eingehung 
der  Ehe,  der  Scheidnngsgrund  kann  jederzeit  geltend  gemacht  werden,  der  Er- 
folg ist  in  jedem  Falle  Auflösung  der  Ehe  mit  der  Befugnis  der  Wieder?er- 
Terehelichung  für  die  geschiedenrn  Ehegatten.  9*  ^241  enthält  noch  eine  Er* 
Weiterung  gegenüber  der  einschlägigen  Bestimmung  des  ersten  Entwurfes. 
Die  Kommission  war  darin  einverstanden,  dass  es  nicht  auf  solche  Eigen- 
schaften ankommen  solle,  welche  den  Anfechtenden  von  der  Eheschliessung  ab* 
halten  müssten,  sondern  darauf,  dass  die  Eigenschaften  den  Umständen  nach 
geeignet  waren,  ihn  abzuhalten.  Femer  glaubte  die  Mehrheit  der  Kommission, 
dass  neben  den  persönlichen  Eigenschaften  die  persÖnUchen  Verhältnisse  zu  er* 
wähnen  seien,  da  es  in  einer  Reihe  von  Fällen  zweifelhaft  sein  könne,  ob  man 
dem  einen  Ehegatten  einen  Umstand  als  Eigenschaft  anrechnen  könne  z.  B.  die 
Thatsache,  dass  er  als  Katholik  sich  bereits  einmal  habe  scheiden  lassen,  dass 
er  seinen  Glauben  gewechselt  habe  u.  s.  w.  Reatz^  S.  23.  Die  Anfechtnngsbe- 
rechtigung  auf  Grund  eines  Irrtums  über  persönliche  Verhältnisse  wurde  in  der 
Beichstags-Kommission  gestrichen  und  ist  daher  nicht  in  das  Gesetz  (§.  1333) 
übergegangen. 
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Nur  in  einem  einzigen  Punkte  des  zweiten  Entwurfes  zeigt  sich 
eine  oberflächliche  Annäherung  an  das  kirchliche  Recht,  nemlieh  in 
der  Anerkennung  der  af Anitas  illegitima  als  gesetzliches  Bbehinder- 
nis  (§.  1216),  während  nach  dem  Civilstandsgesetze  ?om  Jahre  1875 
und  nach  dem  ersten  Entwürfe  nur  das  durch  das  Band  der  Ci?il- 
ehe  geschaffene  Schwägerschaftsverhältnis  ein  gesetzliches  Bhehinder- 
nis  begründete.  Aber  aach  hier  besteht  keine  üebereinstimmang,  da 
das  civilgesetzliche  Hindernis  nur  als  ein  aufschiebendes,  nicht  ab 
ein  trennendes  gedacht  ist  und  sich  naturgemäss  nur  auf  das  iorum 
externum  erstreckt^). 

So  offenbart  also  der  zweite  Entwurf  gegenüber  dem  ersten  in 
den  wichtigsten  Punkten  eine  Weiterentwicklung  im  Sinne  der  freieo 
Bechtsbildung ') ,  die  Kluft  zwischen  staatlichem  und  kirchlichem 
Rechte  ist  erweitert,  das  Princip  des  rein  bürgerlichen  Hechts  ohi^ 
jede  Bücksicht  auf  die  in  Deutschland  anerkannten  Eonfessionea  mit 
einer  Eonsequenz  durchgeführt,  welche  weder  der  geschichtlichen 
Entwicklung  noch  den  lebendigen  Bedürfnissen  des  Volkes  entspricht 
Nicht  stichhaltig  sind  die  hiegegen  geltend  gemachten  sachlichen 
Gründe,  es  sei  eine  unabweisbare  Forderung  und  Aufgabe  des  mo- 
dernen Staates,  dem  Schutze  des  Einzelnen  auch  in  seiner  individuel- 
len Freiheit  gegenüber  den  Vorschriften  der  einzelnen  Beligionsge- 
Seilschaften  zu  dienen,  und  die  Freiheit  der  Entschliessung  für  den 
Einzelnen  zum  Ausgangspunkte  für  das  bürgerliche  Becht  zu  nehmen. 
Denn  abgesehen  davon,  dass  derartige  Schutzvorschriften  Gewissens- 
konflikte nicht   verhüten   und   den   Einzelnen   gegen   die  Vorwürfe 

1)  Die  Grfinde  für  WiedereinfOhrang  dieses  Ehehindemisses  bei  Reai%, 
8.  12  und  13. 

2)  Die  übrigen  Abänderangen  des  ersten  Entwurfes  sind  nicht  von  grosser 


Bedentang.  In  das  Kapitel  Ober  das  Verlöbniss  ist  auch  eine  Sehadenersati- 
pflieht  f&r  die  unbescholtene  Verlobte  aufgenommen,  welche  ihrem  Verlobtan  die 
Beiwohnung  gestattet  hat:  eine  Verpflichtung,  welche  in  Verbindung  mit  der 
auf  volle  sechzehn  Lebensjahre  ausgedehnten,  standesmfissigen  ünterhaltangs- 
pflicht  unehelicher  Kinder,  teilweise  eine  entsittlichende  Wirkung  Süssem  irfd, 
wenn  auch   der  Gesetzgeber  von  der  guten  Absicht  geleitet  war,  gefallenen 


Personen   einen  mOglicnst  weitgehenden  Ersatz    fttr  den  Ausfall  der  Verehe- 

M&nner  zur  Eheschliessune 
ist  vom  zurückgelegten  20.  auf  das  21.  Lebensjahr  hinaufgerückt.    Die  elter- 


Hebung  zu  bieten.   —    Das  für  M&nner  zur  Eheschliessung  erforderliche  Älter 


liehe  Einwilligung  zur  Eheschliessung  ist  von  den  Kindern  bis  zum  yollendeten 
25.  Lebensjahre  einzuholen;  gegenüber  unbegründeter  Weigerung  der  Eltern 
kann  ein  volljähriges  Kind  das  Vormundschaftogericht  zur  Consenserteilung  an- 
rufen,  welches  die  ohne  wichtigen  Orund  verweigerte  Einwilligung  zu  ersetzen 
hat.  Nach  geltendem  Becht  müssen  grossj&hrige  Kinder  die  richterliche  Er- 
gänzung des  elterlichen  Consenses  auf  dem  VVege  einer  Klage  zu  erreichen 
suchen»  —  Die  von  den  Verlobten  vor  einem  nicht  autorisierten  Standesbeamten 
eschlossene  Ehe  ist  giltig ;  die  Anwesenheit  zweier  Zeugen  bei  der  Abgabe  des 
heconsenses  ist  nicht  erforderlich  und  die  in  §.  1227  genannte  Gegenwart  von 
zwei  Zeugen  ist  nur  als  Ordnungsvorschrift  aufzufassen,  deren  Nichtbeachtung 
die  gesetzliche  Giltigkeit  der  Ehe  nicht  geföhrdet  Reatz  8.  2,  8,  15,  16. 
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des  eigenen  Gewissens  nicht  schätzen  können,  bedarf  es  derselben 
tlberhaupt  nicht »  da  durch  die  bestehenden  Rechtsverhältnisse  die 
persönliche  Gewissens-  und  Handlungsfreiheit  hinreichend  gesichert 
erscheint.  Die  Brautleute,  welche  sich  den  eherechtlichen  Vor- 
schriften ihrer  zuständigen  Kirche  entziehen  wollen  oder  nach  den 
Eirchengesetzen  die  Trauung  nicht  erlangen  können,  haben,  wie  die 
Erfahrung  beweist,  andere  Mittel  an  der  Hand  z.  B.  Trauung  vor 
dem  Geistlichen  einer  anderen  Eonfession  oder  Aufgabe  ihrer  bis- 
herigen Eonfessionsangehörigkeit,  um  ihren  Zweck  zu  erreichen. 

Zur  Rechtfertigung  des  freien  Systems  wurde  weiter  bemerkt, 
dass  die  Nichtanerkennung  der  Geisteskrankheit  als  Scheidungsgrund, 
sowie  die  Wiedereinführung  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  fflr 
weite  Gebietsteile  des  deutschen  Reiches,  namentlich  für  die  vor- 
wiegend protestantischen  Gegenden,  in  welchen  die  fireie  Rechts- 
bildung  bisher  ununterbrochen  Fortschritte  zu  verzeichnen  hatte, 
eine  Neuerung  im  Sinne  der  strengeren  Richtung  involviere;  allein 
dieser  umstand  bietet  doch  keine  Veranlassung,  die  Ergebnisse  der 
freien  Rechtsbildung  auf  ganz  Deutschland  auszudehnen,  sondern 
vielmehr  einen  triftigen  Grund,  die  eigentümliche  Rechtsentwicklung, 
welche  die  Ehegesetzgebung  der  einzelnen  Eonfessionen  aufweist,  zu 
achten  und  der  katholischen  Eirche  die  Möglichkeit  zu  geben,  ihre 
Ehegesetzgebung  auch  in  Zukunft  aufrechtzuerhalten  und  durchzu- 
führen. Denn  eine  vollständige  Trennung  von  Eirche  und  Staat  auf 
dem  Gebiete  des  Eheschliessnngs-  und  Ehetrennungsrechtes  hat 
nicht,  wie  behauptet  wird,  zur  Rechtsfolge,  dass  dann  der  Staat  ohne 
weitere  Berücksichtigung  der  kirchlichen  Anschauungen  und  Ein- 
richtungen seine  Normen  treffen  und  gleichzeitig  die  Eirche  ihre  An- 
schauungen festhalten  und  smr  OeUung  bringen  könne. 

Dass  letztere  Anschauung  der  katholischen  Ueberzeugung  nicht 
entspricht,  ergibt  sich  schon  aus  der  Thatsache,  dass  sich  der  deutsche 
Episkopat  veranlasst  sah,  im  Jahre  1894  gegen  das  Givileherecht 
des  Entwurfes  Einsprache  zu  erheben  und  die  Aufhebung  der  obli- 
gatorischen Civilehe,  bezw.  die  Einführung  der  fakultativen  Givilehe 
zu  beantragen.  Die  Denkschriften  des  deutschen  Episkopates  konn- 
ten, wie  bekannt  ist,  eine  Aufhebung  der  Givilehe  und  eine  Neuge- 
staltung des  Givileherechts  im  Sinne  der  Accomodation  an  kirchliche 
Vorschriften  nicht  herbeiführen.  Es  blieb  daher  den  Vertretern  des 
katholischen  Standpunktes  im  Reichstage  vorbehalten,  die  eherecht- 
lichen Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  bei  der  parla- 
mentarischen Durchberathung  einer  Eorrektur  zu  unterwerfen. 

Am  17.  Januar  1896  wurde  der  Entwurf  eines  bürgerlichen 
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Gesetzbuches  für  das  deutsche  Reich,  weseutlich  in  der  Formalieraag 
des  zweiten  Entwurfes,  durch  deu  Reichskanzler  Fürsten  von  Hohen- 
lohe  dem  Reichstage  vorgelegt  und  am  3.  Februar  1896  bei  6e* 
legenheit  der  ersten  Berathung  durch  empfehlende  Worte  des 
Staatssekretärs  Nieberding  den  Reichstagsabgeordneten  zur  wohl- 
wollenden Würdigung  und  Beschlussfassung  überwiesen  ^). 

Oleich  in  der  ersten  Sitzung  prftcisierte  der  Abgeordnete,  Ge- 
heimer Oberjustizrath  Rintelen  ') ,  den  Standpunkt  der  katholiacheo 
Abgeordneten  hinsichtlich  des  ganzen  Gesetzbuches  und  bemängelte 
insbesondere  die  eherechtlichen  Bestimmungen,  welche  die  Vorschrif- 
ten des  Civilstandsgesetzes  vom  Jahre   1875  wiederholen,   aber  den 
daselbst  enthaltenen  Hinweis,  dass  dadurch  die  kirchliche  Taufe  und 
die  christliche  Eheschliessung  nicht  berührt  werden  sollen,    unter- 
lassen; er  appellierte  an  den  christlichen  Sinn  der  Mitglieder  da 
Reichstages    mit   der   Aufforderung,   die  christliche  Ehe   in    ihrem 
Rechte  zu  schützen  und  schloss  unter  lebhafter  Zustimmung   seiner 
Gesinnungsgenossen  mit  der  Erklärung,  dass  der  Entwurf  Vorschrifteo 
enthalte,  die  dem  christlichen  Glauben  widersprechen,  und  dass  die 
Eingriffe  des  Staates  in  die  Eheschliessung  überhaupt  nicht  anzu- 
erkennen seien.    »Gelingt   es  nicht,    diese   Vorschriften    aus    dem 
Gesetzbuche  zu  entfernen  oder  sie  so  umzugestalten,  dass  die   Ge- 
wissensbedenken der  Katholiken  beseitigt  sind,  so  sind  wir  gen5thigt, 
nicht  nur  gegen  diese  Vorschriften,  sondern  gegen  den  Entwarf  im 
Ganzen  zu  stimmen  ^)€.    Den  gleichen  Standpunkt  vertrat  der  Pole 
Dziembowski-Pomian^),  während  der  Rechtsanwalt  Kauffmann^)  (Mit- 
glied der  freisinnigen  Volkspartei)    unterstützt   durch    Dr.    Cany*) 
(nationalliberal),  Dr.    von  Buchka    (konservativ)^),    Schröder   (Mit- 
glied der  freisinnigen  Vereinigung^),  und  Leuschner  (Mitglied  der 


1)  Stenoffraphische  Berichte  der  Verhandlangen  des  dentschen  Beiefaa- 
tages  1895/97,  XL  Legislaturperiode,  IV.  Session,  Anlageband  1,  Anlage  87, 
S.  446  sq. :  Entwarf  eines  bürgerlichen  Gesetsbaches  etc.  Das  FamiUeorecht 
findet  sion  §^.  1260  sq.  S.  580;  hieza  gehören  die  Denkschrift  zam  Entwnife 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  dem  Reichstag  vorgelegt  Anlageband  1,  An- 
lage 87  S.  603  bezw.  678  sq.  und  die  Materialien  zum  dritten  Abschnitte  des 
Entwurfs  eines  Einführungseesetzes  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch,  Anlageb.  1, 
Anlage  87a,  ä.  840  sq.;  die  EinftLhrungsrede  Nieberdings  BV.  1895/97  B.  1, 
S.  705. 

2)  Fand  statt  am  8.  Februar  1896.  RV.  1895/97,  B.  1 ,  S.  705-741 
(30.  Sitzung  der  4.  Session).  Die  Debatte  wurde  fortgesetzt  in  der  82.  Sitzung 
am  5.  Februar  BV.  B.  1  8.  751—774  und  in  der  33.  Sitzung  vom  6.  Febroar 
1896.  BV.  S.  775-793. 

8)  BV.  B.  1,  S.  716.  Vrgl.  hiezu  die  Bemerkungen  des  Abgeordneten 
Spahn  (Centrum),  B.  1,  S.  769,  770. 

4)  BV.  B.  1,  S.  727.  —  5)  BV.  B.  1,  S.  727.  -  6)  BV.  B.  1,  S.  717.  — 
7)  BV.  B.  1,  S.  719;  die  gegenteilige  Ansicht  vertrat  der  konservative  Abge- 
ordnete t?.  Manteuifet  B.  2,  S.  781.  —  8)  BV.  B.  1,  S.  723. 
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Beichspartei  ^),    ein    energisches  Eintreten    fast  aller  Parteien  des 
Reichstages  für   die  Givilehe  ankündigte.     Mitten  im  Kampf  der 
Parteien  erschien  als  vermittelndes  Element  der  prenssische  geheime 
Jastizrath,  Professor  Dr.  von  Plank'),  mit  Zugeständnissen  nach  beiden 
Seiten ;  er  bemerkte,  der  Entwurf  halte  sich  an  das  bereits  bestehende 
Recht  und  trage  den  sittlichen  Forderungen  und  praktischen  Bedürf« 
nissen  Rechnung;  der  Staat  ordne  nur  die  rechtliche  Seite  der  Ehe; 
die  rechtliche  Seite  habe  aber  nur  das  bürgerliche  Recht  zu  ordnen, 
deshalb  mussten  die  Voraussetzungen  festgestellt  werden,  unter  wel- 
chen rechtlichen  Umständen  die  Ehe  giltig  sei  oder  unter  welchen 
Formen  sie  aufgelöst  werden  könne;    die  Hauptbedeutung  der  Ehe 
liege  aber  auf  dem  sittlichen   und  religiösen   Gebiete,  diese  Seite 
gehöre  nicht  vor  das  Forum  des  bürgerlichen  Rechts,   welches  hier 
nicht  eingreifen  könne  und  dürfe ;  es  müsse  allerdings  dafür  gesorgt 
.werden,  dass  durch  die  rechtliche  Ordnung  die  sittliche  und  religiöse 
Bedeutung  der  Ehe  nicht  leide;  darauf  sei  immer  Rücksicht  genom- 
men, denn  die  rechtlichen  Bestimmungen  hätten  das  sittliche  Wesen 
der  Ehe  nicht  getroffen.    Sollte  eine   Bestimmung  zu  finden   sein, 
welche  dem  Gewissen  zu  nahe  trete ,   so  könnte   dieselbe  entfernt 
werden.    Nach  dreitägiger  Debatte  wurde  auf    Antrag  des  Abge- 
ordneten Spahn  die  Verweisung  des  yorliegenden  Entwurfes  an  eine 
Kommission  von  21  Mitgliedern  beschlossen,  und  dieser  Kommission 
die  Ermächtigung  erteilt,  einzelne  Abschnitte  dieses  Gesetzentwurfes 
durch  Majoritätsbeschlüsse,  ohne  in  eine  Berathung  derselben  einzu- 
gehen, unverändert  anzunehmen'). 

Erwartungsvoll  blickten  nunmehr  Tausende  auf  den  deutschen 
Reichstag,  welcher  in  dieser  Session  die  wichtigste  Vorlage  seit 
seinem  Bestände  durchzuberathen  hatte,  und  verfolgten  mit  aufmerk- 
samer Spannung  die  Verhandlungen  über  das  Eherecht,  welches  in 
der  Fülle  des  vorliegenden  Berathungsstoffes  das  hervorragendste 
Interesse  beanspruchte.  Vor  Beginn  der  Diskussion  über  das  mate- 
rielle Eherecht,  gaben  die  Vertreter  des  katholischen  Standpunktes 
durch  ein  Kommissionsmitglied  die  Erklärung  ab,  sie  betrachteten 
entsprechend  der  Lehre  ihrer  Kirche  die  Ehe  als  ein  Sakrament,  so 
dass  die  Festsetzung  der  Bedingungen  für  den  Empfang  dieses 
Sakramentes,  wie  bei  allen  anderen  Sakramenten,  für  sie  ein  Recht 
der  Kirche  sei.    Wenn  sie  sich  an  der  Einzelberathung  der  Be- 

1)  EV.  B.  1 .  S.  725.  —  2)  BV.  B.  1 .  S.  786,  bes.  741.  —  8)  EV.  B.  2, 
S.  798.    Der  Eommissionsbericht  über  das  Familieurecht  (Berichtentatter  Ab- 

geordneter  Dr.  ßachem)  findet   sich  im  Anlagelrnnd  3  der  stenop^rapfaisehen 
^richte  Über  die  Verhandlongen  des  Beichsta^es  9.  Legislaturperiode  4.  Ses- 
sion 1895/97,  Aktenstück  Nr.  440  b,  S.  2006. 
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stimmuDgen  über  das  materielle  Eherecht  im  Entwarf  beteiligten, 
80  geschehe  das  lediglich  deshalb ,  weil  sie  nach  Lage  der  Verhält- 
nisse  keine  Aussicht  hätten,  den  grundsätzlichen  Standpunkt  ihrer 
Kirche  iu  diesem  Punkte  zur  Anerkennung  zu  bringen.  Sie  betei- 
ligten sich  an  dieser  Berathung  nur  in  der  Richtung,  dass  sie 
suchten,  das  Eherecht  des  Entwurfes  den  religiösen  Vorschriften  der 
katholischen  Kirche  möglichst  zu  nähern,  um  dadurch  die  Gewig- 
Sensbeschwerden,  welche  sich  ffir  die  Katholiken  aus  dem  Zwiespalt 
des  staatlichen  und  kirchlichen  Eherechts  ergäben,  möglichst  zu 
erleichtern.  Sie  verwahrten  sich  aber  ausdrücklich  dagegen,  dass 
sie  durch  die  Teilnahme  an  dieser  Berathung  den  grundsätzlichen 
Standpunkt  ihrer  Kirche  irgendwie  verlassen  wollten  i). 

In  der  darauffolgenden  Generaldiskussion  über  das  Eheschlies- 
sungsrecht  wurden  unter  Vorlage  entsprechend  formulierter  Bestim- 
mungen Anträge  auf  Aufhebung  der  obligatorischen  Cinlehe  bezv. 
Einfährung  der  Nothcivilehe  *),  der  fakultativen  Givilehe')  und  des 

1)  A.  a.  0.  S.  2009. 

2)  Der  Antrag  hatte  folgende  Fassung: 

An  Stelle  des  §.  1800  der  Begierangsvorlage  folgende  BestimmaDg  wf* 
zanehinen : 

»Die  Ehe  wird  dadarch  geschlossen,  dass  die  Verlobten  unter  Be- 
obachtung der  Form^  die  den  Grundsätzen  der  ReligiionsgeBeUschaflen 
entspricht,  welchen  sie  angehören,  erklären,  die  Ehe  mit  einander  eingeben  la 
wollen. 

Von  Verlobten,  welche  die  Ehe  nieht  in  den  Formen  der  Beliffioasgesell- 
Schaft,  welcher  sie  angehören,  eingehen  können,  wird  die  Ehe  dadarch  ge- 
schlossen ,  dass  sie  vor  einem  Stancfesheamten  persönlich  und  bei  gleichieitiger 
Anwesenheit  erklären,  die  Ehe  mit  einander  eingehen  zu  wollen. 

Die  Erklärungen  können  nicht  unter  einer  Bedingung  oder  Zeitbestim- 
mung abgegeben  werden. 

üeber  die  Ehehindemisse,  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  der  Ehe,  Ww- 
derverheiratung  im  Falle  der  Todeserklärung  und  Scheidung  der  Ehe  gelten 
für  die  Angehörigen  der  staatlich  anerkannten  Beligionsgesellschaften  deren 
Vorschriften.   (Antrae  der  katholischen  Abgeordnetenl 

8)  Hinter  §.  1299  der  Vorlage  sollten  folgenae  drei  Paragraphen  ein- 
geschoben werden: 

§.  1299a.  Die  Ehe  wird  vor  einem  Oeistliehen  in  Form  der  kirchliehen 
Trauung  oder  vor  einem  Standesbeamten  geschlossen.  Im  letzteren  Falle  nscb 
den  in  den  §§.  1300^1905  gegebenen  Bestimmungen. 

$•  1299  b.  Die  kirchliche  Trauung  darf  nur  durch  einen  Geiatlichen  der 
staatlich  anerkannten  ReligionsgeseHschaften  vollzoffen  werden. 

Die  Trauung  darf  nur  erfolgen ,  nachdem  ein  nach  §.  1303  zuständiger 
Standesbeamter  die  Bescheinigung  ausgestellt  hat,  dass  Ehehindemisse  nicht 
vorliegen. 

Diese  Bescheinigung  soll  alle  diejenigen  Angaben  über  die  Verlobten 
enthalten,  welche  f&r  eine  standesamtliche  Eheschliessung  vorgeschrieben  siod. 
Sie  verliert  ihre  Giltigkeit,  falls  die  Trauung  nicht  binnen  sieben  Tagen  nach 
Ausstellung  der  Bescheinigung  vollzogen  wird. 

§.  1299  e.  Die  Ehe  in  Form  der  kirchlichen  TVauung  wird  dadoTch 
geschlossen,  dass  die  Verlobten  vor  dem  Geistlichen  und  mindestens  iwei 
Zeugen  und  bei  gleichseitiger  Anwesenheit  erklären,  die  Ehe  mit  einander  ^- 
gehen  zu  wollen,  und  dass  nierauf  der  Geistliche  die  Ehe  für  geschlossen  erklärt. 

Auf  die  Zeugen  findet  §.  1301  Abs.  2  entsprechende  Anwendung. 


Civüehe  und  Civileherfcht  in  Deutschland  1872— 789^.        697 

englischen  Systeme  der  Givilebe^)  gestellt  and  eingehend  motiviert; 
gleichzeitig  wurde  auch  bereitwillig  anerkannt,  dass  der  Staat  bei 
Aufhebung  des  Instituts  der  Civilehe  das  Recht  habe,  die  bürger- 
liche Seite  der  Ehe  zu  regeln.  Zu  dieser  bfirgerlichen  Seite  der 
Ehe  gebore  allerdings,  dass  die  kirchlich  abgeschlossenen  Ehen 
wegen  ihrer  bfirgerlichen  Wirkung  durch  staatliche  Massnahmen 
staatlich  evident  gehalten  würden ,  wenn  der  Staat  das  für  nOthig 
halte  und  verlange.  Wenn  daher  die  staatliche  Begisterführung  als 
Bedürfnis  anerkannt  werde,  so  könnte  es  nicht  schwer  fallen,  Be- 
stimmungen za  vereinbaren,  welche  die  Eintragung  sämmtlicher 
kirchlich  abgeschlossenen  Ehen  in  die  Givilstandsregister  unbedingt 
gewährleisten.  Man  werde  nach  dieser  Richtung  seitens  der  Befür- 
worter des  Antrages  auf  Einffihrung  der  Nothcivilehe  das  weiteste 
Entgegenkommen  finden'). 

Die  Gründe,  mit  welchen  der  Antrag  auf  Abschaffung  der  obli- 
gatorischen Civilehe  motiviert  wurde,  stimmen  mit  der  bereits  in  der 
Gesetzgebungs-Eommission  geltend  gemachten  Motivierung  sachlich 
überein  und  können  daher  an  dieser  Stelle  übergangen  werden. 

Nach  dem  von  zwei  verschiedenen  Seiten  befürworteten  und  auch 
verschiedenartig  motivierten  Antrag  auf  Umwandlung  der  obligato- 
rischen in  eine  fakultative  Givilehe  sollte  es  dem  Belieben  der 
Ehekontrahenten  überlassen  bleiben,  ob  sie  ihre  Ehe  vor  dem  staat- 
lichen Standesbeamten  nach  staatlichem  Recht  oder  vor  dem  kirchlichen 
Beamten  nach  kirchlichem  Recht  abschliessen  wollen.  Zu  Gunsten 
dieses  Antrages  wurde  von  katholischer  Seite  unter  anderem  ausge- 
führt >),  man  betrachte  die  fakultative  Civilehe  gegenüber  der  obli- 
gatorischen lediglich  als  das  kleinere  Uebel,  und  wolle  sich  zunächst 
nur  über  das  Princip  des  Antrages  aussprechen  und  vorläufig  von 

Die  Erklärongen  können  nicht  anter  einer  Bedingung  oder  Zeitbestim- 
mung abgegeben  werden.  —  Der  Geistliche  hat  sofort  über  die  erfolgte  Ehe- 
scbliessang  eine  Urkunde  anfznnehmen,  diese  von  den  Eheleuten  durch  deren 
ITamensunterschriften  vollziehen  und,  mit  seiner  eigenen  Unterschrift  versehen, 
dem  Standesbeamten  zugehen  zu  lassen,  welcher  die  Bescheinigung 
(§.  1299b  Abs.  2)  erteilt  hat. 

Der  Standesbeamte  trägt  darauf  die  erfolgte  Eheschliessung  in  das 
Heiratsregister  ein.    (AnirsLf  der  Konservativen). 

1)  §.  1800.  Die  Ehe  wird  dadurch  geschlossen,  dass  die  Verlobten  vor 
einem  Standesbeamten  persönlich  und  bei  gleichzeitiger  Anwesenheit  er- 
kISren,  die  Ehe  mit  einander  eingehen  zu  wollen. 

Auf  Antrag  der  Verlobten  hat  der  Standesbeamte  diese  Erklärung  da- 
durch entgegenzunehmen,  dass  er  anwesend  ist,  wenn  die  Verlobten  bei  der 
kirchlichen  Trauung  vor  dem  Geistlichen  erklären,  die  Ehe  mit  einander  ein- 
gehen SU  wollen,  a.  0.  S.  2012,  2018.  (Antrag  der  kathol.  Abgeordneten). 

2)  Anlageband  8,  S.  2014  fthnUch  S.  2016. 

8)  Anlaffeband  3,  S.  2015.  Andere  GrQnde  (Ür  die  fakultative  Civilehe 
äusserten  die  Konservativen  S.  2016,  2026,  2027;  B.  4,  S.  2870  sq. 

Archiv  für  Kirobenrecht.  LXXVn.  45 


698        Civilehe  und  CivUeherecht  in  Deuischland  1972^1896. 

der  Frage  absehen ,  ob  es  möglich  sei «  die  fakultative  Civilehe  in 
eine  Form  zu  bringen ,  welche  auch  in  den  Einzelheiten  für  die 
Katholiken  annehmbar  sei.  Die  obligatorische  Civilehe  nehme 
grundsätzlich  keine  Rucksicht  auf  die  kirchliche  Gesinnung  der  ehe- 
schliessenden  Teile;  sie  verlange  unbedingt  und  als  einzige  Fonn 
der  Eheschliessung  den  Akt  vor  dem  öffentlichen  CivilstandsbeamteL 
Demgegenüber  müsse  man  anerkennen,  dass  die  fakultative  Civil- 
ehe, wenn  sie  auch  vom  streng  principiellen  Standpunkt  der  Katho- 
liken aus  nicht  zu  aceeptieren  sei,  doch  wenigstens  für  die  kirchlicli 
gesinnten  Kreise  des  deutschen  Volkes  die  Möglichkeit  und  die  Frei- 
heit wahre,  ihre  Ehe  in  kirchlicher  Form  abzuschliessen.  Die  obli- 
gatorische Civilehe  sei  eine  viel  weitergehende  Zarückdrftngung  irai 
eine  völlige  Ignorierung  des  religiösen  Charakters  und  der  religiösa 
Seite  der  Ehe  und  damit  eine  Bedr&ngung  des  religiösen  Gewisseofl 
des  weitaus  grössten  Teiles  des  deutschen  Volkes;  die  fakultatife 
Civilehe  dagegen  trete  keinem  in  seinen  religiösen  Anschanaogei 
zu  nahe ;  sie  gebe  einfach  jedem  Brautpaare  die  Wahl,  wie  es  sich 
trauen  lassen  wolle.  Wer  sich  kirchlich  trauen  lassen  wolle,  dem 
stehe  diese  Form  frei.  Wer  auf  die  kirchliche  Trauung  Venicht 
leisten  wolle,  sei  es,  dass  er  überhaupt  mit  den  Anschauungen  seiner 
Kirche  gebrochen  habe,  sei  es,  dass  er  irgendwelche  Schwierigkeiteo 
seitens  der  Geistlichen  seiner  Konfession  fürchte  oder  finde,  dem 
stehe  es  ganz  ebenso  frei,  die  Form  der  staatlichen  BheschliessQog 
zu  wählen.  Gleichfalls  sei  bei  diesem  System  vorgesorgt  für  die- 
jenigen, welche  einer  staatlich  anerkannten  Religionsgesellscbtft 
nicht  angehören.  Auch  diesen  stehe  die  Form  der  staatlichen  Eh^ 
Schliessung  zur  Verfügung,  welche,  da  sie  als  ebenbürtig  neben  die 
kirchliche  Form  der  Trauung  gestellt  werde,  auch  in  keiner  Weise 
als  Zurücksetzung  empfunden  werden  könne.  Man  müsse  erwarten, 
dass  doch  auch  von  den  Gegnern  einer  kirchlichen  Form  der  Ehe 
Schliessung  und  damit  der  Notheivilehe  anerkannt  werden  müsse,  dass 
dieses  System  nicht  nur  mit  den  modernen  Verhältnissen  nach  ihren 
Anschauungen  vereinbar  sei,  sondern,  wenn  man  sich  dabei  auf  den 
Standpunkt  der  Anhänger  einer  liberalen  Weltanschauung  stelle, 
nach  dieser  sich  aus  demselben  geradezu  als  nothwendig  ergebe. 
Für  den  Fall  der  Ablehnung  der  Notheivilehe  und  fakultativen 
Civilehe,  wurde  das  in  England  bestehende  System  der  Eheschliessaog^) 


1)  Anla^eband  8,  Sv  2015.  Vrgl.  auch  das  eherechtliche  System  def 
Bpanischen  Cinlgesetzbaehes  übersetst  von  R»  v.  Scherer  in  (tiesem  ArctüT 
B.  66  (1891) ,  S.  101 ,  104 ;  deutsch  nod  spanisch  in  Friedberg  and  Dovet 
Zeitschrift  fix  Kirchenrecht  B.  1  N.  F.  (1892)  8.  94,  9a 
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zar  Annahme  empfohlen,  da  dieses  System  das  Princip  der  obliga- 
torischen Civilehe  in  einer  mit  den  Eirchengesetzen  vereinbaren 
Form  enthalte  nnd  den  Freunden  der  Civilehe  soweit  entgegenkomme, 
als  es  fär  den  religiös  gesinnten  Teil  der  Bevölkerung  überhaupt 
erträglich  sei. 

Wenn  die  genannten  drei  Systeme  den  Beifall  der  Majorität 
nicht  finden  sollten,  sondern  das  System  des  Entwurfes  beibehalten 
würde,  sollte  durch  einen  weiteren  Antrag  der  katholischen  Abge- 
ordneten^) wenigstens  verhindert  werden,  dass  staatliche  Ehen  ge- 
schlossen würden,  denen  aus  kirchlichen  Gründen  die  kirchliche 
Trauung  nicht  folgen  könnte. 

Nachdem  die  katholischen  Antragsteller  mit  einer  eindring- 
lichen Hinweisung  auf  die  wohlthfttigen ,  segensreichen  Folgen, 
welche  die  Aufhebung  der  Civilehe  far  Kirche  und  Staat  sicher  mit 
sich  bringen  werde,  geschlossen  hatten,  erfolgte  sofort  scharfer 
Widerspruch  seitens  der  gegnerischen  Parteien  und  entschiedene 
Opposition  seitens  der  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen.  Der 
Staatssekretär  des  Beichsjustizamtes,  Nieberding  >),  welcher  zugleich 
die  Auffassung  der  preussischen  Begierung  vertrat,  erklärte  unum- 
wunden, für  die  verbündeten  Begierungen  sei  sowohl  die  Nothcivil- 
ehe,  als  auch  die  fakultative  Civilehe  unbedingt  unannehmbar.  Die 
preussische  Begierung  habe  bereits  Stellung  genommen,  nachdem  sie 
erwogen,  ob  man  den  Wünschen  auf  diesem  Gebiete  entgegenkom- 
men könne.  Sie  habe  das  unbedingt  verneinen  müssen.  Sie  ver- 
kenne nicht  die  Möglichkeit,  dass  diese  ablehnende  Haltung  den 
Erfolg  haben  könne,  dass  das  Eherecht  aus  dem  bürgerlichen  Ge- 
setzbuche ausscheiden  müsse,  oder  sogar,  dass  mangels  einer  anderen 
Verständigung  das  ganze  bürgerliche  Gesetzbuch  scheitern  könne. 
Selbst  auf  diese  Gefahr  hin  müsse  jede  Transaktion  mit  der  Noth- 
civilehe  oder  fakultativen  Civilehe  ausgeschlossen  bleiben.  Er  sei 
überzeugt,  dass,  wenn  man  das  bürgerliche  Gesetzbuch  nur  haben 
könne,  sei  es  mit  der  Nothcivilehe ,  sei  es  mit  der  fakultativen 
Civilehe,  im  Bundesrathe  die  Entscheidung  dahin  fallen  würde,  dass 
es  besser  sei,  zur  Zeit  auf  das  ganze  Werk  zu  verzichten.  Im  An- 
schlüsse   an    diese   ausführlich   begründete  Erklärung  Nieberdings 


1)  Bei  Verlobten,  welche  einer  staatlieh  anerkannten  Religionsgesell- 
flcliaft  angehören,  kann  das  Aufaeboi  nicht  erfolgen,  oder  die  Beminng 
nicht  bewillLrt  werden,  wenn  nicht  eine  Bescbeiniflfnng  ihrer  kirchlichen  Be- 
hörden dem  Standesbeamten  dahin  yorgelegt  wird,  dass  ein  kirchlich  trennen- 
des Ehehindemis  nicht  vorliegt.  Anlageband  8,  S.  2018,  2031,  2032.  Der  An- 
trag worde  in  der  Specialdisknssion  abgelehnt. 

2)  Anlageband  3,  S.  2016,  2017,  20ia 

45* 
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nahmen  der  bayerische,  wQrttembergische  und  badtsche  Bundesraths- 
bevollmächtigte  das  Wort  and  erklärten  übereinstimmend  und  be- 
stimmt, dass  ihre  Regierungen  an  den  Grundsätzen  des  Ebeschliess- 
ungsrechtes  vom  6.  Februar  1875  festhalten,  der  bayerische  Bevoll- 
mächtigte zum  Bundesrathe  mit  dem  Zusätze,  dass  die  bayerische 
Begierung  den  allergrössten  Werth  darauf  lege,  dass  diejenigen  ehe- 
rechtlichen Bestimmungen,  von  denen  auch  sie  anerkenne,  dass  sie 
einen  Gewissenszwang  herbeizuführen  geeignet  seien,  in  einer  den  re- 
ligiösen Ueberzeugungen  Rechnung  tragenden  Weise  abgeändert  wer- 
den; er  sei  daher  angewiesen,  die  in  dieser  Richtung  sich  bewegen- 
den, die  Anfechtung  und  die  Scheidung  der  Ehe  betreffenden  An- 
träge mit  Entschiedenheit  zu  unterstützen^). 

Nach  Abgabe  dieser  bestimmten  Erklärungen  mnssten  die 
letzten  Zweifel  über  die  Haltung  des  Bnndesrathes  in  der  Ehefrage 
endgiltig  verschwinden,  damit  aber  auch  die  letzte  Hoffnung  auf 
eine  Nachgiebigkeit  der  verbündeten  Regierungen  und  die  Aussichten 
auf  Durchsetzung  der  genannten  Anträge  aufgegeben  werden.  Die 
schliessliche  Abstimmung  bestätigte  die  Erfolglosigkeit  aller  gegen 
die  obligatorische  Civilehe  gerichteten  Bestrebungen.  Es  wurde  zu- 
nächst über  den  principiellen  Punkt  abgestimmt,  welches  System 
man  im  bürgerlichen  Gesetzbuche  adoptieren  wolle.  Bei  dieser  Ab- 
stimmung erhielt  der  Antrag,  betreffend  die  Nothcivilehe ,  7  Stim- 
men, der  Antrag,  betreffend  die  fakultative  Civilehe,  9  Stimmen, 
der  Eventualantrag,  welcher  das  englische  System  nachbilden  wollte, 
ebenfalls  7  Stimmen.  Damit  war  durch  die  Mehrheit  der  Kommis- 
sion entschieden,  dass  die  obligatorische  Civilehe  im  Princip  beizn* 
behalten  sei. 

Die  Antragsteller,  welche  in  der  Minorität  geblieben  waren, 
erklärten  sodann,  dass  sie  zunächst  den  Versuch  machen  wollten, 
die  nachfolgenden  Einzelbestimmungen  über  die  Ausgestaltung  der 
obligatorischen  Civilehe  für  die  religiösen  Interessen  erträglich  zu 
gestalten,  dass  sie  sich  aber  die  endgiltige  Stellungnahme,  sowohl 
zu  diesem  Teile  des  Entwurfes  als  auch  zu  dem  gesammten  Entwürfe, 
ausdrücklich  vorbehalten. 

Die  Berathung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  war  an  einem 
entscheidenden  Wendepunkt  angelangt;  denn  ohne  Mitwirkung  des 
Gentrums  konnte  der  Entwurf  nicht  verabschiedet  werden,  zumal 
auch  andere  Fraktionen  des  Reichstages  entweder  geschlossen  oder 


1)  Aulageband  8,  S.  2019. 
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teilweise  dem  vorliegenden  Eherechte  ihre  Zastimmung  verweigern 
wollten  ^). 

Das  Gentrnm  konnte  nun  allerdiogs  auch  gegenüber  den  An- 
schauungen der  Qesetzgebungskommission,  des  Bundesrathes  und  des 
Reichstages  auf  dem  unfruchtbaren  Boden  des  grundsätzlichen  Wi- 
derstandes und  Verneinens  stehen  bleiben  und  auf  solche  Weise  die 
Vorlage  zum  Scheitern  bringen«  musste  dann  aber  auch  eben  wegen 
seiner  ausschlaggebenden  Stellung  eventuell  die  volle  Verantwortung 
für   die   Folgen  des   Scheiterns   übernehmen.    In  dieser  kritischen 
Situation  beschloss  das  Centrum  unseres  Erachtens  mit  Becht,  auf 
die  weitere  Hitarbeit  an  dem  grossen  Gesetzgebungswerke  nicht  zu 
verzichten,  sondern  seinen  principiellen  Widerstand  gegen  die  Givil- 
ehe  aufzugeben  und  an  der  weiteren  Berathung  eifrig  teilzunehmen 
IQ  der  Erwägung,   auf  diese   Art  seine  einfiussreiche  Stellung  im 
Reichstage  zu  wesentlichen  Verbesserungen  des  Givileherechts  und 
Givilrechts  verwenden  zu  können  und  dadurch  den  wahren  Lebens- 
interessen der  katholischen  Kirche  besser  zu  dienen,  als  durch  grund- 
sätzliche Ablehnung  der  gesetzgeberischen  Mitarbeit.     Es  war  also 
das  Bewusstsein  kirchlicher  und  nationaler  Pflichterfüllung  und  das 
Gefühl  seiner  grossen  Verantwortlichkeit,   welches  das  Gentrum  zu 
diesem  Entschlüsse  bewog. 

Für  die  weitere  Berathuug  des  Givileherechts  entstand  nun  die 
mühsame  Aufgabe,  in  kurzer  Zeit  mit  neuen  und  bestimmt  formu- 
lierten Anträgen  hervorzutreten,  welche  einerseits  die  katholischen 
Grundsätze  vor  Verdunklung  und  Missachtung  bewahren  und  anderer- 
seits mit  Ausscheidung  unerfüllbarer  Wünsche  das  nach  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  Erreichbare  präcis  ausdrücken  sollten.  Diese 
Gesetzgebungsarbeit  gestaltete  sich  um  so  schwieriger,  da  bei  der 
Revision  des  Givileherechts  zahlreiche  und  schwere  Opfer  an  Wünschen 
und  Ansichten  gefordert  wurden,  welche  zwar  ideal  kirchlich  gedacht 
waren,  aber  eben  aus  diesem  Grunde  den  Widerspruch  der  gegneri- 
schen Fraktionen  erregten  und  eine  Majoritätsbildung  innerhalb  der 
Kommission  und  im  Plenum  nicht  ermöglicht  hätten,  um  nun  einer- 
seits eine  ausdrückliche  Rechts  Verwahrung  zu  Gunsten,  des  kanoni- 
schen Rechts  und  der  geistlichen  Ehegerichtsbarkeit  gesetzlich  fest- 

1)  Polen,  EonserTatiye ,  Antisemiten,  Baaernbündler,  Socialdemokraten: 
letztere  beantragten,  das  Eheschliessnnga-  nnd  Ehescheidungsrecht  ans  dem  Ent- 
würfe in  streichen,  das  Eheschliessnngsrecht,  weil  es  in  dieser  Beziehnng  besser 
bei  den  Bestimmungen  des  ReichsciyiTstandsgesetzes  seine  Bewandtnis  habe,  das 
Ehescheidnngsrecht ,  weil  dasselbe  f&r  das  Gebiet  des  preussischen  Rechts  die 
Ehescheidnng  allzusehr  erschwere.  Anlageband  3,  8.  2050.  Den  ganzen  Ent- 
warf lehnten  dieselben  aus  dem  Grunde  ab,  weil  derselbe  angeblich  fOr  die  be- 
sitzlosen und  Arbeiterklassen  nur  codificiertes  Unrecht  enthalte.  B.  4,  S.  8048B. 
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zolegen,  andererseits  dem  Standpunkte  des  modernen  Staates  Rech- 
nnng  zu  tragen  und  so  eine  gemeinschaftliche  Basis  für  die  weiteren 
Berathungen  zu  gewinnen,  wurde  das  gesamte  Eherecht  in  ausser- 
lieh  wahrnehmbarer  Weise  in  zwei  Teile  zerlegt,  in  einen  ciril- 
rechtlichen  Teil,  welcher  die  Ueberschrift  »Bürgerliche  Ebec  trägt 
und  die  civilrechtlichen  Vorschriften  über  die  Eheschliessnng  and 
Ehescheidung  enth&lt,  und  in  einen  kirchenrechtlichen  Teil  mit  dem 
Titel  »Kirchliche  Verpflichtungenc,  welcher  lautet:  »Die  kirchliehen 
Verpflichtungen  in  Ansehung  der  Ehe  Werden  durch  die  Vorschriften 
dieses  Abschnittes  nicht  berührt  (§.  1588)  i).« 

Die  Einschaltung  der  Worte  »Bürgerliche  Ehec  und  die  Um- 
änderung der  standesamtlichen  Erklärung*)  sind  rein  redaktionelle 
Aenderungen,  welche  keine  rechtliche  Bedeutung,  aber  für  die  Kirche 
einen  hohen  moralischen  Werth  besitzen,  zumal  die  standesamtliche 
Erklärung  vor  jedem  Brautpaar  in  der  unten  genannten  Fassung 
wiederholt  werden  muss.  Die  üebemahme  des  Kaiserparagraphen') 
in  sorgfältig  und  umfassend  formulierter  Gestalt  rechnen  wir  bereits 
zu  den  materiellen  Verbesserungen  des  Civileherechts.  Denn  eine  aus- 
drückliche staatsgesetzliche  Festlegung  des  Grundsatzes,  dass  die 
kirchlichen  Verpflichtungen  durch  die  staatlichen  Vorschriften  fiber 
die  Civilehe  nicht  aufgehoben  oder  ersetzt  werden  wollen,  sondern 
unverändert  für  jeden  Staatsangehörigen  fortbestehen  sollen,  loyol- 
viert  auch  die  Anerkennung,  dass  die  Ehe  eine  über  das  Civilrecbt 


1)  Aolaffeband  8,  8.  1944,  2080,  2031,  2083,  2050,  2158. 

2)  Der  Standesbeamte  spricht  jetzt  aus,  dass  er  sie  kraft  OeMctzes  für 
rechtmässig  verbundene  Eheleute  erkläre.  Es  war  Torffeschlagen  zq  setzen, 
dass  sie  (sc.  die  Verlobten)  kraft  Gesetzes  oder  kraft  bürganichen  Gesetzes  oder 
kraft  dieses  Gesetzes  rechtmässiff  verbandene  Eheleute  seien.  Anlageband  S, 
8.  2030,  2082,  2038,  2158.    Die  fetzte  Fassnne  wurde  beibehalten. 

3)  §.  82  des  Civilstandsgesetses :  Die  kirchlichen  Verpflichtungen  in 
Bezug  auf  Taufe  und  Trauung  werden  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. 
Dagegen  sagt  §.  1588:  Die  kirchlichen  Verpflichtungen  in  Ansehung  <ter 
Ehe  etc. 

Weiter  war  beantragt  als  §.  1276a  einzustellen:  »Die  Bestimmungen  des 
nachstehenden  Abschnittes  regeln  nur  die  Erfordernisse  und  Wirkungen  der 
b&rgerlichen  Giltisrkeit  der  Ehe ;  die  kirchlichen  Verpflichtungen  in  Ansehung 
der  Ehe  werden  durch  dieselben  nicht  berührt.«  Dieser  Antrag  wurde  abge- 
lehnt.   Anlageband  8,  S.  2031. 

Als  §.  1305a  wurde  vorgeschlagen,  einzufügen:  »Die  kirchlichen  Ver- 
pflichtungen in  Beziehung  auf  die  Trauung  werden  durch  die  Bestimmungen 
dieses  Titels  nicht  berührt.«    Dieser  Antraf  wurde  später  in  der  Fassung  des 

S.  1588  angenommen.  Anlageband  8,  S.  2038.  Der  Bundesrath  hatte  berdts 
urch  Einschaltung  einer  derartigen  Bestimmung  in  Art.  45  Nr.  V  zur  Ueber- 
nahme  des  Kaiserparagraphen  die  Hand  gereicht.  Anlageband  1,  Aktenstück 
Nr.  87a  S.  796;  Denkschrift  z.  Entwurf  Aktenstück  Nr.  87,  S.  681:  Durch  die 
Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  Über  die  Eheschliessung  werden 
selbstverständlich  die  kirchlichen  Verpflichtungen  in  Beziehung  auf  die  Trauung 
nicht  berührt.  Um  dies  ausser  Zweifel  zu  stellen,  soll  der  §.  82  des  Gesetaes 
vom  6.  Februar  1875  im  Einführungsgesetz  eine  ander  weite  Fassung  erhalten. 
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hinaasreichende  sittlich-religiöse  Bedeutung  habe  und  die  Verpflicht- 
ungen der  Eheleute  durch  Erfüllung  der  staatlichen  Vorschriften 
noch  nicht  erschöpft  und  erledigt  seien.  Eine  bloss  gelegentliche 
Erwähnung  dieses  gesetzgeberischen  Gedankens  in  den  Motiven  und 
Berathnngen  des  Gesetzes  hat  erfahrungsgemftss  nicht  den  beab- 
sichtigten Erfolgt),  da  diese  bald  aus  dem  Gedftchtniss  der  Mitwelt 
verschwinden  und  bei  sp&teren  Generationen  naturgemäss  vollständig 
in  Vergessenheit  gerathen ,  während  eine  an  hervorragender  Stelle 
eingeschaltete  gesetzliche  Bestimmung  den  Standpunkt  des  Gesetz- 
gebers jedem  Leser  des  Gesetzbuches  vor  Augen  führt  und  zur  An- 
erkennung bringt.  Uebrigens  dürften  die  Rechtsfolgen  des  §.  1588 
auch  in  einer  VoUzugsinstruction  für  die  Standesämter,  welche  bei 
dem  Inkrafttreten  des  Civilgesetzbuches  sicher  erfolgen  muss ,  eine 
bestimmte,  greifbare  Gestalt  gewinnen.  Denn  wenn  die  kirchlichen 
Verpflichtungen  nicht  berührt  werden ,  so  darf  auch  von  'Seite  der 
Standesbeamten  nichts  geschehen,  was  die  Erfüllung  dieser  Ver- 
pflichtungen beeinträchtigen  könnte.  Die  Standesbeamten  haben  da- 
her alles  zu  unterlassen,  was  die  kirchliche  Eheschliessung  erschweren 
oder  verhindern  würde;  dieselben  haben  die  Brautleute  auf  ihre 
kirchlichen  Pflichten  hinzuweisen,  den  beteiligten  Pfarrämtern  von 
den  Eheanmeldungen  und  Eheschliessungen  unter  Vorlage  einer  Per- 
sonenstandsbeschreibung Mitteilung  zu  machen,  die  Auflösungen  der 
ehelichen  Gemeinschaft  und  Ehescheidungen  zur  Kenntnis  der  be- 
teiligten Pfarrämter  zu  bringen  >)  etc.  Derartige  Vorschriften  sind 
nichts  als  praktische  Schlussfolgerungen,  welche  sich  aus  §.  1588 
ableiten  lassen.  Dieser  Bestimmung  weiterreichenden,  die  voraus- 
gegangenen Titel  ganz  oder  teilweise  aufhebenden  Sinn  beizulegen, 
widerspricht  der  Entstehungsgeschichte  dieser  Bestimmung,  der  In- 
tention des  Gesetzgebers  —  und  zwar  sind  unter  Gesetzgeber 
hier  alle  an  der  Gesetzgebung  Beteiligten  zu  verstehen  —  und  dem 
natürlichen  Wortsinne  >). 

1)  Dies  ist  in  den  Motiven  snm  Beichsgesetz  Tom  6.  Februar  1875  ans- 
drftcklieh  anerkannt.  Stenographische  Berichte  des  Beichstages  1874/75.  2.  Le- 
gislaturperiode. 2.  Session.   Bd.  4,  S   1054,  1055. 

2)  Vrgl.  Anlageband  8»  S.  2049,  §.  1557  b.  Sicherer,  Commentar  zum 
Personenstandsgesetz,  S.  624. 

3)  Der  Interpretation  in  den  Laacher  Stimmen,  B.  51  (1896),  Heft  7 
S.  12  sq.  können  wir  nns  nicht  ansch Hessen.  Hiebei  ist  zn  berichtigen,  dass 
das  staatliche  Dispensationsrecht  ausdrücklich  und  erschöpfend  in  §.  1322  ge- 
regelt ist  FQr  überflQssig  und  wertlos  erklärte  den  §.  82  s.  Z.  Beichenspereer- 
Crefeld  BY.  1875,  8.  1096.  Vrgl.  die  teils  zutreffenden ,  teils  unrichtigen  Be- 
merkungen Sohms  fiber  den  §.  82  a.  a.  0.  S.  22,  31;  Sohm,  Becht  der  Ehe- 
schliessung, Weimar  1875,  S.  1,  287,  311;  Trauung  und  Verlobung,  Weimar 
1876,  8.  132,  136.  IHechhoff,  Civilehe  S.  62;  Kirchliche  Trauung  S.  296; 
Üoves  Zeitschrift  Ar  Eirchenrecht,  6.  16,  S.  295;  Dove  in  Herzogs  Beal- 
encyklopädie  B.  13,  S.  503. 


704        Civilehe  und  dvilehereehi  in  Deutachland  1872—2896. 

Bei  der  Specialdiskussion  wurde  zunächst  auf  einen  bereits  er- 
wähnten Antrag  zurückgegriffen,  welcher  bei  Festhaltang  des  Prin- 
cips  der  obligatorischen  Civilehe  die  Abschliessung  einer  kircfaen- 
gesetzlich  unzulässigen  Ehe  zu  verhindern  sucht.  Der  Antrag  ging 
dahin,  dass  die  staatliche  Eheschliessung  nicht  früher  stattfinden 
solle,  als  bis  zwischen  den  Nupturienten  und  den  Kirchenbehördea 
die  umstände  des  Falles  soweit  geklärt  seien,  dass  ein  kirchlich 
trennendes  Ehehindernis  nicht  oder  nicht  mehr  vorliege,  sofern  Dis- 
pens eingeholt  sei^).  Diesem  Antrage  wurde  entgegengesetzt,  dass 
die  Annahme  desselben  das  konfessionelle  Eirchenrecht  direkt  zam 
Bestandteile  des  staatlichen  Eherechts  mache,  während  eine  scharfe 
Trennung  des  staatlichen  und  kirchlichen  Eherechts  unbedingt  za 
verlangen  sei.  Der  Antrag  stelle  sich  als  ein  direkter  Zwang  dar, 
die  kirchlichen  Pflichten  in  Bezug  auf  die  Dispenseinholung  zu  er- 
füllen; das  könne  aber  nicht  als  die  Aufgabe  des  Gesetzes  betrachtet 
werden«     Der  Antrag  wurde  daraufhin  abgelehnt*). 

Eine  längere  Debatte  entstand  über  die  Fassung  der  §§.  1316 
und  1317'),  welche  gemeinschaftlich  durchberathen  wurden  und  io- 
folge  ihrer  äusserst  dehnbaren  Formulierung  reichen  Stoff  zur  Er- 
örterung gaben.  Es  handelt  sich  bei  den  Bestimmungen  der  §§.  1316 
und  1317  um  die  wichtige,  tiefgreifende  Frage,  inwieweit  eine  form- 
giltig  abgeschlossene  Ehe  angefochten  werden  kann,  falls  ein  Ehe- 
gatte den  anderen  durch  Erregung  von  Irrthum  oder  durch  arg* 
listige  Täuschung  bei  der  Eheschliessung  widerrechtlich  beeinflasst 
hat.  Der  Irrtum  in  der  Person  ist  von  allen  geltenden  Rechten  als 
Anfechtungsgrund  anerkannt.  Dagegen  wird  die  Frage,  ob  und  in- 
wieweit der  Irrtum  eines  Ehegatten  über  persönliche  Eigenschaften 
oder  persönliche  Verhältnisse  des  anderen  Ehegatten  auf  die  Giltig- 
keit  der  Ehe  von  Einfluss  ist,  verschiedenartig  beantwortet.  D^' 
Entwurf   hat    sich  dem  preussischen  und  sächsischen  Rechte  ange- 

1)  Derselbe  ist  oben  S.  699  Anm.  1  angegeben. 

2)  Anlageband  3,  S.  2031,  2082. 

3)  §.  1316  £ine  Ehe  kann  von  dem  Ehegatten  angefochten  werden,  der 
sich  bei  der  Ehesch liessang  in  der  Person  des  anderen  Ehegatten  oder  Über 
solche  persönliche  Eigenschaften  oder  solche  peraönliche  VerhäUnUae  des 
anderen  Ehegatten  geirrt  hat,  die  ihn  bei  Kenntnis  der  Sachlage  and  bei  Ter- 
standiger  Wardigang  des  Wesens  der  Ehe  von  der  Eingehung  der  Ehe  abge- 
halten haben  wurde. 

§.  1317.  Die  Ehe  kann  von  dem  Ehegatten  angefochten  werden,  der  süt 
Eingehang  der  Ehe  durch  arglistige  Täuschang  über, solche  Umstände  be- 
stimmt worden  ist,  die  ihn  bei  Kenntnis  der  Sachlage  und  bei  veraiändig^^ 
üeberlegung  von  der  Eingehung  der  Ehe  abgehalten  haben  wUrden.  If^ 
die  Täuschung  nicht  von  dem  anderen  Ehegatten  verabt  worden ,  so  ist  die 
Ehe  nur  dann  anfechtbar,  wenn  dieser  die  T&uschung  bei  der  Ehesehliessang 
gekannt  hat.  Anlageband  1,  Aktenstack  87.  S.  532;  Anlageband  3,  Akten- 
atack  440,  S.  2034,  2151;  vrgl.  auch  die  Denkschrift  in  Anlageband  1,  S.  ""^ 
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schlössen  und  die  Anfechtang  der  Ehe  nicht  bloss  wegen  Irrtums 
über  persönliche  Eigenschaften,  sondern  auch  über  solche  persönliche 
Verhältnisse  des  anderen  Ehegatten  zugelassen,  welche  ihn  bei  Kennt- 
nis der  Sachlage  und  bei  verständiger  Würdigung  des  Wesens  der 
Ehe  von  der  Eheschliessung  abgehalten  hätten.  Es  wurde  hiezu 
motivierend  bemerkt,  es  fehle  in  den  bezeichneten  Fällen  an  einer 
wesentlichen  Voraussetzung  für  die  dauernde  Lebensgemeinschaft, 
wie  sie  durch  die  sittliche  Natur  der  Ehe  gefordert  werde,  und  es 
könne  deshalb  dem  Ehegatten,  der  sich  in  solcher  Weise  geirrt  habe, 
gegen  seinen  Willen  die  Fortsetzung  der  Ehe  nicht  zugemuthet  werden. 

Von  katholischer  Seite  wurde  dagegen  beantragt,  nur  den  im 
kanonischen  Rechte  anerkannten  error  personae  aufzunehmen,  da 
dieser  Anfechtungsgrund  sich  auch  aus  dem  natürlichen  Rechte  er- 
gebe und  vernünftiger  Weise  im  bürgerlichen  Gesetzbuche  lediglich 
zu  wiederholen  sei.  Es  sei  gar  nicht  abzusehen,  wie  aus  einem  Irr- 
tum über  »persönliche  Eigenschaften c  des  einen  Ehegatten,  an  dem 
dieser  Ehegatte  keine  Schuld  habe,  eine  Anfechtbarkeit  der  Ehe  her- 
geleitet werden  könne.  Bleibe  der  Paragraph  stehen ,  so  sei  jeder 
Bräutigam  und  jede  Braut  gezwungen,  dem  anderen  Teile  die  weitest- 
gehenden Mitteilungen  über  seine  persönlichen  Eigenschaften  zu 
machen,  wenn  er  sicher  sein  wolle,  dass  nicht  auf  Orund  eines  Irr- 
tums über  solche  persönliche  Eigenschaften  die  Anfechtbarkeit  nach 
diesem  Paragraphen  geltend  gemacht  werde.  Dieser  Antrag  fand 
keine  Majorität. 

Von  anderer  Seite  wurde  der  Standpunkt  vertreten,  dass  es  bei 
den  modernen  Verhältnissen  unmöglich  sei,  die  Anfechtung  der  Ehe 
zu  entbehren,  wenn  der  eine  Ehegatte  sich  über  wesentliche  »persön- 
liche Eigenschaftent  des  anderen  geirrt  habe.  Wenn  z.  B.  Bei- 
wohnungsfähigkeit (Impotenz),  Schwangerschaft,  geheime  eckelhafte 
Krankheiten  dem  einen  Ehegatten  unbekannt  gewesen  seien,  ver- 
lange das  moderne  Bewusstsein  durchaus,  dass  die  Ehe  anfechtbar 
sei.  Dagegen  könne  man  zugeben,  dass  ein  Irrtum  über  »per- 
sönliche Verhältnissec  als  Anfechtungsgrund  entschieden  zu  weit 
gehe.  Bliebe  die  Bestimmung  bestehen,  so  sei  anzunehmen,  dass  die 
Jurisprudenz  sehr  bald  unter  »persönlichen  Verhältnissen c  auch  die 
Vermögepsverhältnisse  verstehen  werde.  Aus  dem  gleichen  Qrunde 
wurde  auch  die  Bestimmung  in  §.  1317  bemängelt,  wonach  eine 
»arglistige  Täuschung  über  solche  umstände,  die  bei  Kenntnis  der 
Sachlage  und  bei  verständiger  üeberlegung  von  der  Eingehung  der 
Ehe  abgehalten  haben  würden  ,€  einen  Anfechtungsgrund  darstellen 
solle.    Es  könne  gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  gesamte 
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Jurisprudenz  sehr  bald  die  arglistige  Täuschung  über  Vermdgen»- 
verbältnisse  unter  diesen  Paragraphen  subsumieren  werde ^).  Dassel 
einfach  unerträglich.  Die  Ehe  sei  ein  sittliches  Institut  und  müsse 
ganz  abgelöst  von  den  VermOgensyerbältnissen  behandelt  werden. 
Wenn  einmal  eine  arglistige  Täuschung  über  Vermögensferhäli- 
nisse  einen  Anfechtungsgrund  darstelle,  so  sei  gar  keine  Grenze  mehr 
gegeben.  Auch  eine  Täuschung  über  einen  ganz  unbedeutenden  Teil 
oder  eine  ganz  unbedeutende  Seite  der  Vermögensyerhftitnisse  oder 
andere  noch  weniger  erhebliche  Verhältnisse  führe  dimn  zur  An- 
fechtung der  Ehe. 

Die  Vertreter  der  bayerischen  und  mecklenburgischen  Begiemog 
erklärten  sich  mit  diesen  Ausführungen  einverstanden.  Die  Bestim- 
mungen in  §§.  1316  und  1317  seien  zu  weit  gefasst  und  in  schroffem 
Gegensatz  zu  den  religiösen  Anschauungen.  Es  sei  richtiger,  dass  der 
Staat  auf  diesem  zarten  Gebiete  auf  die  religiösen  Anachanongen 
Bücksicht  nehme  und  nur  dort  von  diesen  abweiche,  wo  es  absolut 
nothwendig  sei.  Diese  Bestimmungen  entfernten  sich  allzusehr  na 
dem  principiellen  Boden  des  Wesens  der  Ehe  und  trügen  aus  Oppor- 
tunitätsrücksicbten  der  modernen  Auffassung  allzuviel  Rechnung.  & 
sei  richtiger,  sich  an  die  feste  Entwicklung  des  katholischen  und 
evangelischen  Eirchenrechts  anzuschliessen. 

Auf  Grund  der  Debatte  ergab  sich  eine  Majorität  dafür,  dass 
in  §  1316  ein  Irrtum  »über  persönliche  Verhältnissec  als  Aofecb- 
tungsgrund  nicht  bestehen  bleiben  könne  und  dass  §  1317  eine  engere 
Fassung  >)  und  einen  zweiten  Absatz  erhalten  solle  des  Inhalts: 
»Auf  Grund  einer  Täuschung  über  die  Vermögensverhältnisse  findet 
die  Anfechtung  nicht  statte »)«  Die  Beratbung  der  §g  1316  na^ 
1317  endigte  also  mit  dem  Ergebnisse^  dass  die  Anfechtung  einer 
geschlossenen  Ehe  erschwert  wird. 

In  dem  darauffolgenden  Titel  »über  die  Wiederverheiratang  iin 
Falle  der  Todeserklärungc  suchten  die  katholischen  Abgeordneten  den 
Standpunkt  des  kanonischen  Rechts  zur  Geltung  zu  bringen,  ^onu- 
ten  aber  für  ihren  Antrag  keine  Majorität  erlangen^). 

1)  Die  Denkschrift,  Anla^eband  1.  S.  684,  bemerkt:  »Die  ZaU«ao« 
der  Anfechtbarkeit  wegen  arglistieer  Taaachiing  ist  für  solche  Fälle  joi^ 
praktischer  Bedeatang,  in  denen  ein  Ehegatte  über  Umstände  getäuscht  worden 
ist,  die  mit  den  persönlichen  Eigenschaften  oder  Verhältnissen  des  anderen  Sh^ 
gatten  nicht  zasammen hängen,  aber  gleichwohl  für  ihn  bestimmend* waren  Q&^ 
nach  der  Aafifassnng  des  Lebens  für  seine  Eutschliessnng.  mit  dem  sndereo 
Teile  eine  Ehe  einzugehen,  anch  bestimmend  sein  durften.  Hat  beispielsveiM 
die  Frau  die  Eingehung  der  Ehe  ausdrücklich  von  der  Zustimmung  der  fil^ 
abhängig  gemacht,  und  der  Mann  sie  in  diesem  Punkte  arglistig  getaa^eh^ 
so  würde  es  unbillig  sein,  sie  an  der  so  erschlichenen  Ehe  festzuhalten.«      .^ 

2)  Der  Ausdruck  »verständige  Ueberlegung«  wurde  durch  den  B^^^ 
ersetzt  »verständige  Würdigung  des  Wesens  der  Ehe.« 

3)  Anlageband  8,  S.  2035,  2152.  —  4)  Anlageband  3,  S.  2085,  3036. 
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Unter  üebergehung  der  Bestimtnangen  über  das  eheliche 
Güterrecht  wurde  sofort  der  siebente  Titel  »über  die  Scheidang  der 
Ehe«  in  Berathnng  genommen.  In  diesem  Titel  ist  der  Widerspruch 
zwischen  katholischer  und  civilrechtlicher  Anschanang  zum  unver- 
söhnlichen und  unausgleichbaren  Gegensatz  gesteigert.  Die  Regier- 
ungsvorlage hat,  wie  fast  in  allen  Paukten,  so  auch  hier  das 
Princip  des  Reichsgesetzes  vom  6.  Februar  1875  und  der  beiden 
Entwürfe  des  Givilgesetzbuches  adoptiert,  dass  anstatt  der  bestän- 
digen Trennung  von  Tisch  und  Bett  ausschliesslich  die  Auflösung 
des  Bandes  der  Ehe  die  gesetzliche  Form  der  Ehescheidung  zu  bilden 
habe,  und  die  Scheidung  grundsätzlich  nur  wegen  eines  schweren 
Verschuldens  des  anderen  Teiles  verlangt  werden  könne.  Die  Denk- 
schrift begründet  dieses  in  der  Regierungsvorlage  übrigens  nicht 
durchgeführte  Princip  mit  der  Bemerkung:  »Der  Staat  hat  ein 
dringendes  Interesse  daran,  der  Eingehung  leichtsinniger  Ehen  ent- 
gegenzutreten und  die  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Ehen, 
namentlich  mit  Bücksicht  auf  die  Kinder,  zu  fördern.  Zudem  ent- 
halt die  Scheidung  auf  einseitigen  Antrag,  sobald  von  einer  Ver- 
schuldung des  anderen  Teiles  abgesehen  wird,  in  der  Regel  eine 
unbillige  Härte  gegen  denselben.  Was  aber  die  Scheidung  infolge 
gegenseitiger  Einwilligung  betrifft,  so  tritt,  wenn  auch  thatsächlich 
oft  einer  der  im  öesetze  anerkannten  bestimmten  Scheidungsgründe 
vorliegen  wird,  doch  nach  aussen  hin  lediglich  die  Willkür  der 
Ehegatten  als  Anlass  der  Trennung  des  Bandes  der  Ehe  hervor. 
Dadurch  mnss  das  Ansehen  der  Ehe  geschädigt  und  namentlich  im 
allgemeinen  Rechtsbewusstsein  die  Auffassung  erschüttert  werden, 
dass  die  Ehe  eine  über  dem  Willen  der  EHegatten  stehende 
Ordnung  ist.  üebrigens  kann  diese  Art  der  Scheidung,  selbst  wenn 
sie  an  gewisse  erschwerende  Bedingungen  geknüpft  wird,  immerhin 
dazu  missbraucht  werden,  die  Auflösung  der  Ehe  auch  in  solchen 
Fällen  herbeizuführen,  in  welchen  die  Ehe  keineswegs  als  eine  völlig 
zerrüttete  anzusehen  ist,  die  Ehegatten  vielmehr  aus  anderen  Grün- 
den das  Band  der  Ehe  zu  lösen  wünschen  ^).<  Trotz  dieses  klar  aus- 
gesprochenen Standpunktes  der  Regierung  wurde  ein  Antrag  auf 
Beibehaltung  der  Ehescheidung  auf  Grund  gegenseitiger  Einwilligung 
eingebracht*)  und  lebhaft  befürwortet,  wie  überhaupt  von  deutsch- 
freisinniger und  socialdemokratischer  Seite  möglichste  Erleichterung 

1)  Anlageband  1,  S.  700. 

2)  Antrag  als  §.  1550 d  einzaschalten :  »Kinderlose  Eheu  können  auf 
Gmnd  der  Einwilligang  beider  Ehegatten  anf  Antrag  derselben  geschieden  wer- 
den, wenn  die  eheliche  Gemeinschaft  mindestens  seit  Jahresfrist  nicht  mehr 
besteht.«    Anlageband  3,  S.  2036  Nr.  7,  S.  2046  §.  1552a. 
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der  Ehescheidung  vertreten  und  die  Auffassung  des  Centrums  und 
der  Konservativen  bekämpft  wurde,  die  Ehescheidungsgrfinde  so  eog 
und  präcis  wie  möglich  zu  fassen.  Qegenüber  der  freien  Auffassung 
und  Gestaltung  der  Ehescheidung  stellten  die  katholischen  Abge- 
ordneten den  Antrag,  die  §§  1550 — 1552  zu  streichen  oder  weDig- 
stens  als  §.  1552a  einzuschalten : 

»Die  in  den  §§  1550  bis  1552  angeführten  Ehescheidunga- 
grfinde  können  nicht  geltend  gemacht  werden  von  Personen,  welche 
die  Ehe  auch  in  den  Formen  der  Beligionsgesellschaft,  welcher  sie 
angehören,  geschlossen  haben«; ^) 

ferner  als  weiteren  Scheidungs-  oder  Anfechtungsgrand  die 
Bestimmung  aufzunehmen : 

»Ein  Ehegatte  kann  auf  Scheidung  klagen,  wenn  der  andere 
Ehegatte  die  vor  der  staatlichen  Eheschliessung  vereitibarte  hrckr 
liehe  Trauung  verweigert 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Ehegatten  derselben  Religionsge- 
meinschaft angehören  und  auf  Verlangen  des  einen  Teiles  der 
andere  Teil  die  vor  der  staatlichen  Eheschliessung  schon  varbereiUk 
kirchliehe  Trauung  verweigerte  *). 

Die  Antrage  wurden  damit  begründet,  dass  durch  dieselbe 
eine  üebereinstimmung  zwischen  dem  staatlichen  und  kirchlichen 
Becbt  herbeigeführt  werden  solle  für  alle  diejenigen,  welche  die 
kirchliche  Trauung  für  eine  religiöse  Pflicht  erachteten  und  sich 
der  staatlichen  Eheschliessung  nur  unterzögen,  weil  diese  Ehe  durch 
die  staatlichen  Gesetze  erzwungen  werde  •  •  .  .  Für  denjenigen  Teilf 
der  auf  die  kirchliche  Trauung  Wert  lege ,  sei  es  nach  seinen  reli- 
giösen Anschauungen  unmöglich ,  die  eheliche  Gemeinschaft  zu  be- 
ginnen, ehe  die  kirchliche  Trauung  nachgeholt  sei.  Werde  er  durch 
die  staatliche  Gesetzgebung  gezwungen,  trotzdem  die  eheliche  Ge- 
meinschaft zu  beginnen,  so  bringe  man  ihn  in  eine  unertrftgliche 
Lage  und  einen  tief  verletzenden  Gewissenszwang.  Dagegen  mässe 
derselbe  unbedingt  geschützt  werden  etc  etc. '). 

1)  Anlai^eband  3.  S.  2086,  2046. 

2)  Aulageband  3,  S.  2039,  2051.  Diechhoff,  Eirohliche  Trauung,  S.  S14. 

3)  Anlageband  3,  S.  2039,  2046.  Aach  andere  Formalierangen  dieses 
Gedankens  warden  vorgeschlaeen : 

»Ein  Ehegatte  kann  aaf  Scheidung  klagen,  wenn  der  andere  Ehegatt« 
die  zugesagte  Kirchliche  Trauung  verweigert 

Das  Gleiche  eilt,  wenn  die  Ehegatten  derselben  Reli^ionsgesellschaft 
angehören,  and  aar  Verlangen  des  einen  Teiles  der  andere  Teil  die  kirchliche 
Tranane  verweigert  c 

Eventaalantrag : 

»Eine  Ehe  kann  von  den  Ehegatten  angefochten  werden,  dem  vom  aa* 
deren  Ehegatten  die  vor  der  Eheschliessang  vereinbarte  Binholang  der  kiroh- 
lichen  Trauang  verweigert  wird.« 
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YoQ  Seite  der  Regierung  wnrden  beide  Richtangen  —  sowohl 
jene  Anträge,  welche  eine  Erleichterung,  als  auch  jene,  welche  eine 
Erschwerung  der  Ehescheidung  bezielten  —  entschieden  bekämpft. 
Gegenüber  dem  erstgenannten  Antrag  der  katholischen  Abgeordneten 
wurde  geltend  gemacht,  dass  hiednrch  das  kirchliche  Ehescheidungs- 
recht zu  einem  Bestandteil  des  staatlichen  Rechts  gemacht  werde; 
eine  solche  Vermischung  sei  vom  üebel  ....  Der  zweite  Antrag 
sei  ein  mächtiges  Mittel  für  die  katholische  Propaganda;  übrigens 
liege  in  der  Ablehnung  der  katholischen  Trauung  ein  Ehescheidungs- 
grund im  Sinne  des  §.  1551^),  wenn  sich  nach  den  Umständen  des 
Falles  die  Ablehnung  als  ein  »ehrloses  oder  unsittliches  Verhaltene 
darstelle;  §.  1551  helfe  in  solchen  Fällen  inmier,  wenn  in  unehr- 
licher, perfider  Weise  die  zugesagte  oder  als  selbstverständlich  vor- 
ausgesetzte kirchliche  Trauung  verweigert  werde.  Wenn  jemand  vor- 
her die  Nachholung  der  kirchlichen  Trauung  oder  einer  bestimmt 
gearteten  kirchlichen  Trauung  ausdrücklich  verspreche  und  nachher 
verweigere,  so  sei  das  unter  allen  umständen  ehrlos  und  falle  unter 
§.  1551.  Auch  wenn  der  Antrag  abgelehnt  werde,  so  kOnne  doch 
noch  in  solchen  Fällen  nach  §.  1551  die  Scheidung  verlangt  wer- 
den «). 

Nach  längerer  Debatte  wurden  beide  Anträge  und  die  dazu 
gestellten  Eventualanträge  abgelehnt,  obwohl  auch  der  bayerische 
BundesrathsbevoUmächtigte  bezüglich  des  zweiten  Antrages  im  Na- 
men seiner  Regierung  den  Wunsch  geäussert  hatte,  dass  zum  Schutze 
des  Ehegatten,  dem  vor  der  Eheschliessung  die  kirchliche  Trauung 
zugesichert  wurde,  eine  ausdrückliche  Bestimmung  in  den  Entwurf, 
bezw.  in  das  Gesetz  aufgenommen  werde. 

Eine  glücklichere  Erledigung  fanden  die  weiteren  Anträge  des 
Centrums»  welche  die  Aufhebung  des  Ehescheidungsgrundes  »unheil- 
bare Geisteskrankheitc  >)   und   eine   principielle   Umgestaltung  des 


Antrag  dem  §.  1551  beizufügen: 

»Ais  schwere  Verletzung  der  Pflichten  gilt  es  ebenfalls,  wenn  ein  Ehe- 
gatte die  Yor  der  staatlichen  Eheschliessnng  vereinbarte  oder  nach  den  Um- 
stfinden  als  selbstverständlich  angenommene  kirchliche  Trauung  verweigert* 
Sammtliche  Antrage  wurden  abgelehnt.   Anlageband  8,  S.  2048,  2044. 

1)  §.  1551:  Ein  Ehegatte  kann  auf  Scheidung  klagen,  wenn  der  andere 
Ehegatte  durch  schwere  Yerletsung  der  durch  die  Ehe  begründeten  Pflichten 
oder  durch  ebrloees  oder  unsittliches  Verhalten  eine  so  tiefe  Zerrütttnng  des 
ehelichen  Verhältnisses  verschuldet  hat,  dass  dem  Ehegatten  die  Fortsetzung 
der  Ehe  nicht  zngemuthet  werden  kann.  Als  schwere  Verletzung  der  Pflichten 
gilt  auch  grobe  Misshandlung.    Anlageband  1,  8.  548,  701;  8,  S.  2157. 

2)  Anlageband  8,  S.  2089.  2040,  2044.  Vrgl.  V^rifi^  a.  a.  0.  6.  879  X. 

8)  Anlageband  1,  S.  548,  §.  1552;  Denkschrift,  S.  701;  Anlageband  8, 
S.  2044,  2045,  2046,  2157. 
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formellen  Ehescheidungsrecbtes  ^)  herbeiffihrten ;  beide  Anträge  wur- 
den anch  von  dem  bayerischen  BundeerathsbevoUmftchtigteD  nach- 
drucklich  nnterstützt  Als  der  wichtigste  nnd  für  die  kathoIiBche 
Sache  erfrenlichste  Erfolg  erscheint  nns  die  Umgesialtang  des 
formellen  Ehescheidungsrecbtes,  d.  h.  die  Zerlegung  der  Scheidung 
in  zwei  Formen:  Auflösung  der  ehelichen  Gemeinschaft,  deren 
Rechtsfolgen  der  im  kanonischen  Rechte  anerkannten  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  entsprechen,  nnd  Auflösung  des  Ehe- 
bandes, deren  Rechtsfolge  in  vollständiger  Trennung  beider  Ehe- 
gatten besteht  und  denselben  vom  Standpunkte  des  bürgerlicheu 
Gesetzes  aus  das  Recht  der  Wiederverheiratung  verleiht.  Es  war  m 
guter  Gedanke,  eine  Anregung,  welche  der  verewigte  Abgeordnete 
Reichensperger-Olpe  *)  bereits  bei  der  Berathung  des  Personenstands 
gesetzes  gegeben  hatte,  wieder  aufzunehmen  und  mit  glückliche 
gesetzgeberischem  Griff  in  eine  passende  Form  zu  bringen,  welciie 
das  katholische  Dogma  von  der  Unauflöslichkeit  der  Ehe  wahrt, 
ohne  in  das  System  des  modernen  Givileherechtes  einen  fremdartigen 
Rechtsstofi  hineinzutragen. 

Die  katholischen  Abgeordneten  erklärten,  es  mfisse  darauf  be- 
standen werden,  dass  die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches über  die  Scheidung  mit  Rucksicht  auf  die  religiöse  üeber- 
zeugung  der  Katholiken  anders  gestaltet  werden ;  es  müsse  auch  vom 


1)  §.  1557a:  Der  Ehe^tte  der  in  den  Fällen  des  §§.  1548  bis  1551  aof 
Scheidung  za  klagen  berechtigt  ist,  kann  statt  anf  Scheidung  anf  Anfhebang 
der  ehelichen  Gemeinschaft  klagen.  Verlangt  der  andere  Ehegatte,  dass  die  Ebe, 
wenn  die  Klage  begründet  ist,  geschieden  werde,  so  ist  auf  Scheidung  so  er- 
kennen. 

Die  Klage  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  unterliegt  den 
Vorschriften  der  §§.  1553  bis  1557. 

§.  1557  b:  Ist  nach  §.  1557a  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinsehsft 
erkannt,  so  kann  jeder  der  Ehegatten  auf  Grund  des  Urteils  auf  Scheidao; 
klagen,  es  sei  denn,  dass  nach  dem  Urteile  das  eheliche  Leben  wieder  aufge- 
nommen worden  ist 

Die  Vorschriften  der  §§.  1558  bis  1557  finden  keine  Anwendung;  wird  die 
Ehe  geschieden,  so  ist  der  Ehegatte,  der  im  Trennungsurteile  für  schuldig  tX' 
klärt  ist,  auch  im  Scheidungsnrteile  für  schuldig  zu  erklären. 

§.  15e6a.  Wird  nach  §.  1557a  die  eheliche  Gemeinschaft  aufgehoben ,  so 
treten  die  gleichen  Wirkungen  ein,  wie  wenn  die  Ehe  geschieden  worden  wäre; 
doch  kann,  solange  nicht  auf  Scheidung  erkannt  worden  ist,  käaer  der  Ebe' 
gatten  eine  neue  Ehe  eingelien. 

Wird  nach  Aufhebung  der  eheliehen  Gemeinschaft  das  eheliehe  Leben 
wieder  aufgenommen,  so  fafien  die  in  Absatz  1  bezeichneten  Wirkungen  w^; 
doch  gilt  unter  den  Ehegatten  Gütertrennung  nach  den  Vorschnflea  der 
§§.  1410  bis  1414.   Anlageband  3,  S.  2047—3050,  2158. 

2)  Stenographische  Berichte  der  Verhandlungen  des  Reichstags  1874/75, 
Sitzung  Yom  18.  Januar  1875  B.  2,  S.  1084.  Beichensperger  stellte  keinen  be- 
stimmten Antrag,  da  derselbe  keine  Aussicht  auf  Annahme  hatte. 
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Standpunkte  des  bfirgerlichen  Oesetzbuches  aus  den  Mitgliedern  der 
katholischen  Kirche  ermöglicht  werden,   aus   einer  thatsächlich  un- 
haltbar gewordenen  Ehe  herauszukommen,  ohne  von  dem  im  bürger- 
lichen Qesetzbuche  allein  vorgesehenen  Mittel  der  Scheidung  der  Ehe 
Gebrauch  zu  machen,  weil  sie  von  diesem  Mittel  keinen  Gebrauch 
machen  könnten,  ohne  mit  ihren  religiösen  Verpflichtungen  in  Wider- 
spmch  zu  treten,    da  nach   der   Begierungsvorlage  die  staatliche 
Scheidung  nur  angerufen  werden  könne  unter  dem   Präjudiz,  dass 
jeder  der  beiden   geschiedenen   Ehegatten  eine  neue  Ehe  eingehen 
könne.    Es   sei  daher  zu  verlangen,  dass  im  Entwürfe  neben  der 
Scheidung  mit  dem  Präjudiz  der  Zulässigkeit  einer  neuen  Ehe  auch 
eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  mit  der  Wirkung  der  Unzulässig- 
keit einer  neuen  Ehe  aufgenommen  werde  . . .  Nehme  der  Staat  auf 
die  katholischen  Verhältnisse  keine  Bücksicht,  so  kränke  er  das  re- 
ligiöse Gefahl  der  Katholiken  ohne  jeden  Grund  und  bringe  im  ge- 
gebenen  Falle   katholische   Eheleute   unter   einen   Gewissenszwang, 
ohne  dass  dadurch  den  staatlichen  Interessen  im  allermindesten  ge- 
nutzt werde.     Es  könne  nicht  als  Aufgabe   des  Staates  betrachtet 
werden,  grundsätzlich  religiösen  Anschauungen  entgegenzutreten  oder 
dieselben  zu  ignorieren,  weil  dadurch  das  Zusammenleben  der  Kon- 
fessionen und  das  Walten  der  einzelnen  Konfessionen  innerhalb  des 
Staatsgebietes  ohne  jede  Noth  gehindert  und  geschädigt  werde  etc.  ^). 
Der  Staatssekretär  Nieberding  trat  diesem  Vorschlage  entgegen, 
weil  durch  denselben   der  einheitliche   Bechtsznstand  Deutschlands 
durchbrochen  werde  und  konfessionelle  Bestimmungen,  welche  nur  in 
die  Form  von  allgemeinen  Bestimmungen  gekleidet  seien,  in  das 
bürgerliche  Gesetzbuch   aufgenommen  werden.     Die  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  könne  zu  sehr  üblen  sittlichen  und  wirthschaftlichen 
Folgen  führen.   Wenn  diese  Gründe  zu  einer  Ablehnung  im  Bundes- 
rathe  geführt  hätten,  so  bestehe  indessen  doch  auch  bei  dem  Bundes- 
rathe  der  Wunsch,  das  bürgerliche  Gesetzbuch  so  zu  gestalten,  dass 
es  die  ungeteilte  Zustimmung  auch  der   katholischen  Bevölkerung 
finden    könne.     Er  vermöge  daher  die  gestellten  Anträge  nicht  zu 
befürworten,  halte  sich  aber  auch  nicht  für  ermächtigt,  dieselben  auf 
alle  Fälle  für  unannehmbar  zu  erklären.  Aus  den  Kreisen  der  Kom- 
mission wurde  femer  erklärt,  der  Antrag  enthalte  eine  Bückbildung 
und  Durchbrechung  des  im  Jahre  1875  geschaffenen  einheitlichen 
staatlichen  Ehescheidungsrechtes;  nur  um  den  Boden  einer  versöhn- 
licheren Stimmung  zu  gewinnen  und  die  religiösen   Bedenken  der 

1)  Anlageband  3,  S.  2037,  204& 
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Katholiken  zu  schonen,  wolle  man  ein  Entgegenkommen  anf  diesem 
Gebiete  zeigen.  Die  Anträge  des  Gentrams  wnrden  nach  warmer 
Befürwortung  durch  den  bayerischen  BandesrathsbevoUrnftchtig- 
ten,  welcher  den  geltend  gemachten  Gründen  in  allen  Pankten  bei- 
trat, mit  grosser  Majorität  angenommen. 

Der  fünfte  Titel  »Von  den  Wirkungen  der  Ehe  im  Allge- 
meinen,« welcher  von  dem  Verhältnisse  der  Ehegatten  zu  einander, 
von  der  Stellang  des  Mannes  und  der  Fran  in  der  Familiengemein- 
schaft, von  der  wechselseitigen  Sorgfalt  und  Unterhaltungspflicht 
handelt,  gab  nar  in  einem  Punkte  Anlass  zu  tiefgreifenden  Mein- 
ungsverschiedenheiten. Zu  §.  1336^)  wurde  nemlich  aus  Rücksicht 
auf  die  kirchliche  Trauung  der  Zusatz  beantragt,  dass  die  Herstellung 
der  häuslichen  Gemeinschaft  verweigert  werden  kann,  wenn  ein  Ehe- 
gatte wegen  Verschulden  des  andern  Ehegatten  berechtigt  ist,  auf 
Scheidung  oder  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  zu  klagen. 
Diese  Bestimmung,  so  wurde  zur  Motivierung  bemerkt,  habe  eine 
besondere  Bedeutung  für  diejenigen  Volkskreise,  welche  auf  die 
kirchliche  Trauung  Werth  legen. 

Wenn  die  kirchliche  Trauung  im  Voraus  ausdrücklich  ver- 
sprochen oder  nach  den  umständen  als  selbstverständlich  angenom- 
men worden  sei ,  hernach  aber  in  Folge  des  Widerstrebens  des  an- 
deren Teiles  nicht  eingeholt  werde ,  so  komme  der  andere  io  die 
üble  Lage,  sich  dem  Verlangen  auf  Herstellung  der  Gemeinschaft 
sofort  fügen  zu  müssen,  weil  das  bürgerliche  Gesetzbuch  alle  Ver- 
pflichtungen aus  der  Ehe  an  die  staatliche  Eheschliessung  knüpfe, 
weshalb  man  auch  nicht  mit  Bestimmtheit  sagen  könne,  dass  nach 
Abschluss  der  staatlichen  Eheschliessung  dieses  Verlangen  des  einen 
Teiles  »ein  Missbrauch  des  Bechtsc  sei.  Nachdem  von  der  Kommis- 
sion als  zweifellos  angenommen  worden  sei,  dass  unter  Umständen 
die  Verweigerung  der  kirchlichen  Trauung  nach  §.  1551  ein  Scheid- 
ungsgrund sei,  ergebe  sich  die  Möglichkeit,  hier  die  erwähnte  Oe- 
wissensbedrängnis  zu  beseitigen.  Man  müsse  demjenigen  Teile,  der 
auf  die  kirchliche  Eheschliessnng  Werth  lege ,  das  Recht  gebeor 
die  eheliche  Gemeinschaft  zu  verweigern,  solange  die  versprochene 
oder  als  selbstverständlich  vorausgesetzte  kirchliche  Trauung  ni^^^ 
nachgeholt  worden  sei.   Der  Antrag  wurde  unter  Vorbehalt  der  R^* 


1)  Anlageband  1,  S.  533,  §.  133G:  Die  Ehegatten  sind  einander  snr  ehe- 
lichen Gemeinschaft  yerpflichtet. 

Stellt  sich  das  Verlangen  eines  Ehegatten  nach  Herstellnng  der  Gemein- 
schaft als  Missbrauch  seines  Rechtes  dar,  so  ist  der  andere  Ehegatte  nicht  vef" 
pflichtet,  dem  Verlangen  Folge  zu  leisten. 
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daktion  angenommeD  nnd  ist  im  Gesetzbache  in  die  Worte  gefasst: 
»Das  Gleiche  gilt,  wenn  der  andere  Ehegatte  berechtigt  ist,  auf 
Ehescheidung  zu  klagen^).« 

Schliesslich  wurde  noch  der  Versuch  gemacht,  die  odiose  Be- 
stimmung des  Givilstandsgesetzes  aufzuheben,  welche  einen  Geistlichen 
mit  Strafe  belegt,  der  vor  nachweisbar  stattgefundener  standesamt- 
licher TrauuDg  zu  den  religiösen  Feierlichkeiten  einer  Eheschliessung 
schreitet.  Falls  diese  Strafvorschrift  nicht  allgemein  aufgehoben 
werden  sollte,  wurde  weiter  beantragt,  wenigstens  in  dem  Falle 
Straflosigkeit  zu  bewilligen,  wenn  der  Geistliche  im  Falle  einer 
lebensgeffthrlichen,  einen  Aufschub  der  Eheschliessung  nicht  ge- 
stattenden Krankheit  zu  den  religiösen  Feierlichkeiten  einer  Ehe- 
schliessung schreite.  Der  erste  Antrag  wurde  trotz  zutreffender 
Befürwortung  mit  9  gegen  9  Stimmen  abgelehnt,  der  zweite  trotz 
des  entschiedenen  Widerspruchs  der  Regierung  mit  10  gegen  8 
Stimmen  zur  Annahme  empfohlen'). 

Das  Ergebnis  der  Eommissions Verhandlungen  des  Reichstages 
kann  im  Allgemeinen  im  Hinblick  auf  die  ausserordentlich  schwie- 
rigen Verhältnisse  und  die  starke  Opposition,  mit  welcher  das  Cen- 
trum zu  kämpfen  hatte,  als  ein  zufriedenstellendes  bezeichnet  werden, 
obwohl  infolge  des  entschiedenen  Widerspruchs  der  verbündeten 
Regierungen  und  der  Majorität  des  Reichstages  eine  Aufhebung  der 
Civilehe  nicht  erreicht  werden  konnte.  Die  aufmerksame  Verfolgung 
der  Kommissionsberathungen  gibt  ein  anschauliches,  klares  Bild  von 
dem  Ringen  der  katholischen  Abgeordneten,  die  kirchlichen  Grund- 
sätze über  das  Eherecht  zur  gesetzlichen  Anerkennung  zu  bringen 
und  gewährt  bei  Vergleichung  mit  den  Reichstagsverhandlungen  der 
Jahre  1873  bis  1875  zugleich  die  erfreuliche  üeberzeugung,  dass  die 
Wünsche  der  katholischen  Abgeordneten  und  Bevölkerung  eine 
gründlichere  Würdigung  und  wohlwollendere  Aufnahme  fanden  als 
vor  21,  22  und  28  Jahren. 

In  den  Plenarverhandlungen  des  Reichstages  über  das  Civilehe- 
recht,  welche  am  24.  Juni  1896  begannen^),  wurden  die  Eommissions- 
beschlüsse^)  grösstenteils  unverändert  angenommen.    In  Abweichung 


1)  Anlageband  3,  8.  2051. 

2)  AnUgeband  1,  S.  796;  3»  S.  2111,  2186. 

8)  Stenographische  Berichte  der  Verhandiangen  des  Beichstagos  9.  Le- 
gialatnrperiode  4.  Seesion  1895/97  B.  4,  S.  2870;  die  dritte  Berathnng  Ober  das 
Givilgesetzbnch  begann  am  80.  Jnni,  S.  3040,  über  die  Civilehe  am  1.  Joli  S.  8078. 

4)  Anlageband  8,  S.  2150—2152,  2157,  2158,  2186.  Der  Antrag  VUl- 
haben  ^   das   Ehescheidangsrecht   der  Yorlafl^e  wiederhennstellen ,    wurde  mit 

Sroflser  Mehrheit  abgelehnt.    Aktenstück  512  im  Anlageband  8,   S,  2285  nnd 
.  4,  S.  8089-8091. 
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von  dem  Ergebnisse  der  Eommissionsberathungen  wardeo  zwei  wichtige 
Beschlüsse  gefasst.  Die  elterliche  Genehmigung  zur  Eheschliessong 
volljähriger  Kinder  wurde  unter  Zustimmung  des  grössten  Teiles  der 
kathol.  Abgeordneten  aufgehoben,  die  entgegenstehenden  Komtniflsions- 
beschlusse  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  und  die  Anträge  der  Abgeord- 
neten Rintelen,  von  Stumm  und  Enneccerus  ^)  abgelehnt ;  sonach  be- 
steht das  aufschiebende  Ehehindernis  des  mangelnden  elterlicheo 
Ehekonsenses  nur  mehr  für  Minderjährige  *) ;  ferner  wurde  »unheilbare 
Geisteskrankheitc  wiederum  als  Ehescheidungsgrund  eingesetzt.  Diese 
Bestimmung  hat  infolge  ihrer  wechselnden  Schicksale  eine  eigae 
Geschichte.  In  den  ersten  Entwurf  wurde  dieser  Ehescheidangs- 
grund  nicht  aufgenommen,  weil  derselbe  »anvereinbar  sei  mit 
der  auf  den  geisteskranken  Ehegatten  zu  nehmenden  Bücksicht  and 
dem  öffentlichen  Interesse ,  das  Ansehen  und  die  Wfirde  der  Ehe 
nicht  zu  erschüttern €>);  dagegen  erscheint  dieser  Ehescheidangs* 
grnnd  im  zweiten  Entwürfe  und  in  der  Regierungsvorlage^);  in  der 
Eommissionsberathung  wiederholt  mit  grosser  Majorität  mit  13  gegeo 
8  Stimmen  abgelehnt^),  wurde  von  dem  freisinnigen  Abgeord- 
neten  Lenzmann  die  Wiederherstellung  der  Regierungsvorlage  im 
Plenum  beantragt  ^),  Bei  der  zweiten  Plenarberathung  erklärte  der 
preussische  Justizminister  Schönstedt,  die  Mehrheit  der  verbündeteo 
Regierung  stehe  auf  dem  Standpunkte  des  freisinnigen  Antrages, 
welcher  ohnehin  bereits  geltendes  Recht  sei,  ohne  jedoch  die  Ent- 
scheidung des  Bundesraths  über  das  ganze  Gesetz  an  die  Annahme 
oder  Ablehnung  dieses  Paragraphen  zu  knüpfen;  der  freisinnige  An- 
trag wurde  mit  der  schwachen  Majorität  von  9  Stimmen  (125  gegen 
116  Stimmen)  abgelehnt.  Diese  geringe  Majorität  Hess  allerdings 
die  Möglichkeit  bestehen,  dass  die  Regierungsvorlage  wiederherge- 
stellt werde.  Der  freisinnige  Abgeordnete  Munckel  ^)  brachte  bei  der 
dritten    Berathung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  einen  diesbezog- 

1}  Anlageband  3,  Aktenstack  503,  S.  2275;  506,  S.  2284;  515,  S.  22S5. 

2)  Auf  Antrag  Aner  (Socialdemokrat)  und  Genossen  S.  2904  and  3073  ö 
der  Sitzung  vom  25.  Juni  u.  1.  Juli.  Anlageband  3,  Aktenstück  471  ad  47,  S.  225& 

3)  Motive  B.  4,  8.  570. 

4)  Anlageband  1,  S.  548,  §.  1552. 

5)  Anlageband  3,  S.  2044—2046. 

6)  Stenographische  Berichte  B.  4,  S.  2946—2967.  Die  Abttimmäng  er- 
folgte durch  Namensaufruf.  Der  weitere  Antrag  Lenzmann,  welcher  ebenfalls 
bereits  in  der  Kommission  gestellt  und  abgelehnt  war:  »Kinderlose  Ehen  kön- 
nen auf  Grund  der  Einwilligung  beider  Ehegatten  auf  Antrag  derselben  g^ 
schieden  werden,  wenn  die  ehebche  Gemeinschaft  mindestens  seit  Jahres^^^ 
nicht  mehr  besteht«  —  wurde  auch  im  Plenum  abgelehnt  Sitzungsberichte 
B.  4.  S.  2943.  2944;  Kommissionsbericht  Anlageband  8,  S.  2046,  2047  u.  Akten- 
stück 472,  S.  2258. 

7)  Anlageband  8,  Aktenstück  508  ad  2  S.  2284. 
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liehen  Antrag  ein,  und  wurde  von  dem  preussischen  Justizminister, 
dem  sächsischen  und  badischen  BundesrathsbevoUmächtigten  kräftig 
unterstützt,  während  der  bayerische  Bevollmächtigte  zum  Bundeörath, 
Ministerialrath  von  Heller,  in  der  Kommission  und  im  Plenum  ^)  für 
die  Streichung  des  Paragraphen  eingetreten  war.  Die  namentlich 
erfolgte  Abstimmung  ergab  161  Stimmen  für,  133  Stimmen  gegen 
den  Antrag  >).  Sohin  ist  ärztlich  konstatierte  unheilbare  Geistes- 
krankheit vom  Standpunkte  des  bürgerlichen  Gesetzes  aus  als  Ehe« 
Scheidungsgrund  zugelassen. 

Nachdem  die  Berathungen  über  das  bürgerliche  Gesetzbuch 
abgeschlossen  waren,  gab  der  Abgeordnete  Dr.  Lieber  im  Namen 
des  Gentrums  eine  längere,  sorgfältig  abgefasste  Erklärung  über  die 
principielle  Stellung  der  katholischen  Abgeordneten  zum  Civilehe- 
recht  ab  und  bemerkte  hiebei  ausdrücklieb,  trotzdem  die  Entfernung 
der  die  katholichen  Grundsätze  verletzenden  Vorschriften  nicht  ge- 
lungen sei,  werde  das  Centrum  unter  Vorbehalt  der  kirchlichen 
Rechte  für  das  Gesetzbuch  und  das  Einführungsgesetz  im  Ganzen 
stimmen.  »Denn  infolge  unserer  Bemühungen  sind  Aenderungen  und 
Zusätze  hinsichtlich  der  Eheschliessuug  und  Ehetrennung  von  dem 
hohen  Hause  beschlossen  und  seitens  der  verbündeten  Regierungen 
unwidersprochen  geblieben.  Wir  können  dieselben,  leider,  nicht  als 
solche  Umgestaltungen  betrachten,  welche  die  Gewissensbedenken  der 
Katholiken  und  weiter  evangelischer  Kreise  vollständig  beseitigen; 
ebensowenig  dürfen  wir  aber  verkennen,  dass  sie  gegenüber  dem  seit 
1875  im  deutschen  Reiche  bestehenden  Rechtszustande  Verbes- 
serungen sind,  deren  Ablehnung  zu  verantworten  wir  kaum  in  der 
Lage  sein  würdenc  s). 

Am  1.  Juli  wurde  das  Gesetzbuch  im  Ganzen  in  namentlicher 
Abstimmung  mit  222  gegen  48  Stimmen  angenommen^). 

Während  des  Verlaufes  und  nach  Abschluss  der  Berathungen 
fand  die  Regierungsvorlage  und  die  Haltung  der  Parteien  verschie- 
denartige Beurtheilung  in  der  Oeffentlichkeit.  Die  einen  fabelten 
von  einem  Vorwalten  der  katholischen  Tendenz  und  von  einer  kleri- 
kalen Ausgestaltung  der  Vorlage,  andere  bemängelten  die  Haltung 
der  katholischen  Abgeordneten,  welche  mit  den  religiösen  Traditio- 
nen der  Vorzeit  gebrochen  und  auf  Kosten  der  eigenen  besseren 
üeberzeugung  eine  unterwürfige  Nachgiebigkeit  gegenüber  den  An- 

1)  Bei  der  zweiten  Berathang  des  bürgerlichen  Gesetzbuches.  B.  4,  S.  2949. 

2)  Sitzungsberichte,  6.  4,  8.  8084—8087;  Abstimmung,  S.  3087—3089. 

3)  Sitzungsberichte,  B.  4,  S.  3097. 

4)  Sitzungsberichte,  B.  4,  S.  8104—3106,  18  Abgeordnete  enthielten  sieh 
der  Abstimmung,  94  fehlten. 

46* 


716        Civilehe  und  CiviUhereckt  in  Deutschland  1872-'2996. 

sprächen  des  modernen  Staates  bewiesen  bfttten.  Diese  abflllige 
Kritik  beruht  offenbar  auf  einer  vollständigen  Verkennung  der  Sach- 
und  Rechtslage. 

Wir  glauben  nicht,  dass  diese  Tadler  die  mfihsaroe  Geistes- 
arbeit, welche  die  katholischen  Abgeordneten  in  kurzer  Zeit  leistetoo, 
und  die  Schwierigkeiten  der  parlamentarischen  Behandlung  einer  so 
heiklen  Sache,  wie  das  persönliche  Eherecht,  hinreichend  gewürdigt 
haben.  Vor  allem  ist  hervorzuheben,  dass  es  sich  im  Jahre  1896 
nicht  um  Schaffung  eines  völlig  neuen,  sondern  um  weitere  Au^ 
bildung  und  Verbesserung  des  seit  21  Jahren  bestehenden  Civileherechts 
handelte,  und  dass  nicht  die  Berathung  eines  selbständigen ,  in  sich 
abgeschlossenen  Gesetzentwurfes  über  das  Givileherecht,  sondern  die 
Gesamtcodification  des  deutschen  Givilrechts  in  Frage  stand.  Du 
Centrnm  war  nicht  dazu  berufen,  seine  eigenen  Ideen  über  eherecht- 
liche Fragen  zu  codificieren  —  denn  es  bildet  keinen  selbständigen  Ge- 
setzgebungsfaktor, sondern  nur  einen  infolge  der  gegenwärtigen  Partei- 
Zersplitterung  bedeutenden  Bruchteil  des  Reichstages  und  besitzt  selbst 
bei  geschlossener  Haltung  eine  ausschlaggebende  Machtstellung  im 
Reichstage  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  übrigen  Parteien 
infolge  vorhandener  Meinungsverschiedenheiten  ihre  Stimmen  zer- 
splittern — ;  es  war  nur  dazu  verpflichtet,  sich  an  der  parlamentari- 
schen Berathung  eines  bereits  vollständig  ausgearbeiteten  Entwurfes 
zu  beteiligen,  dessen  Principien  bereits  gesetzlich  festgelegt,  von  der 
Majorität  des  Reichstages  gebilligt  und  vom  Bundesrath  als  anao- 
tastbare  Grundlage  des  zukünftigen  deutschen  Rechts  bezeichnet 
waren.  Trotz  dieser  ungünstigen  Aussichten  stellte  sich  die  katho- 
lische Partei  die  Aufgabe,  das  katholische  Eherecht  ganz  oder  teil- 
weise zu  rehabilitieren  und  erst ,  da  dieses  unternehmen  als  voll- 
ständig aussichtslos  aufgegeben  werden  musste ,  trat  dieselbe  in  die 
Detailberathung  ein  und  schuf  eine  Reihe  von  Verbesserungen  des 
geltenden  Rechts,  welche  im  späteren  Rechtsleben  gewiss  wobltb&tig 
empfunden  werden.  Alle  Verbesserungen  des  materiellen  Eherechti 
sind  der  gesetzgeberischen  Initiative  des  Gentrums  zu  verdanken. 
Seine  Mitglieder  haben  die  Selbständigkeit  der  GesetzesaufiGassangi 
unbeirrt  von  dem  heftigen  Widerstände,  welchem  sämmtliche  An- 
träge von  der  einen  oder  anderen  Seite  begegneten ,  erfolgreich  mr 
Geltung  gebracht:  insbesondere  verdienen  die  Anträge  des  Abgeord- 
neten Dr.  Bachem,  was  glückliche  Fassung,  kirchliche  Haltung  nnd 
praktischen  Werth  betrifft,  hervorragende  Beachtung  und  volle  Zn- 
stimmnng.  Personen,  welche  an  den  Gesetzgebungsarbeiten  nicht 
beteiligt  waren,  und  kleinere  Parteien,  welche  vermöge  ihrer  nnmeri- 
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sehen  Schwäche  mehr  oder  weniger  zur  Einflosslosigkeit  und  Be- 
deutungslosigkeit verurteilt  sind,  aber  eben  aus  diesem  Grunde  eine 
grössere  Bewegungsfreiheit  gemessen  und  ein  geringeres  Mass  von 
Verantwortung  zu  tragen  haben,  konnten  allerdings  Anträge  stellen, 
welche  die  Errungenschaften  des  Centrums  weit  übertreffen,  z.  B. 
gänzliche  Abschaffung  der  Civilehe  oder  Umwandlung  der  obligatori- 
schen in  die  fakultative  Civilehe  und  auch  von  der  Annahme  ihres 
Antrages  die  Zustimmung  zur  einzelnen  Gesetzesbestimmung  und 
zum  Gesetz  im  Ganzen  abhängig  machen;  aber  eine  grosse  und  ver- 
möge ihrer  Stimmenzahl  in  zahlreichen  Fällen  ausschlaggebende  Partei 
besitzt  nicht  ein  solches  Mass  von  Bewegungsfreiheit,  aber  ein  um 
80  grösseres  Mass  von  Verantwortlichkeit  für  den  Fall  des  Scheiterns 
einer  Regierungsvorlage  und  muss  daher  auch  auf  den  Beifall  jener 
verzichten,  welche  nicht  das  Mass  des  Erreichbaren,  sondern  ihre 
eigenen  Wänsche  zur  Grundlage  für  die  Beurteilung  einer  gesetz- 
geberischen Aktion  machen,  unseres  Erachtens  gebührt  dem  Ceutrum 
der  Dank  der  Katholiken,  weil  es  die  katholischen  Grundsätze,  so- 
weit möglich,  im  Civilgesetzbuche  zum  Ausdruck  gebracht^),  und 
nicht  minder  auch  der  Dank  des  deutschen  Vaterlandes,  weil  es 
an  dem  Einigungswerke  Deutschlands  auf  dem  Gebiete  des  bürget- 
lichen  Bechts  erfolgreich  und  positiv  schaffend  mitgearbeitet  hat 


1}  Viffl.  Heiner,  Archiv  B.  76  (1896)  S.  112—119;  P.  Augnstin  Lehmkahl 
in  den  Laaober  Stimmen  a.  a.  0.  S.  125. 
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Von  Dr.  Balthasar  Kaltner^  Domeapitnlar  in  Salzboig. 

Die  äusserst  traarigen  Dotationsverhältnisse  der  Seelsorge- 
pfrfinden  Oesterreichs  erhielten  zunächst  eine  Regelung  dnrch  das 
s.  g.  Congruagesetz  vom  19.  April  1885  B.  6.  B.  Nr.  47,  welches 
im  §.  1  sich  selbst  als  eine  nur  provisorische  Massregel  zu  erkennen 
gibt  und  in  den  Durch fährungsverordnungen  ?om  2.  Juli  1885,  be- 
ziehungsweise Tom  SO.  September  1885  und  20.  Januar  1890  zuid 
Vollzuge  kam.  (i  Archive  54,  147.  429;  57,  423—466;  63,  458).  War 
schon  das  Gesetz  selber  so  beschaffen,  dass  es,  wie  dies  sowol  ironi 
Motivenberichte  der  neuen  Gesetzesvorlage  als  auch  vom  Berichte  des 
Budgetausschnsses  offen  ausgesprochen  wurde,  nur  die  allerbeschei- 
densten  Wünsche  des  Clerus  befriedigen  konnte,  so  mussten  die  Ent- 
täuschungen umso  zahlreicher  und  bitterer  sein,  je  eigenthfirolicber 
oft  die  praktische  Dürchffihrung  des  Gesetzes  von  den  Behörden  ge- 
handhabt wurde.  Eine  ganze  Reihe  von  Processen,  welche  vom  Clerns 
siegreich  durchgeführt  wurden,  legt  hiefür  Zeugniss  ab.  Indessen  die 
Gesetzesnovelle  vom  7.  Januar  1894  R.  G.  B.  Nr.  16  (»Archive  71, 316) 
erieichterte  wenigstens  einigermassen  die  Lage  der  exponirten  Hilfs- 
priester, und  im  allgemeinen  trösteten  sich  die  Seelsorger  damit,  das» 
ja  das  gauze  Gesetz  nur  einen  provisorischeu  Charakter  habe. 

Je  mehr  nun  die  finanzielle  Lage  des  Staates  sich  besserte  und 
mit  der  Wende  eines  Jahrzehntes  das  »definitivec  Gesetz  in  Sicht 
kam,  desto  mehr  suchte  man  an  die  k.  k.  Regierung  und  die  ge- 
setzgebenden Factoren  heranzutreten,  um  eine  möglichst  günstige 
Gestaltung  desselben  zu  erreichen.  Schon  die  Actenstücke,  welche 
auf  SS.  227—290  des  74.  Bandes  dieses  »Archivesc  mitgetheilt  sind, 
legen  Zeugnis  davon  ab ,  wie  sich  der  hochwürdigste  Episkopat  be- 
müht hat,  nicht  nur  die  Härten  in  der  Durchführung  des  provisori- 
schen Gesetzes  zu  mildern,  sondern  auch  erträglichere  Verhältnisse 
für  die  Zukunft  vorzubereiten,  indem  eingehende  Unterhandlungen 
über  die  einzelnen  Detailfragen  seitens  der  hw.  Bischöfe  mit  der  t 
k.  Regierung  gepflogen  wurden.  Endlich  am  12.  November  1894 
brachte  Abgeordneter  Dr.  v.  Fuchs  im  Reichsrathe  eine  von  Mit- 
gliedern des  Clubs  der  Conservativen  und  des  Polenclubs  unter- 
fertigte Interpellation  ein,  welche  am  8.  Juli  1895  vom  damaligen 
Leiter  des  Cultusministeriums,  Dr.  Rittner,  dahin  beantwortet  wurde, 
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dass  die  Begierung  die  Beformbedfirftigkeit  fieler  kirchenpolitischer 
Gesetze  and  insbesondere  des  Gongrnagesetzes  anerkenne,  dass  sie 
bereits  mit  dem  bochwürdigen  Episkopate  Detailberathangen  ge- 
pflogen and  einen  Gesetzentwarf  festgestellt  habe,  »welchen  einza- 
bringen  leider  finanzielle  Schwierigkeiten  anro<^glich  gemacht  haben.« 
(»Archiv«  74,  295,  296).  Letzterer  Passas  liess  einerseits  befSrch- 
ten,  dass  ein  neaes  Congraagesetz  überhaapt  nicht  zustande  komme, 
andererseits  aber  masste  er  die  Erwartungen  steigern,  wenn  es  zu- 
stande käme. 

Das  »Gorrespondenzblattc  fflr  den  katholischen  Cleras  Oester- 
reichs«  hatte  unterdessen  den  Gang  dieser  Ereignisse  nüt  Eifer  ver- 
folgt and  veranlasste  eine  Petition  des  Cleras  an  das  Abgeordneten- 
haus des  österreichischen  Reichstages.  Dieselbe  hatte  vier  stattliche 
Bände  im  umfange,  trag  8180  Unterschriften  und  formulierte  ihre 
Wfinsche  in  nicht  weniger  als  28  Punkten.  Dr.  v.  Fuchs  überreichte 
sie  am  12.  März  1895.  Da  dieselbe  im  »Archive«  (74.  291)  ab- 
gedruckt ist,  gehen  wir  auf  ihren  Inhalt  nicht  näher  ein. 

Die  Aufnahme  der  Petition  im  Abgeordnetenhause  war  keine 
ungünstige.  Beferent  Dr.  v.  Fuchs  äusserte  sich  nämlich  darüber 
wie  folgt:  »Die  Petenten  ersuchen  in  ihren  sehr  eingehend  gear- 
beiteten und  mit  zahlreichen  Daten  begründeten  Petitionen  einerseits 
am  definitive  Begelang  . .  der  Gongraa,  andererseits  um  Aufbesserung 
und  Erhöhung  ihrer  Bezüge;  •  .  es  kann  nicht  verkannt  werden, 
dass  die  Wünsche  der  Petenten  vielfoch  als  berechtigt  erkannt  wer- 
den müssen  und  demnach  volle  Würdigung  und  Beachtung  verdienen. 
Der  Ausschuss  glaubt  demnach  beantragen  za  sollen,  diese  Petitionen 
der  Begierung  zur  efft^e^encfen  Würdigung  abzutreten.«  Cultusminister 
y.  Gaatsch  gab  schon  am  22.  November  1895  die  Erklärung  ab, 
auch  die  Begierung  lege  dieser  Sache  besondere  Wichtigkeit  bei, 
die  Vorarbeiten  zur  betreffenden  Gesetzesvorlage  seien  nahezu  abge- 
schlossen, bei  der  grossen  Berathung  dieses  Gegenstandes  werde  die- 
selbe rechtzeitig,  hoffentlich  im  Laufe  des  Jahres  1896  einge- 
bracht werden. 

In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhaases  vom  26.  März  1896 
brachte  die  Begierung  die  ersehnte  Gtesetzesvorlage  auch  thatsächlich 
ein.  Jedoch  dieselbe  machte  finanziell  nar  in  einem  einzigen  I^inkte 
eine  bedeutende  Concession,  nämlich  in  §.  8  des  provisorischen  Gon- 
gmagesetzes  war  Absatz  1.  g.  fallen  gelassen,  d.  h.  die  Erträgnisse 
der  gestifteten  Gottesdienste  sollten  nicht  mehr  in  den  Gehalt  ein- 
bezogen werden.  Alle  anderen  neuen  Punkte  waren  nur  geringe 
Yerbessernngen  neben  manchen  Verschlechterungen,  auf  welche  wir 
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bei  Besprechong  des  Gesetzes  selber  zurfickkommen  werden.  Weim 
der  Motivenbericht  sagte,  »die  beantragten  Modifikationen  bedeuten 
neben  der  far  Qalizien  und  Dalmatien  erhöhten  Congrna  eine  nam- 
hafte Aufbesserangc,  so  sind  diese  Worte  sehr  bnchst&blieh  za  nehmen. 
Es  ist  aber  aoch  nicht  gerecht  zu  leugnen,  dass  diese  »atne 
Anfbesserungc  wirklich  eine  Aufbesserung,  wenn  auch  leider  die 
einzig  namhafte  und  von  der  Art  ist«  dass  gerade  die  ärmsten  Seel- 
sorger vielfach  von  ihr  nur  wenig  oder  fast  nichts  haben  werden. 

Die  Petitionen,  welche  im  August  und  November  1896  von- 
Seite  des  Clerns  der  DiOcese  St  Polten  und  150  in  Wien  versam- 
melten Delegirten  des  römisch-  und  griechisch-katholischen  Glerus 
an  das  Abgeordnetenhaus  gerichtet  wurden,  geben  dem  Gef&hle 
bitterer  Enttäuschung  lauten  Ausdruck.  »In  dem  Gesetzentwürfe 
über  die  definitive  Regelung  der  Gongrua«,  sagen  sie,  »vermag  der 
österreichische  Clerus  keine  entsprechende  Rücksichtnahme  auf  seine 
bisher  in  dieser  Sache  vorgebrachten  Wünsche  zu  erkennen.  Das 
einzige  Moment  der  Freigebnng  der  Stiftungsbezüge  an  die  durch 
den  Willen  der  Stifter  Berechtigten  kann  doch  ganz  unmöglich  als 
eine  zeitgemässe  Aufbesserung  der  materiellen  Lage  des  Guratcleros 
angesehen  werden  ...  In  allen  anderen  Punkten  sollen  der  Haupt- 
sache nach  die  Ansätze  des  provisorischen  Gesetzes  auf  Jahrzehnte, 
ja  vielleicht  noch  weit  darüber  hinaus  definitiv  werden  1  Und  doch 
hat  schon  bei  der  Berathung  des  provisorischen  Gesetzes  im  Jahre 
1885  die  hohe  k.  k.  Regierung  darauf  hingewiesen,  dass  die  Notlage 
des  Seelsorgeclerus  zu  einem  Grade  gestiegen  sei,  dass  der  Staat 
schon  um  seiner  selbst  willen  Hülfe  bringen  müsse,  dass  nnter  sol- 
cher Lage  des  Curatclerus  auch  die  Autorität  und  das  Interesse  des 
Staates  leide«  ....  »Die  der  Gerechtigkeit  nicht  entsprechenden 
Entbehrungen,  welche  er  für  die  Zukunft  zu  ertragen  haben  wird, 
contrastiren  zu  stark  zu  den  geistigen  und  materiellen  Opfern,  welche 
in  der  Vorbereitungszeit  gebracht  werden  mussten.  Die  materielle 
Vernachlässigung  des  Priesterstandes  gegenüber  der  Fürsorge,  welche 
anderen  gebildeten  Ständen  zutheil  wird,  die  Geringschätzung, 
welche  der  Staat  in  der  unzureichenden  Dotation  des  Seelsorgeclerus 
zum  Ausdruck  zu  bringen  scheint,  wirken  gewiss  in  nicht  geringem 

Grade   nacbtheilig  auf  den  Nachwuchs  im  Seelsorgeclerus « 

Die  Petitionen  beantragen  dann  insbesondere  1000  fl.  Gehalt  mit 
Quinquennalznlagen  von  100  fl.  und  betonen  ganz  richtig,  dass  das 
Leben  in  abgelegenen  Orten  und  Thälern  nicht  billiger  ist,  als  «i 
den  Stätten  des  grossen  Verkehres.  Pensionen  betreifend  wurde  für 
Hilfspriester  ein  Minimum  von  400  fl.,  für  selbständige  von  500  fl. 
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vorgeschlagen,  welches  mit  den  Dienstjahren  steigen  und  endlich  die 
volle  Congrna  des  zuletzt  innegehabten  Amtes  erreichen,  in  keinem 
Falle  aber  aus  einem  die  Minimalcongrua  äberschreitenden  Pfrün- 
deneinkommen bestritten  werden  sollte. 

Da  jedoch  unter  den  gegebenen  Umständen  nicht  daran  zu 
denken  war,  dass  all'  diese  Wünsche  im  neuen  Gesetze  befriediget 
würden,  so  entwarf  der  Referent  eine  neue  Gesetzesvorlage,  welche, 
wenn  auch  in  den  finanziellen  Forderungen  zurückhaltend,  doch  dem 
Clerus  sehr  wohlwollend  war,  leichter  Aussicht  auf  Erfolg  zu  haben 
schien,  und  auch  der  principiellen ,  der  kirchenpolitischen  Seite  der 
Begierungsvorlage  Rechnung  trug. 

Der  Motivenbericht  der  Regierungsvorlage  hatte  nämlich  her- 
vorgehoben, dass  eine  Revision  des  Congruagesetzes  auch  aus  dem 
Grunde  nothwendig  sei,  damit  »die  der  staatlichen  Cultusverwaltung 
zukommenden  Rechte  genauer  präcisirt  würden,  da  die  Teztirung 
des  Gesetzes  in  der  Praxis  zu  Zweifeln  Anlass  gab,  welche  das 
Vorgehen  der  Verwaltungsbehörde  umsomehr  beirrten,  als  selbst  in 
der  Judicatur  des  Reichs-  und  des  Verwaltungsgerichtshofes  bezüg- 
lieh  einzelner  Rechtsfragen  eine  widersprechende  Anschauung  zur 
Geltung  gelangte.  €  Hiemit  ward  insbesondere  auf  die  Judicaturen 
des  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes  und  des  k.  k.  Reichsgerichtes 
über  die  Selbständigkeit  der  Seelsorger  im  Sinne  des  §.  1  des  Ge- 
setzes vom  19.  April  1895  hingewiesen,  deren  Verschiedenheit 
S.  136  ff.  im  Bd.  76  dieses  »Archivsc  bereits  besprochen  wurde.  In- 
dessen war  es  doch  zunächst  die  finanzielle  Seite  dieses  neuen  Ent- 
wurfes, welche  denselben  zu  Falle  brachte,  indem  die  Regierung 
erklärte,  auch  diese  Vorlage  würde  einen  Geldaufwand  erfordern,  der 
nicht  zur  Verfügung  stehe. 

Auf  diese  Weise  sah  sich  Dr.  v.  Fuchs  gezwungen,  im  Budget- 
ausschusse die  Erklärung  abzugeben,  man  möge  die  Etegierungsvor- 
lage  als  Substrat  der  Berathungen  nehmen,  biebei  aber  seinen 
Entwurf  so  weit  als  möglich  berücksichtigen. 

Diese  Möglichkeit  bewegte  sich  nun  innerhalb  eines  Spiel- 
raumes von  200,000  fl.  Cultusminister  Dr.  v.  Gautsch  wies  näm* 
lieh  darauf  hin,  dass  den  Beligionsfonden  für  das  Jahr  1897  bei 
7  Millionen  Ausgaben  nur  4  Millionen  Einnahmen  zur  Verfügung 
ständen.  Auf  Grund  des  Congruagesetzes  seien  die  Dotationen  mit 
3,571,660  fl.,  die  Pensionen  der  Seelsorgegeistlichkeit  mit  418,404  fl. 
zu  ergänzen.  Das  neue  Ciongruagesetz  werde,  selbst  wenn  es  ganz 
in  der  Form  des  Regierungsentwurfes  angenommen  würde,  zum  aller- 
mindesten  eine  Mehrbelastung  des  Staatsschatzes  von  1,800,000  fl. 
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bedeuten.    Die  Regierung  sei  nun  zu  einem  Entgegenkommen  in  der 
Weise  entschlossen ,  dass  sie  noch  weitere  200,000  Gulden ,  also  im 
Qanzen  ein   Plus  von    2   Millionen    Onlden  zugestehe;    in   diesem 
Rahmen  könne  der  Referentenentwuri  berücksichtiget  werden,  weiter 
könne  die  Regierung  nicht  gehen.    Der  Budgetausschues   hatte  nun 
mit  dieser  Brkl&rnng  und  wohl  auch  mit  dem  Umstände  zu  rechnen, 
dass  die  Session  des  Reichsrathes  zu  Ende  gieng,  und    dessen  Auf- 
lösung sozusagen  unmittelbar   bevorstand.    Indem  wir  auf  die  Ver- 
besserungen, welche  der  Budgetausschuss  an  der  Regierangsvorlage 
vornahm,  und  auf  dessen   weitere  Anträge  später  zurückkommen, 
wollen  wir  hier  nur  dessen  ürtheil  über  das  alte  und  neue  Con- 
gruagesetz  anführen :  »Wenngleich  nicht  verkannt  werden  kann,  dass 
durch  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  19.  April  1885  die  ma- 
terielle Lage  des  katholischen  Seelsorgederus  einigermassen  gehoben 
worden  ist,  so  hat  sich  dennoch  gezeigt,  dass  die  Bestimmungen  des 
dermalen  geltenden  Gesetzes  keineswegs  darnach  angethan  sind,  be- 
haupten zu  können,   dass  dadurch  den  auch  nur  bescheidenen  An- 
sprüchen des  katholischen   Seelsorgederus  in  ausreichendem  Hasse 
Rechnung  getragen  ist.c   Das  neue  Gesetz  bezeichnet  der  Ausschoss 
wol  als  eine   »reformatio  in  melius  .  .  .  welche  in  auereiehenderem 
Masse  den  berechtigten  Ansprüchen  des  Glerus  Rechnung  trägt,« 
unterlässt  jedoch   nicht  beizusetzen:   »So  wenig  einerseits  verkannt 
werden  kann,  dass  durch  diese  neuen  Bestimmungen  die  materielle 
Lage  des  Seelsorgederus  einigervMSsen  günstiger  gestaltet  werden 
wird,  so  muss  doch  andererseits  zugegeben  werden,  dass  so  manche 
berechtigte  desideria  des  Clerus  in  dem  Regierungsentwurfe  keioe 
Beachtung  fanden  und  daher  unberücksichtiget  blieben.    Der  Aus- 
schuss  hat  daher  einige  der  in  den  zahlreichen  Petitionen  des  Seel- 
sorgederus geltend  gemachten  Petite  als  solche  erkannt,  tvdehe  nicht 
fallen  gelassen  werden  können,  und  demnach  dieselben  in  dem  vM 
Ausschusse  emendirten  Regierungsentwurfe  beriieksiehüget.€ 

Der  Budgetausschuss,  welcher,  wie  wir  sehen  werden,  die  §§.  h 
2,  6,  7,  8,  12,  13  und  14  der  Regierungsvorlage  immerhin  nicht  un- 
bedeutend verbesserte  und  §.  17  neu  einfügte,  stellte  an  die  Re- 
gierung auch  die  Forderung,  Gesetzesentwfirfe  betreffend  die  Ver- 
sorgung der  Witwen  und  Waisen  der  griechisch-katholischen  und 
griechisch-orientalischen  Geistlichen,  und  betreffend  die  Gehalte- 
reguliemng  der  Ghorvicare  an  den  Domkirchen  auszuarbeiten  und 
vorzulegen ;  ebenso  erstattete  er  an  demselben  Tage,  20.  Januar  1897, 
seinen  Bericht  über  den  »Gesetzentwurf,  mit  welchem  Bestimmungen 
über  die   Dotation   der  griechisch-orientalischen   Seelsorgegeistlich- 
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keit  erlassen  werden  sollen.«    Letzterer  bewegt  sich  ganz  im  Qeleise 
des  Congrnagesetzentwurfs. 

Gerade  noch  vor  seiner  »Auflösang«  erledigte  das  »sterbende 
Haas«  die  Congraavorlage.  Die  Debatte  war  denn  auch  —  von  ein 
Paar  Reden  abgesehen  —  entsprechend  knrzathinig,  bot  jedoch  im- 
merhin die  trostreiche  Erscheinnng,  dass  fast  sämmtliche  Abgeord* 
nete  von  der  üeberzeagung  getri^en  waren,  der  Staat  habe  ffir  die 
Gongrna  des  Glerns  zn  sorgen.  Dass  hievon  Dr.  Eronawetter,  der^ 
wenn  es  sich  am  das  Oeben  handelt,  ganz  aaf  dem  Standpunkt  der 
Trennung  von  Kirche  and  Staat  steht,  eine  Ausnahme  machte,  war 
unvermeidlich.  Dr.  Scheicher  erkl&rte,  er  wisse  nicht,  ob  es  ge- 
rathener  sei,  Ja  oder  Nein  zu  sagen ;  denn  das  neue  Gesetz  habe 
dem  alten  gegenftber  wenig  Vorzüge,  aber  einen  grossen  Nachtheil: 
das  alte  sei  n&mlich  provisorischer,  das  neue  aber  definitiver  Natur 
—  ein  Gesetz  auf  viele ,  viele  Jahre !  Der  active  und  pensionirte 
Priester  stehe  nun  materiell  tief  unter  dem  Lehrer!  Minister  Dr. 
V.  Gautsch  anerkannte  ganz  ofl'enherzig,  dass  die  Gesetzesvorlage, 
auch  jetzt  in  ihrem  verbesserten  Zustande,  noch  verbesserungsbe- 
dfirfbig  sei.  Allein  man  könne  (?)  derzeit  für  diesen  »sehr  wichtigent 
von  uns  aufrichtig  gewürdigten  Zweck«  nicht  mehr  thuni  Woch* 
nianin,  Biankini  und  Pininski  nahmen  sich  besonders  des  Clerus 
ihrer  Lftnder  an.  Abt  Treuinfels  machte  aufmerksam,  dass  die 
Gapiftne  der  Seminarieu,  Spitäler,  Frauenklöster,  die  Secretäre  und 
Beamten  der  Ordinariate,  welche  auch  der  Seelsorge  wegen  vorhan- 
den sind,  ganz  leer  ausgehen,  und  betonte  als  Generalredner,  die 
Zwangslage  sei  jetzt  so  gross,  »dass  das  Zustandekommen  des  Gesetzes 
sozusagen  von  der  Minute  abhänge.«  Trefflich  sehloss  er  seine  Bede 
mit  dem  in  Hinblick  auf  die  Durchführung  des  bisherigen  Gongrua- 
geeetzes  so  berechtigten  Wunsche,  es  möge,  da  dieses  Gesetz  von 
der  Regierung  selbst  als  verbesserungsfähig  und  lückenhaft  bezeich- 
net werde,  doch  wenigstens  die  Durchführung  desselben  eine  wol- 
wollende  sein.  Schliesslich  wurden  alle  von  den  Rednern  noch  ver- 
langten Verbesserungsvorschläge  abgelehnt  und  das  Gesetz  nach  dem 
Wortlaute  des  Budgetausschusses  sowol  vom  Abgeordneten-  wie  vom 
Herrenhause  angenommen. 

Dasselbe  lautet: 

s-i. 

»Selbständigen  katholischen  Seelsorgern  und  Hilfspriestem  wird 
das  standesgemässe  Minimaleinkommen  (Gongrua),  insoweit  dasselbe 
durch  mit  dem  geistlichen  Amte  verbundene  Bezüge  nicht  gedeckt 
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ist,  ans  den  Religtonsfonden,  bezw.  aus  der  staatlicheD  Dotation  der- 
selben ergänzte 

»Die  Congrua  eines  selbständigen  Seelsorgers  gebart  jenen  Geist- 
lichen, welche  auf  Qrund  canonischer  Einsetzung  von  Seite  des  Diö- 
cesanbischofes  in  einer  bestimmten  kirchlichen  Gemeinde  die  Seel- 
sorge ausza&ben  das  Recht  und  die  Pflicht  haben  oder  sonst  dorcli 
den  DiOcesanbischof  znr  selbständigen  Ausübung  der  Seelsorge  be- 
rechtigt sind,  wie  Localkapläne,  Pfarrvicare  n.  s.  w.,  sofeme  in  dem 
einen  und  anderen  Falle  die  betreffende  Seelsorgestation  staatlicher- 
sei ts  als  selbständig  anerkannt  istc 

» Die  Congrua  eines  Hilfspriesters  gebürt  denjenigen  Geistlichen, 
welche  den  selbständigen  Seelsorgern  vom  DiOcesanbischofe  mit  staat- 
licher Zustimmung  zu  deren  Unterstützung  in  der  Ausübung  der  Seel- 
sorge beigegeben  sind.« 

»Die  staatliche  Anerkennung  ist  ohne  weitere  Nach  Weisung  be- 
züglich derjenigen  Seelsorgestationen  und  Hilfspriesterstellen  anzu- 
nehmen, welche  in  dieser  Eigenschaft  bei  dem  Inslebentreten  des 
kaiserlichen  Patentes  vom  5.  November  1855,  B.  G.  BL  Nr.  195, 
bereits  bestanden  haben  und  seither  nicht  ausdrücklich  aufgelassen 
worden  sind.« 

»Inhaber  einfacher  Beneficien  haben,  wenn  sie  eine  systemisirte 
Hilfspriesterstelle  versehen  und  diese  Hilfeleistung  vom  Diöcesan- 
bischofe  im  Einvernehmen  mit  der  staatlichen  Cultusverwaltung  als 
nothwendig  anerkannt  wird,  Anspruch  auf  eine  Entlohnung  im  Aus- 
masse der  Hilfspriestercongrua»  bezw.  auf  Ergänzung  ihres  Beneficial- 
einkommens  bis  zur  Hübe  der  Hilfspriestercongrua.« 

»Religiösen,  welche  eine  systemisirte  weltgeistliche  Hilfspriester- 
stelle versehen,  haben,  wenn  diese  Leistung  vom  DiOcesanbischofe  im 
Einvernehmen  mit  der  staatlichen  Cultusverwaltung  als  nothwendig 
anerkannt  wird,  Anspruch  auf  eine  Entlohnung  im  Ausmasse  der 
Hilfspriestercongrua. « 

Dieser  Paragraph  ist  die  für  die  Formulierung  der  »der  staat- 
lichen Cultusverwaltung  zukommenden  Rechte«  wichtigste  Bestim- 
mung. Durch  die  Beifügung  der  Worte:  »soferne  in  dem  einen  und 
anderen  Falle  die  betreffende  Seelsorgestation  staatlicherseits  als 
selbständig  anerkannt  ist«  und  »mit  staatlicher  Zustimmung«  in  den 
Absätzen  2  und  8  werden  Entscheidungen,  wie  sie  das  Eleichsgericht 
bisher  zugunsten  der  bischöflichen  Jurisdiction  (z.  B.  dd^  17.  April 
1888,  »Archiv«  Bd.  60.  S.  168)  geAllt  hat,  ein  Ding  der  Unmög- 
lichkeit. Streit  kann  nur  mehr  darüber  entstehen,  ob  diejenigen  »Seel- 
sorgestationen und  Hilfspriesterstellen,«    welche  laut  Absatz  4  seit 
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dem  5.  November  1855  bestehen,  auch  »in  dieser  Eigenschaft,c 
nemlich  als  »selbständige  Seelsorgestationen«  und  als  »systemisirte« 
d.  h.  staatlich  anerkannte  »Hilfspriesterstellent  bestehen,  bezw.  schon 
am  5.  November  1855  als  solche  bestanden.  Das  Znstandekommen 
neuer,  oft  so  nothwendiger  Pfarren  und  Cooperaturen  ist  nicht  nur 
vom  Standpunkte  der  Dotationen,  sondern  nach  §.  20  des  Gesetzes 
vom  7.  Mai  1874  R.  G.  Bl.  Nr.  50  auch  im  allgemeinen  den  Bischöfen 
entzogen  und  in  den  guten  Willen  des  Staates  gelegt  Während  die 
österreichischen  Schulgesetze  bei  gewissen  Entfernungen  die  Gründung 
neuer  Schulen,  bei  einer  bestimmten  Anzahl  von  Kindern  die  Er- 
richtung neuer  Schulklassen  fordern,  findet  sich  keine  ähnliche  Be- 
stimmung für  die  Gründung  neuer  Pfarren  oder  neuer  Hilfspriester- 
steilen.  Artikel  15  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  December  1867, 
nach  welchen  die  Kirche  »ihre  inneren  Angelegenheiten  selbständig 
ordnet  und  verwaltet,«  findet  hier  eine  eigenthümliche  Beleuchtung. 
Die  staatskirchenrechtliche  Tragweite  dieser  Bestimmungen  fühlend, 
beantragte  daher  Dr.  v.  Fuchs  im  Budgetausschusse  die  Worte :  »so- 
ferne  u.  s.  w.  im  §.  1  zu  streichen,  und  als  dies  misslang,  in  seinen 
Gongruagesetzentwnrf  die  Glausel  aufzunehmen:  »Die  staatliche  An- 
erkennung, bezw.  Zustimmung  ist  nicht  zu  versagen,  wenn  seitens 
des  Diöcesanbischofes  der  Nachweis  erbracht  wird,  dass  die  Selbstän- 
digkeit einer  Seelsorgestation,  bezw.  die  Systemisirung  einer  bleiben- 
den Hilfspriesterstelle  oder  Expositur  im  Interesse  der  Seelsorge  ge- 
legen ist.«  Allein  beide  Anträge  wurden  abgelehnt.  Man  kann  dem- 
nach nicht  sagen,  dass  die  Wohlthaten,  welche  die  folgenden  Bestim- 
mungen dem  Clerus  immerhin  gewähren,  nicht  anständig  bezahlt 
seien. 

Was  den  Begrifi  »eine  bestimmte  kirchliche  Gemeinde«  anbe- 
langt, verweisen  wir  auf  die  Entscheidung  des  üsterr.  Verwaltungs- 
gerichtshofes vom  10.  März  1887  Z.  712  (»Archiv«  Bd.  59.  S.  101) 
und  bemerken  nur,  dass  in  dieser  Hinsicht  nach  dem  Vorhandensein 
oder  Fehlen  des  s.  g.  Pfarrzwanges,  also  nicht  nur  nach  dem  Be- 
stände einer  geographischen  Grenze  zu  entscheiden  sein  wird. 

Zu  den  Absätzen  1  und  5  bemerkt  der  Motivenbericht  der  Be- 
gierung  folgendes:  »Noch  in  zwei  weiteren  Beziehungen  enthält  der 
§.  1  eine  Aenderung^des  gegenwärtigen  Gesetzes.  Da  nämlich  letz- 
teres nur  von  »systemisirten«  Hilfspriestern  spricht,  entstand  viel- 
fach der  Zweifel,  ob  Hilfspriestern,  welche  einem  dienstunfähigen 
Seelsorger  bloss  adjpersonam  beigegeben  werden,  auf  die  im  Schema  I. 
zu  dem  bezogenen  ;^Gesetze  enthaltene  Congrua  Anspruch  haben,  oder 
ob  dieselben  als  nicht  systemisirt  lediglich  die  frühere  Congrua  von 
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210  fl.  zu  erhalten  hätten.  Von  dem  Grundsätze  ausgehend,  dasa 
gleiche  Mühewaltung  auch  gleichmässig  zu  entlohnen  ist,  wurde  der 
Unterschied  zwischen  systemisirteu  und  Personalhilfspriesiern  fallen 
gelassen  und  der  Anspruch  auf  die  neue  Hilfspriestercongrua  nur  da^ 
?on  abhängig  gemacht,  dass  die  Beigebung  des  Hilfspriesters  mit 
staatlicher  Genehmigung  erfolge. 

Die  zweite  Modification  betri£ft  Inhaber  einfacher  Benefideo. 
Wenn  solche  Priester  bei  vorhandenem  Bedürfnisse  mit  Genehmigang 
der  staatlichen  Gultusverwaltung  Hilfspriesterdienste  leisten,  so  er- 
scheint es  billig,  das  Beneficialeinkommen  derselben  aas  dem  Be- 
ligionsfonde  bis  zur  Hilfspriestercongrua  zu  ergänzen.c 

Zu  dem  letzten  Absätze  dieses  Paragraphes  bemerkt  der  Ho- 
tivenbericht  des  Budgetausschusses  folgendes:  »Der  Ausschuss  hat 
endlich  dem  von  der  Be^^ierung  vorgelegten  Entwürfe  einen  neaen 
Absatz  am  Schlüsse  des  §.  1  (letztes  Alinea)  beigefügt,  wonach  Be- 
ligiasen^  welche  eine  systemisirte  weltgeistliche  Hilfspriesterstelle  ver- 
sehen^ Anspruch  auf  eine  Entlohnung  im  Ausmasse  der  Hilfspriester- 
congrua haben  sollen.  Diese  Bestimmung,  welche  den  Grundsätzen 
der  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  entspricht,  hat  in  dem  dermalen  in 
Geltung  stehenden  Gesetze  gefehlt  und  in  der  Praxis  nicht  selten  asu 
mjbslichen  Verhältnissen  Anlass  gegeben.  Bei  dem  notorischen  Priester- 
mangel tritt  nämlich  häufig  der  Fall  ein,  dass  systemisirte  Hilfs- 
priesterstellen  geraume  Zeit  unbesetzt  bleiben.  In  solchen  Fällen  wird 
meistens,  wo  Gelegenheit  vorhanden  ist,  Aushilfe  seitens  mancher 
Orden  in  der  Weise  geleistet,  dass  die  Mitglieder  derselben  die  eine 
oder  andere  vacante  Hilfspriesterstelle  verseben.  Nun  wurde  in  sol- 
chen Fällen  au  die  betreflfenden  Ordensleute  für  die  bezüglichen 
Hilfspriesterdienste  aus  den  Beligionsfonden ,  bezw.  der  staatlichen 
Dotation  derselben,  keinerlei  Entlohnung  geleistet,  sondern  den 
Pfarrern  es  überlassen,  aus  ihren  eigenen  kargen  Einkommen  die 
bezüglichen  Dienstleistungen  selbst  zu  honoriren.  Das  beantragte 
neue  Alinea  soll  nunmehr  diesem  Debelstande  abhelfen.€  Wie  bereits 
anter  dem  Bestände  des  alten  Congruagesetzes  in  dieser  Beziehung 
hätte  vorgegangen  werden  können  und  sollen,  wurde  schon  im 
71.  Bande  (S.  115)  dieser  Zeitschrift  ausführlicher  auseinandergesetzt. 

§.  2. 

»Das  Minimaleinkommen  wird  für  jedes  der  im  Reicbsrathe  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  nach  dem  diesem  Gesetze  beige- 
schlossenen Schema  I  festgestellte 

»Dieses  Minimaleinkommen  wird  rücksichtlich  derjenigen  systemi- 
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sirten  Hilfspriester,  welche  mit  Seelsorgefanctioaen  an  einer  ausser- 
halb des  Pfarrortes  befindlichen  Kirche  betraut  sind  und  bei  der- 
selben ihren  Amtssitz  haben,  um  160  fl.  erhöhte 

Zu  Absatz  l  folgen  die  notwendigsten  Bemerkungen  am  Schlüsse 
bei  Schema  L.  Im  Absätze  II,  welcher  nichts  neues  bietet,  ist  ein- 
fach das  Gesetz  vom  7.  Januar  1894  B.  G.  Bl.  Nr.  16  (»Archive 
Bd.  71.  S.  316)  wiedergegeben.  Da  in  den  zahlreichen  vom  Glerus 
eingebrachten  Petitionen  ganz  besonders  die  Bewilligung  von  Qaiu* 
qnennien  betont  worden  war,  so  hatte  Referent  Dr.  v.  Fuchs  in  seinem 
Entwürfe  f&r  die  Cooperatoren  drei  Quinquennien  zu  50  fl.,  für  die 
Pfarrer  drai  zu  100  fl.  beantragt  und  zwar  nur  »insoferne  als  diese 
Erhöhungen  ihre  Bedeckung  nicht  in  den  mit  ihrem  Amte  ver- 
bundenen Bezügen  haben.«  Wie  der  ganze  Entwurf  wurde  auch 
dieser  Antrag  fallen  gelassen. 

§.  3. 

»Ob  und  inwieweit  im  einzelnen  Falle  eine  Ergänzung  nach 
§.  1  stattzufinden  hat,  wird  auf  Grund  der  im  Wege  der  Ordinariate 
einzubringenden  ßinbekenntnisse  von  der  politischen  Landesbehörde 
entschieden.! 

»Für  die  Einbekennung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  zum 
Zwecke  der  Congrnaergänzungen  haben  folgende  Grundsätze  zu 
gelten.« 

§.  4. 

»Als  Einnahmen  sind  nur  nachstehende  Bezüge  einzurechnen: 

a)  Der  Beinertrag  von  Grund  und  Boden  in  jener  Höhe,  in  wel- 
cher derselbe  von  den  betreffenden  Grundstücken  zur  Bemessung 
der  Grundsteuer  festgestellt  erscheint ; 

b)  der  Zinsertrag  vermieteter  Gebäude  in  seiner  wirklichen  Höhe, 
nach  Abschlag  der  gesetzlichen  Quote  der  Erhaltungs-  und 
Amortisationskosten ; 

c)  der  Ertrag  von  Gapitalien,  nutzbaren  Bechten  und  gewerblichen 
Betrieben ; 

d)  fixe  Beuten  und  Dotationen  in  Geld,  Geldeswert  oder  Naturalien, 
letztere  mit  20  Procent  Abschlag  vom  Bruttoertrage  wegen  Min- 
derwertigkeit und  als  Binbringungskosten.  Ausnahmsweise  kann 
bei  c)  und  d)  für  Einbringungskosten  von  Gapitalszinsen  oder 
Beuten  aus  Billigkeitsrücksichten  ein  entsprechender  Abschlag 
bewilligt  werden; 

e)  das  Einkommen  aus  üeberschüssen  des  localen  Kirchenvermögens, 
insofern  solche  üeberschüsse  zu  Dotationszwecken  verwendet 
werden  können; 
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f)  die  Stolagebfihren  in  einem  Pauschalbetrage,  welcher  von  der 
LandesbehOrde  im  Einvernehmen  mit  dem  Diöcesanbiscbofe,  oder 
falls  ein  Einverständnis  nicht  erzielt  wird,  vom  Caltusminister 
festzusetzen  ist. 

Von  den  solcherweise  ermittelten  Stolageburen  ist  ein  Betrag^ 
von  30  fl.  in  Abrechnung  zu  bringen. c 

Vergleicht  man  §.  4  mit   den   analogen    Bestimmungen   des 
frfiheren  Congruagesetzes  (»Archive  Bd.  54.  S.  149),  so  ergibt  sieb 
folgendes:   Bei   lit«  d.  sind   die   Worte   »Naturalien  (letztere  nach 
Durchschnittspreisen  berechnet  mit  10  Procent  Abschlag  vom  Brutto- 
erträge als  Einbringungsko8ten)€  umgeändert  in :  »letztere  mit  20  Pro- 
cent Abschlag  vom  Bruttoertrage  wegen  Minderwertigkeit  und   als 
Einbringungskosten.c     Im  lit.  e.  ist  die  bisherige  Unklarheit   ge- 
blieben. Da  die  Worte  des  Beferentenantrages  »im  Einvernehmen  mit 
dem  DiOcesanbischofet  nicht  berficksichtiget  wurden,  wird  die  Ent- 
scheidung des  Verwaltungsgerichthofes  vom  25.  September  1891 Z.  3044 
(»Archive  Bd.  68.  S.  251)  um  so  mehr  zu  beachten  sein.   Bei  lit.  f. 
ist  in  Hinsicht  auf  die  peinliche  Auffassung,   welche  dem  Begriffe 
»StolagebQrc  in  so  manchem  Kronlande  unterlegt  wurde,  sehr  sa  be- 
dauern, dass  die  Stilisirung  des  Beferentenentwurfes  »die  Stolagebfiren 
für  Aufgebote,  Trauungen  und  Leicheneinsegnungenc  nicht  berfick- 
sichtiget wurde.    Auch  dessen  Antrag,  nicht  80  fl.,  sondern  50  fl. 
der  Stolagebuhren  nicht  in  die  Einnahmen  zu  stellen,  ward  nicht 
angenommen.    Das  frühere  Gongruagesetz  enthielt  noch  eine  lit.  g. 
des  Inhaltes,  dass  alle  Ertragnisse  der  vor  der  Wirksamkeit  des 
Qesetzes   errichteten  Stiftungen  in  das  Gehalt  einzubeziehen  sind. 
Statt  dieser  Bestimmung  enth&lt  das  neue  Oesetz  folgende  zwei  Pa- 
ragraphe,  welche  nach  der  Erklärung  der  Regierung  einen  Mehr- 
aufwand von  rund  einer  Million  Qulden  erfordern. 

§.5. 

»Von  der  Einrechnung  ausgeschlossen  ist  das  Erträgnis  der  mit 
einem  bestimmten  Betrage  errichteten  Stiftungen  far  Messen  und 
andere  gottesdienstliche  Handlungen. c 

§.6. 

»Die  Erträgnisse  der  nach  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  durch 
Liberalitätsacte  einer  bestehenden  Pfrönde  zugewachsenen  Vermögen- 
schaften sind  von  der  Einrechnung  ausgeschlossen.c 

Der  Motivenbericht  der  Begierung  bemerkt  zu  diesen  beiden 
Bestimmungen:  »Hiedurch  soll  einem  seit  Jahrzehnten  von  der 
Geistlichkeit  vorgebrachten,  vom  Episcopate  stets  wärmstens  befnr- 
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werteten  Wunsche  Rechnung  getragen  werden.  Es  wurde  insbesondere 
geltend  gemacht,  dass  sich  aus  dieser  Einrechnung  die  grOsste  Un- 
gleichheit anter  hierarchisch  gleichgestellten  Seelsorgsgeistlichen  in 
Beziehung  auf  ihr  Einkommen,  aber  auch  überhaupt  unbillige  und 
an  sich  widerspruehsYdIe  Gonsequenzen  ergeben.  Da  n&mlich  Ma- 
nual- und  Gurrentmessen  zum  Zwecke  der  Bemessung  der  Congrua- 
ergftnzung  nicht  zur  Anrechnung  zu  gelangen  haben ,  andererseits 
aber  ein  Seeborgsgeistlicher,  welcher  wenige  oder  gar  keine  Messen- 
stiftungen zu  persolviren  hat,  vielmehr  Manualmessstipendien  er- 
langen kOnne,  erfreue  sich  letzterer  einer  viel  gunstigeren  finanziellen 
Position,  als  ein  mit  Stiftmessen  belasteter. 

In  dem  Masse  als  bei  einer  Seelsorgestation  mehr  einrechen- 
bare  Stiftungen  bestehen,  verschlechtert  sich  die  Lage  der  Seelsorge- 
geistlichen, weil  ihm  das  gestiftete  Messstipendium  an  seiner  Gon- 
gruaerg&nzung  in  Abzug  gebracht  werde,  gleichzeitig  gehe  ihm  mit 
jeder  neuen  Stiftmease  ein  Tag  des  Jahres,  bezw.  die  Möglichkeit, 
ein  Manualstipendium  zu  erwerben,  verloren. 

Eine  solche  Schädigung  widerspreche  der  Intention  des  Stifters, 
da  diese  gewiss  nicht  auf  eine  Entlastung  des  Religionsfonds  ge- 
richtet war,  sondern  neben  der  zunächst  beabsichtigten  geistlichen 
Wirkung  oft  geradezu  die  Verbesserung  der  materiellen  Lage  des 
persolvirenden  Geistlichen  bezweckte. 

Dem  Qewichte  dieser  Gründe  konnte  sich  auch  die  staatliche 
Gultusverwaltung  nicht  verschliessen«  Bereits  im  Jahre  1852  wurde 
angeordnet,  dass  die  seit  dieser  Zeit  zu  errichtenden  Stiftungen  von 
der  Einrechnung  ausgeschlossen  bleiben  sollen.  Es  war  demnach  in 
dieser  Beziehung  ein  Rückschritt,  dass  das  Gesetz  vom  19«  April 
1885  die  Nichteinrechenbarkeit  der  Stiftungen  erst  vom  Zeitpunkte 
der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  hat  eintreten  lassen. 

Bei  der  Revision  des  Gongmagesetzes  musste  vor  allem  zu 
dieser  Frage  Stellung  genommen  werden.  Dieselbe  war  schon  da- 
durch vorgezeichnet,  dass  die  Gesetzgebung  die  Nichteinrechenbar- 
keit der  Stiftnngen  im  Principe  bereits  anerkannt  hat,  indem  die 
neuen  Stiftungen  von  der  Einrechnung  ausgeschlossen  blieben.  Ein 
Unterschied  aber  zwischen  alten  und  neuen  Stiftungen  lässt  sich  in 
dieser  Beziehung  um  so  weniger  begründen»  als  auch  in  Hinsicht 
auf  erstere  der  Nichteinrechnungsclansel  rechtliche  Wirkung  zu- 
kommt. Dem  Wesen  nach  sind  gestiftete  Messen  von  Manualmessen 
nicht  verschieden  und  verlangen  daher  gleiche  Behandlung. 

Nach  dem  heutigen  Stande  der  Gesetzgebung  gelangt  ein  die 
Erhöhung  der  Dotation  bezweckender  Liberalitätsact  hinsichtlich  von 
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Seelsorgern,  welche  eine  Ergänzung  aus  dem  Religionsfonde  beziehen, 
nicht  zar  vollen  Wirkung.  Die  Congraaergftnzung  wird  nftmiich  ent- 
sprechend vermindert.  So  kann  es  vorkommen,  dass  der  Spender  statt 
der  von  ihm  gewollten  Wirknng  nichts  anderes  erzielt,  als  dass  der 
Beligionsfond  entlastet  wird,  während  der  Seelsorger  in  dem  früheren 
Bezage  verbleibt.  Diese  Inconvenienz  soll  durch  §.  6  beseitigt  wer- 
den.c  Thatsächlich  wurde  dieselbe  freilich  erst  entfernt,  indem  der 
Budget- Ausschuss  in  der  Regierungsvorlage  die  Worte  beseitigte: 
»wenn  aus  der  erklärten  Absicht  des  Spenders  hervorgebt,  dass  er 
das  Oesammteinkommen  des  Pfründenbesitzers  über  die  Congrua  anf- 
zubessern  beabsichtigte.« 

Die  §§.  5  und  6  enthalten  die  grösste  Wolthat  des  neuen  Ge- 
setzes:  sie  setzen  die  Stifter  wieder  in  ihre  Hechte  ein,  f&rdem 
fromme  Stiftungen,  machen  zwischen  Pfründe  und  Pfründe  einen 
grösseren  unterschied  und  ermöglichen  dadurch  vielen  Priestern  wie- 
der ein  bescheidenes  Avancement.  Es  erhalten  jedoch  durch  die- 
selben meistens  gerade  jene  Pfarreien  die  geringste  Anfbessemng, 
welche  derselben  am  meisten  bedürfen,  nemlich  die  kleinen  ans  den 
s.  g.  Vicariaten,  Localcaplaneien  und  Exposituren  hervorgegangenen 
Pfarren,  welche  gewöhnlich  neueren  Datums  sind  nnd  desshaib  nnr 
wenige  und  unbedeutende  Stiftungen  haben.  Der  Gehalt  ihrer  Seel- 
sorger wird  also  auch  in  Zukunft  wol  »Congrua«  heissen,  ohne  es 
in  der  That  zu  sein. 

§.  7. 

»Als  Ausgaben  sind  einzustellen: 

a)  Die  von  den  einzubekennenden  Einnahmen  (§.  4),  zu  entrichtenden 
landesfürstlichen  Steuern,  Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindeum- 
lagen und  sonstige  für  öffentliche  Zwecke  auf  Grund  eines  Ge- 
setzes zu  leistende  Beiträge,  sowie  das  Gebührenäqnivalent ; 

b)  die  Eanzleiauslagen  für  die  Matrikenführung,  wo  dieselben  nicht 
aus  dem  Kirchenvermögen  oder  von  einem  anderen  hiezn  Ver- 
pflichteten bestritten  werden,  dann  die  mit  der  Führung  des 
Decanatsamtes  (Bezirksvicariates)  verbundenen  Auslagen  in  einem 
im  Verordnnngswege  festzustellenden  Betrage; 

c)  Leistungen  an  Geld  nnd  Geldeswert  aus  dem  Grunde  einer  auf 
dem  Einkommen  haftenden  Verbindlichkeit. 

Hiezu  gehören  insbesondere  die  anf  Grund  bestimmter  Bechts- 
titel  das  Pfründeneinkommen  belastenden  Leistungen  an  Hilfs- 
priester ; 

d)  die  directivmässige  Vergütung  für  die  auf  der  Gongmaergänzung 
haftenden  Religionsfondsmessen ; 
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e)  ständige  aussergewöhnliche  Ausgaben  ffir  die  Sicherstellung  des 
Wasserbedarfes.  € 

»Dagegen  sind  alle  auf  den  persönlichen  Unterhalt  (Haushalt) 
bezüglichen  und  mit  der  Bewirtschaftung  Yon  Grund  und  Boden  ver- 
bundenen, sowie  die  durch  die  Instandhaltung  der  pfarrlichen  Ge- 
bäude nach  den  bestehenden  Vorschriften  entstehenden  Ausgaben 
nicht  einzubeziehen.« 

Unter  b.  sind  gegenüber  dem  früheren  Gesetze  die  Worte  »oder 
von  einem  anderen  hiezu  Verpflichtetenc  eingefügt.  Die  Auslagen 
für  die  Führung  des  Decanalamtes  wurden  mit  der  Verordnung  der 
Ministerien  für  Galtus  und  Unterricht  und  jenes  der  Finanzen  (vom 
19.  Juni  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  107)  in  verschiedenen  Abstufungen 
festgestellt.  Absatz  d  und  e  waren  in  der  Regierungsvorlage  gar 
nicht  enthalten,  der  Clerus  verdankt  dieselben  dem  Budgetausschusse. 
»Was  die  erstere  Bestimmung  anbelangt^c  bemerkt  derselbe,  »so  sollen 
künftighin  die  Seelsorger,  welche  sogenannte  Religionsfondsmessen 
directivmftssig  zu  persolviren  haben,  berechtiget  sein,  die  Vergütung 
hiefür  mit  21  Kreuzer  per  Messe  unter  die  Ausgaben  einzustellen,  c 
Die  »Directivenc,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  sind  die  Hof* 
kanzleidekrete  vom  25.  März  und  2.  April  1802,  4.  October  1843, 
23.  September  1844  (resp.  Erlass  der  o.  e.  Regierung  vom  24.  No* 
vember  1845).  Da  nemlich  die  Osterreichischen  Religionsfonde  aus 
eingezogenen,  mit  Stiftungen  behafteten  Kirchengütern  gegründet 
wurden,  so  haben  diejenigen  Seelsorgspriester ,  welche  aus  diesen 
Fonden  ganz  oder  theilweise  ihre  Gehalte  beziehen,  zahlreiche  »Re- 
ligionsfondsmessen« zu  persolviren.  »Da  die  neudotirten  Seelsorger 
überhaupt  mit  unentgeldlichen  Religionsfondsmessen  zu  sehr  über- 
laden sind,«  sagt  das  erstcitirte  Decret  vom  2.  April  1802,  »so  ist 
die  Anzahl  derselben  vom  1.  Januar  1803  an  dergestalt  zu  be- 
schränken, dass  der  mit  600  fl.  dotirte  Seelsorger  jährlich  180  Messen, 
der  von  400  fl.  120,  der  von  850  fl.  90,  der  von  250  fl.  75  und  der 
von  200  fl.  nur  (!)  60  Messen  für  den  Religionsfond  unentgeldlich  zu 
lesen  verpflichtet  ist^),  für  die  übrigen  aber  das  landesübliche  Sti- 
pendium*) erhalte,« 

Ist  es  somit  um  die  »directivmässige  Vergütung«  der  Reli- 
gionsfondsroesseu  keine  gloriose  Sache,  so  fehlt  unserem  Paragraphen 

1)  Im  Jahre  1812  wurden  diese  Zahlen  auf  die  H&lfte  redacirt.  Als  je- 
doch die  BeligioDsfondsbeiträfire  in  Ck>nvention8m&nze  ausbezahlt  wurden,  fknd 
es  dag  Hofdecret  vom  4.  October  1848  »hoch  an  der  Zeitc  auf  die  Zahlen  von 
1802  zurückzugreifen  I 

2)  Der  Erlass  der  o.  e.  Regierung  vom  9.  October  1849  Z.  26473  he- 
zeichnet  als  »hisheriges  Stipendiumc:  SO  Er.  £.  Seh. 
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noch  eine  analoge  Beatimmong  inbetreff  jener  Messen ,  welche  bei 
Stiftung  der  Pfründe  oder  gelegentlich  einer  Zustiftnng  zur  selben, 
also  »in  limine  fnndationisc  dem  Qnasipossessor  des  Beneficiums  auf- 
erlegt wurden.  Der  juristische  Charakter  obiger  Beligionsfonds- 
messen  und  dieser  »Dotations^c  und  »Deputatmessenc  int,  soweit  er 
hier  in  Frage  kommt,  vollständig  gleichartig ;  da  jedoch  letztere  im 
Gesetze  nicht  ausdrficklich  genannt  sind ,  so  ist  sehr  zu  befflrcbten, 
dass  sie  mit  ersteren  bei  der  Richtigstellung  der  Binkoramenseinbe- 
kenntnisse  nicht  gleichartig  behandelt  werden.  Die  Pfan^n  des  alten 
Erzstiftes  Salzburg  z.  B.,  welche  100  Dotations-  und  Depatat-, 
nicht  aber  Beligionsfondsmessen  kennen ,  haben  somit  eine  Becbts- 
ungleichheit  zu  befttrchten.  Es  ist  demnach  sehr  zu  bedaaernt  dass 
der  Entwurf  des  Referenten  nicht  angenommen  wurde,  welcher 
lautete:  »d.  Die  diöcesantblieiien  Messstipendien  ffir  die  von  dem 
Pfrflndenbesitzer  zu  persolvierenden  Deputat-,  Dotations-  und  Ekli- 
gionsfondsmessen.  c 

Das  frühere  Gongruagesetz  hatte  (§.  3,  2,  e)  folgenden  Passus: 
»In  Ausgabe  zu  stellen  sind  »grössere  Bauauslagen,  welche  einen 
Beneficiaten  nach  den  bestehenden  Gesetzen  treffen.«  .  .  .  »Aus- 
nahmsweise kann  bei  aussergewOhnlichen  Auslagen  z.  B.  bei  Sicher- 
stellung des  Wasserbedarfes,  die  Einbeziehung  bewilliget  werden.€ 
Dieser  ganze  Passus  »wurde  im  gegenwärtigen  Gesetzentwürfe  aus- 
geschieden ^) ,  weil  es  dem  Sinne  der  das  Goncurrenzwesen  bei  Kir- 
chen- und  Pfründengebäuden  regelnden  Gesetzgebung  entspricht,  ^e 
im  Genüsse  einer  Congruaergänzung  aus  den  Religionsfonds  stehen- 
den Seelsorger  von  jeder  Goncurrenzleistung  loszuzählen.  Insofern 
die  betreffenden  Landesgesetze  diese  Befreiung  bis  zur  Höbe  der 
gegenwärtigen  Gongrua  nicht  ausdrücklich  statuiren,  wird  eine  ent- 
sprechende Aenderung  derselben  zu  erwirken  sein.« 

Durch  den  hier  eingeschlagenen  Weg  wird  eine  nicht  unbe- 
deutende Last  vom  Staate  ab  und  auf  den  Glerus  und  —  wmn  die 
Landtage  msHmmen  —  auf  die  Kronländer  hinübergewälzt ! 

Nun  aber  haben  die  Kronländer  Nieder-  und  OberOsterreicb» 
Böhmen,  Tirol,  Triest,  Dalmatien  und  Bukovina  keine  »betreffenden 
Landesgesetze,«  die  bestehenden  Verordnungen  älteren  Datums  sind 
oft  mit  sich  selbst  im  Widerspruche  und  seit  den  Gesetzen  vom 
7.  Mai  1874  (§§.  35,  86,  37,  39,  40!)  und  81.  December  1894  för 
die  Judicatur  ein  noch  grösseres  Kreuz  geworden,  als  sie  es  schon 
ehedem  waren;  im  Kronlande  Salzburg  sind  die  Verhältnisse  g^ 

1)  Absats  2  aber  vom  Badgetausachuss  in   Terbesaerter  Form  wieder 
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radeza  aohaltbar^).  Fflr  die  Eronländer  Galizien,  OOrz-Oradisca, 
Isfarieo,  Eärnthen,  Krain,  Mähren,  Schlesien,  Steiermark  nnd  Vorarl- 
berg bestehen  zwar  solche  Landesgesetze,  da  jedoch  Qalizien  schon 
bei  400  fl.,  Mähren  bei  600  fl.,  alle  äbrigen  bei  500  fl.  Congma 
den  Pfrfindner  in  Concnrrenz  ziehen,  so  müssen  air  diese  Gesetze 
geändert  werden;  denn  erstens  sind  in  jedem  dieser  Länder  Seel- 
sorger mit  mehr  als  600  fl.  Congrna  nnd  zweitens  ist  bei  Bemessung 
des  Concnrrenzbeitrages  das  Erträgnis  des  Beneficiums,  nicht  aber 
auch  die  Ergänzung  durch  den  Beligionsfond  in  Rechnung  zu  ziehen*) 
—  welchen  umstand  offenbar  der  Vorschlag  des  Motivenberichtes  in 
Erwägung  zieht.  Bis  nun  in  allen  Eronländem  diesbezüglich  Ord- 
nung geschaffen  ist,  wird  es  mindestens  —  sehr  lange  Zeit  dauern, 
bis  dahin  aber  ist  schon  die  Wolthat  des  Qesetzes  vom  19.  April 
1885  entzogen  und  später  gewiss  nicht  vollständig  ersetzt!  Es  ist 
daher  nicht  zu  wundern,  dass  diese  Aenderung  viel  böses  Blut  ge- 
macht und  man  den  finanziellen  Effect  derselben  genauer  be- 
trachtet hat! 

§.  8. 

»Die  Bestimmung  der  Art  und  Weise,  wie  die  Einbekenntnisse 
einzurichten,  zu  prüfen  und  richtigzustellen  sind,  bleibt  dem  Verord- 
nungswege vorbehalten.  € 

»Die  Einbekenntnisse  sind  innerhalb  der  Frist  von  zwei  Monaten 
nach  dem  Tage  des  Amtsantrittes  des  selbständigen  Seelsorgers,  be- 
ziehungsweise Hilfspriesters,  rücksichtlich  der  bereits  im  Amte  be- 
findlichen congruaergänzungsberechtigten  Seelsorgegeistlichkeit  binnen 
zwei  Monaten  vom  Tage  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  beim  Or- 
dinariate zu  überreichen.  Aus  triftigen  Gründen  kann  diese  Frist 
erstreckt  werden,  c 

»Die  Congruaergänzung  ist  vom  Tage  des  Amtsantrittes  an  zu- 
zuerkennen, wenn  das  Einbekenntnis  innerhalb  der  gesetzlichen  oder 
erstreckten  Frist  überreicht  wurde.  Im  Falle  das  Einbekenntnis  nach 
Ablauf  der  gesetzlichen  oder  erstreckten  Frist  überreicht  wurde ,  ist 
die  Congruaergänzung  vom  Tage  des  Einlangens  der  Fassion  bei  der 
politischen  Landesstelle  an,  zuzuerkennen.c 

Die  hier  anberaumte  Frist  zur  Vorlegung  der  Fassion  fehlt  im 
Gesetze  vom  19.  April  1885,  sie  ist  ans  der  Vollzugsverordnung  vom 
20.  Januar  1890  herüber  genommen.  Die  neu  hinzugekommenen 
Worte  »beziehungsweise  Hilfspriesters«  werden  viele  ganz  unnütze 
Schreibereien  verursachen.  Der  Wechsel  der  Hilfspriester  ist  ja  na- 

1)  »Archive  Bd.  74.  S.  54,  86. 

2)  Vgl  »Archiv«  1897.  175. 
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turgemäss  ein  sehr  oftmaliger,  die  Faasionen  derselben  sind  jedoch 
sozusagen  fasrt  gar  keiner  Aenderung  unterworfen.  Es  w&re  angleich 
einfacher  und  praktischer,  die  »Nachhangsfassionc  nar  dann  zu  ver* 
langen ,  wenn  die  »Hanptfassiont  vonseite  des  Pfarrers  zu  legen  ist. 
Uebrigens  bemerkt  der  Bericht  des  Badgetausschusses :  »Mit  Ruck-* 
sieht  auf  die  Divergenz,  welche  zwischen  der  Auffassung  der  Ad- 
ministrativbehOrden  einerseits  und  der  Judicatur  des  k.  k«  Reichs- 
gerichtes andererseits  zutage  getreten  ist,  hat  es  sich  als  nützlich 
erwiesen,  genaue  formalrechtliche  Bestimmungen  über  die  Frist  der 
Einbringung  der  Fassionen,  sowie  über  den  Zeitpunkt  der  Zuerken- 
nung  der  Gongruaergänzung  selbst,  in  den  Oesetzestezt  aufzunehmen.« 
Die  Regierungsvorlage  enthielt  diese  Bestimmung  nicht. 

§.  9. 

»Zeigt  sich,  dass  eine  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  ein- 
zubekennende Einnahme  verschwiegen  oder  6ine  Ausgabe  wissentlich 
unrichtig  angesetzt  wurde,  so  ist  den  für  die  Richtigkeit  des  Ein- 
bekenntnisses  verantwortlichen  Personen  eine  Geldstrafe  bis  zur  Höhe 
desjenigen  Betrages  aufzuerlegen,  um  welchen  der  Religionsfond, 
bezw.  der  Staatsschatz  benachtheiligt  worden  wäre.c 

»In  anderen  Fällen  einer  Divergenz  ist  lediglich  das  Einbekennt- 
nis  richtigzustellen  und  nur  nach  Umständen  der  Ersatz  der  Kosten 
des  Richtigstellungsverfahrens  aufzuerlegen. c 

§.  10. 

»Die  Provisoren  erledigter  Pfründen  erhalten  ihren  Gehalt  aus 
den  Religionsfonden.c 

»Derselbe  richtet  sich  nach  der  Höhe  der  Gongrua,  welche  der 
betreffenden  Pfründe  nach  §.  2  zukommt  und  beträgt  bei  Pfründen 
mit  600  fl.  Gongrua  fünfundvierzig  (45)  Gülden,  bei  solchen  mit 
700  fl.  Gongrua  fünfundfünfzig  (55)  Gulden,  bei  solchen  mit  800 
bis  900  fl.  Gongrua  sechzig  (60)  Gulden  und  bei  jenen  mit  1000  fl. 
oder  mehr  Gongrua  siebzig  (70)  Gulden  monatlich,  c 

»Excurrendo*  Provisoren  erhalten  eine  von  Fall  zu  Fall  zu  be- 
stimmende Remuneration,  welche  aber  in  keinem  Falle  zwei  Drittheile 
des  ordentlichen  Provisorengehaltes  übersteigen  darf.t 

»In  beiden  Fällen  haben  die  Provisoren  Anspruch  auf  das  Er- 
trägnis der  Stiftungsgebüren  für  Messen  und  andere  gottesdienstliche 
Handlungen.« 

Da  nach  dem  neuen  Schema  eine  pfarrliche  Gongrua  von  500  fl. 
nicht  mehr  vorkommt,  entfällt  auch  die  entsprechende  Stufe  des  Pro- 
visorengehaltes. Letzterer  ist  bei  den  Gongruen  von  600  und  700  fl. 
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um  5  fl.,  bei  jenen  von  800,  900  und  1000  fl.  um  10  fl.  gesteigert. 
»Der  SchlusssatZft  bemerkt  der  Motivenbericht  der  Regierung,  »er- 
klärt sich  ans  der  Aasscbeidnng  der  Bezüge  aus  Stiftungen  für  Messen 
und  gottesdienstliche  Fnnctionen  ans  dem  einzubekennend^n  Local- 
einkomment  (§.  5).  Sehr  zu  bedauern  ist,  dass  folgender  Antrag  des 
Referenten  abgelehnt  wnrde:  »Excurrendo-Provisoren  erhalten  eine 
Bemuneration  von  zwei  Drittheilen  des  ordentlichen  Provisorenge- 
haltes. In  beiden  Fällen  haben  die  Provisoren  Anspruch  auf  das 
Erträgnis  der  Stiftungsgebüren  ....  dann  auf  das  diöcesanäbliche 
Messstipendium  für  Deputat-,  Dotations-  und  Beligionsfondsmessen, 
endlich  auf  das  Stolaerträgnis«c 

Ob  das  Einkommen  einer  Pfarre  auch  aus  dem  Ertrage  einer 
Oekonomie  stammt  oder  nicht,  kann  dem  Religionsfonde  an  sich 
gleichgiltig  sein,  keineswegs  aber  einem  Provisor;  denn  nichts  ist 
lästiger,  als  eine  Oekonomie  provisorisch  zu  verwalten  und  dann  ge- 
naue Abrechnung  zu  halten.  Da  nun  f&r  solche  Mühewaltung  und 
das  damit  immerhin  verbundene  Bisico  kein  Kreuzer  Entschädigung 
bestimmt  ist,  sollte  man  glauben,  dass  es  einem  Provisor  wenigstens 
gestattet  sei,  in  die  betreffende  Post  der  »Intercalarrechnung«  die 
entfallende  Quote  des  Katastralreinertrages  einzustellen,  und  das  um 
so  mehr,  als  auch  ein  Pfarrer  —  und  ein  Pächter  so  handelt,  der 
die  Oekonomie  um  den  Eatastralreinertrag  gepachtet  hat!  In  letz- 
terem Falle  kann  nemlich  die  vom  Provisor  zu  legende  Elechnung 
keinen  höheren  Ertrag  anweisen ,  so  dass  man  es  als  Norm  bezeich- 
nen kann,  dass  ein  etwa  über  den  Eatastralreinertrag  hinausgehen- 
der Gewinn  als  bonum  industriale  demjenigen  verbleibt,  der  die 
Muhen  des  Betriebes  trägt.  Es  ist  leider  kaum  zu  erwarten,  dass 
dieser  Grundsatz  durch  die  neue  Durchführungsverordnung  auch  auf 
die  provisorischen  Verwalter  der  Oekonomiepfründen  ausgedehnt  wird. 
Von  obiger  Norm  wird  somit  der  geplagte  Provisor  eine  Ausnahme 
machen  l 

Eine  Ergänzung  des  §.  10  und  des  Gesetzes  vom  19.  April  1885, 
dem  eine  solche  Bestimmung  fehlte,  bildet 

§.  11. 

»Hilfspriester,  welche  einen  dauernd  dienstunfähigen  selbständigen 
Seelsorger  gänzlich  vertreten,  erhalten  den  im  §•  10  für  Provisoren 
festgesetzten  Gehalt.  Für  denselben  ist  jedoch  in  erster  Linie  ein 
allfälliger  Gongruaüberschuss  der  betreffenden  Pfründe  heranzuziehen. c 

Vom  Ausschusse  des  Abgeordnetenhauses  proponirt  und  dem 
Begierungsentwurfe  eingeschaltet  wurde 
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§.  12. 

»Hat  ein  selbständiger  Seelsorger  nebst  den  ihm  obliegenden 
Verbindlichkeiten  anch  noch  die  systemisirte ,  aber  yacante  Stelle 
eines  HiUspriesters  an  der  von  ihm  zn  pastorirenden  Seelsorgestation 
zn  versehen,  so  gebGrt  ihm  hief&r  eine  Etemnneration  von  monatlich 
15  fl.  (^.  W.  ans  dem  mit  der  Hilfspriesterstelle  verbundenen  Ein- 
kommen, bezw.  ans  den  BeligionsFonden,  insoweit  die  Congrna  dieser 
Hilfspriesterstelle  nicht  znr  Gänze  oder  theilweise  ans  dem  Pfründen- 
einkomroen  des  selbständigen  Seelsorgers  dotirt  ist.€ 

Der  Bericht  des  Ansschnsses  sagt  hierfiber:   »Hit   dem  Mini- 
sterialerlasse  vom  14.  November  1858,  Z.  10236,  wurde   fflr  das 
Kronland  Mähren  verfügt,  dass  an  Seelsorgestationen,    an   welchen 
die  Stelle  eines  Hilfspriesters  systemisirt  ist  nnd  wegen  Mangels  an 
Seelsorgern  nicht  besetzt  werden  kann ,  dem  Pfarrer ,  welcher  durch 
die  Versehnng  des  Gooperatorpostens  doppelte  Sedsorgeäienste  leistet, 
eine  Remuneration  von  monatlich  10  fl.  zn  bewilligen  ist.  Diese  An- 
ordnung wurde  mit  Hinisterialerlass  vom  9.  Juli  1872,  Z.  6854,  auf 
alle  Verwaltungsgebiete  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  ausgedehnt.  Obwol  nun  in  praxi  den  selbständigen  Seel- 
sorgern für  die  doppelt  geleisteten  Seelsorgedienste  diese  Bemoneration 
von  monatlich  10  fl.  nahezu  ausnahmslos  geleistet  wurde,  war  diese 
Leistung  an  die  selbständigen  Seelsorger  nach  der  Judicatur  des 
k.  k.  Reichsgerichtes  nicht  klagbar,   sondern  von  Fall  zu  Fall  von 
der  Bewilligung  der  Cultusyerwaltnng  abhängig.c 

»Um  nun  diese  Angelegenheit  zu  ordnen  und  dadurch  Schwank- 
ungen zu  vermeiden,  hat  der  Ausschuss  für  gut  befunden,  eine  dies- 
bezügliche Bestimmung  in  das  Gesetz  selbst  aufzunehmen.  Weiten 
hat  der  Ausschuss  den  Betrag  von  10  fl.  0.  W.,  welcher  im  Jahre 
1858  vielleicht  noch  ein  angemessener  sein  mochte ,  auf  den  Betrag 
von  15  fl.  6.  W.  erhöht,  um  diese  Entlohnung  doch  halbwegs  mit 
den  dermaligen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  in  Einklang  zu  bringen.« 

§.  13. 

»Ohne  ihr  Verschulden  dienstunfähig  gewordene  Seelsorger  er- 
halten ohne  Rücksicht  auf  ihr  etwaiges  Privateinkommen  und  mit 
Eiurechnung  der  vor  einer  unverschuldeten  zeitweiligen  Deficien^ 
vollstreckten  Dienstzeit  einen  Ruhegehalt,  der  nach  dem  ange- 
schlossenen Schema  II  zu  bemessen  ist.€ 

»Diese  Ruhegehalte  sind,  insofern  sie  nicht  aus  dem  Pfründen- 
einkommen  gedeckt  werden  können,  aus  den  Religionsfonden ,  be- 
ziehungsweise aus  der  staatlichen  Dotation  derselben  zu  bestreiten.« 

»Im  Falle  besonderer  körperlicher  Gebrechen  eines  Deficientea 
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oder  anderer  rfieksichtswfirdiger  Umstände  kann  der  Goltusminister 
demselben  aosnahmsweise  einen  höheren  als  den  ihm  gemäss  des 
Schemas  gebärenden  Ruhegehalt  bewilligen,  jedoch  nnr  bis  zum  Ma- 
ximalbetrage von  800  fl.  fnr  einen  selbständigen  Seelsorger,  und  von 
400  fl.  ffir  einen  Hilfspriester,  c 

Ueber  den  Ziffern  der  Bahegebalte  bemerkt  nun  das  Schema  II: 
»Mit  einer  Dienstzeit  in  der  Seelsorge  oder  einem  a$wlem  öffenp' 
liehen  kirchlichen  Diensie.€  Der  Motivenbericht  äussert  sich  hiezu 
folgendermassen :  »Bei  Bemessung  der  Buhegehalte  Idstungsanfäbig 
gewordener  Seelsorger  erscheint  es  oft  als  eine  unbillige  Härte,  dass 
die  in  einem  anderen  öffentlichen,  kirchlichen  Dienste  zugebrachte 
Dienstzeit  ausser  Anschlag  bleibt.  Dem  soll  durch  die  geänderte 
Fassung  des  zu  §.  13  gehörigen  Schemas  II  abgeholfen  werden.€ 
Der  Budgetausscbuss  hat  die  Ziffern  der  Regierungsvorlage  einiger- 
roassen  erhöht.    Die  Tabelle  folgt  am  Schlüsse  dieser  Abhandlung. 

§.  u. 

»Seelsorger  und  Deficienten,  welche  sich  bei  Beginn  der  Wirk- 
samkeit dieses  Gesetzes  im  Genüsse  einer  höheren  Gongrua-Ergänzung, 
bezw.  eines  höheren  Deficientengehaltes  befinden,  als  ihnen  nach  den 
Beetimmungen  dieses  Gesetzes  gebfiren  wflrde,  behalten  diesen  höheren 
Bezug  fflr  ihre  Person  auf  die  Dauer  ihrer  bezüglichen  Anstellung, 
bezw.  der  Deficienz.c 

»Seelsorgestationen,  für  welche  auf  Grund  eines  speciellen  Rechts- 
titeis  der  dauernde  Bestand  einer  die  Ansätze  des  Schema  I  flber- 
steigenden  Gongrna  mit  Heranziehung  der  Mittel  des  Religionsfondes 
gewährleistet  war,  verbleibt  diese  höhere  Gongrua.c 

»Das  Einkommen  solcher  Seelsorgestationen  wird  auch  nach  den 
Grundsätzen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ermittelt,  c 

Der  Budgetausscbuss  fügt  folgendes  bei: 

»Um  dem  Wunsche  einiger  Ausschussmitglieder  Rechnung  zu 
tragen,  wird  hier  ausdrficklich  bemerkt,  dass  diejenigen  Seelsorger, 
welche  entweder  durch  ein  Drtheil  des  k.  k.  Reichsgerichtes,  oder 
infolge  einer  bei  diesem  Gerichtshofe  eingebrachten  KUge,  im  Wege 
der  Elaglosstellang  seitens  des  Cultusministeriums ,  die  Zuweisung 
einer  höheren  (üongrua  ad  personam  ersiegten,  bezw.  erwirkten,  im 
Besitze  dieser  höheren  Congrua  solange  verbleiben  werden,  als  sie 
den  betreffenden  Seelsorgeposten,  den  sie  bei  Anstrengung  der  Klage 
innegehabt  haben,  auch  fernerhin  innehaben  werden.  Dies  gilt  ins- 
besondere von  den  sogenannten  Curaten  in  Südtirol,  Istrien  und  Görz.€ 

§.  15. 
»Auf  incorporirte  Seelsorgestationen  finden  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  nur  insofern  Anwendung,  als  das  dauernde  thatsäch- 
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liehe  Unvermögen  der  betreffenden  Körperschaft  oder  Pfründe  zar 
Bestreitung  des  standesmässigen  Minimaleinkommens  der  mit  der 
Seelsorge  betrauten  Oeistlichkeit  nachgewiesen  erscheintc 

Dieser  Paragraph  enth&lt  gegenüber  dem  §.  8  des  Gesetzes  vom 
19.  April  1885  eine  wesentliche  Aendemng,  indem  es  künftig  gleich- 
giltig  sein  soll,  ob  eine  Pfarre  einer  »regulären  Communitfttc  oder  einer 
»weltgeistlichen  Eörperschafti  incorporirt  ist.  Ja  derselbe  geht  seinem 
Wortlaute  nach  noch  weiter :  er  unterscheidet  nicht,  ob  in  dem  einen 
und  anderen  Falle  die  Seelsorger,  welche  auf  solchen  Pfarreien  an- 
gestellt sind,  Weltpriester  oder  Religiösen  sind.  Thatsächlich  hat  ja 
auch  der  Staat  an  dem  geordneten  Bestände  einer  Seelsorge  ganz 
das  gleiche  Interesse,  ob  nun  dieselbe  incorporirt  ist  oder  nicht,  ob 
sie  einem  säculären  Stifte  oder  einem  Kloster  einverleibt  ist,  ob  die 
Seelsorger  Welt-  oder  »Ordensc-PrioRter  sind.  Auch  die  Arbeiten 
und  Ausgaben  bleiben  sich  gleich  und  der  Staat  hat  bei  Religiösen 
noch  immerhin  den  Vortheil,  dass  die  incorporirte  Pfründe  an  dem 
Kloster  so  lange  eine  Deckung  hat,  bis  das  »dauernde,  thatsftch- 
liehe  Unvermögen«  des  letzteren  nachgewiesen  ist.  Die  neue  Fassung 
dieser  Bestimmung  muss  als  um  so  gerechter  bezeichnet  werden,  als 
die  Religionsfonde  fast  nur  aus  den  Qütern  aufgehobener  Klöster  be- 
gründet sind.  Der  Motivenbericht  der  Regierung  sagt  daher:  >Bb 
erscheint  als  ein  Postulat  der  Qerechtigkeit,  Seelsorgestationen,  welche 
einer  regulftren  Communität  einverleibt  sind,  den  einer  weltgeistlichen 
Gommunit&t  incorporirten ,  dann  im  Punkte  der  Congruaergänzung 
ans  den  Religionsfonds  gleichzuhalten,  wenn  die  Communit&t  nicht 
die  hinreichenden  Mittel  besitzt,  um  für  das  standesgemftsse  an- 
kommen der  mit  der  Seelsorge  betrauten  Geistlichkeit  aus  Eigenem 
zu  sorgen.«  Ungeachtet  all  dieser  Erwägungen  wird  man  jedoch  auf 
die  Interpretation  gerade  dieses  Paragraphes  gespannt  sein  dürfen. 
Auch  der  Nachweis  des  »dauernden  (?)  thatsächlichen  Unvermögens« 
wird  peinlich  genug  werden,  indem  er  den  staatlichen  Organen  Vor«* 
anlassung  gibt,  alle  Ausgaben  zu  prüfen  und  bis  in  das  Innerste 
eines  Stiftes  oder  Klosters  vom  grünen  Tische  aus  hineinzuregieren. 

§.  16. 
»Bis  zur  Richtigstellung  der  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  und 
der  zu  erlassenden  Durchführungsverordnung  einzubringenden  Einbe- 
kenntnisse  werden  die  bisher  angewiesenen  Congruaergänzungen  gegen 
nachträgliche  Ausgleichung  flüssig  erhalten.« 

§.  17. 
»Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kandroachung  in  Kraft. 
Gleichzeitig  treten   die  Gesetze   vom    19.   April   1885,   R.  G.    Bl. 
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Nr.  47,  und  vom  7.  Januar  1894,  B,  G,  Bl.  Nr.  16,  ausser  Wirk- 
samkeit.« 

§.  18. 

»Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  der  Minister  für  Cultus 
und  Unterricht  und  der  Finanzminister  beauftragt.« 

Der  Motivenbericht  der  Regierung  hat  am  Schlüsse  folgende 
Erklärung:  »Endlich  muss  bemerkt  werden,  dass  dieser  Gesetzent« 
wurf  erst  dann  der  Allerh()ch8ten  Sanction  unterbreitet  werden  kann, 
wenn  die  von  der  k.  k.  Regierung  theils  bereits  eingebrachten,  theils 
noch  einzubringenden  Gesetzentwürfe,  betreffend  die  Erhöhung  der 
Börsen-,  Branntwein-  und  Biersteuer,  von  beiden  Häusern  des 
Beichsrathes  angenommen  sein  werden.«  §•  17,  welchen  der  Bud- 
getausschuss  der  Vorlage  einfügte,  erwähnt  diese  Einschränkung 
zwar  nicht,  allein  nach  den  Worten  zu  urtheileu,  womit  Präsident 
Baron  Glumecky  am  22.  Januar  die  Session  des  Abgeordneten  schloss, 
kann  kein  Zweifel  sein,  dass  auch  das  neue  Congruagesetz  erst  »nach 
Sicherstellung  des  dadurch  entstandenen  Mehraufwandes«  in's  Leben 
treten  wird.  Seither  haben  sich  bekanntlich  grosse  Schwierigkeiten 
für  das  Zustandekommen  neuer  Gesetze  überhaupt  ergeben. 

Zum  Schlüsse  folgen  die  im  §.  1  (resp.  §.  2)  und  §.  18  er- 
wähnten Schemata.  Ein  Vergleich  mit  den  entsprechenden  Tabellen 
des  Gesetzes  vom  19.  April  1885  (»Archiv«  1885  II.  152  ff.)  zeigt, 
dass  bei  Schema  I  die  Zahlen  sich  wesentlich  gleich  geblieben  sind. 
Nur  Galizien  und  Dalmatien  haben  theilweise  grössere  Ansätze.  Bei 
Niederösterreich  ist  unter  Z.  2  die  Umgebung  von  Wien  statt  mit 
4  Meilen  nunmehr  mit  30  Kilometer  fixirt,  in  Galizien  sind  unter 
Z.  8  uicht  mehr  die  Städte  mit  5000,  sondern  schon  jene  mit  3000 
Einwohnern  bevorzugt.  Die  Alpenländer,  wo  das  Leben  vielfach  am 
allertheuersten  ist,  sind  vollkommen  leer  ausgegangen  1  Das  hat  seine 
Bückwirkung  auch  bei  Schema  II,  welches  sich  im  allgemeinen  etwas 
günstiger  stellt.  Immerhin  aber  verdient  bemerkt  zu  werden,  dass 
ein  Priester,  welcher  seine  vierzigjährige  Dienstzeit  als  Expositus 
abschliesst,  sich  mit  einem  Buhegehalte  von  täglich  96  Kr.  wird 
begnügen  müssen  I  und  doch  ist  er  de  facto  alleiniger  Seelsorger 
eines  Sprengeis  gewesen!  Die  Aenderung  der  Ueberschrift  über  den 
einzelnen  GehalUkategorien  wurde  schon  bei  §.  13  erwähnt.  Das 
»Gesetz  mit  welchem  Bestimmungen  über  die  Dotation  der  griechisch- 
orientalischen  Seelsorgegeistlichkeit  Dalmatiens  erlassen  werden« 
—  es  wurde  unmittelbar  nach  dem  »Congruagesetze«  im  Reichsrath 
erledigt  —  stimmt  mutatis  mutandis  mit  letzterem  überein  und  ent* 
hält  dieselben  Schemata. 
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Schema   I 

dw  Im  Sinne  ita  §.  1  fttr  die  einielnen  Königreiohe  und  Ziinder  fertceitellfta 

Oongroftbeirige. 


I.  NiederMerreleli. 

1.  In  Wien 

2.  In  der  Umgebung  von  30  Kilometer  um  Wien: 

a)  Pfarren  mit  systemisirten  Hilftpriestem    . 

b)  Pfarren  ohne  systemieirte  HilfiiprieBter  .    . 

3.  In  Städten  and  grösseren  Cnrorten    .... 
4  In  anderen  Orten: 

a)  Pfkrren  mit  systemisirten  Hilftpriestem    . 

b)  Pfkrren  olme  systemisirte  Hilfspriester  •    . 

II.  BfNimen«  WUireii,  Schleeleii  und  ObtrütlirrelelL 

1.  In  Prag  und  Brunn 

2.  In  Lim  (mit  ürfahr),  Ried,  Steyr  und  Wels, 

dann  in  Troppau 

3.  In  der  Umgebung  von  15  Kilometer  um  Prag 

und  um  BrOnn,  in  Städten  und  Märkten  aber 
5000  Einwohner,  dann  in  grösseren  Garorten 

4.  In  anderen  Orten: 

a)  Pfarren  mit  systemisirten  Hili^prlestem    . 

b)  Pfarren  ohne  systemisirte  Hil&priester  •    . 

HL  Sielermark,  Klmteii,  Kraln,  Salibiirg,  Tirol  mit 

Vorarlberg. 

1.  In  der  Landeshauptstadt 

2.  In  Städten  und  Märkten  über  5000  Einwohner 

und  in  grösseren  Curorten 

3.  In  anderen  Orten: 

a)  Pfarren  mit  systemisirten  Hüfspriestem    . 

b)  Pfarren  ohne  systemisirte  Hilfspriester  .    . 

IV.  letrlen,  Triestmid  Oeblel,  Q0n,  Grmlleka  uml  Bukowkia. 

L  In  Triest 

2.  In  Osemowitz 

3.  In  der  Umgebung  von  15  Kilometer  um  Triest, 

in  Städten  und  Märkten  Qber  3000  Einwohner, 
dann  in  grösseren  Curorten 

4.  In  anderen  Orten 

V.  Mlzlen. 

1.  In  Lemberg  und  Krakau 

2.  In  Städten  Qber  10,000  Einwohner,  dann  in 

den  Orten  Podgorze  (bei  Krakau)  und  Biala 

3.  In  Städten  und  Märkten  über  3000  Einwohner 

und  in  grösseren  Curorten . 

4.  In  allen  anderen  Orten 

VI.  Dalmatten. 

L  In  Zara 

2.  In  Städten  und  Märkten  über  2000  Einwohner, 

in  Lesina,  Macarsca  und  Curzola,  dann  in 
grösseren  Curorten 

3.  In  anderen  Orten 


Selbstladige 
8eel8oi|;«r 


HUfi- 
priotter 


Qnlden  in  QsUrr.  Währ. 


L800 

1.200 
LOOO 
1.000 

800 
700 


1.200 
LOOO 


900 

350 

800 

360 

700 

^^ 

1.000 

400 

800 

SM 

700 

aoo 

eoo 

•™" 

1.200 

400 

1.000 

400 

700 

KO 

600 

300 

1.000 

400 

800 

350 

700 

850 

600 

300 

800 


700 
600 


500 
400 
400 
350 

400 
400 


360 


300 
300 
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5.  Die  kirchenstaatsrechtlichen  Wirkungen  der  Kommunion 
und  Konfirmation  auf  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  in 

Bayern  0. 

Voo  Dr.  juris  Joseph  StangU 

I.  Die  in  der  Ueberschrift  gekennzeichnete,  in  der  Litterator 
überhaupt  und  in  der  gegenwärtigen  Zeitschrift  insbesondere  so  oft 
und  so  eingehend  behandelte  Materie ')  bietet  an  interessanten^  auch 
praktisch  bedeutsamen  Bechtsproblemen  eine  solche  üeberfolle,  dass 
einer  gründlichen  Forschung  stets  neue  Arbeit  übrig  bleibt.  Eine 
hervorragend  wichtige  Bolle  spielt  in  Theorie  und  Praxis  regelmäs- 
sig die  Frage  nach  den  kirchenstaatsrechtlichen  Wirkungen  der 
Kommunion  (bei  katholischer  Erziehung)  bezw.  der  Kanfimuitm 
(bei  protestantischer  Erziehung).  Eine  die  Ergebnisse  der  wissefl- 
schaftlichen  Forschung  sowohl  als  der  Judikatur  des  bayerischen 
Yerwaltungsgerichtshofes  zusammenfassende  Erörterung  der  letzt- 
erwähnten Frage  in  dieser  Zeitschrift  dürfte  jetzt  um  so  mehr  am 
Platze  sein,  als  einerseits  das  zu  bewältigende,  umfangreiche  Aus- 
legungs-Material sich  nunmehr,  nach  den  neueren  und  neuesten  Pabli- 
kationen,  überblicken  lässt,  anderseits  die  verwaltungsrichterliclie 
Rechtsprechung  in  der  hier  fraglichen  Bichtung  zu  einem  gewissen, 
einen  stabilen  Bechtszustand  garantierenden  Abschluss  gelangt  ist')- 

IL  In  Betracht  kommt  die  Schlussbestimmung  des  §.  1^ 
Bel.-Ed. : 

(»Wenn  ein  das  Beligionsverhältnis  der  Kinder  bestimmender 
Ehevertrag  vorhanden  ist,  so  bewirkt  der  Uebergang  der  Eltern  zu 
einem  andern  Glaubensbekenntnis  darin  insolange  keine  Veränderung, 
als  die  Ehe  noch  gemischt  bleibt;  geht  aber  ein  Ehegatte  zur  Be- 


1)  Vorstehende  Arbeit  ist  theilweise  gedruckt  in  der  »Jarist.  Monats- 
schrift« Yon  Dr.  Becher.  Nr.  7/8.  Jahrg.  1896. 

2)  Vergl.  insbesondere  die  wertvollen  Arbeiten  Dr.  Karl  Oeigtrt  ü 
dieser  Zeitschrift  Bd.  71  (1894)  S.  869  und  Bd.  75  (1896)  S.  358.  Es  wäre 
zweifellos  ein  verdienstvolles  Unternehmen,  wenn  der  Verfasser  der  »religi^^ 
Kinder- Erziehung  in  gemischten  Eben  nach  bayerischem  Rechte«  (Auffsbarg^ 
1894),  welche  Schrift  nach  meinen  Erfahrungen  in  der  Praxis  viel  benütst 
wird,  aach  seine  vortreffliche  »Zasammenstellang  der  Bechtsgrnndsatse  ^^ 
k.  b.  Yerwaltungsgerichtshofes  und  der  Anschauungen  in  der  Litteratur«  (p^^ 
religiöse  Kindererziehung  in  ungemischten  Ehen  nach  bayer.  B.)  —  s.  ^^ 
Zeitschrift  Bd.  70  (1898)  S.  69  fg.  —  im  Separat- kUmck  veröffentUchen  wflrde. 

3)  Zum  Folgenden  vergl.  meine  Schrift :  Die  Beligions-Yerh&Itnisse  der 
Minderjährigen  nach  der  bayerischen  Verfassungs-Urkunde  (Konkordat  und  K^ 
ligionsedikt).    München.  1895. 
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ligion  des  andern  über  und  die  Ehe  hört  dadurch  auf ,  gemischt  zu 
sein,  so  folgen  die  Kinder  der  nun  gleichen  Beligion  ihrer  Eltern,) 
ausgenommen  sie  loaren  —  dem  bestehenden  Ehevertrage  gemäss  — 
durch  die  Konfirmation  oder  Kommunion  bereits  in  die  Kirche  einer 
anderen  Konfession  aufgenommen^  in  welchem  Falle  sie  bis  eum  er- 
langten  ünterscheidungsjahre  darin  eu  belassen  sind.€ 

Dm  die  Bedeutung  dieser  —  hier  durch  Cursivdruck  hervorge- 
hobenen —  unscheinbaren  Schlussbestimmung,  welche  in  Wahrheit 
eines  der  wichtigsten  Prinzipien  in  dieser  Materie,  allerdings  mit 
merl[würdiger  Cnbeholfenheit  und  üngenauigkeit  der  Formulierung, 
zum  Ausdrucke  bringt,  richtig  zu  ermessen,  erscheint  es  notwendig, 
mit  einigen  Worten  auf  die  Genesis  dieser  Schlussbestimmung  zu- 
rückzugehen *). 

Hiebei  fällt  vor  allem  auf,  dass  in  den  früheren  (vorkonsti- 
tutionellen) Gesetzen  und  Verordnungen  öffentlich-rechtlichen  Inhalts, 
welche  auf  die  religiöse  Eindererziehang  Bezug  haben ,  insbesondere 
im  Beligionsedikte  vom  Jahre  1809  (§§.  14—27  iBeligions Verhält- 
nisse der  Kinder  aus  gemischten  Ehen«  überschrieben)  *)  keine  Vor- 
schriften über  eigenartige  staatsrechtliche  Wirkungen  der  beiden 
fraglichen  Kultusakte  oder  auch  nur  mehr  oder  minder  analoge 
Vorschriften  enthalten  sind. 

Die  Wurzel  der  Schlussklausel  des  §.  18  cit.  ruht  vielmehr  in 
(jQ^^izentwürfen^  welche  Entwürfe  geblieben  sind,  und  zwar  —  was  im 
Hinblick  auf  die  bisherige  Behandlung  der  Materie  als  öffentlich' 
rechtliche  ebenfalls  bemerkenswert  erscheint  —  in  Gesetzentwürfen 
jeririZrechtlichen  Inhalts. 

Ich  meine  die  im  Jahre  1811  und  in  den  folgenden  Jahren 
ausgearbeiteten  bezw.  überarbeiteten  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches für  das  Königreich  Bayern. 

Bei  der  Beratung  der  einschlägigen  —  von  dem  damals  (gem. 
§§.  14  fg.  des  ReL-Ed*  vom  Jahre  1809)  bestehenden  Bechtszustande 
im  wesentlichen  nicht  divergierenden  —  Bestimmungen ')  des  ersten 
und  wichtigsten  Entwurfes,  des  sog.  6rdnner*schen  Entwurfes,  wurden 
(in  der  Sitzung  der  Gesetzkommission  vom  14.  Februar  1813)  gegen 
diese  Bestimmungen  »mehrere  Bedenken«  erhoben.    Es  wurde  gel- 


1)  A.  a.  0.  8.  182  fg.    Zar  Klarstellang^  der  Entsteh angsgeschichte  des 
§.  18  sind  die   im   Anhang   meiner   Schaft   Teröffentlichten    Urkunden   von 

f  rosser  Bedeutung.  Der  grösste  Teil  dieser  Urkunden  war  bisher  nicht  publixiert 
ezw.  überhaupt  nicht  bekannt. 

2)  Abgedruckt  a.  a.  0.  S.  17. 
8)  A.  a.  0.  S.  220. 
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tend  gemacht  0  •  »Bei  dem  durch  das  organische  Edikt  sowät  hinaus- 
gesetzten DiskretioDS jähre  könnte  es  sich  sehr  leicht  «-eignen,  im 
Kinder  den  Unterricht  in  der  Beligion,  worin  sie  geboren,  ganz  toD- 
endet,  die  heilige  Handlang  des  Abendmahles  oder  der  Konfirmatioii 
yerrichtet  und  nun  durch  die  blosse  Beligionsyerändemng  eines  ihrer 
Eltern  gezwungen  würden,  gegen  ihren  Willen,  ihre  üeberzengimg 
und  ihre  Neigung  einer  andern  Religion  zu  folgen  und  darin  bis  %m 
21.  Jahr  zu  bleiben.«  Unter  den  Kommissionsmitgliedem  bestand 
eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  darüber ,  ob  man  mit  der  Vor- 
nahme der  genannten  Eultusakte  oder  aber  mit  einer  gewissen  Alters- 
stufe die  definitiye  Festlegung  des  Beligionsstandes  der  Kinder  (Min- 
derjährigen) eintreten  lassen  solle.  Nach  wiederholter  Beratung 
einigte  man  sich  —  in  der  Sitzung  vom  17.  April  1814  —  vim 
folgende,  allen  verschiedenen  Ansichten  entgegenkommende  Fassung'): 
»In  keinem  Falle  jedoch  kOnnen  Kinder,  welche  in  dem  Beligioos- 
unterrichte  soweit  vorgerückt  sind,  dass  derselbe  nach  den  bestehen- 
den Gebräuchen  oder  Anordnungen  dieser  Religion  für  geendigt  an- 
zusehen ist,  wider  ihren  Willen  zu  einer  Beligionsveränderung  tob 
ihren  Eltern  angehalten  werden.c  In  einer  »Anmerkungc  wurde  bei- 
gefügt: »Dass  dieser  Zeitpunkt  bei  Katholischen  die  erste  Kom- 
munion, bei  Protestanten  die  Konfirmation  ist,  dürfte  zweckmässiger 
in  den  Motiven,  jedoch  nur  exemplifikativj  ausgedrückt  werdende 

An  diesen  Berathungen  niQim  u.  a.  Oeheimrat  von  Zentner, 
Verfasser  der  meisten  kirchenpolitischen  Gesetze  Bayerns  ans  jener 
Zeit,  insbesondere  Verfasser  des  Beligions-Edikts ,  regen  Anteil  Er 
befand  sich  auch ,  was  fär  die  spätere  endgültige  Formullerong  i^ 
jetzigen  Schlusssatzes  in  §.  18  Bel.-Ed.  ausschlaggebend  wurde, 
unter  jenen  Kommissionsmitgliedem,  welche  ausdrücklich  —  im  6^ 
setzestext  —  statuiert  wissen  wollten,  dass  jeder  Minderjährige  mit 
erfolgter  Vornahme  der  mehrerwähnten  Kultusakte  (nicht  mit  Er- 
reichung eines  gewissen  Alters)  der  betreffenden  Beligionspartei  un- 
abänderlich —  während  der  übrigen  Zeit  der  Minderjährigkeit  -- 
verbleiben  sollte'). 

So  erklärt  sich  ohne  Schwierigkeit  der  Umstand,  dass  (nach- 
dem inzwischen  die  Arbeiten  der  Zivilgesetzkonmiission  ins  Stocken 
geraten  waren)  Zentner  bei  den  Beratungen,  welche  —  in  anderen 
Konmiissionen  —  vom  Herbste  1814  an  die  Bevision  wie  anderer 
Verfassungsgesetze ,  so  insbesondere  des  Beligionsediktes  und  damit 

1)  A.  a.  0.  S.  136  beiw.  8.  221. 

2)  A.  a.  0.  S.  137  beiw.  S.  228  a.  B.  und  S.  232  a.  E. 

3)  A.  a.  0.  S.  222  Abs.  4. 
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der  Bestimmungen  über  die  BeligionsYerhältnisse  der  Minderjährigen 
zum  Gegenstande  hatten,  als  Berichterstatter  die  ausdrückliche  Er- 
wähnung jener  beiden  KtMusakte  im  GesetBeetexte  vorzogt)  gegen- 
über der  oben  abgedruckten  generellen  Fassung,  welche  nicht  lange 
Zeit  vorher  (17.  April  1814)  von  der  Gesetzkommission  beschlossen 
worden  war. 

Wie  kam  es  nun,  dass  Zentner,  welcher  sich  ausweislich  der 
Beratungsprotokolle  über  die  weittragende  Bedeutung  der  fraglichen 
Bestimmung  vollkommen  klar  war,  letzterer  nicht  auch  äusserlich 
eine  dieser  Bedeutung  entsprechende  Formulierung  und  Stellung  im 
Gesetze,  im  Beligionsedikt,  gab,  sondern  dieselbe  nur  so  nebenher 
wie  ein  unwesentliches  und  unscheinbares  Anhängsel  behandelte  und 
derart  verklausulierte,  dass  nicht  leicht  jemand  auf  Grund  des  blossen 
Glesetzestextes  den  eigentlichen  Kern  und  die  grosse  Tragweite  des 
Schlusssatzes  im  §.  18  Bel.-Ed,  erkennt? 

Dies  erklärt  sich  folgendermassen : 

Zentner  nahm,  wie  in  den  meisten  übrigen  Beligionsangelegen- 
heiten,  so  auch  hier,  bei  Begelung  der  Beligionsverhältnisse  der 
Minderjährigen,  die  einschlägigen  Bestimmungen  aus  dem  Bel.-£d. 
vom  Jahre  1809  (§§.  14—27)  im  wesentlichen  unverändert  herüber. 
Die  Folge  davon  war  eine  gewisse  Gebundenheit  des  Redaktors  im 
Falle  der  Einfügung  neuer,  durchgreifender,  d.  h.  die  übrigen  Be- 
stimmungen erheblich  modifizierender  Bechtssätze.  Andererseits 
musste  eben  eine  solche  Einfügung,  nämlich  betreffend  die  staats- 
rechtlichen Wirkungen  der  Kommunion  bezw.  Konfirmation,  ange- 
sichts der  oben  geschilderten  Vorgänge  in  der  Gesetzkommission  in 
hohem  Grade  zweckmässig  erscheinen  und  war  dieselbe  nicht  wohl 
zu  umgehen. 

Dass  derartige  nacfdrägliche  Aenderungen  an  einem  einheit- 
lichen Gesetzeswerke  nicht  geeignet  sind,  die  Harmonie  des  ganzen 
Werkes  zu  f&rdem,  sondern  mehr  oder  minder  Flickwerk  bleiben, 
liegt  auf  der  Hand  und  auch  einem  Juristen  von  der  Bedeutung  eines 
Zentner  musste  die  gestellte  Aufgabe  grosse  Schwierigkeiten  bieten. 

Die  Schwierigkeiten  wurden  noch  durch  einen  andern  umstand 
vermehrt :  Es  galt  nämlich,  noch  eine  tveUere^  vdUkammen  neue  Be- 
stimmung in  die  aus  dem  Bei. -Ed.  v.  J.  1809  unverändert  herfiber- 
genommenen  Vorschriften  einzufügen,  eine  Bestimmung,  welche  eben- 
falls Gegenstand  der  Beratungen  der  Zivilgesetz-Eommission  gewesen 
war,  nämlich  der  Satz,  dass,  wenn  die  Ehe  aus  einer  gemischten  eine 


1)  A.  a.  0.  S.  139  fg.,  insbes.  Note  15. 
Arehiv  fOr  Klrchenreelit.  LXXVIL  4g 
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ungemischte  werde,  die  Kinder  nobedingt  (demnach  auch  gegen 
Willen  der  Eltern  d.  h.  unter  ipso  jure  Aufhdnmg  eines  etwa  t?or 
handenen  Ereiehungsvertrages)  der  nnn  gleichen  Religion  der  Eltern 
za  folgen  haben  ^)  —  ein  Satz,  welcher  im  Beligionsedikt  t.  J.  1809 
noch  nicht  enthalten  war.  Der  ebenso  notwendigen  als  misslicben 
Aufgabe,  diese  zwei  Nova,  welche  eine  einschneidende  Modi6katioii 
der  übrigen,  transferierten  Sätze  involvierten,  in  das  Gesetz  aubo- 
nehmen,  erledigte  sich  Zentner  in  nicht  befriedigender  Weise: 

Er  verquickte  vor  allem  beide  ihrem  Wesen  nach  verschiedeocB 
Nova  mit  einander ;  dann  brachte  er  dieses  mixtum  compositnm  in 
etwas  gewaltsamer  Weise  in  einen  äusserlichen  Zusammenhang  mit 
den  bereits  vorhandenen  Normen  und  zwar  unter  gleichzeitiger  Yer- 
stflmraelnng  der  letzteren  Normen*). 

Er  fugte  n&mlich  zu  der  bereits  vorhandenen  Vorschrift  is 
§.  20  des  Rel.-Ed.  v.  J.  1809  (jetzt  §.  18),  welche  lautete:  »Der 
üebergang  der  Eltern  zu  einem  andern  Olaubensbekeiintmsse  boo 
eine  Veränderung  in  den  Religionsverhältnissen  der  Kinder  in  dem 
Falle  nicht  hervorbringen,  wenn  ein  über  diesen  Gegenstand  bestiis- 
mender  Ehevertrag  vorhanden  ist,>  den  ioeiteren  Zusats :  »und  dk 
Ehe  nicht  aufhört,  gemischt  zu  sein,  in  welchem  Falle  die  Eioder 
der  nun  gleichen  Religion  ihrer  Eltern  folgen ,  ausgenommen  äe 
wären  dem  vorigen  Ehevertrag  gemäss  durch  die  Eonflrmatioo  oder 
Kommunion  bereits  in  die  Kirche  einer  anderen  Konfession  aufge- 
nommen, in  welchem  Falle  sie  bis  zum  erlangten  Unterscheidongs- 
jähre  darin  zu  belassen  sind.c 

Damit  war  der  jetzige  §.  18  geschaffen*). 

Was  speziell  die  uns  hier  interessierende  Schlnssklansel  dieses 
Paragraphen  (über  die  Kommunion  etc.)  anlangt,  so  lässt  dieselbe 
in  ihrer  zusammengeschrumpften  Gestalt  gewiss  nicht  vermateo, 
welch  weittragende  Bedeutung  der  Qesetzgeber  ihr  von  Anfang  u 
beilegte  und  auch  im  Sinne  der  IL  Verf.-Beil.  beigelegt  wissen  will. 

1)  A.  a.  0.  S.  220  (ZiflEl  6);  vgl.  ferner  AT.  Ä.  Geiger,  Die  reluriöii 
Kindererriehang  in  gemischten  Ehen  nach  bayerischem  Rechte.   1894.  S.  19. 

2)  A.  a.  0.  S.  139—141. 

8)  Die  oben  erw&hnte  Verstümmelung  bewirkte  Z.  in  folgender  Weise: 
Znerst  fügte  er  in  der  bereits  vorhandenen  Vorschrift  in  §.  21  des  Bel-Ei  r 
J.  1809 ,  welche  lautete :  »Mangelt  es  an  einem  solchen  Vertrage,  so  wird  es 
mit  dem  Religionsunterrichte  der  Kinder  nach  Vorschrift  des  g.  16  (jetzt  §.U) 
gehalten«  —  einen  weiteren  Zusatz:  »wenn  zwischen  den  Eltern  ein«  Ver 
ichiedenheit  der  Glaubensbekenntnisse  fortbesteht ;  ausserdem  wird  es  mit  der 
Beligion  der  Kinder  gehalten ,  wie  in  §.  20  (jetzt  §.  18)  verordnet  ist«  " 
Später  strich  Z.  diesen  ganzen,  neu  formulierten  §.  21,  da  »die  hier  gegebeoeD 
Bestimmungen  schon  in  den  §§.  16  und  20  (jetzt  §§.  14  und  18)  entbalteo« 
seien.  (A.  a.  0.  S.  141  a.  E).  Dass  Z.  sich  dabei  im  Irrtum  befand,  dies  niber 
EU  begründen,  würde  hier  zu  weit  führen.  (S.  a.  a.  0.  S.  142). 
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II I.  Welches  ist  nun  die  Tragweite  der  SMussJdausd  des 
§.  18  Rel.'Ed.  ?  Im  allgemeinen  Iftsst  sich  dieselbe  dabin  definieren« 
dass  mit  erfolgter  Kommunion  bezw.  Konfirmation  der  Eteligionsstand 
des  Kindes  unabänderlich  —  während  der  Minderjährigkeit  —  fest- 
gelegt ist,  dass  der  Minderjährige  der  betreffenden  Beligionspartei 
definitiv  verbleiben  soll. 

Dieser  Satz  bedeutet  vor  allem  eine  Durchbrechung  des  Prin- 
eipes  der  eUerUchen  Vertragsfreiheit.  Kraft  des  letzteren  (§§.  12 — 14 
BeL-Ed.)  können  die  in  gemischter  Ehe  lebenden  Eltern  regelmäs- 
sig ^)  jederzeit  den  Eintritt  der  gesetzlichen  Regel  des  §.  14  Rel.-£d, 
hindern  bezw.  wieder  beseitigen,  indem  sie  einen  Erziehungsvertrag 
abachliessen.  Gemäss  der  Schlussklausel  des  §.  18  dagegen  zessiert 
dieses  Recht  von  dem  bezeichneten  Zeitpunkte  an.   . 

Jener  Satz  bedeutet  ferner  eine  Durchbrechung  des  Prineipes 
der  accessorischen  NatiMr  der  Bdigion  der  Kinder  gegenüber  dem  Re- 
ligionsstande der  Eltern.  Nach  diesem  Prinzipe  (§.  14  ReL-Ed.) 
folgen  mangels  eines  elterlichen  Erziehungsvertrages  die  Söhne  der 
Religion  des  Vaters,  die  Töchter  werden  in  dem  Olaubensbekennt- 
nisse  der  Mutter  erzogen.  Tritt  elterlicher  Glaubenswechsel  ein,  so 
wechseln  auch  die  Kinder  (Knaben  mit  dem  Vater,  Töchter  mit  der 
Mutter)  hraft  Qesetees  das  Bekenntnis.  Gemäss  der  Schlussklausel 
des  §.  18  dagegen  zessiert  diese  ipso  jure  Glaubensfolge  der  Kinder 
ebenfalls  vom  erwähnten  Zeitpunkte  an. 

Jener  Satz  bedeutet  endlich  eine  Durchbrechung  der  zivilrecht- 
lichen Grundsätze  und  Normen  Ober  die  Ausfibung  der  dterlichen 
Gewalt  Kraft  dieser  Gewalt  können  —  wenigstens  nach  der  Recht- 
sprechung des  Verwaltungsgerichtshofes  ^)  —  die  in  ungemischter 
Ehe  lebenden  Eltern  ihre  Kinder  auch  in  einem  anderen  als  dem  ge- 
meinsamen elterlichen  Bekenntnisse  erziehen,  ja  sogar  ihre  Kinder  die 
Religion  wechseln  lassen,  auch  ohne  dass  sie  —  die  Eltern  —  selbst 
ihr  eigenes  Bekenntnis  ändern.  Gemäss  der  Schlussklausel  des  §.  18 
dagegen  kann  die  Erziehungsgewalt  von  dem  mehrberegten  Zeit- 
punkte  an  nicht  mehr  in  dem  erwähnten  Sinne  geltend  gemacht  werden. 

Im  einzelnen  ergeben  sich  aus  dem  eingangs  der  Ziff.  ni.  auf- 
gestellten Grundsatze  fiber  die  staatsrechtlichen  Wirkungen  der  Kom- 
munion bezw.  Konfirmation  nachstehende  Folgerungen: 

1)  Der  Satz  gilt  nicht,  soweit  es  sich  um  Erziehung  in  einer 
Religion  handelt,  welche  jene  Kultusakte  nicht  kennt*).    Denn  jene 

1)  Ausnahmen  s.  a.  a.  0.  S.  115 ;  yergL  hieher  Qeiger  S.  107. 

2)  A.  a.  0.  S.  194. 

8)  A.  a.  0.  S.  146.  üebereinstinimend  Seydel,  Bayer.  Staatsr.  IL  Aafl. 
Bd.  III.  S.  603  Note  31. 

48* 
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Festlegung,  jene  Unabänderlichkeit  des  Religionsstandes  tritt  nicht 
mit  einem  gewissen  Alter  des  Kindes ,  sondern  ohne  Rfieksieht  auf 
das  Alter  des  Kindes  lediglich  und  ausschliesslich  mit  der  Yomahme 
des  Kultusaktes  ein.  Noch  weniger  tritt  die  Unabänderlichkeit  ein 
mit  der  »vollendeten  Bildung  der  Kinder  in  der  Religion«,  mit  dem 
Zeitpunkte,  wo  »der  Religionsunterricht  nach  den  bestehenden  Ge- 
bräuchen und  Anordnungen«  der  betr.  Religion  »fBr  geendigt  anzo- 
sehen  ist«  ^).  Ausweislich  des  klaren  Wortlautes  des  §.18  hit 
Zentner  diese  allgemeine,  ursprünglich  vorgeschlagene  Fassung  - 
vermutlich  wegen  deren  Unbestimmtheit  —  nicht  in  die  IL  Verf- 
Beil.  herübergenommen  und  die  beiden  Eultusakte  keineswegs  toor 
exemplifikativ«  im  Gesetzestexte  erwähnt.  Demnach  finden  bei  sol- 
chen Minderjährigen,  die  in  einer  Religion  erzogen  werden,  welcher 
jene  Kultusakte  fremd  sind ,  die  oben  dargelegten  Prinzipien  miie- 
schräfiJUe  Anwendung. 

2)  Innerhalb  dieser  Grenzen  findet  jener  Satz  auf  aMe  Kinder 
(Minderjährige)  Anwendung,  sowohl  auf  eheliche,  als  auf  uneheh'che, 
auf  solche,  deren  Eltern  gleicher  Religion  sind,  und  auf  solche,  deren 
Eltern  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  zugethan  sind,  endlieb 
auch  auf  Kinder  religionsloser ')  Eltern,  wobei  es  überall  gleichgültig 
ist,  ob  ein  elterlicher  Erziehungsvertrag  vorliegt  oder  nicht  £»« 
Kind  darf  nach  der  Kommunian  hesw.  Konfirmation  in  einem  an- 
deren Bekenntnisse  ereogen  werden^). 

Diese  generelle  Bedeutung  der  Schlussklausel  des  §.  18  ergiebt 
sich  zur  Evidenz  aus  der  oben  in  kurzen  Umrissen  dargestellten  Ent- 
stehungsgeschichte derselben.  Allerdings  ist  «die  Klausel  in  ibreni 
Wortlaute  zu  enge  gefasst  und  scheinbar  nur  fftr  einen  besonderes 
Fall  berechnet  und  von  besonderen  Voraussetzungen  abhängig  ge- 
macht, allein  sie  enthält  immerhin  noch  den  genügenden  Ansdnici^ 
des  Prinzipes,  welches  auf  Grund  der  Genesis  des  Gesetzes  dareh 
die  Auslegung  nach  allgemeinen  Interpretationsregeln,  wie  geschehen, 
zur  Geltung  zu  bringen  ist.  Es  handelt  sich  hiebei  um  eine  Gel- 
tendmachung dessen ,  was  der  Gesetzgeber  erweislich  gewollt  bat, 
wenn  er  auch  das  Gewollte  in  mangelhafter  Form  erklärt  hat 

3)  Die  Schlussklausel  spricht  nur  von  Kommunion  (bei  katho- 
lischer Erziehung)  und  von  Konfirmation  (bei  protestantischer  Er- 
ziehung). Anderen  Kultusakten  —  wie  Taufe,  Beichte,  Firmung  etc. 
—  sind  die  fraglichen  staatsrechtlichen  Wirkungen  nicht  beigelegt 

1)  A.  a,  0.  S.  187. 

2)  Ueber  die  exzeptionelle  Rechtslage  der  Kinder  religionsloser  Eltem 
s.  a.  a.  0.  S.  201  fe.  nnd  8.  209  Note  6. 

8)  Vergl.  hieher  die  Ausfüfarangen  bei  Geiger  S.  184  fg. 
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4)  Die  beiden  Ealtusakte  haben  die  Wirkung  der  Unabänder- 
lichkeit des  Beligionsstandes  nar  dann,  wenn  sie  gesetamässig  er- 
folgt sind,  d.  h.  wenn  die  Religion,  nach  deren  Satzungen  die  Kom- 
munion bezw.  Konfirmation  des  Kindes  erfolgte,  wirklich  diejenige 
Religion  war,  in  welcher  nach  den  einschlägigen  Öffentlich-rechtlichen 
bezw.  zivilrechtlichen  Normen  das  Kind  erzogen  werden  musste  bezw. 
erzogen  werden  durfte. 

Dies  erscheint  selbstverständlich,  muss  jedoch  im  Hinblick  auf 
die  gegenteilige,  frühere  administrative  Praxis^)  ausdrücklich  her- 
vorgehoben werden. 

5)  Schliesslich  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  das  Wört- 
chen »aufgenommene  iu  §.  18  (»ausgenommen  sie  waren  ,  • . .  durch 
die  Konfirmation  oder  Kommunion  bereits  in  die  Kirche  einer  an- 
deren Konfession  aufgenamment)  nicht  etwa  den  Sinn  hat,  als  ob 
mit  jenem  Ausdrucke  ein  förmlicher  Akt  der  Aufnahme  des  Kindes 
in  die  betr.  Beligionspartei  gemeint  wäre').  Der  Gesetzgeber  legte 
jenem  Ausdrucke,  ausweislich  der  Gesetzesmaterialien,  nur  die  mehr- 
erörterte negative  Bedeutung  bei,  dass  nach  erfolgter  Kommunion  etc. 
der  Beligionsstand  des  Kindes  nicht  mehr  geändert  werden  darf. 
Positiv  wollte  der  Gesetzgeber  damit  nichts  bestimmen;  er  wollte 
unentschieden  lassen,  ob  mit  diesen  Kultusakten  eine  förmliche  Auf- 
nahme in  die  betr.  Kirchengemeinschaft  erfolge.  Ob  dies  der  Fall, 
regelt  sich  nach  kirchenrechtlichen  Normen ,  ist  eine  interne  Ange- 
legenheit der  betr.  Beligionspartei.  Man  sollte  es  deshalb  auch, 
zwecks  Fernhaltung  von  Irrtümern,  vermeiden,  in  Fällen  der  hier 
fraglichen  Art  von  einer  »Aufnahme«  durch  Kommunion  etc.  zu 
sprechen. 

IV.  Der  Veru)iMung8gerichtshcf  hat  die  generelle  Bedeutung 
der  Schlussklausel  des  §.  18  Bei  .-Ed.  nunmehr  anerkannt.  Aller- 
dings erst  nach  einigem  Zögern. 

1)  Vor  allem  bat  er  das  Erfordernis  der  Chaebmärngkeit  der 
Kommunion  betw.  Konfirmation  anerkannt,  indem  er  aussprach :  »Die 
Thatsache  der  vollzogenen  Kommunion  oder  Konfirmation  eines  Kindes 
und  die  hiermit  erfolgte  Aufnahme  desselben  in  die  betreffende 
Kirchengesellschaffc  ist  fir  die  künftige  religiöse  Erziehung  des 
Kindes  nicht  allein  und  an  und  für  sich,  sondern  nur  dann  mass- 
gebend, wenn  sich  dieselbe  mit  den  verfassungsmässigen  Bestim- 
mungen über  diese  Erziehung  im  Einklänge  befindet.   Gegenteiligen 


1)  A.  a.  0.  S.  147  fg.,  Geiger  S.  185. 

2)  A.  a.  0.  S.  145  Note  20  und  S.  148  Abs.  4. 
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Falles  entbehrt  diese   Thatsache   für   die   religiöse   Erziehmig  i& 
Rechtswirksamkeit  nnd  zwar  auch  in  kirchlicher  Beziehung  ^).€ 

2)  Ferner  hat  er  die  Anwendbarkeit  der  Schlassbestimmimg  des 
§.18  atfcA  im  Fälle  des  Mangels  eines  JEreiehfmgsvertrages^)  an* 
erkannt,  indem  er  erklärte: 

»Der  Kommnnion  oder  Konfirmation  eines  Kindes  ist  die  in 
§.  18  der  II.  Verf.- Beil.  ausgesprochene  Wirkung,  dass  das  Kiod 
bei  dem  üebergange  eines  Ehegatten  zur  Religion  des  anderen  in 
seiner  bisherigen  Konfession  zu  belassen  ist,  nicht  nar  dann  aaza- 
erkennen,  wenn  sich  die  religiöse  Erziehung  jenes  Kindes  bis  zuge- 
dachtem Zeitpunkte  nach  Massgabe  eines  Eheverirctges  vollzogeo 
hatte ,  sondern  auch  dann ,  wenn  die  religiöse  Erziehung  auf  Gnü 
der  gesetdiehen  Vorschrift  des  §.  14  a.  a.  0.  erfolgt  war^.< 

8)  Den  letzten  Schritt  in  der  ausdehnenden  Auslegung  hat  i& 
Verw.-G.-H.  gemacht,  indem  er  aussprach:  »Ist  ein  Kind  im  Eie- 
klange  mit  den  verfassungsmässigen  Bestimmungen  durch  die  Kon- 
firmation oder  Kommunion  in  die  Kirche  einer  bestimmten  Kon- 
fession aufgenommen  worden,  so  ist  es  in  derselben  bis  sttm  gesät- 
liehen  UnterscheidungsäUer  auch  dann  gu  belassen,  wenn  die  übri- 
gen Voraussetaungen  des  §.  18  der  IL  Verf.-BeU.  niehi  gegdff^ 
sind^).€ 

V.  In  Anwendung  der  bisher  besprochenen  Rechtss&tze  dörfk» 
es  keine  Schwierigkeiten  bereiten ,  beispielsweise  folgenden  Fall  zu 
entscheiden : 

Ein  Israelite  verheiratete  sich  mit  einer  Katholikin.  Letztere 
brachte  ein  von  ihrem  nunmehrigen  Ehemanne  stammendes  nnd  vod 
diesem  auch  bei  Eingehung  der  Ehe  rechtsf&rmlich  anerkanntes  Kind 
(einen  Knaben)  in  die  Ehe,  welches  bisher  katholisch  erzogea  ^or- 
den  war  und  bereits  kommuniziert  hatte.  Die  Eltern  wollen  deo 
Knaben  nunmehr  als  Israeliten  erziehen  lassen.    Quid  juris? 

An  sich  wäre  der  Knabe  gemäss  der  gesetzlichen  Regel  iß  der 
israelitischen  Religion  zu  erziehen  (§§.  20  u.  14  Rel.-Ed.).  Allein 
da  das  Prinzip  der  accessorischen  Natur  der  Religion  der  Kinder 
Mngeschränkt  ist  durch  die  ausdehnend  auszulegende  SchlusskUaBel 
des  §.  18  Rel.-Ed.,  demnach  im  vorliegenden  Falle  der  Religionsstand 
des  Kindes  definitiv  festgelegt  ist  und  auch  die  Erziehung  desselben 

1)  Entsch.  d.  V.-6.-H.  Bd.  II,  8.  149;  daza  meine  Aasf&hniDgeoa.a.^- 
S.  154  Note  88. 

2)  §.  18  Bel.-Ed.  setzt  nfimlich  das  Vorhandensein  eines  Enieboo^ 
Vertrages  (Eheyertrages)  voraus. 

8)  Entsch.  d.  V.-G.-H.  Bd.  IV.  S.  550. 
4)  Entsch.  d.  V.-G.-H.  Bd.  XIII.  S.  526. 
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in  der  katholischen  Religion,  sohin  auch  die  Kommunion  gesetzmäs- 
sig  erfolgte  (§.  21  Bel.-Ed.  Schiasssatz),  so  steht  den  Eltern  nicht 
mehr  das  Recht  zu,  den  Knaben  in  einer  anderen  als  der  katho- 
lischen Religion  zu  erziehen^). 

1)  Wahrend  der  Drucklefiiing   des  forstebenden  Aufsatzes  {fingen  dnrch 

j'        die  Tagespresse  Mitteilangen  liber  den   bekannten  „Fall  Läpp"  in   München: 

Die  Eltern  der  (am  1.  Angast  1883  geb.)  SchQlerin  Emma  Lai>p  lebten  in  re- 

^        mischter  protestantiscber  Ehe.    Das  Mädcben   wurde  konfirmirt.    Knne  2eit 

r  vor  der  Koofirmation  des  Mädchens  konvertirte  die  Matter  desselben  Tom  Pro- 
testantisrans  zur  katholischen  Kirche.  Der  bayr.  Verwaltungsgerichtshof  ent- 
schied (Erk.  des  II.  Senates  Tom  25.  Februar  1897).  Emma  £app  sei  in  der 
katholischen  Eonfession  zu  erziehen.  Ein  Blick  auf  die  Rechtsprechung  des 
Verwaltangs-Geriehtshofes  (s.  oben  unter  Zi£F.  IVj  lehrt,   dass  diese  Entschei- 

""  düng  YoUkommen  im  Einklänge  steht  mit  der  bisherigen  Praxis  des  Gerichts- 
hofes, und  dass  die  Entscheidung  (mutandis  mutandis)  ebenso  hatte  lauten 
mflssen,  wenn  die  Ehe  eine  ungemischte  kaü^olieche  gewesen  w&re,  das  Mäd- 

^  eben  die  hl.  Kommunion  empfangen  und  die  Mutter  vor  dem  Zeitpunkte  des 
Empfknf^es  zur  protestantischen  Konfession  konvertirt  bitte:  Das  M&dchen 
ma89te  m  der  proieatantiMchen  Konfession  erzogen  werden. 

-  Dass  diese  Praxis  des  Verw.  G.  H.  auch  der  lex  lata  entspricht,  ergibt 

sich  aus  den  obigen  Erörterungen.  Ob  diese  lex  lata  als  eine  zweckmäeHge 
lex  bezeichnet  werden  kann ,  ob  sie  —  als  unbillig  —  abge&ndert  werden  soll, 
^  ist  natürlich  eine  ganz  andere,  nicht  Tor  das  forum  des  Richters,  sondern  vor 
f  das  forum  des  Gesetzgebers  gehörige  Fra^e.  Dem  Richter  sind  die  Hfinde 
durch  das  Gesetz  gebunden,  er  mnss  sieh  bei  der  Entscheidung  eines  derartigen 
Falles  sagen:  quod  qnidem  perquam  durum  est,  sed  ita  lex  scripta  est.  — 

1  De  lege  ferenda   dürfte  von  Interesse  sein,   zu  erfahren,   dass  in  dem 

oben  erwfihnten  Gönner^schen  Entwürfe  y.  J.  1811  (Th.  I  Cap.  VI  §  14  Ziff.  6) 
folffendd  Bestimmung  vorgeschlagen  war : .  .  .  .  „Wenn  (aber)   Ton  Ehegatten, 

^  welche  bei  Eingehung  der  Ehe  Hnerlei  Religion  bekannten,  ein  Theil  während 

der  Ehe  zu  einer  andern  Religion  übertritt,  so  kann  der  andere  Theil  ver- 
langen^  daee  die  Kinder  in  jener  Religion  erzogen  werden »  wozu  eich 
die  beiden  Ehegatten  bei  Eingehung  der  Ehe  bekannt  hai^en**  —  eine 
Bestimmung,  welche  auch  während  der  Beratungen  des  Etatsentwurfes  keine 
Abfinderungen  erlitt  (s.  meine  zit.  Schrift  8.  220  und  S.  232  Note  14). 

Auch  im  Aretin*schen  Entwurf  (y.  J.  1817)  wurde  diese  Norm  als  zweck- 
,  massig  befunden.    Dort  —  nämlich  im  Th.  I  Cap.  VI  §  29  Ziffl  10  —  heisst 

es:  „Entsteht  aber  die  Religionsyerschiedenheit  erst  während  der  Ehe,  so  wer« 
den  die  Kinder  in  der  Religion  erzogen,  zu  welcher  sich  beide  Ehegatten  bei 
Eingehung  der  Ehe  bekannten."  Hier  ist  demnach  die  Norm  eine  zwingende, 
deren  Vollziehung  nicht  —  wie  im  Gönner*soben  Entwurf  —  in  das  Belieben 
eines  Ehegatten  gestellt  ist. 

Wesshalb  Zentner  diese  Norm  nicht   in  das  ReL-Ed.  aufgenommen  hat, 
iflt  bis  jetzt  nicht  bekannt  geworden. 
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1.  Die  PilTllegieii  des  lateinischen  AinerUuu 

Sanctissimi  Domini  Nostri  LEONIS  divina  Providentia  PAPAE  HE 

Litterae  Apostclicae 

De  Privilegiis  Americae  Latinae. 

Leo  P.  P.  XIIL 

Ad  ftituram  rei  memoriam. 

Trans  Oceanam  Atlanticum  ad  alteram  orbis  partem  divinäi 
providentiae  benigna  dispositioue  per  Ghristophoram  Colambom  apene 
itinere,  Ecclesia  Dei  mnlta  ibi  mortalium  millia  reperit,  qnos,  eI 
säum  Dianas  atqae  opas  erat,  a  latebris  et  fero  calta  ad  hamaniti- 
tem  et  mansaetadinem  tradaceret,  ab  errore  et  saperstitione  ad  eow- 
manionem  bonoram  omnium ,  qaae  per  Jesam  Christain  parta  soni 
ab  interita  ad  vitam  revocaret  Qaod  qaidem  salatare  mimas,  i^' 
vivente  adhnc  repertore  Colambo,  ab  Alexandre  VL  Pontifice  Maxino 
decessore  Nostro  incboatam  perpetao  caritatis  tenore  ita  Ecclesia  io- 
sistere  perrexit,  pergit,  ut  temporibas  nostris  ad  extremam  \is^ 
Patagoniam  sacras  saas  expeditiones  auspicato  protalerit.  Campos 
enim  spatio  interminatas,  cessatione  ipsa  atqae  otio  feraz,  si  difi- 
genter  sabigatar  et  colatur,  fractus  edit  laetos  atqae  aberes,  ciü- 
torumqae  laboribus  atque  indastriae  optime  respondet. 

Qaamobrem  Bomani  Pontifices  decessores  Nostri  nallo  noo 
tempore  destiterant  ad  Americae  calturam  novos  operarios  sammit- 
tere,  qaos  at  acrias  elaborarent  praestantioresqae  ab  opere  sao  fmctos 
demeterent,  singularibos  facultatibas  et  privilegiis  aaxeront,  abf^ 
extraordinaria  aactoritate  et  potestate  corroboranint.  Qaibos  frA 
Missionarii,  lamine  religionis  catholicae  per  Americae  regiones  la^P 
lateque  diffaso,  brevi  interiecto  annoram  spatio,  in  iis  praesertioi 
locis  nbi  novi  incolae  ab  Earopa  commigrantes ,  nominatim  Eis^ 
domiciliam  sibi  sedemqae  stabilem  collocaverant ,  templa  excitanut, 
monasteria  condiderant,  paroecias,  scholas  aperaerant,  dioecesesex 
potestate  Summoram  Pontificam  constitaerant.  Ex  qao  factam  est 
at  Americae  magna  pars  ab  avita  religione  novoram  incolaromet 
ab  origine  eorum  lingaae  haberi  et  dici  possit  America  Latina. 

At  illad  proprium  est  hamanaram  institationam  et  legami  ^ 
nihil  Sit  in  eis  tam  sanctam  et  salatare  qaod  vel  consaetado  dob 
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demntet,  vel  tempora  non  invertant,  vel  mores  non  corrampant.  Sic 
in  Ecclasia  Dei,  in  qua  cum  absoluta  immatabflitate  doctrioae  va- 
rietas  disciplinae  coniongitur,  non  raro  evenit,  ut  quae  oliin  apta 
erant  atqae  idonea,  ea  labens  aetas  faciat  vel  inepta,  vel  inntilia, 
yel  etiam  contraria. 

Quare  antiqnis  prinlegiis  temporis  decursa  vel  ex  parte  abro- 
gatis,  vel  alias  ut  plorimum  insufficientibus ,  singulari  Maximoram 
Pontificam  largitione,  aliae  adiectae  snnt  facoltat^  sab  determinatis 
formnlis,  vel  singalis  Americae  Latinae  Episcopis  deinceps  delegari 
solitae,  vel  pro  extraordinarils  qaibnsdam  casibns  et  determinatis 
regionibns  concessae,  qaamm  series  si  antiqaa  privilegia  nnmero  et 
extensione  saperat,  difficnltates  tarnen  quae  sunt  circa  naturam, 
vigorem  et  namemm  eommdem  e  medio  non  toUit  Ad  faaec  amo- 
venda  incomrooda  decessor  Noster  sanctae  memoriae  Pins  IX.  daiis 
ad  id  similibos  litteris  die  1.  Octobris  anno  1867  plnra  ex  antiqnis 
privilegiis  pro  Etepnblica  Aeqnatoris  ad  triginta  annornm  spatium 
conflrmavit,  seu  qnatenns  opns  faerat  denno  concessit. 

Qnnm  vero  ex  monnmentis  ecclesiasticis  Americam  Latinam 
respicientibus ,  qnae  magna  peritorum  diligentia  coUeota  atque  in- 
vestigata  snnt,  probe  constet  mnlta  ex  privilegiis  Indiae  Occideutali 
concessis  partim  band  vigere,  partim  in  dubinm  esse  revocanda ;  Noe 
qni  Americanas  gentes  egregie  de  Rcclesia  Bomana  meritas  singulari 
amore  proseqnimnr,  ad  toUendas  in  re  tanti  momenti  perplexitates 
et  angustias  animi,  qnae  Episcopos  illamm  dioecesinm  aliosqnoi 
qnornm  interest,  non  raro  exagitant,  totum  dictomm  privilegiorum 
negotium  deferri  iussimus  speciali  Congregationi  Venerabilium  Fra- 
trnm  Nostrorum  S.  R.  K  Cardinalium ;  qut  post  maturam  delibera* 
tionem  novomm  privilegiorum  catalogum,  exciusis  catalogis,  sum- 
mariis  et  recensionibns  in  conciliis  provincialibus  vel  aliter  editis, 
conficiendum  censuernnt,  confectumque  Apostolica  anctoritate  pro- 
bandum. 

Nos  igitur  re  mature  perpensa,  pro  ea,  quam  gerimus  de  Om- 
nibus Eoclesiis  soUidtudine ,  eommdem  Venerabilium  Fratrum  No- 
strorum S.  R«  E.  Cardinalium,  ne  Clerus  et  populns  illarum  regio* 
num  anteactornm  privilegiorum  memoria  et  usu  penitns  privati  ma- 
neant,  sententiam  tennimus  et  quae  infra  recensentnr  privilegia  pro 
Omnibus  Americae  Latinae  singulisque  dioecesibus  et  ditionibns  de 
Apostolicae  potestatis  plenitudine  ad  proximnm  triginta  annornm 
spatium  hisce  ipsis  litteris  concedimus.  Quare,  quod  bonum,  felix, 
faustumque  sit  et  universae  Americae  Latinae  Ecclesiae  benevertat, 
mandamus,  edicimus: 
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I.  Dt  elecii  Episcopi  in  Americae  Latinae  ditionibus  oommo- 
rantes  postquam  promotionis  litteras  Apostolicas  acceperiniv  nisi  alitw 
in  praefatis  litteris  praeseriptum  sit,  a  quocamqae  malaerint  catho- 
lico  Antistite,  gratiam  et  commonionem  ApostoUcae  Sedis  habente, 
accitis  et  assistentibos,  si  alii  Episcopi  assistentes  absque  grafi  in- 
eommodo  reperiri  nequeant,  dnobua  ?el  tribne  preabyteris  in  eoelesit- 
stica  dignitate  constitutiSf  vel  Gathedralis  Ecclesiae  Canonieia,  cooae- 
crationis  manus  accipere  valeant. 

IL  Ut  Concilii  Prorincialis  celebratio  ad  dnodecim  annoa  dif- 
ferri  possit,  reservato  Metropolitae  iure  illnd  freqnentios,  proat  neces- 
8ita8  postalayerit,  celebrandi»  nisi  aliter  per  Sedem  Apoatolicam 
poetea  ordinatam  faerit. 

IIL  üt  Episcopi  Sacram  Chrisma,  qaod  ex  indico  etiam,  nro 
tarnen  balsami  liqaore  fieri  potest,  et  Olea  Sacra  conficere  poasint  iis 
sacerdotibos  adstantibas  qai  adstare  potaerint,  et,  urgente  necewitate, 
extra  diem  Coenae  Domini. 

IV.  üt  adhiberi  poseint  Sacra  Olea  etiam  antiqoa,  non  tamo 
ultra  quatuor  annos,  dummodo  corrupta  ne  sint,  et  peraeta  omni  di- 
ligentia, nova  vel  recentioria  Sacra  Olea  baberi  nequeant. 

y.  Dt  pro  Omnibus  et  solis  regionibus  seu  locis,  in  qnibos 
magnae  diatantiae  causa  vel  ob  aliud  grave  impedimentnm  perdif- 
fieile  Sit  Parochis  Tel  Missionariis  ad  Baptismum  conferendam  aqaam 
Sabbato  Sancto  et  Pentecoste  benedictam  ex  fontibus  baptismaUbos, 
ubi  asservatur,  desumere  et  secum  circumferre,  Ordinarii,  nomine 
Sanctae  huius  Sedia,  concedere  possint  Parochis  et  Missionariis  sapia 
dictts  facultatem  benedicendi  aqnam  baptismalem  ea  breyiori  lonnnls, 
qua  Missionarios  in  Peruria  apud  Indes  Snmmus  Pontifex  Paulas  IH 
uti  concessit,  quaeque  in  appendice  ad  rituale  Bomanum  legitar. 

VL  Dt  si  propter  defectum  temporis,  improbamqne  deiatiga- 
tionem,  aliisque  gravibus  de  causis  perdifftcile  sit  omnes  adbiber0 
caeremonias  pro  Baptismo  adultorum  praescriptas ,  Parochi  et  Mis- 
sionarii,  de  praeyio  Ordinarii  cousensu,  uti  possint  solis  ritibus,  qoi 
in  Constitutione  Pauli  III.  »Altitudo«  diei  1.  Janii  1887  designantar. 
Insuper  ut  in  ilsdem  rerum  adiunctis  Ordinarii  nomine  Sanctae  Sed» 
concedere  valeant  Parochis  et  Missionariis  nsum  ordinis  Baptiinni 
parvulorum,  onerata  in  usu  huiusmodi  facultatis  eorumdem  Ordioa- 
riornm  conscientia  super  existentia  gravis  necessitatis. 

VII.  Dt  in  Omnibus  et  singulis  ditionibus  Americae  Latioa<N 
nuUa  excepta,  omnes  sacerdotes  tarn  saeculares  quam  regttlar<^ 
quamdiu  in  praefatis  ditionibus  moram  duxerint,  et  non  alias,  sin* 
gulis  annis  die  secunda  Novembris  seu  die  sequenti,  iuxta  rubrictf 
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Missalis  Botnani,  qua  oeinpe  commemoratio  omniam  fideliam  de- 
fanctoram  ab  Ecclesia  aniversali  recolitur,  tres  Missas  singnli  ce- 
lebrare  possint  et  valeant,  ita  tarnen  ut  nnam  tantam  eleemosynam 
accipiant,  videlicet  pro  prima  Missa  dumtaxat,  et  in  ea  qnantitate 
tantnni,  qnae  a  Sjnodalibns  Constitationibos  seo  a  loei  consnetodine 
regalariter  praefinita  fuerit;    froctam  autem  medium  secnndae  et 

>  tertiae  Missae  non  pecaliari  quidem  defnncto,  sed  in  snffragiam  om- 
ninm  fldelium  defanctorom  omnino  applicent,  ad  normam  Constitu- 

1  tionis  Benedicti  XIV.  Pontificis  Maximi  >Qnod  expensist  diei 
26.  Augusti  1748. 

I  VIII.   Dt  omnes  fldeles  annuae  Gonfessionis  et  Goromunionis 

praecepto  satisfacere   possint  a  dominica  Septnagesimae  usqne  ad 

;         octayam  diem  sollemnitatis  Corporis  Christi  inclusive. 

f  IX.   üt  omnes  fideles  lucrari  possint  indulgentias  et  inbilaea, 

I  quae  requirunt  Confessionem ,  Commnnionem  et  ieiuninm,  dummodo 
servato  ieiunio,  si  loco  inhabitent,  ubi  impossibile  prorsus  vel  difficile 
admodum  sit  Confessarii  copiam  habere,  corde  saltem  contriti  sint 

i  cum  proposito  firmo  confltendi  admissa  quam  primum  poterunt,  vel 
ad  minus  intra  unum  mensem. 

X.  Ut  Indi  et  Nigritae  intra  tertinm  et  quartum  tarn  con- 
sanguinitatls  quam  affinitatis  gradum  matrimonia  contrahere  possint. 

XI.  Ut  Indi  et  Nigritae  quocumque  anni  tempore  nuptiarum 
benedictionem  accipere  possint,  dummodo  iis  temporibus,  quibus  ab 
Ecclesia  prohibentnr  nuptiae,  pompae  apparatum  non  adbibeant. 

XII.  Ne  Indi  et  Nigritae  ieiunare  teneantnr  praeterqnam  in 
feriis  sextis  Quadragesimae,  in  Sabbato  Sancto,  et  in  pervigilio  Na- 
talis  D.  N.  J.  C. 

Xin.  üt  praeterea  Indi  et  Nigritae  absque  ullo  onere,  seu  so- 
Intione  eleemosynae  uti  possint  indulto,  quod  Quadragesimale  dicitur, 
et  quo  fldeles  respectivae  dioecesis  seu  regionis  ab  Apostolica  Bede 
donantur;  ideoqne  carnibus,  ovis  et  lacticiniis  vesci  possint  omnibns 
diebus  ab  Ecclesia  vetitis,  exceptis  quoad  cames  diebus  in  snperiori 
paragrapho  XII  notatis. 

XIV.  Ut  quandocumque  in  causis  tarn  criminalibus,  quam  aliis 
quibuscumque  fornm  ecclesiasticum  concernentibns  a  seatentiis  pro 
tempore  latis  appellari  contigerit,  si  prima  sententia  ab  Episcopo 
lata  fuerit,  ad  Metropolitanum ;  si  vero  prima  sententia  lata  sit  ab 
ipso  Metropolitano ,  ad  Ordinarinm  viciniorem  absque  alio  Sedis 
Apostolicae  rescripto  appelletur:  et  si  secunda  sententia  primae  con- 
formis  fuerit,  vim  rei  iudicatae  obtineat,  et  executioni  per  eum,  qui 
eam  tulerit,  demandetur,  quacumque  appellatione  non  obstante;  si 
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vero  illae  daae  sive  ab  Ordioario  et  Metropolitano,  sive  a  Metropolis  ! 
tano  et  Ordioario  viciniore  latae,  conformes  non  faerint,  tone  ad 
alteram  Metropolitanuro  vel  Episcopam  ei,  a  qao  primo  foit  lata 
sontentia,  viciQioretn  eiusdem  pronnciae  appelletar,  et  daas  ex  tpats 
tribus  sententias  conformes,  quas  vim  rei  iudicatae  habere  volamoa, 
is,  qai  postremo  loco  iadicaverit,  exequatar,  quacumqae  appellatione 
non  obstante.  Cum  autem  recursos  ad  Apostolicam  Sedem  etiam 
omisso  medio,  sive  ante,  sive  post  sententias  iudicum  inferiorom, 
semper  integer  manere  debeat,  ad  normam  iuris,  in  osa  haius  pri- 
vilegii  omnino  servandae  erant  seqaentes  conditiones:  1^  Ut  in  sin- 
gulis  caosis  salva  maneat  cnique  litiganti  facultas  ad  hanc  Aposto- 
licam Sedem  etiam  post  primam  sententiam  recurrendi :  2®  Dt  in 
singnlis  actibus  ezpressa  fiat  Apostolicae  delegationis  mentio ;  3^  Ut 
causae  maiores  sint  eidem  Apostolicae  Sedi  reservatae  ad  normam 
Si^cri  Concilii  Tridentini;  4<^  Et  quoad  causas  matrimoniales  ea  cn- 
stodiantnr,  quae  in  Constitutione  Benedicti  XIV.,  cuius  initiam  »Dei 
miserationec,  praestituta  suni 

Abrogatis  deletisque  Anctoritate  Nostra  Apostolica  omnibns  et 
singalis  Indiarnm  Occidentaliom  privilegiis  quocamque  nomine  Tel 
forma  ab  hac  Sancta  Sede  prins  concessis. 

Gontrariis  quibnscamque  etiam  speciali  et  individoa  mentione 
dignis  non  obstantibos. 

Datum  Bomae  apnd  Sanclum  Petrum  snb  annulo  Piscatoris 
die  solemni  Paschae  18.  Aprilis  1897,  Pontificatas  Nostri  Anno 
Vigesimo.  Ä,  Card.  MaccM. 


2.  Adoiiiiistratioii  der  Seminare. 

üeber  vorstehenden  Gegenstand  erliess  die  Gongregatio  Concilii 
ein  Dekret  an  die  südamerikanischen  Bischöfe,  welches  zeigt,  dass 
die  Vorschriften  des  Goncils  von  Trient  (Sess.  XXIII.  c.  18  de  ref.) 
fiber  die  Verwaltung  der  kirchlichen  Seminare  durchaus  nicht  ab 
abrogirt  zu  betrachten  sind. 

De  Glericorum  Seminariis  agens  S.  Tridentina  Synodos  in 
Sess.  XXIII.  Cap.  XVIII,  De  Reform.,  praescriptis  pluribus  quae 
ad  alumnorum  admissionem  et  ad  religiosam  et  litterariam  eorum 
educationem  spectant,  haec  addit:  >Quae  omnia  atque  alia  ad  hanc 
rem  opportuna  et  necessaria  Episcopi  singuli,  cum  consilio  duoram 
canonicorum  seniorum  et  graviornm  quos  ipsi  elegerint,  prout  Spi* 
ritus  Sanctus  suggesserit,  constituent,  eaque  ut  semper  obserrentnr 
saepius  visitando  operam  dabunt.c 
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Pergens  deinde  ad  ea  qaae  oeconomicam  admiDistrationem  re- 
spiciant,  statnit,  nt  »iidem  Episcopi  cara  consilio  daoram  de  Gapi- 
talo,  qaoram  alter  ab  Episcopo,  alter  ab  ipso  Capitulo  eligatur; 
itemqoe  daoram  de  Glero  Givitatia,  quorom  qaidem  alteriiiB  electio 
similiter  ad  Episcopam,  alterias  vero  ad  Cleroni  pertineat^c  omnibus 
provideant,  qaae  ad  Collegii  fabricam  institaeadam ,  ad  mercedem 
praeceptoribas  et  ministris  solveadam,  ad  alendam  iaventatem  et  ad 
alios  samptas  referantar. 

Doplez  itaqae  S.  Synodas  iabet  adesse  consiliom  in  Semioariis 
constitaendis  et  regendis,  alteram  pro  re  disciplinari ,  alteram  pro 
temporali  administratione ,  distincta  personaram  oamero,  electionis 
forma  ac  officio;  etsi  oihil  vetat  qaominas  dao  caooaici,  qai  in 
coeta  sant  coDsaltoram  pro  re  oeconomicat  ipsi  ab  Episcopo  eligan- 
tor  et  depatentor  etiam  pro  disciplioa  dammodo  maaeris  distinctio 
servetar. 

Qaae  omaia  qaam  sapienter  ordinata  faerintf  qaisqae  facile  in- 
telliget  qai  secom  repatet,  qaantam  a  prospero  Seminarii  stata  et  a 
sana  Clericoram  iostitatione  profectas  religionis  pendeat :  ande  dapli- 
cem  hanc  consultoram  ordinem  adesse,  qai  in  Seminarioram  regimine 
et  administratione  Episcopis  adsit  sappetias  ferens,  et  in  tanto  pon- 
dere  sastinendo  eisdem  opitaletar,  nonnisi  pradentissima  caatio  ac 
salaberrima  pro?isio  est.  Eo  vel  magis  qaod  Episcopi  aat  visitationi 
dioecesis  aat  aliis  negotiis,  qaibas  necessario  debent  intendere,  ita 
saepe  occapentar,  at  sai  Seminarii  carae  indesinenter  ?acare,  et  om- 
nibas  per  se  et  directe  consalere,  pleramqae  omnino  impediantnr. 

Nee  opponi  potest,  ezinde  Ordinarios  in  expedita  pii  institati 
gabematione  impediri ;  si  qaidem  recepta  regala  est,  a  S.  H,  Ü.  inde 
ab  anno  1585  tradita  ac  saepias  deinde  conflrraataf  at  Episcopi  ad- 
hibere  qaidem  depatatoram  consiliam  teneantor,  non  item  seqni. 
Sane  in  Oseen.  mensia  Ootobris  1585  S.  G.  censait  »safficere  qaod 
Episcopas  haiasmodi  consiliam  reqairat,  eoranoqae  consilio  adhibito 
posse  Episcopam  stataere  et  deliberare  qaae  pro  pradentia  saa  magis 
expedire  iadicaverit.€  Qaod  aatem  solammodo  pro  consilio  stat,  im- 
pedimento  esse  non  potest;  sed  Inmini  potias,  directioni  et  anxilio 
inservit. 

Noverint  ergo  Episcopi  qnanti  intersit,  qaantoqae  stadio  sa- 
tagendam  sit»  at  haec  tam  salabriter  institata  lex  execationi  abiqae 
demandetar,  et  fideliter  servetar. 

Qaod  si  ex  Gleri  defecta,  aat  ex  grafibas  aliis  conditionam 
adianctis,  in  qaibas  Americae  Meridionalis  dioeceses  pleramqoe  ver- 
santar,  haec  omnia  impleri  non  possint,  nniversank  legem  corrnere, 


758  Kirchliche  Aktenstücke  und  Entscheidungen. 

aat  eius  observantiam  in  iis  qaoque  qaae  possibilia  sant  praeiermitti 
pati  noQ  debent  Ordinarii;  sed  S.  Sedem  adire  opportune  tanc  po- 
tenini,  qnae  pro  variia  locoram  circomstantiis  et  casaam  diversitate 
coDsilio  sao  Episcopis  aderit,  et  salva  legis  sobstantta^  in  iis  qaae 
ad  formam  pertinent  opportona  teinperamenta  adhibere  non  omittet 

Pro  viribus  tameo  nitendam,  ut,  si  fieri  potest,  in  omnibns  lex 
Yigeat,  nihilqae  ex  ea  detrahatar;  adeo  at  uterqne  consnltonim 
coetus  ad  praescriptam  formam  constitatns  monere  sao  inxta  legem 
defangator. 

Quae  vero  sit  electionis  forma  in  depatatis  constitaendis  ser- 
vanda, ex  adducto  Coneilii  texta  perspicae  patet 

Nee  rainori  daritate  innotescit,  in  quibusnam  negotüs  oon- 
saltoram  votam  sit  exquirendam;  in  omnibas  sdliceti  quae  tom  ad 
disciplinam  et  edacationem  Cleriooram,  tom  ad  sumptaariam  piae 
domas  rationem  spectant.  Unde  S.  H.  C.  in  Oscen.  anni  1585  so- 
perias  addacta  decläravit,  »Episcopum  cam  consilio  depatatoram 
teneri  tarn  circa  institationem ,  disciplinam  et  mores  Cleriooram, 
qaam  circa  temporaliom  rerom  administrationem  providere :  ...  ex- 
actionem  vero  quae  fit  pro  Seminario  ad  solam  Episcopam  spectare.« 

Et  in  Saiemitana  mensis  Julii  1589  propositis  obiis: 

IL  »An  eoram  (duwam  scilicet  depotatorum  super  disciplina) 
consilium  adhibendnm  sit  tam  in  constitaendis  regulis  uniyersalibus 
Seminarii,  quam  in  electione  puerorum  singulorum  introdacendurom, 
in  electione  magistroram,  librorum  legendorum,  confessarii^  panitiona 
discolornm,  expulsione,  visitatione  et  simiiibus? 

III.  »An  alii  quataor  sint  deputandi,  et  depatati  adhibendi 
sint  in  consilio  tantammodo  in  taxatione,  contribatione  fruc^aum  ex 
unione  beneficiorum  et  in  aliis  difficaltatibus  ob  quas  Seminarii  ifl' 
strnctio  vel  conservatio  impediretur  vel  perturbaretor ;  an  etiam  in 
exactione  et  temporalium  administratione  tam  dicti  Seminarii,  ot 
puta,  deputatione  vel  expulsione  ministrorum  et  famulorum  tempo- 
ralium, expensis  quotidianis,  provisione  bladorum;  quam  etiam  bono- 
rum qnorumcumque  et  reddituum  ipsius  Seminarii,  etiam  ex  bene- 
ficiis  unitis,  ut  puta,  locationibus,  concessionibus,  alüsque  contractibas 
et  litibas?€  responsum  fuit: 

Ad  II<™:  In  ornnUms  his  esse  adkibendiim. 

Ad  ni^:  Teneri  Episcopum  adhibere  dsputatarum  eansäUm 
tam  circa  instihUianem  ^  discijplinam  et  mores  <,  quam  teit^faralüm 
rerum  administrationem. 

Cum  aatem  unus  ex  consultoribus,  saper  temporalibus  negotii^ 
deputatus,  a  Clero  sit  eligendas,  Gleros  ius  suum  exercere  potest  in 
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Synodo,  si  haec  tuoc  habeatnr,  proat  Doclores  tradant :  aliter  electio 
in  peculiari  totins  Cleri  Civitatis  conventu  est  peragenda. 

Oroninm  dentqae  electorom  mnnas  perpetnum  esse  debere  et 
neminem  nisi  ex  legitima  causa  amoveri  posse,  S.  H.  G.  in  cit.  Sa^ 
hmitana  anni  1580  resol?it,  idqne  saepias  deinde  confirnutvit. 

Qaod  si  ex  morte,  ex  discessu,  aut  ex  alia  iasta  ratione  alter 
eonim  a  sno  munere  cesset,  eins  sabrogatio  per  eas  facienda  est  per 
qnos  prior  electio  est  acta« 

Haec  praecipua  sunt  canonicae  disciplinae  capita  qnibas  depn- 
tatornm  Seminarii  institotnm  continetur  et  regitur,  qnae  de  mandato 
SSmi  D.  N.  Papae  Leonis  XIII.,  praesentibus  S.  C.  litteris,  omnibas 
Americae  Meridionalis  Ordinariis  in  mentem  rerocantur,  nt  consal- 
tissimae  legis  observantia,  abi  obsolevit,  restitnatnr,  et  nbi  adhnc 
inducta  non  fnit,  qaamprimnm  in  nsnm  adducatur. 

Datnm  Bomae  ex  S.  G.  Goncilii  die  15.  Martii  1897. 

Ä.  Gard.  Di  Piäro,  Praefectns. 

B.  Archiep.  Nasianeenus,  Prosecret. 


S.  Beehtskraft  der  Konstltatton  ^ApostoUeae  Ciirae^  über  die 

anglikanischen  Weihen. 

Für  diejenigen,  welche  noch  immer  der  Ansicht  sind,  dass  der 
Apostol.  Stuhl  die  Gontroverse  über  die  Gültigkeit  der  anglikanischen 
Weihen  nicht  definitiv  habe  entschieden  oder  entscheiden  wollen, 
möge  folgendes  Schreiben  Leo*s  XlII.  dienen,  das  an  den  Erzbischof 
von  Paris  gerichtet  ist  in  Folge  der  Versuche,  welche  die  Revue 
anglo-romaine  zu  Gunsten  der  Weihen  in  der  anglikanischen  Kirche 
machte. 

DUecto  FUio  Nostro  Franasco  Mariae  8.  B.  E.  CardinaU  Bichard^ 

Archiepiscöpo  Parisiensi.  Parisios. 

Dilecte  Fili  Noster,  salutem  et  Apostolicam  benedictionem. 

Beligioni  apud  Anglos  aeternaeque  animarum  saluti  pro  mu- 
nere prospicientes,  Gonstitutionem  ÄposMicae  curae^  ut  nosti,  pro- 
xime  edidimus.  In  ea  causam  gravissimam  de  ordinationibus  angli- 
canis  iure  quidem  a  decessoribus  Nostris  molto  antea  definitam  in- 
dnlgenter  tarnen  a  Nobis  ex  integre  revocatam,  consilium  fuit  abso- 
lute ifidicare  penitnsque  dirimere.  Idque  sane  perfecimus  eo  argu- 
roentomm  pondere  eaque  formulamm  tum  perspicnitate  tum  auctori- 
täte,  ut  sententiam  Nostram  nemo  pmdens  recteque  animatns  com- 
pellere  in  dubitationem  posset,  catholici  aotem  omnes  omnino  deberent 
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obsequio  amplecti,  tanquam  perpetao  finnam,  ratam,  irrevocabilem. 
At  vero  diffiteri  neqaimas  non  ita  a  quibusdam  catbolieis  esse  re- 
sponsum:  id  qnod  band  levi  nos  aegritndine  affecit.  —  Hoc  tecam, 
Dilecte  Fili  Noster,  commanicare  ideo  placait,  qaia  ephemeridem 
Revue  anglo-ronuiine^  qiiae  istic  evalgatar,  praecipne  attingit.   Sant 
namqae  in  eius  scriptoribus  qui  eiasdem  GonstitutioDis  yirtalem  non 
ut  par  est  taentar  atque  illastrant,  sed  infirmant  potins  tergiyeTsando 
et  disceptando.    Quocirca  evigilare  oportet  üt  ex  tali  ephemeride  ne 
quid   dimanet  qaod   cam   propositis  Nostris   non  plene  conveniat; 
certeqae   praestat  eam   desisiere   atque  omnino  silere,   obi  eisdem 
propositis  ceptisqne   optimis  difficaltatem   sit   allatara.     Similiter, 
qaando  ex  Anglis  dissidentibus  ii  certi  bomines  qni  veritatem  rei  de 
ordinationibus  suis  exqairere   a   Nobis   sincero  animo   videbantar, 
veritatem  ipsam  a  Nobis  coram  Deo  significatam,  animo  longo  alio 
acceperuntf  plane  consequitur  ut  catholici  quos  supra  commemora- 
yimus,  in  eisque  vir  aliquis  religiosus,  agnoscant  officium  sunm.  lam 
nunc  enim  nee  aequum  fuerit  nee  decorum  sibi,  illorum  hominum 
adiangi  et  quoquo  modo  suffragari  consiliis,  quod  etiam  optato  reli- 
gionis  incremento  possit  non  minime  obesse. 

De  bis  igitur  rebus  quae  magni  momenti  sunt,  exploratae 
prudentiae  ac  soUertiae  tuae,  Dilecte  Fili  Noster,  valde  confidimus; 
auspicemque  divinorum  munerum  ac  testem  peculiaris  Nostrae  bene- 
volentiae,  Apostolicam  tibi  benedictionem  peramanter  impertimus. 

Datum  Romae,  apud  Sanctum  Petrum  die  5.  Novembris,  anno 
1896,  Pontificatus  Nostri  decimo  nono.  Leo  PP.  XIIL 


4.  Die  Gewalt  der  BisehSfe,  bis  zu  einem  Jahre  vom  defeetos 
aetatis  zn  dispensiren^  g^lt  anch  bezflgllch  der  Begrolaren. 

Decretum  S.  B.  et  U.  Inquisitionis 
Feria  IV.  die  29.  Januari  1896. 

In  Congregatione  Qenerali  S.  B.  et  ü.  I.  habita  coram  Emis 
et  Rmis  Gardinalibus  contra  baereticam  pravitatem  Ctonlibus  Ifiqbus 
propositum  fuit  sequens  dubium: 

»In  facultatibus  quinqnennalibas  S.  G.  de  Propaganda  FIde  sab 
formula  III.  nnm.  13.  conceditur  facultas  »Dispensandi  super  defeetu 
aetatis  unius  anni  ob  operariorum  penuriam  ut  promoveri  possint  ad 
sacerdotium,  si  alias  idonei  fuerintc  Quaeritur  utrum  haee  facultas 
extendatur  etiam  ad  Reguläres,  c 

Et  Omnibus  diligenti  animo  perpensis,  praebabitoqne  D.  D.  Con* 
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sultoram  voto,  iidem  ISäA  ac  Bäd  D.  D.  Cardinales  reBpondendain 
mandaront:  Affirmative^  facto  verbo  cum  SSiko, 

Feria  yero  V.  die  30.  ejiudein  mensis  et  aniii  in  solita  Aa- 
dientia  r.  p.  d.  Adsessori  impertita,  facta  de  snpraacriptis  accarata 
relatione  l^mo  D.  N.  Leoni  PP.  XIII. ,  Sanctitas  Sua  resolationem 
Emoram  Patrum  adprohavit  et  confirmavit. 

L.  S.  J.  Can.  Mancmi  S.  B.  et  U.  L  Not. 


6«  Terbot  der  kfknstliclieii  Befriiehtiuig« 

Darch  nachstehende  Entscheidung  des  hl.  Officioms  in  Rom  ist 
eine  Frage  erledigt,  die  bisher  von  einigen  kath.  Theologen  als  eine 
Gontroverse  behandelt  wurde,  n&mlich  die  Frage,  ob  es  erlaubt  sei, 
auf  ktlnstlichem  Wege  die  Befruchtung  eines  Weibes  zu  bewirken. 
Die  Kongregation  hat  sich  nunmehr  im  negativen  Sinne  entschieden. 

Feria  IV,  die  24.  Martii  1897. 

In  Congregatione  Generali  S.  B.  et  ü.  I.  habita  coram  Emis 
ac  Bmis  DD.  Cardinalibus  contra  baereticam  pravitatem  Qeneralibus 
Inquisitoribus,  proposito  dubio: 
An  adhiheri  poseit  arüficialis  nndieris  foecundatio  ? 

Omnibus  diligentissimo  examine  perpensis,  praehabitoque  DD» 
Consnltomm  voto,  iidem  Emi  Gardinales  respondeudum  mandarunt: 

Nan  Heere. 

Feria  vero  VI,  die  26.  eiusdem  mensis  et  anni,  in  solita  Au- 
dientia  r.  p.  d.  Adsessori  S.  0.  impertita,  facta  de  snprascriptis  ac- 
curata  relatione  SSmo  D.  N.  Leoni  PP.  XIII.,  Sanctitas  Sua  reso- 
lutionem  Emorum  Patrum  adprobavit  et  confirmavit. 

J.  Can.  Mandm  S.  B  et  D.  I.  Not. 


6.  Ordensfhraen  können  ohne  Dispens  des  apost.  Stuhles  keine 
Erbsehaft  annehmen^  selbst  wenn  die  Annahme  zom  Besten 
der  Commnnltftt  geschUie;  eine  dlesbesEBgllehe  IMspensfaknltät 
fttr  dringende  FUle  wird  einem  Bisehofe  ad  trlennlnm  gegeben« 

Beatissime  Pater:  —  Episcopus  Zamorensis,  in  Hispania,  ad 
pedes  8.  V.  provolutns,  humillime  exponit:  N.  N.  Sanctimonialem 
Ordinis  Praemonstratensis  in  conventu  civitatis  N.,  huius  dioecesis, 
ex  Gonstitutionibus  civilibus  hispanicis  ins  habere  ad  haereditatem 
capiendam,  quae  eidem  contigit  ex  morte  fratris  presbjfteri  recens 
defuncti.    Hinc  quaeritur: 

AroUT  fOr  Klrdhenreeht.  LXXVU.  49 
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1.  An  praefata  Sanctinaonialis,  poHta  aöhmni  religiosa  pro^ 
fessione  quam  iamdiu  emistt,  licite  in  oonscienlia  possit  geatioses 
agere,  sive  per  se  sive  per  procaratorem  ^  ut  baereditatem  capiat 
proprio  nomine  coram  "liaecnlari  iudice,  in  bonam  tarnen  totios  Com- 
mnnitatis,  ut  par  est;  vel  potius  egeat,  ratione  voti  poMpertaüs^ 
legitima  dispensatione  ad  praedictas  gestiones  iuridicas  agendas  ad 
baereditatem  adquirendam  ? 

2.  Dato  quod  dispensatione  egeat:  an  bac  eidem  tribni  possit 
a  conventas  Superiorissa,  aut  ab  Episcopo  cni  conventns  subest:  yel 
necessario,  ratione  solemnis  voti ,  a  8ede  Apostolica  obtineri  debeat  ? 
•—  Demum,  posita  necessitate  recarrendi  ad  Apostolicam  Sedem  pro 
praedicta  dispensatione,  Episcopus  orator  suppliciter  postnlat: 

1.  et  praefatae  Sanctimoniali  facultas  tribuatur  ad  iuridicas 
gestiones  per  procuratorem  instituendas  ac  perficiendas  pro  haeredi- 
tate  sibi  ao  proprio  nomine  capienda,  quae  in  bonum  cedat  totius 
Gommunitatis. 

2.  üt  eidem  Episcopo  oratori  sufficiens  facultas  elargiatur  ut 
dispensare  possit  super  vota  paupertatis  in  casibus  similibus  ad  id  ut 
providere  valeat  pro  urgentia  quae  regulariter  in  iisdem  occurrit.  — 
Et  Dens  .  .  . 

Sacra  Congregatio  Emorum  ac  Rmorum  S.  B.  E.  Cardinalium 
negotiis  et  consultationibus  Episcoporum  et  Regularium  praeposita, 
super  praemissis  censuit  respondendum  prout  respondet: 

Ad  1"  et  2™  providebitur  in  Tertio. 

Ad  3"^  Affirmative  pro  petita  facultate ;  ita  tarnen  ut  haereditas 
acquiratur  Monasterio. 

Ad  4"^  Affirmative  pro  petita  facultate  ad  triennium,  pro  casi- 
bus dumtaxat  urgentibus,  in  quibus  nempe  non  suppetat  tempus  re- 
currendi  ad  Sanctam  Sedem. 

Bomae,  15.  Januarii  1897. 

8.  Card.  VamiuteUi^  Praef. 


7.  Instraktlon  für  die  O^lstliehen  rar  Unterwelsnng  kaAo- 

liAchei^  Hebammen. 

Unterm  10.  Jan.  1897  wird  dem  Seelsorgeclerus  der  Diözese 
Gurk  eine  Anleitung  für  den  Unterricht  katb.  Hebammen  vorge- 
schrieben, welche  dem  gesamten  österreichischen  Episkopate  vorgelegt 
und  von  ihm  approbiert  worden  ist.  Da  das  Schriftstück  aus  diesem 
Grunde  und  wegen  des  Inhalts  von  grösserer  Bedeutung  ist,  so  nehmen 
wir  keinen  Anstand,  dasselbe  hierher  zu  setzen,  zumal  jeder  Seelsorger 
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verpflichtet  ist,  sich  diesem  ebenso  schweren  als  heiklen  Oesch&fte 
za  unterziehen.    (Vgl.  Bened.  XIV.,  Inst.  eccl.  VIII.). 

InstätUio  ad  Clerum 
de  erudiendis  obstetricibus 

in  iis  quae  ad  snum  mnnüs  in  genere  et  de  iis  in  specie  qnae  ad  baptismum 

in  necessitate  conferendnm  pertinent. 

Art.  I. 

Ea  qnae  generatim  ab  obstetrice  in  suo  munere  observanda  sunt 
eique  merito  inculcari  debent  sant  seqnentia: 

In  iis  peragendis  qnae  snae  artis  sunt,  fideliter,  accurate,  so- 
lerter  se  gerat,  animoqne  ad  javandam  parato. 

Qunm  ad  subveniendum  mnlieri  pariturae  vocatur,  primo  fusa 
prece  earo  seseqne  Domino  Deo  commendet. 

Cuivis  praesto  esse  velit  aequa  semper  adhibita  enra,  sine  per- 
sonarum  acceptione. 

De  iis  quae  in  exercitio  artis  suae  occnrrere  solent,  altnm  Si- 
lentium servet. 

Loquelam  quod  attinet,  honesta  et  castigata  sit;  in  potu  vero 
ciboque  sumendo  temperantiam  custodiat,  et  tunc  maxime,  quum 
post  infantis  baptismum,  ut  alicubi  moris  est,  convivia  aguntur. 

Instante  partu  a  puerperae  cubiculo  otiosas  aut  non  necessarias 
personas  exciudere  prudenter  satagat. 

Abstineat  a  casibus  aliquando  obviis  enarrandis,  qui  animum 
puerperae  exterrere  eique  metum,  anxietatem  ingerere  possint. 

Si  quando  partus  difficilis  aut  praevidetur  aut  aniraadvertitur, 
curet  mature  medicum  advocari,  imo  si  opus  fuerit,  et  sacerdotem. 

Ut  neonatus  sine  indebita  mora  sancto  regenerationis  sacra- 
mento  abluatur,  curet  pro  viribus;  necessitate  vero  ingruente,  ob- 
stetrices  erit  baptismum  conferre. 

üt  de  infantis  nativitate  certior  fiat  Sacerdos,  qui  matriculas 

tenet,  curam  gerat,  idque  etiam  tunc  quum  infans  post  acceptum  e 

necessitate  privatum  baptismum  brevi  mortuus  fuerit,  aut  (oetus  jam 

mortuus  prodierit. 

Art.  n. 

Nedum  in  artis  suae  exercitio,  sed  generatim  obstetrix  com- 
monenda  est,  ut  bene  morigeram  se  praebeat,  Christiane  vivat,  sa- 
cramenta  Ecclesiae  frequenter  recipiat. 

Art.  IIL 

Obstetricem  docere  expedit  quid  agat,  quam  animadverterit 
mulierem  praegnantem  ea  mente  esse,  nt  foetnm  depellat,  et  ad  id 

49* 
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fortassis  media  perqvfirere.   Instanter  scilicet  et  religiöse  moneat  pro- 

caratiooem  abortns  coram  Deo  ixnmane  scelas  esse,  ac  veriaamom 

bomicidiam ,  qaHm  non  modo  corporalis  Tita  concepti  iofantali  peri- 

mitor,  sed  etiam  animae,  quae  baptismatis  regeneratione  et  beatita* 

dinis  fraitione  carebit;  addat  ipsa  lege  civil!  procarationem  abortos 

gravibas  poenis  plecti,  imo  nee  criminis  attentationem ,  licet  non 

seqnatar  effectas,  a  poenis  immunem  esse.  Praegnantera  insnper  do- 

ceat  quantum  fieri  potest  praecavere  casns  omnes«  qnibas  vita  foetns 

in  discrimen  addacitar,  unde  baptismatis  percipiendi  spes  toUator; 

id  ipsam  enim  sab  gravi  peccato  mulier  nternm  gestans  praestare 

tenetmr. 

Art  IV, 

Plurimum  refert  nt  obstetrices  probe  sciant  ea  qnae  ad 
baptisma  in  casa  necessitatis  conferendum  pertinent:  etenim  (nt 
habet  Rituale  Rom.  tit.  II.  cp.  I.  nr.  1.  et  13.)  »summa  ad  illud 
(Baptismi  Sacramentum)  opportune  riteque  administrandum  diligentia 
adhibenda  estc  .  .  .  »quapropter  curare  debet  Parochus  ut  fideles» 
praesertim  obstetrices,  rectum  baptizandi  ritum  probe  teneant  et 
servenic 

Necesse  est  ergo  obstetrices  accurate  inculcateque  instruere 
circa  ea  quae  ad  sacramenti  necessitatem  et  sanctitatem,  necnon  ya- 
lidam  ejusdem  administrationem  quoad  materiam  et  formam  pertinent 

Moneantur  ut,  si  quando,  urgente  necessitate,  baptismum  con- 
ferre  debeant,  sese  antea  recoUigant  et  intra  se  intentionem  ezcitent 
baptizandi  ut  Christus  jussit  et  Ecclesia  facit  Optimum  erit  si«  ad 
assistendum  puerperae  invitata,  obstetriz  caute  pro  baptismate,  si 
ejus  occasio  futura  sit,  aquam  apparet,  et  instrumenta,  puta  irriga- 
torem  (Glasröhre)  raro  et  providissime  tantum  utendum  secum  ferat, 
ita  ut  omnia  in  casu  jam  praesto  siut. 

Si  neonatus  filius  acatholicorum  in  discrimine  versetur,  obstetriz 
catholica  moneat  parentes  de  baptismate,  cujus  administratio  neces- 
saria  sit,  si  vero  ipsi  sacrum  ritum  perficere  nequeant  aut  nolint, 
aut  si  periculum  mortis  prope  urgeat,  ipsa  baptizet,  et  quidem  juzta 
formam  ab  Ecclesia  praeceptam. 

Art  V. 

Ne  obstetriz  temere  et  sine  causa  ad  baptismum  conferendum 
ruat,  docenda  est  ejus  provinciam  hanc  esse,  ut  tantummodo  in  casu 
necessitatis  sacramentum  regenerationis  administret,  hoc  est  iis  dum- 
taxat  in  canbus,  in  quibus  merito  metuendum  est,  ne  infantulus  de- 
cedat,  antequam  a  sacerdote  de  more  baptizetun    Evenit  enim  non 
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raro,  ut  obstetrices  ad  baptismam  procedant  tone  qooqtte,  cum  vera 
necesritas  non  nrget ;  etsi  ceteroqnin  argaenda  non  siDt,  si  de  aeterna 
animaram  beatitate  soUicitae  renimve  angnstiis  pressae  inter  yeram 
periculam  prolia  et  ejusdem  speciem  non  satis  diacernere  qaeant 
Imo,  si  quando  pericoli  gravitas  dubio  sabest,  praestat  ntiqae  par- 
tem  tatiorem  eligere  et  baptisroam  cooferre. 

Ideo,  si  obstetrix  bac  in  re  fiacilioreni  se  praebaerit,  non  est  a 
sacerdote  darins  reprehendenda,  sed  potios  monenda,  nt,  experientiae 
docnmentis  edocta,  in  jndicando  perieulo  tranqnilla  matnritate,  qnan* 
tum  fiori  potest,  procedat;  etenim  acrins  correpta,  facile  contingeret 
nt  deinceps,  redargutionem  verens,  etiam  in  casibus  vere  nrgentiori« 
bns  baptismnm  dintins  differat  ant  omittat,  forte  non  sine  animarum 
irreparabili  damno. 

Art.  VL 

Non  paucae  obstetrices  opinantur  materiam  Sacramenti  in  ne* 
cessitate  conferendi  esse  aqnam  benedictaro,  e  qua  opinione  iongior 
mora  conseqoi  potest  tnnc  v.  gr. ,  cum  in  domo  puerperae  aqua 
Ittstralis  non  habetur,  unde  dum  haec  requiritur  et  exspectatur,  in7 
fantulns  perieulo  exponitur  sine  baptismo  decedendi.  Ideo  obstetrix 
docenda  est,  nihil  referre,  utrum  aqua  in  eo  casu  adhibenda  bene- 
dicta  Sit  necne,  idque  soluromodo  inculcandum  aquam  veram  et  na- 
turalem esse  oportere,  undecumque  sumptam,  sive  e  fönte»  e  puteo 
e  torrente,  sive  e  pluvia,  e  nive  aut  e  glacie  liquescente.  Hoc  nnum 
itaque  pro  certissimo  habeant,  aquam  non  debere  esse  artificialem^ 
iit  e  rosis  expressam,  nee  alio  quoquam  liquore  suppleri  posse,  ut 
puta  lacte  ant  Tino. 

Qttotiescumque  at  raro  contingit,  ut  infanti  adhuc  in  utero 
matris  manenti  ex  necessitate  baptismus  conferatur,  fideliter  provi- 
dendum  erit,  ut  nonnisi  oronino  pura  aqua  adhibeatur,  ne  parturienti 
morbi  inserantur  cum  mulieris  fortasse  vitae  discrimine. 

Quapropter  ad  baptismum  intra  matris  uterum  proli  conferen- 
dum  aqua  prorsus  ex  fontibus,  e.  gr.  ex  aquae  ductibus  civitatum, 
?el  aqua  destillata  sumatur.  Quum  vero  ejusmodi  aqua  pura  räro 
tantum  adfuerit,  aqua  prius  bene  decocta  et  refrigerata  adhuc 
tepida,  quae  obstetricibus  semper  praesto  esse  debet,  adhibeatur. 

Art.  VII. 

Cum  aliquando  contigerit  ut  obstetrix,  pro  eo,  ut  aquam  infanti 
baptizando  affunderet,  aquam  pollicem  intingeret,  eoque  crucem  in 
fronte  neonati  foetus  signaret,  ea  de  re  solerter  docenda  est. 

In  hac  quippe  praxi  adest  periculam,  ne  looo  integf  ae  plenaeque 
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formae  sacramentalis  ^  proferantnr  solammodo  yerba,  qnae  in  cmcu 
signo  efformando  (In  nomine  Patris  etc.)  dici  aolent ;  et  totos  iUe 
baptisrai  ritus  sea  praedicta  applicatio  materiae  a«t  pamm  tata  ant 
saepe  plane  invalida  foret. 

Monenda  itaqne  obstetrix  nt^  dam  partui  anistit«  aqoam  in 
pocnlo  ant  cyatho  sive  alio  qnocumque  yase  in  pramptn  babeat«  et 
si  ad  baptismum  procedendnm  est,  non  adspersione  yel  attactn  aquae 
contenta  sit,  sed  aqaam  ipsam  capiti  infantis  triplici  dnetn  infondat, 
et  qnidem  ita,  ut  aliqnatenus  defiaat. 

Si  yero  aliquando  inter  angustias  temporis  yas  nnllnm  habere 
possitf  hauriat  aqaam  yolä  manns,  et  fronti  neonat!  affnndat. 

Art.  VIII. 

Qoam  certissime  constet,  in  baptismate  qaalicumqne  verboroai 
prolationem  et  aquae  infusionem  simul  fieri  oportere,  in  hac  parte 
obstetrix  quanta  maxima  diligentia  instituenda  est.  Doceatnr  ergo 
yerba  Ego  te  bapHeo  in  nomine  PcUris^  et  Filii,  et  Spiritus  sancti 
esse  proferenda  (ut  habet  Ritaale  Rom.  tit.  IL  cp.  I  nr.  8.)  uno  et 
eodem  tempore  guo  fU  äblutio;  ablatio  yero  trina  (iat,  ad  singola 
notnina  diyinarum  Personarum. 

Iterato  praeterea  moneatnr,  ut  saper  infantalam  baptizaudam 
intra  ipsam  aquae  infusionem  totam  integramque  formam  sacramen- 
talem  recitet,  nullo  prorsus  yocabulo  omisso. 

Praesertim  inculcandam  est  enixe,  ner  omittant  yerbä  Ego  te 
haptieo;  in  hanc  yero  institutioneni  eo  accuratius  est  insistendnmf 
quod  nonnnllae  obstetrices  circa  ritum  administrandi  sacramentum  a 
se  asitatum  iuterrogatae  et  examinatae  in  repetenda  baptismatis 
forma  yerba  Ego  te  haptieo  mox  pronuntiarunt,  mox  omiserunt,  quin 
adyerterent  per  eam  omissionem  formam  esse  mancam.  Haec  omissio 
hinc  inde  secuta  eSecit,  ut  baptismata  ab  obstetricibus  collata  causam 
dubitationis  praeberent ;  et  propterea  desiderabile  est,  ut  baptismo  in 
casu  necessitatis  administrato  una  yel  altera  persona  praesens  adsit^ 
cujus  testimonio  sacerdos  facilius  et  tutius  rescire  possit,  num  yere 
et  yalide  baptismus  coUatus  fuerit,  quo  comperto  baptismati  siye 
inconditionate  siye  sub  conditione  iterando  locus  esse  nequit. 

Moneantut  praeterea  obstetrices  in  baptismate  priyato  de  ne- 
cessitate  conferendo  nihil  cogitandnm  esse  de  nominis  impositione, 
et  superfluum  esse  disquirere  aut  conscire,  quis  sit  infantis  sexus, 

Art  IX. 

Docenda  praeterea  obstretrix  omnino  neceaae  esse,  nt  una 
eademqoe  persona  simul  et  aqoam  infundat  et  yerba  formae  proferat* 
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Oaveat  ergo  oe  hoc  negotium  partim  sibi  reservet,  partim  alicui 
praeseati,  Terbi  gratia  medico,  demandet,  sed  utrnmque  agat,  aut 
totnm  alteriy  utiqne  ad  ageodam  idoneo,  relinquat. 

Art  X. 

Si  qoando  editus  foetus  dubitetar,  uum  adhac  vivat,  an  vero 
exspiraverit ,  obstetricis  est  neonatum  infantem  sine  mora  baptizare 
per  verba  8i  vivis,  ego  te  bapüao  in  nomine  PatriSf  et  lUiij  e 
^nrUus  sancti.  Hie  vero  notandum  est  baptismam  valere,  etsi 
verba  formae  dumtazat  de  more  promat ,  adjectam  vero  conditionem 
Si  iAvis  solummodo  mente  concipiat;  ast  consulendum  est,  nt  verba 
illa  adjectae  conditionis  nt  snpra  voce  efformata  exprimantar. 

Tunc  tantum  baptisma  plane  omittendnm  est,  qnnm  de  morte 
infantnli  certo  constat ;  obstetrix  antem  enixe  monenda  est,  tunc  tan- 
tum de  morte  constare  nullumque  locum  esse  baptismo,  cum  editus 
foetus  Signa  pntrefactionis  dederit  Contra  vero,  ex  eo  quod  neonatns 
infantulus  nuUa  indicia  vitae  praebeat,  non  existimet  eum  decessisse; 
potest  enim  syncope  occupari. 

Quoties  ergo  non  pleno  constat  exaniraem  esse,  quantumvis  de 

vita  dubitetur,  baptismus  sub  conditione  juxta  praedicta  illico  est 

conferendus.    Ideo  obstetrix  docenda  est,   ne  primo  conamina  ineat 

et  adminicula  adhibeat  ad  infantem  suscitandum  vel  ad  signa  vitae 

educenda  et  provocanda,  baptismum  interea  differens,  sed  imprimis  a 

baptismate  exordiatur,  et  reliqua  postea  impleat.    Kitus  enim  sacra- 

mentalis  breviasimo  instanti  perficitur,  et  reviviscentiae  conamina  ea 

mora   levissima  non  impediuntur,    dum   contra  dilato  baptismate 

aoimae  damnum  irreparabile  causari  potest ;  deinde,  ut  per  se  patet, 

sacramento  confecto,  ab  obstetrice  omnia  adminicula  ilHco  et  con- 

stanter  adhibenda  sunt,  ut  infans  foveatnr   aut  eripiatur  a  vitae 

discrimine. 

Art.  XI. 

Sunt  casus  ubi,  instante  partu,  serio  timendum  est,  ne  foetus 
euaoriatur,  anteqnam  in  lucem  prodeat ;  tunc  vero  obstetricis  est  de» 
tiberare  num  ad  baptismi  collationem  aqua  infimdi  possit  infanti 
adhnc  in  utero  matemo  delitescenti.  Quo  in  casu  pro  rerum  diver- 
sitate  procedendum  erit,  juxta  sequentes  regulas: 

Quum  foetus  in  alvo  materna  ita  inclusua  est,  ut  aqu&  at- 

tingi  non  possit,  nullus  baptismati  locus  est,  ideoque  plane  inutile 

et  proinde  illicitum  foret  verba  sacramentalia  proferre  aquamque 

.    simul,  verbi  causa  matris  corpori  affandere.    In  bis  casibus  pro* 

.   fecto  valet  regula  in  Ritaali  Rom.  (tit.  II.  cp.  I.  n.  16.)  data 
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• 
^nemo  in  utero  watris  ckmsus^  bapHiari  debet^;   idqae  aeddit 
doDec  secandinae  seu  membranae  (Eih&ute)  integrae  maneDt,  qaae 
qnippe  hodie  a  doctis  eensentur  esse  de  corpore  matris,  dod  vero 
foetfis. 

Tanc  vero,  com  jam  disruptis  secnndinis  sea  membranis,  via 
aperta  est  ad  aqaam  usqae  ad  foetam  addacendum ,  isqae  igitar 
baptizari  potest,  obstetrix  curare  debet  ut  infans  pericalo  instaDte 
reapse  baptizetur.  [d  vero  peragendum  est  ita,  at  aqua  infantdo 
aflFündatttr  vel  manu  obstetricis  vel  saltem  digito  in  aqaam  intincto 
ablutione  infantali  facta ,  ab  eademque  persona  proferantar  Terba 
8i  es  capaucj  ego  te  baptüfo  in  nomine  Pairis^  et  Filii,  et  Spiritus 
sancti. 

Et  hie  ceteram  obstetrix  monenda  est,  aqaae  infasionem  et 
verborum  prolationem  udo  eodemque  tempore  fieri  operiere.  Sciat 
praeterea  hoc  in  casn  hoc  unnm  safficere,  et  omnino  non  reqairi, 
ut  trina  flat  aquae  infusio  aut  per  modum  crucis.  At  utile  Yidetnr 
ut  aqua  ejusmodi,  si  commode  esse  potest  tempefiacta  faerit  Cfr. 
Art.  VI. 

Dum  periculum  mortis  foetui  impendere  creditur,  membranae 
vero,  quibus  foetus  invokitur,  adhuc  integrae  sunt,  dubitari  potest 
num  data  opera,  punctione  aut  laceratione  liceat  et  possit  via 
aperiri  ad  baptismum  in  casu  tantae  necessitatis  conferendnin. 
Hanc  vero  quaestionem  obstetrix  relinquat  medico  dijudicandam, 
eique  punctionem  seu  quamcumque  operationem  exeqnendam  re- 
linquat, si  vero  medicus  id  senserit  et  operatus  fuerit,  obstetrix 
baptismum  conferat  modo  supra  dicto.  Si  autem  nullos  medicos 
acciri  potuerit,  obstetrix  ab  aperiendis  membranis  ope  cujusvis  in- 
strumenti  abstineat,  ne  forte  mulieri  pariturae  nocumentum  affer^t 
(Ohier's  Pastoralmedicin  8.  27,  III.  Aufl.). 

Art.  XII. 

Quum  foetus  sub  conditione  juxta  praedicta  (Art.  XI.)  in  ^^^ 
baptizatus  editus  fuerit,  sciat  obstetrix  a  se  diversimode  proceden- 
dum  esse,  prouti  infantulus  adhuc  in  perioulo  mortis  versatur  necne. 

Quoties  infans  in  utero  antea  baptizatus  nunc  vero  in  l^^^ 
editus  de  vita  pariclitatur ,  eum  obstetrix  in  capite  baptizet,  P^ 
verba  8i  non  es  baptiaatuSf  ego  te  haptigo  in  nomine  Patris,  ^ 
FiUi,  et  Spirüus  sancti.  Etenim  valor  baptismi  in  utero  materno 
collati  satis  dubius  est,  ejus  vero  sacramenti  suprema  necessitas  est» 
unde  nunc  iterari  debet,  cum  primnm  commode  tuteqne  fieri  potest 

Si  infantulus  in  lucem  proditus  satis  sanus  validusqne  appvaa^ 


Kirchliche  Akienitikeke  und  BnUeheidungen.  769 

obstetriz  a  rebaptizaado  sab  conditione  abstineat,  sed  opportane  ad 

aaoerdotem  deferat,  eui  baptismum  foetoi  adbac  in  utero  inclnso 

collatam  faisse  indicabit 

Art.  XIIL 

Si  casus  occarrat  at  post  baptismam  in  ntero  collatam  noa 
jam  anos  sed  dao  infaatoli  aot  tergemini  edantar,  com  ignoretur 
qoisnam  eorum  in  alvo  materna  ablutus  foerit «  singali  baptisentar 
ob  obstetrice,  ad  modum  qaem  dixiroas  Art.  praeced.  (XIL),  adhibita 
saper  siogalis  forma  Si  non  es  baplvmtus^  ego  te  hapHeo  in  nomine 
Fiitris^  et  FUii^  et  Spiritus  saneÜ. 

Art.  XIV. 

In  parta  difficili,  obi  infantalus,  de  cajas  valetodine  et  vita 
dubitatar,  nonaisi  aliqaam  corporis  partera  ex  atero  protraderit,  ?i- 
dendam  est  num  caput  aut  vero  aliud  membrom  ediderit. 

Si  igitur  caput  prodierit,  in  capite  baptizetar  absolute,  nulla 
scilicet  adjecta  conditione,  per  verba  JE^o  te  baptiao  in  nomine 
JPairiSt  et  FUU,  et  Spiritus  sancti;  infans  vero  non  erit  postea 
rebaptizandus. 

Si  vero  non  caput,  at  alind  corporis  membrum  prodierit,  ut 
brachium  aut  pes,  super  eo  membro  aqua  infundatar,  prolatis  simul 
verbis  Si  ex  capax^  ego  te  baptiso  in  nomine  Patris^  et  FUii,  et 
SIpiritus  sancti.  Quum  autem  secuto  partu  infans  pleno  in  lucem 
prodierit,  mortis  pericnlo  adbac  perdurante  in  capite  denuo 
.  baptizandus  est,  adhibita  forma  Si  non  es  baptiaatus,  ego  te  baptiMO 
in  nomine  Patris,  et  Füii,  et  Spiritus  sancti. 

Art,  XV. 

Si  qnando  contingat,  ut  in  puerperio  mulier  moriatur  aatequam 
foetum  ediderit,  videat  obstetrix,  nam  aqua  baptismalis  infantulo  in 
utero  jaceuti  affundi  possit. 

Si  id  quidem  possibile  est,  obsletrices  negotiam  erit  indilate 
infantulum  utero  clausam  aqua  baptismatis  ablnere,  ut  supra 
dictum  est.  (Art.  XL) 

Si  id  nuUatenus  aut  non  statim  fieri  queat,  operam  det,  ut 
quam  citissime  advocetur  medicus,  cujus  erit  aut  incidendo  cor- 
pus defunctae  matris  aut  alioartis  chirurgicae  remedio  vitae  foetus 
consulere,  ita  ut  sit  copia  eidem  baptismum  administrandi.  In- 
terim vero  curet,  ut  cadaver  quantum  fas  est  tepens  servetur.. 

Art;.  XVI. 

Casu  quo  monstram  nascatur,  nisi  periculum  mortis  instet, 
curet  obstetrix  sacerdotem  vocari.     Si  vero*  mors  foetus  immineat, 
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ipsa  ad  baptismum  procedat.  Qoodsi  etiam  dabitetar,  nom  qaod 
natam  est  homo  sitt  baptismam  conferat,  utans  Tjarbist  8i  es  hmno, 
ego  te  baptiao  in  nomine  Patris^  ä  Filü^  et  Spiräus  saneü ;  etenim 
commaniter  censetar  id,  qaed  e  rouliere  nascitnr,  hominem  esae, 
qoantamvis  aliena  species  ease  videatnr. 

Ceterum  edoceator  obstetrix,  si  aliquando  monetnun  ejosmodi 
edi  contigeritf  eam  rem  silentio  premendam  esse,  ne  familiae  displi- 
centia  causetur,  imo  parentibus  consolationem  adhibendam  esse,  com 
vel  levem  colpam  impatare  non  lieeat. 

Art.  XVII. 

Eveoit  aliquando  ut  non  jam  monstnim  edatur,  sed  doo  quasi 
in  nnnin  compaeti  infantes  (abi  duo  capita  adsnnt  et  duo  pectora  etc.). 

Obstetrix  JQxta  Ritaale  Rom.  (tit.  IL  cp.  I.  n.  20.  et  21.) 
in  hoc  casu  necessitatis  ntromque  individnum  singillatim  absolute 
baptizet. 

Si  vero  mortis  periculum  urgeat,  poterit  obstetrix,  singnlorum 
capitibus  aquam  infondens  omnes  simul  baptizare  dicens;  ]^vas 
baptißo  in  nomine  Patris,  et  f^ü,  et  Spiritus  sancti.  Haec  formula 
in  casibus  tantum  urgentissimis ,  ubi  lempus  singulos  baptizandi 
propter  mortis  periculum  deest,  adhiberi  licet. 

Qnando  vero  duo  eapita  Tel  pectora  certo  distingui  nequeunt, 
proindeque  dubium  remanet,  an  sit  una  Tel  duae  personae,  tunc 
debet  unus  infans  absolute  baptizari,  et  postea  alter  sub  conditione 
dicendo:  8i  non  es  baptisatus^  ego  ie  baptieo  in  nomine  Patris^ 
et  Filiif  et  Spiritus  sancti, 

Art.  XVIII. 

Quoad  partus  abortinos  et  quoad  praematuros,  haec  cura  esse 
debet,  ut  quamyis  gestatio  fructos  recens  fuerit,  diligenter  dignosca* 
tur,  num  vere  foetus  fuerit  qui  prodiit.  Si  apparet  foetum  esae, 
parum  refert  num  vitalem  indicet  motum  necne,  sed  plane  baptizan- 
dus  est,  remotis  diligenter  secundinis  seu  membranis,  quibns  forte 
involutus  est,  et  quidem  sub  hac  forma :  Si  vifAs.  et  si  oapax  es,  ego 
te  baptißfo  in  nomine  Patris,  et  FUii,  d  SpirUus  sancH.  Si  foetus 
ejusmodi  recens  et  parvus  fuerit,  expedit,  ut  baptizetur  mersua  in 
aquam,  si  vero  maturior,  aqua  capiti  affusa. 

♦ 

Denigue. 

Animarum  Curatores  in  concionibus  seu  catechesibus  ad  po- 
pulum  (iisque  juvat  ut  obstetrices  intersint)  doceant  quanti  sit 
baptismus  io  necessitate  coUatas  memorentqoe  ritum  illum  admini* 
strandi. 
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Animaram  Cnratores  obstetrieea  moneant  earum  quoque  partes 
esse,  ut  curent,  ne  iDfantoli  ante  partam  demortui  cito  nimis  se- 
peliantnr,  atqne  cadavera  eoram,  qai  ante  decessnm  urgente  neces- 
sitate  baptizati  sunt,  in  loco  sacro  hamentur. 

Obetetrices  non  cessent  matres  monere,  ne  infantulos  seouro  in 
lectalo  retineantf  qaod  certe  gravissime  illicitam  est,  ob  pericnlum 
snfFocationis  tenerae  prolia.  Istud  idem  sacerdotea  pro  nata  occasione 
aedulo  doceant. 

Data  occasione  sacerdos  puerperas  fatniliasque  serio  moneat,  nt 
non  nisi  ehristianaai  obstetricem  adsciscant. 

Cum  non  raro  accidit,  ut  proles  e  personis  tantum  civili  ma- 
trimonio  junctis  aut  alias  e  conjugiis  solummodo  .putatis,  ?el  etiam 
ex  aeatholicis,  sive  legitime  sive  naturales  filii  sint,  eatholico  sacer- 
doti  baptizundae  offerantur,  obstetrices  rei  notitiam  ad  paix>chum  ca- 
tholicum,  quam  primam  fieri  possit,  deferant,  nominis,  loci,  habitaculi, 
confessionis,  conditionis  socialis  parentum  vel  puerperarum  indicatio- 
nem  addentes,  ut  si  enatae  prolis  baptismus  requiratur,  necessariae 
cautiones  pro  prolis  educatione  catholica  a  sacerdote  postulari  possint. 

In  institutione  obstetricum  admodum  praestat,  ut  experimentum 
practicum  administrationis  l)aptismi  coram  paröcho  präebeant. 

In  visitandis  parochüs  Decani  non  omittant  inquirere,  num  in- 
struetio  (de  qua  supra  in  Art.  L)  habita  fuerit,  et  an  obstetrices 
formam  baptizandi  probe  teneant. 

Baec  ^InsHtutio  ad  Olerum*  in  camUiia  episccp.  ÄustriM. 
Sessiane  VI  die  7.  Aprüis  a.  1894  approbata  esL 


8.  Terslchenmg  der  Sirchgemeiiideii  und  Torstftnde  kireh* 
Ucher  Instltate  gegen  die  Haftpflieht  ans  DnfUlen. 

(Bekanntmaehang  des  Füratbiachöfl.  General- Vikariat-Amtes  zu  Breslaa.) 

Wir  machen  die  Icirchlichen  Vermögens- Verwaltungsorgane  und 
Vorstände  kirchlicher  oder  Wohlthätigkeits- Institute  darauf  aufmerk- 
sam, dass  es  sich  empfehlen  wird,  die  Kirchen  und  sonstigen  kirch- 
lichen Gebäude,  als  Pfarr-,  Küster-,  Organisten-  und  Stiftungs- 
Gebände  gegen  die  gesetzliche  Haftpflicht  aus  Unfällen  zu  versichern, 
um  bei  etwa  vorkommenden  Unglücksfällen,  die  aus  Nichtbeachtung 
irgend  einer  Polizeiverordnung,  wie  durch  Unterlassen  des  Streuens 
mit  Sand  oder  Asche  bei  Glatteis,  schlechter  Unterhaltung  des  Trot- 
toirs,  ungenügender  Beleuchtung  der  Treppen,  Offenlassen  von  Gruben 
und  Kellereingängen,  Herabfallen  von  Ziegeln  oder  Mauerputz,  Unter- 
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lassen  der  Säuberung  der  Dachrinnen,  Nichtentfenrang  Ton  Eiszapfen 
nnd  Nichtüberwachung  von  Leuten,  die  diese  Arbeiten  auszufahren 
haben,  —  entspringen,  nicht  zu  Entschädigungszahlungen,  welche 
zum  Theil  eine  beträchtliche  Höhe  erreichen,  verurtheilt  zu  werden. 
Durch  Beitritt  zu  einer  Versicherungsgesellschaft  gegen  Haftpflicht, 
deren  mehrere  in  jftngster  Zeit  gebildet  worden  sind,  werden  bei 
einer  verhältnissmässig  nur  geringen  Prämienzahlung  die  betreffen- 
den Institute  und  deren  Vorstände  nicht  nur  von  Führung  von  Haft- 
pfiichtprozessen  und  von  Tragung  der  daraus  erwachsenden  Kostoi 
entbunden,  sondern  auch  von  jeder  durch  Urtheil  in  strafrechtlicher 
und  vermögensrechtlicher  Beziehung  zu  leistenden  Entschädigung  an 
die  Verunglöckten.  Als  Versicherungsgesellschaften  gedachter  Art 
bezeichnen  wir :  »den  allgemeinen  deutschen  Versicherungs- Verein 
gegen  Haftpflicht  aus  Dnf&llen  in  Stuttgart,€  sowie  »die  AUgemdne 
Versicherungs-Actien-Oesellschaft  Wilhelma  in  Magdeburg.c 


9.  Ehegchliessnng. 

(Eirchl.  AmtsbL  der  Diteese  MOnster.  Nr.  8.  Jahrg.  XXXL) 

An  sämmtliche  Herren  Pfarrer  des  Bisthums. 

Um  mancherlei  Dnzuträglichkeiten  vorzubeugen,  sehen  wir  uns 
veranlasst,  die  Herren  Pfarrer  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
dem  in  der  Diözese  geltenden  Gebrauch  entsprechrad  durchaus 
darauf  gehalten  werden  muss,  dass 

1.  katholische  Brautpaare  sich  au  den  Pfarrer  der  Braut  wen- 
den und  vor  ihm  oder  vor  einem  von  ihm  delegirten  Priester  die  Ehe 
schliessen, 

2.  gemisehte  Brautpaare  behufs  Eingehung  der  Ehe  an  den 
Pfarrer  des  katholischen  Theiles  sich  halten, 

3.  sofern  eine  Abweichung  von  diesen  Vorschriften  wfinschens- 
werth  erscheint,  hierzu  besondere  Erlaubniss  eingeholt  werde. 

Münster,  den  26.  Januar  1897. 

Das  "bischöfliche  Oeneral-Vikariat. 
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m.  staatliche  Aktenstücke  und  Entscheidungen. 


1.  Torschrift  Aber  das  Aufgebot  jener  ungaiisehen  Staats- 
bfirger^  welche  ausserhalb  Ungarns  eine  Ehe  eingehen, 

(Wiener  DiOieeanblatt  Nr.  14.  1867.) 

Die  königlich  angarischen  Minister  der  Justiz  nnd  des  Innern 
haben  unter  dem  27.  Februar  1897,  Z.  11425/J.  M.  eine  Verord- 
nung erlassen,  betreffend  eine  Modifikation  und  Ergänzung  der  Vor- 
schriften Aber  das  in  Ungarn  vorzunehmende  Aufgebot  der  ausser- 
halb Ungarns  zu  schliessenden  Ehen. 

Infolge  des  über  Ersuchen  des  königlich  ungarischen  Mini- 
steriums am  Allerhöchsten  Hoflager  in  Wien  im  Einvernehmen  mit 
dem  hohen  L  k.  Justizministerium  und  mit  dem  hohen  k.  k.  Mini- 
sterium f&r  Kultus  und  Unterricht  ergangenen  Erlasses  des  hohen 
k«  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  28.  Mai  1897,  Z.  10482,  wird 
den  kirchlichen  Trauungsorganen  eine  deutsche  Uebersetzung  dieser 
Verordnung  mitgetheilt« 

Hiebei  wird  insbesondere  auf  die  wichtige  Bestimmung  auf- 
merksam gemacht,  dass  die  Dokumente,  welche  von  den  ausserhalb 
Ungarns  zu  einer  Ehe  schreitenden  ungarischen  Staatsbfirgem  den 
ungarischen  Matrikenführern  behufs  Anordnung  des  Aufgebotes  vor- 
gelegt oder  eingesendet  werden  müssen,  nach  Beendigung  des  Ver- 
kündigungsverfahrens weder  im  Originale  noch  in  Abschrifb  zurück- 
behalten werden,  sondern  den  Parteien  durch  die  Matrikelfilhrer  bei 
Uebersendung  des  Anfgebotzeugnisses  zuzustellen  sind. 

Abschrift  der  üebersetBung  einer  Verordnung  der  königlich  ungarir 
sehen  Minister  der  Justiz  und  des  Innern  vom  27.  Februar  1897  ^ 
Z.  114351 J.  M.  1897,  betreffend  die  Modifikation  und  Ergänzung 
der  Vorschriften  Ober  die  in  Ungarn  zu  erfolgende  Verkündigung 
(Aufgebot)  der  ausserhalb  Ungarns  zu  sdUiessenden  Ehen. 

Bei  Ausserkraftsetzang  des  fünften  Absatzes  des  §.  2  der  Ver- 
ordnung der  Minister  der  Justiz  und  des  Innern  vom  12.  Februar 
1896,  Z.  7870/J.  IL,  verordnen  wir,  wie  folgt: 

1.  Wenn  ein  in  Ungarn  gemeindeznstftndiger  angarischer  Staats- 
bürger (ob  Mann  oder  Weib)  in  Croatien-Slavonien  oder  im  Auslande 
mit  einem  ungarischen  Staatsbürger  oder  einem  Ausländer  vor  einer 
nach  dem  Gesetze  des  Ortes  der  Ebeschliessong  zur  Vornahme  der 
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Eheschliessang  zuständigen  weltlichen  oder  konfessionellen  Behörde 
die  Ehe  eingehen  will,  sind  die  wegen  Verkündigung  (Aufgebot) 
einer  solchen  Ehe  in  Ungarn  dein  ungarischen  Matrikelführer  Tor<- 
zulegenden  Dokumente  nach  Beendigung  des  VerkündigungsTer- 
fahrens  in  der  ürkundensammlung  des  ungarischen  Matrikelführers 
weder  im  Originale  noch  in  Abschrift  zurückzubehalten,  sondern  ist 
der  Matrikelführer  verpflichtet,  dieselben  sammt  dem  im  Punkte  2 
erwähnten  Aufgebotszeugnisse  an  die  Partei  gelangen  zu  lassen.  Auf 
Ansuchen  der  Partei  muss  der  Matrikelführer  das  im  Punkt  2  er- 
wähnte Aufgebotszeugniss,  wenn  die  Partei  auch  dem  Punkte  4  ent^ 
sprechen  hat,  im  Sinne  des  Punktes  8  in  Begleitung  eines  Berichtes 
behufs  Ausstellung  der  Ehebescheinigung  dem  königlich  ungarischen 
Justizminister  unterbreiten  und  hievon  die  Partei  unter  Bücksendang 
der  vorgelegten  Dokumente  verständigen. 

2.  Die  erste  Zeile  des  Textes  des  Aufgebotszeugnisses,  welches 
über  den  Vollzug  der  Verkündigung  von  einer  im  Punkte  1  er* 
wähnten  Ehe,  laut  Formular  12  der  Justizministerial-Instruktion 
Z«  27243/95,  auszastellen  ist,  hat  der  Matrikelführer  mit  folgenden 
Worten  zu  ergänzen:  »ausserhalb  üngarnsc,  so  dass  die  erste  Zeile 
des  Zeugnisses  folgenden  Wortlaut  habe:  »Die  Ehe  wollen  mit  ein- 
ander schliessen  ausserhalb  Ungarns.c 

3.  Der  ungarische  Staatsbürger  (ob  Mann  oder  Weib),  welcher 
auf  Grund  eines  im  Sinne  des  Punktes  2  ausgestellten  Aufgebots- 
zeugnisses in  Gemässheit  des  §.  59  A.-G.  XXXIII.  vom  Jahre  1894 
eine  Bescheinigung  vom  königlich  ungarischen  Justizminister  darüber 
zu  erlangen  beabsichtigt,  dass  gegen  seine  im  Auslande  zu  schliessende 
Ehe  nach  den  Gesetzen  Ungarns  kein  Hinderniss  obwaltet,  ist  be- 
rechtigt, bei  dem  zur  Anordnung  des  Eheaufgebotes  in  Ungarn 
kompetenten  Matrikelführer  auch  darum  anzusuchen,  dass  der  Ma- 
trikelführer nach  Beendigung  des  Verkündiguugsverfahrens  das  Auf- 
gebotszeugniss sammt  den  vorgelegten  Werthen  (Punkt  4)  dem 
königlich  ungarischen  Justizminister  unterbreite« 

4.  Im  Falle  eines  solchen  Ansuchens  unterliegt  das  an  den 
ungarischen  Matrikelführer  gerichtete  Gesuch  oder  das  über  die  Bitte 
verfasste  Protokoll,  im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  §•  9  der  Verord- 
nung der  Minister  der  Justiz  und  des  Innern  vom  12.  Februar  1896, 
Z.  7870,  einer  Gesuehs-Stempelgebühr  von  50  Kreuzern,  nach  jedem 
Bogen,  und  ist  zur  Bestreitung  der  für  das  im  Punkte  2  der  gegen- 
wärtigen Verordnung  erwähnte  Aufgebotszeugniss  als  Beilage  zu  ent- 
richtenden Beilagen-Stempelgebühr  eine  Stempelmarke  von  15  Kreuzern 
vorzulegen.  Ausserdem  unterliegt  die  im  Sinne  des  §.  59  A.-G.  XXXIII. 
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vom  Jabre  1894  auszustellende  Bescbeinigang  einer  StempelgebQhr 
von  1  Golden.  Einem  Gesaobe  aas  dem  Auslände  kann  anstatt  von 
Stempelmarken  aucb  deren  Aequivalent  in  Barem  beigescblossen 
werden. 

Damit  den  Parteien  die  Jostizministerial*  Bescheinigung  im 
Wege  der  Post  nach  dem  Auslande  franko  zugestellt  werden  könne, 
muss  aucb  das  Postporto  vorgelegt  werden.  Innerhalb  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  kann  die  Jnstizministerial- Bescbeinigang 
portofrei  den  Parteien  vom  königlich  ungarischen  Justizministerium 
zugesendet  werden. 

5.  Wenn  die  Partei  den  Bestimmungen  des  Punktes  4  der 
gegenwärtigen  Verordnung  nicht  Genüge  geleistet  hat,  kann  der 
ungarische  Matrikelfnhrer  die  im  Punkte  3  erwähnte  Bitte  nicht  er- 
füllen, sondern  er  hat  die  vorgelegten  Dokumente  nach  Beendigung 
des  Verkfindigungsverfabrens  sammt  dem  im  Sinne  des  Punktes  2 
ausgestellten  Aufgebotszeugnisse  mit  der  Verständigung  an  die  Partei 
zu  senden,  dass  wegen  Erlangung  der  im  §.  59  des  G.-A.  XXXIII. 
vom  Jahre  1894  erwähnten  Bescheinigung  das  an  den  königlich 
ungarischen  Justizminister  zu  richtende  Gesuch  mit  dem  Aufgebots- 
zeugnisse zu  versehen  und  die  im  Punkte  4  bezeichneten  Stempel- 
und  Postmarken  oder  deren  Aequivalent  beizuscbliessen  sind. 

6.  Das  im  Sinne  des  Punktes  2  der  gegenwärtigen  Verordnung 
ausgestellte  Aufgebotszeugniss  bescheinigt  zwar,  dass  der  ungarische 
Nupturient  der  in  den  §§.  118  und  147  des  G.-'A.  XXXI.  vom  Jahre 
1894  begründeten  Verpflichtung,  wornach  die  ausserhalb  Ungarns 
zu  schliessende  Ehe  eines  ungarischen  Staatsbürgers  (ob  Mann  oder 
Weib)  auch  in  Ungarn  aufgeboten  werden  muss,  entsprochen  hat, 
und  das  erwähnte  Aufgebotszeugniss  ist  auch  dazu  geeignet,  um  als 
Grundlage  der  im  §.  59  des  G.-A.  XXXIIL  vom  Jahre  1894  bezeich- 
neten Jnstizministerial- Bescheinigung  zu  dienen;  wenn  aber  die  Ehe- 
schliessenden ,  von  ihrer  ursprünglichen  Absicht  abweichend,  ihre 
Ehe  in  Ungarn  eingehen  wollten,  müssen  sie  bei  demjenigen  ungari- 
schen Civilbeamten  (Standesbeamten),  vor  welchem  sie  ihre  Ehe  ein- 
gehen wollen,  den  in  Gemässheit  des  letzten  Absatzes  des  §.  4  und 
des  letzten  Absatzes  des  §.  5  der  Verordnung  der  Minister  der  Justiz 
und  des  Innern  vom  12.  Februar  1896,  Z.  7870,  etwa  notbwendigen 
Voraussetzungen  entsprechen  ond  jedenfalls  sämmtliche  auf  ihre  ab- 
zuschliessende  Ehe  bezüglichen  Dokumente  von  neuem  vorlegen;  in 
solchen  Fällen  müssen  die  Dokumente  nach  Abschluss  der  Ehe  im 
Originale  oder  in  Abschriften,  welche  vom  betreffenden  Matrikel- 
führer,  bezw.  anderen  Civilbeamten  (Standesbeamten)  zu  beglaubigen 
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sind,  in  der  UrkandeDsammlang  des  betreffeaden  nngaruchen  Ma- 
trikelfShrers,  bezw.  anderen  Civilbeaniten  (Standesbeamten)  aufbe- 
wahrt werden* 

Die  Bestimmungen  des  österreichischen  Rechtes  bleiben  selbst- 
verständlich aufrecht.  (VergL  Diöcesanblatt  1896,  S.  97). 


2*  Eintragung  der  YatersehaftserU&rang  bei  unehelichen 
Kindern  yerhelratheter  Mtnner  In  Oesterreldu 

Die  k.  k.  niederösterreichische  Statthalterei  hat  mit  Zuschrift 
Tom  27.  Juni  1897,  Z.  55451 ,  nachstehendes  Normale  für  die  Ma- 
trikenfUhrung  den  bischöfl.  Ordinariaten  mitgetheilt: 

»Das  hohe  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  nach  gepflogenem 
Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
mit  dem  Erlasse  Tom  IL  Juni  1897,  Z.  2884,  eröffnet,  dass  keine 
Norm  besteht,  wonach  es  unzulässig  erschiene,  dass  ein  Terheiratheter 
Mann  als  Vater  eines  unehelichen  Kindes  in  die  Tauf-  (Geburt»-) 
Matrik  unter  den  vorgeschriebenen  Vorsichten  eingetragen  werde. 
Was  speciell  das  Hofkanzleidekret  vom  21.  Oktober  1813,  Pr.  O.-S. 
Nr.  49  und  die  mit  demselben  erlassene  Instruktion  zur  Führung  der 
Geburtsbücher  —  in  beiden  erster  Absatz  —  und  das  Hofkanzlei* 
dekret  vom  13.  Januar  1814,  P.  G.-S.  Nr.  7,  lit.  b)  anbelangt,  so 
können  nach  der  Absicht  und  dem  Sinne  der  citirten  Gesetze  im 
Ganzen  diese  Gesetzstellen,  insoweit  in  denselben  von  der  Eintragung 
verheiratheter  Männer  als  Väter  unehelicher  Kinder  in  die  Gtoburts- 
matrik  die  Rede  ist,  nur  so  verstanden  werden,  dass  eine  derartige 
Eintragung  nicht  als  solche,  sondern  nur  insofeme  zu  verhindern, 
bezw.  unstatthaft  ist,  als  sie  ohne  Wissen  und  Willen  der  betreffen- 
den Männer,  etwa  auf  blosses  Angeben  der  Mutter,  oder  anderer, 
nicht  gehörig  legitimirter  Personen  hin,  erfolgen  solL 

Eine  gegentheilige  Annahme  würde  auch  mit  der,  eine  Aus- 
nahme nicht  zulassenden  materiell- rechtlichen  Bestimmung  des  §.  168 
allg.  bürgl.  Ges.-B.  in  einem  inneren  Widerspruche  stehen.c 


S.  Stempelstenerfrelheit  für  BeglaablgongeB  dureh  Pfarrer 

in  Prensseiu 

Der  Preussische  Finanzminister  hat  hierüber  folgenden  Briaaa 

pnblizirt : 

Berlin,  den  18.  Oktober  1896. 

Dnterschriftsbeglaubigungen ,  wenn  sie  von  anderen  Behörden 
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als  Gerichten  und  Notaren,  als  insbesondere  von  Polizeiverwaltungen, 
Magistraten,  Dorfgerichten,  Oemeindevorständen,  Amts-  und  Bezirks- 
vorstehern u.  s.  w.  ertheilt  werden,  sind  in  der  Regel  stempelfrei. 
Dem  Zengnissstempel  gemäss  der  Tarifstelle  77  des  Stempelsteuer- 
gesetzes vom  31.  Juli  1895  unterliegen  derartige  Beglaubigungen 
indessen  insoweit,  als  besondere  Glesetze  oder  Verordnungen  den  aus- 
stellenden Behörden  die  Beglaubigungsbefugniss  ausdrficklich  beige- 
legt haben. 

In  dem  Obertribunals-Erkenntniss  vom  13.  Juni  187?  (abge- 
druckt in  Oppenhoifs  Rechtsprechung  des  Obertribuuals  in  Straf- 
sachen Bd.  XVIII.  S.  413 ;  vergU  auch  Hoyer-Oaupp,  die  Prenssische 
Stempelgesetzgebung,  5.  Aufl.  S.  573  Anmerkung  2b)  war  angenom- 
men, dass  amtliche  Atteste  nur  solche  seien,  deren  Ausstellung  zu 
den  amtlichen  Attributen  des  Ausstellers  gehöre.  Die  frühere  Ver- 
waltungspraxis hat  jedoch  den  diesem  Erkenntniss  beigelegten  örfln- 
den  eine  überzeugende  Krafb  nicht  beigemessen  und  Unterschriftsbe- 
glaubigungen auch  dann  für  stempelpflichtig  angesehen,  wenn  die 
Beglaubigung  nicht  zu  den  Dienstobliegenheiten  der  ausstellenden 
Behörde  gehörte  (vergl.  die  im  diesseitigen  Einverständnisse  er- 
lassene Justiz-Ministerialverfügung  vom  13.  Februar  1877  I.  433 
Hoyer-Gaupp  S.  575  ff.).  Das  Stempelsteuergesetz  vom  31.  Juli 
1895  ist  dieser  Auffassung  nicht  gefolgt,  sondern  hat  im  Anschluss. 
an  die  Rechtsprechung  des  Obertribnnals  angenommen,  dass  ein  At- 
test nur  dann  stempelpflichtig  sei ,  wenn  es  Umstände  betreffe,  über 
welche  ein  öffentliches  Zeugniss  auszustellen  der  Beamte  durch  sein 
Amt  berufen  sei,  weil  sich  dies  aus  dem  Begriffe  und  Zwecke  eines 
amtlichen  Zeugnisses  von  selbst  ergebe  (vergl.  Begründung  des  Ge- 
setzes; III.  Erläuterungen  und  Stempeltarif  Nr.  48  S.  161).  Um 
jeden  Zweifel  über  die  Auslegung  dieser  Frage  auszuschliessen ,  ist 
sodann  in  Folge  Beschlusses  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses 
der  Tarifstelle  77  der  Zusatz: 

>innerhalb  der  Zuständigkeit  der  ausstellenden  Behörde  oder 

des  ausstellenden  Beamten  ertheiltec 
eingefügt  worden  (Bericht  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses 
Nr.   204  der  Drucksachen   18.   Legislaturperiode   U.  Session   1895 
S.  92  und  128). 

Nach  dieser  die  Absicht  des  Gesetzgebers  klar  erkennen  lassen- 
den Vorgeschichte  und  Wortfassung  der  Tarifstelle  77  kann  im  Ein- 
verständnisse mit  den  Herren  Ministern  der  Justiz  und  des  Innern 
die  frühere  Praxis  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  und  der  Zeugniss* 
Stempel  für  Unterschriftsbeglaubigungen  nur  noch  dann  beansprucht 
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werden,  wenn  entweder  die  Beglaubigangen  von  den  durch  §.  8  d^ 
Gesetzes,  enthaltend  Bestimmungen  über  das  Notariat  etc.,  vom 
15.  Juli  1890  (Gesetz-Samml.  S.  229)  dazu  berufenen  Organen 
—  den  Amtsgerichten  oder  Notaren  —  ausgehen  oder  andere  Be- 
hörden durch  Gesete  oder  rechtsgültige  Verordnungen  ausdrücklich 
aur  Vornahme  von  Beglaubigungen  für  imständig  erklärt  werden. 
Letzteres  ist  beispielsweise  der  Fall  bei  den  durch  Qemeindevarsteher 
oder  Polizeibehörden  erfolgenden  ünterschriftsbeglaubigungen,  welche 
sich  auf  Anmeldungen  zum  Genossenschaftsregister  beziehen  (§.  8 
Abs.  2  der  Bekanntmachung  des  Herrn  Reichskanzlers,  betreffend  die 
FfihruDg  des  Genossenschaftsregisters  etc.,  vom  11.  Juli  1889, 
Beichs-Gesetzbl.  S.  150),  sowie  bei  den  von  einem  zur  Fflhnmg 
eines  amtlichen  Siegels  berechtigten  Beamten  erfolgenden  Unter- 
schriftsbeglaubigungen unter  Vollmachten  zur  Empfangnahme  und 
unter  Erklärungen  über  die  Abholung  von  Postsendungen  (§§.  40 
Abs.  2,  42  Abs.  1  der  Postordnung  für  das  Deutsche  Reich  vom 
11.  Juni  1892  —  Centralbl.  für  das  Deutsche  Reich  S.  428  -)» 
femer  bei  Unterschriftsbeglaubigungen  durch  die  Bürgermeister  des 
vormaligen  Herzogthums  Nassau,  da  diese  nach  §.  2  des  Nassaa- 
ischen  Edikts  vom  16.  Juni  1841  (Edikten-Samml.  Bd.  lY.  S.  5 
und  6)  und  nach  §.  2  zu  1  der  Nassauischen  Instruktion  vom  2.  Ja- 
nuar 1893  (Nassauisches  Verordnungsbl.  für  1863  S.  23  und  24)  zar 
Beglaubigung  von  Namensunterschriften  allgemein  befugt  sind. 

Die  nachgeordneten  Stempelsteuer-  und  Hauptämter  sind  hier- 
nach mit  entsprechender  Weisung  zu  versehen. 


4.  Eine  Entseheidang  des  Konigl.  prenss.  Kanunergeriehts 
betreffs  Tormnndschaft  fttr  Kinder  ans  gemischten  Ehen. 

Mitgetheilt  von  Ffr.  Dr.  Wurm, 

Der  am  17.  November  1895  verstorbene  protestantische  Ar- 
beiter D.  hinterliess  neben  seiner  katholisclien  Frau  fünf  Kinder, 
welche  sämmtlich  katholisch  getauft  waren.  Drei  von  ihnen  besuchten 
bereits  länger  als  ein  Jahr  die  katholische  Schule  zu  H.  Der  katho- 
lische Pfarrer,  zugleich  Waisenrath,  schlug,  da  die  Mutter  auf  die 
Führung  der  Vormundschaft  verzichtete,  den  katholischen  Qlasmacber 
K.  als  Vormund  vor,  während  der  protestantische  Pfarrer  für  die- 
jenigen der  Kinder,  welche  in  der  evangelischen  Confession  IQ  ^^' 
ziehen  seien,  einen  evangelischen  Vormund  beantragte.  Das  K5nigl 
Amtsgericht  zu  M.  entsprach   dem  ersteren   Antrage  in  Bezog  a^^ 
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sämmtlicbe  Kinder.  Hiergegen  legte  der  evangelische  Pfarrer  Be* 
schwerde  ein  bei  dem  Eönigl.  Landgericht  za  B.,  welches  unter  dem 
3.  Jali  1896  beschloss:  »Das  EönigL  Amtsgericht  zu  M.  wird  an- 
gewiesen, für  die  beiden  jüngsten  Mandel  Frieda  und  Hermann  S. 
an  Stelle  des  bisherigen  Vormnudes  Glasmacher  G.  E.  einen  evangeli- 
schen Yormnnd  zu  bestellen.! 

In  der  Begründung  wird  zunächst  ausgeführt,  dass  die  beiden 
jfingsten  Kinder  nach  §•  82  des  Allg.  Landrechts  Theil  II  Tit  2 
und  der  Deklaration  vom  21.  November  1803  in  der  evangelischen 
Confession  zu  erziehen  seien.    Dann  heisst  es  weiter: 

»Das  Vormundschaftsgericht  hat,  trotz  begründeten  Einspruchs 
des  evangelischen  Waisenraths  auch  fär  die  letzteren  den  Glasmacher 
G.  K.y  der  sich  zum  katholischen  Glauben  bekennt,  als  Vormund 
bestellt» 

Grundsätzlich  ist  jedoch  nach  §.  19  Abs.  2.  Vormundschafts-* 
Ordnung  bei  der  Auswahl  des  Vormunds  auf  das  religiöse  Bekennt- 
niss  des  Mündels  Rucksicht  zu  nehmen. 

Irgend  ein  Moment,  welches  die  Bestellung  des  nämlichen  Vor- 
munds ffir  sämmtlicbe  Geschwister  D.  vortheilhaft  erscheinen  Hesse, 
ist  nicht  ersichtlich ;  dagegen  ist  ernstlich  zu  besorgen,  dass  die  Be- 
stellung eines  katholischen  Vormunds  für  die  evangelisch  zu  er- 
ziehenden Mündel  bei  dem  unverkennbaren  Bestreben  der  Mutter, 
diese  der  katholischen  Religion  zuzuführen,  mit  der  Zeit  zu  Con- 
flikten  fuhren  werde,  zumal  der  ausgewählte  Vormund  K.  im  Rufe 
eines  strengen  Katholiken  steht.  Somit  erscheint  es  durchaus  ange- 
bracht, in  vorliegendem  Fall,  von  dem  in  §.19  Abs.  2  a.  a.  0.  aus- 
gesprochenen Grundsatz  nicht  abzuweichen  •  .  .c 

Hiergegen  legte  der  katholische  Pfarrer  Beschwerde  beim 
Königl.  Kammergericht  ein.  Er  führte  aus,  dass  durch  eine  gericht- 
liche Vernehmung  feststehe,  dass  der  verstorbene  D.  seine  sämmt- 
lichen  Kinder  habe  in  der  katholischen  Religion  wollen  erziehen 
lassen,  wofür  noch  andere  Zeugen  beigebracht  werden  kannten.  Auch 
sei  die  Berufung  auf  die  Deklaration  von  1803  nicht  stichhaltig,  da 
durch  solche  Anwendung  derselben  dasjenige  herbeigeführt  werde, 
was  durch  dieselbe  habe  beseitigt  werden  sollen.  Aber  auch  ange- 
nommen, dass  die  beiden  jfingsten  Kinder  in  der  evangelischen  Re- 
ligion zu  erziehen  seien,  so  folgere  daraus  noch  keineswegs,  dass  der 
rechtmässig  bestellte  Vormund  E.  zu  entlassen  sei.  Dem  Abs.  2  des 
§.  19  der  V.  0.  stehe  entgegen  der  Abs.  3  desselben  §.,  wonach  in 
der  Regel  für  mehrere  Geschwister  nur  ein  Vormund  zu  bestellen 
sei,  und  es  müsse  dann  zur  Anwendung  kommen  der  Satz:  pars 
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maior  trahit  minorem.  Das  »nnverkennbare  Bestrebenc  der  Wwe.  D., 
ihre  Kinder  in  der  katholischen  Religion  zu  erziehen,  kOnne  der- 
selben nicht  zum  Vorwarf  gemacht  werden.  Ob  der  Vormund  K. 
»im  Bnfe  eines  strengen  Katholiken t  stehe  oder  nicht,  sei  gleich- 
gältig;  vielmehr  habe  das  KOnigl.  Landgericht  anscheinend  Mo- 
mente in  Räcksicht  gezogen,  welche  objecti?  nicht  zu  nennen  w&ren. 
Nach  Entscheidung  des  Königl.  Kammergerichtes  könne  ein  einmal 
bestellter  Vormund  nur  entlassen  werden,  wenn  er  pflichtwidrig  handle 
oder  gesetzlich  nnf&hig  sei.  Eine  Pflichtwidrigkeit  des  K.  sei  noch 
nicht  erwiesen.  Eine  gesetzliche  Unfähigkeit  desselben  ans  §.  21 
der  V.-O.  bestehe  nicht  und  nach  Entscheidung  des  KOnigl.  Kam- 
mergerichtes begrfinde  die  Verschiedenheit  der  Confession  des  Han- 
dels und  Vormundes  eine  solche  nicht. 

Auf  diese  Beschwerde  hob  das  KOnigl.  Kammergericht  durch 
Bescbluss  vom  12.  October  1896  die  Anweisung  des  Königl.  Land- 
gerichtes zu  B.  vom  3.  Juli  1893  auf  mit  folgender  Begründung: 

»Die  drei  älteren  Mündel  sind,  da  bezäglich  ihrer  der  §.  82  Allg. 
Landrechts  Theil  II  Titel  2  zur  Anwendung  kommt,  bis  zum  zu- 
rückgelegten vierzehnten  Lebensjahre  in  der  katholischen  Religion  zu 
unterrichten;  die  beiden  jüngeren  Kinder  hingegen  müssen  in  der 
evangelischen  Religion  unterrichtet  werden. 

Hierüber  kann  nach  dem  vom  Kammergericht  in  der  Ent- 
scheidung vom  14.  Juni  1889  (Jahrbuch  Bd.  9  S.  44)  entwickelten 
und  in  konstanter  Praxis  aufrecht  erhaltenen  Grundsätzen  ein  Zweifel 
nicht  bestehen. 

Der  Streit  in  den  Vorinstanzen  hat  sich  denn  auch  nur  in  der 
Richtung  bewegt,  ob  den  beiden  jüngeren  Kindern  ein  evangelischer 
Vormund  gegeben  werden  müsse. 

Das  Amtsgericht  hat  für  die  fünf  Kinder  einen  und  denselben 
Vormund  katholischer  Confession  bestellt.  In  dem  landgericbtlichen 
Bescbluss  ist  jedoch  angeordnet,  dass  den  beiden  jüngsten  Mündeln 
ein  evangelischer  Vormund  bestellt  werde;  diese  Entscheidung  wird 
von  der  weiteren  Beschwerde  mit  Recht  angefochten.  Nach  §.  19 
der  Vormundschaftsordnung  soll  bei  der  Auswahl  des  Vormunds  auf 
das  religiöse  Bekenntniss  des  Mündels  Rücksicht  genommen  werden. 
Wie  vom  Kammergericht  bereits  häuflg  ausgesprochen  worden  (vgl. 
Schtdtaensteinf  Vormundschaftsordnung,  3.  Aufl.,  Note  4  zu  §.  19), 
ist  daraus  nicht  abzuleiten,  dass  Verschiedenheit  in  der  Confession 
des  Vormunds  und  des  Mündels  ein  dem  Vormunde  entgegenstehen- 
der gesetzlicher  ünfähigkeitsgrund  sei.  Die  Bestellung  eines  derartigen 
fi  Vormunds  ist  vielmehr  durchaus  gültig;  die  Verschiedenheit  des  re- 
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ligiösen  Bekenntnisses  schliesst  an  nnd  für  sich  nicht  aus,  dass 
gleichwohl  der  Vormund  das  Mündel  in  der  durch  das  Gesetz  be- 
stimmten Religion  gehörig  unterrichten  lasse«  Thut  er  das  nicht, 
verletzt  er  in  dieser,  wie  in  irgend  einer  anderen  Richtung  die  ihm 
durch  sein  Amt  auferlegten  Pflichten,  so  wurde  geeignetenfalls  ge- 
mäss §.  51  der  Vormundschaftsordnung  das  Ordnungsstrafrecht  des 
Vormundschaftsgerichts  gegen  ihn  in  Anwendung  zu  bringen  sein 
und  eventuell  zufolge  §.  63  ebendort  seine  Entsetzung  in  Erwägung 
kommen  können.  Bisher  ist  vorliegend  von  einem  Verstösse  des 
Vormunds  in  der  fraglichen  Beziehung  nichts  zur  Erörterung  ge- 
langt; die  blosse  Möglichkeit,  er  möchte  als  Katholik  dem  evan- 
gelischen Religionsunterricht  der  beiden  jüngsten  Mündel  entgegen- 
wirken, ist  ohne  Bedeutung  .  •  .€ 

Das  Eammergericht  hält  also  in  Sachen  der  Erziehung  der 
Kinder  selbst  seine  früheren  Entscheidungen  in  dieser  Materie  auf- 
recht (s.  oben  S.  157  ff.).  Es  spricht  jedoch  nur  vom  Unterricht 
in  der  evangelischen  Religion  und  bestätigt  damit  indirekt  wenig- 
stens seine  frühere  Entscheidung,  dass  zur  Erziehung  der  Kinder 
in  einer  bestimmten  Confession  die  Ertheilung  des  Religionsunter- 
richtes in  jenem  Glaubensbekenntniss  genügt  (Jahrbuch  Bd.  5  S.  56). 
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IT.  Mittheiluugeii. 


h  Eine  Petition  um  Abschaffang  des  §•  175  des  Belchsstraf- 

gesetzes  ^). 

Mitgetheilt  von  Dr.  X.  F.  Z. 

Das  »Archiv  far  Eirchenrecht«  ist  kein  Organ  fär  Moraltheo- 
logie. Aber  Ethik  und  positive  Gesetzgebung,  sei  es  kirchliches  oder 
weltliches  Strafrecht,  berühren  sich  vielfach,  so  dass  Nachfolgendes, 
welches  sich  auf  eine  Frage  des  Naturgesetzes,  der  christlichen  Moral 
und  des  weltlichen  Strafgesetzes  bezieht,  doch  hier  seinen  Platz 
finden  mag.  So  widerwärtig  das  Thema  an  sich  ist,  so  ist  der  An- 
trag und  seine  Begründung  symptomatisch  für  die  Anschauung  über 
das  Verhältniss  zwischen  »fortgeschrittener  Wissenschaftc,  Moral  und 
Gesetz,  wie  sie  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  in  manchen  Kreisen 
der  »Gebildetenc  herrscht.  Es  mag  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der 
Rechtsphilosophie  sein. 

Dem  Einsender  wurde  nachfolgendes  Schriftstück  mit  der  Ein- 
ladung zur  Unterzeichnung  zugesandt.  Wir  erlauben  uns  kune 
Glossen  beizufügen.  Entsprechend  dem  religiösen,  richtiger:  irreli- 
giösen Standpunkt  derjenigen,  welche  der  Eingabe  sich  anschliessen, 
basiren  wir  unsere  Bemerkungen  möglichst  wenig  auf  die  christliche 
Moral,  sondern  auf  die  Vernunft  und  das  natürliche  Sittengesetz, 
welches  jeder  anständige  Mensch  anerkennen  muss,  auch  wenn  er 
keine  positive  göttliche  Gesetzgebung  anerkennt.  Für  den  Materiali- 
sten gibts  allerdings  consequent  gar  keine  sittliche  Schranke. 

An  die 
gesetzgebenden  Körperschaften  des  Deutschen  Reiches. 

In  Anbetracht,  dass  bereits  im  Jahre  1869  sowohl  die  öster- 
reichische, wie  die  deutsche  oberste  Sanitätsbehörde,  welcher  Männer 
wie  Langenbeck  und  Virchow  angehörten,  ihr  eingefordertes  Gut- 
achten dahin  abgaben,  dass  die  Strafandrohungen  des  gleichge- 
schlechtlichen Verkehrs  aufjmJ^ben  seien,  mit  der  Begründung,  die 
in  Rede  stehenden  Handlungen  unterschieden  sich  nicht  von  anderen 
bisher  nirgends  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen,   die  am  eigenen 

1)  Derselbe  laatet:  »Die  widematarliche  Unzucht,  welche  zwischen  Per- 
sonen männlichen  Geschlechtes  oder  von  Menschen  mit  Thieren  heganeen  wird, 
ist  mit  GefangnisB  za  bestrafen;  auch  kann  auf  Verlast  der  bürgerlichen  Ehrd 
erkannt  werden.« 


$,  175  des  Reichsatrafgesetzh.  betr.  783 

Körper  oder  von  Fraaen  untereinander  oder  zwischen  Männern  und 
Frauen  vorgenommen  würden,  und  dass  es  damals  lediglich  dem 
Betreiben  einer  von  irrigen  Voraussetzungen  ausgehenden  Ortho- 
doxie^) zuzuschreiben  war,  dass  die  betreffende  Strafbestimmung 
gleichwohl  in  das  neue  Strafgesetzbuch  äbernommen  wurde; 

(Diese  und  ähnliche  Fragen  sind  nicht  Yom  sanitatischen,  sondern  vom 
natargesetzlichen  und  sittlich-religiösen  Standpunkt  ans  zn  beartheilen.) 

In  Erwägung,  dass  die  Aufhebung  ähnlicher  Strafbestimmungen 
in  Frankreich,  Italien,  Holland  und  zahlreichen  anderen  Ländern 
durchaus  keine  entsittlichenden  oder  sonst  ungünstigen  Feigen  ge- 
zeitigt hat; 

(Die  Entsittlichung  liegt  eben  in  diesem  Verkehr  selbst;  die  Aufhebung 
der  Strafandrohung  bringt  die  Gefahr  der  grösseren  Verbreitung  dieses  Ver- 
kehrs und  damit  die  Verbreitung  der  Entsittlichung.) 

Im  Hinblick  darauf,  dass  die  wissenschaftliche  Forschung,  die 

1)  Die  angezogenen  » Orthodoxen c  sind  die  Vertreter  der  Ansicht,  dass 
das  weltliche  Strafgesetz  seine  Wurzel  haben  müsse  im  göttlichen  Sittengesetz 
und  nichts  gestatten  dürfe,  was  dieses  ausdrücklich  Terbietet.  Diese  Verbote 
aber  lauten : 

(I.  Mo8.  19,  &5  ff.  Die  Strafe  über  Sodoma,  von  welchem  diese  natur- 
widrige Sünde  den  Namen  bekommen  hat.) 

II.  Mos.  18,  22.  Cum  masculo  non  commiscearis  coitu  foemineo,  qula 
aboroinatio  est. 

1.  c  29.  Omnis  aäima,  quae  fecerit  de  abominationibus  bis  quippiam, 
peribit  de  medio  populi  sui. 

1.  c  20,  18.  Qui  dormierit  cum  masculo  coitu  foemineo,  uterque  opera- 
tus  est  nefas,  morte  moriantur:  sit  sanenis  eorum  super  eos. 

{Jud,  19,  22  werden  filii  Belial  id  est  absque  Jugo  =  zügellose  Menschen 
diejenigen  genannt,  welche  in  Gabaa  einen  Leviten  missbranchen  wollten. 
Dessen  Gastfreund  mahnt  sie  (v.  24):  obsecro,  ne  scelus  hoc  contra  naturam 
operemmi  in  virum.) 

Rom.  1,  26.  27.  Nam  feminae  eorum  immutaverunt  naturalem  usum  in 
eum  usnm,  qui  est  contra  naturam.  Similiter  antem  et  masculi,  relicto  na- 
turali  usu  feminae,  ezarserunt  in  desideriis  in  invicem,  masculi  in  masculos 
turpitudinem  operantes. 

I.  Cor.  6,  9.  10.  Nolite  errare ;  neque  •  .  •  masculorum  concubitores  . . . 
regnum  Dei  possidebunt. 

I.  Tim.  1,  9.  10  .  .  .  Lex  justo  non  est  posita,  sed  injustis  et  non  snb- 
ditis,  impiis  et  peecatoribus ,  sceleratis  et  contaminatis  .  .  .  masculorum  con- 
cubitoribns. 

Diesen  ürtheilen  der  hl.  Schrift  entsprechend  hat  auch  das  Strafgesetz 
christlicher  Staaten  dieses  widernatürliche  Verbrechen  mit  strenger  Strafe  be- 
droht. Die  hochnothpeinliche  Halsgerichtsordnung  Karls  V.  von  1532,  CXVI: 
»Straff  der  ünkeuschheit,  so  wider  die  Natur  bescnicht.  —  So  ein  Mensch  mit 
einem  Vieh,  Mann  mit  Mann,  Weib  mit  Weib  ünkeuschheit  treiben,  die  haben 
auch  das  Leben  verwirckt  und  man  sol  sie  der  gemeinen  Gewonheit  nach  mit 
dem  Fewer  vom  Leben  zum  Todt  richten. c 

Codex  juris  Bavarici  criminalis  de  anno  1751.  Kap.  6.  §.  10:  »Fleischliche 
Vermischung  mit  dem  Viehe,  todten  Cörpern  oder  Leuten  einerley  Geschlechts, 
als  Mann  mit  Mann ,  Weib  mit  Weib ,  werden  nach  vorgängiger  Enthauptung 
durch  das  Feuer  gestrafft,  und  soll  das  Vieh,  womit  die  abscheuliche  That  ge- 
schehen ist,  nicht  soviel  zur  Straff,  als  Ausrottung  der  schändlichen  Gedächt- 
und  Aergemiss  auf  dem  Scheiter-Haufen  mit  verbrannt ;  sofort  die  Asche  in 
das  Wasser  geworffen  werden.€ 
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sich  namentlich  auf  deutschem,  englischem  und  französischem  Sprach- 
gebiet innerhalb  der  letzten  zwanzig  Jahre  sehr  eingehend  mit  der 
Frage  der  Homosexualität  (sinnlichen  Liebe  zu  Personen  desselben 
Geschlechts)  beschäftigt  hat,  attönc^mslos  das  bestätigt,  was  bereits 
Schopenhauer  aussprach,  dass  die  allgemeine  örüiche  und  eeiüiche 
Ausbreitung  der  Liebe  zu  Personen  des  eigenen  Geschlechts  und 
ihre  ünausrottbarkeit  ihre  Natürlichkeit  beweise; 

(Der  naturgemässe  Zweck  der  »sinnlichen  Liebec  ist  bei  Mensch  nnd  Thier 
die  Fortpflanznng  der  Species.  Das  Thier  folgt  in  diesem  Punkt  aus  Instinct 
dem  Naturgesetz ;  soll  der  mit  Vernunft  und  Freiheit  begabte  Mensch  das  Recht 
haben,  sich  unter  das  Thier  stellen  und  naturwidrig  handeln  zu  dürfen?  Was 
»allgemein  örtlich  und  zeitlich  ausgebreitet  ist«  [was  wir  übrigens  bezfiglich 
des  fraglichen  Punktes  entschieden  in  Abrede  stellen;  es  findet  sich  Torzngt- 
weise  bei  Völkern,  welche  in  Folge  ?on  Hypercultnr  im  Stadium  der  Decadenee 
b^riffeu  sind],  ist  desshalb  nicht  natürlich  und  berechtigt.  Diebstahl,  Raub 
und  Mord  sind  ebenfalls  »allgemein  örtlich  und  zeitlich  ausgebreitet«,  aber 
eben  doch  nur  wie  obiges  ein  Ausfluss  der  verderbten  Natur,  welche  eben,  weil 
yerderbt,  durch  das  Gesetz  in  den  richtigen  Bahnen  erhalten  werden  muss.) 

Unter  Betonung,  dass  es  gegenwärtig  als  nahezu  erwiesen  an- 
zusehen ist,  dass  die  Ursachen  dieser  auf  den  ersten  Blick  so  räth- 
seihaften  Erscheinung  in  EntuncTcelungsgeseteen  belegen  sind,  welche 
mit  der  bisexuellen  (zwittrigen)  Uranlage  des  Menschen  zusammen- 
hängen, woraus  folgt,  dass  Niemanden  eine  sittliche  Schuld  an  einer 
solchen  Gef&hlsanlage  beizumessen  ist; 

(Auch  bei  der  »bisezuellen  Uranlage  des  Menschen«  steht  fest»  dass  schon 
wahrend  der  embryonalen  Entwicklung  die  Organe  des  einen  Geschlechtes 
völlig  Terkümmem.  Diese  Thatsache  kann  selbst  nach  den  Regeln  der  Logik, 
welche  fQr  jede  Wirkung  eine  adäquate  Ursache  fordert,  unmöglich  bei  dem 
erwachsenen  Menschen  eine  dem  Zweck  des  Geschleohtsunterschiedee  TÖllig  wi- 
derstrebende Neigung  begründen.) 

Mit  Bucksicht  darauf,  dass  diese  gleichgeschlechtliche  Anlage 
meist  in  ebenso  hohem,  oft  in  noch  höherem  Hasse  zur  Beihätigung 
drängt  als  die  normale; 

(Auch  die  »normale  Bethfitigüng«  steht  unter  der  Herrschaft  des  freiea 
Willens;  Beweis  ist  der  Coelibat  im  Priester-  und  Ordensstand;  aber  auch  die 
in  freier  Wahl  oder  auch  in  socialen  Verhältnissen  begründete  Ehelosigkeit 
zahlreicher  weltlicher  Berufs-  und  Altersklassen.  Eine  Katurnothwendigkeit 
gibts  in  dieser  Hinsicht  nicht.) 

In  Anbetracht,  dass  nach  den  Angaben  sämmtlicher  Sachver- 
ständiger toiderwärtige  Akte  grobsinnlicher  Natur,  zumal  der  coitas 
analis  und  oralis  im  conträrsexuellen  Verkehr  verhältnissmässig  seltea, 
jedenfalls  nicht  verbreiteter  sind,  als  im  normalgescKleehtlichen; 

(Mit  Verirrungen,  welche  den  Menschen'" tief  unter  das  Thier  stoU*"» 
darf  doch  nicht  gerechnet  werden.) 

In  Erwägung,  dass  unter  denjenigen,  die  von  derartigen  Ge- 
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fahlen  erffillt  waren,  erwiesenermassen  nicht  nur  im  klcLssischen 
AUertum^  sondern  bis  in  nnsere  Zeiten,  Männer  nnd  Frauen  von 
höchster  geistiger  Bedeutung  gewesen  sind; 

(Der  »höchsten  geiatigenc  Bedeatang  entspricht  'durchaus  nicht  immer 
die  »sittlichec.  Diese  aber  fallt  bei  Beartheilnng  des  Werthes  eines  Menschen 
ungleich  schwerer  ins  Gewicht  als  jene.  Den  Herrn,  welche  diesen  Aufruf  an- 
geregt, ist  wohl  kaum  bekannt,  in  welchem  Grade  die  Griechen  und  Römer 
körperlich  und  geistig,  politisch  und  social  heruntergekommen  waren,  als  dieses 
Laster  unter  ihnen  sich  weiter  yerbreitet  hatte.) 

In  Hinblick  darauf,  dass  das  bestehende  Gesetz  noch  keinen 
Konträrsexaellen  von  seinem  Triebe  befreit,  wohl  aber  sehr  viele 
bravcy  nüteliche  Menschen  ^  die  von  der  Natur  mehr  als  genug  be- 
nachteiligt sind,  ungerecht  in  Schande^  Verzweiflung,  ja  Irrsinn 
und  Tod  gejagt  hat,  selbst  wenn  nur  ein  Tag  Gefängnis  -7-  im 
Deutschen  Reich  das  niedrigste  Strafmass  für  diese  Handlung  — 
festgesetzt  oder  selbst  wenn  nur  eine  Voruntersuchung  eingeleitet 
wurde ; 

(Die  Consequenz  dieser  Motivirung  wfire  die  Forderung  der  Aufhebung 
jeder  behördlichen  Verordnung  und  jedes  staatlichen  Gesetzes.  Denn  die  Üeber- 
tretnng  jedes  einzelnen  ist  mit  Strafe  bedroht,  und  die  Verhangung  einer  sol- 
chen kann  einen  Menschen,  welcher  nicht  gelernt  hat,  sich  selbst  zu  be- 
herrschen, »in  Schande,  Verzweiflung,  ja  Irrsinn  und  Tod  jagen.€  Fast  jede 
Zeitungsnummer  bringt  Berichte  über  Selbstmorde,  selbst  von  Kindern;  Motiv: 
Furcht  vor  Strafe,  Zurücksetzung,  also  übertriebenes  Ehrgefühl.  —  Das  Gesetz 
hat  nicht  die  Aufgabe,  die  Menschen  »von  ihren  (ungeordneten)  Trieben  zu  be- 
freien, c  sondern  sie  zu  yeranlassen,  dieselben  zu  beherrschen.) 

Unter  Berücksichtigung,  dass  diese  Bestimmungen  einem  aus- 
gedehnten Erpressertum  (der  Chantage)  und  einer  höchst  verwerf- 
lichen männlichen  Prostitution  grössten  Vorschub  geleistet  haben ; 

(Wir  erachten  auch  die  weibliche  Prostitution  in  einem  christlichen 
Staate,  und  als  solcher  gilt  doch  Deutschland  hofifentlich  noch,  als  »höchst 
verwerflich«.) 

erklären  untenstehende  Männer,  deren  Namen  für  den  Ernst  und  die~ 
Lauterkeit  ihrer  Absichten  bürgt,  beseelt  von  dem  Streben  für  Wahr- 
heit,  Gerechtigkeit  und  Menschlichkeit  die  jetzige  Fassung  des  §.  175 
für  unvereinbar  mit  der  fortgeschrittenen  wissenschaftlichen  Erkennt- 
nis, und  fordern  daher  die  Gesetzgebung  auf,  diesen  Paragraphen 
möglichst  bald  dahin  abzuändern  ^  dass  wie  in  den  obengenannten 
Ländern,  sexueUe  Akte  zwischen  Personen  desselben  Geschlechts^ 
ebenso  wie  solche  zwischen  Personen  verschiedenen  Geschlechts 
(homosexuelle  wie  heterosexuelle)  nur  dann  zu  bestrafen  sind, 

wenn  sie  unter  Anwendung  von  Gewalt^  wenn  sie  an  Personen 
unter  16  Jahren  oder  wenn  sie  in  einer  »öffentliches  Aerger- 
nisf  erregenden  Weise 
vollzogen  werden. 
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(Wenn  ein  Mensch  im  Stande  ist,  infolge  der  Straf&ndrohoog  einen  Trieb 
80  zn  zügeln ,  dass  er  demselben  nicht  »in  einer  öffentliches  Aergernis  erregen* 
den  Weisec  zu  befriedigen,  dann  ist  er  auch  im  Stande,  denselben  völlig  sa 
beherrschen.) 

Die  ünterschrifteD  sind  mit  der  Einleitung  versehen: 

»Zu  den  Ersten,  die  diese  Eingabe  unterzeichnet  haben,  ge- 
hören unter  anderen.« 

Es  sind  19  Namen.  Wir  brauchten  wohl  nicht  zu  fürchten, 
uns  einer  Indiscretion  schuldig  zu  machen,  wenn  wir  dieselben  Ter- 
öfifentlichen  würden,  da  die  Herrn  selbst  Discretion  nicht  verlangen, 
vielmehr  glauben,  dass  sie  etwas  verdienstliches  und  die  Menschheit 
förderndes  anregen.  Aber  wir  wollen  mit  ihrem  Rufe  schonender 
umgehen  als  sie  selbst;  denn  wir  glauben,  sie  würden  in  weiten 
Kreisen  sehr  bedeutend  an  Achtung  und  Werthschätzung  verlieren, 
wenn  bekannt  würde,  dass  sie  einen  Antrag  stellen,  welcher  dem 
Christenthum,  selbst  der  menschlichen  Würde  so  sehr  entgegen  ist, 
und  dass  sie  die  Freigabe  und  Entfesselung  der  widernatürlichsten 
Triebe  als  eine  Forderung  der  »fortgeschrittenen  wissenschaftlichen 
Erkenntnis«,  als  »Streben  für  Wahrheit,  Gerechtigkeit  und  Mensch- 
lichkeit« bezeichnen.  Wir  wollen  nur  hervorheben,  dass  unter  den 
19  Unterzeichnern,  welchen  noch  ein  »u.  s.  w.«  beigefügt  ist,  sich 
9  Aerzte,  und  unter  diesen  5  Irren-  resp.  Nervenärzte  befinden. 

Einsender  dieses  hat  sich  hinreichend  mit  Psychiatrie  be- 
schäftigt, um  zu  wissen,  dass  Menschen,  welche,  mit  jener  Neigung 
behaftet,  derselben  nachgegeben  haben,  nicht  durch  die  darauf  ge- 
setzte Strafe  ins  Irrenhaus  geführt  worden  sind,  sondern  dass  der 
Missbrauch  des  Geschlechtstriebes  in  jeder  Form  eine  der  nächsten 
und  sichersten  Dispositionen  für  das  Irrenhaus  ist. 

Wir  wissen,  dass  auch  in  juristischen  Zeitschriften  und  Mono- 
graphien neuesten»  unnatürliche  Laster  entschuldigt,  sogar  als  straf- 
frei erklärt  worden  sind^).  Es  scheint,  dass  Lombroso*s  Theorien, 
welcher  im  Verbrecher  nur  den  unglücklich  Veranlagten,  im  Ver- 
brechen (also  auch  in  jeder  Sünde)  nur  die  Consequenzen  natürlicher 
Ursachen  sieht*),  in  weiten  Kreisen  der  »gebildeten  Gesellschaft«, 
welche  sich  von  den  Fesseln  der  »Orthodoxie«  d.  h.  des  christlichen 
Glaubens  und  der  christlichen  Sitte  frei  gemacht,  Anhänger  finden. 
Dann  wehe  der  Bechtspflege!    unter  den  Unterzeichnern  ist  zum 


1)  Die  Titel  einiger  selbständigen  Schriften  hierüber  bei  Capelimann, 
Pftstoralmedizin,  10.  Anfl.  Aachen  1895.  S.  90  ff. 

2)  Vergl.  hierüber  den  interessanten  Aufsatz  von  A.  Koch,  Ethische 
Freiheit  und  Verantwortlichkeit  des  Verbrechers  in  der  Töbinger  theologischen 
Qoartalschrift.  1895.  Bd.  77.  S.  529  ff. 
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Gläck  nur  ein  einziger  Jurist,  und  dieser  ist  nicht  Bichter ;  aber  er 
ist  »Professor  der  Rechte.c  Nach  welchen  Grundsätzen  werden  seine 
Schfiler  als  Bichter  ihres  Amtes  walten? 


2.  Die  Osterfeier-Ansage. 

Von  J.  Sauer, 

In  der  neuesten  Zeit  mehren  sich  die  Stimmen  derer,  welche 
eine  Festlegung  des  Osterfestes  auf  einen  jedes  Jahr  gleich  bleiben- 
den Termin  verlangen.  Die  Gründe,  die  man  für  die  Notwendigkeit 
einer  solchen  Aenderung  anführt,  sind  zumeist  anderer  Art,  wie 
jene,  welche  in  den  endlosen  Osterfeierstreitigkeiten  der  frühchrist- 
lichen Zeit  vorgebracht  wurden.  Heute  redet  man  von  ünznträglich- 
keiten  im  gesellschaftlichen  Leben,  während  damals  die  Streitfrage 
vielfach  auf  das  dogmatische  Gebiet  hinüberspielte  (Quartodecimaner!). 
Die  verschiedenen  Verfahren,  die  Ostertermine  zu  berechnen  (der 
19jährige  und  84jährige  Ostercyklus  und  deren  Modifikationen),  ver- 
eitelten früher  trotz  aller  Synodalbeschlüsse  doch  stets  eine  einheit- 
liche Durchführung.  Das  Konzil  von  Nicaea  suchte  mit  Anerken- 
nung des  19jährigen  Gyklus  der  Alexandriner  den  Streit  dadurch  zu 
schlichten,  dass  es  die  alexandrinische  Kirche,  die  sich  ganz  besonders 
in  astronomischen  Kenntnissen  hervorthat,  beauftragte,  alljährlich  der 
römischen  Kirche  den  von  ihr  berechneten  Termin  brieflich  ^)  anzu- 
zeigen, worauf  der  Papst  für  dessen  Verkündigung  zu  sorgen  hatte. 
Abgesehen  von  dem  nur  noch  lateinisch  erhaltenen  Prologus  paschalis 
Cyrills  haben  wir  über  diese  Bestimmung  ein  interessantes  Zeugnis 
Leos  1.  (epist.  121  ad  Marcianum  imperatorem) :  Studuerunt  sancti 
Patris  occasionem  huius  erroris  auferre,  omnem  curam  Alexandrino 
episcopo  delegantes  .  .  .,  per  quem  quotannis  dies  praedictae  solem-. 
nitatis  Sedi  apostolicae  iudicaretur,  cuius  scriptis  ad  longinquiores 
ecclesias  indicium  generale  percurreret ').  Die  Autorität  des  römi- 
schen Stuhles  sollte  also  dem  Bechnungsresultat  der  alexandrinischen 
Kirche  verbindende  Kraft  verleihen.  Indes  scheint  weder  Bom  noch 
Alexandrien  diesen  Beachluss  lange  befolgt  zu  halten.  Der  Gegen- 
satz zwischen  der  abend-  und  morgenländischen  Kirche,  der  dnrch 
die  Irrlehren  des  vierten  und  der  folgenden  Jahrhunderte  immer  tiefer 
wurde,  machte  ein  einheitliches  Zusammenwirken  unmöglich.  Bom 
scheint  nach  wie  vor  an  seinem  mangelhaften  84jährigen  Cyklns  fest- 

1)  Diese  Briefe  hiessen  litterae  paschales. 

2)  Vgl.  Hefelt,  KouziUctigeschichte.  *  I,  830  ff. 
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gehalten  zu  haben.    Wenigstens  werden  uns  schon  aus   den  aller- 
nächsten Jahren  (326.  830.  333)  nach  dem  Nicaenum  Differenzen  in 
der  Zeit  der  Osterfeier  zwischen  der  alexandrinischen  and  rOmischeo 
Kirche  berichtet.     Leo  der  Grosse  beruft  sich  geradezu   für  seine 
Osterbestimmung,  die  von  derjenigen  des  alexandrinischen  Bischofs 
Theophilus  um  eine  Woche  differierte,  auf  die  annales  (Osiercyklen) 
seiner  Kirche^).    Nach  Cassian')  scheint  zu   Beginn  des   5.  Jahr- 
hunderts der  Bischof  von  Alexandrien  den  Ostertermin  nur  mehr  den 
Kirchen  seiner  Provinz  (Aegypten)  angezeigt  zu  haben,  virährend  nach 
einem   Brief  des  P.  Innocenz  I. ')  die  Kirche  von  Karthago  damals 
für  Rom  die  competente  Autorität  zur  Prüfung  des  jeweiligen  Oster- 
termins  war.    Daher  dfirfte  es  auch  zu  erklären  sein,  dass  wir  eine 
Reihe  Synodalbeschlfisse  der  afrikanischen  Kirche  haben ,   die  dem 
Bischof  von  Karthago  die  Pflicht  auferlegen,  den   »Bischöfen  der 
ersten  Sitze  alle  Jahre  schriftlich  den  Tag  für  das  Osterfest  anzu- 
kündigen ^).c     Bin  einheitliches  Verfahren   konnte  indes   aof  diese 
Weise  auch  nicht  erreicht  werden,  da  Rom  seinen  Ostercyklus  no- 
minell noch  immer  beibehielt  und  eine  regelmässige  Verkündigung 
an  alle  Kirchen  in  jener  Zeit  nicht  durchführbar  war.  Erst  Diongsm 
Exiguus  verhalf  dem  19jährigen  Ostercyklus  in  der  Hauptstadt  der 
Christenheit  und  damit  in  ganz  Italien  zur  alleinigen  Geltung.  Länger 
dauerte  es  in  Gallien  und  Britannien ;  im  Frankenreich  führte  ihn  Karl 
der  Grosse  durch.    In  Spanien  sahen  sich  noch  633  die  Teilnehmer 
der  vierten  Synode  von  Toledo  genötigt,  »weil  schon  mehrmals  durch 
falsche  Ostertafeln  eine  Verschiedenheit  in  der  Ankündigung  des  Oster- 
tages  eingetreten  8ei,c  den  Metropoliten  es  zur  Pflicht  sn  machen, 
drei  Monate  vor  Epiphanie  über  die  Osterzeit  brieflich  mit  einander 
zu  verkehren^).    Nachdem  mit  dem  19jährigen  Cyklus  eine  richtige 
Norm  zur  Bestimmung  des  Ostertermins  gegeben  war,   musste  es 


1)  Epist  127  ad  Jaliannm  episcopum  Coensem  vom  J.  454.  (Jf^^ 
Fatrol.  lai  54,  1072). 

2)  CoUat.  X,  2:  Intra  Aegypti  regionem  mos  iste  antiqna  traditione 
serratar,  nt  .  .  .  .  epistolae  pontincis  Alexandrini  per  nniveraas  dirigto^ 
Aegypti  EeclesiaB,  qnibas  initiam  Qaadragesimae  et  dies  Paschae  non  tolun  p^r 
civitates  omnes,  sed  etiain  per  uniTersa  monasteria  deaignentnr.  Migne,  P*  ^ 
49,  821. 

3}  Epist.  XIV  ad  Aarelium  y.  J.  414  {Migne,  P.  1.  20,  517  seqq.):  Jao 
pradentiae  erit  tuae,  consors  mihi  frater,  cnm  nnanimis  et  consacerdotibai  no; 
Stria  hanc  ipsam  rem  in  synodo  religiosissima  retractare:  nt,  si  nihil  dispodtiooi 
Dostrae  resnltat,  nobis  plenissime  aperteqne  rescribas,  quo  deUberatam  Fkfcäs- 
lern  diem,  iaro  litteris  ante,  nt  moris  est,  servandam  sno  tempore  praeseriUBBUS. 

4)  So  das  Konzil  von  HipDO  (393)  Tgl.  Hefele  a.  a.  0.  II,  60.  AebnUcn« 
Beschlüsse  worden  auf  den  Synoden  von  Karthago  (397  u.  401)  gegeben.  Hefde 
II   67   83 

b)  Vgl  He  feie  a.  a.  0.  III,  80  und  Migne,  P.  1.  84,  367. 
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Sache  der  einzelnen  Sprengel  sein,  auf  ihren  jährlichen  Synoden  das 
Osterfest  zu  berechnen  und  den  Termin  den  Geistlichen  und  durch 
diese  den  Olftnbigen  kundzugeben.  Eine  Mitteilung  dieses  Termins 
von  Rom  aus  war  nun  nicht  mehr  nötig,  da  eine  irrige  Festsetzung 
jetzt  nicht  mehr  leicht  möglich  war.  Da  der  Beginn  der  Quadra- 
gesimalfasten  aber  sich  nach  der  Osterzeit  richtet,  musste  die  Ver- 
kllndigung  in  den  einzelnen  Kirchen  schon  frfihzeitig  erfolgen.  In 
welcher  Weise  diese  Ankfindigung  erfolgte,  darüber  giebt  uns  Dm- 
randu8  in  seinem  Rationale  Diyinorum  officiorum  einigen  Aufschlüsse). 
Der  Brauch  der  Osteransage  ist  im  Mittelalter  sicherlich  nicht  auf 
die  Domkirchen  hauptsächlich  beschränkt  gewesen,  wie  Putikes  in 
Wetzer  und  Weite's  »Eirchenlexikonc  >  (IX,  1132)  mit  Berufung 
auf  das  Pontiflcale  Roman,  (ed.  typ.  Ratisbon.  1888  p.  8  seqq.)  an- 
nimmt. Nach  Dnrandus  war  es  rielmehr  in  Italien  üblich,  dass  an 
Dreikönig  nach  dem  Offertorinm  das  künftige  Osterfest  den  Gläu- 
bigen vom  Priester  oder  einer  andern  Person  mit  folgenden  Worten 
angekündigt  wurde:  Annuncio  charitati  vestrae  gaudium  magnum, 
quod  erit  omni  populo,  quia  Septuagesima  erit  tali  die  et  Pascha  tali. 
Anderwärts  war  als  Verkündigungstermin  auch  der  Weihnachtstag 
selbst  gebräuchlich.  Durandus  verweist  auf  eine  hierher  gehörende 
Bestimmung  eines  Konzils  von  Brague  *),  wonach  der  Provincialclerus 
auf  der  jährlichen  Synode  vom  Metropoliten  über  die  Zeit  des  künf- 
tigen Osterfestes  benachrichtigt  wurde  und  diesen  Termin  am  fol- 
genden Weihnachtstag  nach  dem  Evangelium  den  Gläubigen  mit- 
teilte. Offenbar  klingt  in  dieser  Verschiedenheit  des  Verkündigungs- 
tages  noch  die  Erinnerung  an  den  Brauch  der  alten  griechischen 
und  ägyptischen  Kirche  nach,  Weihnachten  und  Epiphanie  am 
gleichen  Tag  (6.  Januar)  zu  feiern  *).  Die  von  Durandus  angegebene 


1)  Lib.  VI,  16  n.  17  (edit.  Lagdani  1671).  Leider  ist  diese  einst  yielge- 
braaehte  und  bis  ins  17.  Jhh.  hinein  in  zahlreichen  Neadracken  verbreitete 
litargisch-canonistische  Summa  heute  nahezu  ganz  in  Vergessenheit  geraten. 
Kaum  dass  man  noch  auf  antiquarischem  Wege  eine  alte  Ausgabe  erhalten 
kann.  Die  Neapeler  Ausgabe  vom  J.  1859,  die  zu  den  zahlreichen  Druckfehlern 
der  früheren  Auflagen  eine  stattliche  Anzahl  neuer  hinzugefügt  hat,  ist  bei  uns 
in  Deutschland  so  gut  wie  p^ar  nicht  vertreten:  kritisch  ist  sie  völlig  unge- 
nügend. Insofern  aas  Rationale  die  symbolischen  Anschauungen  des  Mittel- 
alters über  die  ganze  Liturgie  enthalt,  hat  es  noch  heute  hohen  Wert,  wenn 
es  auch,  als  eine  ungeniert  Compilation,  langst  nicht  mehr  so  hoch  taxiert 
wird  wie  noch  im  15.  und  16.  Jhh.,  und  wer  sich  der  Mühe  einer  neuen  Heraus- 
gabe unterziehen  wollte,  dürfte  des  Dankes  der  Liturgiker  wie  Archäologen 
sicher  sein.  Seine  erste  Anf)^abe  wfire,  das  Verhältnis  des  Durandus  zu  seinen 
Quellen  nacl»uweisen. 

2)  Nach  de  Mas-LaMe,  Tr^or  de  Chronologie  wurden  zu  Brague  drei 
SjQoden  abgehalten,  im  J.  563;  572;  675. 

8)  Vgl.  hidor.  Sevill.,  De  offlciis  eccles.  I,  16. 
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Verkfindigungsformel  ist  geradezu  eine  Reminiscenz  an  den  Kngels- 
gruss  bei  den  Hirten. 

Dem  niederen  Glerus  wurde,  wie  schon  erwähnt ,  der  Oster- 
terroin  auf  der  jährlichen  Provincialsynode  von  dem  Metropoliten 
mitgeteilt  (quo  Galendarum  die,  i.  e.  quo  die  ante  vel  post  Galendas, 
vel  quoto  a  luna  debeat  suscipi  seil.  Pascha);  die  Geistlichen  nahmen 
wie  auch  die  gewöhnlichen  Bischöfe  diese  Mitteilung  zu  Papier.  Wer 
nicht  anwesend  war,  hatte  die  Pflicht,  nach  einem  Beschlui<(s  einer 
Synode  von  Auxerre  (585),  vor  Epiphanie  durch  einen  Boten  vom 
Bischof  den  Anfang  der  Quadragesimalzeit  zu  erfragen. 

Die  Provincialsynode  selbst,  resp.  die  Festsetzung  der  Osterzeit 
soll  nach  einer  von  Durandus  citierten  Synode  von  Carthago  am 
22.  Oktober  stattfinden.  Damit  stimmt,  was  er  von  einigen  italieni- 
schen (ultramontani)  Bischöfen  zu  berichten  weiss,  dass  sie  auf  ihrer 
jeweils  auf  Mittwoch  nach  dem  Fest  des  hl.  Lukas  (18.  Okt.)  fal- 
lenden Synode  vor  der  Messe  den  Termin  des  künftigen  Osterfestes 
verkündigten. 

üeberall  scheint  zu  des  Durandus  Zeit  die  Osteransage  nicht 
mehr  üblich  gewesen  zu  sein.  Er  nennt  sie  einen  italienischen  Brauch 
und  setzt  bei:  Hoc  tarnen  non  ubique  servatur.  Als  später  die  durch 
den  Druck  vervielfältigten  Kalender  auch  die  beweglichen  Feste  auf- 
nahmen, fiel  der  eigentliche  Zweck  der  Osteransage  völlig  weg. 


3.  Weehselseltige  Trauangsdelegatioii  der  MAnchner  Stadt- 
pfarrer. 

Von  Dr.  Karl  August  Oeiger, 

Sowohl  aus  allgemein  gefassten  päpstlichen  Erklärungen  als 
auch  aus  besonderen  Entscheidungen  der  päpstlichen  Behörden  in 
Streitfällen  erhellt  mit  einwandfreier  Deutlichkeit,  dass  die  Stadt 
München,  wie  überhaupt  die  altbayerischen  Gebietsteile,  im  Geltnngs- 
bereiche  der  Tridentinischen  Eheschliessungsform  gelegen  und  die 
daselbst  nicht  in  facie  Ecclesiae  abgeschlossenen  Ehen  als  nngiltig 
zu  erachten  sind.  So  erklärt  ein  päpstlicher  Erlass  vom  12.  Februar 
1803  an  den  Kurfürst  Maximilian  Joseph  von  Bayern  ^),  dass  die  tri- 
dentinischen Vorschriften  über  die  Eheschliessung  in  Bayern  publiciert 
und  immer  auf  das  gewissenhafteste  beobachtet  wurden,  weshalb  die 

1)  DokamentensammluDg  bei  Konstantin  Höfler,  Konkordat  and  Kon- 
stitutionseid  der  Katholiken  in  Bayern,  Augsburg  1847,  S.  178,  179;  ebenso  in 
der  ürkandensammlang  bei  Hermann  v.  Sickerer,  Staat  und  Kirche  in  Bayern 
von  1799-1821,  München  1874,  S.  12,  13. 
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ohne  Beobachtnng  dieser  Vorschriften  abgeschlossenen  Ehen  für 
nichtig  zu  halten  seien.  Die  gleiche  RechtsanfTassung  vertreten  die 
bald  darauf  erschienenen  Oravamina  Gatholicae  Beligionis  et  Ec- 
clesiae  ^),  welche  zugleich  unter  Hinweis  auf  die  bedenklichen  Rechts- 
folgen klandestiner  Ehen  erweiternd  beifügen,  dass  das  tridentinische 
Dekret  nicht  bloss  in  Ältbayern,  sondern  auch  in  den  meisten  Gegen- 
den Schwabens  und  Frankens  publiciert  und  recipiert  sei  und  die 
hier  wohnenden  Ehekontrahenten  demselben  auch  dann  unterworfen 
bleiben,  wenn  sie  ihr  Domicil  verlassen  und  an  einem  Orte  ausser- 
halb des  Geltungsbereiches  des  tridentinischen  Rechts  eine  Ehe  ab- 
zuschliessen  versuchen*).  Entscheidungen  päpstlicher  Behörden  aus 
neuerer  Zeit  haben  au  diesen  Grundsätzen  unverbrüchlich  festgehalten'). 
Da  nun  nach  kirchlichen  Grundsätzen  nicht  nur  die  absicht- 
liche Uebertretung  des  tridentinischen  Dekretes,  sondern  auch  die  un- 
bewusste  Zuwiderhandlung  die  Giltigkeit  der  Ehe  beeinträchtigen, 
so  kann  dieselbe  infolge  einer  iri-tämlichen  Annahme  über  die  pfarr- 
liche Kompetenz,  welche  besonders  häufig  durch  den  Wohnungs- 
wechsel der  Brautleute  kurz  vor  der  Verehelichnng  alteriert  wird, 
auch  wider  Willen  der  Beteiligten  oft  und  leicht  gefährdet  werden, 
um  diese  aus  dem  Ehehindernisse  der  Klandestinität  entspringende 
Gefahr  thunlichst  zu  beseitigen,  wurden  von  Rom  bereits  Erleichter- 
ungen zum  Vollzuge  der  tridentinischen  Formerfordernisse  zugelassen 
und  z.  B.  nach  Mitteilung  dieses  Archivs^)  die  von  den  Pfarrern  der 
Städte  Antwerpen,  Brüssel  und  Köln  gegenseitig  gegebene  generelle 
Delegation  zur  Eheschliessung  approbiert  ^).   Diese  Erleichterung  hin- 

1)  Bei  HOfler  a.  a.  0.  8.  213. 

2)  Amtsblatt  der  Erzdiöcese  München  and  Freising  1804,  8.  87,  88. 

3)  Confcreg.  8.  Inquis.  1851  bei  M.  Haringer,  Saerament  der  Ehe,  Regens- 
barg  1854,  8.  289,  and  yom  22.  Jali  1874  bei  H.  Sicherer,  üeber  Eherecht 
and  Ehegerichtsbarkeit  in  Bayern,  MQnchen  1875,  8.  15.  Aas  diesen  beiden 
and  anderen  sachlich  übereinstimmenden  Entscheidangen,  welche  sich  aaf  Misch- 
ehen beliehen ,  zieht  R.  Scher  er  (Kirchenrecht  B.  2 ,  Abtheiiang  1 ,  Graz  and 
Leipzig  1891,  8.  211)  den  Schlass:  Eine  gemischte  Ehe  wird  einfach  dann  als 
giltig  za  erklären  sein,  wenn  sie  solches  nach  den  Bestimmnngen  des  kirch- 
lichen Rechtes  ist,  wobei  der  Umstand  der  akatholischen  Konfession  eines 
Teiles  an  sich  ToUig  irreleyant  ist.  Diese  Ansicht  entspricht  Tollkommen  der 
in  den  genannten  papstlichen  Erlassen  ansführlich  begründeten  Rechtsaaf- 
fassang.  Franz  Heiner,  Kirchenrecht,  Paderborn  1895,  B.  2,  8. 289—291.  — 
Die  Benediktina  gilt  in  Bayern  nicht.  Scherera,  Heiners  and  F.  Veringa 
Kirchenrecht  (8.  Aaflage  1893)  8.  214,  291,  871. 

4)  B.  76  (1896)  8.  125-130. 

5)  Es  sei  an  dieser  Stelle  aach  aaf  ein  Analogen  hingewiesen.  Die 
strengen  Eheschliessangsformen  des  Personenstands^esetzes  vom  6/II,  1875 
haben  sich  in  der  Praxis  nicht  bewährt,  sondern  za  vielen  Zweifel-  and  Streit- 
fragen Anlass  gegeben.  Deshalb  warden  die  Eheschliessangsformalitfiten  im 
IL  Entwarf  za  einem  bürgerlichen  Qesetzbach  f.  d.  deatsche  Reich  wesentlich 
yerringert.  Die  Mehrheit  der  Civilgesetzgeban^skommission  erachtete  die  An- 
wesenheit von  Zeaffen  and  die  strenge  Formallerans^  der  Fragestellang  nicht 
für  erforderlich  and  war  der  Meinang ,  dass  die  bei  aer  Eheschliessong  la  be* 
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sichtlich  der  Delegation  zar  Eheassistenz  seitens  des  zuständigen  Pfar- 
rers gemessen  seit  1.  Juli  1896  auch  die  Pfarrer  der  Stadt  Manchen. 
Wie  dringend  wfinschenswerth  und  sachlich  begründet  eine  derartige 
Einrichtung  far  die  Münchner  PfarrTerhältnisse  erscheint,  ergibt  sich 
aus  der  nachfolgenden  Zusammenstellung  der  Bevölkerangssiffer  und 
der  Anzahl  der  Trauungen  in  den  katholischen  Pfarreien: 


Name  der  Pfarrei 


1)  Dompfarrei  zu  Unserer 

Lieben  Frau     .    . 

2)  St.  Peter  .... 

3)  Heilig-Geist  .    .    . 

4)  St.  Anna  .... 

5)  St.  Ludwig    .    .    . 

6)  St.  Ursula  (Schwabing) 

7)  St.  Maria-Himmelfahrt 

(Neuhausen)     .    .    . 

8)  St.  Bonifaz    .... 

9)  St.  Benno 

10)  St.Margaretha(Sendling) 

11)  Hl.  Kreuz  (Giesing) 

12)  St.  Maria  Hilf  (Au)    . 

13)  St.  Johann  Baptist 

(Haidhausen)    .    .    . 

14)  St.  Georg  (Bogenhausen) 


.m   t>   9   9t 

Ü  «  o  0  .S 
•^  H  5  «  a 

^PL,  ÖS© 


3« 


12  231 
63  365 

49  518 
22  283 

50  917 
15  394 

13133 
52  175 

25  984 
27153 
15  735 
21210 

36  008 
1775 


ProcMit- 

Danuter 

Mts  der 

Kutholiken 

Ktttbo- 

Uken 

9  603 

78-5 

52  218 

82-4 

40  818 

82-4 

17  840 

80-1 

38  874 

76-3 

12  842 

83-4 

11337 

86-3 

41375 

79-3 

21  698 

83-5 

24  745 

911 

14  787 

94-Ü 

19  579 

92-3 

32  665 

90-7 

1634 

92- 1 

Anzahl  der 
Trauungen 


im 

Jahre 

1895 


I 


im 
Jahre 
1896 


58 

525 
384 
153 
347 
139 

180 
506 

Neuer- 

richtet, 

40U 
116 
189 

370 
14 


44 
560 
441 
192 
367 
180 

167 
454 

102») 
390 
138 
206 

367 
12 


Gesamt-Sunime  .     .  |  406,881|  340,015  |  83-6«)  |  3390  |  3620«) 


obachtenden  Formen  auf  ein  möglichst  geringes  Mass  sa  beschränken  seien, 
um  Zweifel  und  Streitigkeiten  in  ßezag  aaf  die  Giltigkeit  der  abgeschlossenen 
Ehe  thunlichst  zu  yermeiden.  Jastizrath  Dr.  Heafz,  Die  zweite  Lesnng  des 
Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetzbaches  etc.,  Berlin  1896,  B.  2,  S.  17  Anm.  7. 
Denkschrift  zum  Entwarf  etc.  Beichstagsverhandlangen  1895/97  Anlageband  1. 
Aktenstück  87,  S.  681.  Die  Weglassang  der  Zeagen  warde  in  der  Kommission 
zar  Vorberathang  des  Gesetzbaches  nicht  beanstandet.  Anlageband  8,  Akten- 
stück 440  b  S.  2032  Bericht  zu  §.  1300.  Wenn  nun  gleichwohl  §.  1301  des 
Begierungsentwarfes  =  §.  1318  des  Gesetzes  von  der  Gegenwart  zweier 
Zeagen  bei  der  Eheschliessang  sprechen,  so  ist  dies  blosse  Ordnaugsvorscbrift, 
aber  keine  wesentliche  Formalitat,  von  deren  Beobachtaug  die  Ehegiltigkeit 
bezw.  von  deren  ünterlassang  die  Ehenichtigkeit  abhängig  wäre.  Anlageband  3, 
S.  2032,  2033.  Kommentar  zam  Gesetzbach  von  Begierangsrath  Heinrich 
Schneider,  Manchen  1897,  S.  525,  526  (Beck'scher  Kommentar). 

1)  Die  Pfarrei  St.  Benno  warde  im  Jahre  1895  nea  errichtet  and  begannen 
daselbst  die  seelsorglichen  Fauktionen  im  Oktober  1895. 

2)  Obige  Zahlen  berahen  aaf  amtlichen  Qaellen,  nemlich  aaf  die  darcli 
das  statistische  Amt  der  Stadt  München  vorgenommenen  Zusammenstellang 
der  Ergebnisse  der  Volkszahlang  vom  2.  December  1895.  Tabelle  XXI 7. 

3)  Tabellarische  Uebersicht  des  Seelenstandes  der  Stadtpforreien  der  Erz- 
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Die  auf  die  gegenseitige  generelle  Delegation  der  Mänchner 
Stadtpfarrer  bezflglichen  Aktenstücke  haben  folgenden  Wortlaut: 

L 

Reverendissiofii  et  lUostrissimi  Domini  Antonii  Archiepiscopi 
Monacensis  et  Frisingensis  Vicarias  in  spiritnalibus  generalis. 

Notum  facinms,  quod  parocbi  civitatis  Monacensis  ex  certis 
causis  eorum  animos  moventibas  ad  assistendum  matrimoniis  in  dicta 
civitate  ad  tramitem  rescripti  S.  Congregationis  Goncilii  diei  18.  Aprilis, 
eisdem  die  15.  Maji  anni  currentis  per  Nos  commnnicati,  mutao  gene- 
raliter  se  delegaverunt^  prout  in  actis  desuper  ab  eis  confectis  et  No- 
bis  exbibitis  plenius  continetur.  Quam  quidem  conventionem  Excel- 
lentissimus  D.  D.  Archiepiscopus  juxta  idem;  rescriptum  non  solam 
non  dabitavit  in  omnibas  partibus  approbare  et  confirmare,  sed  etiam 
delegationem  Ordinarii  una  cum  facultate  etiam  subdelegandi  sacer- 
dotes  snos  auxiliares  in  terminis  ejusdem  conventionis  addendam 
censuit. 

E^raesentibus  ad  instar  statuti  dioecesani  valituris. 

Monachii  die  1.  Julii  1896. 

Dr.  Josesph  Eronast 
Vicarius  in  spiritnalibus  generalis. 

n. 

Instruktion  des  Ordinariats  des  Erzbistums  Mflncben-Freising 
vom  15.  Juni  1896. 

Die  sämtlichen  Stadtpfarrvorst&nde  in  Manchen  haben  ge- 
meinsam unterzeichnetem  Protokoll  vom  8.  Juni  dieses  Jahres  zu- 
folge sich  für  Trauungen  von  Inwohnern  ihrer  Pfarrsprengel  in  der 
Weise  gegenseitig  delegiert,  wie  es  des  Näheren  im  Protokolle  dar- 
gelegt ist  Dasselbe  soll  mit  Weglassung  der  Deberschrift  und  der 
Unterschriften  hier  im  Wortlaut  aufgenommen  werden: 

»Die  aus  der  häufig  noch  während  des  Brautstandes  in  München 
eintretenden  Wohnungsverändernng  entspringende  Gefahr  ungiltiger 
Eheassistenz  nach  Möglichkeit  zu  verringern,  beschliessen  sämtliche 

diöcese  M&nchen  und  Freising  in  den  Jahren  1895  (Schematismus  genannter 
Erzdiöeese  1896,  S.  215)  and  1896  (Schomatismns  1897,  S.  219).  Die  Zahlen 
entsprechen  nicht  dem  Kalenderjahre,  sondern  dem  Paschaljahre  1894/95  vom 
1.  Mai  1894  bis  80.  April  1895,  bez.  1895/96  vom  1.  Mai  1895  bis  80.  April 
1896.  Die  verhältnismässig  geringe  Zahl  der  Eheschliessni^en  der  Pfarrei 
St.  Benno  ist  dadurch  sn  erklaren,  dass  in  dieser  Zahl  das  Ergebnis  von  nur 
sieben  Monaten  (Oktober  1875  bis  Ende  April  1896)  znm  Aosdracke  gelangt  ist. 
Seit  der  Heransiabe  obiger  Statistik  hat  die  Dompfarrei  lant  Kaltusministerial- 
blatt  V.  12.  Jnni  1897  Nr.  20  S.  256  eine  Gebietsvergrßsserang  und  hiemit  eine 
Vermehrnng  ihrer  Seelenzahl  am  etwa  3000  Seelen  auf  Kosten  der  angrenzen- 
den Pfarreien  erhalten. 

Archiv  lllr  Kircheiireeht.  LXXVIL  51 
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unterzeichnete  Stadtpfarrvorstftnde  in  München   ffir  sich   und  ihre 
Nachfolger,  dass  sie  bezüglich  der  in  ihren  Sprengein  (mögen  auch 
einzelne  Teile  davon  noch  nicht  zum  Stadtbezirk  gehören)   znr  Zeit 
der  Vorbereitung  des  Eheabschlusses  bis  zum  wirklichen  Eheabsehlasse 
im  kanonischen  Sinne  wohnhaften  Nupturienten  in  der  Art  sich  gegen- 
seitig delegieren  wollen,  dass  derjenige  Ptarrvorstand ,  welchen  die 
Brautleute  als   ihren  parochus  proprius  auf  Orund  ihres  Domicils 
oder  Quasidomicils  in  München  behufs  Vornahme  der  Proklamationen 
und  Trauung  formell  und  ausdrücklich  angegangen  haben,  der  von 
denselben  zu  schliessenden  Ehe  noch  60  Tage  (sechzig  Tage)  —  je- 
doch nicht  länger   —  vom  Tage  der  letzten  Proklamation,  diesen 
selbst  nicht  mitgerechnet,  an  zu  rechnen,  mit  Giltigkeit  solle  assistieren 
können ,  wenn  auch  die  betreffenden  Brautleute  während  der  auf  die 
Anmeldung  bis  zum  Eheabschluss  folgenden  Zeit  oAne  sein  Wissen 
ihre  Wohnung  in   einen    andern  Stadtpfarrsprengel  verlegt  haben 
sollten. 

Wird  von  allen  Proklamationen  aus  wichtigen  Gründen»  sei  es 
vom  Hochwürdigsten  erzbischöflichen  Ordinariate  oder  von  den  Stadt- 
pfarr vorständen  selbst  nomine  Ordinarii  dipensiert,  so  soll  als  An- 
fangstermin der  60tägigen  Frist  der  Tag  der  erteilten  Dispense  von 
den  Proklamationen,  diesen  selbst  wieder  nicht  mitgerechnet,  gelten. 

Es  wird  ferner  beschlossen,  dass  diese  gegenseitige  Delegation 
mit  dem  1.  Juli  1896  in  Kraft  treten  8olle.€ 

Da  diese  Konvention  der  Stadtpfarrvorst&nde  einerseits  geeignet 
erscheint,  die  Giltigkeit  mancher  Eheschliessung  zn  retten,  anderer- 
seits sich  genau  an  das  Reskript  der  Sacra  Gongregatio  Concilii  vom 
18.  April  dieses  Jahres  anschliesst,  so  trägt  unser  Hoch  würdigster 
Oberhirte  kein  Bedenken,  sie  im  Ganzen  und  in  allen  ihren  Teilen 
zu  approbieren  und  zu  konfirmieren  und  zugleich  seinerseits  die  ober- 
hirtliche  Delegation  mit  der  Befugnis  der  Subdelegation  ihrer  Hilfe- 
priester nach  Massgabe  des  mehrgenannten  ProtokolU  vom  8.  Juni 
hinzuzufügen.  Diese  oberhirtliche  Anordnung,  welche  mit  dem  !•  Jali 
dieses  Jahres  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  soll  nach  Art  eines 
Diöcesanstatuts  Geltung  haben.  Bei  der  Wichtigkeit,  welche  dem 
Datum  der  faktischen  Anmeldung  und  Annahme  zu  Proklamation 
und  Trauung,  sowie  dem  der  letzten  Proklamation,  bezw.  der  er- 
teilten Dispense  von  allen  Proklamationen  für  einen  später  etwa  noth- 
wendigen  Beweis  der  Giltigkeit  einer  konkreten  Eheschliessung  im  Be- 
streitungsfalle zukommt,  ist  es  unerlässlich,  dass  dieselben  im  Spoor 
salienbuche  sorgfältig  aufgezeichnet  werden.  Diese  Aufzeichnung  wird 
hiemit  ausdrücklich  vorgeschrieben. 
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Dass  mit  der  oberhirüichen  Genehmigung  der  gegenseitigen 
Trauungsdelegation  der  Mfinchner  Pfarrer  einem  dringend  empfundenen 
Bedürfnisse  entsprochen  wurde,  ist  nicht  zu  bezweifeln ;  ebensowenig 
lässt  sich  bestreiten,  dass  für  andere  grosse  Städte  mit  mehreren 
Pfarrbezirken  die  gleiche  Erleichterung  und  Vereinfachung  hinsicht- 
lich der  Tridentinischen  £heschliessungsform  wünschenswerth  er- 
scheint. Der  Eirchenrechtslehrer  Rudolf  v.  Scherer  empfiehlt  die 
generelle  wechselseitige  Trauungsdelegation  zur  Anwendung  für  alle 
St&dte,  welche  in  mehrere  Pfarrbezirke  eingeteilt  sind,  da  die  ge- 
schichtlich erst  spftt  durchgeführte  Pfarreinteilung  der  Städte  bei 
strenger  Festhaltung  des  Begriffes  Domicil,  sowie  bei  dem  wenig 
starken  Bewusstsein  der  Pfarrangehörigkeit  der  Bewohner  geradezu 
eine  Gefahr  für  die  Giltigkeit  der  Ehen  mancher  Stadtbewohner  in 
sich  berge  ^).  Derselbe  bemerkt  femer  in  vollkommen  zutreffender 
Weise,  dass  es  unthunlich ,  wenn  auch  im  Interesse  der  Verhütung 
nichtiger  Ehen  gut  gemeint  wäre,  wenn  durch  bischöfliche  Verfügung 
alle  Pfarrer  oder  alle  Priester  der  Diöcese  zur  Trauungsassistenz  f&r 
alle  DiOcesanen  als  kompetent,  weil  bischöflich  delegiert,  erklärt  wür- 
den ;  denn  dadurch  wäre  Trid.,  sessio  24,  cap.  1  de  reformatione  ma- 
trimonii  völlig  eludiert  *).  Derselbe  erklärt  weiter,  für  Stadtbezirke 
sei  Abhilfe  leicht  beschafft,  wenn  die  sämtlichen  Pfarrer  einer  Stadt 
sich  für  Trauungen  von  Inwohnern  der  Stadt  gegenseitig  delegieren 
bezw.  subdelegieren  *)  und  dieselben  könnten  beispielsweise  verein- 
baren, dass  Dienstboten,  welche  während  der  Aufgebote  ihre  Wohn- 
ung wechseln ,  nicht  von  ihrem  gegenwärtigen ,  sondern  von  ihrem 
früheren  Pfarrer  getraut  werden^).  Diese  Bemerkungen  geben  zu 
erkennen,  dass  Scherer  für  derartige  generelle  Delegationen  die  ober- 
hirtliche  Genehmigung  nicht  für  erforderlich  erachtet:  eine  An- 
schauung, welcher  wir  nicht  zustimmen  können.  Die  generelle  wech- 
selseitige Trauungsdelegation  bewegt  sich  zwar  formell  im  Bahmen 
des  tridentinischen  Rechts,  sie  entspricht  aber  nicht  dem  Geiste  des 
Tridentinums,  welches  die  Brautleute  ausdrücklich  und  wiederholt  dem 
parochns  proprius  zuweist,  die  Delegation  also  nur  für  Ausnahmsfälle 
zugelassen  wissen  will^);  dieselbe  enthält  daher  einen  Eingriff  in  die 
tridentinische  Bheschliessungsordnung ,  welcher  ohne  Genehmigung 
der  kirchlichen  Oberbehörden  und  die  hiemit  gleichzeitig  erteilte  er- 
gänzende oberhirtliche  Delegation  nicht  zulässig  erscheint^). 

1)  Kirchenrecht  6.  2,  8. 154,  Anm.  50.  --  2)  Ibidem  S.  208,  Anm.  187. 
~  8)  Ibidem  S.  154,  Anm.  50  und  S.  199,  Anm.  166.  —  4)  Ibidem  S.  200,  oben 
Anm.  166.  —  5)  Yrgl.  hieza  die  Literatur  zum  Dekrete  »Tametsi«  Trid.  cap.  I. 
sessio  24  d.  r.  m.  bei  Scherer  S.  196,  Anm.  148.  —  6)  Vrgl.  das  gleiche  Re- 
sultat im  Archiv  Bd.  76,  8.  128  sq. 
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V.    Literatur. 


1.    Becenslonen. 

i.  De  prohibitiane  et  censura  librarum  post  Leonis  J?.P.  XI  11. 
Gonst.  i^Officiorutn  ac  Munerum*  brevis  dissertaiio  Arlhwri 
Vermeerseh  e  8.  J.  in  Collegio  Maximo  Lovamensi  S.  J.  pro- 
fessoris  theologiae  Moralis  et  Juris  Canonici.  Typis  Societatia 
S.  Joannis  Evangel.  DescI^e,  Lefebvre  et  Soc,  Tornaci  1897. 
80.     62  8.    Fr.  0,50. 

Das  Schriftchen  des  P.  Vermeerseh  soll  eine  kurze  Erklärung 
der  neuen  Vorschriften  über  das  Bücherverbot  geben.  Der  Yerfssser 
will  dieselben  in  ihrer  Gesamtheit  wie  im  einzelnen  dem  Leser  vor- 
führen ,  ohne  die  Schwierigkeiten  zu  umgehen  oder  praktischen 
Fragen  auszuweichen.    Dieses  Versprechen  ist  gehalten. 

Den  vollen  Text  der  Bulle,  ohne  jede  Bemerkung,  schkkt  der 
Verfasser  den  Erläuterungen  voran  und  gibt  so  Gelegenheit,  unab- 
hängig von  der  Ansicht  des  Erklärers  ein  eigenes  Urtheil  über  die 
Tragweite  der  Bestimmungen  sich  zu  bilden. 

Die  Erläuterung,  welche  die  folgenden  acht  und  dreissig  Seiten 
einnimmt,  berücksichtigt  ausgiebig  ältere  und  neuere  Werke  der 
Moral  und  des  Eirchenrechts  und,  was  besonders  hervorzuheben  ist, 
die  Auslegung  ist  keineswegs  nach  belgischen  Verhältnissen  berech- 
net, sondern  gewinnt  einen  allgemeinen,  einem  Gesetze  für  die  güote 
Kirche  entsprechenden  Standpunkt. 

Sind  auch  die  alten  zehn  Regeln  des  Index  durch  die  Consti- 
tution ihrer  Geltung  beraubt,  so  haben  doch  die  Ausführungen  in 
älteren  Werken  über  diese  Frage  keineswegs  ihren  Werth  verloren. 
In  denselben  werden  im  Anschlüsse  an  die  früheren  Vorschriften  die 
Grundsätze  über  das  Bücherverbot  entwickelt  und  diese  müssen  auck 
jetzt  der  Auslegung  die  Bahn  weisen.  Das  häufige  Zuratheziehen 
von  Gewährsmännern  hemmt  zwar  den  leichten  Fluss  des  Satzes, 
entschädigt  aber  den  Leser  reichlich  durch  die  Sicherheit  der  ge- 
botenen Erklärung. 

Nach  der  Ansicht  des  Verfassers  (n.  5 ,  ^.  und  n.  8)  bleiben 
berechtigte  Gewohnheiten ,  wodurch  der  eine  oder  andere  Punkt  der 
neuen  Vorschriften  gemildert  ist,  zu  Recht  bestehen,  da  eine  Zu- 
rücknahme der  entgegenstehenden  Gewohnheiten  nicht  ausgesprochen 
ist.    »Doch  scheint  das  völlige  Vernachlässigen  dieser  für  Glaobefl 
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und  Sitten  so  erspriesslichen  Verbote  vielen  keine  .vernunftgemässe 
Gewohnheit  sein  zu  können.c  N.  21,2  wird  der  oben  genannte  Grund- 
satz auf  Art.  41.  der  Dekrete  augewandt,  sofern  einzelne  Artikel, 
welehe  an  sich  der  kirchlichen  Gutheissung  unterliegen  wfirden, 
nach  fräherer  Gewohnheit  ohne  eine  solche  von  Zeitschriften  und 
Tagesbl&ttern  dfirfen  aufgenommen  werden. 

Jos.  Laureniius  S.  J. 
2,  Juris  Pantificii  de  Propaganda  Fide  pars  prima  complectetis 
BtUlas,  Brema^  Acta  s.  Sedis  a  Chngregationis  insiitutione  ad 
praesens^  iuxta  temporis  seriem  disposita  auspice  Emo  ac  Rmo 
Dno  S.  R.  E.  Gardinali  Joanne  Simeoni,  S.  G.  de  Propaganda 
Fide  Praefecto,  cura  et  studio  Baphaelis  de  Martinis  eiusdem 
Gongr.  Gonsultoris  et  Missionis  sacerdotis  etc.,  Romae  ex  typo- 
graph.  S.  G.  de  Propaganda  Pide.  Vol.  IIl— VI.  1890-1895. 
Im  Jahre  1888  erschien  der  erste  Band  einer  neuen  Ausgabe 
der  päpstlichen  Erlasse  für  den  Jnrisdiktionsbereich  der  Propaganda. 
Der  zweite  Band  wurde  noch  in  demselben  Jahre  fertig  gestellt. 
Jetzt  ist  die  Sammlung  mit  dem  sechsten  Bande  bis  zum  Ende  des 
Pontifikates  Pins'  IX.  fortgeführt. 

Die  Nothwendigkeit  dieser  Neuausgabe  und  ihre  Anlage  hat 
Prälat  Dr.  BeUesheim  bei  der  Besprechung  der  beiden  ersten  Bände 
in  dieser  Zeitschrift  bereits  hervorgehoben  (Archiv,  Bd.  LXII.  S.  478). 
Wurde  damals  der  Plan  der  Gongregation  der  Propaganda,  eine  neue 
Ausgabe  des  Bullariums  zu  veranstalten,  freudig  begrfisst,  so  dürfen 
wir  jetzt  dem  Herausgeber  zu  der  beharrlichen  Weiterführung  der 
Arbeit  Glück  wünschen. 

Wie  an  der  genannten  Stelle  bereits  gesagt  wurde,  bilden  die 
vorliegenden  Bände  den  ersten  Theil  des  Gesamtunternehraens,  wel- 
cher diejenigen  Urkunden  über  die  Missionen  umfasst,  die  unmittel- 
bar vom  Oberhaupte  der  Kirche  ausgingen.  Ein  zweiter  Theil  soll 
die  Gongregationsdekrete  zusammenstellen.  Dieser  ist  noch  nicht  er- 
schienen. Wohl  veröffentlichte  die  Gongregation  der  Propaganda  im 
Jahre  1893  eine  Sammlung  unier  dem  Titel:  GoUectanea  S.  Gon- 
gregationis  de  Propaganda  Fide  seu  Decreta,  InstructioneSi  Rescripta 
pro  Apostolicis  Missionibus  ex  tabulario  eiusdem  s.  Gongr.  deprompta, 
Romae,  typograph.  s.  Gongr.  de  Propag.  Fide.  Das  Buch  wurde  auf 
Anregung  des  Gardinais  Simeoni  und  unter  seiner  Leitung  vorbe- 
reitet. Es  dient  unmittelbar  dem  praktischen  Bedürfnisse  der  Mis- 
sionsseelsorge. Darum  beschränkt  sich  sein  Inhalt  nicht  auf  Ent- 
scheidungen der  Propaganda,  sondern  bringt  in  systematischer  Ord- 
nung über  alle  wichtigen  Fragen  der  kirchlichen  Verwaltung  die  ein- 
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y  schlägischen  kirchlichen  Erlasse,  seien  dieses  nun  päpstliche  Besüm- 

^  mungen  oder  Antworten  des  Offiziums  oder  Dekrete  und  Instruktionen 

anderer  Congregationen.     Der  zweite  Theil  des  Bnllariams  der  Pro- 
paganda soll  sich  jedoch  auf  diese  Congregation  beschränken  und 
deren  wichtigere  Dekrete  vollzählig  bringen.     Die  Aufgabe  des  vor- 
liegenden Wefkes  geht  also  aber  die  eines  Nachschlagebaches   fftr 
den  täglichen  Bedarf  weit  hinaus  und   nach   dieser  Rftcksicht  sind 
auch   die  bereits   erschienenen   Bände  zu  beurtheilen«     Die  Fielen 
Hunderte   von    Urkunden   bieten  fflr  die  Kenntnis  der  kirchlichen 
Einrichtungen  der  Missionsländer  eine  wichtige  ^  ja  unentbehrliche 
Quelle.    Bei  schwierigen  Fragen  wird  es  nicht  genügen,  die  eine 
oder  andere  päpstliche  Bestimmung  oder  einige  Entscheidungen  über 
Einzelfälle,  wie  man  solches  in  den  CoUektanea  zusammengestellt 
findet,  zu  Rathe  zu  ziehen.     Erst  die  Prfifung  der  gesamten  päpst- 
lichen Gesetzgebung  über  den  fraglichen  Punkt  wird  ein  allseitiges 
Urtheil  ermöglichen.    Deshalb  ist  die  vollständige  Sammlung  neben 
den  C!ollektanea  wenn  nicht  so  häufig,  dennoch  in  gleichem  Masse 
für  jene  nothwendig,  welche  sich  mit  dem  kirchlichen  Bechte  der 
Missionsgebiete  befassen  müssen. 

Neben  dieser  unmittelbar  praktischen  Seite  hat  jedoch  das  Werk 
noch  eine  weitere  Bedeutung.  An  der  Hand  der  Erlasse  erhalten  wir 
einen  Einblick  in  das  Missionsleben  der  letzten  Jahrhunderte.  Wir 
können  seine  Entwickelung  verfolgen  und  zumal  die  Arbeiten  der 
Päpste  für  die  Ausbreitung  des  hl.  Glaubens  kennen  lernen.  Sollte 
auch  das  bloss  historische  Interesse  für  die  Aufnahme  eines  Akten- 
stückes nicht  massgebend  sein,  so  mussten  doch  viele,  in  der  Gegen- 
wart nicht  mehr  verbindliche  Bestimmungen  aufgenommen  werden. 
Durch  sie  wird  die  Entwickelung  des  Rechtes  gezeichnet  und  damit 
ein  besseres  Verständnis  des  heutigen  Zustandes  ermöglicht  Femer 
soll  das  BuUarium  in  der  Bibliothek  des  Missionärs  den  Mangel 
grosser  Werke  ersetzen  und  so  war  eine  zu  grosse  Zurückhaltung  in 
betreff  der  aufzunehmenden  Dokumente  nicht  rathsam.  So  ist  der 
ganze  dritte  Band  dem  Pontifikate  Benedikts  XIV.  gewidmet.  Aus 
seiner  Regierungszeit  sind  196  Stucke  abgedruckt.  Dazu  kommt  ein 
Anhang  mit  Entscheidungen  desselben  Papstes,  welche  zwar  nicht 
zum  BuUarium  der  Propaganda  gehören,  jedoch  wegen  ihres  allge- 
meinen Interesses  in  demselben  einen  Platz  gefunden  habenw  Noch 
viel  zahlreicher  sind  die  im  sechsten  Bande  enthaltenen  Diplome 
Pius*  IX.,  nämlich  585  Nummern.  Die  grosse  Zahl  erklärt  sich  aus 
dem  langen  Pontifikate  des  grossen  Papstes  und  auch  wohl  daraus, 
dass  aus  dieser  in  unsere  Gegenwart  hineinragenden  Regierung  gar 
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vieles  von  Wichtigkeit  iat  und  ungern  vermisst  wärde,  was  eine 
spätere  Auflage  desselben  Bandes  vielleicht  ungestraft  übergehen 
darf.  Mancher  Brief  von  mehr  persönlicher  Bedeutung  für  den 
kirchlichen  Aintstrftger  erinnert  den  Leser  an  die  grossen  Kämpfe 
der  Gegenwart  für.  Freiheit  und  Einheit  der  Kirche  und  das  erklärt 
die  Berücksichtigung  in  dieser  Sammlung  von  Bechtsquellen.  Da 
das  grosse  Bullarium  noch  nicht  die  neueste  Zeit  umfasst,  war  eine 
grössere  Reichhaltigkeit  an  diesem  Orte  besonders  zu  wünschen. 
Ausser  manchen  Papstbriefen  und  Congregationserlassen ,  welche  in 
den  Anmerkungen  beigefügt  sind,  werden  im  Anhange  die  Vorlagen 
des  Vatikanischen  Conzils  über  die  Missionen,  die  Bischöfe  und  die 
Regularen  nach  dem  Texte  der  Gollectio  Lacensis  gegeben.  Weil 
sich  die  Sammlung  mit  rechtlichen  Entscheidungen  befasst,  so 
findet  sich  die  Bulle  mit  der  Definition  der  Umbefleckten  Empfäng- 
nis »Ineffabilis  Dense  vom  10.  Dezember  1854  nicht  darin.  Die 
beiden  Constitutionen  des  Vatikanischen  Conzils  >de  fide  catholica 
und  de  ecclesia  Christic  dagegen  sind  abgedruckt,  gewiss  zum  Vor- 
theile  des  Werkes. 

Der  sechste  Band  mit  seinen  zahlreichen  Belegen  für  die  Hirten- 
sorge des  Oberhauptes  der  Kirche  für  alle  Völker  der  Erde,  mit  seinen 
urkundlichen  Beweisen  für  die  grossartige  Arbeit  der  Glaubensver- 
breitung während  des  letzten  halben  Jahrhunderts,  zumal  durch 
Festigung  der  kirchlichen  Verwaltung  in  den  neu  errichteten  Diözesen 
und  Vikariaten,  ist  ein  Zeugnis  für  die  Lebenskraft  der  katholischen 
Kirche.  Möge  die  Fortsetzung  der  Ausgabe  bis  zur  Gegenwart  bald 
folgen.  Jos.  Laurentius  S.  J. 

3.  A.  Esmein^  Le  serment  des  inctdpes  en  droit  canoniquc  (Müdes 

de  critique  et  d^hisioire.  Deuxüme  Serie.  PariSf  E.  Leroux.  1896. 

Bibliothique  de  Vecole  des  hatUes  etudes^   Sciences  rdigietises, 

Septi&me  volume  S.  231—48). 

Seit  dem  9.  Jh.  war  es  dem  kirchlichen  Richter  gestattet,  eine 
Person,  die  diffamiert  war,  zur  Leistung  des  Reinigungseides  zu  nö- 
thigen.  Das  Neue  an  dem  Verfahren  »per  inquisitionemt  lag  darin, 
dass  es  nun  dem  Richter  erlaubt  war,  von  Amtswegen  eine  Unter- 
suchung gegen  den  diffamatus  einzuleiten,  Anklagepunkte  (articuli) 
gegen  ihn  zusammenzustellen,  auf  die  er  antworten  musste  —  über 
den  Unterschied  der  positiones  und  articuli  s.  Esmein  S.  247  Anm.  1 
^  Zeugen  gegen  ihn  vorzuladen  und  den  Angeklagten  auf  deren 
Aussage  hin  zu  verurtheilen,  falls  er  überwiesen  war.  Das  alte  Ver- 
fahren hatte  dem  Richter  nicht  erlaubt,  gegen  den  diffamatus  Zeugen 
vorzuladen.  E.  verweist  mit  Recht  auf  c.  10  X.  de  purg.  can.  5,  84, 
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f  eine  Decretale  Innocenz  III..»  in  der  deutlich  der  üebergang  vom  alten 

System  zum  neuen  sich  offenbart.     >Nec  ipsum«,  schreibt  der  Papst 
über  den  der  Häresie   verdächtigen  Decan  von  La  Charit^  an  den 
Erzbischof  von  Sens,  »absolvere,  nee  purgationemj  quam  obbderai  ab 
initio  et  tunc  etiam  offerebai,  reeipere  voJuisH  .  .  .  Se  mnltipliciter 
nisus  est  excasare,  illud  praesertiro  aUeganSj  quod  quum  nan  a^ 
parente  aeeusatore  legüimo  purgatianem  a/ferretj   festes  contra  «um 
non  fuerant  aliquatenus  admütendi.t    An  die  Stelle  des  Eides  der 
Eideshelfer  war  im  Inqaisitionsverfahren  der  Zengeneid  getreten;  an- 
statt des  Beinigangseides,  den  der  diffamatns  leisten  masste,  ward     ' 
nun  vom  Angeklagten  der  Eid  verlangt,  die  Wahrheit  za  sagen  über 
die  Punkte,  derentwegen  man  ihn  fragte.  Nachdem  man  früher  zum 
Reinigungseid  hatte  zwingen  können,  schien  diese  Verpflichtung  des 
Angeklagten,  die  Wahrheit  über  sich  selbst  zu  sagen,  Dicht  za  hart 
zu  sein,   man  glaubte  sogar  in  dem  letzteren  Fall  weniger  za  ver- 
langen als  in  dem  ersteren.    Ursprünglich  ward  dieser  Eid  nur  ver- 
langt, wenn  der  Richter  aus  eigenem  Antrieb  ex  officio  einschritt; 
er  ward  daher  ausgeschlossen  in  den  Fällen,  wo  die  inqaisitio  cum 
promavente  geschah  d.  i.  auf  die  Aufforderung  einer  dritten  Person 
hin,  sei  es  eines  verletzten  Einzelnen  oder  des  offiziellen  promotor. 
Wie  bei  anderen  Bestimmungen  des  canonischen   Rechtes  ge- 
schah auch  hier  die  Weiterbildung  nicht  durch  die  Decretalen  der 
Päpste,  sondern  durch  die  Doctrin,  die  das  Gegebene  im  Interesse 
des  Rechtslebens  zu  verwerthen  suchte.    Die  Härte  des  neuen  Ver- 
fahrens gegenüber  dem  alten  lag  offenbar  darin,  dass  der  Angeklagte 
hier  den  Fragepunkten  eines  geschickten  Richters  gegenüber  stand, 
während  bei  der  purgatio  canonica  der  Diffamierte  eine  einzige  That- 
sache,  seine  Schuld,  zu  leugnen  hatte.    Aus  dem  kanonischen  Becbt 
gieng  der  Eid,  die  Wahrheit  zu  sagen,  in  das  weltliehe  Recht  über. 

i  Im  Gebiete  des  kirchlichen  Rechtes  ward  das  iuramentum  de  verUaU 

dicenda  vom  Inquisitionsprozess  auch  in  den  Accusationsprozess  her- 
übergenommen und  trat  hier  an  die  Stelle  des  iuramentom  calam- 
niae.  Diese  Aenderung  erscheint  allerdings  von  geringer  Bedeutungi 
da  der  Accusationsprozess  überhaupt  immer  mehr  von  dem  laq^^' 
sitionsprozess  verdrängt  ward.  Die  grosse  Ausdehnung,  die  der  Eid 
im  kanonischen  Prozess  gewann ,  leitet  E.  aus  einer  doppelten  Ur- 
sache her,  einerseits  aus  dem  Bestreben  des  kanonischen  Rechts, 
vollkommene  Gewissbeit  über  die  Schuld  zu  erhalten,  anderseits  aas 
der  Beweistheorie  desselben,  die  durch  ihre  Schwierigkeiten  ein  6e- 

ip  ständniss  des  Angeklagten  wünschenswerth  machte.    Trotz  ihres  g<^ 

I  ringen  ümfanges  verdient  die  Studie  des  bekannten   französischen 
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Bechtshistorikers    die  Aufmerksamkeit   des   Eanonisten   durch  die 

Klarheit  and  Rahe,  mit  der  sie  eine  bedeutende  Wandlung  in  der 

Entwickelung  des  kirchlichen  Prozesses  darlegt. 

4.  Festaehrift    aum    elßundertjahrigen  Jubümm    des   deutschen 

Oampo  Santo  in  Rem.    Dem  derzeitigen  Rector  Monsignore  de 

Waal  gewidmet  von  Mitgliedern  und  Freunden  des  Collegiums. 

Herausgegeben  von  Dr.  Stephan  Ehses.    Mit  zwei  Tafeln  und 

zwOlf  Abbildungen  im  Texte.    Freiburg  im  Breisgau ,  Herder. 

1897.    gr.  8.    XII,  807  S.    Pr.  12  M. 

Der  Sammelband,  der  zur  Feier  des  Jubil&ums  der  ehrwfirdigen 

Nationalstiftung  in  Rom  erschienen  ist,  enth&lt  mehrere  Arbeiten, 

die  fBr  die  Geschichte  der  kirchlichen  Einrichtungen  von  Bedeutung 

sind.    Indem  wir  nach  dem  Zwecke  dieser  Zsch.  nur  das  für  die 

Wissenschaft  des  -Kirchenrechts  Bedeutsame  hier  hervorheben,  folgen 

wir  in  der  Besprechung  der  einzelnen  Beiträge  der  Reihenfolge,  die 

dieselben  in  der  Festschrift  einnehmen. 

An  erster  Stelle  begegnet  uns  die  Abhandlung  von  Prof.  Dr. 
J.  P.  Kirsch,  Die  chrisüichen  CuHusgebäude  in  der  vorkanstanti- 
sehen  Zeit  (S.  6 — 20).  Im  Gegensatz  zu  F.  X.  iCrattö,  Geschichte 
der  christlichen  Kunst  I  (Freiburg  i.  Br.  1896)  271  f.  lehrt  K. :  Die 
Christen  hatten  seit  dem  Ende  des  2.  Jahrhunderts  oder  seit  Beginn 
des  3.  Jahrhunderts  innerhalb  der  Städte  eigene  ausschliesslich  zu 
kirchlichen  Zwecken  bestimmte  Gebäude,  dieselben  waren  allgemein 
als  die  liturgischen  Versammlungsorte  der  Christen  bekannt  und  galten 
in  den  Augen  der  Staatsbehörden  und  des  Volkes  als  Eigenthum  der 
Christengemeinde.  Den  neueren  Forschungen  hierin  folgend  glaubt 
K.  nicht,  dass  die  Christen  diese  Cultusgebäude  auf  Grund  ihrer 
Organisation  als  Begräbnissgenossenschaften  besassen.  Die  wohlwol- 
lende Gesinnung  der  Kaiser  ignorierte  vielmehr  die  gegen  das  Chri- 
stenthum  als  religio  illicita  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen, 
sie  erkannte  sogar  die  von  den  Christen  auf  den  Besitz  von  Immo- 
bilien erhobenen  Rechtsansprfiche  an.  Nicht  alle  diese  Kirchen 
waren  grössere  freistehende  Gebäude,  die  von  der  Strasse  sichtbaren 
Theile  waren  oft  kaum  von  den  Formen  der  grösseren  römischen 
Wohnhäuser  zu  unterscheiden.  Indem  K.  die  Quellenstellen  in  ex- 
tenso anführt,  ermöglicht  er  dem  Leser  ein  rasches  Urteil  über  den 
Werth  der  von  ihm  vertretenen  Ansicht.  Die  Untersuchung  zeichnet 
sich  ebenso  durch  Fleiss  wie  durch  Ruhe  aus;  gegenüber  der  so 
deutlichen  Sprache  der  Quellen  glaubt  K.  die  Frage  bejahen  zu 
müssen,  däss  es  schon  vor  dem  Mailänder  Edicte  Kirchen  in  unserem 
Sinne  des  Wortes  innerhalb  des  römischen  Reiches  gegeben  habe. 


T 
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Die  ADforderungen  des  Lebens  waren  auch  in  diesem  Punkte  stärker 
als  die  Fessel  des  Gesetzes. 

Von  dem  h(k;hsten  Werthe  für  den  Ganonisten  ist  die  Abhand- 
lung von  Prof.  H.  OrisoTj  Das  rSmüche  PaUium  und  die  äUeden 
liturgischen  Schärpen  8.  83—114.  Die  Arbeit  erstrebt  zwar  nur  far 
das  römische  Pallium  (s.  S.  86  Anm.  2)  Vollständigkeit  und  auch 
hier  nur  ffir  die  ältere  Zeit,  nichtsdestoweniger  sind  die   hier  ge- 
wonnenen Resultate  von  solcher  Bedeutung,  dass  jede  weitere  Be- 
handlung des  Stoffes  sie  zur  Grundlage  und  Voraussetznug  nehmeo 
muss.     Die   Betrachtung  des  Palliums  auf  den  Bildwerken  zeigt, 
dass  die  Form   desselben,   die  Art  es  zu  tragen   im    chriatlicbeo 
Alterthum  und  im  frfiheren  Mittelalter  nicht  die  nämliche  war,  wie 
in  späterer  Zeit.    Wir  begegnen   hier  einer   Verschiedenheit,  die 
für  die  Geschichte  und  Entwickelung  des  Palliums  von  grösster  Be- 
deutung ist.    Bis  um  die  Zeit  des  9.  oder  10.  Jahrhunderts  hatte 
das  Pallium  nur  zwei  Kreuze  und  zwar  von  schwarzer  Farbe,  die 
Bildwerke  zeigen  uns  auch,  dass  bis  zur  Zeit  Gregors  IV.  (827 — 8U) 
die  beiden  Enden  des  Palliums  frei  an  der  linken  Seite  der  Brust 
und  an  der  linken  Seite  des  Rückens  herabfallen  (S.  83).   »Man  be- 
gann also  bei  der  ümlegung  des  Palliums.«   das  auf  den  römischen 
Monumenten  von  anspruchslosester  Einfachheit  ist,  »an  der  Vorder- 
seite der  Person,  indem  man  das  erste  Ende,  das  vor  die  Brust  kam, 
fast  bis  zum  Saume  der  Planeta  herabreichen  liess;  man  schlang 
dann  Ober  die  linke  Schulter  hinweg  das  Band  in  weitem  Bogen  um 
den  Nacken,  liess  es  vorne  wieder  tief  unter  der  Brust  eine  Wendung 
machen  und  warf  schliesslich  das  zweite  Ende  über  die  linke  Schulter 
bis  zum  Ausgange  der  Planeta  zurflck«  (S.  88,  s.  die  Figg.  4  und  5 
auf  S.  89 ,  von  denen  die  erstere  das  ältere  römische  Pallium ,  for 
der  Mitte  des  9.  Jahrb.,  die  andere  das  moderne  römische  Pallium 
darstellt).   »Nadeln  scheinen  zur  Befestigung  dieser  Art  von  Schärpe 
allerdings  ganz  unerlässlich ,  aber  nicht  bleibend  als  Zubehör  aaf 
derselben  gewesen  zu  sein«  (S.  88).    Das  letzte  Mal  erscheint  das 
ältere  Pallium  der  römischen  Kirche  auf  einem   Gemälde  in  der 
Unterkirche  von  S.  demente;  »die  Haltung«  Leos  IV.  (847—855), 
der  auf  dem  unteren  Theile   des  Bildes  dargestellt  ist,  »mit  dem 
Buche  und  die  Bekleidung  mit  dem  Pallium  ist  noch  so  sehr  die 
alte,  dass  bei  einem  Vergleich  dieses  spätesten  Bildes  unserer  Gat- 
tung mit  dem  frühesten  römischen  Pallienbilde,  dem  jenigen  Pelagius' Q- 
zu  S.  Lorenzo  die  Beharrlichkeit  der  alten  Kirche  Boms  in  der  Be- 
kleidungsweise und  in  der  Darstellungsform  der  Päpste  und  BiscM^^ 
hell  an  das  Licht  tritt«  (S.  91). 
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Nicht  lange  nach  Gregor  IV.  nnd  vor  dem  Jahre  880  erfolgte 
die  Aenderung  in  der  Form  des  Palliums  und  der  Art  es  zu  tragen. 
Das  Pallium  ist  kein  einfacher  freier  Streifen  mehr,  sondern  es  bildet 
um  Brust  und  Nacken  eine  festaufliegende,  abhebbare  Einfassung, 
mit  einem  Winkel  vorne  und  hinten.  Die  Einfassung  hat  unter  den 
Winkeln  je  einen  Streifen  als  Ausläufer  fiber  die  Mitte  der  Brust 
und  des  Rflckens  hinab.  Der  vordere  Streifen  beginnt  auf  der  Mitte 
der  Brust  und  reicht  tiefer  als  die  (gegen  ehemals  kurzer  gewordene) 
Gasel,  fast  bis  zu  den  Fflssen  herab.  Ausser  dem  überlieferten  Kreuze 
auf  den  unteren  Enden  erscheinen  drei  andere,  eines  unter  der  Brust 
und  je  ein  schr&g  gestelltes  gegen  die  Schultern  hin ;  denselben  ent- 
sprechen offenbar  drei  andere  an  den  betreifenden  Stellen  des  Rückens. 
Es  sind  also  zusammen  acht  Kreuze  (S.  93,  s.  n.  6  der  Lichtdruck- 
tafel). Das  Pallium  hat  in  der  Folgezeit  seine  Qestalt  nicht  mehr 
verändert;  nur  die  vorne  und  hinten  herabhangenden  Streifen  haben 
sich  seit  dem  13.  Jahrhundert  »in  unschöner  und  untraditioneller 
Weise  verkQrztt  (S.  94). 

Nachdem  0.  die  Qeschichte  des  Palliums  auf  den  Bildwerken 
dargestellt  hat,  handelt  er  vom  Ursprung  des  Palliums  als  heiliger 
Amtsschärpe  (S.  96  f.)  Die  Pallien  der  älteren  Päpste  zeigen  eine 
unverkennbare  Aehnlichkeit  mit  dem  Lorum^  einer  Art  Schärpe,  wie 
sie  Konstantin  und  mehrere  der  ihn  begleitenden  Würdenträger  auf 
dem  Bogen  Konstantins  zu  Itom  tragen.  Wohl  besteht  ein  Unter- 
schied in  der  Tragweise  des  Lorums  und  des  antiken  Palliums,  in- 
dem das  erstere  nicht  über  beide  Schultern  geht,  sondern  sich  unter 
dem  rechten  Arme  durchzieht;  doch  die  Verwandtschaft  zwischen 
den  beiden  Qewandstücken  ist  eine  so  grosse,  dass  G.  wie  der  von 
ihm  angefahrte  L.  Ducheme  zum  Schlüsse  kommt:  »Es  scheint,  dass 
die  Kirche  einfachhin  die  Schärpe,  welche  sich  im  weltlichen  Amts- 
gebrauche fond,  herübemahm  und  sie  mit  einiger  Aenderung  zur 
Kennzeichnung  ihrer  höchsten  Würdenträger,  der  Päpste  und  be- 
ziehungsweise der  Bischöfe  verwendetet  (S.  97).  Wir  haben  hier  nur 
ein  neues  Beispiel  der  *  so  deutlich  bezeugten  Gewohnheit  der 
Kirche,  sich  den  bürgerlichen  Lebensgewohnheiten  der  römischen 
Welt  zu  accomodieren.  Wie  die  übrigen  liturgischen  Gewänder, 
so  war  auch  das  Pallium  ursprünglich  ein  bürgerliches  Kleidungs- 
stück. 

Folgt  so  G.  den  Anschauungen  Duchennes  rücksichtlich  des  Ur- 
sprunges des  Palliums,  so  weicht  er  bei  der  Beantwortung  der  Frage : 
»Rührt  das  liturgische  Pallium  von  kaiserlicher  Bewilligung«  von 
der  Ansicht  ab,  die  der  französische  Forscher  in  seinen  Origines  du 
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culte  chr^tien,  Paris  1889,  S.  370  f.  ge&assert  hat^-  So  eDtfernt 
auch  Duchesne  von  der  Gereizheit  ist,  mit  der  De  Marca  einst  yom 
Palliam  gebandelt  hatte  (De  Goncordia  sacerdotii  et  imperii  lib.  6 
c.  6  n.  7,  Bambergae  1788,  III,  391),  so  scbliesst  er  doch  der  Grand- 
ansicht desselben  sich  an  und  fährt  die  kirchliche  Sitte  des  Palliums 
auf  eine  Concession  seitens  der  römischen  Kaiser  zurück,  die  eher  im 
4.  Jahrhundert  als  im  5.  erfolgt  sei ').  G.  macht  dieser  Anschauung 
gegenflber  geltend,  dass  sie  positive  Anhaltspunkte  nicht  beibringen 
könne,  und  auch  die  Sitte,  das  Pallium  vorzugsweise  beioi  hl.  Opfer 
zu  tragen,  spreche  gegen  eine  Einführung  durch  die  Kaiser.  (S.  99  f.) 

Wie  das  Pallium,  so  erweist  sich  das  Orarium^  unsere  Stola, 
als  Amtsschärpe.  Dieser  Charakter  kommt  allerdings  nur  bei  dea 
griechischen  Diaconen,  bei  denen  seine  Heimat  ist,  recht  zum  Aus- 
druck. In  Bom  erscheint  das  liturgische  Orarium  erst  nach  dem 
10.  Jahrhundert.  »Seit  dem  Ursprünge  des  liturgischen  Orarioms 
erschien  dieses  Gewandstäck  immer  am  meisten  mit  dem  Diacon  in 
Verbindung,  weniger  mit  dem  Priester.  Was  dem  Bischof  das  Pal- 
lium war,  das  war  dem  Diacon  die  Stola.  Die  Schärpe  also,  ver- 
schieden angewendet,  charakterisirte  vor  allem  den  Bischof  und  den 
Diacon.  Beide  treten  ja  in  den  ältesten  Gemeinden  der  Städte  bei 
den  heiligen  Functionen  in  erster  Linie  als  die  handelnden  Personen 
aufc  (S.  105).  Dagegen  ist  der  Manipd  keine  Amtsschärpe,  er  hat 
vorwiegend  practische  Bedeutung. 

Im  Oriente  trugen  alle  Bischöfe  das  Pallium  bei  der  Messe;  es 
ist  einfachhin  der  Ausdruck  der  Bischofswürde.  Im  Occident  fond 
das  Pallium  beim  Episcopat  nur  beschränkten  Eingang;  wie  im  Oriente, 
so  ist  es  auch  hier  das  Symbol  des  Hirtenamtes  der  Bischöfe.  Eine 
Verbindung  der  älteren  Vorstellung,  die  in  den  Briefen  Gregors  des 
Grossen  noch  allein  herrscht,  mit  der  Idee  von  der  Einheit  unter  Petras 
und  dem  Primat  zeigt  dagegen  die  47.  Formel  des  Liber  dinmos. 

Mit  Becht  verwirft  G.  die  Ansicht,  weiche  das  Pallium  von 
einem  Mantel  des  hl.  Petrus  herleitet.  So  eifrig  auch  in  neuerer 
Zeit  B.  Garrucciy  Storia  della  Arte  cristiana  I  (Prato  1881)  96  f. 
diese  Theorie  vertreten  hat,  »bei  ruhiger  Erwägung  wird  man  sich« 


1)  Nach  einer  Mittheilung  im  Balletin  critique,  1897,  Nr.  16  wird  üi 
Bälde  eine  zweite  Auflage  des  auch  far  den  Canonisten  bedeutsamen  Werkes 
Duchesnes  erscheinen. 


2)  a.  a.  0.  8.  370:   Cet  insigne  parait  remonter  a  une  cone^ion 


im- 


periale. S.  372:  Le  gouyemement  imperial  donna  en  r^lit^  nne  tres^"^®^ 
mar<|ae  d'honneur  anx  dignitaires  eccl^siastiqnes  en  le  leur  eonf6rani  O'.^.'.^' 
Aiusi,  par  sa  forme  elle-mdme  le  pallium  pontifical  r^vMe  son  origine  offici^^ 
S.  874:  Je  serais  donc  dispos^  a  croire  que  Torigine  de  cet  insigne  doit  €tre 
cherchöe  plutöt  dans  le  qnatriime  si^le  que  dans  le  siede  suivant. 
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—  jedenfalls  jetzt  nach  den  Erörterungen  G.s  —  gewiss  nicht  sehr 
für  die  Theorie  vom  Mantel  Petri  einnehmen  lassen?  (S.  108).  Gegen 
sie  spricht  der  allgemeine  Qebrauch  des  Palliums  im  Oriente  ebenso 
wie  die  Deutung,  die  Gregor  d.  Gr.  diesem  Kleide  gibt.  Wer  die 
AusfShrungen  Garruceis  ruhig  überprüft,  wird  mit  Duchesne  a.  a.  0. 
S.  372  sagen:  Getto  conception  du  pallium  comme  un  manteau  a 
^t^  sngg^r^e  par  le  mot  plutöt  quo  par  la  chose.  Die  Beziehung  auf 
Petrus  und  damit  zum  Primat  erhielten  die  Pallien  dadurch,  dass 
sie,  wie  andere  Gegenstände,  die  von  Rom  aus  versendet  wurden, 
vorher  am  Grabe  des  hl.  Petrus  niedergelegt  wurden.  Ward  so  der 
einfache  Schulterstreifen,  der  ursprünglich  bloss  den  Bischof  kenn- 
zeichnete, zum  Symbol  der  allgemeinen  Hirtengewalt  des  hl.  Petrus, 
so  lag  hierin,  wie  G.  mit  Recht  bemerkt,  »keine  Fehlentwicklung« 
(S.  109).  —  In  der  Bedeutung,  die  das  Pallium  erhalten  hatte,  spiegelte 
sich  nur  in  einer  Einzelerscheinung  die  allgemeine  Entwickelung  wie- 
der, die  der  Primat  im  Laufe  der  Jahrhunderte  genommen  hatte. 

In  Gallien  und  in  Nordafrika  trugen  die  Bischöfe  das  Pallium 
»unabhängig  von  päpstlicher  Gestattung;  dagegen  scheinen  jene 
Bischöfe  Italiens,  die  unt^r  der  Metropolitangewalt  des  Papstes 
standen,  von  jeher  des  Palliums  entbehrt  zu  haben«  (S.  109  f.).  So- 
weit die  Nachrichten  reichen,  ist  der  hl.  Gäsarius  von  Arles  der  erste 
ausseritalienische  Bischof,  der  vom  Papste  —  Symmachus  —  im 
Jahre  518  das  Pallium  erhalten  hat;  »zur  Zeit  Gregors  des  Grossen 
war  die  Sitte  der  Verleihung  des  Palliums  (durch  den  Papst)  schon 
im  vollen  Flor«  (S.  111).  Die  einheimischen  Pallien  mussten  den 
römischen  weichen,  seit  dem  8.  Jahrhundert  erhält  das  römische 
Pallium  erhöhte  Bedeutung. 

Was  G.  zunächst  von  seinen  Ausführungen  über  die  Stola  sagt, 
gilt  auch  vom  Hauptgegenstande  seiner  Untersuchung,  dem  Pallium. 
»In  diesen  Sätzen«  äussert  sich  der  umsichtige  Forscher,  »welche 
fär  manchen  vielleicht  überraschend  oder  gar  befremdlich  sind,  ist 
allerdings  wenig  Symbolik  enthalten,«  ^äber  wir  glauben^  es  ist  in 
densdben  um  so  mehr  historischer  QehaU.  Die  Symbolik  brachte 
man  erst  später  in  die  Geschichte  und  Erklärung  der  geistlichen  Ge- 
wänder, in  Jahren,  als  bereits  der  einfache  und  natürliche  Ursprung 
derselben  vergessen  war«  (S.  102).  Die  Legende  umwebt  nur  das, 
was  den  Menschen  fremd  und  seltsam  geworden  ist;  das  zeigen  auch 
die  Erklärungen,  die  die  Thatsache  gefunden  hat,  dass  der  Papst 
keinen  Stab  trägt  (s.  Duchesne  a.  a.  0.  S.  388).  Die  Untersuchung 
G.s,  die  ebenso  durch  Reichhaltigkeit  des  Stoffes  wie  durch  feinen 
Sinn  in  der  Behandlung  desselben  sich  auszeichnet,  wird  fortdann 
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för  die  Ganonisten  die  Grundlage  ihrer  Darlegungen  über  die  ältere 
(beschichte  des  Palliums  bilden. 

Dr.  Fr.  X.  Olassehröder^  Zur  Geschichte  des  Archidüuxmates 
S.  189—49.  Die  Arbeit  stellt  in  trefflicher  Weise  unter  Heran- 
ziehung einer  bedeutenden  Anzahl  von  Urkunden  des  CreisarcAirs 
zu  Speier  die  Nachrichten  über  die  Archidiacone  der  Speierer  Diö- 
cese  zQsammeii.  Da  wir  erst  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
urkundliche  Nachrichten  über  die  Thätigkeit  von  Archidiaconen  in 
der  Speierer  DiOcese  haben,  so  werden  wir  sofort  in  eine  Zeit  ver- 
setzt, in  der  das  Institut  auf  der  Höhe  seiner  Entwickelung  stand. 
Das  Bild,  das  Hinschias^  Kirchenredit  III,  195  f.  mit  sicherer  Hand 
von  den  Archidiaconen  dieser  Zeit  entworfen  hat,  erfährt  durch  unsere 
Arbeit  Bestätigung  und  höchste  Anschaulichkeit.  Wie  in  anderen 
Diöcesen,  so  gab  es  auch  in  der  Speierer  Diöcese  mehrere  Archi- 
diacone, deren  Sprengel  räumlich  abgegrenzt  waren.  Auch  in  dieser 
Diöcese  ist  das  Amt  des  Archidiacons  mit  der  Propstei  von  mehreren 
CoUegiatstiften  verbunden,  die  ihre  Vorsteher  nach  einem  auch  sonst 
vorkommenden  Brauche  aus  der  Reihe  der  Domherren  wählten.  Nach 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  stellten  die  Archidiacone  einen  ge- 
meinsamen ständigen  Vertreter  (officialis)  auf,  der  im  Laufe  der  Zeit 
eine  Reihe  von  ünterbeamten.  Sieglern,  Procuratoren  und  Schreibern 
erhielt.  G.  schildert  im  Einzelnen  die  richterlichen,  verwaltnngs- 
rechtlichen  und  notariellen  Befugnisse  der  Speierer  Archidiacone,  die 
in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  durch  den  Vergleich  vom 
3.  Januar  1468  eine  bedeutende  Schmälerung  erfuhren.  Die  Re- 
formation brachte  der  Speierer  Diöcese  schwere  Verluste  an  Kirchen 
und  Pfründen;  so  wirkten  hier  auch  die  thatsächlicheu  Verhältnisse 
auf  den  Untergang  des  Instituts  hin,  dessen  Rechte  vom  Tridentinum 
auf  das  äusserste  beschränkt  worden  waren.  Die  Archidiacone  fiber- 
liessen  ihrem  bisherigen  Goncurrenten ,  dem  bischöflichen  Qeneral- 
vicar,  die  Ausübung  ihrer  Rechte  und  behielten  sich  nur  die  Ein- 
künfte ihres  Amtes  vor.  »Von  ihrem  gemeinsamen  Gerichtshof  ver- 
schwindet seit  dem  Jahre  1580  jegliche  Spure  (S.  149). 

Dr.  A.  Hackenherg^  Zu  den  ersten  Verhandlungen  der  S.  Ckm' 
gregatio  CardinaUum  ConciUi  Tridentini  Interpretum  (1564—1565) 
S.  221-- 33.  H.  stellt  fest,  dass  schon  vier  Jahre  vor  dem  Erlasse 
Pins  IV.  Alias  nos  nonnuUas  vom  2.  August  1564  in  einem  Gon- 
sistorium  vom  12.  Januar  1560  der  Plan  gefasst  wurde,  eine  Con- 
gregation  von  Gardinälen  zur  Durchführung  der  bisher  erschienenen 
Decrete  des  Goncils  von  Trient  einzusetzen.  Das  Vorhaben  ist,  wie 
es  scheint,  nicht  durchgeführt  worden;  H.  konnte  keine  Nachrichten 
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finden,  die  auf  eine  Vorgeschichte  der  durch  den  erwähnten  Erlass 
Pius  IV.  begrfindeten  Congregatioji  des  Concils  hinweisen.    H.  ver- 
öffentlicht ans  einem  Bande  des  Vaticanischen  Archivs,  der  der  Reihe 
der   Bünde  des  Concils  von  Trient  angehört,  Decrete  der  Gongregation 
des  Concils  ans  den  Jahren  1564  und  1565.    Sie  zeigen,  dass  die 
Gongregation  rasch  ihren   Wirkungskreis  erweitert  hatte;  die  ur- 
sprüngliche Bestimmung  der  Gongregation  des  Concils,  die  Beschlüsse 
der  Synode  von  Trient  an  der  Curie  durchzufahren,  die,  wie  Phillips 
Kirchenrecht  VI,  627  richtig  bemerkt,  allein  in  dem  Erlasse  Alias 
nos  nonnullas  zu  Tage  tritt,  konnte  unter  der  Fülle  von  Anfragen^ 
die  die  neue  Gesetzgebung  überall  veranlasste,  nicht  aufrecht  gehalten 
werden.  —  Der  Ausdruck  »formiterc  (s.  Besponsiones  of  flcialium  Poeni- 
tentiariae  n.  4  S.  227)  war  nicht  zu  beanstanden;  er  wird  in  der 
kirchlichen  Bechtssprache   rücksichtlich   der  Art  der  Vernehmung 
von  Zeugen  nicht  selten  gebraucht.     Auch  der  Beitrag  H.s  darf 
wegen  der  neuen  Nachrichten,  die  er   über  die  Anf&nge  der  Gon- 
gregation des  Concils  bringt,  auf  den  Dank  der  Ganonisten  rechnen. 
München.  CUM. 

5.  Zbirka  najglavnyih  crkvemh  i  driavnih  sahana  i  naredaba, 
Knjiga  IL  0  vjeri  i  o  zapovjedima.  Sastavio  ju  Luka  Turdi6, 
iupnik  Ealni^ki.  (Sa  dozvolom  duhovne  oblasti  u  Zagrebn). 
Zagreb  1896.  Tisak  Antuna  Scholza  u  Zagrebn. 
Sammlung  der  wichtigsten  kirchliehen  und  staatlichen  Gesetae  und 
Verordnungen.  II.  Band  von  dem  Glauben  und  von  den  Geboten. 
Verfasst  von  Lukas  Turii6,  Pfarrer  in  Ealnik.  (Mit  Gutheissung 
der  geistlichen  Behörde  in  Agram),  gr.  8^.  S.  \i29.  Agram  1896. 
Druck  von  Anton  Scholz  in  Agram. 

Dieser  IL  Band  des  gelehrten  und  literarisch  so  thätigen  B. 
D.  Pfarrers  Lukas  Turöid  in  Kroatien  weist  nicht  nur  jene  Vorzüge 
auf,  die  wir  am  I.  (Archiv  Bd.  77  S.  429  f.)  angedeutet,  sondern 
ubertriflft  denselben  wie  an  umfang  so  an  Anordnung  der  Materien 
und  an  Gorrectheit. 

Das  Buch  zerfällt  in  zwei  Theile,  wovon  der  L  (S.  5—246) 
solche  Rechtsmaterien  enthält,  welche  auf  den  kathol.  Glauben  be- 
zttghaben,  der  IL  (S.  247—510)  jene,  welche  die  zehn  Gebote  Gottes 
und  (S.  511—542)  jene,  welche  die  fünf  Gebote  der  Kirche  betreffen. 
Ein  doppelter  Anhang  ergänzt  den  I.  und  IL  Band  (S.  543—613); 
das  Register  (S.  615—629)  gibt  die  üeberschriften  genau  an. 

Da  die  kroatische  Nation  seit  ihrem  Eintritt  in  das  Ghristen- 
thum  dem  katholischen  Glauben  immer  fest  treu  blieb,  so  handelte 
es  sich  nur  darum,  selbe  vor  der  Per  Version  letzte  Zeit  zu  warneo. 


z' 


*  ■ 
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Leider  arbeiten  dort  jetzt  die  * .  *  Brfider ,  Bibelgesellsebaften ,  mo- 
dern-liberale GesetzOi  Mischehen  . . ,,  welche  den  katholischen  Hinter- 
grund immer  mehr  verdunkeln  (5—52). 

Mit  richtigem  Qeffihle  nrnrde  die  Gesetzgebung  über  die  Schule 
in  den  Abschnitt  »vom  Glaubenc  (I)  eingeffigt;  denn  die  Schale  übt 
ja  den  grössten  Einfluss  auf  Befestigung  oder  Gefährdung  des  Qlau- 
bens  aus.  Kroatien  wurde  eben  auch  mit  einer  liberalen  Schal- Aera 
beglfickt.  Schon  das  Gesetz  vom  14.  Oct.  1874  nahm  der  Kirche 
die  Oberaufsicht  über  die  Lehrpersonen  in  den  Volksschulen  and 
übertrug  selbe  dem  Staate,  aber  erst  das  Schulgesetz  vom  31.  Oct. 
1888  mit  seinen  215  Paragraphen  führte  die  moderne  Schablone  ein 
(S.  80—113).  Es  tritt  dieses  kroatische  Schulgesetz  zwar  nicht  so 
schroff  der  Kirche  entgegen  wie  das  sattsam  bekannte  österreichische 
vom  25.  Mai  1868,  verkennt  aber  immerhin  den  richtigen  Stand- 
punkt. Die  Neuschule  erzeugt  überall  eine  Unzahl  von  Yerord- 
nungen  und  so  fehlen  natürlich  solche  auch  in  dieser  Sammlung 
nicht. 

Herrliche  Verordnungen  über  Schule  und  christliche  Unter- 
weisung wurden  die  letzten  Dezennien  von  den  agramer  Kirchen- 
fürsten erlassen ;  die  treue  Befolgung  derselben  kann  nur  gute  Früchte 
bringen.  Dass  dieselben  hier  wiederum  aufgefrischt  werdMi,  ist  sehr 
lobenswert. 

Eine  christliche  Gesetzgebung  soll  selbstverständlich  den  gött- 
lichen Decalog  zur  Grundlage  haben  (IL).  H.  Turdiö  gruppirt  wenig- 
stens eine  gute  Anzahl  von  in  Kroatien  und  Slavonien  geltenden 
bürgerlichen  Gesetzen  und  Verordnungen  um  denselben. 

Das  Hauptmaterial  müssen  für  diese  Sammlung  nun  liefern 
das  a.  b.  G.-B.  und  das  Straf-G.-B.  von  Oesterreich,  welche  seit 
1852  auch  in  Kroatien  gelten.  Der  Hauptantheil  fällt  hier?on  natür- 
lich den  Geboten  —  drei  bis  sieben  —  zu  (S.  252 — 510) :  De  internis 
non  judicat  praetor.  Aus  dem  Privatrechte  wie  aus  dem  Strafrechte 
sind  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  zweckmässig  zusammoDge- 
stellt  und  geordnet ,  dass  der  Seelsorger  sich  hierüber  leicht  auf- 
klären kann. 

Der  Theologe  und  Seelsorger  kann  einmal  gewisser  staatlicher 
Bestimmungen  in  der  Behandlung  der  justitia  und  der  Cootracte 
nicht  entrathen  nicht  nur  für  den  äusseren  Verwaltuugskreis ,  son- 
dern nicht  selten  auch  für  den  Gewissensbereich.  Das  alte  Jos  Y^ 
manum  hat  seit  dem  vorigen  Jahrhunderte  bereits  aufgehört,  ein 
Jus  Gomimine  zu  sein,  da  an  dessen  Stelle  überall  spezielle  Ge- 
setzbücher  und    Bechtsbestimmungen   traten«     Deshalb  sehen  sieb 
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die  neueren  Theologen  und  Moralisten  veranlasst,  die  speziellen 
Reichs-  und  Landesgesetze  heranzuziehen,  um  die  betreffenden  Fragen 
Je  nach  den  Orts-  und  Zeitverh&Itnissen  richtig  zu  lOsen.  So  unter 
siadern  fftr  Oesterreich  Oury,  Regensburger  Ausgabe,  Ernst  MflUer, 
Xiehmknhl  etc.  f  Praef.  Dionys  Delama  in  Trient  hat  uns  einen 
sehr  brauchbaren  Tractatus  de  justitia  et  iure  ratione  habita  ad 
codicem  civilem  austriacum  hinterlassen,  der  für  jeden  Gsterr.  Theo- 
logen ein  guter  Leitstern  in  dieser  Sache  ist 

Die  kirchlichen  und  staatlichen  Verordnungen ,  welche  sich  an 
die  bekannten  fünf  in  den  Katechismen  dem  katholischen  Volke  ein- 
geschärften Gebote  der  Kirche  anschliessen,  bieten  interessante  Licht- 
blicke in  die  sittlichen  Zust&nde  des  Landes  (S.  511—547). 

Diese  Sammlung  gew&hrt  nicht  nur  f&r  die  praktische  Seel- 
sorge viel  Nützliches,  sondern  liefert  auch  schätzbare  Beiträge  für 
die  Rechts-  und  Gulturgeschichte  der  betreffenden  Länder. 

Sarajevo.  Danner. 

6.  Das  sociale  Wirken  der  katholisehen  Kirche  in  Oesterreich^). 

Im  Auftrage  der  Leo-Gesellschaft  und   mit  Unterstützung  von 

Mitarbeitern  herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Frana  M.  Schindler^ 

Generalsecretär  der  Leo-Gesellschaft. 

I.  Bd.  Di()cese  Gurk  (Herzogthum  Kärnthen)  von  Prof.  Dr.  Alois 
Cigoi  0.  S.  B.    Wien  1896. 

II.  Bd.  Diöcese  Seckau  (Herzogthum  Steiermark)  von  Abis 
Stradner^  f.-b.  geistlicher  Rath,  Diöcesanpräses  des  kathol.  Gesellen- 
vereines, Dechant  und  Stadtpfarrer  in  Leoben.  Wien  1897. 

In  der  socialen  Wirksamkeit  unserer  kathol.  Kirche  machen 
sich  besonders  zwei  Mängel  bemerkbar:  der  Mangel  an  Publicität 
und  Organisation.  Gott  sei  Dank,  dass  bereits  der  Anfang  gemacht 
ist,  in  beiden  Punkten  Wandel  zu  schaffen.  Ein  grosses  Verdienst 
hat  sich  die  »Leo-Gesellschaftc  erworben,  indem  sie  beschlossen  hat, 
auf  Grund  statistischer  Erhebungen  ein  Gesammtbild  des  gegenwär- 
tigen socialen  Wirkens  der  kath.  Kirche  in  Oesterreich  zu  entwerfen 
und  zur  Veröffentlichung  zu  bringen.  Es  liegen  jetzt  bereits  zwei 
Bände  dieser  Untersuchungen  vor. 

Im  I.  Bande  kommt  das  sociale  Wirken  der  Kirche  in  der 
DiOcese  Gurk  zur  Darstellung.  Prof.  Dr.  Alois  Cigoi  erledigt  sich 
seiner  Aufgabe  in  den  vier  Abschnitten:  1)  Die  Gründung  der  Kir- 
chen und  Pfarreien.  —  Das  seelsorgerliche  Wirken.  —  Das  religiöse 
Leben.    2)  Unterricht  und  Erziehung.    3)  Armenpflege.    4)  Hilfe- 

1)  Eine  Besprecbung  erscheint  als  gerechtfertigt,  weil  das  Leben  der 
Kirche  einen  Theil  des  K.-R.  bildet. 
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leistung  der  Kirche  Id  besonderen  Bedürfnissen  einzelner  Klassen.  — 
Ein  Ortsrepertorium  bildet  den  Abscblnss.  Der  Verfasser  hat  sich 
wohl  etwas  zu  weit  verbreitet  über  die  Qrfindang  der  Kircheo  und 
Pfarreien  (S.  6—91).  Desgleichen  erscheinen  bei  einer  statistischen 
Erhebung  über  die  sociale  Thätigkeit  der  Kirche  die  16  Seiten  über 
Kunst  und  Wissenschaft  als  etwas  Fremdartiges  (S.  198—214).  Auch 
liegt  es  einer  Darstellung  über  die  sociale  Thätigkeit  der  Kirche 
fern,  die  Sorge  für  die  Verstorbenen  zu  behandeln  (S.  185/6).  In- 
dess  bieten  gerade  diese  Kapitel  des  Interessanten  sehr  viel. 

Im  übrigen  hat  der  Verfasser  es  verstanden,  die  sociale  Thätig- 
keit der  Kirche  in  der  Diöcese  Gurk,  wie  sie  sich  durch  Förderung 
I,  und  Pflege  des  religiösen  nnd  sittlichen  Lebens,  in  Schule,   Armen- 

und  Krankenpflege,  in  den  »christlich-socialen  Bestrebungen«,   .... 
kund  gibt,  ins  schönste  Licht  zu  stellen. 

Die  Ausstattung  des  Buches  ist  eine  treffliche. 

Der  IL  Band  führt   uns   in   sieben    Abschnitten   das    sociale 
Wirken  der  Kirche  in  der  Seckauer  Diöcese  vor  Augen. 

Im  ersten  Abschnitt  (die  Kirche  heiligt)  entrollt  Alois  Stradner 
ein  Bild  von  dem  religiösen  Leben  unter  dem  Einfluss  der  Kirche. 
Seelsorge  und  Gottesdienst,  Vereine  zur  Verherrlichung  des  Gottes- 
dienstes, Missionen  und  Triduen,  die  Standesbündnisse,  Bruder- 
schaften und  sonstige  fromme  Vereine  mit  socialen  Zwecken ,  reli- 
giöse Genossenschaften  werden  hinsichtlich  ihrer  socialen  Bedeutung 
gewürdigt. 

Der  zweite  Abschnitt  (die  Kirche  erzieht)  entwirft  ein  wander- 
volles Bild  von  der  Thätigkeit  der  Kirche  bezüglich  der  Erziehung 
und  des  Unterrichtes.  Grossartig  erscheint  die  sociale  Bedeutung  der 
Kirche  in  dem  dritten  und  vierten  Abschnitte,  wo  die  Armen-  und 
Krankenpflege  ihre  Darstellung  gefunden  hat  (die  Kirche  versöhnt; 
die  Kirche  heilt).    Besonders  machen  wir  aufmerksam  auf  das,  was 
der  Verfasser  bezüglich  der  Pfarr- Armenpflege ,   die   Einleger  und 
Armenh&usler  (S.  102/115),  des  Verhältnisses  der  öffentlichen  Armen- 
pflege zur  Privat- Armenpflege,  die  Organisation  der  Gharitas  (S.  129) 
hervorhebt.    Der  fünfte  Abschnitt  zeigt  die  Hilfeleistung  der  Kirche 
in  besonderen  Bedürfnissen  einzelner  Klassen  (die  Kirche  hilft  und 
organisirt).     Interessant  ist  die  Darstellung  der  Organisation  des 
Bauern-,   Handwerker-   und  Arbeiterstandes   (S.   158 — 178).     Im 
sechsten  Abschnitt  finden  die  Stifte  Seckau,  Bein,  St.  Lambrecht,  Voraa 
und  Admont  eingehende  Würdigung.    Der  siebente  Abschnitt  ent- 
hält die  genaue  47  Seiten  umfassende  tabellarische  üebersicht  fiber 
das  sociale  Wirken  in  den  einzelnen  Pfarreien  der  Diöcese.  Mit  dem 
Orts-  und  Sachregister  schliesst  die  Arbeit. 
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Das  Bach  kann  zur  Lectüre  und  zum  Stadium  nur  bestens 
empfohlen  werden. 

Wir  sprechen  die  Hoffnung  aus,  dass  durch  die  Görresgesell- 
schaft  und  den  Charitasverband  ebenfalls  bald  Publicationen  über  die 
sociale  Thätigkeit  der  Kirche  in  Deutschland  stattfinden  werden. 

Fr.  A.  R. 

B.    Zeltschrlftenschaa. 

(Geschlossen  Mitte  August  1897.) 

Analecta  ecciesiastica.  Annus  V.  fasc.  1 :  De  Annatarum  in- 
stitutione  et  earum  origine  S.  35 — 37.  —  Nonnulla  documenta  in- 
edita  s.  Gongregationis  Episcoporum  et  Begularium  (1670 — ^1699) 
S.  37-39,  Fortsetz.  fasc.  2  S.  83—85,  fasc.  8  S.  126—128,  fasc.  6 
S.  259—63.  —  fasc.  2  C.  Dilgshrm,  De  revisione  et  approbatione 
librorum  typis  describendorum  S.  85  —  92,  Fortsetz.  fasc.  3  S.  129 
—137,  Schluss  fasc.  5  S.  221—29.  -  fasc.  3.  J.  SWe,  De  scientia 
requisita  in  praebendatis  et  de  sensu  et  valore  verbi  hortatur^  cap.  12 
sess.  24  Conc.  Trid.  S.  128—129.  —  fasc.  4  M.  Lega^  De  advocato 
seu  procuratore  fiscal!  S.  182—186.  Schildert  kurz  die  Geschichte 
des  Amtes,  dessen  Ursprung  zwar  im  kanonischen  Recht  zu  suchen  ist, 
das  aber  nach  dem  Vorbilde  der  Procureurs  du  roi  in  Frankreich  von 
den  kirchlichen  Gerichtshöfen  ausgebildet  wurde,  s.  jetzt  Hinschit^Sy 
Eirchenrecht  6.  Bd.  1.  Hälfte  S.  12  Anm.  2,  —  der  Verfasser  handelt 
dann  weiter  von  den  Aufgaben  und  der  Stellung  des  Procurator 
fiscalis  oder  Promotor  fiscalis,  wie  er  auch  genannt  wird.  —  fasc.  5. 
Dioeceses  Sabaudiae  et  Nicien.  iure  concordatario  Gallico  in  spiri- 
tualibus  reguntur  S.  220 — 221.  Publiciert  den  Text  des  Schreibens 
F.  Pius  IX.  Yom  30.  December  1860,  durch  den  die  an  Frankreich 
abgetretenen  Theile  Italiens  (Savoyen  und  Nizza)  der  Herrschaft  des 
französischen  Concordats  vom  J.  1801  unterstellt  werden.  —  fasc.  6. 
B.  Mdata^  De  infidelium  et  acatholicorum  nuptiis  coram  Ecclesia 
S.  263—76.  Die  sehr  breit  angelegte  Arbeit  handelt  u.  a.  auch  vom 
Rechte  des  Staates,  for  die  Ungetauften  trennende  Ehehindernisse 
aufzustellen. 

Annales  de  l'Universitä  de  Grenoble.  Tome  IX.  N<»  2 :  P.  F(mr- 
nkr^  Notice  sur  le  manuscrit  H.  137  de  Tecole  de  m^decine  de 
Montpellier  S.  357—89.  Die  Handschrift ,  die  einst  Pierre  PUhou 
und  dann  das  Oratorium  von  Troyes  besessen  hatte  und  fiber  die 
V,  SchuUe  in  seinem  Iter  GcUlicum  (Sitz.-Ber.  der  kaiserl.  Akademie, 
Philos.-Hist.  Cl.  Bd.  59  (Wien  1868)  S.  407-13)  nach  den  Ver- 
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hältaissen,   unter  deoen  er  arbeitete,  nur  in  uoyollständiger  Weise 
berichten  konnte,  enthält  zwei  Sammlungen,  die  ursprünglich  nicht 
in  einem  Bande  vereinigt  waren.    Die  erste  (=  A)  enthält    TVerke 
von  Vätern  und  Kirchenschriftstellem,  die  zweite  (=  B)  vorwiegend 
kanonistischen  Stoff.    An  der  Spitze  dieser  zweiten  Sammlung  steht 
das  Fulbert  von  Ghartres  zugeschriebene  Poenitentiale  (s.  SchmitjBf^  Die 
Bussbücher  und  die  Bussdisciplin  der  Kirche  S.  773).    Die  Hand- 
schrift von  Montpellier  führt  aber  die  Kapitel  desselben  in  einer  an- 
deren Ordnung  auf,  als  Schmitz  a.  a.  0.  sie  gibt ;  auch  sonst  zeigt  die 
Hs.  Varianten  gegenüber  dem  Texte  bei  Schmitz.  An  zweiter  Stelle 
steht  das  P.  Gregor  III.  zugeschriebene  Poenitentiale.   Der  Text  ist 
derselbe  wie  bei   Wasserschlehen  ^   Die  Bussordnungen  der   abend- 
ländischen Kirche  S.  535-47.    Nun  folgen:  eine  Sammlung,    die 
fast  ganz  den  Kapitularien-Sammlungen  des  Ansegisus  und  Benedict 
Levita  entnommen  ist,  die  ersten  neun  Kapitel  der  kleinen  Samm- 
lung De  matrimonio,  die  von  geringen  Aenderungen  abgesehen  iden- 
tisch ist  mit  dem  46.  Tit^l  der  irischen  Canonensammlung  (s.  Archiv 
\  f.  kath.  Kirchenrecht  Bd.  6  (1861)  S.  5,  und   WasserschlAen  y  Die 

»  irische  Canonensammlung,  2.  Aufl.  Leipzig  1885  S.  185).  Nun  folgen 

r  Prolog  und  Text  der  Dacheriana.  Fournier  bestätigt  das  Urteil,  das 

Maassen^  Pseado-Isidor  Studien  I,  31  über  den  Text  der  Ausgabe 
d'Achery's  geäussert  hat.  Nach  einigen  Kapiteln  der  Synode  von 
Meaux  vom  J.  845  folgt  eine  Canonensammlung  von  342  Kapiteln, 
die  einen  Auszug  aus  der  systematischen  Hispana  darstellt  {Maassen^ 
Geschichte  der  Quellen  des  canonischen  Rechts  I,  813  f.).  Dann 
folgt  ein  Auszug  in  114  Kapiteln  aus  der  historisch  geordneten 
Sammlung  der  Hispana.  Den  Schluss  des  Manuscriptes,  das  dem 
11.  Jahrhundert  angehört,  bilden  Briefe  Fulberts  von  Chartres,  nach 
dem  ersten  derselben  ist  abermals  eine  Beihe  von  Canonen  der 
Hispana  eingeschaltet. 

Historisches  Jahrbuch.  XVni.  Bd.  2.  Heft:  A.  v.  Schmid,  Der 
Entwicklungsgang  Johann  Adam  Möhlers  S.  322—56,  Fortsetzung 
3.  Heft  S.  572 — ^99.  Hebt  u.  a.  die  wenig  bekannte  Thatsache  her- 
vor, dass  MöMer  in  Tübingen  in  den  Jahren  1823 — ^25  auch  Kir- 
chenrecht  vorgetragen.  Die  Vorlesungen  M.s  sind  sogar  im  Druck 
erschienen  als  »Abriss  des  katholischen  Kirchenrechts  für  Geistliche 
und  Studierende  von  einem  Schüler  des  verstorbenen  Herrn  v.  Möhler, 
Stuttgart,  Scheitlins  Yerlagshandlung  1853  c ;  doch  benützt  Seh.  zu- 
nächst das  im  Georgianum  in  München  aufbewahrte  Manuscript  der 
kirchenrechtlichen  Vorlesungen  M.s,  mit  dem  allerdings  die  Druck* 
ausgäbe  zum  grossen  Theil  übereinstimmt.  Wie  die  Quellen,  die  M. 
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gebrauchte,  zum  grossen  Theil  gallikanisches  Gepräge  tragen  (De 
Marca,  Van  Espen  u.  a.;,  so  auch  die  Arbeit  M.s  selbst.  Das  Werk 
des  Freibnrger  Ganonisten  Satäer^  das  auf  Ferdinand  TFotter  einst  so 
bedeutend  eingewirkt  hatte,  ward  auch  von  M.  stark  benutzt.  Auf 
die  einzelnen  Paragraphen  des  kirchenrechtlichen  Eompendiunis  von 
G.  Rechberger  nimmt  die  Arbeit  M.s  fortwährend  Bezug.  M.  hält 
am  primatus  iurisdictionis  des  Papstes  fest,  doch  »in  allgemeinen  Be- 
rathungen,  welche  die  ganze  Kirche  betreffen,  bilden  die  Bischöfe 
den  Senat  und  dieser  Gesammtheit  ist  der  Papst  untergeordnet,  ob- 
wohl er  das  Präsidium  derselben  f&hrtc  (S.  339).  Die  päpstliche  Un- 
fehlbarkeit gab  M.  nicht  zu  (s.  S.  340).  M.  nahm  sogar  an,  dass 
auf  den  allgemeinen  Concilien  jeder  Priester  ein  votum  decieiyum 
habe  (S.  342).  Eine  Consequenz  seiner  Anschauung  von  der  Stellung 
des  Papstes  zur  Gesammtheit  des  Episcopates,  die  auf  den  Concilien 
allein  thätig  ist,  da  die  an  und  für  sich  berechtigten  Priester  durch 
ihre  Geschäfte  verhindert  sind  (S.  342),  war  die  Ansicht  M.s,  dass 
die  Beschlösse  eines  allgemeinen  Goncils  nicht  erst  durch  Zustim- 
mung des  Papstes  Gültigkeit  erlangen  (S.  344).  »Die  ersten  acht 
allgemeinen  Concilien  beriefen  die  Kaiser,  was  durch  sie  am  besten 
geschehen  konnte,  da  der  bei  weitem  grösste  Theil  der  christlichen 
Welt  ihnen  unterworfen  wäre  (S.  344).  M.  ist,  wie  Seh.  S.  348 
richtig  bemerkt,  in  seinen  kirchenrechtlichen  Vorlesungen  über  das 
von  den  Gallikanem  gewöhnlich  vertretene  Episcopalsystem  hinaus- 
gegangen und  hat  dem  Zuge  seiner  Zeit  folgend  das  Presbyterial- 
system  vertreten.  Die  späteren  Arbeiten  M.s  zeigen  deutlich,  dass 
er  unablässig  bemüht  war,  sich  weiterzubilden.  Nach  einer  Aeus- 
sei-ung  in  der  4.  Auflage  der  Symbolik  vom  Jahre  1835  ist  das 
Episcopalsystem,  wie  es  durch  die  Synoden  von  Gonstanz  und  Basel 
zum  Ausdruck  gekommen  ist,  eine  schroffe  Ansicht,  die  »bereits  ver- 
schollen istc  (S.  353).  Die  Darstellung  zeigt  ims  M.,  wie  er  den 
Lehren  stets  näher  kommt,  die  durch  das  Yaticanum  ihre  Sanctionier- 
nng  erhalten  haben.  —  M.  verwirft  auch  in  den  kirchenrechtlichen 
Vorlesungen  die  Lehre  von  einer  directen  oder  indirecten  Gewalt  des 
Papstes  über  Fürsten  und  Völker ;  der  Idee  nach  ist  die  Kirche  dem 
Staate  übergeordnet,  der  thatsächlichen  Erscheinung  nach  stehen 
aber  beide  im  Verhältnis  der  Koordination  (S.  575).  M.  spricht  auch 
in  denselben  dem  Staate  ein  sehr  weitgehendes  Aufsichtsrecht  über 
die  Kirche  zu;  so  billigt  er  das  Placetum  regium,  die  appellatio 
tanquam  ab  abusu.  Die  persönlichen,  realen  und  lokalen  Inununi- 
täten  der  Kirche  waren  Privilegien  der  Fürsten  und  entziehbar 
(S.  577).  Nach  M.  hat  sowohl  der  Staat  als  die  Kirche  das  Becht, 
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trennende  Ehehindernisse  aufzustellen  (S.  598).  Es  ist  gewiss,  dass 
M.  gegen  Freunde  über  manche  seiner  früheren  Ansichten  mit  der 
entschiedensten  Missbilligung  sich  aussprach  (S.  581);  leider  lässrt 
sich  nicht  constatieren,  inwieweit  dies  rücksichtlich  mancher  in  den 
kirchenrechtlichen  Vorlesungen  vorgetragenen  Ansichten  geschehen 
ist.  Die  Arbeit  Sch.s,  die  volle  Beherrschung  des  Stoffes  zeigt,  mass 
als  ein  wichtiger  Beitrag  zur  Eenntniss  der  Geistesströmungen  des 
katholischen  Deutschlands  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahr- 
hunderts angesehen  werden;  sie  hilft  die  Anfllnge  einer  Bewegung 
erkennen,  die  später  so  mächtig  aufgestiegen  ist,  dass  dem  heutigen 
Geschlechte  fast  die  Erinnerung  an  die  Geistesarbeit  entschwunden 
ist,  die  den  Vorfahren  auferlegt  war.  Die  Studie  Sch.s  vervollständigt 
in  der  besten  Weise  das  Bild,  das  H.  Singer*  in  allgemeinen  Zügen 
von  den  Männern  entworfen  hat,  denen  das  katholische  Deutsch- 
land seine  Bestauration  verdankt  (s.  Deutsche  Zeitschrift  for  Eir- 
chenrecht  Bd.  5  S.  60  f.). 

TObinger  theologische  Quartalschrift.  79.  Jhg.  2.  Heft:  Gin 
galshi  (Braunsberg),  Die  Stellung  des  Papstes  Urbans  II.  zu  den 
Sacramentshandlungen  der  Simonisten,  Schismatiker  und  Häretiker 
S.  217 — 68.  Eine  eingehende  Untersuchung  aller  in  Betracht  kom- 
menden Aeusserungen  Urbans  IT.  (1088 — 1099)  fahrt  G.  zu  dem 
Urteile,  dass  derselbe  die  Sacramentshandlungen  der  Obengenannten 
nicht  für  sacramental  nichtig  gehalten  hat.  Das  schliesst  G.  insbe- 
sondere aus  dem  Umstände,  dass  denjenigen,  die  von  Simonisten  ge- 
weiht waren,  unter  gewissen  Voraussetzungen  das  Verbleiben  in  ihren 
Stellungen  gestattet  wurde,  ohne  dass  eine  neue  Ordinationshandlung 
an  ihnen  vorgenommen  wurde. 

Nouvelie  Revue  historique  de  droit  fran^ais  et  itranger.  21«  an- 
nee.  N^  2:  E.  Meynidl^  Le  manage  apräs  les  invasions  (3*  article) 
S.  117 — 148.  M.  hebt  hervor,  dass  die  Ehe  im  römischen  Rechte 
bei  der  Gewalt,  die  dem  paterfamilias  zukam,  nicht  zu  ihrer  vollen 
Entfaltung  gelangen  konnte;  die  Ehe  schafft  hier  noch  nicht  eine 
für  sich  bestehende,  unabhängige  Einheit.  Die  eheherrliche  Gewalt 
kommt  in  der  familia  des  römischen  Rechtes  nicht  zu  selbständiger 
Geltung.  Die  Abhandlung  schildert  die  Phasen,  die  das  römische 
eheliche  Güterrecht  erfahren,  die  Gesetzgebung  über  die  Ehescheidung 
und  den  Beweis  für  die  Ehe.  Der  Verfasser  verzichtet  fast  ganz  auf 
Angabe  der  Literatur.  •—  J.  lardif^  Une  coUection  canonique  poi- 
tevine  S.  149—216.  Die  Handschrift  Nr.  11  der  Stadt-Bibliothek  zu 
Bordeaux  enthält  neben  anderen  minder  wichtigen  canonistischen 
Stücken  eine  nicht  vollständig  erhaltene  Sammlung  in  7  Büchern. 


ZeUschriftenschau*  815 

Das  Werk  ist  von  sehr  geringer  Selbständigkeit ;  seine  Hauptquellen 
sind  das  Decret  Burchards  und  die  Sammlung  in  74  Titeln 
(s.  P.  Fourmer,  Le  premier  manuel  canonique  de  la  r^forme  du 
XI*  si^cle,  Born  1894,  Sonderabdruck  aus  den  Melanges  d'arch^o- 
logie  et  d'histoire  de  Tficole  de  Borne  t.  XIV).  Zwei  Tabellen  ver* 
zeichnen  die  Kapitel  unserer  Sammlung,  die  dem  Decrete  Burchards 
und  der  Sammlung  in  74  Titeln  entlehnt  sind.  Indem  die  Sammlung 
in  7  Büchern  den  Text  Burchards  zumeist  getreu  wiedergibt,  hat  sie 
selbst  für  dieBecension  des  Textes  des  Decretes  Bedeutung;  doch  hat  der 
Gompilator  manche  Kapitel  Burchards  wie  der  Sammlung  in  74  Titeln 
abgekürzt.  Der  Verfasser  der  Sammlung  in  7  Büchern  theilt  die 
Ideen  der  Gregorianischen  Beform ;  seine  Arbeit  fällt  in  die  letzten 
Jahre  des  11.  Jahrhundert.  Als  die  Heimat  des  Werkes,  das  wohl 
in  einem  Kloster  entstanden  ist,  darf  Poitou  angesehen  werden. 
Darauf  deutet  der  Umstand,  dass  unsere  Sammlung  am  Schlüsse  des 
ersten  Buches  die  Beschlüsse  der  Synode  von  Poitiers  vom  Jahre 
1078  enthält.  Die  Handschrift  Phittipps  1778,  jetzt  in  der  könig- 
lichen Bibliothek  zu  Berlin,  die  ihrem  Inhalte  nach  eine  aufTallende 
Aehnlichkeit  mit  unserer  Sammlung  zeigt,  nennt  in  einer  Formel 
die  Kirche  des  hl.  Hilarius  in  Poitiers.  Der  interessanten  Einleitung 
folgt  eine  höchst  sorgMtige  Inhaltsgabe.  T.  verzeichnet  die  üeber- 
Schriften  der  Bücher  der  Sanmalung,  bei  den  einzelnen  Büchern  wer- 
den die  Bubriken,  die  Inscriptionen ,  die  Anfangs-  und  Schlussworte 
der  Kapitel  angegeben.  Die  Verweisungen  in  den  Anmerkungen 
lassen  rasch  den  vollständigen  Text  des  Kapitels  auffinden.  Die  An- 
gabe T.s  ersetzen  dem  Fachmanne  eine  Textausgabe  der  Sammlung, 
die  bei  der  geringen  Selbständigkeit  der  Arbeit  als  überflüssig  er- 
scheinen muss.  unsere  Sammlung  zeigt  aufs  neue  den  mächtigen 
Einfluss,  den  das  Werk  des  Bischofs  von  Worms  auf  die  Folgezeit 
gehabt  hat.  T.  hat  durch  diese  Arbeit  ebenso  den  Dank  der  Cano- 
nisten  verdient,  wie  durch  seine  Ausgabe  der  Sununa  de  legibus 
Normanniae  in  curia  laicali  den  der  Romanisten. 

Zeitschrift  fOr  internationales  Privat-  und  Strafrecht  hgg.  von 
F.  Böhm  und  Th.  Niemeyer.  7.  Bd.  (Jhg.  1897)  3.  Heft :  J.  Keidel, 
Das  internationale  Eherecht  nach  <l^m  Bürgerlichen  Gesetzbuche  für 
das  deutsche  Beich  und  den  Beschlüssen  des  Institut  de  droit  inter- 
national (vom  5.  September  1888)  und  des  internationalen  Kongresses  in 
Haag  (1893  und  1894).  S.  228—44.  Die  lehrreiche  Darstellung  zeigt, 
dass  der  Satz :  locus  regit  actum  nur  mehr  von  der  Form  der  Ehe- 
schliessung festgehalten  wird,  das  Recht  der  Eheschliessung,  die  in- 
iwren  Bedingungen  für  die  OüUigheU  der  Ehe  richten  sich  nach 
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dem  Nationalgesetze  eines  jeden  der  zukünftigeu  Ehegatten,  unter 
dem  Vorbehalte  jedoch,  dass  wenn  das  Natiohalgesetz  es  zulässt, 
auch  dem  Gesetze  des  Wohnsitzes  oder  des  Eheschliessungsortes 
Rechnung  getragen  wird.  Diese  Ausnahme  trifft  z.  B.  hinsichtlich 
englischer  Unterthanen  zu. 
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Ed.  Haider.   Leipzig  (Teubner)  1897. 

6mür^  Max:  Uehe^sicht  der  BechtsgueUen  des  Kantons  St.  OaUefi 
bis  /mm  J.  1798.  Hrsg.  vom  histor.  Verein  des  Kantons  St  Gallen. 
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Uaensdmann^  Ludw.:  Urkundenbuch  der  Stadt  Braunschweig.  IL 
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stern) 1897.   gr.  8^   XVI.  412  S. 
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nistri  glis,  in  lucem  editum.  Ad  Claras  Aquas  (Qnaracchi)  Frei- 
burg (Herder)  1897.   gr.  S^   S.  XI.  1149.  Pr.  8  M. 

Monumetda  Qermaniae  bistorica  inde  ab  a.  Chr.  D.  usque  ad  a.  MD, 
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